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Das Ölgemälde »Die Sieben Todsünden« 
[1]

 schuf Otto Dix (1891–1969), nachdem er im Frühjahr 1933 seine Professur an der Akademie für Bildende Künste in Dresden verloren hatte. Das Hitlerbärtchen der tückischen, vor Neid gelb angelaufenen Zentralfigur ergänzte er 1947. (Staatliche Kunsthalle Karlsruhe)














 Die Frage aller deutschen Fragen




Die Frage nach der Genese, nach dem »Wie war es möglich?«, wird wohl die einzige sein, die noch an uns gerichtet, zu der vielleicht noch etwas zu sagen sein wird.


Felix Hartlaub (1913–1945), 30. Mai 1944




Warum begeisterten sich seit 1932/33 viele Zehnmillionen Deutsche für Adolf Hitler, der in allen Wahlkämpfen versprochen hatte, als Erstes die republikanische Verfassung zu zerstören? Wie gelang es der von ihm geführten Regierung von 1933 an, die vielen Skeptiker in den Zustand halbwegs zufriedener Passivität und später in Regungslosigkeit zu versetzen? Wie wurden so viele Deutsche in den folgenden Jahren zu aktiven, gefügigen oder stillen Mitmachern, zu Ideengebern, Organisatoren, Helfershelfern und Vollstreckern des Massenmordens? Warum kämpften Millionen deutsche Soldaten bis zum letzten Tag, obwohl ein Sieg längst unmöglich geworden war? »Wie in aller Welt hat dieses Volk so enden können?« Das fragte der 1933 ins Exil gejagte Wilhelm Röpke (1899–1966) im Winter 1944/45.

Obwohl die Literatur zur NS
 -Zeit täglich um eine Vielzahl von Veröffentlichungen zunimmt, immer gründlicher alle möglichen Detailprobleme ausleuchtet, ist die zentrale Frage aller deutschen Fragen »Wie konnte das geschehen?« in Vergessenheit geraten. In den folgenden zwölf Kapiteln soll versucht werden, Antworten auf diese eine Frage zu geben. Sie sollen zur Diskussion und zum weiteren Nachdenken anregen.

Auf das Thema gebracht hat mich vor bald 30 Jahren meine jüngste Tochter. Sie war damals 16 Jahre alt und fragte von sich aus, ob wir 
 gemeinsam die KZ
 -Gedenkstätte Sachsenhausen besuchen könnten. Das taten wir. Gegen Ende meinte sie: »Sag’ mal, und bei all dem war Opa irgendwie dabei?!« Ich antwortete: »Ja – irgendwie auch.« Dieser Opa, Ernst Aly (1912–2007), kann guten Gewissens als unbedeutender Mitläufer gelten. Er hatte es mit mir nicht leicht, wurde aber im späteren Alter relativ gesprächig. Hin und wieder erzähle ich auf den folgenden Seiten auch von ihm, nicht um mich von meinem Vater zu distanzieren, sondern um an einigen Stellen zu zeigen, wie sich das Große im Kleinen spiegelte. Auf manche Spiegelungen bin ich erst während der Arbeit an diesem Buch gestoßen. Warum wurde Oberleutnant Aly als nur halbwegs genesener, nicht mehr kriegsverwendungsfähiger Schwerverwundeter im Sommer 1943 für fünf Wochen ins ehemalige Olympische Dorf bei Berlin kommandiert? Dieses und noch ein zweites biographisches Rätsel ließen sich lösen und mit der großen Staats- und Kriegsgeschichte verbinden.

Nach dem Abitur absolvierte Ernst Aly 1932 bis 1934 eine kaufmännische Lehre bei der Metz AG
 in Freiburg i.Br. (»eine jüdische Firma«, wie er später zu betonen pflegte). Ein Studium kam während der Krisenzeit nicht in Frage. Anschließend arbeitete er für Metz ein Jahr lang in Berlin, dann studierte er – dank eines Stipendiums – relativ kurz an der Deutschen Kaufmannsschule in Hamburg. Anschließend diente er, obwohl als weißer Jahrgang dazu nicht verpflichtet, ein Jahr beim Infanterieregiment 12 (Halberstadt) und beendete die Militärzeit im Oktober 1936 als Offiziersanwärter. Damit war das fehlende Studium gemäß damals gültiger gesellschaftlicher Normen hinreichend kompensiert.

Im Januar 1937 folgte er der Anfrage eines Freundes und wurde Heimbau-Referent der Gaujugendführung in der Saarpfalz. Seinen Antrag zur Aufnahme in die NSDAP
 stellte er im Sommer desselben Jahres. Als Soldat wurde er kurz im Frankreichfeldzug eingesetzt, später diente er von Dezember 1942 bis Mitte Februar 1943 für ein paar Wochen an der Ostfront. Er wurde beim ersten Gefecht schwer verwundet, blieb nur sehr eingeschränkt kriegsverwendungsfähig und 
 leitete von Anfang 1944 bis Kriegsende die Kinderlandverschickung im Sudetenland. Das war die verantwortungsvollste berufliche Position, die er jemals bekleidet hat. Die Erfahrung, plötzlich vor einer riesenhaften Aufgabe zu stehen, teilte der Einunddreißigjährige mit Hunderttausenden Altersgenossen. Im Sudetenland musste er ständig improvisieren und schließlich die ihm anvertrauten 15000 Mädchen und Jungen vor der heranrückenden Front zurückführen.

Alle diese Aufgaben erledigte mein Vater mit Schwung und Erfolg. Mit Morden und Kriegsverbrechen hatte er nichts zu tun, mehrfach davon gehört sehr wohl. Darüber sprach er erst spät und stückchenweise. Zweifellos bildete auch er eine der vielen kleinen Stützen Hitlerdeutschlands. Die Kinderlandverschickung (KLV
 ) rettete im Bombenkrieg vielen das Leben, und es gibt nicht wenige positive Berichte darüber, auch Dankschreiben an ihn. Aber: Die aus dem Apparat der Hitlerjugend hervorgegangene KLV
 war eben auch eines jener tückischen Instrumente, mit denen die NS
 -Regierung die weitgehende gesellschaftliche Atomisierung vorantrieb. Sie nahm den Eltern unmittelbare Sorgen ab, hielt sie auf Trab und gefügig. Alle waren beschäftigt, schrieben Briefe hin und her und funktionierten.

Renate Bandur, die von Berlin mit ihrer Klasse nach Spindlermühle im Riesengebirge verschickt worden war, beschreibt in ihrem Buch sehr plastisch, wie vergleichsweise angenehm es dort 1944 unter der Ägide von Ernst Aly zuging. Ihre Berichte decken sich mit seinen Erzählungen. Ihm oblag es, den Schulunterricht, die Unterbringung in beschlagnahmten Hotels, die Versorgung mit Essen und die ärztliche Betreuung zu gewährleisten. In seinen Worten: »In diesen Tag- und Nachteinsätzen habe ich Lehrerinnen und Lehrer, Führerinnen und Führer, Ärzte, Verwalter, Hauseigentümer und Pfarrer kennengelernt, die ihre ganze Kraft und Fürsorge den zeitweilig über 15000 Jungen und Mädchen gaben.« Vom tschechischen Hilfspersonal berichtete er, die gemeinsame Arbeit habe bis zum Schluss vorzüglich geklappt.

Während jüdische Kollegen häufig über ihre Verwandtschaft schreiben, ist das unter nichtjüdischen deutschen Historikern unüblich. 
 Manche befürchten womöglich, sie könnten mit Beispielen aus der eigenen Lebenswelt ihre fußnotenstolze Objektivität einbüßen. Die älteren, noch von der Hitlerjugend geprägten, dann auch als Flakhelfer oder Soldaten eingezogenen Historiker hätten über sich selbst schreiben müssen. Einem so produktiven Kollegen und Freund wie Hans Mommsen (1930–2015), der privat viel und innerlich bebend über die komplizierte Geschichte seines Vaters sprach, hätte das vermutlich gutgetan (Kapitel III
 /2). Auch in meiner Generation gibt es Kollegen, mit denen ich lange und eng zusammengearbeitet habe, die mir erst Jahrzehnte später erzählten, die Eltern seien 1939 in eine arisierte Villa an der Heidelberger Schlossbergstraße eingezogen und man besitze die wunderschönen Jugendstilmöbel noch immer, oder, ein anderer Fall, der Vater habe als Direktor eines bedeutenden oberschlesischen Metallbetriebs Arbeiter aus dem benachbarten Außenlager des KZ
 Auschwitz eingesetzt. Der Historiker Per Leo hat die Familiengeschichte in der Form des Romans »Flut und Boden. Roman einer Familie« (2014) präsentiert. Familiäre und lebensgeschichtliche Hintergründe beeinflussen und fördern die historiographische Auseinandersetzung mit Hitlerdeutschland noch immer in vielfältiger Weise. Im Übrigen erreichen jeden deutschen Zeithistoriker häufig Fragen von Angehörigen der ersten, zweiten und nun schon der dritten Nachkriegsgeneration, die unbedingt wissen möchten, was die Väter oder Großväter, seltener die Mütter und Großmütter, in der NS
 -Zeit getan, nicht getan oder verbrochen haben.
[1]
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1
 Wie konnten all diese Verbrechen geschehen?



Die Nähe erklärt das weit verbreitete Bedürfnis nach maximaler Distanz. Die Menschheitsverbrechen der Hitler-Jahre begingen Deutsche, die in der Regel weder vorher noch nachher kriminell handelten, Menschen auch, die sich intellektuell und moralisch kaum von 
 uns Heutigen unterschieden. Sie stammten aus allen Schichten der Bevölkerung. Gut ausgebildete Musiker und Juristen wurden ebenso zu Massenmördern wie Polizisten, Büroangestellte, Bauern, Fach- oder Hilfsarbeiter. Gegen alle Fakten bleibt es eine beliebte Fiktion, die Anhänger und Funktionäre des Nationalsozialismus seien hauptsächlich »desorientierte Kleinbürger« gewesen oder hätten zumindest einer eingrenzbaren sozialen Kohorte angehört. Die Freunde solcher Zuschreibungen suggerieren, man könne eine bestimmter Umstände halber besonders mörderische Gruppe historisch dingfest machen und aus der Gegenwart exkommunizieren. Die Versuche, die Verbrechen Hitlerdeutschlands auf möglichst kleine oder wenigstens genau umrissene soziale Milieus zurückzuführen, lassen sich als menschliche Anstrengungen zur Reduktion von Schuld und Verantwortung ohne weiteres verstehen. In den geschichtlichen Tatsachen finden sie keinerlei Stütze.

Der Nationalsozialismus verschmolz Staat und Gesellschaft zunehmend, doch kennzeichnete ihn – verglichen etwa mit dem Herrschaftssystem Stalins – ein hohes Maß an innerer Pluralität. Hitler setzte nicht auf absolute Linientreue, nicht allein auf die Minderheit strammer, hundertfünfzigprozentiger Parteigenossen und Gefolgsleute. Gewiss standen Hunderttausende Parteigenossen vielen Exzessen innerlich fern, andererseits taten sich Vordenker und Förderer, Soldaten, Offiziere und Generäle als loyale und hilfreiche Diener des Mordregimes hervor, die der Partei niemals angehörten. Indirekt begünstigte der Verzicht auf das Einfordern blinder Gefolgschaft den Vernichtungsterror. Die Stillen, die Harmlosen, die fünfzig- oder achtzigprozentigen Unterstützer bildeten den Boden, auf dem die Politik der Lügen und des Aufrüstens gedieh. Die mit Hilfe ungedeckter Kredite errichteten Prunk- und Zweckbauten sowie die gleichfalls ohne solide finanzielle Grundlage ausgestreuten sozialen Wohltaten wirkten schnell integrativ. Sie erzeugten das bald weit verbreitete Gefühl, man gehe besseren Zeiten entgegen. Auf dem so geschaffenen, zu keinem Zeitpunkt festen Boden entwickelte sich zum einen die 
 Staatsloyalität einer wachsenden Mehrheit, zum anderen die Politik innerer und bald nach außen gerichteter Expansion. Sie stellte jeden Einzelnen vor immer größere Aufgaben, verlangte immer schnellere Anpassungsleistungen, mobilisierte riesenhafte menschliche und materielle Ressourcen und Reserven zu weithin negativen Zwecken, während sich konkrete, wirklich erreichbare Ziele des im Krieg ständig gesteigerten Aktivismus schon bald im Ungefähren, schließlich im Unsichtbaren verloren.

Wie konnte es gelingen, für den Zweiten Weltkrieg mehr als 18 Millionen deutsche Soldaten zu mobilisieren, die Europa von Warschau bis zum Nordkap und zum Kaukasus, von Leningrad bis Nordafrika und Rhodos mit beispielloser Gewalt überzogen? Auf welchen gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Grundlagen entfaltete Hitlerdeutschland seine ungeheuerlich zerstörerische Dynamik? Wie konnten sich seit 1933 – beginnend in der Situation extremer ökonomischer Schwäche, gesellschaftlicher wie politischer Wirren – derart starke negative Energien zusammenballen und dann mit unvorstellbarer Wucht entladen? All das geschah in einer historisch, selbst lebensgeschichtlich extrem kurzen Zeit von nur zwölf Jahren. Wobei die Kernzeit lediglich acht Jahre betrug: Von 1933 bis Ende 1934 musste sich die neue Staatsmacht konsolidieren; von 1943 bis zum Mai 1945 vollzog sich die blutig verzögerte, jedoch unabwendbare Niederlage. Generalisierend lässt sich sagen, bis 1939 wurden die durch und durch negativen Energien im trügerischen Schein allgemeinen Aufschwungs gespeichert und sodann in beispiellosen Eroberungs-, Raub- und Vernichtungskriegen zur Explosion gebracht.

Für die Antwort auf die Frage »Wie konnte das geschehen?« müssen vor allem die Entstehung und die Auswirkungen politischer, gesellschaftlicher und militärischer Dynamiken dargestellt werden. In ihrem Buch »Soldaten. Protokolle vom Kämpfen, Töten und Sterben« schreiben die Historiker Sönke Neitzel und Harald Welzer über die innere Situation in Hitlerdeutschland, diese müsse als »hochintegrativer gesellschaftlicher Prozess betrachtet werden, der Ende Januar 
 1933 begann und mit der endgültigen Niederlage im Mai 1945 zu Ende ging«. Die sofort einsetzende »ungeheuer beschleunigte Praxis der Ausgrenzung« verband sich mit den gleichfalls sofortigen »vielen sinnfälligen symbolischen und materiellen Aufwertungen« derer, die dazugehören sollten. Und das war die Mehrheit: »Daraus«, so Welzer und Neitzel, »schöpfte das nationalsozialistische Projekt seine psychosoziale Attraktivität und Durchschlagskraft.« Es geht im Folgenden daher nicht um die möglichst akribische Geschichte einzelner Institutionen und Verbrechenskomplexe. Vielmehr soll untersucht werden, wie sich in einer geschichtlich nicht ungewöhnlichen Situation Triebkräfte anreicherten (und weiterhin anreichern können), die am Ende zu den von den Deutschen begangenen, arbeitsteilig geförderten Verbrechen führten.

Der Philosoph und Zeitdiagnostiker Oswald Spengler (1880–1936) hatte die »nationale Umwälzung« herbeigesehnt. Das hinderte ihn nicht, die politische Technik der Machtentfaltung im Juli 1933 zutreffend zu analysieren: Er bezeichnete sie als seltsamen »Wirbel von Stärke und Schwäche«. Die Wörter Wirbel, Schwäche und Stärke verweisen auf zentrale Elemente der Politik und Propaganda, Volksführung und Volksbetäubung im nationalsozialistischen Deutschland. Wobei Spengler sich im Sommer 1933 noch kein Bild von den äußerst zerstörerischen Kettenreaktionen hatte machen können, die aus dieser Konstellation folgten: Tempo, Tempo, im Volk Siedehitze erzeugen, extreme, mit Ängsten verbundene innere Spannung, gefolgt von kurzer Entspannung und abermals künstlich erzeugter und gewollter Hochspannung. Auf solche Weise ließen sich die Verhältnisse durcheinanderwirbeln und starke Sogwirkungen entfesseln. Schnelligkeit galt Joseph Goebbels (1897–1945) als »Mutter des Erfolges«.
[1]



In den folgenden zwölf Kapiteln thematisiere ich, nicht immer chronologisch, wie die Massenbasis des nationalsozialistischen Staats entstand und mit welchen – wechselnden und einander ergänzenden – Methoden sie stabilisiert wurde. Eine wichtige Rolle spielen soziale Aufstiegsversprechen und -wünsche, ebenso die ungeheure 
 Beschleunigung des Lebens, die ständige Mobilisierung zwischen Angst und Hoffnung, Frieden und Krieg, Selbstvergottung und Selbstvernichtung.

Nicht zuletzt rücke ich die Alters- und Sozialstruktur der NSDAP
 -Mitglieder in den Blick, die Folgen hemmungsloser Staatsverschuldung, ebenso die Gefühls- und Stimmungsschwankungen im Krieg. Nicht ausgelassen werden zahlreiche Prozesse und massenhafte Ermittlungen gegen katholische Priester und Laienbrüder, die sich an Minderjährigen sexuell vergangen hatten. Damit soll im Zusammenhang dieses Buches nicht die katholische Kirche schlechtgemacht, sondern gezeigt werden, wie die NS
 -Führung zielgenau an diesem Punkt ansetzte, um die beachtliche Widerständigkeit vieler Katholiken, ihrer Priester und Bischöfe erfolgreich zu brechen. Desgleichen müssen die Mittel einbezogen werden, mit denen es Gewerkschaftern, Sozialdemokraten und auch zuvor überzeugten Kommunisten 1933/34 erleichtert wurde, sich relativ bequem in die neuen Verhältnisse einzufinden. Dabei ist der nur punktuelle, wohldosierte und fürs Erste bald nachlassende Terror zu berücksichtigen. Wegen der in gewerkschaftlichen, sozialistischen und sozialdemokratischen Kreisen zur Wahrheit erhobenen, jedoch unrichtigen Behauptung, die Gewerkschaften seien am 2. Mai 1933 komplett zerschlagen worden, beansprucht dieser Abschnitt etwas mehr Platz.

Den evangelischen Landeskirchen gehörten damals zwei Drittel der deutschen Bevölkerung an. In ihrer Mehrheit mussten die deutschen Protestanten weder mürbe gemacht noch mit besonderen Angeboten für den Nationalsozialismus gewonnen werden: Schon vor 1933 wählten sie die Partei Hitlers mehr als doppelt so häufig wie Katholiken. Im zweiten Teil des Buches, der die Zeit des Krieges behandelt, stehen die Beschleunigung des Lebens, das höchst agile Management der Staatsführung und die sozialintegrative Wirkung der von Deutschen begangenen Großverbrechen im Zentrum.

Nicht selten werden Handlungs- und Verhaltensweisen dargestellt, die jeder kennt: Nützlichkeitserwägungen, das Ausgleichen 
 widerstreitender Interessen zum Nachteil Dritter, das Konsolidieren prekärer Situationen mittels Partizipation und materieller Umverteilung, das Überwinden kollektiver Selbstzweifel mit Hilfe der Selbsterhöhung der eigenen Großgruppe zur besonders edlen Wertegemeinschaft, verbunden mit der Herabwürdigung angeblicher, stets kollektivistisch definierter Gegner. Mit solchen politischen Mitteln lässt sich eine verbesserte soziale Integration der eigenen Großgruppe günstig beeinflussen. Im Fall Hitlerdeutschlands handelte es sich um die als biopolitisch wertvoll erachteten Deutschen. Das waren die allermeisten. Nicht unaktuell erscheint auch der Umstand, dass sich der Nationalsozialismus als identitäre Massenbewegung präsentierte, die für das Ende erlittener Demütigungen eintrat, Denkmäler stürzte, Straßen umbenannte und ihre Anhänger als per se bessere Menschen qualifizierte, denen die Zukunft gehöre.

Ohne Frage arbeitete Hitlers Regierung mit politischen Techniken, die – in milderer Form – weiterhin in Gebrauch sind: die Manipulation von Informationen, die Zerstörung öffentlicher Räume, in denen gesellschaftliche Angelegenheiten frei diskutiert werden können; die Politik ungedeckter Staatsschulden; soziale Geschenke an die Massen bei zunehmend autoritärer Staatsführung; das Entfachen von Vorurteilen und Hass gegen geeignete und klar erkennbare Minderheiten, generalverdächtige Personen und Institutionen. All das geschah im Zeichen eines hektischen, am monströsen Anschwellen der Gesetzes- und Verordnungsblätter messbaren Aktionismus, der Schwindelgefühle erzeugte und das Nachdenken lähmte.

Dazu passte die inhaltliche Unbestimmtheit des nationalsozialistischen Programms. Es ist irreführend, wenn noch immer von »der Naziideologie« gesprochen wird. Die gab es nicht. Tatsächlich handelte es sich um wechselnde, situativ modifizierte politische Programme. Sie folgten den Grundideen des Machtgewinns und des Machterhalts. Auch existiert kein genuin nationalsozialistischer Antisemitismus. Jedoch erkannten die Führer der NSDAP
 früh, wie leicht ihnen der Programmpunkt »Kampf gegen jüdische Vorherrschaft« eine weit über 
 den engeren Kreis ihrer Gefolgsleute hinauswachsende Zustimmung verschaffen würde. Daraus ergab sich später die Möglichkeit, dem Volk auf Kosten erst mit Berufsverboten belegter und dann enteigneter Juden einige Vorteile zu verschaffen. Auch mit Hilfe des gemeinsam begangenen und Stück für Stück gesteigerten Unrechts gelang es, die Mehrheit der eigenen Bevölkerung in die Gefolgschaft zu bugsieren, seit 1941 in eine zunehmend fester verbundene und schließlich an die eigene Führung gekettete Gemeinschaft des Verbrechens.

Der ins Exil getriebene Politikwissenschaftler Franz Neumann (1900–1954) ging 1942 davon aus, der Nationalsozialismus besitze »keine eigene politische Theorie«, und die Ideologien, die er benutze oder bei Bedarf fallen lasse, seien »nichts weiter als arcana dominationis«, also Herrschaftstechniken. Der US
 -amerikanische Humanwissenschaftler W.E.B. Du Bois (1868–1963), der in den 1890er Jahren in Berlin studiert hatte und 1936 mehrere Monate durch Deutschland reiste, sprach von der »neuen Weltanschauung des Hitlertums«. Diese Weltanschauung »ist ein noch wachsendes, sich entwickelndes Gedankengut, dem eine ständig zunehmende Zahl von Deutschen mit verkrampfter Begeisterung folgt«. Verkrampft? Was ahnten, was fürchteten die Menschen? Du Bois konstatierte nach dreieinhalb Jahren Nationalsozialismus, mittlerweile würden neun von zehn Deutschen Hitler unterstützen. Doch habe das für sie selbst etwas Unheimliches. Es sei, so Du Bois, ein merkwürdiges Deutschland entstanden – »schweigsam, nervös und bedrückt«, nur im Flüsterton sprechend.
[2]



Aus den skizzierten Faktoren entstand zunächst eine eigentümliche Mischung aus »Kraft durch Freude und Erfolg«, dann im Krieg – angesichts ständig wachsender Risiken – ein sozialer Kitt aus »Kraft durch Unentrinnbarkeit und Furcht«. Das Arrangieren solcher politischen Situationen bedarf keiner spezifischen Ideologie. Die Grundelemente, mit deren Hilfe Hitlerdeutschland seine zerstörerischen Kräfte entfaltete, sind altbekannt und finden sich zum Beispiel in dem 1933 von Otto Dix gemalten Kommentar – in dem Gemälde »Die 
 Sieben Todsünden«. Tückisch und misstrauisch schielend, gelb vor Neid (Invidia) hockt das »Scheusal«, wie Thomas Mann Hitler nannte, im Zentrum des Bildes auf der raffgierigen, vermeintlich ewig zu kurz gekommenen Hässlichkeit Geiz (Avaritia). Links lauert ein germanisch behörnter Wüterich, den Dolch zum Stoß gegen jeden noch so harmlosen Widersacher erhoben: Er verkörpert den Zorn (Ira) – »die rachsüchtige, kreuzigende Kreatur aller Zeiten«, wie Ernst Bloch (1885–1977) in seinem Aufsatz »Hitlers Gewalt« die eigenen Münchner Erfahrungen mit Revolutionen, Putschversuchen und Konterrevolutionen 1924 zusammenfasste.

Dahinter steht die ewig gleichgültige, anpassungsgeübte, gedankenfaule Trägheit (Accidia), das Volk, dargestellt als todbringender Sensenmann: die Augenhöhlen leer, die linke Brust aufgerissen, statt des pulsierenden Herzens klafft dort ein Loch, bewohnt von einer Kröte. Hitler bezeichnete den von ihm gelenkten, für den Erhalt seiner Herrschaft so wichtigen Hauptteil seines Volkes als »Masse der Mitte« (Kapitel VII
 .1). Die drei sichtbaren Gliedmaßen der opportunistisch tänzelnden, blick- und richtungslosen Accidia sind eher halbherzig zum schlapp angedeuteten Hakenkreuz formiert, die Hände mit weißen Handschuhen vor Blut geschützt. Wer im tödlichen Geschäft so viel Umsicht walten lässt, wird seine Hände hernach in Unschuld waschen, sich und allen anderen weismachen wollen, man sei stets sauber geblieben und habe von allem nichts gewusst.

Neben den Bösewichten naht mit geöffneten, rötlich vaginalisch ausgeformten Schenkeln einladend die Wollust (Luxuria). Lüstern, am Mund mindestens ein syphilitisches Geschwür, lockt sie zum schnellen, die Folgen ignorierenden Genuss. Oben rechts über der luziferischen Szenerie thront die selbstsüchtige Völlerei (Gula). Unersättlich in sich hineinfressend, das Maul weit aufgerissen, grapscht sie nach allem und jedem, kann niemals genug vom Arisieren und Rauben kriegen. Links daneben die Superbia (der Hochmut), eine betont hochnäsig dargestellte Person unbestimmten Geschlechts und sozialen Rangs, die sich als besonders gelungenes Exemplar des arischen 
 Edelvolkes dünkt. In ihrem Gesicht prangen Ausschläge und Pockennarben, an die Stelle des Mundes malte Dix den Schließmuskel des Afters – ein rassenreines Arschgesicht.

Gewiss kannte Otto Dix das berühmte Tafelbild »Der Tisch der Weisheit«, auch »Die Sieben Todsünden« genannt, das Hieronymus Bosch (um 1450–1516) geschaffen hatte. »In der abstoßendsten Vulgarität« rückte der niederländische Maler den Zorn und die Gefräßigkeit ins Zentrum, wie der Kunsthistoriker Wilhelm Fraenger (1890–1964) schrieb: »Sie stellen sich als vierschrötige, feiste Klötze dar, die wie mit Lastern vollgestopfte Säcke wirken.« In Boschs Accidia, dargestellt als vornehme Bürgersfrau, die sich zum Kirchgang herausgeputzt hat, sieht Fraenger den »Seelenzustand des Absinkens in stumpfe Lethargie«. Sie ist »fix und fertig angezogen, (…) kommt aber nicht vom Fleck«: »Sie ›willwankt‹«, wie das Schweizerdeutsch eine solche zugleich wollende und nicht-wollende, vorwärtsstrebende und zurückschreckende Verfassung nennt. Willwänkig ist das dazugehörende, kraftvoll beschreibende Adjektiv.
[3]



Wir werden noch sehen, welche politische Rolle die Wutbürger und die ewigen Neidhammel in Hitlerdeutschland spielten, die schulterzuckenden, trägen Opportunisten, die Raffgierigen, die Hochmütigen, die für jede Bestechung empfänglichen Geizhälse und diejenigen, die den kurzen Freuden militärisch-siegesgewisser Adrenalinausschüttungen und anschließender Besuche im Landserbordell zugetan waren. Selbstverständlich mischten sich die von der NS
 -Führung zielsicher als Lockmittel genutzten sieben Hauptsünden in jedem einzelnen Deutschen ganz unterschiedlich.

Die Frage »Wie konnte das geschehen?« – Hitler, how could it happen? – spielt seit mehr als 40 Jahren in allen meinen Büchern eine zentrale Rolle. Am Beispiel der Statistiker, Standesbeamten und Registratoren in den Meldeämtern habe ich zusammen mit Karl Heinz Roth die »restlose Erfassung« zum Zweck der Herrschaftsstabilisierung untersucht. Im Fall der Euthanasiemorde rückte ich das Verhalten der Mordorganisatoren genauso ins Zentrum wie das der 
 Angehörigen; in dem gemeinsam mit Susanne Heim verfassten Buch »Vordenker der Vernichtung« geht es um die stützende Rolle akademisch gebildeter Eliten, um deren Wohlgefühl, wenn sie von der Theorie zur Praxis schreiten, von den Mächtigen gehört und politisch wirksam werden können.

In dem Buch »Endlösung« stehen die selbstgeschaffenen Zwänge im Mittelpunkt, die sich aus den Projekten zur ethnischen Homogenisierung ergaben, dem Heim-ins-Reich der Volksdeutschen, der Vertreibung und Zwangsumsiedlung von Elsässern, Polen, Slowenen und anderen Bevölkerungsgruppen. Daraus folgte dann die Frage: Wohin mit den Juden, dieser Minderheit par excellence (Hannah Arendt)? Dieses Buch verifiziert mit Hilfe bis dahin wenig benutzter historischer Dokumente der Zwangsumsiedler, die früh von Raul Hilberg (1926–2007), Martin Broszat (1926–1989) und Hans Mommsen entwickelte These, die nationalsozialistische Judenpolitik sei nicht einem vorgefassten Plan gefolgt, sondern habe sich situativ entwickelt und radikalisiert.

Mein Buch »Hitlers Volksstaat« behandelt die sozial- und finanzpolitischen Techniken, mit denen die NS
 -Führung das Volk, die Soldaten und die Heimatfront, also vor allem die Frauen, bei Laune hielt. Das gelang mit Hilfe sozial ausgleichender Gerechtigkeit (etwa im Fall der Lebensmittelzuteilungen im Krieg), mittels verschleierter Staatsschulden, rücksichtsloser Enteignung von Juden und Polen sowie gut organisierter kriegerischer Raubzüge. Bleiben noch die beiden Bücher zum Antisemitismus »Warum die Deutschen? Warum die Juden« und »Europa gegen die Juden«. Sie erzählen vom Sozialneid auf die geistig und wirtschaftlich schnell voranstürmenden Juden und dem daraus entstehenden modernen, wirtschaftlich und sozial basierten, folglich für politische Parteien programmatisch anschlussfähigen Antisemitismus.

Das vorliegende Buch stützt sich auch auf frühere Ergebnisse meiner Forschungen, folgt jedoch einer ganz anders gestellten Frage: Wie gelang es der deutschen Führung, die stets prekäre Einheit von Volk 
 und Führung zwölf Jahre und drei Monate lang zu wahren? Das gelang nicht nur trotz aller Verbrechen, sondern – wie zu zeigen sein wird – auch wegen dieser Verbrechen. Die zentralperspektivisch angelegten Kapitel handeln von den Herrschaftstechniken Hitlers, seiner engeren Mitarbeiter und Vertrauten, von den vielfältigen, den weichen, harten und hochkriminellen, stets in Kombination angewandten Methoden des Gewinnens, Ausübens und Erhaltens von Macht. Nicht alle, aber viele der dafür angewandten Mittel erscheinen für sich genommen harmlos. Erst in der Kombination und besonderen Intensität entfalteten sie ihre spezifische Wirkung, die alle rechtlichen, moralischen und religiösen Normen sprengte.






2
 Hinweise zu den Quellen und zur Lektüre



Die Voraussetzungen für die vorliegende Studie haben sich dank der zahlreichen Spezialforschungen und Dokumentationen zum Nationalsozialismus in den vergangenen Jahrzehnten entscheidend verbessert. Das quellentechnisch belegbare Wissen zur Judenverfolgung, zum Primat der Politik über die Ökonomie, zu den Fragen des inneren sozialen Zusammenhalts oder den Stimmungsschwankungen in der Bevölkerung ist wesentlich dichter geworden. Dasselbe gilt hinsichtlich der Entscheidungsabläufe in den politischen und militärischen Führungszirkeln. Dank vielfältiger empirischer Studien gerieten frühere Versuche, die hitlerdeutschen Jahre in sogenannte Faschismustheorien, wahlweise in pauschalisierende Begriffe wie Diktatur oder Totalitarismus zu bannen, mit Recht in Vergessenheit. Inzwischen sind Hitlers Reden vor 1933 vom Münchner Institut für Zeitgeschichte (IfZ) ediert. Im Internet lassen sich zahlreiche Quellen, Aufsätze und Hinweise auf Bücher leicht und schnell finden.

In den folgenden Kapiteln spielt Joseph Goebbels aus zwei Gründen eine wichtige Rolle. Zum einen als Minister für Volksaufklärung 
 und Propaganda. Heute würde man ihn als Director eines ständig wachsenden Executive committee of communications and political branding bezeichnen, der – gestützt auf mitdenkende, hochmotivierte und kreative Multimediateams – Tag für Tag das politische Wording und Framing festlegt, nachjustiert, es an die jeweiligen, häufig wechselnden Lagen anpasst, das ständige Schwanken oder nur geringfügige Oszillieren der Volksstimmung im Auge behält und zu beeinflussen versucht.

1939 arbeiteten in dem neu errichteten, für damalige Verhältnisse riesigen Ministerium 2000 Bedienstete, hinzu kamen die Reichspropagandaämter der NSDAP
 . Goebbels leitete den gesamten Apparat, den des Staats und den der Partei. Geschaffen worden war das Ministerium im März 1933 mit einem Erlass von Reichspräsident Hindenburg. In seiner Verordnung vom 30. Juni 1933 definierte Hitler dessen vielfältige Zuständigkeiten und Aufgaben: die »geistige Einwirkung auf die Nation, die Werbung für Staat, Kultur und Wirtschaft, die Unterrichtung der in- und ausländischen Öffentlichkeit«.
[1]



Goebbels ist neben Hitler die zentrale Figur dieses Buches: Er diente seiner Partei von 1926 bis 1945 als Gauleiter von Berlin, von 1930 bis 1945 als Reichspropagandaleiter, von 1933 bis 1945 steuerte er zudem das auf ihn zugeschnittene Ministerium für Volksaufklärung und Propaganda; vor allem aber hinterließ er ein voluminöses Tagebuch. Da er zu den dauerhaften, regelmäßigen und zeitweise engsten Gesprächspartnern Hitlers zählte, bilden seine Notate eine wichtige, fast komplett erhaltene Quelle für die zentralen politischen Entscheidungen jener Jahre. Die 29 Bände seiner Tagebücher liegen mittlerweile in digitaler Form vor. Die Edition dieser für die Forschung so bedeutenden Quellen ist der jahrzehntelangen Arbeit und Geduld von Elke Fröhlich, ihren Mitarbeitern am IfZ und damit auch den jeweiligen Direktoren zu verdanken.

Zusätzlich erleichtern die immer besser verzeichneten Archivbestände die Arbeit, ebenso das Deutsche Zeitungsportal – Deutsche Digitale Bibliothek. Die vielfältigen Einzelstudien zum 
 Nationalsozialismus erlauben es, schnell und unkompliziert Informationen über die Sozialstruktur und das Lebensalter von NSDAP
 -Kreisleitern, Besatzungsfunktionären in Polen oder KZ
 -Wachleuten und anderes mehr zu gewinnen. Benutzt habe ich vor allem die glänzend ausgestattete, fachkundig geleitete Bibliothek der Stiftung Topographie des Terrors in Berlin.

Die Rechtschreibung folgt auch in den Zitaten den derzeit gültigen Regeln. In Teilzitaten passe ich Flexionen gelegentlich meiner Satzkonstruktion an; kurze erklärende Einfügungen innerhalb der Zitate setze ich in runde Klammern; kursiv gedruckte Wörter oder Textpassagen entsprechen stets einer Hervorhebung im Original. Seinerzeit gebräuchliche Begriffe wie Judenfrage, Führer, Arisierung, Blutschutz, Mischling, entjuden, Arier usw. setze ich, von Ausnahmen abgesehen, nicht in Anführungszeichen, sondern vertraue dem Urteilsvermögen meiner Leserinnen und Leser. Die Namen von Städten, Regionen und Staaten schreibe ich in der seinerzeit gebräuchlichen Form und ergänze sie nur dann um spätere Bezeichnungen, sofern Unklarheiten vermieden werden sollen. Kiew bleibt Kiew, Leningrad wird nicht zu St. Petersburg.

Die bis 1933 in Deutschland ansässigen Juden waren zu mehr als 80 Prozent deutsche Staatsbürger, also Deutsche, und nicht selten stolz darauf. Dennoch spreche ich aus praktischen Gründen immer wieder vereinfachend von Deutschen und Juden. Sofern es dabei um deutsche Juden geht, möge der verständige Leser das mitdenken. Das generische Maskulinum diskriminiert meines Erachtens niemanden. Mir kommt es jedenfalls seltsam vor, wenn der Autor Hitler im Katalog der Staatsbibliothek zu Berlin mittlerweile als »Hitler, Adolf, 1889–1945 (VerfasserIn), …« geführt wird. Die Doppelform Jüdinnen und Juden unterschlägt die eineinhalb Millionen Säuglinge, Kleinkinder, Kinder und Jugendlichen, die im Holocaust von deutschen Massenmördern deportiert und dann erschossen oder mit Hilfe von Giftgas getötet wurden. Außerdem macht die habituelle Nennung der männlichen und der weiblichen Formen (Nationalsozialisten und 
 Nationalsozialistinnen, Mörder und Mörderinnen, Rassistinnen und Rassisten) die Sprache unbequem, sperrig und wenig elegant.

Häufig spreche ich von deutschen anstatt von nationalsozialistischen Tätern. Damit sind nicht alle Deutschen gemeint, aber doch sehr viele, meist arbeitsteilig Agierende oder nur passiv Schulterzuckende, die weder überzeugte Anhänger noch Gegner Hitlers waren. Hinter inzwischen allgegenwärtigen Sätzen wie »Die Nationalsozialisten errichteten das Vernichtungslager XY
 « und »dort ermordeten die Nationalsozialisten soundso viele hunderttausend Menschen« verschwinden die vielen deutschen Gleichgültigen, Mitmacher, Helfer und Helfershelfer aus dem geschichtlichen Blickfeld. Ich halte es insoweit mit Thomas Mann, der dazu im März 1945 schrieb:


Unmöglich, von den misshandelten Völkern Europas, von der Welt zu verlangen, dass sie einen reinlichen Trennungsstrich ziehen zwischen dem »Nazismus« und dem deutschen Volk. (…) Die Welt ist durch fünf Jahre eines von Deutschland entfachten, leidens- und opfervollen Krieges gegangen, und in diesem Krieg hatten die Gegner Deutschlands es vom ersten Tage an mit der ganzen deutschen Erfindungsgabe, Tapferkeit, Intelligenz, Gehorsamsliebe, militärischen Tüchtigkeit, kurz, mit der gesamten deutschen Volkskraft zu tun, die als solche hinter dem Regime stand und seine Schlachten schlug.
[2]





Hitlers Buch »Mein Kampf« zitiere ich nach der gut durchsuchbaren, weil nicht in Frakturschrift gedruckten, 851.–855. Auflage (München 1943), die als PDF
 im Internet steht. Weil verschiedene Teilausgaben der Tagebücher von Joseph Goebbels erschienen sind, gebe ich nur das Datum des jeweiligen Eintrags an. Fast immer beziehen sich die Einträge auf den Vortag, weshalb das Datum im Haupttext von dem in der Fußnote meist um einen Tag abweicht. Für Zitate aus der 14 Bände umfassenden Edition »Hitler. Reden, Schriften, Anordnungen. Februar 1925 bis Januar 1933« nenne ich das Datum und die Dokumentennummer, da ich diese wie auch die Edition der 
 Goebbels-Tagebücher in digitalen Versionen benutzt habe. Ungedruckte Quellen wie zum Beispiel das Tagebuch von Hermann Voss werden am Anfang des Literaturverzeichnisses separat nachgewiesen.

Ich danke allen, die mich bei meiner Arbeit unterstützt und gefördert, mit mir diskutiert und gestritten haben. Darüber hinaus und vor allem gilt mein Dank den vielen, die jahrzehntelang an den Grundlagen arbeiteten und noch immer arbeiten, die auch das vorliegende Buch ermöglichten: Archivare, Editoren geschichtlicher Urkunden, Autoren, die wichtige Einzelfragen untersucht haben, ebenso den Lexikographen, ob sie nun geschichtliche Grundbegriffe bearbeiten oder Einträge für Wikipedia schreiben. An Letzteren wird gerne die unterschiedliche Qualität bemängelt. Solche Mängel bestehen offenkundig. Nur finden sich dieselben Probleme auch in hochvornehmen gebundenen Ausgaben. Wer das nicht glaubt, schaue sich in dem von Otto Brunner, Werner Conze und Reinhart Koselleck herausgegebenen Werk »Geschichtliche Grundbegriffe« den schmalbrüstigen, offenbar in letzter Minute aufgenommenen Eintrag zum Begriff »Antisemitismus« an. Die für die Sozialgeschichtsschreibung und eben auch für den Verlauf und die Gewaltausbrüche des 20. Jahrhunderts außerordentlich wichtigen Begriffe »Aufstieg, sozialer« oder »Mobilität, soziale« kommen darin überhaupt nicht vor.

Im Sinne von Raul Hilberg (1926–2007) benutze ich Adjektive des Abscheus oder innerer Empörung nicht. Fast nicht – manchmal geht es nicht anders. Typische, noch immer gern gebrauchte, stets pejorativ oder distanzierend verstandene Wörter wie »völkisch«, »Scherge«, »Diktatur«, »charismatisch«, »Wahn«, »wahnhaft«, »Rassenlehre« oder »Rassentheorie« sucht man in der 1350 Seiten langen, 1991 erschienenen deutschen Ausgabe von Hilbergs Hauptwerk »Die Vernichtung der europäischen Juden« vergeblich. Hitler heißt bei ihm durchweg Hitler – nicht »der Diktator«. Das in aller Regel als Schimpfwort verwendete Wort »Ideologie« kommt bei ihm zweimal vor und dort sinnvoll. Hilberg bevorzugte die sachliche Bezeichnung Programm. Wörter wie »nationalsozialistische Weltanschauung« oder 
 »Weltanschauungskrieg« entstammen dem auf Vernebelung ausgelegten Wortschatz Hitlers. In einer wissenschaftlichen Analyse können sie zitiert, aber nicht zu erklärenden Zwecken benutzt werden.

Weil die Zeit des Nationalsozialismus langsam, aber unaufhaltsam von der »jüngsten deutschen Vergangenheit« in die entferntere Neuere Geschichte hinübergleitet, setze ich hinter die meisten Personennamen bei der ersten Nennung die Lebensdaten. Die Zugehörigkeit zu durchaus unterschiedlichen Alters- und Erfahrungskohorten spielt für die vielen aktiven Nationalsozialisten und deren Helfer keine geringe Rolle, ebenso für die Leisetreter, Gegner und Opfer. In vielen Fällen möchte man wissen, ob und, wenn ja, wie lange die jeweilige Person die Kriegsjahre überlebt hat.

Meine Antworten auf die Frage »Wie konnte all das geschehen?« bleiben fragmentarisch. Andere mögen sie ergänzen und einzelne Faktoren anders gewichten, dabei aber eines bedenken: Wie jede geschichtliche Epoche müssen auch die zwölf kurzen hitlerdeutschen Jahre mit Hilfe der gängigen, für andere Epochen angewandten historiographischen Methoden untersucht werden. Wer die Frage »Wie konnte das geschehen?« beantworten und daraus Konsequenzen für die Zukunft ableiten möchte, sollte die NS
 -Zeit nicht dämonisieren, sondern die Voraussetzungen, Herrschaftspraktiken und Dynamiken so genau wie nur möglich beschreiben.

 

Berlin, April 2025

Götz Aly





[image: Foto einer Gruppe von Jungen und Mädchen im Abitursalter vor dem Kasseler Schloss, Wanderausflug 1938.]


Deutsche Gymnasiasten 1938 bei einem Ausflug nach Kassel. 
[1]

 Während einer Rhön-Wanderung im Vorjahr hatten sie laut Klassenchronik immer und immer wieder diesen damals wohlbekannten Ohrwurm im Kanon geschmettert: »O Herr, gebt uns den Moses wieder / (…) Lass wiederum das Meer sich teilen, / …«














 I
 Antisemitismus und soziale Mobilität




Deutschland den Deutschen! Heraus mit dem Gesindel! Wir wollen für unser deutsches Volk eine judenreine deutsche Kultur, Produktion und Politik.


Joseph Goebbels, 1928




Im Jahr 1923 interessierten sich Hitler und seine noch junge völkische Bewegung für die Ausrottung einer bedeutenden, wirtschaftlich erfolgreichen und geistig voraneilenden Minderheit: für den Völkermord an Hunderttausenden Armeniern im Osmanischen Reich zwischen 1915 und 1917. Die von türkischer Seite genannten nationalidentitären Gründe leuchteten der in München schon recht starken Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei ein: Das eigene Volk sollte von Menschen »gereinigt« werden, die seit einigen Jahrzehnten und zunehmend als »Fremdkörper« eingestuft worden waren, zugleich eröffnete sich damit die Chance, eine überdurchschnittlich wohlhabende Minderheit komplett zu berauben.

Damals lebte in München Dr. Siegfried Lichtenstaedter (1865–1942), der als Oberregierungsrat in der bayerischen Rechnungskammer arbeitete und Hitlers politische Radaugruppe von Anfang an genau betrachtete. Als »Beamter und zudem Jude« konnte er bis 1932 nur unter wechselnden Pseudonymen über den in Deutschland schnell zunehmenden Antisemitismus schreiben. Dieser äußerte sich einerseits lautstark, andererseits durchdrang er auf leise Weise noch schneller alle Schichten der Bevölkerung.

In Hitlers stark entwickeltem Wunschdenken war seine Parteizeitung Völkischer Beobachter (VB
 ) bereits 1921 »in die Reihe der großen Zeitungen eingetreten«.
[1]

 Eine volksnahe, soldatisch-kämpferische, 
 gelegentlich auch autodidaktisch gestelzte Sprache kennzeichnete das Blatt, dessen Erscheinen hin und wieder wegen Volksverhetzung und republikfeindlicher Bestrebungen untersagt wurde. Zum Umkreis des VB
 gehörte 1923 die Zeitung Heimatland mit dem Untertitel »Vaterländisches Wochenblatt. Organ des Deutschen Kampfbundes«. Die Polizeidirektion München stufte sie als »Ersatzblatt des Völkischen Beobachters« ein, sofern dieser wegen staatsgefährdender Umtriebe gerade verboten war. Nebenbei erscheint ein Hinweis zur damaligen Hyperinflation angebracht: Die Ausgabe der Zeitung Heimatland vom 15. Oktober 1923, aus der im Folgenden zitiert wird, kostete pro Exemplar 25 Millionen Mark.






Fußnoten




	



[1]





Klassenchronik der 1932 im Gymnasium der Stadt Vacha eingeschulten Klasse/Johann-Gottfried-Seume-Gymnasium Vacha














1
 Völkermorde der Jungtürken, ein Vorbild



In dieser Ausgabe stand der letzte und meinungsstarke Bericht einer sechsteiligen Serie zum Thema »Mustapha Kemal Pascha (Atatürk) und sein Werk«. Der harmlose Titel verhüllte, worum es ging: um die Verherrlichung des von türkischen Truppen und Milizen 1915/16 begangenen Völkermords an einer Million armenischer Männer, Frauen und Kinder. Dem einen Genozid folgte 1921/22 der nächste, allerdings in gänzlich anderer Konstellation. Auf den 1921 begonnenen, britischerseits unterstützten und sehr blutig geführten Aggressionskrieg Griechenlands gegen die Türkei reagierten die Soldaten der Angegriffenen mit Massenmorden an der großen griechisch-christlichen Minderheit in den türkischen Küstenregionen.

Der Bericht erschien am 15. Oktober 1923, knapp vier Wochen vor dem Hitler-Ludendorff’schen Putschversuch vom 9. November. Der Verfasser, Hauptmann Hans Tröbst (1891–1939), hatte den jungtürkischen Truppen als militärischer Berater gedient. Aus eigener Anschauung berichtete er: »Die im Kampfgebiet wohnenden Fremdstämmigen mussten fast ausnahmslos über die Klinge springen, ihre 
 Zahl ist mit 500000 nicht zu gering angegeben.« Wie der Augenzeuge Tröbst hervorhob, vollzogen die Schlächter ihre Massaker »ohne Unterschied des Alters und des Geschlechts«. Auch die »fremdstämmige Bevölkerung« im türkischen Hinterland wurde nicht verschont. Diese »erhielt von der Regierung eine einmonatige Frist zur Auswanderung«: »Was sie besaß, musste sie an Ort und Stelle zurücklassen.« Faktisch trieben türkische Truppen und Milizen – darunter auch kurdische – vollständig beraubte Menschen massenhaft in die syrische Wüste, metzelten nicht wenige nieder und lieferten die anderen dem Hungertod aus. Nur wenige überlebten.

Tröbst empfahl den von ihm geschilderten planvollen Massenmord als Vorbild, gefolgt von dem kaum verdeckten Hinweis auf die deutschen Juden: »Die Türkei hat den Beweis geliefert, dass die Reinigung eines Volkes im größten Stil von Fremdkörpern jeder Art sehr wohl möglich ist.« Allerdings sei eine solche »völkische Reinigung« an Willensstärke und an den Einsatz des eigenen Lebens gebunden. Das gelte besonders für die politischen Führer:


(Sie) müssen sich bewusst sein, dass sie dabei um ihren Kopf spielen. Dieses Bewusstsein wird ihnen die Fähigkeit geben, alle ihnen Entgegenarbeitenden rücksichtslos und für immer unschädlich zu machen, mögen weiche Gemüter dabei noch so sehr über Grausamkeit, Barbarei und Schlimmeres zetern. Diese Unschädlichmachung muss in einer Form erfolgen, dass sie eine endgültige
 und jedermann in die Augen springende ist.



All das solle, so Tröbst, aus Gründen der Zweckmäßigkeit und um moralische Skrupel zu unterdrücken sowie Angst und Schrecken zu verbreiten, möglichst schnell und umstandslos geschehen.

Offenbar hatte Hitler bereits den ersten der sechs Artikel über Mustapha Kemal gelesen, denn er ließ am 7. September 1923 bei Tröbst wegen eines Treffens anfragen: »Herr Hitler würde sich sehr freuen, wenn Sie ihm am kommenden Dienstag über Ihre Erlebnisse 
 berichten. (…) Was Sie in der Türkei miterlebt haben, ist das, was auch wir einmal tun müssen, um uns frei zu machen.« Ob ein solches Treffen zustande kam, muss offenbleiben.

Auf Deutschland gemünzt, lautete Tröbsts »große Lehre« aus dem türkischen Exempel: »Einheitsfront, völkische Reinigung und eine wahre freiwillige Armee, das sind heute die Grundlagen für die nationale Wiedergeburt eines Volkes.« Daraus folgte die rhetorisch gestellte Frage »Wann kommt der Retter unserem Lande, der diese Forderung der Stunde in die Tat umsetzen wird?«, ergänzt um den an die Funktionäre und Parteigänger der NSDAP
 gerichteten Appell zu unbedingter Entschlossenheit: »Kameraden! Schließt die Reihen! Unsere Stunde wird kommen!« Fest steht, dass Hans Tröbst am gescheiterten Putsch vom 9. November 1923 in München teilnahm. Der Leiter der Zeitung Heimatland, Hauptmann Wilhelm Weiß (1892–1950), hatte ihn im Auftrag von General Erich Ludendorff (1865–1937) kurzfristig und per Eilbrief zum Putsch eingeladen.

Siegfried Lichtenstaedter las die völkischen Zeitungen und Verlautbarungen regelmäßig. Im Fall dieses Artikels entschlüsselte er, was zwischen den Zeilen stand: »Die 600000 Juden des Deutschen Reiches und die 200000 Juden Deutsch-Österreichs sollen totgeschlagen und ihre Güter den ›Ariern‹ gegeben werden. Hierzu bedarf es aber einer neuen Ethik. Diese lehrt: Die ›Fremdstämmigen‹ (= Fremdreligiösen), die im Vaterlande leben, darf und soll man totschlagen und ihrer Habe berauben.«
[1]



 

In seinem bald nach dem gescheiterten Putsch in der Haft begonnenen und 1925/26 veröffentlichten politischen Bekenntnisbuch »Mein Kampf« benutzt Hitler eine derbe Sprache. Zur Absonderung und Sterilisierung von »Syphilitikern, Tuberkulösen, erblich Belasteten, Krüppeln und Kretins« empfiehlt er »barbarische« Maßnahmen. Zwar seien diese für »die unglücklich davon Betroffenen« schwer zu ertragen, gereichten aber der »Mit- und Nachwelt« zum Segen. Unter rassenpolitischen Vorzeichen vergröbert er, was angesehene 
 Professoren schon länger in gepflegtem Deutsch verbreiteten. Demnach führe »Blutsvermischung« meistens zu »Rassensenkung« und lasse »jene eitrigen Herde« entstehen, »in denen die internationale jüdische Volksmade gedeiht und die weitere Zersetzung endgültig besorgt«. Deshalb gelte es, die »Vergifter« unseres Volkes »auszurotten«. Hitler verklärt derartiges Ausrotten zum »inneren Freiheitskampf« und konkretisiert: Um den »äußeren Freiheitskampf« nach der Schmach des Versailler Friedensdiktats von 1919 siegreich zu führen, bedürfe es vorab der »Vernichtung« all derer, die im Krieg Profite angehäuft und dann die Niederlage zu ihrem Vorteil genutzt hätten. Mal direkt, mal indirekt kündigt der Parteiführer an, er und seine Gefolgsleute würden, sobald sie an die Hebel der Macht gelängen, mit »rücksichtsloser Brutalität« gegen »den internationalen Weltjuden« vorgehen.
[2]



Für den seit 1930 exponentiell ansteigenden Erfolg Hitlers waren volkstümliches Auftreten sowie Gewaltdrohungen gegen bestimmte Gruppen und Personen, kombiniert mit positiven Zielen für die als arisch definierte Mehrheit, ausschlaggebend. Eine solche doppelgesichtige Agitation verschaffte und verschafft revolutionären oder kriegerischen Aktionen Popularität. Die Anführer solcher Massenbewegungen versprechen, mit kalkulierter Gewalt ließen sich einige Entwicklungsstufen überspringen, um so das Lebensglück der eigenen Großgruppe nach einer Phase des kurzen entschlossenen Kampfes zu erhöhen und dauerhaft zu sichern.

Von Anfang an sollten massenhafte Zwangssterilisierungen die künftige Volksgesundheit festigen, um Krankheiten, die erblich bedingt seien, endgültig zu überwinden. Der Begriff Rassenreinheit stand für das Ziel einer starken, homogenen, in sich geschlossenen Volksgemeinschaft – frei von Zwietracht und gesellschaftlicher Spaltung. Einerseits präsentierte Hitler seine politische Agenda oftmals in wüstem Ton, andererseits konnte er damit rechnen, dass die mit der Rassenhygiene angeblich verbundenen positiven Wirkungen für das geistige, seelische und körperliche Gedeihen künftiger Generationen weit über rechtsradikale Kreise hinaus auf Zuspruch stießen.


 Das betraf auch seine weiteren Standardthemen wie »Der Einfluss fremder Mächte«, »Die innere Zerrissenheit der Deutschen«, »Das Übel der Arbeitsscheuen und Alkoholiker«, »Die Ermöglichung des sozialen Aufstiegs kraft Leistung«, »Die undurchsichtige und zerstörerische Rolle des internationalen Finanzkapitals«, »Die Überwindung des Schandfriedens von Versailles«, »Die Lösung der Judenfrage«, »Die Lösung der Arbeiterfrage« oder »Das Recht auf Notwehr«. Die je nach Publikum und Lage angepasste Mischung aus den genannten Elementen eröffnete der NSDAP
 seit 1930 die Möglichkeit, in den Hochburgen der SPD
 , der KPD
 und – in geringerem Umfang – unter den Wählern der katholischen Zentrumspartei erfolgreich für ihre Ziele zu werben.

 

Der im Verborgenen wirkende, damals und später kaum beachtete jüdische Zeitdiagnostiker Siegfried Lichtenstaedter veröffentlichte in den Weimarer Jahren mehr als ein Dutzend Texte. 1926 begegnete er dem auflodernden Antisemitismus noch mit Ironie. Seine damals publizierte Satire »Der jüdische Gerichtsvollzieher« spielt in Anthropopolis, der München recht ähnlichen Residenzstadt eines Landes namens Anthropopolitanien. Dort bekennen sich ein Prozent der Einwohner zur jüdischen Religionsgemeinschaft. Die prinzipiell rechtschaffenen Bürger benötigen in ihrer Stadt nur einen Gerichtsvollzieher und besetzen diese Stelle wie üblich mit dem besten Bewerber. Die Wahl fällt auf einen Juden. Weshalb das Gerichtsvollzieheramt nun zu hundert Prozent in jüdische Hand gerät – eine in Anthropopolitanien für jedermann ersichtliche Ungerechtigkeit. Neben vielen anderen Figuren, die den verdrucksten oder leisen, den intellektuell aufgeschäumten oder grölenden Antisemitismus verkörpern, lässt Lichtenstaedter auch die auf Meinungsführerschaft und Skandalisierung erpichten Kommentatoren der anthropopolitanischen Medienwelt auftreten und immer radikaler werden. Gegen Ende der Geschichte schreibt einer von ihnen einen Leitartikel zur nun virulent gewordenen Judenfrage und findet zu folgenden Schlusssätzen:



 Wenn auch durch eine unbegreifliche Nachsicht Gottes dereinst Israel im Schilfmeer gerettet und seine Gegner ertränkt wurden, so kann recht wohl in unserer Zeit auch der umgekehrte Fall eintreten: dass Israel unschädlich gemacht, dagegen seine Gegner – richtiger: seine Opfer – gerettet werden. Es gibt noch andere Meere als das Schilfmeer; es gibt außerdem Flüsse, auch in unserem anthropopolitanischen Lande, mit genügendem Wasser, um das ganze Volk Israel unschädlich zu machen!



Wenige Jahre später summten und sangen Millionen Hitlerjungen, BDM
 -Mädel, SA
 - und SS
 -Männer den Ohrwurm: »Die Juden ziehn dahin, daher. / Sie ziehn durchs Rote Meer. / Die Wellen schlagen zu. / Die Welt hat Ruh.« Der in Bayern lange hochangesehene, aber 1982 wegen Rechtsradikalismus verstoßene Spitzenjournalist Franz Schönhuber (1923–2005) berichtete 1992, er habe das Lied mit zwölf Jahren bei der Hitlerjugend gelernt, und fügte hinzu: »Jeder Deutsche, der heute über sechzig ist, hat das gesungen.«

Von diesem Lied gab es Varianten. Eine davon (»O Herr, gebt uns den Moses wieder …«) hatte bereits Theodor Herzl (1860–1904) im österreichischen Zell am See in einer Badekabine gelesen (»die Wände voll antisemitischer Inschriften«) und am 29. Juli 1895 in seinem Tagebuch dokumentiert. Auf diese Version griffen die sehr munteren Schülerinnen und Schüler einer Klasse des Johann-Gottfried-Seume-Gymnasiums im westthüringischen Vacha zurück. Sie berichteten in ihrer Klassenchronik, wie sie 1932, »im Jahr des Entscheidungskampfes der NSDAP
 «, in die Sexta aufgenommen wurden, und erzählten dann von ihrem Weg zum Abitur.

Hier interessiert der anekdotisch gehaltene Bericht über einen herbstlichen Ausflug in die Rhön im Jahr 1937: »Unterwegs sangen wir dann mehrstimmig das schöne Lied ›O Herr, gebt uns den Moses wieder‹«, das, wie in der Schulchronik dokumentiert, so weitergeht: »Auf dass er seine Stammesbrüder / Heimführe ins gelobte Land. / Lass wiederum das Meer sich teilen / und lasse seine Wassersäulen / 
 Feststehen wie ’ne Felsenwand, / Und wenn in dieser Wasserrinne / Die ganze Judenschaft ist drinne, / O Herr, dann mach die Klappe zu, / Und alle Völker haben Ruh.« Dabei blieb es nicht. Unter der »dirigierenden Hand« des Schülers Hermann Wolle »wurde dieser ›Choral‹ auch in Vacha noch einige Male wiederholt«.
[3]



Fünf Jahre später zitierte Polizeimeister Fritz Jacob (1893–1976) in einem Brief die Version »Die Juden ziehn dahin, daher …«. Jacob arbeitete damals als Bezirksoberleutnant in der ukrainischen Stadt Kamenez-Podolsk (Kamjanez-Podilskyj). Noch vor seiner Ankunft waren dort Ende August 1941 mindestens 16000 von der ungarischen Polizei abgeschobene jüdische Männer, Frauen und Kinder erschossen worden. Nicht jedoch die einheimischen Juden. Deren Liquidierung stand noch aus. Am 21. Juni 1942 schrieb Jacob dem ihm persönlich bekannten SS
 -General Rudolf Querner (1893–1945): »Es waren keine Menschen, sondern Affenmenschen. Nun, wir haben von den hier allein in Kamenez-Podolsk lebenden Jüdlein nur noch einen verschwindenden Prozentsatz von den (ursprünglich) 24000 (Juden). Die in den Rayons lebenden Jüdlein gehören ebenfalls zu unserer Kundschaft. Wir machen Bahn ohne Gewissensbisse. Und dann: ›… die Wellen schlagen zu, die Welt hat Ruh‹.« Einige Wochen zuvor hatte Jacob mitgeteilt: »Es wird hier natürlich gehörig aufgeräumt, insbesondere unter den Juden.«

Wer war dieser Fritz Jacob? Er wurde 1893 in Großröhrsdorf (Ostsachsen) geboren. Nach der Volksschule erlernte er das Weberhandwerk, übte jedoch den Beruf nicht aus, sondern arbeitete wegen der besseren Bezahlung als Ungelernter. 1913 wurde er Soldat, geriet 1915 schwer verwundet in französische Gefangenschaft und verblieb dort bis Anfang 1920. Danach übernahm ihn die Sächsische Landespolizei, setzte ihn zunächst in Dresden ein, später in Schmorkau, Chemnitz und Zittau. 1933 trat Jacob der NSDAP
 bei. 1939 stieg er zum Ausbilder für Sport und Strafrecht an der Gendarmerie-Schule Ebersbach (Sachsen) auf, 1941 absolvierte er einen Offizierskurs an der Militärakademie Bad Ems. Anschließend fand er als Chef des 
 Gendarmeriepostens im deutsch besetzten Kamenez-Podolsk Verwendung und vollendete damit, obwohl er nur über einen Volksschulabschluss verfügte, einen durchaus typischen sozialen Aufstieg.

Im deutsch besetzten Teil der Sowjetunion verfügte der Polizeioffizier Jacob über die Macht, Menschen in großer Zahl zu ermorden und die christliche Mehrheitsbevölkerung eines Gebietes mit etwa einer Viertelmillion Menschen brachial unter Kontrolle zu halten. In den 1960er Jahren ermittelte die bundesdeutsche Justiz gegen ihn. Das Verfahren wurde wegen Befehlsnotstands eingestellt. Von 1951 bis zu seiner Pensionierung arbeitete Jacob im niedersächsischen Brake als höherer Polizeibeamter.

 

Weil die judenfeindliche Stimmung 1929 überall spürbar zugenommen hatte, verzichtete Siegfried Lichtenstaedter nun auf das Stilmittel der Satire. Stattdessen kennzeichnete er die Lage ganz unverstellt: »Die Juden sind Feinde des deutschen Volkes und müssen daher mit allen Mitteln bekämpft werden. Dieser Zweck ist heilig und heiligt die Mittel.« Einer solchen betont unterkühlten Feststellung, niedergeschrieben zu einem Zeitpunkt, als die NSDAP
 noch als Splitterpartei galt, entsprachen die etwas später vom Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens umfassend gesammelten Zitate von Propagandisten der NSDAP
 , zum Beispiel diese:


Wartet nur, SA
 -Kameraden, nur noch ein paar Wochen und Ihr dürft die Juden in die Spritzenhäuser sperren, so recht dicht zusammen, dass sie stehen wie die Heringe. Dann ein paar Zentner Viehsalz dazwischen. Aufgemacht wird nicht. Und dann mögen sie pökeln, bis das euch abgezapfte Blut und Schweiß euch zurückgegeben ist. (Aus der Rede des NSDAP
 -Reichstagsabgeordneten Dr. Martin Löpelmann [1891–1981], gehalten am 21. August 1931 in der Schlossbrauerei Berlin-Schöneberg.)

Denkt Euch in diese Situation hinein. Der Mann, der dem jüdischen »Vorgesetzten« wegen seiner antijüdischen Einstellung und 
 Betätigung Rede und Antwort stehen soll, ist ein Polizeibeamter und steht vor seinem Peiniger, ausgerüstet mit seiner geladenen Dienstpistole … (Aus Der Freiheitskampf, Tageszeitung der NSDAP
 für den Gau Sachsen, vom 7. November 1931.)

Wir werden die bankgewaltigen Judenlümmel greifen, sie in Güterwagen stecken, plombieren und sie über die Grenze abschieben. Verweigert man im Auslande die Annahme, dann bringen wir sie auf die im Hamburger Hafen liegenden Leerschiffe. Die Nordsee ist ja unendlich weit. (Aus der Rede des ostpreußischen NS
 -Gauredners Paul Gillgasch [1897–1947], gehalten im März 1932 in Saalfeld/Ostpr.)
[4]










2
 Die NSDAP
 , Partei der Aufstiegsfreudigen



Schon in der »Kampfzeit«, also lange vor 1933, setzte Hitler seine Gauleiter stets persönlich ein und suchte ausnahmslos solche aus, die den Aufstiegswillen mit ihm teilten. Sie alle erreichten höhere soziale Stellungen als ihre Eltern mit Hilfe der sozialen Mobilisierungsbeschleuniger Bildung, Krieg, Ehrgeiz, demokratischer Revolution von 1918 und nationalsozialistischer Revolution von 1933. Das lässt sich am Beispiel von zwölf nach dem Zufallsprinzip herausgegriffenen, alphabetisch aufeinanderfolgenden Kurzbiographien veranschaulichen:



Hinrich Lohse
 (1896–1964), evang., Sohn eines Kleinbauern in Mühlenborbek: Handelsschule, kaufmänn. Angestellter, 1925–1945 Gauleiter von Schleswig-Holstein, 1941–1944 zudem Reichskommissar für das Ostland (Baltikum und Teile von Belarus).


Alfred Meyer
 (1891–1945), evang., Sohn eines Regierungsrats in Göttingen: Gymnasium, Offizier, Studium der Nationalökonomie, Promotion, Zechenbeamter, 1930–1945 Gauleiter von Westfalen-Nord, 1941–1945 zudem Staatssekretär im Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete.


 Wilhelm Murr
 (1888–1945), evang., Sohn eines Schlossermeisters in Esslingen: Volksschule, kaufmännische Lehre, Angestellter, Vizefeldwebel, 1928–1945 Gauleiter von Württemberg-Hohenzollern.


Martin Mutschmann
 (1879–1947), evang., Sohn eines Schlossers in Hirschberg (Saale): Bürgerschule, Handelsschule, kaufmännische Lehre, Angestellter, Gründung eigener Unternehmen, 1925–1945 Gauleiter von Sachsen.


Carl Röver
 (1889–1942), evang., Sohn eines Kaufmanns in Lemwerder (Oldenburg): Mittelschule, kaufmännische Lehre, Angestellter (1911–1913 in Kamerun), selbständiger Manufakturist, 1928–1942 Gauleiter von Weser-Ems.


Bernhard Rust
 (1883–1945), kath., Sohn eines Zimmermanns aus dem Eichsfeld, geboren in Hannover: Gymnasium, Studium der Philologie, Gymnasiallehrer, 1925–1940 Gauleiter von Hannover-Nord (später: Süd-Hannover-Braunschweig), 1933/34–1945 zunächst preußischer, dann Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung.


Fritz Sauckel
 (1894–1946), evang., Sohn eines Postassistenten in Haßfurt: nach der 4. Klasse vom Gymnasium abgegangen, Ausbildung zum Seemann, Matrose, 1922–1923 Besuch der Ingenieurschule, 1927–1945 Gauleiter von Thüringen, 1942–1945 zudem Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz (insbesondere von Zwangsarbeitern).


Franz Schwede
 (1888–1960), evang., Sohn eines Försters in Drawöhnen (Memel): Volksschule, Maschinenschlosser, Maschinistenmaat, Bordkommando auf SMS
 Kaiser Wilhelm II
 ., 1918 Maschinisten-Deckoffizier, bis 1920 in englischer Kriegsgefangenschaft, technischer Betriebsleiter, 1934–1945 Gauleiter von Pommern.


Gustav Simon
 (1900–1945), kath., Sohn eines Bahnbeamten in Mahlstatt-Burbach: Volksschule, Lehrerseminar, Studium der Volkswirtschaft, Diplomhandelslehrer, Studienreferendar, 1931–1945 Gauleiter von Koblenz-Trier (später: Moselland).


Jakob Sprenger
 (1884–1945), evang., Sohn eines Landwirts in Oberhausen (Rheinpfalz): Progymnasium, Telegrafenschule, 
 Oberpostinspektor, 1927–1945 Gauleiter von Hessen-Nassau-Süd (später: Hessen-Nassau).


Julius Streicher
 (1885–1946), kath., Sohn eines Volksschullehrers in Fleinhausen: Volksschule, Lehrerseminar, Aushilfslehrer, Hauptlehrer, 1930–1940 Gauleiter von Mainfranken (später: Franken).


Emil Stürtz
 (1887–1945), evang., Sohn eines Landarbeiters in dem ostpreußischen Dorf Wieps: Volksschule, Oberrealschule, Seemann, Soldat, Kriegsinvalide, Kraftfahrer, 1936–1945 Gauleiter von Brandenburg (später: Kurmark/Mark Brandenburg).
[1]





Häufig wird unterstellt, die Führer der NSDAP
 entstammten einer von sozialen Erschütterungen bedrohten unteren Mittelschicht, die in abwertender Tonlage gerne als kleinbürgerlich bezeichnet wird. Das stimmt nicht. In ihrer Gesamtheit repräsentierten die Funktionäre des NS
 -Staats die aus der jeweils tieferen in die nächsthöhere Schicht Drängenden. Sie vertraten nicht die Absteiger oder Abstiegsbedrohten, sondern diejenigen, die vorankommen wollten: hochmotivierte Menschen, die angesichts des wirtschaftlichen und politischen Durcheinanders, das die Weimarer Republik seit 1929 kennzeichnete, um ihre Zukunftschancen bangten und deshalb umso mehr nach oben drängten und zäh an ihren Ambitionen festhielten.

Der Gauleiter der Rheinpfalz, später der Saarpfalz und dann – nach der Vergrößerung seines Territoriums um Teile Lothringens – der Westmark, hieß Josef Bürckel (1895–1944). Er war der Sohn eines Bäckers im pfälzischen Dorf Lingenfeld, bestand nach der Volksschule die Aufnahmeprüfung für die Lehrerbildungsanstalt in Speyer und nahm 1914 bis 1916 als Freiwilliger am Ersten Weltkrieg teil. Anschließend arbeitete er zehn Jahre lang als Dorflehrer. Er kannte die Nöte der einfachen Leute und sprach deren Mundart. Als nationaler Sozialist polemisierte er gegen »Arbeitsschinder«, »Börsenhyänen«, »kapitalistisches Bonzentum«, gegen »Mietwucher«, »Preistreiberei«, gegen »Ausbeuter«, die Menschen nur »als Nummern« oder »wie Maschinen« behandeln, und gegen »Volksschädlinge« aller Art. Mit den 
 Repräsentanten der evangelischen Kirche pflegte der katholisch getaufte Bürckel einvernehmlichen Umgang, solange sie an der Devise festhielten »Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist – und Gott, was Gottes ist«. Infolge der Krise konnten die Weinbauern der Pfalz ihren Wein nicht mehr absetzen. Dort herrschte um 1930 Armut in einem Ausmaß, das man sich heute nicht mehr vorstellen kann. Auch deshalb setzten die Menschen auf den Nationalsozialismus. Und dieser brachte ihnen zunächst Vorteile. Die Politik der Autarkie eröffnete den Winzern Absatzmärkte im Inland; im Oktober 1935 erfand Bürckel die Deutsche Weinstraße – ein Projekt, um den Fremdenverkehr und den Verkauf der Landesprodukte zu fördern, den Menschen die Perspektive auf eine bessere Zukunft zu geben. Die Idee funktioniert bis heute. Bürckel selbst errang zwischenzeitlich eine Reihe klangvoller Titel: Reichskommissar für die Rückgliederung des Saargebiets, Reichskommissar für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, Reichsstatthalter der Westmark, Chef der Zivilverwaltung in Lothringen. Am 26. September 1944 starb Josef Bürckel infolge von Alkoholabusus und Überarbeitung.

Beispielhaft seien neben den Gauleitern 31 Ortsgruppenleiter des 1935 an Deutschland zurückgegliederten Saarlandes genannt. Weil dieses Gebiet infolge des Versailler Vertrags für mindestens 15 Jahre von Deutschland abgetrennt worden war, trat man dort erst verzögert der Partei Hitlers bei. Die Berufsstruktur der dortigen Kreisleiter entsprach dem, was heutzutage mit dem Attribut »Mitte der Gesellschaft« etikettiert wird: fünf Lehrer, zwei Bahnbeamte, zwei Schuldirektoren, ein Regierungsrat, neun andere Angehörige des öffentlichen Dienstes, drei Landwirte, zwei Arbeiter, ein Arzt. Zwölf von ihnen waren vor dem 31. Dezember 1932 der NSDAP
 beigetreten, 19 danach, ihr Altersdurchschnitt lag 1935 bei 37 Jahren.
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Die NSDAP
 zog den Landarbeitersohn an, der Facharbeiter werden wollte, den Arbeitersohn, der es zum Techniker gebracht hatte, den Handwerkersohn, der es als Werkstudent unter erheblichen Mühen zum Volljuristen schaffte, die Bahnschaffnertochter, die 
 Volksschullehrerin werden wollte, die Bauerntochter, die den Modeberuf der Stenotypistin ergriff, um aus der dörflichen Enge in die Großstadt zu entfliehen. Die NS
 -Bewegung nahm die Ziele, Unsicherheiten und Ängste derer auf, die infolge des Kriegs und dank der sozialen Mobilisierung in der Weimarer Republik in Bewegung geraten, aus den als zu statisch empfundenen Milieus ihrer Elternhäuser ausgebrochen waren oder ausbrechen wollten, das Neue, das Höhere, Interessantere und beruflich Erfüllende suchten.

Die so Definierten umfassten viele Millionen Menschen, insbesondere jüngere. Sie alle folgten einer von der Weimarer Republik und den Roaring Twenties befeuerten klassenübergreifenden Drift nach oben. Der besondere Witz bestand darin, dass die massenhaft Emporstrebenden von ganz verschiedenen Ebenen der sozialen Pyramide aus starteten und ihr Augenmerk auf unterschiedliche, jedoch stets in der sozialen Hierarchie etwas höher gelegene Nahziele richteten. Soziologisch verband diese ständig fluktuierende und wachsende Großgruppe gerade nicht die Klassenzugehörigkeit, sondern die Lust, die Klassengrenzen zu überschreiten. Auf diese Weise wurden die Klassenschranken in zwei Richtungen heruntergesetzt: Die Neuaufsteiger stießen vertikal nach oben vor und verbanden sich horizontal mit Lebenspartnern, die weit häufiger als in den Jahrzehnten zuvor aus einer darunter- oder darüberliegenden sozialen Schicht stammten.

Diese für sich genommen positive, dank der demokratischen Revolution stark beschleunigte Entwicklung wurde in der NS
 -Programmatik und -Propaganda mit großem Erfolg aufgegriffen. Anders als Kommunisten, Linkssozialisten oder strikt bürgerliche Parteien förderte die NSDAP
 das durch äußere Umstände ausgebremste individuelle Verlangen nach einem besseren gesellschaftlichen Status. Zudem bot sie den vielen Halt, die auf ihrem Weg nach oben von Statusunsicherheiten geplagt wurden. Diese Konstellation machte die Idee der Volksgemeinschaft automatisch attraktiv. Sie entsprach dem Bedürfnis, beim Verlassen tradierter sozialer Milieus mit gleichermaßen mobilisierten Menschen eine dem Neuen und der Zukunft zugewandte 
 Gemeinschaft zu bilden und gesellschaftliche Orte zu schaffen, an denen die jeweilige Herkunft eine vergleichsweise geringe Rolle spielte. Insofern folgte die Selbstdefinition der NSDAP
 als gesellschaftlich übergreifende gesamtdeutsche Bewegungspartei einem tatsächlich vorhandenen Bedürfnis sehr vieler damaliger Deutscher. Die entsprechenden Programmpunkte, das relativ geringe Alter ihrer Mitglieder und Funktionäre, kurzum: ihr politisches Profil, unterschied die NSDAP
 von den anderen Parteien der Weimarer Republik wesentlich.

 

Allgemein sprach Hitler 1942 von der »sittlichen Pflicht« eines jeden Vaters, »dass es seinen Kindern besser gehe, als es ihm einst in der Jugend ergangen sei«. Das hieß für ihn und die »führenden Männer«, kommenden Generationen »das Elend und das Leid« zu ersparen, welches »sie selbst einst durchmachen mussten«. Ein kleines, jedoch leicht messbares Segment im Millionenheer der Aufstiegsfreudigen bildeten die Abiturienten. Hatten zu Anfang des 20. Jahrhunderts noch 80 Prozent der preußischen Abiturienten ihre Reifeprüfung an einem humanistischen Gymnasium abgelegt, fiel deren Anteil nach 1919 auf 32 Prozent. Die neuen, weniger elitären Konkurrenzanstalten, die Realgymnasien und Oberrealschulen, genossen bevorzugte Förderung, und das mit Erfolg: 1929 stellten die Kinder von unteren und mittleren Beamten, Angestellten, Handwerkern und kleineren Landwirten etwa zwei Drittel der Schüler an höheren Bildungsanstalten. Diese jungen Leute, die dank des republikanischen Fortschritts jeweils als Erste ihrer Familie das Abitur erlangten und dann zum erheblichen Teil in akademische Gefilde vorstießen, fühlten sich in der neuen sozialen Rolle noch unsicher. Sie waren nicht mit Büchern aufgewachsen. Sie hatten Akkordeonspielen gelernt, nicht Klavier, sie tranken Bier und wussten wenig von Wein, vertrieben sich die Zeit mit Skat und Schafkopf, nicht mit Schach. Generell zweifelten sie mehr oder weniger stark an ihren Fähigkeiten, die Herausforderungen des Studiums zu meistern – ein Grundgefühl, das die Weltwirtschaftskrise bald ins schwer Erträgliche steigerte.


 Angesichts der Bildungsfortschritte und der seit 1929 prekären wirtschaftlichen Situation gewann die Meinung an Plausibilität, die deutschen Hochschulen seien überfüllt, die Zukunftsaussichten für Universitäts- und Fachschulabsolventen miserabel. 1931 gingen rund 325000 Akademiker in Deutschland ihren Berufen nach. Zugleich standen 150000 examinierte Studenten bereit, für die keine entsprechenden Positionen frei waren. 1933 meinte der Breslauer Superintendent: Wolle man alle in Kürze vorhandenen Hochschulabsolventen entsprechend ihrer Qualifikation unterbringen, seien statt der aktuellen Akademikerstellen etwa eine Million notwendig. Ob solche Prognosen valide waren, kann offenbleiben. Sie wurden geglaubt.

Kaum hatten Absolventen der Schulen, Fachschulen und Universitäten ihre Zeugnisse in der Tasche, standen sie mit leeren Händen da, wurden weder als Arbeitslose registriert noch aus anderen öffentlichen Kassen unterstützt. Konrad Heiden (1901–1966), einer der hellsichtigsten frühen Kritiker Hitlers, fasste die NS
 -Propaganda für die um ihre Zukunft fürchtenden Aufsteiger ironisierend zusammen:


Wenn du deine Laufbahn versperrt siehst, als Akademiker das Leben eines Proletariers führen musst, so lass nicht den Kopf hängen, sondern kämpfe für den nationalsozialistischen Staat, in dem alles besser sein wird. Denn der nationalsozialistische Staat verteilt Führerstellen nicht nach Geburt, Besitz und bürgerlicher Stellung, sondern nach persönlichem Wert.
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Im April 1931 konstatierte die Reichsanstalt für Arbeit die »völlige Ratlosigkeit der Abiturienten« angesichts der Frage, welchen Beruf sie ergreifen sollten. Das betraf speziell diejenigen, die »aus den wenig bemittelten Schichten« stammten. Oft genug waren die Aufnahmequoten für bestimmte Studienwege, sei es in der Lehrerausbildung oder an berufspädagogischen Akademien, so gering, dass die große Mehrzahl der Bewerber abgewiesen wurde und irgendein Ausweichfach ergriff. Im Bericht für das Folgejahr hieß es: »Die Berufswahl ist 
 mehr denn je zuvor beherrscht von dem Streben nach Lebenssicherheit.« Im Vergleich zu 1914 hatte sich 1931 die Anzahl der Abiturienten verdreifacht, die der Studierenden mehr als verdoppelt. Sie war auf 140000 gestiegen, darunter 20000 Frauen.

Die an die Regierung gelangte NSDAP
 verhalf den damaligen Studenten nicht nur mittels radikaler Judendiskriminierung zu besseren Zukunftsaussichten, sondern erleichterte ihnen auch das Studium. Wenige Wochen nach der Machtübernahme begann der neue preußische Kultusminister Rust damit, die Prüfungsanforderungen herabzusetzen und die »Überbürdung des Studienplanes« abzubauen: »Eine Überspannung der zeitlichen Anforderungen im Unterricht beeinträchtigt die Aufnahmefähigkeit, lässt den Studierenden nicht genügend Zeit für die Verarbeitung des übermittelten Stoffes«, schrieb der Minister am 24. Juni 1933. Weiter heißt es in der Verfügung, er erwarte von allen Professoren, dass sie »den Stoff in geistig zusammengefasster Form vermitteln«, sich auf die »wesentlichen Dinge« beschränken und auf »überflüssiges Beiwerk« verzichten. »Unter allen Umständen« solle die »zu hohe Stundenzahl« deutlich reduziert werden. Aus dem zunächst nur auffordernden Rundschreiben machte der bald zum Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung aufgestiegene Bernhard Rust am 6. August 1934 einen bindenden Erlass: Damit wurde den Studierenden die Möglichkeit gegeben, sich neben den Pflichtvorlesungen ihre für die Examina »erforderlichen Kenntnisse und Leistungen durch freie und freiwillige Gestaltung ihres Studienplanes zu verschaffen«.
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Folgt man der Untersuchung »Social Change and Prejudice. Including Dynamics of Prejudice«, die Bruno Bettelheim (1903–1990) und Morris Janowitz (1919–1988) 1950 veröffentlichten, nimmt der Antisemitismus in solchen Gruppen zu, die entweder soziales Abgleiten befürchten oder sich im Prozess der Mobilität nach oben befinden. Deshalb komme es in der Vorurteilsforschung nicht so sehr darauf an, den sozialen und wirtschaftlichen Status eines einzelnen Menschen zu beschreiben, sondern darauf, den Grad und die Geschwindigkeit 
 seiner sozialen Mobilität zu erfassen: »Die Frage, die für jeden Einzelnen beantwortet werden muss, lautet, ob er sich vom sozialen Abstieg bedroht oder in seinen sozialen Aufstiegswünschen behindert sieht.« Für den deutschen Fall aufschlussreich ist der Hinweis, »langsame soziale Aufwärtsmobilisierung« gehe mit tolerantem Verhalten einher, »wohingegen stark beschleunigte Mobilität, sei es nach oben oder nach unten«, wegen der sehr viel stärker empfundenen Risiken zu »deutlicher zwischenethnischer Feindseligkeit« führe und zu bemerkenswerter »allgemeiner Aggressivität«.

Auf den Soziologen Talcott Parsons (1902–1979) verweisend, schrieb der Historiker Thomas Nipperdey (1927–1992): »Nicht die verzögerte politische Modernisierung«, sondern die Diskrepanzen, die sich aus der schnellen und überschnellen Modernisierung ergeben, erzeugen »Statusunsicherheit und Aggressivität, Steigerung von Emotionen und Affekten«. Angewandt auf den Siegeszug des Nationalsozialismus fasste der in einer Professorenfamilie aufgewachsene Nipperdey die Ergebnisse Parsons’ in geradezu persönliche Worte:


Wir kennen das Problem der Entfremdung, die Schwierigkeit, mit der Vielfalt und dem Wechsel der Rollen fertig zu werden, unser Verhalten ohne dauernde Reflexion verlässlich zu regeln, Stabilität und Identität im Wandel zu behaupten, persönliche Beziehungen und Zugehörigkeiten in einer spezialisierten und abstrakten Welt zu erfahren, Glück und Sinn, kurz: sich in der Welt zu Hause zu fühlen. Diese Krise war in Deutschland besonders stark.



Nach dem Ende der Notjahre folgte 1924 eine kurze Periode ökonomischer und geistiger Blüte, die infolge der 1929 jäh einsetzenden Krise schnell dahinwelkte. Das war mehr, als die Menschen verkraften konnten. Mit dem Ersten Weltkrieg und in den Krisen der Republik war eine Situation herangereift, in der die im 19. Jahrhundert erstarkten, zunächst oft gegensätzlich agierenden nationalen und sozialen Bewegungen einander »durchquerten, aufeinander wirkten 
 und letzten Endes sich doch irgendwie zu vereinigen strebten«. So fasste es Friedrich Meinecke (1862–1954) zusammen, als er 1945/46 in seinem Essay »Die deutsche Katastrophe« auf Hitler zurückblickte: »Die große in der Luft liegende Idee, die Verschmelzung der nationalen und der sozialistischen Bewegung, fand in ihm ohne Frage ihren brünstigsten Verkünder und den entschlossensten Exekutor.«
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3
 Soziales Emporstreben – Quelle des Neids



In jungen Jahren erlebte der 1865 geborene Siegfried Lichtenstaedter antijüdisches Verhalten selten. Doch registrierte er, wie Vorurteile und Ablehnung langsam zunahmen und schließlich in Hass ausarteten, besonders seit Mitte der 1920er Jahre. Wie ist das zu erklären? Objektiv wurde in der fraglichen Zeitspanne doch vieles besser. Das Kaiserreich förderte die Schulbildung enorm, ebenso den industriellen und wissenschaftlichen Fortschritt. Die Löhne stiegen, die hohe Kindersterblichkeit ging dank verbesserter Hygiene stark zurück, die neu eingeführten Sozialversicherungen halfen den Alten, Kranken und Invaliden, den Witwen und Waisen in bescheidenem Maß, aber immerhin. Zwischen 1865 und 1945 stieg die durchschnittliche Lebenserwartung von 40 auf 60 Jahre. Das heißt, die Zeitspanne des Erwachsenenalters verdoppelte sich.

Trotz aller Schwierigkeiten, die dem verlorenen Krieg folgten, gelang es dem endlich errungenen demokratischen Verfassungsstaat Weimarer Republik, die Modernisierung des Landes in erstaunlichem Maße voranzutreiben. Jüdische Staatsbürger leisteten dazu wesentliche Beiträge. Aber warum schlugen den Juden trotz der vielen positiven Entwicklungen zunehmend Missgunst, Bosheit und Hass entgegen? Lichtenstaedter antwortete darauf mit dem Hinweis, die NSDAP
 sei die Partei sozialer Aufsteiger. Aus dieser Einsicht schloss er 1933 auf die Zukunftsaussichten seiner minoritären Juden, die – für 
 jedermann sichtbar – im mittel- und westeuropäischen Durchschnitt höhere soziale Stellungen bekleideten. »Warum«, so stellte er fest, »sollte dies nicht ähnlich Neid und Missgunst, Sorgen und Bekümmernis um die Zukunft im Kopfe und Herzen der anderen erregen, wie es im Verhältnis zwischen Individuen nur allzu oft der Fall ist?« Dazu passt das seinerzeit in Ost- und Westpreußen verbreitete und in vielen Varianten überall gebräuchliche Sprichwort von einem Juden, der mit nichts als einem Bündel (Pindel) zugezogen war: »Als Pindel-Jude kam er her – dreimal pleite – Millionär.«

Seit Ende 1918 fielen die Barrieren für die Juden im öffentlichen Dienst nicht überall und sofort, doch ließen sie sich nun wesentlich einfacher überwinden. Das beflügelte den Antisemitismus. Zudem holte die christliche Mehrheit dank der offensiven Bildungspolitik im späten Kaiserreich und verstärkt in der Weimarer Republik Schritt für Schritt auf. Gehörten 1886/87 zehn Prozent aller Studierenden in Preußen der jüdischen Religion an, waren es 1930 noch vier Prozent. Hatten Juden 1914 im Durchschnitt noch das Fünffache eines Durchschnittsdeutschen verdient, war es 1928 noch das Dreifache, eine erhebliche Angleichung in nur 14 Jahren. Sozialwissenschaftler beobachteten, »dass die Zeit für die führende Tätigkeit des Juden in der deutschen Wirtschaft vorüber ist«.
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Der soziale Aufstieg kraft Bildung und Leistungsbereitschaft war populär geworden, und Hitler machte ihn zum zentralen Punkt seines Parteiprogramms von 1920. Dort heißt es: »Um jedem fähigen und fleißigen Deutschen das Erreichen höherer Bildung und damit das Einrücken in führende Stellungen zu ermöglichen, hat der Staat für einen gründlichen Ausbau unseres gesamten Volksbildungswesens Sorge zu tragen. (…) Wir fordern die Ausbildung geistig besonders veranlagter Kinder armer Eltern ohne Rücksicht auf deren Stand oder Beruf auf Staatskosten.«

Nach den Untersuchungen des Soziologen Martin Bolte (1925–2011) verdoppelte sich für die Jüngeren die Geschwindigkeit des sozialen Aufstiegs in den Jahren 1934 bis 1939, während die Älteren weit 
 überwiegend in ihren sozialen Positionen verharrten. Bolte resümierte 1959: »In den jüngeren Befragtengruppen waren die Aufstiege 1934 auf 1939 so stark wie sie bei den älteren im übersehbaren Zeitraum nie gewesen sind.« Im literarisch-zeitgeschichtlichen Großwerk »Jahrestage« von Uwe Johnson (1934–1984) steht die Figur des Alfred Fretwurst, einem Bewohner der im Nordwesten Mecklenburgs gelegenen fiktiven, historisch jedoch realistisch beschriebenen Kreisstadt Gneez, für den von Bolte wissenschaftlich dargelegten Prozess. Fretwurst gehörte zu jenen, die während der nationalsozialistischen Jahre gut zurechtkamen. Bald nach 1933 wurde aus dem ungelernten, im Klärwerk beschäftigten Arbeiter ein verbeamteter Justizwachtmeister, der dann, 1946, zu den »Entnazifizierten der ersten Stunde« zählte und alsbald seine Karriere als kleiner Funktionär der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands weiterentwickelte.

Die soziale Aufwärtsmobilisierung oder zumindest die Aussicht auf einen sozial gehobeneren Status gehörte zu den wichtigen Mitteln, mit denen die NSDAP
 viele Millionen aufstrebende Angehörige aus den unteren und mittleren Schichten der deutschen Gesellschaft für ihren Staat gewinnen konnte. Das Aufstiegsversprechen lässt sich nicht als bloße ideologische Fiktion abtun, auch dann nicht, wenn es schwülstig mit Wortgirlanden wie »neuer Adel von Blut und Boden« umschrieben wurde.

Die NSDAP
 ermutigte ihre Mitglieder, Anhänger und auch parteiferne Deutsche zum gesellschaftlichen Vorwärtsstürmen. Sie demonstrierte Bewegung, jugendlichen Schwung, unbedingten Veränderungswillen. Dabei setzte die NS
 -Führung nicht allein auf die Jugend. Sie agierte einerseits pragmatisch-reformistisch, andererseits mit revolutionärer Entschlossenheit. Teils stützte sie sich auf die alten Eliten in der Wirtschaft, im Militär und in der Verwaltung. Zugleich öffnete sie den aufstrebenden unteren sozialen Schichten mit ihrer weit stärker entwickelten Lust am radikalen Umbau von Staat und Gesellschaft Wege nach oben. Die jüngeren, oft gut ausgebildeten Männer setzten die Älteren unter Druck, konnten aber auch von diesen lernen. Indem 
 Hitler Teile der alten mit den neuen Eliten fusionierte, entstanden zwar radikale, aber kurzfristig praktikable Vorschläge und Entscheidungen. Auch das erklärt seine politischen Erfolge. Der Historiker Martin Broszat (1926–1989) hat dieses Zusammenwirken in seinem 1970 publizierten Aufsatz »Soziale Motivation und Führerbindung« präzise beschrieben:

»Das Millionen von Menschen umfassende vielgliedrige System der Partei«, die neu geschaffenen Verbände und Selbstverwaltungsorgane wie etwa der Reichsnährstand oder die Deutsche Arbeitsfront ließen parallel zur »alten Sozialschichtung« eine neue politische Gesellschaftsstruktur entstehen. So öffneten sich »neue Wege des Aufstiegs und der Elitebildung«, bislang unbekannte »Einfluss- und Karrieremöglichkeiten«, und das »weitgehend unabhängig von sozialer Herkunft und materieller Lage«. Broszat arbeitete die beschleunigte Egalisierung in der deutschen Gesellschaft heraus, die zunehmende »horizontale und vertikale Mobilität, aber auch die psychologische Emanzipation bisher unpolitischer Volksschichten«. Neben der vertikalen Mobilität in die nächsthöhere gesellschaftliche Sphäre ist die horizontale ebenso wichtig. Gemessen werden kann sie am besten anhand von Eheschließungen (Partnerschaften), zum Beispiel am Fall meiner Eltern. Sie heirateten im Oktober 1942: mein Vater, Professorensohn, Leutnant – meine Mutter, Tochter eines Reisevertreters für Kathreiners Malzkaffee. Der wollte aber unbedingt, dass seine drei Töchter Abitur machten und zumindest Volksschullehrerinnen werden würden. Aus der für so viele spürbaren Nivellierung der Klassengegensätze schloss Broszat auf eine »unverkennbare soziale Wirkung des Hitler-Regimes«: »Trotz geistiger und politischer Unfreiheit« erschienen die NS
 -Jahre vielen »als eine sozial offenere Gesellschaft (…), als es sie vordem in Deutschland gegeben hatte«.

Seine Argumentation stützte Broszat auch auf den vielseitigen US
 -amerikanischen Historiker David Schoenbaum (*1935). Dieser hatte in seinem 1966 erschienenen Buch »Hitler’s Social Revolution« (1968 auf Deutsch unter dem weniger präzisen Titel »Die braune 
 Revolution«) die für so viele jüngere Deutsche attraktive soziale Dynamik Hitlerdeutschlands untersucht. Er konstatierte einen »Umsturz der Klassenstruktur und eine Veränderung des sozialen Status des Einzelnen«: »Der Nationalsozialismus beschleunigte die bereits beachtliche Mobilität der deutschen Industriegesellschaft; er schuf zumindest das Klima für sozialen Aufstieg und oft genug wirkliche Beweise.« Schoenbaum spricht vom »Triumph des Egalitarismus«, der sich symbolisch darin gezeigt habe, »dass Männer ohne Diplom, ohne bedeutende Familie oder unabhängiges Einkommen Grundsteine legten, ausländische Gäste empfingen (…) und im Theater die Logenplätze beanspruchten«. Auch daraus speiste sich der Elan, den die NSDAP
 umso anziehender ausstrahlte, je sichtbarer das »zerrüttete Selbstvertrauen der alten Eliten« wurde.

Lange vor Schoenbaum und Broszat hatte der zum Faschismus Mussolinis tendierende deutsch-italienische Soziologe Robert Michels (1876–1936) den im Sinne der NS
 -Herrschaft produktiven Mix aus Teilen der alten und der neu aufsteigenden Elite analysiert. In seinem Buch »Umschichtungen der herrschenden Klassen« seit 1918, das 1934 erschien, heißt es dazu in Unterscheidung zur bolschewistischen Revolution: »Die neu entstandenen intellektuellen und ökonomischen Eliteanwärter« würden sich in Italien und Deutschland mit »der alten herrschenden Klasse« verschmelzen, und das »in unerhört beschleunigtem Rhythmus«. Dadurch werde der Staatsapparat verjüngt und erscheine im Hinblick auf Herkunft teils auch an Bildung »sozial bescheidener«. Damit gelange eine »politisch-energetische Klasse« an die Schalthebel der Macht, die sich zur Herrin »über die alte intellektuelle Schicht« aufgeschwungen habe und zudem die »rein wirtschaftlichen« Führungsgruppen im Zaum halte, jedoch »ohne sie überwinden zu wollen«. Folglich seien die deutsche und die italienische Führung »weniger plutokratisch und auch weniger akademisch gestimmt«. Daraus folge eine beträchtliche »Hebung der Staatsmacht«, jedoch nicht »das Fehlen von akademischen Elementen« oder »gar ein Verzicht auf Privatinitiative«.
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 Infolge der Krise drängten in den 1920er und frühen 1930er Jahren tatsächlich Hunderttausende gut ausgebildete und motivierte junge Leute auf den Arbeitsmarkt. Die Jahrgänge 1900 bis 1915 waren die geburtenstärksten der deutschen Bevölkerungsgeschichte überhaupt. In jenen 15 Jahren betrug der Geburtenüberschuss – die Differenz zwischen Lebendgeborenen und Verstorbenen – 11,6 Millionen Menschen. Das entsprach einer Bevölkerungszunahme von gut 20 Prozent. Sie führte zu einer beträchtlichen Verjüngung der deutschen Gesellschaft, die der Erste Weltkrieg, der diese Jahrgänge nur streifte, noch verstärkte. Diese Generation begehrte lautstark Teilhabe. Um es mit Friedrich Meinecke zu sagen: »Hitler ist (…) durch eine typische, aber zugleich verblendete Jugendbewegung zur Macht gekommen.« Das war nicht der einzige Grund. Aber zweifellos trugen die Jung- und Erstwähler 1930 und 1932 erheblich zu den Wahlerfolgen der NSDAP
 bei.

So gesehen überrascht es nicht, dass die NS
 -Agitatoren an Universitäten, Fachhochschulen und Technischen Hochschulen deutlich schneller an Einfluss gewannen als in der deutschen Gesellschaft insgesamt. Bei der Reichstagswahl 1930 verbuchte die NSDAP
 18,3 Prozent der Stimmen für sich, im selben Jahr erreichte der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund bei den Wahlen zu den Studentenvertretungen 34,4 Prozent (bei einer studentischen Wahlbeteiligung von knapp 70 Prozent). Besonders stark war der Zulauf an den Technischen Universitäten, an denen überproportional viele Neuaufsteiger immatrikuliert waren. Richard Löwenthal (1908–1991), der von 1926 bis 1931 in Berlin und Heidelberg studierte, erinnerte während der Achtundsechziger-Revolte immer wieder daran, in welch weit überdurchschnittlichem Ausmaß sich die stark politisierte Studentenschaft während seiner Studienzeit für den Nationalsozialismus begeistert hatte.

Zu denjenigen, die das soziale Milieu ihrer Eltern verlassen und auf den sozialen Treppen nach oben wollten, gehörten auch die vielen, die Fachschulen absolvierten, die von neuen, modernen Berufen 
 träumten und versuchten, diese zu ergreifen: sei es als Fotografin oder Motorradmechaniker, Reklamegrafiker oder Beleuchtungstechniker, Fräulein vom Amt oder Prüflaborantin, Kameramann oder Elektroinstallateur, Radioreporter oder Taxifahrer. Die Bildungspolitiker der Republik setzten viel daran, die Schul- und Qualifikationssysteme durchlässiger zu gestalten, auch für Mädchen und junge Frauen. Sie schufen neue Berufsprofile, anspruchsvolle Lehrerbildungsanstalten, Fachschulen, Fachhochschulen und Akademien aller Art sowie Möglichkeiten berufsbegleitend zu erwerbender Abschlüsse. Folglich wünschten sich die vom Willen nach gesellschaftlicher Aufwärtsmobilität Ergriffenen angemessene Chancen. Soziales Aufwärtsstreben – englisch: social climbing – ist mit der Möglichkeit des Abrutschens verbunden, ja des Abstürzens. Deshalb neigt der Aufsteiger (damals wie heute) zur Forderung nach staatlichem Schutz. Dazu gehören: Quoten und spezielle Förderung, das Absenken von Prüfungsnormen und das Zurückdrängen oder Beseitigen möglicher Konkurrenten. Infolge der beeindruckenden Bildungspolitik des späten Kaiserreichs und erst recht der Weimarer Republik wurde die junge Elite Hitlerdeutschlands herangebildet.
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An dieser Stelle kam der Bildungsvorsprung der Juden ins Spiel. Er beruhte auf der im Judentum seit Jahrhunderten verankerten Schrift- und Lesekultur, der religiös begründeten Diskussionsfreude, der Mehrsprachigkeit, der frühen Urbanisierung und dem Bewusstsein, dass Bildung im Fall von Pogromen das einzige Gut wäre, das ihnen nicht abgenommen werden konnte.

Wie groß der Unterschied zwischen christlichen und jüdischen Schulkindern war, lässt sich anhand der preußischen Statistik eindrucksvoll demonstrieren: 1886 brachten 46,5 Prozent der jüdischen Schüler in Preußen einen höheren als den Volksschulabschluss nach Hause, bis 1901 stieg der Anteil auf 56,3 Prozent. Im selben Zeitraum kroch das christliche Streben nach höherer Bildung von 6,3 auf 7,3 Prozent. Gemessen an christlichen Schulkindern, erreichten die 
 jüdischen rund achtmal so oft mittlere und höhere Schulabschlüsse und studierten anschließend zehnmal häufiger. Zudem legten sie die Examina deutlich schneller ab, und das mit besseren Noten. Für Bayern liegen ähnliche Statistiken vor. Victor Klemperer (1881–1960) berichtete über die Verhältnisse in seiner Klasse am humanistischen Gymnasium in Landsberg (Warthe) anno 1901: »Wir waren in der Unterprima vier Juden unter 16, in der Oberprima drei unter acht Klassenschülern.« Landsberg zählte damals 33600 Einwohner, davon waren 570, also 1,7 Prozent, Juden. In Klemperers Abiturientenklasse machten die jüdischen Schüler 37,5 Prozent aus.
[4]



Angesichts der so deutlich verschiedenen Geschwindigkeiten einer voranstürmenden, ethnisch-religiös fassbaren Kleingruppe und der nachhinkenden Großgruppe entwickelte sich wachsender, starker Neid. Im Neid steckt das Bedürfnis, das, was der andere schon hat und kann, sich selbst anzueignen, sei es friedlich oder gewaltsam. Allerdings sagt niemand: »Ich bin gelb (oder grün) vor Neid.« Der Grund dafür ist einfach: Im Gegensatz zu den anderen sechs Todsünden (Völlerei, Habsucht, Trägheit, Hochmut, Zorn und Wollust) verhilft die Todsünde Neid weder zu Freude noch zu kurzzeitiger Befriedigung, weder zu Entspannung noch zur Aggressionsabfuhr. Neid muss versteckt werden. Er nagt am eigenen Selbstbewusstsein – macht hässlich. Allenfalls kennt »der Neider häm’scher Chor« (Goethe) die lüstern hinter der Gardine zelebrierte, kurzzeitig selbstbefriedigende Schadenfreude, wenn dem Beneideten ein Missgeschick, ein Unglück, eine Demütigung oder Gewalt widerfährt. Von der Schadenfreude ist es nicht weit zu jener inneren Haltung sich ewig unschuldig fühlender Gaffer und stiller Profiteure, wonach ein kräftiger Dämpfer den vorlauten Juden gewiss nicht schade.

Der im damals preußischen Rawitsch (Rawicz) geborene Arthur Ruppin (1876–1943) – Jurist, Soziologe, Zionist, Mitbegründer der Stadt Tel Aviv und der Hebräischen Universität in Jerusalem – charakterisierte das Verhalten der nachdrängenden Nichtjuden 1930 in einem einzigen zugespitzten Satz: »Die Mentalität, welche die Juden 
 von heute zeigen, ist die Mentalität der Nichtjuden von morgen.« Namentlich in den Weimarer Jahren verringerten die Mehrheitsdeutschen ihren Bildungsabstand zunächst langsam, dann schneller. Sie wussten das Leben in den großen Städten nun besser zu meistern, entwickelten stärkere vertikale Mobilität. Folglich standen die Juden, so Ruppin, »einer immer mehr anschwellenden christlichen Konkurrenz gegenüber«, und diese Konkurrenten fanden das politische Angebot attraktiv, sich mit staatlicher Hilfe jener Positionen zu bemächtigen, die Juden erfolgreich aufgebaut und noch innehatten.

Volksführer vom Schlage Hitlers stufte Lichtenstaedter von Anfang an als Promotoren »der breiten unteren Klassen« ein, denen »die Zukunft gehört«. »Mit elementarer Kraft« strebten diese Volksschichten »wenigstens zum Teil nach oben«, wie er 1909 voraussah. Mit solchem Wissen gewappnet, erklärte er 1933 seinen mitverfolgten Glaubensgenossen: »Im Großen und Ganzen befinden wir mittel- und westeuropäischen Juden uns in höheren sozialen Schichten als die übrige Bevölkerung.« Dieser Aufstieg sei viel schneller erfolgt und »in viel höherem Maße als bei den anderen«. Natürlich hielt Lichtenstaedter die auf diesem Umstand fußenden Vorwürfe für unbegründet. Doch vermehre der so sichtbare und schnellere soziale Aufstieg »die Zahl unserer Gegner«. »Er verstärkt die Missgunst gegen uns« – denn: »Die höhere soziale Stellung schafft Neid
 !«

Wie Lichtenstaedter bei seiner Lektüre von »Mein Kampf« sofort registrierte, hatte Hitler für seinen Vater genau diesen Punkt herausgestellt und über dessen sozialen Aufstiegswillen geschrieben: »Es war der Stolz des Selbstgewordenen, der ihn bewog, auch seinen Sohn in die gleiche, wenn möglich natürlich höhere Stellung bringen zu wollen.« Für seinen Sohn hatte der Vater ein klares Ziel definiert, wie dieser in »Mein Kampf« berichtet: »Ich sollte studieren.«

Ebendeshalb verneigte sich Sohn Adolf vor seinem überaus strengen und jähzornigen Vater, dem Sohn armer Häusler aus dem niederösterreichischen Waldviertel, Alois Hitler (1837–1903). Dieser war als Dreizehnjähriger aus dem engen, rückständigen Zuhause nach 
 Wien ausgerissen, brachte es dort zum Schuhmachergesellen und wollte dann, trotz mangelnder Vorbildung, Staatsbeamter werden. »Mit eisernem Fleiß« und nach jahrelangen Mühen erreichte er das Ziel: Er wurde einfacher Grenzaufseher und stieg schließlich zum Zollamtsoberoffizial auf. Sein Sohn scheiterte auf der Realschule in Linz, später an der Aufnahmeprüfung zur Wiener Kunstakademie und hauste in Männerasylen. Dennoch erklomm auch er die höhere Lebensstellung. Der Weg nach oben begann für ihn und für nicht wenige spätere Funktionäre der NSDAP
 im Ersten Weltkrieg. Dank ihrer egalisierenden Wirkungen ermöglichen Kriege und Revolutionen den Überlebenden verbesserte Chancen. Hitler erwarb als fünfundzwanzigjähriger Meldegänger – eine Tätigkeit, die Mut, Umsicht und Geistesgegenwart verlangt – 1914 das Eiserne Kreuz II
 . Klasse und später I. Klasse. Im Alter von 32 Jahren wurde er Parteivorsitzender, mit 43 Kanzler des Deutschen Reichs.

In seinem 1931 abgeschlossenen Buch »Hitlers Weg« kam der Politikwissenschaftler Theodor Heuss (1884–1963) zu dem Schluss, die nationalsozialistische Rassenlehre folge einem »erstaunlichen Minderwertigkeitsgefühl«. Sie vergotte die Arier »als die Krone der Schöpfung«, um »ein Manko zu verdecken«. Heuss fiel das in »Mein Kampf« kolportierte Märchen auf, dass Juden, nach Europa kommend, den »noch unbeholfenen, besonders aber grenzenlos ehrlichen Ariern weit überlegen« gewesen seien und versucht hätten, die ansässigen Germanen zu unterjochen. In der Tat hatte Hitler konzediert: »Die intellektuellen Eigenschaften des Juden haben sich im Verlauf der Jahrtausende geschult. Er gilt heute als ›gescheit‹ und war es in einem gewissen Sinne zu allen Zeiten.« Doch fehle den Juden, tröstete Hitler seine Anhänger, die »kulturbildende Kraft« und der seiner Meinung nach so herrliche germanische Idealismus.

1935 besuchte der Schweizer Architekt, Journalist und Schriftsteller Max Frisch (1911–1991) die in Berlin groß aufgemachte Ausstellung »Wunder des Lebens«. In den großflächigen Segmenten der Schau, die dem Rassengedanken gewidmet waren, entdeckten Frisch und 
 seine Freundin Käte Rubensohn (1914–1998) sofort die zentrale Botschaft: »Gesund und wunderbar ist nur der nordische Mensch.« Die beiden schweizerischen Besucher erklärten sich das überhebliche, wissenschaftlich aufgeblasene Geschwätz damit, dass die Deutschen seit jeher zwischen »Minderwertigkeitsangst und übersteigertem Selbstbewusstsein« schwankten. Sie führten das auf »die deutsche Selbstbezweiflung« zurück und kommentierten: »Empörend aber ist dieser Selbstruhm, der seine eigene Rasse erhöht, indem er alles andere in den Schmutz stößt« – insbesondere die Juden.

Ein Jahr später gewann der US
 -Amerikaner W.E.B. Du Bois einen ganz ähnlichen Eindruck. Zeitungen, Redner, Rundfunk, Ausstellungen, Feierlichkeiten, Bücher und Zeitschriften würden hauptsächlich dazu dienen, »den Deutschen beizubringen, dass sie das großartigste Volk der Erde« seien. Sofern Schwierigkeiten entstünden, gehe das auf das Konto der Juden, ebenso wie »die meisten anderen Übel moderner Länder«. Der hochgebildete, 1895 als erster Afroamerikaner in Harvard promovierte Du Bois fragte sich, warum ausgerechnet er bei seiner ausgedehnten Reise quer durch Nazideutschland »keinen rassistischen Vorurteilen ausgesetzt war«, wohl aber jeder einzelne deutsche Jude. Er kam zu dem Schluss, es handle sich anders als bei einem »amerikanischen Negro
 « im Fall der Juden »um geschürte Vorurteile oder um wirtschaftliche Angst«. Wegen »ihres Erfolgs im Berufsleben und im umkämpften Staatsdienst« hatten »sie allen Neid und die Eifersucht« auf sich gezogen.
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Weil die Neider die beneideten Juden als lebensklug, gebildet und reaktionsschnell fürchteten, denunzierten sie diese als Unterrasse und erhoben sich selbst zur edelblütigen Oberrasse. Um den eigenen Bildungs- und Sozialneid, nicht selten auch Sexualneid, zu verbergen, werteten (und werten) Antisemiten Juden mit allen möglichen Vokabeln ab. Sie gelten ihnen als »schlau«, »überheblich«, »arrogant«, »listig«, »berechnend«, »eiskalt« oder »verschlagen«. Antisemiten, darunter solche, die bestreiten, jemals von einer solchen Regung auch nur gestreift worden zu sein, unterstellen Juden, ihre intellektuellen, 
 künstlerischen und wirtschaftlichen Erfolge mit nicht ganz sauberen, irgendwie unredlichen Praktiken zu erzielen. Die so gepolten Ressentiments durchzogen auch die nationalsozialistischen Reden, Bücher und Zeitungsartikel. Dabei handelt es sich gerade nicht um sogenannte antisemitische Stereotype, sondern um sehr typische Herabsetzungen, die nur eines bezwecken, die eigenen Minderwertigkeitsgefühle vor sich und anderen zu verbergen.

Vor 1933 rückte Hitler immer wieder die gefühlte oder tatsächliche geistige Dominanz der »jüdischen Rasse« in den Vordergrund. Seiner Agitation zufolge trachtete diese nach nichts anderem, als »die dummen Gojim auf das Gerissenste« zu »betölpeln«. Zudem seien die Juden »viel zu klug«, ihre wahren Ziele zu nennen, und stets getrieben von »krassestem« oder »nacktem Egoismus«. An anderer Stelle erkannte »der Jude« laut Hitler »in genialster Weise«, dass er sich als »geborener Virtuose der Lüge« zum Organisator und Wohltäter »der breitesten Massen« aufschwingen müsse. Bei all dem verspotte er »mit seinem obszönen Sarkasmus und seinem zersetzenden Hohn« den ehrlichen und bescheidenen Arier, der von all dem nichts merke – bis er endlich von Hitler und dessen Partei »aufgeklärt« werde. In der neuen Republik, so sprach der NSDAP
 -Führer, habe das deutsche Bürgertum den Arbeitern keine »elementare Gerechtigkeit« angedeihen lassen. Folglich entstand eine Gerechtigkeitslücke, die »der Fremde, der Jude« sofort ausnutzte. Er »verstand die Zeichen der Zeit und nahm sich der unzufriedenen Massen auf seine Weise an«. All das, wie Hitler insinuierte, stets mit dem Ziel, die Weltherrschaft zu erringen – nicht im ehrlichen Kampf Mann gegen Mann, sondern »mit Lüge und Verleumdung, Vergiftung und Zersetzung«. Gegen den »vom Juden ausgeheckten Plan einer Weltrevolution« werde demgemäß »nur brutale Gründlichkeit« helfen. In seinem 1928 verfassten Manuskript zur Außenpolitik beschwor Hitler die Gefahr, die »Hebräer« könnten sich zum »Gehirn einer (rassisch) wertlos gemachten Menschheit auswachsen« und mit ihren Waffen wie »Schläue, Klugheit, List, Tücke, Verstellung usw.« die »völkischen Intelligenzen« ausrotten.
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 4 Wer gehört zur Unterrasse, wer zur Oberrasse?



Eingekleidet in eine Fabel, formulierte Albert Einstein (1879–1955) eine ähnliche Sicht auf den modernen deutschen Antisemitismus, als er sich am 26. November 1938, kurz nach dem Novemberpogrom, zu der Frage äußerte »Why do they hate the Jews?«. Für die Juden wählte er als Pendant den stolzen Hirsch, der schneller laufen kann als das deutsche Ackerpferd und immerzu früher an »jene Stellen gelangt, an denen es Wasser gibt«. Nun redet ein Hirtenknabe namens Adolf H. dem Pferd zweierlei ein: Erstens, »du bist das herrlichste Tier auf Erden«, und zweitens, »der Hirsch und die Seinen saufen dir das Wasser weg; sie wollen, dass du mit deinen Kindern verdurstest«. Daraufhin bietet der Hirte seinen umschmeichelten Pferden an, sie »aus dieser unwürdigen Lage zu befreien«. »Geblendet von Neid und Hass gegen den Hirsch«, folgen die Pferde diesem Angebot.

Einstein veranschaulicht die Wesenszüge des damals in Deutschland vorherrschenden Antisemitismus. Die behäbigen Zuspätkommer definieren sich als herrliche Oberrasse, stufen die Flinken zur Unterrasse herab und behaupten, diese würden ihnen die Lebensgrundlagen rauben. Angeleitet und aufgeputscht von ihrem Führer, wollen sie sich nun – subjektiv in einem Akt der Notwehr – aus dem angeblich von einer kleptokratischen Unterrasse verursachten Elend befreien und sich der stolzen Schnellläufer entledigen. Wer in (eingebildeter) Notwehr handelt, fühlt sich in der Wahl der Mittel ziemlich frei. Instinktsicher hatte Hitler das 15. und letzte Kapitel von »Mein Kampf« unter die Überschrift »Notwehr als Recht« gestellt.

Weniger bildhaft als Einstein formulierte der Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens (CV
 ) den Zusammenhang zwischen den materiellen wie ideellen Erfolgen vieler Juden und dem anschwellenden Volksneid der nichtjüdischen Mehrheit. Der 1893 gegründete CV
 arbeitete als die wichtigste Interessenvertretung deutscher Juden bis 1933 betont staatsloyal für das friedliche Mit- und 
 Nebeneinander von Mehrheit und Minderheit. Das 1918 zum fünfundzwanzigjährigen Bestehen des CV
 verfasste Resümee zum Problem des grassierenden Antisemitismus fiel deutlich aus: Der »politische und der wissenschaftliche Antisemitismus wären ohne den wirtschaftlichen völlig wirkungslos geblieben. Der wirtschaftliche Aufschwung der Juden wurde der eigentliche Grund dafür, dass der Judenhass in den breiten Massen volkstümlich wurde.« Anders als der religiös motivierte Antijudaismus konnten die sozial und wirtschaftlich begründeten Vorurteile gegen Juden leicht in die Programmatik politischer Parteien eines demokratisierten Nationalstaats integriert werden.

Adolf Hitler verkörperte den allgemeinen Drang nach sozialem Aufstieg. Das prädestinierte ihn dazu, einen »völlig neuen Typus moderner Parteien« zu schaffen, wie der Politikwissenschaftler Sigmund Neumann (1904–1962) 1932 schrieb, nämlich eine weder religiös noch sozial oder regional gebundene Volkspartei. Dazu passend begründete er mit seinem Erfolgsbuch »Mein Kampf« ein gleichfalls neues politisch-literarisches Genre: das Aufstiegsmärchen eines Underdogs. Als Erster in Deutschland entwickelte er ein politisches Programm aus seiner stilisierten, teilweise erfundenen Biographie. Zuvor hatten Politiker Memoiren verfasst, die schwergängige Titel trugen wie »Gedanken und Erinnerungen«, »Denkwürdigkeiten« oder »Ereignisse und Gestalten«. Im Unterschied dazu schilderte Hitler sein Leben ungefähr so: Ich war Schulversager, mein Vater hat mich gnadenlos verdroschen, mir ging es schlecht in Wien; ich scheiterte hier, ich scheiterte dort, ich komme von ganz unten, kurz: Ich bin einer von euch. Den Krieg habe ich als kleiner Gefreiter durchgemacht, bin mehrfach verwundet worden und wurde im Oktober 1918 Opfer eines Giftgasangriffs nahe der flandrischen Stadt Ypern:


Auf einem Hügel südlich von Wervick waren wir noch am Abend des 13. Oktober in ein mehrstündiges Trommelfeuer von Gasgranaten gekommen, das sich dann die ganze Nacht hindurch in mehr oder 
 minder heftiger Weise fortsetzte. Schon gegen Mitternacht schied ein Teil von uns aus, darunter einige Kameraden gleich für immer. Gegen Morgen erfasste auch mich der Schmerz von Viertelstunde zu Viertelstunde ärger, und um sieben Uhr früh stolperte und schwankte ich mit brennenden Augen zurück, meine letzte Meldung im Kriege noch mitnehmend. Schon einige Stunden später waren die Augen in glühende Kohlen verwandelt, es war finster um mich geworden. So kam ich in das Lazarett Pasewalk in Pommern, und dort musste ich – die Revolution erleben!



Die Frage, ob ein Autor solche Geschichten wahrheitsgemäß oder – angesichts der Erfahrungswelten seiner Leserschaft – nur glaubhaft erzählt, bleibt für den politischen Ertrag gleichgültig. Seine privaten Geschichten populär ausschmückend, spricht Hitler in »Mein Kampf« von der »Unsicherheit des täglichen Brotverdienstes« und davon, dass die ihm »zukommende Waisenpension« nicht ausreichte, »um auch nur irgendwie leben zu können«. Mitgefühl heischend erzählt er davon, wie er sich als Habenichts in Wien durchschlug (»Mein wahrhaft kärglich Brot, das doch nie langte, um auch nur den gewöhnlichen Hunger zu stillen«). Er lässt seine Leserinnen und Leser an angeblichen oder tatsächlichen inneren Wandlungen im Stil eines Entwicklungsromans teilhaben. Wortreich schildert er, wie er sich in Wien »von der Hohlheit des gemächlichen Lebens losriss«, wie er erst dort langsam und zunächst widerstrebend die Wichtigkeit der Judenfrage erkannt habe. Eine Frage, die in seinen Jugendjahren für ihn – auch wegen seines zwar national gesinnten, aber insoweit »weltbürgerlich« eingestellten »alten Herrn« – überhaupt keine Rolle gespielt habe. Mehr noch, während seiner Schulzeit in Linz habe er antijüdische Sprüche als »konfessionelle Stänkerei« empfunden. Erst nachdem er sich an die neue Umgebung der alten Kaiserstadt Wien gewöhnt und »allmählich die Ruhe« gefunden habe, »das aufgeregte Bild zu klären« und sich in seiner neuen Welt gründlicher umzusehen, »stieß (er) nun auch auf die Judenfrage«.


 Mit solchen allenfalls halbwahren Erzählungen verschaffte sich Hitler Glaubwürdigkeit und setzte im Betrieb der jungen Republik einen neuen politischen Ton. Genau das hielt der 1933 aus der Städtischen Bibliothek in Berlin-Spandau entlassene Hermann Stresau (1894–1964) für entscheidend, als er 1938 nach einer Erklärung suchte, warum sich die deutsche Arbeiterschaft 1933 fast widerstandslos alle Rechte im Handstreich hatte nehmen lassen: Als ehemals Arbeitsloser, Arbeiter, Prolet und einfacher Soldat löse Hitler bei vielen das wohltuende Gefühl aus, »dass er einer der Ihren« und nun »wie durch ein Wunder ihr Führer« sei. Hitler demonstriere: »Ein Knecht kann mehr sein als sein Herr«, sofern er einen Posten in der Partei oder der SA
 bekleide oder vom Portier zum Blockwart aufsteige. »Diese Macht steht in der Tat jedem Beliebigen offen, gänzlich unabhängig von Rang und Stand, Geburt und Reichtum.« Stresau schlug sich in den folgenden Jahren mit kleinen Zeitungsfeuilletons, Übersetzungen und Buchherausgeberschaften durch. Die Beobachtungen, die er in seinem postum veröffentlichten Tagebuch hinterlassen hat, begleiten uns durch die weiteren Kapitel.
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Folgt man Stresaus Überlegungen, lässt sich sagen: Hitler und seine Partei konnten erst nach der Novemberrevolution von 1918 unter demokratischen Verhältnissen entstehen. Schon wegen seiner sozialen Herkunft hätte ein Mann wie er in der Monarchie keine Chance zum Aufstieg in politisch verantwortungsvolle Positionen gehabt. Auch konnte der Antisemitismus in den vorrepublikanischen Verhältnissen per Polizei oder Wahlrecht unterdrückt, zumindest in Grenzen gehalten werden. In der Weimarer Republik gedieh er besser als im wilhelminischen Deutschland. Mehr dazu im Schlusskapitel.

Hitler erkannte den Zusammenhang von allgemeinem Aufstiegswillen, Neid auf die Juden und deshalb ansteigendem Antisemitismus früh. »Dieses Volk (der Juden)«, polemisierte er 1925, »sitzt zu 90 Prozent in den obersten Stellen; während heute intelligenteste Deutsche Torf stechen müssen, sind 86 Prozent der Berliner Rechtsanwälte Juden.« Tatsächlich rechnete die Konfessionsstatistik 1933 etwa die 
 Hälfte der Berliner Rechtsanwälte den Glaubensjuden zu. Ähnlich übertreibend, aber nicht ohne jeden Erfahrungsbezug, behauptete der um die Macht im Staat kämpfende Agitator, es gäbe eine Stadt, in der 92 Prozent der Ärzte Juden seien. Von Berlin meinte er zu wissen, »dass langsam 60 Prozent der Mittelschüler« der jüdischen Minderheit angehörten. Daraus folgerte er, hätte man diese Entwicklung schon vor acht Generationen, also mehr als 200 Jahre früher zugelassen, gäbe es »überhaupt keine deutsche Intelligenz« und auch keine deutsche Kunst. (Unter Mittelschule verstand Hitler eine Schule, die zum Abitur führt. In dieser Bedeutung war der Begriff in Österreich und auch in der Schweiz üblich.)

Zur sprichwörtlichen geistigen Präsenz und diskursiven Schlagfertigkeit jüdischer Bürger empfahl Hitler seinen Zuhörern 1928: »Wenn heute der Jude beginnt, mit mir dialektisch zu streiten, können wir nicht mit ihm konkurrieren«, denn »beim Hebräer liegt die Kraft im Reden, Schwindeln, Betrügen, in Finanzgeschäften usw., immer im Äußeren«. Juden auf ihren ureigensten Aktionsfeldern zu begegnen, intellektuell mit ihnen mithalten zu können, hielt Hitler für aussichtslos. Stattdessen riet er zur Gewalt: Das deutsche Volk müsse sich endlich auf seine Kraft besinnen und »die ganze Ausländerei mit eiserner Faust« hinaustreiben.

Goebbels dachte ähnlich. Nach dem Sieg über Polen meinte er im Herbst 1939, die vielen dortigen Juden seien »gar keine Menschen mehr«, sondern »mit einem kalten Intellekt ausgestattete Raubtiere, die man unschädlich machen muss«. Im Juli 1941 begründete er den Zwang zum Tragen des Gelben Sterns für die schon vielfach Stigmatisierten in seinem Leitartikel »Mimikry« mit deren geistiger Übermacht: »(Der Jude) beherrscht die Register der Wahrheitsverdrehung so genial, und er tritt dabei so sicher auf«, und das »mit einer dreisten Frechheit, dass der Zuhörer plötzlich anfängt, unsicher zu werden, und dann hat der Jude meist schon gewonnenes Spiel«. Deshalb solle man sich mit ihm und seinesgleichen nicht »polemisch herumschlagen«, sondern »erbarmungslos und ohne Gnade« den Stoß gegen sie 
 führen. Den Bolschewismus brandmarkte Goebbels als »die gefährlichste Erscheinung der menschlichen Geschichte«, weil »sich in ihr die jüdische Intellektualität mit der proletarischen Kraft eines (sowjetischen) 200-Millionen-Volkes« verbinde.

Intern und leicht verschlüsselt erklärte ausgerechnet Hitler das »Weltjudentum« zur höherwertigen Rasse: Die Juden, so führte er 1942 aus, seien nämlich »rassisch härter« als die Deutschen, also superior, und genau deshalb der »Feind Nr. 1«. Im selben Gespräch verwies er mit Recht auf den wachsenden Antisemitismus im Machtapparat der Sowjetunion und die von Stalin gegebene Begründung. Der habe im August 1939 dem deutschen Außenminister Joachim von Ribbentrop (1893–1946) gegenüber »keinen Hehl daraus gemacht, dass er nur auf den Augenblick des Heranreifens genügend eigener Intelligenz in der UDSSR
 warte, um mit dem heute noch von ihm benötigten Judentum als Führungsschicht Schluss zu machen«.

Schon 1925 hatte Hitler das arische Unterlegenheitsproblem in einem an die »Parteigenossen! Parteigenossinnen!« gerichteten Aufruf zur Propagandaarbeit thematisiert. Er bemängelt die optisch miserable Aufmachung der NS
 -Presse und verlangt: »Was Juden fertigbringen, muss
 auch uns gelingen.« Schließlich dürfe man auf das eigene Volkstum erst dann stolz sein, wenn es in der Lage sei, auf diesem Gebiet (und wohl auch auf anderen Gebieten) »trotz allem, den Hebräer zu schlagen«. Trotz allem – so reden die Langsamen, die endlich etwas werden wollen, und Albert Einstein wusste, was sie damit meinten: »den besonderen Reichtum an Begabungen« unter den Juden. Anders als die Rassenwissenschaftler und deren politische Nachbeter führt Einstein die vorzüglich entwickelten Talente vieler jüdischer Kinder nicht auf spezielle Gene oder Rasseneigenschaften zurück, sondern auf »die hohe Wertschätzung geistiger Leistungen« in jüdischen Familien. Dank der »daraus entstehenden Atmosphäre« gediehen »die in den Kindern angelegten Fähigkeiten besonders gut«, jedenfalls besser als im Durchschnitt der christlichen Familien, selbst dann, wenn ostjüdische Familien in bitterarmen Verhältnissen lebten.
[2]




 Der aktive protestantische Antisemit, Sozialreformer und Hofprediger Adolf Stoecker (1835–1909) hatte 1870 eine ähnliche Rechnung präsentiert. Nach dem Ergebnis der Berliner Volkszählung von 1867 stellten die Juden 4 Prozent der Berliner Bevölkerung, jedoch 30 Prozent derjenigen Familien, die Erziehungspersonal für ihre Kinder beschäftigten. Viele Jahrzehnte vor Hitler formulierten christlich-soziale Antisemiten die Judenfrage als Frage der Benachteiligung von Christen. »Eine halbe Million jüdischer Mitbürger«, so Stoecker 1880 im Preußischen Abgeordnetenhaus, nehmen »in unserem Volke eine Stellung ein, welche ihrem Zahlenverhältnis durchaus nicht entspricht.« Der in Wien geborene, 1939 mit seiner Familie nach England emigrierte Historiker Peter G.J. Pulzer (1929–2023) hat den Zusammenhang zwischen der sozialen und wirtschaftlich erfolgreichen Beweglichkeit vieler Juden im liberalen Kapitalismus und dem Neid der buchstäblich sesshaften Mehrheitsbevölkerung früh hervorgehoben: »Der Antisemit fühlt, wie es der Wirtschaftsliberalismus den bislang unemanzipierten Juden ermöglicht, schneller aufzusteigen als alle anderen«, und betrachtet das nicht etwa als Folge eigenen Versagens, sondern als die Tücke »eines Wirtschaftssystems, von dem Juden mehr profitieren als andere«.

Folglich neigt der Antisemit zu gedämpftem Antikapitalismus, weil er im liberalen Kapitalismus nicht zu Unrecht eine Ursache für die aus seiner Sicht unerträgliche soziale Mobilität der jüdischen Minderheit sieht. Daraus entwickelte sich in einzelnen Ländern ein unterschiedlich ausgeprägter »nationaler Sozialismus«, der den Angriff auf das Eigentum von Juden bald als »raffendes Kapital«, als gewissermaßen unlauter erworbenes (Volks-) Vermögen einstufte. Dem setzte der Antisemit eine angeblich edle Form treu nationalistischen Wirtschaftens entgegen: das »schaffende Kapital«.
[3]



Ende 1879 hatte der Historiker Heinrich von Treitschke (1834–1896) sein Motiv, die Judenfrage aufzuwerfen, ebenfalls mit dem exorbitanten Aufstiegswillen der ostjüdischen Zuwanderer begründet. Demnach würde »Jahr für Jahr aus der unerschöpflichen polnischen Wiege« 
 des Ostjudentums »eine Schar strebsamer hosenverkaufender Jünglinge« über die Grenze hereindringen, und schon deren Kinder und Kindeskinder würden »dereinst Deutschlands Börsen und Zeitungen beherrschen«.

Mit seiner Beobachtung hatte der so oft als Antisemit geschmähte Treitschke nicht ganz unrecht, wie einer der Mitbegründer der deutschen Soziologie, Werner Sombart (1863–1941), in seinem 1912 erschienenen Essay »Die Zukunft der Juden« bestätigte. Ohne direkten Bezug auf Treitschke sprach er vom sozialen Antisemitismus. Dahinter verbargen sich Konkurrenzneid und Minderwertigkeitsgefühle, die sich allerdings nicht gegen die Müllers richteten, sondern gegen die Cohns. Sombart konstatierte, dass die aus dem Osten neu zugewanderten Juden im damaligen Berlin die Klippen des sozialen Aufstiegs drei- bis viermal so schnell überwanden wie die christlichen Mitaufsteiger. Das führte ihn zu der Folgerung, die Juden seien im Durchschnitt »so sehr viel gescheiter und betriebsamer als wir«. Und damit rechtfertigte Sombart deren weitgehenden Ausschluss von Hochschullehrerstellen: Im Interesse der Wissenschaft müsse man zwar bedauern, wenn von zwei Bewerbern fast nie der jüdische, sondern im Allgemeinen »der dümmere gewählt« werde. Gleichwohl hielt Sombart die Schutzmaßnahme für geboten, weil andernfalls »sämtliche Dozenturen und Professuren an den Hochschulen mit Juden – getauften und ungetauften, das bleibt sich natürlich gleich – besetzt« würden.

 

Der in der Kaiserzeit sozialistischen Ideen zugeneigte Sombart öffnete sich in den 1930er Jahren für die national-sozialen Programme Hitlers. Wie sich die neue, von der regierenden NSDAP
 geförderte junge Elite damals benahm und unter welchen Problemen sie dabei litt, beobachtete der in gepflegt bürgerlichen, nazismusfreien Verhältnissen aufgewachsene Student Felix Hartlaub während seines Studiums in Berlin. Er erkannte, wie die alten bürgerlichen und feudalen Eliten zur »absinkenden Schicht« wurden und sich vor seinen Augen »eine soziale Umwälzung« vollzog. Den gewichtig-wichtig 
 auftretenden, meistens in Braunhemd oder Uniform gewandeten Kommilitonen des NS
 -Studentenbunds attestierte er »plötzliche Unsicherheit«, »Schüchternheit und abweisendes Phlegma«, sobald sich ein fremder Gast zu ihnen an den Tisch setzte. Die Verhaltensstudien, die Hartlaub in der Bibliothek trieb, rundeten seine Eindrücke ab: »Neben dem bekannten Platonforscher Cohn nimmt ein hochgewachsener SS
 -Student Platz, arbeitet eine halbe Stunde zackig, bekommt dann Gedankenentzündung«, es folgen »grausiges Gähnen« und der baldige Aufbruch zum Mittagessen – »der Jude hat unterdessen drei Zeitschriftenaufsätze verarbeitet«.

Hartlaub probierte früh seine literarischen Fähigkeiten aus, studierte Geschichte und arbeitete später im Führerhauptquartier in der mit Historikern besetzten Arbeitsgruppe, die das offizielle Kriegstagebuch erstellte. In den letzten Kriegstagen kam Felix Hartlaub an einem unbekannten Ort in Berlin ums Leben. Als sein jüngerer Bruder Michael (1918–1978) 1938 zum Reichsarbeitsdienst einrücken musste, gab ihm der Ältere zehn Ratschläge, um möglichst konfliktarm über die Runden zu kommen. Unter Nummer 6 steht: »Den Unterführern musst Du auf die menschliche Tour kommen. Sie haben natürlich einen starken Drall zu den sozial ›Höhergestellten‹, verbergen ihn hinter Strenge.« Wenn dieser Drall hartnäckig enttäuscht werde, verwandelten sich die Unterführer in Verfolger. Der fürsorgliche ältere Bruder erklärt dem jüngeren auch den Grund für die so leicht umschlagenden Verhaltensweisen: »Sie sind unsicher, hängen zwischen den Ständen.«

Wie sehr Neid auf die Juden die Psyche der Neu- und Spätaufsteiger beherrschte, sei an zwei Beispielen gezeigt. Ich zitiere aus einem Brief, der mir typisch für die seinerzeit dominierende Stimmung an den Hochschulen erscheint, geschrieben am 31. März 1933 von einem Doktoranden der Universität Berlin an dessen Vater: »Ob es gelingen wird, den Juden ihre unrechtmäßigen Privilegien zu entreißen?«, heißt es da. Der Briefschreiber meinte ja, schließlich verfüge die »nationale Bewegung in Deutschland« über die »nötige eiserne Energie«. Er fuhr fort: »(Hier) im Institut wird schon kaum noch gearbeitet 
 deswegen. Schließlich haben wir weit über 50 Prozent Juden bei uns, das ist die 50-fache Menge, als erlaubt sein sollte.« Gemeint ist das Chemische Institut der Berliner Universität, und der dreiundzwanzigjährige Postgraduierte fand, nur so viele Juden dürften Studienplätze und akademische Positionen bekommen, wie es ihrem Bevölkerungsanteil von einem Prozent entspreche. Der strebsame junge Mann hieß Robert Havemann (1910–1982) und wurde Ende 1943 wegen Widerstands gegen den NS
 -Staat zum Tode verurteilt. Er überlebte im Zuchthaus, da sich Fürsprecher wegen seiner kriegswichtigen Forschungen erfolgreich für ihn einsetzten.

Im Januar 1937 traf der US
 -Amerikaner W.E.B. Du Bois einen etwa 40 Jahre alten Freund in Berlin. Dieser hatte seine Karriere als Assistent an einer Universität begonnen und war »jetzt ein wichtiger Regierungsvertreter«, »nicht von hohem Rang, aber effizient und zuverlässig«. Nachdem die beiden bei einer Flasche alten Portweins alle möglichen wirtschaftlichen und sozialen Probleme durchgesprochen hatten, fragte Du Bois, den »Stier bei den Hörnern packend«: »Wie können Deutsche Rassenvorurteile befürworten?« Sein Gegenüber bedauerte vieles, was den Juden seit 1933 angetan worden sei, ja, er schämte sich dafür, nannte Hitler einen Demagogen und Julius Streicher, den Gauleiter von Franken, einen Fanatiker, dessen antisemitisches Hetzblatt Der Stürmer verboten gehöre, um dann, an den ausländischen Freund gewandt, seine Position zu erläutern:


Bedenken Sie eines: Die Juden, die etwa 5 bis 6 Prozent unserer Bevölkerung (in Berlin) ausmachen, bestreiten 75 Prozent unseres Börsenhandels, sie stellen eine Mehrheit oder einen hohen Anteil unserer Anwälte, Ärzte, Lehrer und anderer Akademiker, in manchen deutschen Ländern waren sie in den Regierungsbehörden in der Mehrheit. Sie standen unseren Gerichten vor, sie kamen in wachsender Anzahl als Einwanderer aus dem Osten, und diese legten neue, gierigere, noch skrupellosere Verhaltensweisen an den Tag als die alteingesessenen deutschen Juden.




 Historisch gesehen schufen Demokratie und nationalstaatliche Autonomie Bedingungen, die dem politischen Antisemitismus neue Aktionsfelder eröffneten. Das trifft auf Deutschland und Polen zu, auf Litauen und Ungarn, Griechenland und Frankreich. Wie der Münchner Staatswissenschaftler Arthur Cohen (1864–1940) beobachtete, musste die mit der Demokratisierung verbundene Gegnerschaft oder nur Reserviertheit gegenüber Juden nicht sofort mit Gewaltausbrüchen einhergehen. Auch konnte sie lange Zeit kaum bemerkt hinter den demokratischen Fassaden schlummern und auf osmotischem Weg, also kaum wahrnehmbar, die einzelnen Schichten der Gesellschaft durchdringen. Das war in der Weimarer Republik und erst recht während der Weltwirtschaftskrise der Fall. Robert Havemann ist dafür ein Beispiel, ebenso der Freund des Deutschlandreisenden Du Bois. Der eine stieg zum nicht ganz unbedeutenden Regierungsvertreter auf, der andere zum Chemiker, der sehr bald und insoweit widerstandslos für kriegswichtige Forschungen eingesetzt wurde.
[4]



 

Am 5. August 1937 sprach das Propagandaministerium eine »schärfste Missbilligung« gegen die katholische Zeitschrift Am Scheideweg aus, weil darin der biblische Kampf Davids gegen den Riesen Goliath erzählt wurde. Die Goebbels’
 schen Kommunikationsregulatoren bemängelten, dass die »Ausführungen über den Kampf Davids gegen Goliath eine Verherrlichung jüdischer, hinterlistiger Kampfesweise gegen den arischen Gegner« beinhalte. Ähnliche Ängste vor der geistigen Überlegenheit vieler Juden kreisten 1941, zwei Tage vor dem Überfall auf die Sowjetunion, im Gehirn von Generalleutnant Hans Graf von Sponeck (1888–1944). Deshalb befahl er für die von ihm befehligte 22. Infanteriedivision vorab, gefangene jüdische Soldaten der Roten Armee sofort abzusondern. Das hieß praktisch: sie Einheiten der Sicherheitspolizei zu überstellen und ermorden zu lassen. Als gewissenhafter Befehlsgeber erläuterte von Sponeck seiner Truppe, warum sie ausgerechnet jüdische Soldaten »absondern« sollten: »Ihre Erfassung ist besonders wichtig, da sie meist mehrere 
 Sprachen beherrschen und intelligenter als die Masse der Gefangenen sind.« Nachdem die deutschen Truppen in der Sowjetunion einmarschiert und anfangs schnell vorgestoßen waren, meldete der Chef der Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD
 , Arthur Nebe (1894–1945) am 22. Juli 1941: »In Minsk gibt es keine jüdische Intelligenz mehr.« Im Februar 1942, kurz nach der Wannsee-Konferenz, rechtfertigte Hitler die nunmehr beschlossene Praxis, alle Juden zu »eliminieren«, im Beisein Himmlers mit dem Argument: Sie verfügten über einen »Rassenkern, der in der Blutmischung so verheerend wirkt, dass er die Menschen unsicher macht«.

Im Krieg erschien die Zeitung Mitteilungen für die Truppe wöchentlich in hoher Auflage. Sie diente der Information und politischen Bildung aller Soldaten. Im Mai 1943 veröffentlichte das Blatt den Artikel »Weshalb kam es zur Judenfrage?«. Auch dieser Text handelt hauptsächlich vom wirtschaftlichen Erfolg, vom Vorsprung an Bildung, Intellektualität und sozialer Aufstiegsfreude. Deshalb sei es wichtig, begründete der Autor, vermutlich der verantwortliche Redakteur Dr. Hans Ellenbeck (1889–1959), »Europa judenrein zu machen«:


Ein alter Lappen, ein zerbeulter Kochtopf, ein durchgelaufenes Paar Schuhe – damit fängt er (der Jude) den Handel im östlichen Ghetto an. Habgierig und geizig spart er den Erlös zusammen, um darauf in das nächstgrößere Geschäft »einzusteigen«. Jetzt verhökert er etwa eine Wagenladung Altpapier, einen Waggon Eisenschrott oder ein paar Sack Mehl, die er dem Bauern abgegaunert hat. Und so geht es weiter, und je höher der Jude durch sein Geld auf der sozialen Stufenleiter aufsteigt, desto mehr assimiliert er sich, gleicht er sich der Art und Lebensweise seines Gastvolkes an, in dem er schmarotzt. Er vertauscht den Kaftan mit einem Konfektionsanzug, diesen dann mit einem nach Maß gearbeiteten, der Bart wird abrasiert, teure Wäsche angezogen, aus dem Hinterhaus zieht er ins Vorderhaus, aus diesem in eine Villa, bald sitzt er als stiller Teilhaber in irgendeinem gutgehenden Betrieb, von dort ist es nicht weit zum Aufsichtsratsposten 
 in einer Bank, rücksichtslos werden nun die Kunden oder Schuldner gezwiebelt, immer natürlich unter vorsichtiger Beachtung der Gesetzesvorschriften, und schließlich ist der Jude zu den Spitzen der Gesellschaft emporgestiegen.



Mit solchen Hinweisen auf den im Durchschnitt überaus schnellen wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg erklärte das Oberkommando der Wehrmacht 1943, warum gegen die Juden vorgegangen werden müsse: gegen diesen »ewigen, teuflischen Störenfried der menschlichen Gesellschaft, gegen den Juden in der ganzen Welt«.

Joseph Goebbels hatte schon 1929 in seinem mit Karikaturen und antisemitischen Gedichten angereicherten Propagandabuch »Knorke. Ein neues Buch Isidor für Zeitgenossen« ähnlich begründet, warum die Juden »auszuradieren« seien: »Der Jude ist nicht klüger als wir, sondern nur raffinierter und gerissener als wir.« Deshalb dürfe man mit ihm keinesfalls diskutieren, weil er dann immer die Oberhand behalte. Stattdessen müsse er »politisch gebrochen« und als »Negativum ausradiert werden«. »Er mag ›Terror‹ schreien«, heißt es am Ende des kurzen programmatischen Textes, »wir antworten ihm darauf mit dem bekannten Wort Mussolinis: ›Terror? Niemals! Es ist Sozialhygiene. Wir nehmen diese Individuen aus dem Umlauf, wie ein Mediziner einen Bazillus aus dem Umlauf nimmt.‹«
[5]







[image: Wahlplakat der NSDAP von 1932, Aufschrift: Arbeiter der Stirn, der Faust wählt den Frontsoldaten Hitler! Das Plakat zeigt zwei kräftige Männer, einer trägt einen Vorschlaghammer auf der Schulter.]


Plakat 
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 der NSDAP
 für die Wahl des Reichspräsidenten 1932, Entwurf Felix Albrecht (1900–1980). Im zweiten Wahlgang am 10. April erreichte Paul von Hindenburg 53,1 Prozent der Stimmen, Adolf Hitler (NSDAP
 ) kam auf 36,8 und Ernst Thälmann (KPD
 ) auf 10,2 Prozent.
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 Auf dem Weg zur Machtübernahme




Es ging ein Rausch durch die damalige Jugend, sowohl die, die noch die Waffen im Weltkriege getragen hatte, wie die, die unter der zermürbenden Wirkung des Versailler Friedens aufgewachsen war. Sie verlangte materiell nach Arbeit, Verdienst und Aufstiegsmöglichkeiten, ideell nach etwas, was Gemüt und Phantasie in Schwingung brachte, nach Idealen, für die es sich lohnte zu leben.


Friedrich Meinecke im Winter 1945/46




Jahrhundertelang waren die Deutschen gespalten in Regionen diesseits und jenseits des einstigen römischen Limes, später zudem entlang der alten karolingischen Reichsgrenze, die an der Elbe verläuft; sprachlich einander fern zwischen Nieder- und Oberdeutschen; seit der Reformation bis ins 20. Jahrhundert hinein aufgeteilt in sich gegenseitig exkludierende, nicht selten sogar verfeindete Katholiken und Protestanten; zergliedert in immer wieder oft kriegerisch erweiterte oder niedergedrückte Kleinstaaten, deren Regenten sich nicht scheuten, mit Hilfe fremdländischer Verbündeter gegen deutsche Nachbarn vorzurücken. Blutig zerstörte der Dreißigjährige Krieg das Land und traumatisierte die Überlebenden für lange Zeit. Napoleon nutzte die fehlende Einheit mit rücksichtsloser Härte.

Auf den geschilderten Voraussetzungen aufbauend erhob Hitler das Projekt »Innere Einheit«, auch genannt »Einheit unseres Volkskörpers«, zum zentralen Thema. Schon das verschaffte ihm erhebliche Sympathien. Den Deutschen fehlte, worüber Briten und Franzosen seit langem in aller Selbstverständlichkeit verfügten: ein staatliches 
 und institutionelles Gravitationszentrum und ein einigermaßen festes Gehäuse allgemein anerkannter Institutionen.






Fußnoten
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1
 Hitler als Kanzler der »Inneren Einheit«



Wie wenig das 1871 unter der Führung Bismarcks geschaffene Deutsche Reich und dann die Weimarer Republik das innere Auseinanderdriften hatten überwinden können, zeigt ein immer wieder beeindruckender Umstand: Erst Hitlers Innenminister Wilhelm Frick (1877–1946) verfügte 1934, dass seither das Wort »deutsch« anstelle der bis dahin vermerkten Staatsangehörigkeiten »Preußen«, »Sachsen«, »Bayern« usw. in deutschen Reisepässen steht. Paragraph 1 der Verordnung vom 5. Februar 1934 lautete: »(1) Die Staatsangehörigkeit in den deutschen Ländern fällt fort. (2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit).«

Mit der in ihren Grundzügen bis heute gültigen Straßenverkehrsordnung wurden 1934 erstmals einheitliche Verkehrszeichen und -regeln in Deutschland eingeführt. Genauso verhält es sich mit dem Gesetz über die Neuordnung des Vermessungswesens. Es legte einheitliche Standards für amtliche Landkarten, Grundstückskataster, Gebühren und die berufliche Qualifikation von Landvermessern fest. Es folgten Dutzende Gesetze dieser Art, die, wenn auch etwas umformuliert, bis heute in Kraft sind. Zuvor hatten auch demokratische Politiker auf klare, wennzwar begrenzte zentralstaatliche Kompetenzen gedrungen, waren jedoch an disparaten Interessen und dem Mangel an Zeit gescheitert. Das kam Hitler in seiner Rolle als »Kanzler der Einheit« zugute. Nach knapp vier Jahren der NS
 -Herrschaft feierte Hermann Göring (1893–1946) die teils erreichten, vielfach gefühlten oder nur imaginierten Ergebnisse: »Alles, was trennte, ist hinweggefegt. Aus Parteien, Ständen, Klassen und Cliquen ist ein Volk geworden unter einem Führer
 .«
[1]




 Seit den frühen 1920er Jahren thematisierte Hitler die erst noch zu schaffende »ewige« Gemeinschaft der Deutschen. Er glorifizierte die in Wien verwahrten Kaiserinsignien als Unterpfand für den »elementaren« Wunsch des deutschösterreichischen Volkes »nach Vereinigung mit dem deutschen Mutterland«. In archaischen Metaphern umschrieb er, woran es den seit jeher unter »innerer Zerrissenheit« leidenden Deutschen mangele: an »jenem sicheren Herdeninstinkt, der in der Einheit des Blutes begründet ist«. Erst die feste Zusammengehörigkeit bewahre ein Volk »besonders in gefahrdrohenden Momenten vor dem Untergang«. Hitler versprach, um im Bild zu bleiben, die heimelige Kuhwärme des nationalen, in sich gleichartigen Kollektivs, das Schutz vor den sozialen Verwerfungen und Zumutungen der Moderne bieten würde. Was daraus wurde, kennzeichnete Thomas Mann 1941 als von den Machthabern so bezeichnete »Organisierung« der Massen »auf niedrigstem Herden-Niveau«, eine Art »analphabetischer Massen-Demokratie, dumpf, rassenstolz, unwissend-glücklich, ohne Individuum«.

Der in den Programmschriften der NSDAP
 skizzierte nationale Sozialismus bezweckte nicht die Expropriation kapitalistischer Expropriateure, wohl aber eine gewisse Nivellierung zwischen Reichen, auskömmlich Verdienenden und Armen, um ein Mindestmaß an innerer Ausgewogenheit zu sichern. Der auf sogenannte Arier beschränkte »Deutsche Sozialismus« richtete sich gegen Standesdünkel, mangelnde soziale Durchlässigkeit und »unwürdige Unternehmer«, denen es an »Rechts- und Billigkeitsgefühl« fehle. Kapitalisten, die sich nicht als »Glied der ganzen Volksgemeinschaft« verstünden, sondern »ihrer Habsucht« folgten, sollten, wie Hitler versprach, im künftigen Dritten Reich energisch gezügelt werden.
[2]

 Neben einer auf sozialstaatlich-reformerischer Umverteilung beruhenden, vorsichtig ausgleichenden Gerechtigkeit warb er um den wenig kostspieligen Wert Respekt – Respekt für die Leistungen des jeweils anderen, sei er Hand- oder Kopfarbeiter, Bauer oder Angestellter, Arbeiter, Beamter oder Unternehmer. Auf diese Weise sollte die Kluft zwischen den 
 einzelnen sozialen Gruppen in Maßen materiell, vor allem aber ideell überbrückt werden, und Kinder aus ärmeren Bevölkerungsschichten sollten bessere Aufstiegschancen erhalten.

Das verfing auch und gerade unter modernen Akademikern, die den ständischen Dünkel einer gebildeten Elite in Frage stellten. So betonte der Historiker Theodor Schieder (1908–1984) in der 1946 verfassten eidesstattlichen Erklärung zu seinem Entnazifizierungsverfahren mehrfach das Motiv der inneren Einheit. Der von der Jugendbewegung geprägte, im Mai 1937 zum Parteigenossen gewordene angehende Professor schrieb durchaus typisch und auf der Höhe der national-sozialen Idee: »Als Historiker und sozial empfindender Deutscher musste es mich vor allem mit Genugtuung erfüllen, dass die verhängnisvolle Zurücksetzung des deutschen Arbeiterstandes im Volksganzen beseitigt zu werden und der Schaffung der Einheit aller Stände Platz zu machen schien.«

Von einer solchen Position aus war es für die damaligen Jungakademiker nicht weit zur generellen Politisierung von Wissenschaft. Diese werde noch allzu oft »um ihrer selbst willen« betrieben, wie aktive Studenten 1936 schrieben, die im südthüringischen Sonneberg die elenden Lebensverhältnisse der Heimarbeiter erforschten. Stattdessen sei die Welt selbstgenügsamer akademischer Fachsimpelei aufzubrechen und »eine wahrhaft politische Wissenschaft« durchzusetzen, »die alle Erkenntnisse in den Dienst des Volkes stellt, die Antwort geben kann auf die Fragen, die aus dem Leben ihr entgegentreten« und staatlich-exekutiven Zwecken dient.
[3]



Als gesellschaftspolitisches Ziel nannte Hitler in »Mein Kampf« die »Bildung menschlicher Gemeinschaften« anstelle der kalten, unpersönlichen »wirtschaftlichen Organisation«. Er kontrastierte das Idealbild einer solidarischen Volksgemeinschaft mit den real existierenden »Interessengemeinschaften«, die er als egoistische Machtmittel »bestimmter Berufsgruppen und Standesklassen« anprangerte. Unter der Rubrik »Herrschaft des Geldes« erläuterte er, wie mit der rasanten Industrialisierung im ausgehenden 19. Jahrhundert das soziale 
 »Gleichgewicht vollständig verloren« gegangen sei. Genau das habe, »bei aller wirtschaftlichen Blüte«, zu Erbitterung und politischer Klassenspaltung geführt. Künftig müssten Industrielle und Banker »das eigene Ich zugunsten der Erhaltung der Gemeinschaft« zügeln und sich dem Primat einer auf sozialen Ausgleich bedachten Politik unterwerfen: »Nationalsozialistische Arbeitnehmer und nationalsozialistische Arbeitgeber sind beide Beauftragte der gesamten Volksgemeinschaft.« Speziell gegen »den Juden« gerichtet, heißt es in »Mein Kampf«:


(Er) zerstört immer gründlicher die Grundlagen einer wahrhaft volksnützlichen Wirtschaft. Über den Umweg der Aktie schiebt er sich in den Kreislauf der nationalen Produktion ein, macht diese zum käuflichen, besser handelbaren Schacherobjekt. Damit erst tritt zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer jene innere Entfremdung ein, die zur späteren politischen Klassenspaltung hinüberleitet.



Im Januar 1926 preist Hitler in seinen sich inhaltlich wiederholenden Reden »die neue Form vom höchsten Sozialismus und Nationalismus« als »Plattform« für Bürgerliche und Proletarier zur Vereinigung von Faust und Stirn, um von dort aus »gemeinsam den Weg nach vorne« zu suchen. Im Dezember desselben Jahres spricht er in der Stuttgarter Liederhalle vor gut 2000 Männern und Frauen über »Die soziale Sendung des Nationalsozialismus«. Er eröffnet den Vortrag mit der These, Deutschland könne nur auf einem Weg die Knechtschaft fremder Mächte abschütteln – nämlich dann, »wenn seine 16 Millionen Menschen von links fanatische Nationalisten und seine 14 Millionen von rechts glühende Anhänger einer sozialen Gerechtigkeit geworden sind«. Wer dazwischen stehe, zähle für Hitler zur »politisierenden Bourgeois-Gilde«, die ohnehin weggefegt gehöre, und zwar von »Proletariermassen, die zum Äußersten aufgehetzt und zum Letzten entschlossen sind«. Den Kommunisten und Radikalsozialisten billigt Hitler zu: Sie »fechten und kämpfen« – »für eine große Idee, wenn auch tausendmal verrückt und todgefährlich«.
[4]




 In die vorhandenen Gewerkschaften setzte Hitler erhebliches Vertrauen, weil die Erfolge der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung auf der »werbenden Kraft« des von ihr vertretenen Prinzips Einheit beruhten. Ausdrücklich würdigt er in »Mein Kampf« deren jahrzehntelangen Anstrengungen »zur Verteidigung allgemeiner sozialer Rechte des Arbeitnehmers und zur Erkämpfung besserer Lebensbedingungen«. Daraus ergab sich für seine politische Agenda, den Gedanken von der Einheit der Arbeiterklasse behutsam hin zur unverbrüchlichen Einheit des Volkes zu verschieben, eine Idee, die im Ersten Weltkrieg – auch von sozialdemokratischer Seite – gründlich vorgebahnt worden war.

So hatte Wilhelm Keil (1870–1968), der seinerzeit den starken reformerischen Flügel der württembergischen SPD
 anführte, im Oktober 1914 verkündet, dass die SPD
 »den Sieg der deutschen Waffen wünschen und mit dazu beitragen muss, ihn herbeizuführen«. Darüber könne es »ernste Meinungsverschiedenheiten kaum noch geben«. Wer dennoch an einer solchen, im Sinne der »Lebensinteressen des deutschen Volkes dringend gebotenen« Politik zweifle, dem werde man »zwar seine Meinung lassen, aber nicht gestatten können, im Namen der deutschen Sozialdemokratie zu sprechen«. De facto setzte die Mehrheits-SPD
 auf einen Siegfrieden. Ohne es laut zu sagen, unterstützte sie damit weitreichende Annexionspläne und trug mit dazu bei, die schon zuvor aufgebrachte Idee vom nationalen Sozialismus zu popularisieren. Die wenigen SPD
 ler, die damals gegen Kriegskredite und Völkerhass argumentierten, bezeichneten Parteigenossen wie Wilhelm Keil als »Sozial-Nationalisten«.

Entwickelt und verbreitet hatte die Idee des nationalen Sozialismus, diesen Hybriden aus den beiden großen Bewegungen des 19. Jahrhunderts, dem Nationalismus und dem Sozialismus, der rechtsliberale Politiker Friedrich Naumann (1860–1919) mit seinem 1897 veröffentlichten Manifest »National-Sozialer Katechismus«. Später fusionierte der Verein mit den eher Linksliberalen und bezeichnete sich seit 1912 als Fortschrittliche Volkspartei. Von 1906 an war Naumann mit einer 
 kleinen Unterbrechung bis zum Tod Reichstagsabgeordneter. 1915 erschien sein Buch »Mitteleuropa«, das gemäß der Zusammenfassung in Meyers Lexikon – Ausgabe von 1940 – »ein wertvolles Kriegsziel aufstellte«, nämlich weitreichende deutsche Annexionen und Einflusssphären für die Zeit nach dem erhofften Siegfrieden. In gut protestantisch-belehrender Manier hatte der Theologe Naumann im »National-Sozialen Katechismus« sein politisches, militärisches, wirtschaftliches und auch kolonialistisches Programm als Abfolge von 268 Fragen und Antworten ausformuliert. Ich beschränke mich beispielhaft auf die Fragen und Antworten 1 bis 3, 7, 9, 11 und 21:



»Warum nennt ihr euch nationalsozial?«
 Weil wir überzeugt sind, dass das Nationale und das Soziale zusammengehören.


»Was ist das Nationale?«
 Es ist der Trieb des deutschen Volkes, seinen Einfluss auf der Erdkugel auszudehnen.


»Was ist das Soziale?«
 Es ist der Trieb der arbeitenden Menge, ihren Einfluss innerhalb des Volkes auszudehnen.


»Ist es wahrscheinlich, dass der Einfluss der arbeitenden Menge steigen wird?«
 Es ist nicht nur wahrscheinlich, sondern sogar gewiss, denn die Zahl und die Bildung der arbeitenden Bevölkerung wachsen unaufhörlich.


»Sind also noch große Kriege zu erwarten?«
 Ja, sehr große. England, Russland und China sind die drei großen Mächte, deren Zusammenstoß unvermeidlich ist.


»Können wir Deutschen uns nicht in den großen Kämpfen der Zukunft neutral verhalten?«
 Wir können es, wenn wir wollen, dass unser Volk untergeht.


»Warum ist ein internationaler Sozialismus aussichtslos?«
 Weil die Kulturstufe der verschiedenen Völker sehr verschieden und der Fortschritt eines Volkes vom Rückgang eines anderen abhängig ist.



Auf solchen programmatischen Grundlagen aufbauend, gelang es Hitler in der Weltwirtschaftskrise, die Herzen der Massen zu erobern. 
 »Was haben Sie heute vor sich?«, fragt er am 8. März 1932 sein Publikum und liefert ähnlich wie Naumann die Antwort gleich mit: »Bürger, Proletarier, Arbeiter, Angestellte, Beamte, Hausbesitzer, Mieter, Bauern, Städter, Katholiken, Protestanten!« So aber dürfe es nicht weitergehen. Denn aus der Zerrissenheit ergebe sich niemals »eine Zusammenballung nationaler Kraft und Energie«. Er und seine Partei, so Hitler, würden daran arbeiten, solche »Differenzen irgendwie zu überwinden«. In Zukunft werde anstelle des jeweiligen konfessionellen oder sozialen Status, wie zum Beispiel »Hausbesitzer oder Nichthausbesitzer«, die Zugehörigkeit zur deutschen Nation betont.

Bis zum Schluss der NS
 -Herrschaft sprach Joseph Goebbels von der sozialpolitischen Aufgabe, eine »Brücke zwischen Kapitalismus und Sozialismus« zu finden. Als Italien im Sommer 1943 das Bündnis mit Deutschland aufkündigte, erschien es Goebbels dringend notwendig, die eigene innere Front zu festigen. Seine Konsequenz: »Noch sozialistischer als früher haben wir uns an das Volk anzuschließen. Das Volk muss auch immer wissen, dass wir seine gerechten und großzügigen Sachwalter sind.« Im Dezember meinte er zum selben Thema: Dabei gehe es nicht nur um die materiellen Leistungen, »die wir dem Arbeiter entgegenbringen«, sondern auch um dessen »absolute Gleichstellung im Staatsleben, im öffentlichen Leben, im Leben der Partei sowie im Leben der Wehrmacht«.

Etwas von dieser Grundhaltung spiegelte sich bereits seit Kriegsbeginn darin, dass körperlich arbeitende Deutsche deutlich höhere Lebensmittelrationen erhielten als Angestellte oder Beamte, ebenso in der bewusst sozial ausgewogenen Verteilung der Todesurteile wegen Wehrkraftzersetzung und anderer politischer Delikte. So wurde vermieden, dass der Eindruck entstand: »Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen«.
[5]



So grob Hitler mit sogenannten Feinden, Volksverderbern, Rassenfremden oder Verrätern umsprang, so viel Vorsicht ließ er walten, sofern es ihm auf das Besänftigen landsmannschaftlicher, sozialer und religiöser Animositäten innerhalb seines identitär als blutsdeutsch 
 definierten Volkes ankam. Scharf wandte er sich gegen »bayerische Preußenhetze« und Sprüche wie »Lieber bayerisch sterben, als preußisch verderben«. 1933 gab Hitler sofort die Parole aus: »Partikularismus muss weg!«

Schnell gelang es ihm, die über Jahrhunderte gewachsenen, tradierten und veränderten föderalen Strukturen Deutschlands abzuschaffen – einschließlich Preußens und der damit verkoppelten übermächtigen Dominanz. Mit dem Gesetz über den Neuaufbau des Reiches schuf seine Regierung am 30. Januar 1934 einen Zentralstaat nach französischem Vorbild. Unter der Überschrift »Der Weg zum nationalen Einheitsstaat« erläuterte Reichsinnenminister Frick die Ziele des Gesetzes im Radio. Nach einem historischen Bogen zurück zu Karl dem Großen kam er zum gegenwärtigen Kern der Sache: Sämtliche Landesparlamente seien nunmehr aufgelöst. Da die Länder damit »ihre souveräne Grundlage gänzlich verloren« hätten, würden sie künftig, von einem Reichsstatthalter geleitet, zu »Ausführungsorganen des Reichs«. Der wenig redebegabte Innenminister endete mit dem Ausruf »Deutschland und nur Deutschland«.

Im Streben nach innerer Einheit störte auch die Spaltung zwischen den Konfessionen. In »Mein Kampf« sprach sich Hitler dafür aus, die »unselige Kirchenspaltung« zu überwinden, weil so »die innere Kraft« der Deutschen »auf das Ungeheuerlichste« gewinne. Auch deshalb stellte er die Konfrontation mit der katholischen Kirche zurück, gewarnt von der fehlgeschlagenen antiklerikalen Propaganda deutschnationaler Kräfte in Österreich: Weil der spätere Führer des großdeutschen Volkes nicht ohne Grund befürchtete, die gegensätzlichen religiösen Ressentiments säßen »noch tiefer als alle nationalen und politischen Zweckmäßigkeiten«, verkündete er pragmatisch: Der Nation solle eine Zukunft geschenkt werden, »die in ihrer Größe allmählich auch auf diesem Gebiet versöhnend« wirke. Eine der »versöhnenden« Früchte war die 1933 gegründete Deutschgläubige Bewegung. Deren Gefolgsleute bezeichneten ihr religiöses Bekenntnis in offiziellen Dokumenten mit »deutschgläubig«. Zudem verbreitete 
 sich die Variante »gottgläubig« als Zeichen kirchenabgewandter, monotheistisch-führeraffiner Spiritualität.

Welche bedeutende Rolle der religiöse Zwiespalt noch spielte, belegt der Blick auf die Schulen. Trotz des überall greifbaren Schwindens kirchlicher Bindungen firmierten im Jahr 1931 von den 53400 öffentlichen Volksschulen Deutschlands lediglich 8300 als konfessionsübergreifende Gemeinschaftsschulen, die anderen waren katholisch oder evangelisch. So konnte die Aufhebung binnenreligiöser Spaltung zum Projekt des Nationalsozialismus werden. Bis 1938 verdoppelte die Unterrichtsverwaltung die Zahl der Gemeinschaftsschulen auf 17150. Das geschah häufig per Abstimmung unter den Eltern. Zum Schuljahreswechsel an Ostern 1941 waren die allermeisten öffentlichen Schulen in sogenannte Deutsche Gemeinschaftsschulen umgewandelt, der Religionsunterricht stark reduziert und konfessionelle Privatschulen weitgehend zurückgedrängt worden.
[6]



In jener Zeit galten Mischehen zwischen Protestanten und Katholiken noch als problematisch. Zahllose junge Leute sahen sich Vorwürfen und schwerer Gewissensnot ausgesetzt, wenn ein Katholik seinen Eltern eine protestantische Braut vorstellte – oder umgekehrt. Von den brüsken Reaktionen der jeweiligen, insbesondere der katholischen Geistlichkeit zu schweigen. Die NSDAP
 versprach, solche in einer modernen und mobilen Welt unerträglich gewordenen Schranken niederzureißen. Im weiteren Verlauf gelang ihr die national-soziale Überformung sozialistischer Leitideen. Klassensolidarität wurde zu Volkssolidarität, Klassenkampf gegen Klassenfeinde zu Volkskampf gegen Volksfeinde. Den sozialistischen Hang zum Kollektivismus, zum tief verwurzelten Antiliberalismus konnte die NSDAP
 ohne Retuschen übernehmen – einschließlich der antiindividualistischen Maxime »Vom Ich zum Wir«. Auch das Sozialisieren fremden Eigentums erwies sich in abgewandelter Form als anschlussfähig.

 

Seit dem späten 19. Jahrhundert hatte sich der Antisemitismus in alle Schichten der deutschen Gesellschaft hineingefressen. Im Krieg und 
 nach der Niederlage gedieh verstärkter Judenhass – eine Entwicklung, die von Demokratie und Pressefreiheit nicht etwa gestoppt, sondern begünstigt wurde. Auf diesem Boden gewann das von der NSDAP
 propagierte Wahlversprechen, Juden als Fremdkörper zu behandeln und sie in ihren Rechten zu beschränken, zunehmend an Popularität. Weil der Antisemitismus kein Alleinstellungsmerkmal dieser Partei war, machte die Judengegnerschaft die Partei Hitlers auch für Wählerinnen und Wähler zustimmungsfähig, die deren betont unbürgerliches, hypernationalistisches und gewalttätiges Auftreten wenig sympathisch fanden. So beklagte der in der Judenmission engagierte Geistliche Otto von Harling (1866–1953) 1932: »Die Rohheit, mit der nicht bloß alles Jüdische in den Schmutz gezogen, sondern auch der Jude persönlich beleidigt wird«, werde »in weiten Volkskreisen kaum als Schande und Unrecht empfunden«.

Kleine Ladenbesitzer und Gewerbetreibende freundeten sich nicht aus eingefleischtem Antisemitismus mit dem Programm der NSDAP
 an, sondern wegen des wirtschaftlichen Versprechens, »gegen die Macht der Kaufhäuser in jüdischem Besitz streng einzuschreiten«. Nicht ohne Vorbehalte, betätigten sich manche katholische Oberhirten als Rechtfertiger einer sozial und wirtschaftlich basierten Judenhetze, so zum Beispiel der Regensburger Bischof Michael Buchberger (1874–1961) in seinem 1931 erschienenen Büchlein »Gibt es noch eine Rettung?«. In der Einleitung bezeichnete er es als »Diagnose unserer Zeit«. Er geißelte »die schroffen und feindlichen Klassengegensätze ebenso wie die Auswüchse eines bornierten Nationalismus«. Liberalismus, Geldsklaverei, Freidenkertum und Bolschewismus betrachtete er als Kräfte fortschreitender Entgottung und sittlichen Verfalls. Den Nationalsozialismus stufte der Bischof 1931 als »unausgegorenen Wein« ein, als eine politische Partei, die einem »engherzigen Rassen- und Persönlichkeitskult
 « huldige. Aus dieser Position schritt er zu einer nach weltlich-politischen und christlich-moralischen Kriterien ausdifferenzierten Beantwortung der Judenfrage:



 Viele jüdische Federn versündigten und versündigen sich bis heute durch eine massenhaft unter das Volk geworfene seichte, antireligiöse und antichristliche Literatur, die an dem sittlichen Mark unseres Volkes, besonders auch unserer Jugend nagt. (…) Ein übermächtiges jüdisches Kapital
 beherrscht das wirtschaftliche Leben und besonders den Handel in einer für das Gemeinwohl schädigenden oder doch sehr gefährlichen Weise. (…) Gegen diese Auswüchse
 sich in rechter und maßvoller Weise zu wehren, ist ein Akt gerechter Notwehr.



Doch sei es »unrecht und unchristlich« den Kampf gegen das Judentum überhaupt zu proklamieren. Definitiv unchristlich sei es, »den wirtschaftlichen Kampf in einen Rassen- und Religionskampf
 ausarten zu lassen« und insgesamt auf jenes Volk auszudehnen, »das vor Jahrtausenden der Träger der Offenbarung war, und dem die Schriften des Alten Testaments anvertraut wurden«.

Ohne an Buchbergers Würdigung der Juden als »Träger der Offenbarung« Gottes anschließen zu können, vertrat die Kommunistische Partei Deutschlands im Wirtschaftlichen ähnliche Gedanken. In ihrer »Proklamation für die nationale und soziale Befreiung des deutschen Volkes« vom 24. August 1930 steht rassenpolitisch noch etwas verschwiemelt: »Die Großhändler, die Magnaten des Handelskapitals, treiben heute die kleinen Kaufleute in den Ruin, werfen Tausende von Angestellten aufs Pflaster, vernichten Hunderttausende Mittelstandsexistenzen, wuchern die Bauern aus und schrauben die Preise für Massenkonsumtionsartikel empor.« Zur Macht gelangt, werde die KPD
 deshalb als Erstes die Banken und den Großhandel »nationalisieren« und alle Werktätigen »von räuberischen Profitmachern befreien« und »mit eiserner Faust jede Spekulation zerschmettern«. Im Übrigen forderte die KPD
 im Frühjahr 1932 den Austritt aus dem Völkerbund, den Kampf gegen »den Ausplünderungsfeldzug des internationalen Finanzkapitals und gegen die deutschen Tributvögte«. Sie kämpfte »gegen den Versailler Raubfrieden, den Ausgangspunkt 
 der Versklavung aller Werktätigen Deutschlands«, und versprach, »dass wir im Falle unserer Machtergreifung alle sich aus dem Versailler Vertrag ergebenden Verpflichtungen für null und nichtig erklären werden«. Das klang nach Adolf Hitler und lud dazu ein, im Zweifel lieber das Original zu wählen.

Im Jahr 1932 äußerte sich die Kommunistische Partei Deutschlands dann nicht mehr allgemein, sondern expressis verbis zur Judenfrage und veröffentlichte einen vom Zentralkomitee autorisierten Text gegen den nazistischen, als »kleinbürgerlich« charakterisierten Antisemitismus. Darin verlangte sie von den deutschen Juden erstens die vollständige Assimilation; zweitens erklärte sie zum Thema jüdische Industrielle, Banker und Großkaufleute: »Jüdisches und nichtjüdisches Kapital sind untrennbar miteinander versippt und verquickt, auf Gedeih und Verderb miteinander verbunden. Jüdisches Geld nährt auch den Faschismus. Faschistische Streikbrecher stehen im Sold jüdischer Industrieller.«

So förderte die KPD
 den Antisemitismus auf ihre Art und trug dazu bei, die bald praktizierte Arisierung des Eigentums von Juden als Teil einer im Prinzip gerechtfertigten Sozialisierung von sogenanntem Volksvermögen erscheinen zu lassen. Den virulenten Antisemitismus in den eigenen Reihen bestritt die KPD
 -Führung, indem sie ihn als »kleinbürgerlich« abtat, als etwas der eigenen Partei völlig Fremdes. Dagegen spricht die Kaderakte des später bekannten KPD
 -Genossen Erich Mielke (1907–2000). Dieser hatte im Sommer 1931 zusammen mit dem KPD
 -Genossen Erich Ziemer (1906–1937) zwei Polizisten auf dem Berliner Bülowplatz hinterrücks durch Schüsse in Kopf und Rücken ermordet, weswegen die KPD
 -Führung die beiden Täter vorsichtshalber aus dem Verkehr zog und auf die Parteischule nach Moskau schickte. In der dort geführten Personalakte heißt es nach einem ernsthaften Gespräch mit Mielke, er mache immer wieder »antisemitische Scherze«.

Franz Böhm (1895–1977), der später Bundestagsabgeordneter der CDU
 wurde und seit 1952 im Auftrag Konrad Adenauers die 
 Restitutionsgespräche mit Israel leitete, urteilte im Rückblick auf die 1930er Jahre: »Für den Antisemitismus waren Hunderttausende bereit, auf die Barrikaden zu steigen, Saalschlachten auszufechten, auf den Straßen zu demonstrieren; gegen den Antisemitismus rührte sich kaum eine Hand; soweit damals Parolen gegen Hitler aufgestellt wurden, rückten sie andere Dinge in den Vordergrund, aber nicht den Abscheu gegen den Antisemitismus.«

Hannah Arendt (1906–1975) bezeugte, wie in der Spätphase der Weimarer Republik um sie herum »ein leerer Raum« entstand. Aus der Sicht eines Juden schrieb der Berliner Bankier Georg Solmssen (1869–1957) am 9. April 1933 an Franz Urbig (1864–1942), den Aufsichtsratsvorsitzenden der Deutschen Bank:


Die Ausstoßung der Juden aus dem Staatsdienst, die nunmehr durch Gesetz vollzogen ist, drängt die Frage auf, welche Folgen sich an diese, auch von dem gebildeten Teil des Volkes gleichsam als selbstverständlich hingenommenen Maßnahmen für die private Wirtschaft knüpfen werden. Ich fürchte, wir stehen noch am Anfang einer Entwicklung, welche zielbewusst, nach wohlaufgelegtem Plane auf wirtschaftliche und moralische Vernichtung aller in Deutschland lebenden Angehörigen der jüdischen Rasse, und zwar völlig unterschiedslos, gerichtet ist.

Die völlige Passivität der nicht zur nationalsozialistischen Partei gehörigen Klassen, der Mangel jedes Solidaritätsgefühls, der auf der Seite derer zutage tritt, die bisher in den fraglichen Betrieben mit jüdischen Kollegen Schulter an Schulter gearbeitet haben, der immer deutlicher werdende Drang, aus dem Freiwerden von Posten Nutzen zu ziehen und das Totschweigen der Schmach und des Schadens, die unteilbar all denen zugefügt werden, die obgleich schuldlos, von heute auf morgen die Grundlage ihrer Ehre und Existenz vernichtet sehen – alles dieses zeigt eine so hoffnungslose Lage, dass es verfehlt wäre, den Dingen nicht ohne jeden Beschönigungsversuch ins Gesicht zu sehen.




 Solmssen hatte mit dem Adressaten dieses Briefes jahrelang Schulter an Schulter zusammengearbeitet. Doch als er Franz Urbig diese Zeilen gut zehn Wochen nach der nationalsozialistischen Machtübernahme schrieb, betrieb dieser bereits die Entjudung der Deutschen Bank. Zutreffend beobachtete Solmssen, wie die Ausstoßung der Juden vom gebildeten Teil der Deutschen als »selbstverständlich hingenommen« wurde. Aus gutem Grund beklagte er »die völlige Passivität der nicht zur nationalsozialistischen Partei« gehörenden sozialen und politischen Großgruppen der deutschen Bevölkerung und erkannte die allgemeine und klassenübergreifende Raublust, nämlich »den immer deutlicher werdenden Drang, aus dem Freiwerden von Posten Nutzen zu ziehen«.

Die Behauptung, der Antisemitismus sei ein Alleinstellungsmerkmal der NSDAP
 gewesen, ignoriert die geschichtlichen Fakten. Tatsächlich errang Hitler dank seiner antisemitischen Programmatik in erheblichem Maß Zustimmung in den Bevölkerungskreisen, die ihm in vielen anderen Fragen kritisch gegenüberstanden. Das traf auch für Carl Friedrich Goerdeler (1884–1945) zu, der für seinen Widerstand gegen das Hitlerregime mit dem Leben bezahlte, aber noch 1945 angesichts seiner bevorstehenden Hinrichtung auf das Jahr 1933 rückblickend schrieb: »(Wir) müssen aber auch die große Schuld der Juden betonen, die in unser öffentliches Leben eingebrochen waren in Formen, die jeder gebotenen Zurückhaltung entbehrten.«
[7]








2
 Motive: »Warum ich Nationalsozialist wurde«



Mitten in Deutschland veranstaltete der amerikanische Soziologe Theodore Abel (1896–1988) 1934 ein Preisausschreiben zum Thema »Warum ich Nationalsozialist wurde«. Das bescheidene Preisgeld schrieb er für die Beantwortung einer hochpolitischen Frage aus, nämlich »für die beste persönliche Lebensgeschichte eines 
 Anhängers der Hitler-Bewegung«. Die Teilnehmer mussten vor 1933 in die NSDAP
 eingetreten sein und sollten ihre Lebensumstände, Gefühle sowie politischen Erfahrungen schildern. Mit Zustimmung des Propagandaministeriums warb Abel in Zeitungsinseraten um Einsender. Am Ende gingen 683 unterschiedlich lange, individuell abgefasste Berichte ein, 582 sind erhalten. Sie umfassen mehr als 3700 Seiten handschriftliche oder getippte politisch-autobiographische Texte.

Professor Abel lehrte Soziologie an der Columbia Universität in New York. Im Sinne seines Forschungsvorhabens ermutigte er die Teilnehmer seines Projekts zu klaren ungeschminkten Berichten und schärfte ihnen ein, worauf es ihm nicht ankomme: »Stil, Rechtschreibung oder dramatischer Geschichtenwert werden nicht berücksichtigt. Vollständigkeit und Offenheit sind die einzigen Kriterien.« Erst 84 Jahre später, 2018, veröffentlichte der Berliner Autor, Kurator und Verleger Wieland Giebel (*1950) einen Teil dieser Selbstzeugnisse in dem fast tausend Seiten starken Buch »›Warum ich Nazi wurde‹. Biogramme früher Nationalsozialisten«.

Von Massenmorden und dem 1939 von Deutschland angezettelten Zweiten Weltkrieg wussten 1934 weder Abel noch die an dem Preisausschreiben teilnehmenden Einsender. Abel wollte herausfinden, warum es so schnell zum nationalsozialistischen Umbruch, zu dem in Wahlen und im Parlament legitimierten Durchmarsch Hitlers hatte kommen können. Warum waren so viele Deutsche Nazis geworden? Aus Verblendung? Aus Verführung? Aus alteingeschliffenem Autoritarismus? Warum? Auf den folgenden Seiten fasse ich sieben, mir einigermaßen typisch erscheinende Berichte zusammen:


Der Metallarbeiter Hermann Führbach
 , geboren 1907, lebt in Mülheim-Ruhr. Ein älterer Bruder und zwei seiner Cousins sind im Weltkrieg gefallen. Das beeindruckt ihn in seiner Kindheit »sehr stark«. 1925 schließt er sich der SA
 an, bald darauf der NSDAP
 . Er kämpft für »ein einiges deutsches Volk«. Mit Stolz erfüllt ihn die Überzeugungs- und Propagandaarbeit seines SA
 -Trupps: »Immer 
 weiter drangen wir in die Reihen der Kommunisten und Marxisten und holten die besten zu uns herüber.«


Käthe Eiden
 wird 1905 in dem Städtchen Hermeskeil im Hunsrück geboren. In der kleinbäuerlichen Wirtschaft ihrer Eltern geht es streng katholisch zu, und nach Abschluss der Volksschule hat Käthe dort mitzuarbeiten. Mit 19 geht sie als Hausmädchen erst nach Saarbrücken, dann nach Köln. 1926 kehrt sie nach Hause zurück, 1932 tritt sie der NSDAP
 und der NS
 -Frauenschaft bei, 1933 wird sie Führerin der neu gegründeten Ortsgruppe des Bundes Deutscher Mädel (BDM
 ). Zunächst hatte die politisch interessierte Käthe Eiden, den familiären Gepflogenheiten folgend, die Versammlungen der katholischen Zentrumspartei besucht. Während ihr älterer Bruder schon zum Parteigänger Hitlers geworden ist, hadert sie noch »mit der Rassen- und vor allem der Judenfrage«, deren Betonung sie als unchristlich empfindet. Erst nach »endlosen Auseinandersetzungen« erkennt sie einen »der größten geschichtlichen Irrtümer«, nämlich das »Verwechseln von Religion und Rasse«. Von nun an verneint sie den Satz »Es ist alles gleich, was Menschenantlitz trägt«. Am Ende ihres überschwänglichen Bekenntnisses zum Nationalsozialismus hofft sie auf »ein ewiges Deutschland zum Segen der Welt«.

Der Klempner Hermann Müller
 ist 1876 in (Berlin)-Spandau geboren worden. Den Beruf erlernt er im Handwerksbetrieb seines freisinnigen Vaters. Als Geselle geht er auf Wanderschaft nach England, in die USA
 und nach Kanada. 1914 übernimmt er den väterlichen Betrieb, der in der Weltwirtschaftskrise 1931 bankrottgeht. In dieser Lage liest er »mit steigendem Interesse« Hitlers »Mein Kampf«, vor allem interessieren ihn die Ideen des nationalsozialistischen Wirtschaftstheoretikers Gottfried Feder (1883–1941) von der Brechung der Zinsknechtschaft. Die so gewonnenen Erkenntnisse formt Müller zu einem längeren Gedicht gegen Kreditzinsen. Hier ein kurzer Auszug: »Was der Wirtschaft wär’ von großem Nutzen, / Der Geldjud’ freilich, müsste sich die Nase putzen! / Keiner brauchte neidvoll mehr zu schauen, / Denn man kann nun zinslos bauen …« Aus der 
 Handwerkerbahn geworfen, arbeitet Müller 1932 am Bau einer Erwerbslosen-Stadtrandsiedlung mit, in die er dann auch selbst einzieht. Anfangs noch isoliert, bewirkt Müller, dass nach einiger Zeit fast alle Siedler zu »erklärten Nationalsozialisten« werden.


Alfred Raeschke
 , geboren 1904, zieht im Alter von sechs Jahren mit seinen Eltern aus einem Dorf nach (Berlin)-Neukölln. Im Krieg leidet er an Hunger; die Kinder und Jugendlichen in seiner Wohngegend sind sich »immer selbst überlassen«. Wegen des Mangels an Lebensmitteln in der Stadt wird Alfred mit 15 Jahren Knecht bei einem Bauern. Später kommt er nach Berlin zurück, erlebt die revolutionären Kämpfe und landet 1924, nunmehr 20 Jahre alt, als Frontbannmann bei Gefolgsleuten Hitlers. Jahrelang wirft er sich auf den Straßen Berlins körperlich gegen die »rote Pest«, bis der Sieg für ihn und viele andere »völlig überraschend« gefeiert werden kann: »Dann, eines Tages, als keiner es geahnt, berief der Reichspräsident den Führer – die erste, die größte Schlacht war gewonnen! Nun war unser Kämpfen belohnt. Deutschland war unser!«


Friedrich Christian Prinz zu Schaumburg-Lippe
 (1906–1983) wächst in sehr wohlhabenden Verhältnissen und »starr gewordenen Formen« auf. Mitte der 1920er Jahre findet er zu Hitler, der infolge »der Genialität seines Denkens jedem, dem Prinzen wie dem Proletarier, in gleicher Weise Vorbild und Führer sein konnte«. Hitler ist für ihn der Politiker, der »den Millionenmassen des Proletariats« den Hang zum internationalen Sozialismus nehmen, ihnen »den Glauben an die Solidarität des Volkes« vermitteln und »Menschen aller Klassen und Stände« zusammenführen« werde. In Berlin entwickelt sich der Prinz zum erfolgreichen Agitator und wechselt 1933 ins neu geschaffene Reichspropagandaministerium zu Goebbels.


Hedwig Eggert
 wird 1898 in Schlesien geboren. Sie ist das achte von elf Kindern, von denen fünf das Erwachsenenalter erreichen. Die Eltern arbeiten »von früh bis spät« in der Webfabrik. Am Tag nach der Schulentlassung geht auch Hedwig in der Fabrik arbeiten. 1916 wechselt sie als Hausmädchen nach Berlin; 1917 lässt sie sich bei AEG
 
 als Schlosserin anlernen. Die revolutionären Monate 1918/19 erlebt sie als ein »Drunter und Drüber«, bei dem »keiner wusste, wo er hingehört«. 1924 gebiert sie eine Tochter; den »leichtsinnigen« Erzeuger verlässt sie bald. Sie arbeitet hart, ist intelligent, selbstbewusst und aufstiegsorientiert. Sie, ihr Schwager und ihre Schwester lesen sich »Mein Kampf« gegenseitig vor und begeistern sich für Hitler, vor allem aber für »unseren Doktor«, Joseph Goebbels, der seit 1926 Gauleiter der NSDAP
 von Berlin ist. Im Kreis der Parteigenossen und der schnell erstarkenden Bewegung fühlt sich Hedwig Eggert geborgen. Sie schätzt an Hitler, wie er in »allen Schichten« des Volkes verehrt wird, und bekennt: »Ich hätte mich für die nationalsozialistische Idee in Stücke reißen lassen.«


Gustav Heinsch
 wird 1890 in extreme Armut hineingeboren und nach der Schule in Niederschlesien Hilfsarbeiter. Als Kind hat er davon geträumt, sich »endlich Bücher kaufen zu können«. Heinsch ringt um Bildung, die Ideen des Sozialismus ziehen ihn an, aber auch die Frage, wie sehr Standesdünkel und Klassenkampf »die in allen Lagern befindlichen Menschen guten Willens« spalten. Warum »behandelte man den Arbeiter oder Untergebenen so von oben herab«, wo doch Rittmeister und Knecht »blutsmäßig zusammengehören«? Von der Kriegsfront, wo vorbildliche Kameradschaft gewaltet habe, kommt er zurück in ein zerstrittenes, im Bürgerkrieg verfeindetes Vaterland. Bald entdeckt er die »Gefährlichkeit der jüdischen Intelligenz«, weil diese die Presse beherrsche und »ehrliche deutsche Handarbeiter« missachte. Gustav Heinsch wird »zum größten Judengegner« und 1931 Mitglied der NSDAP
 .



Den Kriterien der Repräsentativität genügen die Selbstzeugnisse der Abel’schen Sammlung nicht.
[1]

 Aber eines steht nach der Lektüre fest: 
 Die Mitglieder der NSDAP
 , die vor 1933 eingetreten waren, stammten aus allen Schichten der Bevölkerung, vielfach aus den unteren sozialen Klassen. Sie waren weit überwiegend ehrliche, fleißige Menschen – keine Desperados, keine geborenen Kriminellen, keine kriegslüsternen Ostlandritter.

Abel veröffentlichte die Auswertung der von ihm gesammelten politischen Autobiographien 1938 in dem Buch »Why Hitler Came Into Power«. Er rechnete 35 Prozent der Einsender zu den gelernten und ungelernten Arbeitern, 51 Prozent zur Lower middle class, 7 Prozent zur Upper middle class und 7 Prozent zu den Bauern. Denjenigen, die sich an einem Wettbewerb in schriftlicher Form beteiligen, kann ohne weiteres ein überdurchschnittliches Interesse an politischen Angelegenheiten attestiert werden. Insofern ist der hohe Anteil von Arbeitern interessant mit Blick auf die These, dass sich sozial Aufstiegsorientierte – in Abels Sample fast durchweg jüngere Angehörige der Arbeiterschaft und der Mittelklasse – vergleichsweise früh der NSDAP
 zuwandten. Der Hinweis darauf, dass sich nur wenige Bauern beteiligten, bleibt unerheblich, da der Wettbewerb im Hochsommer, also mitten in der Haupterntezeit, stattfand; zudem mögen in der Landbevölkerung damals noch stärkere Schreibhemmungen bestanden haben als heute. Da aber die Obere Mittelschicht in der Weimarer Republik im Vergleich zu heute noch sehr klein war, ist der von Abel errechnete Anteil von sieben Prozent der Einsender als relativ hoch einzustufen.

1964 attestierte der Soziologe M. Rainer Lepsius (1928–2014) den frühen Gefolgsleuten der NSDAP
 den Willen zum »Kampf gegen den Klassenkampf« und den Willen, an einer noch vagen, »aber umso vielversprechenderen neuen Gesellschaftsordnung« mitzuarbeiten. Der Politikwissenschaftler Peter H. Merkl (1932–2024) nutzte die von Theodore Abel gesammelten Lebensläufe zu einer spezifizierten Auswertung hinsichtlich der Männer, die Mitglieder in der SA
 , also in Hitlers zu politischer Gewalt neigender Sturmabteilung, geworden waren. Aus den von ihm extrapolierten Daten schließt Merkl auf die 
 besondere »Wichtigkeit von alters- und generationsspezifischen Variablen«. Die Entscheidung zum überwiegend frühen Eintritt in die SA
 führe er in hohem Maße auf das jugendliche Alter zurück und »auf das Zusammentreffen von Lebenszyklus und historischen Ereignissen«. Neben anderen Motivlagen hebt Merkl die »frustrated upward mobility« als gemeinsamen Nenner, als übergreifenden Anstoß hervor, sich der NSDAP
 anzuschließen. Beispielhaft nennt er den aufstiegswilligen jungen Mann, der vom Bauernhof in die Stadt kommt, den Volksschullehrer, der selbst nur einen Volksschulabschluss gemacht und sich weitergebildet hat, jedoch von Akademikern verachtet wird, den tüchtigen kaiserlichen Wachtmeister, der niemals Offizier hatte werden können. Merkl spricht von einer bunten Schar sehr verschiedener Menschen, die infolge von Krieg und Krise um die von ihnen angestrebte berufliche und soziale Zukunft fürchteten – realistischerweise fürchten mussten.
[1]



Mit dem sozialstatistisch schwer messbaren Aufstiegswillen korreliert das auch von Abel hervorgehobene vergleichsweise niedrige Alter ihrer Mitglieder und Wähler. Aktive und passive Gefolgsleute der NSDAP
 wollten klassenübergreifend vor allem eines: ihren sozialen Aufstieg und den ihrer Kinder sichern und fortsetzen. Wie viele Zehnmillionen Europäer im 20. Jahrhundert wollten sie an den Ergebnissen technischen Fortschritts, besserer Bildung und am gesteigerten allgemeinen Wohlstand teilhaben und aktiv an einer besseren Zukunft mitarbeiten. Damit eng verbunden blieb die von der NSDAP
 zum Programm erhobene Möglichkeit, andere zurückzudrängen, um den eigenen Aufstiegsweg abzukürzen.






Fußnoten




	



[1]





Seit 2022 stehen die 582 erhaltenen Berichte online: https://digitalcollections.hoover.org/objects/58225/theodore-fred-abel-papers
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 Die Revolte der Jungen gegen die Republik



Mit Vorliebe umwarb die NSDAP
 Jugendliche und junge Erwachsene. Vor 1933 stachelte sie die Schulpflichtigen zu republikfeindlicher und antiautoritärer List an. »Die schwerste Waffe in ihrem Kampf gegen den Staat haben die Schüler und Schülerinnen darin«, so schrieb der Berliner NS
 -Aktivist Gotthart Ammerlahn (1907–1982) im März 1930, dass sie über »stramm republikanische Lehrer nur lächeln«. Die Überreichung der Abgangszeugnisse, eines gewissen »Fetzens Papier«, sollten sie mit einem »verächtlichen Lächeln« quittieren. Ammerlahn war mit 21 Jahren der NSDAP
 beigetreten. Im Herbst 1933 wurde er als Obergebietsführer Chef des HJ
 -Obergebiets 1 Ost. Damit unterstanden ihm – im Alter von 26 Jahren – die HJ
 -Dienststellen in Ostpreußen, Brandenburg, Schlesien und Berlin.

Vor den Delegierten des Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbundes verhöhnte Joseph Goebbels um dieselbe Zeit die wissenschaftliche Arbeit der Professoren als Produktion von »Buch- und Afterweisheit«. Am Ende würden sie als hochmütige, »streng thronende Prüfer« ihre der Zukunft zugewandten Studenten am »aufgehäuften Paragraphenstaub messen«. Der spätere Propagandaminister giftete gegen das Versinken in »Wissenschaft, Statistik, Beruf, Strebertum, Fachsimpelei« und die »flegelhafte Arroganz des ›Gebildeten‹ dem ›Volk‹ gegenüber«.

Stattdessen sollten die jungen Leute die Klassengrenzen überwinden: »Erst der Werkstudent«, der in die Bergwerke hinuntersteige und neben dem Kumpel in harter Handarbeit um die Rohstoffgrundlagen der Nation kämpfe, weise »neue Wege«, nur er könne »die Fäden zwischen Hörsaal und Grube« knüpfen. In seinem Entwicklungsroman »Michael« (1929) hatte Goebbels genau das thematisiert: den letztlich erfolgreichen Versuch eines Bürgersohnes, mit der eigenen Klassenherkunft zu brechen, verbunden mit dem Entschluss zu harter körperlicher Arbeit an der Seite von Bergleuten. Dort, im Staub und 
 in der Hitze des Bergwerks, begann die politische Erweckung. Und natürlich, das gehört im Roman dazu, muss wegen der politisch-proletarischen Neujustierung Michaels die Liebesbeziehung mit der bürgerlichen (»ein furchtbares Schimpfwort«) Hertha scheitern.

Um solchem Fortschritt auf die Sprünge zu helfen, gab Goebbels in den frühen 1930er Jahren für den Hochschulkampf diese auf eine bessere Zukunft gerichteten Parolen aus: »Unendliches muss bis dahin zertrümmert und vernichtet sein«, dann aber werde ein Zustand erreicht, in dem es »eine Lust ist zu leben«. »Einer muss anfangen! Stürzen Sie die alten Altäre um! Rotten Sie den alten Menschen in Ihrem Hirn und Herzen aus! Nehmen Sie die Axt in die Hand und zertrümmern Sie die Lüge einer alten falschen Welt! Machen Sie Revolution in sich! Das Ende wird der neue Mensch sein!«
[1]



Mit solchen Sätzen wiegelten die NS
 -Redner die Nachrückenden zum Generationenkrieg gegen jene akademischen Lehrer auf, die noch im Kaiserreich geprägt worden waren und den alten Eliten entstammten. Die Jungen, weit überwiegend in nicht privilegierten Verhältnissen aufgewachsen, drängten nach vorne, so wie Goebbels selbst. Vor der Ehe hatte dessen Mutter als Magd gearbeitet, sein Vater als Laufbursche, der sich später bis zum Prokuristen einer kleinen Firma zur Herstellung von Dochten hocharbeitete. Dennoch blieben die materiellen Verhältnisse der Familie bescheiden. Sohn Joseph erwies sich auf dem Gymnasium als hochbegabt. 1917 legte er die Reifeprüfung in fast allen Fächern mit der Note Eins ab und wurde seiner glänzenden Leistungen wegen dazu ausersehen, die Rede bei der Abiturfeier zu halten. Nachdem Theodor Heuss Anfang Mai 1945 vom Freitod der Eheleute Goebbels und vom eigenhändig vollzogenen Mord an ihren sechs Kindern erfahren hatte, sprach er von der »unerhörtesten Schuldhaftigkeit« dieses Mannes, konzedierte ihm aber trotz aller Verachtung Mut, Unbekümmertheit und »erhebliche intellektuelle und formale Talente, die er wüst missbrauchte«.

In den 1920er und 1930er Jahren fühlten sich viele Jugendliche und junge Erwachsene von der romantischen, gegen das Bürgertum 
 revoltierenden Jugendbewegung angezogen. In sozialistischen, bündischen oder nationalsozialistischen Jugendverbänden huldigten die jungen Leute gleichermaßen den Maximen »Das Ich dem Du unterordnen« und »Gemeinnutz geht vor Eigennutz«. Egal welcher Couleur: die Jugendbewegten hielten das gemächliche private Glück für nichts weiter als spießig. Sie verachteten das »Profitariat«, wollten weg vom Materialismus, hin zu Idealen, wollten Standesunterschiede zwischen Arbeitern, Bürgern und Bauern dauerhaft überbrücken. Ihnen rief Hitler im Wahlkampf des Sommers 1930 zu: »Die bürgerliche Schwäche wird abgelöst werden vom deutschen Willen. Jugendlicher Heroismus wird die greisenhafte Sterilität unseres bisherigen bürgerlichen nationalen Lebens überwinden.«

Die 2,5 Millionen Erstwähler des Jahres 1930 waren kriegsbedingt oftmals vaterlos groß geworden. Viele fühlten sich von der NSDAP
 angezogen. Deren Repräsentanten waren in der Regel deutlich unter 40 Jahre alt und traten als jung gebliebene Kämpfer auf. Die 114 NSDAP
 -Abgeordneten der 1930 gewählten Reichstagsfraktion brachten es auf ein Durchschnittsalter von knapp 38 Jahren, das der 470 Reichstagsabgeordneten, die nicht der NSDAP
 angehörten, betrug gut 48 Jahre. (Rechnet man die ebenfalls relativ jungen Abgeordneten der KPD
 heraus, ergibt sich ein Altersdurchschnitt von mehr als 50 Jahren für die Abgeordneten der republikanischen Parteien.) Aus Sicht der Jungwähler gehörten die Repräsentanten der NSDAP
 der um etwa 10 bis 15 Jahre älteren Zwischengeneration an, die für die Orientierung junger Erwachsener stets wichtig ist. Die nationalsozialistischen Redner, Organisatoren und Mandatsträger zeigten Tatendrang, Entschlossenheit, Veränderungswillen. Sie demonstrierten in Wort und Tat, um es im Jugendjargon jener Jahre zu sagen, dass ihnen nicht der Kalk aus den Hosenbeinen rieselte.

Auch darin unterschied sich die NSDAP
 von den Parteien der Mitte. Im Jahr 1930 waren 8 Prozent der SPD
 -Mitglieder jünger als 25. Dagegen bestand die NSDAP
 fast nur aus jungen Genossen, die erst vor kurzem zur Partei gestoßen waren. Das Durchschnittsalter der neu 
 Eingetretenen lag 1927 bei 25 Jahren, 1928 bis 1930 bei 29 Jahren. Die im politischen Angebot neue Partei erschien als unverbrauchte Kraft, dagegen ließen sich die SPD
 und die anderen Parteien der Mitte leicht als bürokratisch erstarrte Altparteien verspotten. Ende 1932 waren 42 Prozent der NSDAP
 -Mitglieder jünger als 30 Jahre. Selbst nach der großen Welle der Parteieintritte im Frühjahr 1933 waren 1935 lediglich 3,7 Prozent der Mitglieder älter als 60.
[2]



Für die staatstragende SPD
 ergaben die politikwissenschaftlichen Studien Sigmund Neumanns 1932: Ihre Repräsentanten ließen die Person hinter die Sache zurücktreten, verzichteten »auf emotionale Wirkung«, bevorzugten »rationales Denken, Wirklichkeitssinn statt Phantasie, nüchternes, oft biederes Kalkül«. Sie arbeiteten im besten Sinn des Wortes pflichtbewusst, allerdings in einer Zeit, in der rationales Handeln zunehmend verachtet wurde. Die meisten jungen Deutschen – links wie rechts – verlangten nach Utopie statt Pragmatismus, nach rückhaltloser Tatkraft statt nach quälend komplizierten, verfahrensdemokratisch errungenen Kompromissen.

So entstand ein politisches Klima, in dem jene großen, die Situation stabilisierenden Leistungen nichts mehr galten, die Politiker wie Friedrich Ebert (1871–1925), Matthias Erzberger (1875–1921), Walther Rathenau (1867–1922) oder Gustav Stresemann (1878–1929) unter extrem schwierigen Umständen vollbracht hatten. Sie wurden in den Dreck gezogen, und zwar von Schülern oder Studenten, »die im Krieg Abc-Schützen« gewesen waren und gegenwärtig »in Unkenntnis des Gewesenen Männer beschimpfen, die den Boden erst schufen, auf dem jene heute maulen«. Über diese junge, von der Republik geförderte Generation schrieb 1931 der Reporter der Frankfurter Zeitung Friedrich Franz von Unruh (1893–1986), »Begriffe wie geistige Freiheit, Friede« gälten ihnen allenfalls noch als »Quark, den die Hitlerschar auf den Mist kehrt«. (In späteren Jahren näherte sich auch der NS
 -Kritiker Unruh dem Nationalsozialismus an und betätigte sich als wohlgelittener und einschlägig publizierender sogenannter Kultur-Nationalsozialist.)


 Heinrich Mann meinte im März 1934, den geringsten Widerstand gegen die NS
 -Herrschaft böten die Jungen. »Immer bereit zu unüberlegten Begeisterungen und Tatgemeinschaften«, bildeten sie »geradezu die Grundlage der Diktatur, der sie als Erste zugejubelt haben«. Das traf insbesondere auf die akademische Jugend zu, die ihre Lehrer verjagte, weil sie »Juden, Demokraten oder einfach anständige Menschen waren«. Den Jungen werde eingeredet, sie seien die »Soldaten der Zukunft« – »nur fragt sich, wie deren Zukunft aussehen soll, da sie so jung schon belastet sind mit Ungerechtigkeiten, verachtenswerten Taten und sogar Verbrechen!« Wenig später konstatierte Heinrich Mann, was ihm generell an den »jungen Geschlechtern im Dienste der Diktaturen« auffiel: »eine recht seltsame Mischung aus Empörergeist und Drang nach Unterordnung«.
[3]








4
 Akademisch befeuerte Vernichtungswünsche



Nicht Hitler oder seine Gauleiter, sondern Wissenschaftspolitiker der Weimarer Republik richteten 1923 an der Ludwig-Maximilians-Universität in München (LMU
 ) den ersten deutschen Lehrstuhl für Rassenhygiene ein. Sie besetzten ihn mit Fritz Lenz (1887–1976). In Berlin-Dahlem schuf die Republik 1927 das Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik. Zum Gründungsdirektor berief die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft Eugen Fischer (1874–1967). Der heute noch bekannteste Mitarbeiter des Instituts war Dr. Dr. Josef Mengele (1911–1979). 1945 wurde das zum Zweck staatlicher Biopolitik geschaffene Exzellenz-Zentrum geschlossen, allerdings mit einer Ausnahme, nämlich der genetischen Abteilung des (an medizinischen Verbrechen beteiligten) Professors Hans Nachtsheim (1890–1979). Bald darauf wurde die für Grundlagenforschung zuständige Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft in Max-Planck-Gesellschaft umbenannt.


 1920/21 hatte Professor Fischer zusammen mit seinem Schüler Lenz und dem späteren Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Züchtungsforschung, dem Botaniker Erwin Baur (1875–1933) – auch er eine weltweit anerkannte Kapazität –, das zweibändige Kompendium »Menschliche Erblichkeitslehre und Rassenhygiene« herausgebracht, kurz »Baur-Fischer-Lenz« genannt. Das Werk erschien bis 1944 in mehreren Auflagen, alsbald auch in schwedischer und englischer Übersetzung. Nicht nur in Deutschland hielt die gebildete Mehrheit die in den beiden Bänden dargelegten Behauptungen für wissenschaftlich erwiesene, zumindest diskutable Fakten. Kritik wurde daran kaum geübt, wenn, dann von jüdischer Seite. So erhob der seinerzeit erfolgreiche deutsch-jüdische Schriftsteller Jakob Wassermann (1873–1934) im Jahr 1925 in der Zeitschrift Die Morgenröte seine Stimme gegen das allgemein als fortschrittlich erachtete akademische Treiben: »Gebildete und Gelehrte« behängten die antisemitischen »Schlag- und Tagworte« eines verhetzten Straßenpöbels mit »einem Prunk- und Tugendmantel sozialkritischer und rassenphilosophischer Provenienz«.

In ihrem Werk beschreiben Baur, Fischer und Lenz den umgangssprachlich-gehässig so bezeichneten »krummen Judenzinken« in aller Wissenschaftlichkeit als »dominant erbliche konvexe Nase«. Die Juden stuft Fischer als Angehörige einer »vorderasiatischen Rasse« ein, die »aus dem Bereich der Europäer völlig herausfallen«. »Man kann also«, resümiert er, »sehr wohl von den Rassenmerkmalen und den Rassen der Juden und der Germanen sprechen und beide scharf und deutlich unterscheiden.« Daraus folgte für die »Bastardbevölkerung«, also für die gemeinsamen Nachkommen von Juden und Fischer’schen Normeuropäern, die besondere Durchschlagskraft dominanter Merkmale der Juden: »das schwarze Haar« und »noch das eine oder andere in der Physiognomie«.

Im anschließenden Abschnitt erläutert Lenz die damit einhergehenden Gefahren. Mit Statistiken unterlegt behauptet er, Juden seien wesentlich häufiger erblich blind und taubstumm, erkrankten öfter 
 an Diabetes und seien besonders anfällig für manische und melancholische Störungen. Hingegen marschiere der nordische Mensch »hinsichtlich der geistigen Begabung an der Spitze der Menschheit«. Fischer sekundiert, dass es »noch heute ganz zweifellos der Einschlag nordischer Rasse in den Völkern Europas« sei, der denselben so viele vorzügliche Denker, Erfinder und Künstler beschert habe und weiterhin beschere.

Solche Sätze taten den infolge der Niederlage im Ersten Weltkrieg und des anschließenden Friedensdiktats gedemütigten Deutschen gut. Der Rassismus beinhaltet nicht allein die pauschale Herabwürdigung anderer Menschengruppen – mindestens ebenso attraktiv macht ihn die Selbsterhebung des eigenen Großkollektivs.

Wer sich an der »Spitze der Menschheit« dünkt, signalisiert damit, laut oder leise, die meisten anderen Menschen seien mehr oder weniger weit davon entfernt. Die Selbstbeweihräucherung bestärkend, verbreitete Lenz seine als wissenschaftlich dargebotene (und geltende) Erkenntnis, die Juden verfügten über Erbanlagen, die »weniger auf Beherrschung und Ausnützung der Natur als auf Beherrschung und Ausnützung der Menschen« gerichtet seien. Er kennzeichnete sie »als geradezu seelische Rasse« und schrieb ihnen die »erstaunliche Fähigkeit« zu, »sich in die Seele anderer Menschen zu versetzen und sie nach ihrem Willen zu lenken«. Im Gegensatz dazu verortete Lenz die Germanodeutschen, denen auch er angehörte, als ganz besondere Wesen, die dank ihrer angeblich angeborenen »Willensstetigkeit und sorgender Voraussicht« alle anderen Rassen schöpferisch, moralisch und intellektuell in den Schatten stellten.

Neben Wassermann kritisierte der Österreicher Friedrich Hertz (1878–1964) die vielfach akademisch geförderte und akzeptierte Erb- und Rassenwissenschaft. Er, der von 1930 bis 1933 als ordentlicher Professor für Weltwirtschaft und Soziologie an der Universität Halle lehrte, zog sich nach seiner Entlassung 1933 nach Wien zurück, floh 1938 nach London und nannte sich als britischer Staatsbürger Frederick Hertz. 1925 hatte er über die Rolle der modern gewordenen, auf 
 die Verbindung von Theorie und Praxis drängenden biopolitischen Wissenschaftler geschrieben: »Man mag zweifeln, ob es überhaupt lohnt, derlei Theorien kritisch zu prüfen. Aber sie üben heute einen überaus verhängnisvollen Einfluss auf den Zeitgeist aus. In ›maßvoll‹ abgetönter Form werden sie von akademischen Lehrstühlen herab vorgetragen oder in Romanen und Leitartikeln verbreitet, in vielfacher Vergröberung schallen sie aus den Tiraden der Völkischen aller Rassen und Länder.«
[1]



Nachdem Hitler an die Macht gelangt war, veröffentlichte Professor Lenz 1933 den Aufsatz »Die Rasse als Wertprinzip zur Erneuerung der Ethik«. Dabei handelte es sich um einen Aufsatz, den der Autor schon 1917 unter dem Titel »Zur Erneuerung der Ethik« publiziert hatte und nun mit einigen Modifikationen recycelte. Im neu verfassten Vorwort betonte er als wertebasierte Maßgabe die Achtung vor dem Arischen, dem Rassenreinen, um dann scheinheilig zu bemerken, mancher Leser werde womöglich »eine Stellungnahme zur Judenfrage vermissen«. Auch dafür bot der Autor eine Erklärung: Er habe sich in dieser Schrift »auf das Positive beschränkt«, schließlich sei die Frage, »wie der Staat sich zu einer fremden Rasse zu stellen hat«, eine Angelegenheit »politischer Zweckmäßigkeit«, die zu entscheiden »nicht dem einzelnen Staatsbürger, sondern der politischen Leitung« zustehe. Seinem sowohl als auflagenstarker Sonderdruck als auch in der Zeitschrift Deutschlands Erneuerung erschienenen Aufsatz stellte Lenz ein aus seiner Sicht kongeniales Hitlerzitat voran:


Der Staat ist ein Mittel zum Zweck. Sein Zweck liegt in der Erhaltung und Förderung einer Gemeinschaft physisch und seelisch gleichartiger Lebewesen. Diese Erhaltung selber umfasst erstlich den rassenmäßigen Bestand und gestattet dadurch die freie Entwicklung aller in dieser Rasse schlummernden Kräfte.



Alle drei Autoren des Baur-Fischer-Lenz plädierten für konsequente, im Zweifelsfall auch mörderische Erbhygiene innerhalb der deutschen, 
 eben nur insgesamt, aber nicht in allen Verzweigungen »willensstetigen und sorgsamen« und überhaupt »an der Spitze der Menschheit stehenden« Bevölkerung. Ende 1932 veranschaulichte Baur die aus seiner wissenschaftlichen Sicht erforderlichen Eingriffe zur Erhaltung einer gesunden Rasse. Dazu wählte er das fiktive Beispiel eines ursprünglich heterorassigen Kaninchenbestands, den er auf einer Insel ansiedelte. In diesem Modell besorgen Raubvögel die Auslese, worauf die existenziell bedrohten Kaninchen mit zweckmäßiger Anpassung reagieren. Aus ihrer Mitte entsteht auf »natürlichem Weg« ein Kaninchenvolk mit ein und derselben Tarnfarbe und kurzen, für Greifvögel nachteiligen Ohren. So weit die Natur. Da der Mensch mittlerweile die natürliche Zuchtwahl fortwährend im Namen vermeintlicher Humanität vereitele, müsse Baur zufolge jetzt der Staat die rassenreinigende Funktion des Raubvogels übernehmen.

Schon 1917 hatte Fritz Lenz in der zitierten, 1933 aktualisierten Schrift »Zur Erneuerung der Ethik« zu einer den Anregungen Baurs entsprechenden Einsicht gefunden: »Auf die Dauer können nämlich nur Lebewesen bestehen, die so gestaltet sind, dass ihre Rasse erhalten bleiben kann.« Deshalb gelte für das Individuum wie für den Staat, »bei jedem Tun, bei jedem Lassen« zu prüfen: »Frommt es unserer Rasse?« Eugen Fischer sekundierte 1934, »das Schicksal eines Volkes« gehe »vor Eigenrecht«. Daraus ergab sich zwingend: »Wie wir rassenfremde Erblinien ausschalten, lehnen wir erbkranke ab. Auch hier wird ein Opfer gefordert, bedingungslos gefordert.«
[2]








5
 Der protestantische Tanz um das Braune Kalb



Der Antisemitismus sickerte, weit über die engere NS
 -Gefolgschaft hinaus, in seinem »dünnsten, aber auch expansivsten Aggregatzustand« (Arthur Cohen) in die Mitte der deutschen Gesellschaft hinein. Wie weit, ist von der Historikerin Ino Arndt (1930–1986) am Beispiel 
 der evangelischen Publizistik der Jahre 1918 bis Mitte 1933 eindrucksvoll nachgezeichnet worden.
[1]



Ein halbes Jahr nach dem großen Erfolg der NSDAP
 bei den Reichstagswahlen im September 1930 trafen sich interessierte evangelische Geistliche in dem Dorf Riederau am oberbayerischen Ammersee. Im dortigen kurz zuvor eingeweihten Evangelischen Weggenossenheim veranstalteten sie eine prominent besetzte Konferenz zum Thema »Evangelische Kirche und völkische Bewegung«. Der in Erlangen lehrende, auch nach 1945 als bedeutend geltende Professor für Systematische Theologie Paul Althaus (1888–1966) eröffnete die Versammlung mit dem Hauptreferat »Die Stellung des Christentums zu Volkstum, Rasse und Judentum«. »Wobei er sich eingehend mit dem Nationalsozialismus als dem derzeitigen hervorragenden Exponenten der völkischen Bewegung beschäftigte«, wie der im Schuldienst tätige Pfarrer Ernst Fikenscher (1895–1970) im Korrespondenzblatt der evangelisch-lutherischen Geistlichen in Bayern berichtete. Gut zwei Jahre später verfasste Althaus die Schrift »Die deutsche Stunde der Kirche« und verherrlichte die Machtübernahme Hitlers als »Geschenk und Wunder Gottes«.

Die Allgemeine Evangelisch-Lutherische Kirchenzeitung und das Stuttgarter Evangelische Sonntagsblatt berichteten über die Ergebnisse des Treffens. Der Tenor ging dahin, die »völkische Arbeit« als positiven Ansatz zu bewerten, der »undeutschem Wesen« entgegenstehe, »das Volk zur Selbstbesinnung« ermuntere und »an seine gottgegebene Wesensart« erinnere. Allerdings solle der Rassengesichtspunkt dabei nicht überbetont werden. Detaillierter referierte Fikenscher den Inhalt dessen, was Althaus vorgetragen hatte: Demnach 
 führe der Nationalsozialismus »den Kampf um die deutsche Seele«, fördere den »nationalen Freiheitswillen«, »den volksorganischen Gedanken der Ganzheit« und »den Reinheitsgedanken als Rassengedanken (gegen Marxismus und Liberalismus)«. Nicht zuletzt nehme die neue Bewegung »den sozialistischen Gedanken (gegen Bürgertum und bürgerlichen Geist)« produktiv auf.

Althaus konnte diesen von ihm beschriebenen Elementen viel abgewinnen, und zwar, wie er mehrfach betonte, aus biblischer Perspektive. Schließlich bejahe »das christliche Denken die völkische Besonderheit« einzelner Menschengruppen als Ausdruck von »Gottes Schöpferfreude«. Daraus folge zwingend, »die völkische Sonderung« als »Reichtum und Grenze« anzuerkennen. An diese theologisch begründete Einsicht anknüpfend, gab der protestantisch-theologische Vordenker einige Fingerzeige zur »rassischen Erfassung der Judenfrage«, die von der Kirche allzu lange vernachlässigt worden sei:


Das Judentum ist gerade unserem Volkstum sehr fremd, vor allem in seiner zwischenhändlerischen Rolle, in seinem erfolgreichen Versuch, Verwalter unseres geistigen Besitzes, Inhaber der geistigen Führung zu sein. Der Antisemitismus hat sein Recht in der Erfassung der Verschiedenheit, in der Aufrollung der Judenfrage als Volksfrage, im Erkennen der Gefahr auf geistigem und politischem Gebiet. (…) Besonders gefährlich für unser Volkstum ist die Wahlverwandtschaft des Judentums mit der Aufklärung. Das Judentum emanzipiert sich und führt. Es trägt den Kampf vor gegen alle Überlieferung und Bindung, es ist Entheimatung.



Allerdings lehnte Althaus (zu diesem Zeitpunkt) »eine staatliche Sondergesetzgebung gegen das Judentum« ab. Noch hegte er die Hoffnung, die meisten Juden in Deutschland könnten das Christentum annehmen, also dem von Golgatha ausgehenden Heil und damit der Auferstehung von den Toten teilhaftig werden. Auf einem solchen christlich erleuchteten Weg »sich anbahnender Selbsterkenntnis« 
 könnten Juden dann auch versuchen, »so stark wie möglich selbst deutsch zu sein«. In der anschließenden, teils kontroversen Debatte einigten sich die Versammelten auf den gemeinsamen Nenner: »Der Jude ist nicht der einzige Feind unseres Volkstums.«
[1]



Einige Monate später äußerte sich Simon Schöffel (1880–1959), Hauptpastor der Hamburger Hauptkirche St. Michaelis. Er begrüßte 1931 im Hannoverschen Sonntagsblatt die neu entstandene Bewegung des »deutschen Gefühls und des deutschen Denkens«. Da er befürchtete, die NSDAP
 könne das Christentum seines Ursprungs halber als »jüdisch verdorben« ansehen, stellte sich ihm die dringende Frage »War Jesus von Nazareth Jude?«. »Dem Fleische nach ja«, befand der gründlich geschulte Theologe, jedoch »dem Geiste nach nein.« Wie der Exeget Schöffel unter Hinweis auf den »christlichen Sendungsgedanken« des weiteren erläuterte, erwachse aus der fleischlich-geistigen Differenz für den deutschen Mann und die deutsche Frau die »rassische Aufgabe«, sich »rassisch sauber« zu halten. Daraus wiederum ergab sich für die insoweit Sauberen das »Lebensrecht«, sich vor »der Überfremdung durch andere Rassen« zu schützen, sprich: den Zustrom von »Slawen und Ostjuden« zu stoppen.

In die Debatte um das Miteinander von Christen und Nationalsozialisten mischte sich früh das in Pfarrhäusern viel gelesene Deutsche Pfarrerblatt ein und initiierte 1930/31 eine Kontroverse zum Thema »Christentum und Faschismus«. Unter den Diskutanten macht Ino Arndt drei Gruppen mit unterschiedlichen Positionen aus: jene, die sich gegenüber der NS
 -Bewegung kritisch oder ablehnend verhielten, jene, die pro-nationalsozialistisch argumentierten, und jene, die ein »endgültiges Urteil« noch für verfrüht hielten. Der Essener Pfarrer Theodor Wahl (1861–1936) – Chefredakteur des Blattes – fand zu dieser Stellungnahme:


Wir können dem Opfermut der nationalsozialistischen Jugend, die freudig ihr Leben einsetzt für ihre Sache, ebenso wenig unsere Anerkennung versagen wie ihrem begeisterten Streben, das deutsche 
 Volk und Vaterland aus der gegenwärtigen untragbaren Lage zu befreien. (…) Wenn aber ausgerechnet (katholisches) Zentrum, Sozialdemokratie und Kommunismus miteinander wetteifern in wütender Bekämpfung der gefürchteten nationalsozialistischen Bewegung, dann – so meinen wir – hätten wir als Evangelische wie als Deutsche alle Ursache zu der naheliegenden Vermutung, dass in dieser jungen kraftvollen Bewegung gerade vom evangelischen und deutschen Standpunkte aus ein guter, beachtenswerter Kern enthalten sein dürfte, auf den das Schriftwort Anwendung fände: »Verdirb es nicht, es ist ein Segen drin« (Jes 65,8).



Derart theologisch gestützt, befand Wahl, man möge sich vor »übereilten Urteilen« hüten und der jungen Bewegung Zeit gönnen, um Formen »verantwortungsvoller politischer Arbeit« zu entwickeln.

Nach den für die NSDAP
 besonders erfolgreichen Reichstagswahlen im Juli 1932 machte sich die evangelische Sonntagspresse Gedanken über einen offenbar unerwarteten Zuwachs der Stimmen für die katholische Zentrumspartei. Das Kasseler Sonntagsblatt polemisierte: Dem Zentrum seien »zahlreiche jüdische Stimmen« zugeflossen, was man an den Erfolgen in besonders »judenreichen« Städten wie Berlin, Frankfurt, Leipzig, Mainz und Hamburg ablesen könne. Schließlich habe »die jüdische Presse« zur Stimmabgabe zugunsten des Zentrums aufgerufen, wie das Hessische Evangelische Sonntagsblatt pikiert anmerkte. So werde die katholische Partei nun zum »Gemisch aus Juden und Demokraten« und damit zum Sammelbecken »internationaler Mächte«, die das deutsche Volk beherrschen wollten.

Nach der Machtübernahme der NSDAP
 beklagte dasselbe Sonntagsblatt im Februar 1933 rückblickend die Schwierigkeiten, die man dem neuen Reichskanzler Adolf Hitler beim Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft gemacht habe, während sie »jedem eingewanderten Ostjuden mit Leichtigkeit« zugestanden worden sei. In der Sonntagszeitung Licht und Leben (Elberfeld) freuten sich die evangelischen Blattmacher darüber, wie die »Berliner Judenpresse« nun zum 
 Umlernen gezwungen werde, das »Register Frechheit« einziehen und winselnd zu Kreuze kriechen müsse.

Am 9. April 1933 feierte das Berliner Evangelische Sonntagsblatt die »große politische Umwälzung«. In derselben Ausgabe ergriff das geistliche Berliner Oberhaupt das Wort: Generalsuperintendent der Kurmark Otto Dibelius (1880–1967), einer der damals und nach 1945 erneut wichtigsten Repräsentanten des deutschen Protestantismus. Er beklagte die »gewohnte Unfreundlichkeit«, mit der »das Ausland« den Regierungsantritt Hitlers kommentiert habe. Mit wenig Bedauern streifte er die Lage der Juden. Zweifellos fühlten sie sich von der nationalen Bewegung mit »antisemitischem Einschlag« bedroht; allerdings müssten sie sich das selbst zuschreiben, weil »bei allen dunklen Vorkommnissen der letzten 15 Jahre das jüdische Element eine führende Rolle gespielt« habe. So stand es in der kirchenpolitischen Rubrik »Wochenschau« des Sonntagsblatts, die Dibelius damals Woche für Woche selbst bestritt.

In der Ausgabe vom 12. Februar hatte er geschrieben: »Zum ersten Mal seit der Revolution (im November 1918) ist eine Regierung gebildet worden, die von einem großen Teil der Bevölkerung mit Begeisterung begrüßt worden ist.« Als »heißes Anliegen« wünschte sich Dibelius von »der Regierung Hitler«, die ihre Macht »so leicht nicht wieder hergeben« werde, das schnelle Verstummen des innerdeutschen »Bruderzwists« statt des »Kampfes aller gegen alle« und »die Geschlossenheit der Volksgemeinschaft«. Am Tag der Reichstagswahl vom 5. März 1933 ließ er der Wahlempfehlung des einflussreichen Evangelischen Bundes zugunsten der NSDAP
 und des antirepublikanischen Bündnisses »Kampffront Schwarzweißrot« seine demonstrative Wertschätzung zuteilwerden. Selbst beschränkte sich Dibelius auf einen politischen Hinweis zwischen den Zeilen: Im krassen Gegensatz zu früheren Regierungen habe der kommissarische preußische Kultusminister Bernhard Rust (NSDAP
 ) »den leitenden Männern seiner Kirche« sofort einen Antrittsbesuch abgestattet, und so hätten es »die neuen Männer« auch in anderen Fällen gehalten.


 In der Nummer vom 2. April 1933 füllte Dibelius seine »Wochenschau« »mit ein paar persönlichen Erinnerungen an den 21. März«, den berühmten »Tag von Potsdam«. Hier folgt nur eine Passage aus seinem gravitätisch gemeißelten Bericht. Nachdem Dibelius in der Nikolaikirche den Gottesdienst für die neu gewählten evangelischen Reichstagsabgeordneten zelebriert hatte, schritt er zum politisch-sakral ausgestalteten Teil, der in der Garnisonkirche über der Gruft von Friedrich dem Großen inszeniert wurde, und berichtete als Augen- und Ohrenzeuge voller Hingabe:


Der Reichspräsident verliest seine Begrüßungsrede. Stark und klar klingt die Stimme des alten Mannes durch den großen Raum. Dann nimmt Adolf Hitler
 das Wort zur Erwiderung. Würdig, ernst und eindrucksvoll sind seine Worte. Zum Schluss der Rede die Kundgebung an den Reichspräsidenten: Alles erhebt sich. Als das letzte Wort gesprochen ist, tritt Hitler von dem Pult zurück. Der Reichspräsident tut einen Schritt nach vorne und streckt ihm die Hand entgegen. Hitler ergreift sie und beugt sich tief – wie zum Kuss – über die Hand des greisen Feldmarschalls. Es ist eine Huldigung in Dank und Liebe, die jeden ergriffen hat, der sie mit ansah. (…) Wir sind noch nicht wieder ein einiges Volk! Und die Geschichte wird nicht durch Festtage gemacht. Aber dass etwas anders geworden ist in Deutschland, musste jeder spüren, der den 21. März miterlebt hat. Gebe Gott, dass es der Anfang zu neuer, kraftvoller, glaubensstarker Zukunft sei!




Am Rande seiner so »persönlichen Erinnerungen, wie sie die Tagespresse nicht hat bringen können«, freute sich Dibelius über ein »herzliches Wort«, das Hermann Göring an ihn gerichtet hatte, über die »Heilrufe der Menge« und den »kleinen, jugendlichen Goebbels«. Letzterer hatte Generalsuperintendent Dibelius am Vortag empfangen, ihn offenbar mit ein paar Schmeicheleien um den kleinen Finger gewickelt und hinterher geätzt: »Er ist wie sein Titel. Arme Kirche.«


 In derselben Nummer ist die Predigt abgedruckt, die Dibelius am 21. März in der Potsdamer Nikolaikirche gehalten hatte. Von der Kanzel herab gab er die Parolen aus »Mit Gott zu neuer Zukunft!
 « und »Durch Gottes Gnade ein deutsches Volk!
 «, um dann gut protestantisch-staatstragend fortzufahren:


Ein neuer Anfang staatlicher Geschichte steht immer irgendwie im Zeichen der Gewalt. Denn der Staat ist Macht. Neue Entscheidungen, neue Orientierungen, Wandlungen und Umwälzungen bedeuten immer den Sieg des einen über den anderen. Und wenn es um Leben und um Sterben der Nation geht, dann muss die staatliche Macht kraftvoll und durchgreifend eingesetzt werden.



In der folgenden Nummer des Berliner Evangelischen Sonntagsblatts liest man unter der Überschrift »Der Helfer ist da« die Verse »Tochter Zion, freu dich sehr; / Denn dein Helfer ist erschienen«. Darunter prangt groß über die ganze Seite gezogen und fett gedruckt der fromme Erlöser-Spruch aus dem Neuen Testament »Wer nicht mit mir ist, der ist wider mich!« (Mt 12,30; Lk 11,23). Derart vorgeglüht bekannte sich Dibelius in der folgenden, am Ostersonntag erschienenen Ausgabe seiner Agitationsplattform in aller Form zum nationalsozialistischen Staatsziel, »den Einfluss der Juden schnell zurückzudrängen«:


Das Wirtschaftskapital und die von ihm abhängige Presse haben hier entscheidenden Einfluss (auf die Stimmung des Volkes). Hier aber laufen Verbindungsfäden von einem Land zum anderen. Und diese Verbindungsfäden sind, wie jedermann weiß, zum großen Teil in jüdischen Händen. Das Judentum fühlt sich durch die nationale Bewegung mit antisemitischem Einschlag begreiflicherweise bedroht.
 Und zwar entscheidend deshalb, weil das Judentum sich mit der Revolution von 1918 und mit der sozialistischen Herrschaft eng verbunden hatte. (…) Wir haben in Deutschland ein Prozent Juden. Auf einen 
 Juden kommen immer 99 andere. Und dass das Verhältnis bei den (negativen) Erscheinungen des öffentlichen Lebens, von denen wir sprechen, 99:1 ist – das bedarf keines Beweises. Die letzten 15 Jahre haben in Deutschland den Einfluss des Judentums außerordentlich verstärkt.

Die Zahl der jüdischen Richter, der jüdischen Politiker, der jüdischen Beamten in einflussreicher Stellung ist spürbar gewachsen. Dagegen wendet sich die Stimmung eines Volkes, das mit den Folgen der Revolution aufräumen will. (…) Schließlich hat sich die Reichsregierung genötigt gesehen, den Boykott jüdischer Geschäfte zu organisieren – in der richtigen Erkenntnis, dass durch die internationalen Verbindungen des Judentums die Auslandshetze dann am ehesten aufhören wird, wenn sie dem deutschen Judentum wirtschaftlich gefährlich wird. (…) Es gibt schließlich nur zweierlei, was getan werden muss. Das Erste ist die langfristige Sperre der deutschen Ostgrenze gegen die jüdische Einwanderung. (…) Das andere aber ist die Festigkeit der eigenen Art, die einer fremden Rasse nicht erliegt
 . An dieser Festigkeit hat es im deutschen Volk immer gefehlt.



In der Ausgabe vom 23. April gratulierten die Herren vom Evangelischen Sonntagsblatt dem »deutschen Kanzler Adolf Hitler« nachträglich zum Geburtstag. Sie wünschten ihm Gottes Segen, weil es ihm gelungen sei, »unser Volk in einzigartiger Weise unter der doppelten Parole des nationalen und sozialen Gedankens zu einen«. Daran anschließend meinte Dibelius nach dem von ihm schon zuvor wärmstens begrüßten neu eingeführten Feiertag am 1. Mai 1933: »Wir haben einen Volkskanzler! Das ist niemals so deutlich geworden wie an diesem Tag der nationalen Arbeit.«

All das musste hier in aller Ausführlichkeit deshalb dargelegt werden, um zu zeigen, wie sehr deutsche Protestanten und ihre kirchlichen Würdenträger dazu beigetragen haben, Hitler an die Macht zu bringen und seine Macht in den ersten kritischen Monaten abzustützen. Nach den grundlegenden Untersuchungen von Jürgen 
 Falter steht fest: Die NSDAP
 erzielte ihre Wahlerfolge zwischen 1930 und 1933 ganz überwiegend in evangelischen Gebieten. Protestanten, die rund zwei Drittel der Gesamtbevölkerung ausmachten, waren mehr als doppelt so anfällig, diese Partei zu wählen, wie Katholiken. Teilt man die Wahlkreise des damaligen Deutschen Reiches in vier Gruppen auf – (fast rein) katholisch, überwiegend katholisch, überwiegend evangelisch, (fast rein) evangelisch –, dann ergibt sich für die Juli-Wahlen 1932: In den katholischen Wahlkreisen errang die NSDAP
 17,5 Prozent der Stimmen, in den evangelischen 43,1 Prozent. Das heißt: Während nicht einmal jeder fünfte Katholik für die NSDAP
 stimmte, tat das fast jeder zweite Protestant. Wie Falter belegt, hat »kein anderes Sozialmerkmal die nationalsozialistischen Erfolge so stark beeinflusst wie die Konfession«. Dabei handelte es sich um einen »genuinen Faktor«, der von anderen sozialen Größen – wie Bauer, Handwerker, Arbeiter, Akademiker, Selbständiger, Angestellter, Beamter – »weitestgehend unabhängig« war. Da sich die NS
 -Führer dieser Unterschiede wohl bewusst waren, folgte daraus seit 1935 der aktive Kampf gegen die katholische Kirche, um »die Klerisei mürbe zu machen« (Kapitel IV
 .3).

Nachdem Otto Dibelius die Konsolidierung der Regierung Hitler so tatkräftig unterstützt hatte, geriet er im Herbst 1933 wegen staatlicher Eingriffe in die kirchliche Autonomie mit den Machthabern der NSDAP
 in Konflikt, und sein Amt des Generalsuperintendenten der Kurmark wurde unter tätiger Mitarbeit der durch und durch nazistischen Deutschen Christen abgeschafft. Dibelius gönnte sich eine sieben Monate lange Pause als Kurprediger im italienischen Sanremo und wandte sich im Sommer 1934 in stiller Weise der nicht regimenahen, aber keinesfalls durchgängig regimefernen kleinen evangelischen Gruppe Bekennende Kirche zu. Ohne mit der Wimper zu zucken, unterschrieb Dibelius im Oktober 1945 die Stuttgarter Schulderklärung des Rats der Evangelischen Kirche in Deutschland und nahm damit auch für sich und die Mehrheit der deutschen Protestanten offenkundig lügnerische Ausreden in Anspruch:



 Wohl haben wir lange Jahre hindurch im Namen Jesu Christi gegen den Geist gekämpft, der im nationalsozialistischen Gewaltregiment seinen furchtbaren Ausdruck gefunden hat, aber wir klagen uns an, dass wir nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher geglaubt und nicht brennender geliebt haben.



In der Kurzform wurde daraus bald »ein Schuld- und Reuebekenntnis für die Sünden des Naziregimes« – und Dibelius Mitglied der CDU
 . Am 7. September 1949 hielt er – geübt, wie er war – die Festpredigt zur Eröffnung des Ersten Deutschen Bundestags in der Bonner Lutherkirche. Zu seiner engagierten Hilfestellung für Hitlers Start ins Dritte Reich und zu seiner antisemitischen Hetze äußerte sich die protestantische Führerpersönlichkeit Otto Dibelius niemals.

 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum Ino Arndts im Jahr 1960 fertiggestellte Dissertation über den eklatanten protestantischen Antisemitismus nicht gedruckt wurde. Sie hätte den evangelischen Widerstandsmythen den Boden entzogen. Wenn auch in vorsichtigen Formulierungen, resümierte die engagierte evangelische Christin Arndt mit spürbarem Entsetzen, mit Verständnislosigkeit und mühsam gebremster Wut: Führende evangelische Geistliche trugen mit ihrer damals noch intakten »geistlich-geistigen Autorität« wesentlich dazu bei, »die moralische Widerstandskraft« ihres Kirchenvolks »gegen die ersten antisemitischen Maßnahmen der Partei (NSDAP
 ) weitgehend« zu schwächen:


Die Folge davon war, dass das natürliche, menschliche und letztlich auch christliche Empfinden, das ohne die stetige Beeinflussung während der vorausgegangenen Jahre möglicherweise stärker gewesen wäre, in zunehmendem Maße verlorenging, anstatt sich gegen diese unheilvollen Exzesse zu wenden. Festzuhalten ist also eine starke Mitverantwortlichkeit – um nicht zu sagen Mitschuld – der evangelischen Publizistik an der Bereitung des Bodens, auf dem die 
 nationalsozialistische Ideologie aufgehen konnte. (…) Die evangelische Publizistik (stempelte) die Juden in Deutschland zu einer artfremden, nicht nationalen Minderheit, zu einer minderen, degenerierten Rasse und zeichnete so mit zunehmend schärferen Konturen ein Zerrbild des Judentums, das in der Vorstellung der vielen Leser der Sonntagsblätter haften blieb, sodass der Nationalsozialismus ohne Frage in vielen Fällen keine erheblichen Widerstände mehr fand.



Betreut hatte die Arbeit an der Universität Tübingen der Politikwissenschaftler Theodor Eschenburg (1904–1999), der am 30. Juni 1933 zum SS
 -Anwärter geworden war; das zustimmende, fünf Zeilen lange Zweitgutachten verfasste der in den 1920er Jahren zum Protestantismus konvertierte, nationalkonservative und aus dem Exil zurückgekehrte Historiker Hans Rothfels (1891–1976). Beide Professoren verpassten Arndt für ihre Arbeit die schlechteste aller möglichen Noten – ein rite (noch ausreichend). In seinem Gutachten warf Eschenburg der Kandidatin »mühsam konstruierte« Zusammenhänge vor und fehlende Einordnung in »die Weimarer Periode«. Zwar konzedierte er, die Kandidatin habe Tatsachen herausgearbeitet, »die weithin bisher unbekannt zu sein scheinen«, dabei allerdings »die Konzentrierung auf den sachlichen Kern des Themas vielleicht etwas zu weit getrieben«. Ferner habe sie es versäumt, die sich aus den von ihr genannten Quellen angeblich »zwangsläufig« ergebende »kleinbürgerliche Note des Sonntagsblatt-Antisemitismus« herauszuarbeiten – aus dem »Material gleichsam abzulesen«.

Eben weil Ino Arndt eine im besten Sinn des Wortes bahnbrechende Studie zum Antisemitismus führender evangelischer Theologen, einflussreicher Pfarrer und Würdenträger erarbeitet hatte, die samt und sonders nicht zum Kleinbürgertum gehörten, nutzten die Gutachter Eschenburg und Rothfels ihre Möglichkeiten, dieses Werk im Orkus ungedruckter Manuskripte zu versenken.
[2]








Fußnoten
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Ich stütze mich im Folgenden einschließlich vieler Originalzitate auf Arndts 1960 abgeschlossene Dissertation »Die Judenfrage im Lichte der evangelischen Sonntagsblätter von 1918 bis 1933«, jedoch berücksichtige ich nur den Zeitraum zwischen 1930 und 1933. Zu den Themen »Riederauer Konferenz« und »Otto Dibelius« habe ich zusätzliche Quellen erschlossen.













[image: Das Foto zeigt Adolf Hitler 1935 nach der Abstimmung über das Saargebiet im Januar 1935 lachend am Telefon.]


Im Januar 1935 fand im Saargebiet die Abstimmung über die Rückgliederung der Bergbau- und Eisenhüttenregion an Deutschland statt. 
[1]

 Über das Ergebnis war Adolf Hitler »ganz ausgelassen vor Freude«, wie der tagesaktuelle Schnappschuss zeigt. Bei der international streng kontrollierten Volksbefragung verloren SPD
 und KPD
 zwei Drittel ihrer Wählerschaft.














 III

 Hitler festigt seine soziale Basis




Das Deutsche, das Protestantische, das Ewig-Volkhafte wurde eingesetzt zu neuer erhebender Geschichtsschöpfung, aber eingesetzt als etwas Heruntergekommenes, Verhunztes, mit Mitteln der Lüge, der Brutalität und roher, hysterischer Besoffenheit.


Thomas Mann, Tagebuch, 29. Juli 1934




Auch mit dem rechtsnationalistischen Block zusammen hatten die antirepublikanischen Kräfte bei den Reichstagswahlen im März 1933 lediglich 52 Prozent erzielt, und das, obwohl die KPD
 bereits verboten war und Möglichkeiten zur Wahlwerbung für die republikanischen Parteien stark eingeschränkt worden waren. Allerdings verfügten die Gewerkschaften, die SPD
 , das katholische Zentrum und die Kommunistische Partei weiterhin über Mitglieder und Anhänger in beachtlicher Anzahl. Das führt zu der Frage, wie es trotz des für sich genommen knappen Wahlergebnisses der Regierung Hitler so schnell gelang, ihre Macht zur parlamentarisch nicht länger kontrollierten Alleinherrschaft umzugestalten.

Schauen wir zunächst auf die Verhältnisse in dem am Ufer der Werra gelegenen thüringischen Städtchen Vacha. Es zählte 1933 rund 2500 Einwohner. Über deren politisches Verhalten veröffentlichte der dort 1933 geborene Dietrich Lemke 2013 die Monographie »Nazifizierung und Entnazifizierung einer kleinen Stadt«. Facettenreichtum kennzeichnet die 577 Seiten starke Fallgeschichte.

Wie Lemke ermittelte, gehörten von den 68 Mitgliedern, die in Vacha vor 1933 der NSDAP
 beitraten, 25 Prozent zur Gruppe der Lehrer, kleinen Beamten und Selbständigen; 75 Prozent zur Gruppe 
 der Arbeiter, Angestellten oder Arbeitslosen. Demnach dominierte das »kleinbürgerlich-kleinstädtische« Milieu in Vacha nicht. Bei den Reichstagswahlen 1930 erzielte die NSDAP
 dort 27,8 Prozent der Stimmen, immerhin ein Drittel mehr als im gesamtdeutschen Durchschnitt. Bei den Juli-Wahlen 1932 errang sie mehr als 50 Prozent (Reichsdurchschnitt 37,3 Prozent). Allerdings wählten die Vachaer im Dezember desselben Jahres ihren Stadtrat und verpassten der NSDAP
 einen herben Stimmenverlust: Hatten im Fall der Reichstagswahlen 913 Wähler und Wählerinnen für die Partei Hitlers votiert, erhielt sie bei der Stadtratswahl lediglich 493 Stimmen. Während die Vachaer den in Berlin Regierenden mehrheitlich ihre generelle Unzufriedenheit demonstrierten, neigten sie im Lokalen zu den ihnen vertrauten Verhältnissen.

Bei den Wahlen am 5. März 1933 votierten dann 61,9 Prozent für die Partei Hitlers – im Reichsdurchschnitt 43,9 Prozent. Man könnte also von einer gründlich durchnazifizierten Kleinstadt sprechen. Aber Vorsicht! Im Januar 1933 verfügte die NSDAP
 dort über 68 Mitglieder und einen SA
 -Sturm von 19 Mann. Im Februar stieg die Anzahl der Parteimitglieder auf 75, im März auf 87 und im April auf 400, um nach einiger Zeit auf 281 abzufallen. Am 7. März wehte zum ersten Mal die Hakenkreuzfahne auf dem Rathaus, am 20. April pflanzte man zur Feier des Führer-Geburtstags an einem etwas abgelegenen Ort eine Adolf-Hitler-Eiche.

So ungefähr darf man sich den Übergang von der Republik zum nationalsozialistischen Führerstaat vielerorts vorstellen. Gewiss verdankte sich der Zustrom neuer Mitglieder zur NSDAP
 in nicht unbeachtlichem Maß gewöhnlichem Opportunismus. Er muss aber auch als das Ergebnis einer umsichtigen, auf schnelle Erfolge bedachten Politik verstanden werden, die neue Sympathisanten anzog. Dazu bedurfte es ergänzender symbolischer Akte. Zum Beispiel erklärte Hitler am 5. Februar in München ganz nebenbei, er habe »auf seine Bezüge als Reichskanzler Verzicht geleistet«, »da er sich als Schriftsteller sein Einkommen selbst verdient habe«.


 Die überall spürbare Hinwendung zur Regierung Hitler lähmte die demokratischen Parteien der Weimarer Republik endgültig. Nachdem der Reichstag am 23. März 1933 dem Gesetz über die »Behebung der Not von Volk und Reich« zugestimmt hatte, das der neuen Regierung den Erlass von Gesetzen und Verordnungen ohne Zustimmung des Parlaments erlaubte, triumphierte Goebbels: »Das Zentrum und gar die Staatspartei stimmten dem Ermächtigungsgesetz zu. Es gilt auf vier Jahre und gibt der Regierung alle Handlungsfreiheit. Es wird mit Vier-Fünftel-Mehrheit angenommen, nur die SPD
 stimmt dagegen. Jetzt sind wir auch verfassungsmäßig die Herren des Reiches.«
[1]
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1
 Mieten-, Kündigungs- und Pfändungsbremse



Die meisten Gau- und Ortsgruppenleiter der NSDAP
 stammten aus Verhältnissen, in denen sie Mietschulden und Pfändungsdrohungen erlebt und das mulmige Gefühl kennengelernt hatten, wenn der Gerichtsvollzieher klingelte. Selbst Dr. Joseph Goebbels, seit 1926 NSDAP
 -Gauleiter von Groß-Berlin, hatte diese Erfahrung 1929 machen müssen: »Der Gerichtsvollzieher war da und hat Kuckucks geklebt.« Am nächsten Tag: »Viel Sorge um den Gerichtsvollzieher und die Schuld von 500 Mark.« Knapp vier Wochen später: »Der Gerichtsvollzieher holte Radio und Föhn ab, ganz wider das Recht.« Vermutlich handelte es sich um den von Peter Behrens (1868–1940) meisterlich gestalteten verchromten Haartrockner »Radiopur« der AEG
 , damals das Modell gehobenster Wahl. Nicht billig.

Fraglos waren die meisten Funktionsträger der NSDAP
 wesentlich besser mit jenen Nöten vertraut, die in der Weltwirtschaftskrise Millionen Menschen existenziell bedrohten, als die Politiker der demokratischen Mitte. So waren zum Beispiel von den NSDAP
 -Kreisleitern in Nordwestfalen und Lippe 33 (= 23 Prozent) selbst einmal arbeitslos gewesen; 27 von diesen, »vornehmlich Jüngere«, hatten »zum 
 Millionenheer der Arbeitslosen während der Weltwirtschaftskrise« gehört. Das erklärt unter anderem, warum Hitler, der in seinen Wiener Jahren das eine oder andere Mal vor einem Gläubiger hatte ausweichen müssen, zusammen mit seinen NSDAP
 -Genossen in den ersten Wochen seiner Kanzlerschaft volksnahe, der akuten Situation angemessene Gesetze seriell unterschrieb. Sie betrafen den sofortigen Schutz vor Pfändungen, vor der Exmittierung von Mietern, die ihre Miete nicht mehr aufbringen konnten, vor Zwangsversteigerungen von Liegenschaften, deren Eigentümer infolge der Krise nicht mehr in der Lage waren, ihre Schulden abzubezahlen.
[1]



Die Deutsche Gerichtsvollzieher-Zeitung schlug sofort einen neuen Ton an: »Ein sozial empfindender Gerichtsvollzieher wird es nicht vermögen, die Ärmsten seiner Volksgenossen dem völligen Elend preiszugeben, ihnen mit ihrer letzten Habe zugleich das Vertrauen zu einem schützenden Staat und die Liebe zu einem Vaterland zu nehmen, in dem auch sie sich berechtigt glaubten, wenigstens auskömmlich leben zu dürfen.« Im »wahren Volksstaat« hatte selbst der Gerichtsvollzieher »ein echt soziales Empfinden« zu entwickeln, »das Härten auf jeden Fall vermeidet«. Im Dritten Reich sollte er »weder Mühe noch eventuell eigenen Nachteil scheuen, um dem sozialen Gedanken gerecht werden zu können«. Denn »bei der engen Verflochtenheit des sozialen und nationalen Gedankens« erfülle er stets auch eine völkische Pflicht.

Dementsprechend gab Hitler (»unser Volkskanzler«) früh die Maxime aus: »Deutschland wird dann am größten sein, wenn seine ärmsten seine treuesten Bürger sind.« Göring sekundierte: »Der Hauseigentümer, der unbarmherzig und skrupellos arme Volksgenossen um Nichtigkeiten willen obdachlos macht, hat den Schutz des Staates in diesem seinem Treiben verwirkt.« Das gelte auch dann, wenn er bei seinem Verstoß gegen die »Grundgesetze der Volksgemeinschaft« den »Schein eines Gesetzesparagraphen« auf seiner Seite habe. Derartige Vorgaben finden sich mit Beginn der Ära Hitler urplötzlich in der Deutschen Gerichtsvollzieher-Zeitung.


 Am 17. Februar 1933, also zweieinhalb Wochen nach der Machtübernahme, warb die NSDAP
 in ihren Zeitungen mit Schlagzeilen wie dieser: »Adolf Hitlers Rettungswerk zum Schutz des deutschen Bauern. Kein Bauer darf mehr von seiner Scholle vertrieben werden.« Am Vortag hatte die Sächsische Volkszeitung, die der katholischen Zentrumspartei nahestand, getitelt: »Alle Vollstreckungsverfahren gegen landwirtschaftliche Betriebe eingestellt«. Die Nachricht bezog sich auf die Verordnung zum Vollstreckungsschutz vom 14. Februar, mit der die allfälligen Zwangsversteigerungen von Äckern, Wiesen, Gebäuden, Arbeitsgeräten und Möbeln weitgehend gestoppt wurden. Wie die Ausführungsverordnung vom selben Tag klarstellte, betraf der Stopp auch bereits laufende Verfahren, und zwar nicht nur für bäuerliche Betriebe, sondern auch für solche der Forstwirtschaft, des Gartenbaus und der Fischerei. Die bald folgende Dritte Ausführungsverordnung nahm zudem die Eigenheime und das gesamte Inventar der Arbeitnehmer solcher Betriebe unter den staatlichen Schutzschirm. Im September 1933 ergingen gesetzliche Regeln zu Marktregulierungen und garantierten Festpreisen für landwirtschaftliche Produkte. Zuwiderhandlungen wurden mit drastischen Strafen belegt. Fürs Erste retteten die protektionistischen Interventionen nicht wenige Betriebe vor der Pleite, und der Staatssekretär im Reichslandwirtschaftsministerium, Herbert Backe (1896–1947), pries die »Herauslösung der Agrarpreise aus dem liberalen Spiel von Angebot und Nachfrage« als großen Fortschritt.
[2]



Wie befreiend solche Maßnahmen wirkten, zeigt der Blick auf den Hof des Bauern Waldemar Ruge (1883–1959) und seiner Frau Friede (1886–1969). Die beiden bewirtschafteten auf dem nordwestlichen Zipfel der Insel Rügen, in Breege-Ausbau, einen für damalige Verhältnisse stattlichen Betrieb mit 38 Hektar Land. Doch hatten sie im Lauf der 1920er Jahre zwei Drittel der Fläche verpachten müssen, weil die fallenden Erzeugerpreise, die Schulden und Zinsen ständig an der Substanz zehrten, wie ihre Enkelin Uta Ruge (*1953) berichtet: »Es war schon zur Regel geworden, dass am Ende des Sommers 
 Pfändungen drohten, dass der Wechsel für den Dünger fällig wurde, und vor Ernte, Drusch und Verkauf nicht eingelöst werden konnte. Was sollte man tun, wenn es außerdem im Juli oder August nicht aufhören wollte zu regnen?« Man hielt auf sich. Aber am Ende klebte selbst auf dem Klavier der Kuckuck. In der Zeit bis Anfang 1932 mussten in der weiteren Nachbarschaft die Höfe Radvan, Pieper, Kagelmacher, Staker, Gierke und selbst einzelne Gutshöfe aufgeben. So wandte sich einer nach dem anderen von den bis dahin meinungsführenden konservativen Deutschnationalen ab und der NSDAP
 zu – auch Waldemar Ruge. »Wer war damals für euch der Feind?«, fragte Uta sehr viel später ihre Eltern. »Vor allem die Kommunisten. Aber auch die Banken, die Kapitalisten. Das eine war der russische Bolschewismus. Und das andere die Juden und Amerika.«

Erst Hitlers Gesetze zum Pfändungsstopp retteten den Hof. »Wir hatten Glück. Für viele andere, Stakers in Nobbin zum Beispiel, kam es zu spät.« So fasste Utas Vater Ulrich Ruge (1919–2014) die positiven Auswirkungen der ersten NS
 -Gesetze zusammen. Ihre Mutter Edith (1920–1989), eine geborene Staker, sekundierte: »Bei uns war die Aufbruchstimmung am Anfang nicht verordnet. Die war wirklich da.« Bald habe sie gewusst, »die Existenz ist gesichert«. 1936 wurde der Ruge-Hof feierlich zum Erbhof erhoben und damit der Boden zum »unveräußerlichen Gut« erklärt und der gesamte Hof unter Pfändungsschutz gestellt. Die Schulden waren reguliert, und die infolge des wirtschaftlichen Niedergangs erzwungene Verpachterei ging zu Ende. Für die Ruges waren 1936 »die guten Zeiten angebrochen«, und genau jetzt, als sich das Volk vorsichtig im Glück nachlassender Not sonnte, begann Hitler die militärische Aufrüstung massiv voranzutreiben (Kapitel IV
 .4).

Am 24. Mai 1933 verkündete die Regierung ähnliche Schutzvorschriften wie für die Bauern für die Binnenschifffahrt. Zwei Tage später folgte ein Gesetz, das die Zwangsversteigerung von Grundstücken jeder Art für einen längeren Zeitraum massiv einschränkte. Nach einer ersten Verlängerung im Oktober wurden die Schutzregeln für 
 die Land-, Forst-, Gartenbau- und Fischereiwirtschaft Ende 1933 auf zunächst unbestimmte Zeit ausgedehnt. Alsdann wurden Entschuldungsmöglichkeiten geprüft und – soweit möglich – Pläne zur geordneten Rückzahlung der Schulden ausgearbeitet. Auf der anderen Seite stellte die Regierung sofort 30 Millionen Mark für die Stützung mittelständischer Kreditinstitute bereit, um diese vor dem Zusammenbruch zu bewahren, sofern Hypotheken und andere Kredite von den Schuldnern nicht bedient werden konnten.

Ebenfalls im Februar 1933 wurden die 1931 eingeführten Gebühren für Krankenscheine und für Rezepte (in der Bevölkerung als »Krankensteuer« beschimpft) von 50 auf 25 Pfennige ermäßigt. Ab dem 15. März wurden Steuerverzugszinsen aufgehoben, zudem der vom Niedergang bedrohte Mittelstand gefördert und die 1931 ergangenen Kürzungen der Renten für Kriegerwitwen und Kriegsbeschädigte teilweise zurückgenommen. Anerkennend kommentierte eine Zeitung des katholischen Zentrums Ende März 1933: »Die neue Reichsregierung hat also allen Ständen sehr ansehnliche Erleichterungen gebracht.«
[3]



 

Das Gesetz zur Änderung der Reichsversorgung für Kriegsopfer verdient genauere Betrachtung. Es erging erst im März 1934. In der Präambel warben die beiden Unterzeichner, Adolf Hitler und Reichsarbeitsminister Franz Seldte (1882–1947), um Verständnis für nur kleine Fortschritte und weckten zugleich die Hoffnung auf spätere Zeiten: Einerseits verbessere die Reichsregierung die soziale Lage der Kriegsbeschädigten und -hinterbliebenen, aber eben nur in bescheidenem Umfang, da die vorrangige »Schaffung von Arbeit und Brot für unsere Volksgenossen« in den nächsten Jahren »noch gewaltige Mittel in Anspruch nehmen« müsse. Dennoch konnten sich die Ergebnisse sehen lassen.

Je nach Grad der Erwerbsminderung erhielten ehemalige Soldaten, die an der Front eine Kriegsbeschädigung erlitten hatten, eine pauschale Zulage von 60 Mark pro Jahr (in schwereren Fällen unbeschränkt, in leichteren ab dem 50. Lebensjahr). Ferner wurden sie 
 von der Pflicht befreit, Gebühren für Krankenscheine und Rezepte zu bezahlen. Ein Paragraph bestimmte, dass den Trägern von orthopädischen Schuhen und Handamputierten der Handschuh bzw. der Schuh für die jeweils unversehrte Hand oder den unversehrten Fuß »kostenfrei mitgeliefert« werden müssten. Die Witwen- und Waisenrenten wurden leicht angehoben, die Verfahren beschleunigt und einige Steuererleichterungen eingeführt. Alles in allem blieben die Verbesserungen gering. Aber die meisten der Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen lebten am Rand des Existenzminimums. Für sie bedeuteten selbst kleinste Vergünstigungen viel.

Um die genannten Maßnahmen zur Linderung der ersten Not angemessen zu bewerten, sei daran erinnert, auf welch niedrigem Niveau staatlicher und privater Einkünfte all das vonstattenging: 1932/33 betrug der Reichshaushalt rund sechs Milliarden Reichsmark; das Durchschnittseinkommen aller Arbeitnehmer (also der Arbeiter und der Angestellten zusammen) sank während der Krise von 176 (1929) auf 132 (1933) Mark brutto monatlich, die durchschnittliche Monatsrente eines Arbeiters fiel auf unter 30 Reichsmark. In der württembergischen Metallindustrie lagen die Stundenlöhne für gelernte Arbeiter 1930 im Mittel bei 88 Pfennigen, sie fielen 1931 auf 73 und 1932 auf 67 Pfennige. Hilfsarbeiter erhielten 1930 pro Stunde 74, Frauen 53 Pfennige; auch ihr Lohn schrumpfte bis 1932 um rund ein Fünftel. Vom Bruttoverdienst wurden automatisch 12,5 Prozent an die Sozialversicherungen abgeführt.

Zudem mussten sich Beschäftigte, sofern sie nicht vollständig arbeitslos wurden, mit niedrigeren Lohnklassen begnügen und/oder mit Kurzarbeit, für die ihnen damals nur geringe Ersatzleistungen aus der Arbeitslosenversicherung zustanden. So arbeiteten zum Beispiel bei der in Geislingen ansässigen Württembergischen Metallwaren Fabrik (WMF
 ) 1931 nur 700 von 3000 Beschäftigten in Vollzeit. In dem für sein Entnazifizierungsverfahren erstellten Lebenslauf schilderte der bei der WMF
 beschäftigte Metallgießer Wilhelm Wurster (1888–1955) 1947 die damalige Lage:



 Der in der Wirtschaft allgemein auftretende Rückschlag war für die Arbeiter wohl am meisten spürbar. So arbeitete ich vom Jahre 1930 an immer verkürzt, oft wochenlang überhaupt nicht oder nur zwei bis drei Tage in der Woche. Ein Einkommen von 12 bis 15 Reichsmark pro Woche war keine Seltenheit. Trotz der Mithilfe meiner Frau, die im Auftrag der Firma Härter (Göppingen) eine Perlentaschenstickerei aufmachte und damit mitverdiente, war der Hunger das dauernde Gespenst vor der Türe. In der damaligen Zeit kamen auch die Redner der NSDAP
 nach Geislingen. Der Zulauf war aus allen Bevölkerungsschichten sehr groß. Ihre Versammlungen fanden überall großen Anklang. Ich selbst war politisch nicht tätig und stand auch dieser Bewegung skeptisch gegenüber. Weil mit keiner Besserung der Lage zu rechnen war, trat ich am 1. November 1931 in die NSDAP
 und in die Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation ein.



Wurster, der zuvor dem gewerkschaftlichen Deutschen Metallarbeiterverband angehört hatte, wurde 1934 Funktionär der Deutschen Arbeitsfront. Schon 1933 stieg sein Jahreslohn auf 3200 Reichsmark.

Das Gesetz über den Mieterschutz und die Mieteinigungsämter vom 4. Mai 1933 stärkte die Position des Mieters erheblich. Es ermöglichte ihm, einer Kündigung so lange nicht nachzukommen, bis er eine entsprechende Ersatzwohnung gefunden hatte. Als Nächstes folgte das Gesetz zum Schutz des Einzelhandels, dessen Geltungsdauer alsbald verlängert wurde. Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 garantierte in den Paragraphen 56 bis 62 einen weitreichenden Kündigungsschutz, der im November desselben Jahres mit dem Gesetz zur Erweiterung des Kündigungsschutzes noch verbessert wurde.
[4]



Am 12. Mai 1933 trat das Gesetz zum Schutz des nationalen Einzelhandels in Kraft und unterband den »Übelstand des Zugabeunwesens«, am 25. November desselben Jahres folgte das präziser gefasste Reichs-Rabattgesetz (RabG). Beide Gesetze bezweckten die »Läuterung des Wettbewerbs« und den Kampf gegen »Entartungen«, 
 wie der Kommentator und Mitinitiator des Gesetzes, Elmar Michel (1897–1977), schrieb. Sein erster Kommentar zum RabG erschien 1934, der zur minimal veränderten Neuauflage 1957 (beide im C.H. Beck Verlag). »In den Grundzügen brauchte nichts geändert zu werden«, heißt es da. Warum auch? Zuerst wirkte Michel als Regierungsrat im Reichswirtschaftsministerium, später als Ministerialdirektor im Bundeswirtschaftsministerium. Nein, ereiferte er sich 1957, das RabG »enthält keine typisch nationalsozialistischen Gedanken«. Schließlich sei die »Kampfstellung gegen Warenhäuser nicht auf die NSDAP
 beschränkt« gewesen. Da hat Michel recht – und genau das ist das Problem. Und sofern von Warenhäusern gesprochen wurde, meinte man im Allgemeinen, nicht nur im Fall der NSDAP
 , Häuser im Besitz jüdischer Familien. In München entwischte meine damals achtjährige Mutter 1931 des Öfteren in das nahe gelegene Kaufhaus Uhlfelder. Eine Attraktion ohnegleichen lockte halb München dorthin: die erste Rolltreppe der Stadt – bis zum dritten Stock. Das fand meine Mutter großartig, bis sie ihr Vater, Friedrich Schneider (1888–1963), in mildem Ton ermahnte: »Dort gehen wir nicht hin.«

Ministerialrat Michel hatte schon 1932 an einem solchen Gesetz gearbeitet, konnte allerdings, so schwärmte er 1934, erst »nach der Machtergreifung« Vorschriften »von handfester Brauchbarkeit« durchsetzen. 1938 besorgte er in Zusammenarbeit mit Gestapo und NSDAP
 die Ernennung von Wehrwirtschaftsführern.
[5]

 In die NSDAP
 trat er erst 1940 ein. Von 1940 bis 1944 betrieb er als Chef der Wirtschaftsabteilung der deutschen Militärverwaltung die Ausbeutung und auch die sogenannte Entjudung der französischen Wirtschaft. Sein Reichsrabattgesetz von »handfester Brauchbarkeit« blieb bis 2001 in Kraft (zu Michel Kapitel XII
 .3).

 

Nicht ohne Grund bezeichnete Werner Mansfeld (1893–1953), Ministerialdirektor im Reichsarbeitsministerium, die Heimarbeiter als »die Bedürftigsten und Ärmsten in der großen Gruppe der deutschen Arbeitsmenschen«. Wie sich schon 1933 im Organigramm der 
 Deutschen Arbeitsfront andeutete, sollte auch diese Gruppe arbeitsrechtlich und wirtschaftlich in besonders prekären Verhältnissen arbeitender Halbselbständiger besser geschützt werden. Der Absicht folgte mit dem Gesetz über die Heimarbeit vom 23. März 1934 die Tat. Es verbot Kinderarbeit, verlangte die vom Auftraggeber zu dokumentierende Erfassung der Beschäftigten (mit Namen, Geburtsdatum und Adresse), die transparente Festlegung der Entgelte für bestimmte Arbeiten, Regelungen der Arbeitszeit und die gleichmäßige Verteilung der Arbeitsaufträge. Wer die neuen Vorschriften als Auftraggeber missachtete, hatte mit einer Strafe von bis zu sechs Monaten Gefängnis zu rechnen. Die Aufsicht führten die Arbeitsämter und der Sondertreuhänder für Heimarbeit. Im Übrigen wurde den Beschäftigten aufgrund ihres »arbeitnehmerähnlichen Status« das Recht auf Urlaub zugebilligt und das Klagerecht bei den Arbeitsgerichten. Ziel des Gesetzes war es, »die Schlupfwinkel aufzufinden, in denen der Heimarbeiter ein verschüchtertes Dasein führt und seine Arbeit im Verborgenen verrichtete«, das sollte insbesondere auch für Frauen gelten, die bekanntlich besonders häufig als Heimarbeiterinnen tätig seien. Für sie alle sollte das neue Tarifrecht durchgesetzt, sollten die unter Heimarbeitern weitverbreitete »Angst um ihre Existenz (…) überwunden« und »staatlicher Schutz« garantiert werden.

Über das Gesetz hinaus förderten die neue Regierung und die Staatspartei NSDAP
 die in Heimarbeit hergestellte Volkskunst mit Großaufträgen. Das Winterhilfswerk, die NS
 -Volkswohlfahrt, die Organisation Kraft durch Freude und der Verein für das Deutschtum im Ausland bestellten bei der »notleidenden Hausindustrie« viele Millionen Abzeichen und kleine Dankesgaben für diejenigen, die bei den vorweihnachtlichen Geldsammlungen nicht ganz wenig, aber auch nicht besonders viel in die Sammelbüchsen steckten. »Die Abzeichen in Gestalt kleiner Engel, Weihnachtsmänner oder Christbäume waren so beliebt«, dass sie bald vergriffen waren; für die Sammler dienten sie dazu, diejenigen zu erkennen, die schon gespendet hatten. Solche simplen Maßnahmen belasteten den Staat finanziell nicht, 
 sondern mobilisierten erhebliche Geldmengen für die halbstaatlichen Hilfsorganisationen, erweckten zumindest das Gefühl volksgemeinschaftlicher Solidarität und verhalfen der neuen Staatsführung in den ersten Jahren zu ständig wachsender Beliebtheit. Im Wahlkreis Chemnitz-Zwickau, zu dem die meisten Heimarbeiter des Erzgebirges gehörten, hatte die NSDAP
 bereits bei den Wahlen im Juli 1932 satte 47 Prozent erreicht, 10 Prozent mehr als im Reichsdurchschnitt. Und nun gingen die Hoffnungen, die die Wählerinnen und Wähler in den deutschen Armutsregionen in diese Partei gesetzt hatten, tatsächlich in Erfüllung – jedenfalls fürs Erste.
[6]



Von den hier exemplarisch genannten Gesetzen zur sozialen Absicherung profitierten die Bauern, mehrere Millionen Menschen, die in Mietwohnungen lebten, selbständige Handwerker, Pächter, kleine Ladenbesitzer und Hypothekenschuldner sowie Menschen, die ihre Ratenkredite nicht mehr pünktlich abzahlen konnten, und abhängig Beschäftigte, die von Kündigungen bedroht waren. Sie alle mussten damals um ihre Existenz fürchten – um ihr Mobiliar, ihre landwirtschaftlichen Betriebe, ihre Arbeitsgeräte, ihr Dach über dem Kopf, ihr überschuldetes Eigentum. Sie alle hatten in den zwei Jahren zuvor erlebt, wie Nachbarn, Freunde oder Verwandte in die Mühlen der Zwangsvollstreckung geraten waren.

Insgesamt sicherten die sozialen Sofortmaßnahmen Hitlers den Erhalt von Arbeitsplätzen, den Wirtschaftsstandort Deutschland, beschnitten die Rechte der Gläubiger zugunsten der Schuldner und wirkten der Verelendung des Volkes entgegen. Sie demonstrierten in den ersten hundert Tagen der neuen Regenten Tatkraft, ließen sichtbar werden, dass es möglich war, die abwärts gerichtete Krisenspirale zu stoppen, eine soziale und wirtschaftliche Wende zu vollziehen und einen zunächst langsamen Aufschwung einzuleiten. Die Regierung untermalte ihre Erfolge mit übertreibender, nicht jedoch haltloser Propaganda. Um die Volkslaune zu heben, wurde der Bierpreis von 88 Pfennig pro Liter im Jahr 1931 alsbald per Preisverordnung um zehn Prozent gesenkt; die Wiesn-Maß beim Münchner 
 Oktoberfest kostete 1933 nicht mehr eine Mark, sondern nur noch 90 Pfennige – auch das machte Hitler populär.

Anders als die Konzentrationslager und Folterstätten, anders als die Massenentlassungen sozialdemokratischer und jüdischer Beamter und Angestellter beachten Historiker die politisch höchst wirksamen punktuellen Wohltaten der ersten beiden NS
 -Jahre meist zu wenig, wenn überhaupt. Werden sie doch erwähnt, dann typischerweise so: »Sozialpolitische Fortschritte dieser Zeit dienten bei den verstärkten Rüstungsanstrengungen seit 1936 und während des Zweiten Weltkriegs zur Beruhigung der Arbeiter.« Richtig. Nur setzten die Wohltaten sofort im Februar 1933 ein und stellten die lohnabhängig Beschäftigten schon seit den ersten Tagen nachhaltig ruhig.
[7]



Mit solchen sozialgesetzlichen Rettungspaketen gelang es Hitler und seinen Ministern, Staatssekretären und Spitzenbeamten, politische Loyalität zu erkaufen, Skepsis zu zerstreuen, zu neutralisieren und zu einem beachtlichen Teil in offen ausgesprochene oder leise Zustimmung zu verwandeln. Dabei handelte es sich gerade nicht um ideologisch begründete Maßnahmen, sondern um solche, die in einer entsprechenden Krisensituation in sehr vielen Gesellschaften der Welt den von einer entschlossenen und machtbewussten Staatsführung gewünschten Effekt erzielen und weiterhin erzielen werden. Daher sollte, wer verstehen möchte, wie die Regierung Hitler so schnell ihre gesellschaftliche Mehrheit ausbauen konnte, jene Maßnahmen in den Blick nehmen, die man heute, um nur ein Beispiel zu nennen, als »Gutes-Mieter-Gesetz« politisch implementieren würde.






2
 Der Deutsche Sozialismus, eine Alternative



Nicht alle sollten in den Genuss der genannten Vergünstigungen kommen. Zwar richtete sich zum Beispiel das Gesetz zur Verhütung des Missbrauchs von Vollstreckungsmöglichkeiten vom 13. Dezember 
 1934 gegen die »fast unbeschränkte Gläubigerfreiheit« der Vergangenheit, aber die Reform verschaffte dem einzelnen Gerichtsvollzieher auch Entscheidungsspielraum, den er im Sinne der politischen Wende vom 30. Januar 1933 nutzen sollte.

Dementsprechend waren die Gerichtsvollzieher aufgefordert, »böswillige Schuldner«, gelegentlich auch als »Schädlinge des deutschen Volkes« bezeichnet, »mit aller Schärfe zu treffen«. Wer da derart scharf getroffen werden sollte, lässt sich unschwer erraten: Juden, für die deutsche Juristen 1933/34 die Rechtsfiguren des »schutzunwürdigen Schuldners« und des »schutzunwürdigen Gläubigers« entwickelten. War der eine ein »Spekulationskäufer«, so der andere ein »Unwürdiger«. Auf dieser Grundlage trieben deutsche Gerichte und Gerichtsvollzieher die Enteignung deutscher Juden massiv voran. Dem einen stellten sie per Zwangsvollstreckung nach und trieben ihn so in die Pleite, dem anderen verweigerten sie den Zugriff auf zahlungsunwillige Schuldner, was den Bankrott des Gläubigers zur Folge haben konnte. Die Historikerin Susanne Willems hat diese Prozeduren in ihrem dafür grundlegenden Aufsatz nachgezeichnet.
[1]



Dieser im Sofortmaßnahmenpaket zum allgemeinen Volkswohl enthaltene antisemitische Haken schwächte die gesellschaftliche Basis nicht. Im Gegenteil. Ähnlich integrativ wirkte das sogenannte Berufsbeamtengesetz vom April 1933, das sich hauptsächlich gegen Juden und in geringerem Maße gegen aktive Sozialdemokraten und andere Republikaner richtete. Es schuf über Nacht Zehntausende freie Stellen in den staatlichen Verwaltungen und an den Universitäten, ebenso für Lehrer und angestellte Ärzte. Rechtsanwälte wurden ihre jüdischen Konkurrenten los. Da in der arischen Ärzteschaft noch nicht genügend Nachwuchs approbiert worden war, verlief die Arisierung der Arztpraxen etwas langsamer. Bald übernahmen private Unternehmen – teils gedrängt, häufig freiwillig – die rassenbiologisch legitimierte Handhabe zur Entlassung von Angestellten: Nach einer langen schweren Krise standen plötzlich Arbeitsstellen offen – nicht allein für überzeugte Hitleranhänger, sondern für die vielen, die nicht mehr 
 wollten als eine sichere, im Übrigen politisch unauffällige Existenz. Da die Berufsverbote weit überproportional höhere Positionen betrafen, erleichterte das Gesetz zur Entlassung von Juden und einiger Nichtjuden den reibungsarmen Wechsel und die radikale Verjüngung der Funktionseliten.

Während jüdische Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes (von wenigen anfänglich noch bestehenden Ausnahmen abgesehen) zwingend zu entlassen waren, galt für deren republikanisch gesinnte nichtjüdische Kollegen eine Kannbestimmung. Sie stand in Paragraph 5 des Berufsbeamtengesetzes und sah die Möglichkeit vor, einen solchen Beamten in eine Stellung von »geringerem Rang« – sei es strafweise oder zur Bewährung – zu versetzen. Das eröffnete den unmittelbar zuständigen Amts- und Behördenleitern erhebliche Spielräume für Ermessensentscheidungen.

Nicht selten wurde die Kannbestimmung lediglich als Drohung eingesetzt, um den Bedrohten zur schrittweisen Anpassung an die neuen Herrschaftsverhältnisse zu bewegen. So geschah es zum Beispiel im Fall des Historikers Wilhelm Mommsen (1892–1966), der 1929 als Professor für Mittlere und Neuere Geschichte an die Universität Marburg berufen worden war und dort ein Haus gebaut hatte. Damals gehörte er der liberalen Partei von Theodor Heuss an und engagierte sich – auch als Redner – im Bund aktiver Demokraten e.V., bekannter unter dem Namen Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, für den Schutz der Republik. Deshalb drohten ihm Universität und Ministerium von 1933 an dreieinhalb Jahre lang damit, ihn als Studienrat zusammen mit Frau und vier Kindern in eine entfernte Kleinstadt zu versetzen. Parallel dazu erschien der gegen Mommsens Studien über die Bismarckzeit gerichtete Artikel »Alter Wein in neuen Schläuchen« im Völkischen Beobachter (30./31.12.1933), verfasst von dem stramm nationalsozialistischen Historiker Walter Frank (1905–1945). Die schon vorher – auch von studentischer Seite – begonnene Kampagne wirkte. Im November 1933 unterschrieb Mommsen zusammen mit etwa 900 Hochschullehrern das Bekenntnis zu Adolf Hitler und 
 änderte seine geschichtlichen Perspektiven Stück für Stück. Das nützte ihm zunächst wenig, brachte ihm sogar den Ruf eines »falschen Propheten« und »Gesinnungsakrobaten« ein.

Nachdem sich die Lage beruhigt hatte, verhalf der fast vier Jahre lang bedrängte Mommsen im Herbst 1939 dem Leiter der SD
 -Außenstelle Marburg, Josef Müller (1912–1991, später Müller-Asmus), zur Promotion. Die Doktorarbeit war von dem der SS
 angehörenden Kandidaten zunächst an der Universität Frankfurt eingereicht worden, dort jedoch wegen allerlei Mängeln und Fremdhilfe abgelehnt worden, vielleicht aber auch wegen der Person und des Themas: »Die Entwicklung des Rassenantisemitismus in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts«. Deshalb wandte sich Müller mit Erfolg an Mommsen, dem die Frankfurter Vorbehalte schriftlich mitgeteilt worden waren. In der 1940 gedruckten Studie forderte der Autor einleitend statt »abstrakter Theorien bei der Behandlung der Judenfrage« eine von den »natürlichen« Kategorien »Volk und Rasse« geleitete »gesunde Wirklichkeitsbetrachtung« und befand, dass das deutsche Volk »gegenwärtig in die Endphase des Kampfes mit dem Judentum eingetreten« sei. An diesem Endlösungskampf nahm der Mitarbeiter des von Heydrich geleiteten Sicherheitsdienstes schon damals und erst recht später höchst aktiv teil. Zufällig oder nicht, beantragte Mommsen im Anschluss an Müllers Promotion die Aufnahme in die NSDAP
 , der spätestens jetzt, 1940, nichts mehr im Wege stand. Fünf Jahre später, am 11. Dezember 1945, wurde Wilhelm Mommsen zunächst vorläufig, dann dauerhaft vom Dienst suspendiert – auch aufgrund der opportunistisch mit »Gut« durchgewunkenen Promotion eines in Marburg mächtigen SS
 -Funktionärs.
[2]



 

Wenden wir den Blick von den höheren Schichten der Gesellschaft zurück zu denjenigen Deutschen, die in den Fabriken und Bergwerken arbeiteten, Kranke pflegten, Botendienste verrichteten oder die Eisenbahnen in Betrieb hielten. Denn jenseits des geschilderten, auf Integration und Teilhabe bedachten Maßnahmenpakets zur schnell 
 wirksamen wirtschaftlichen Absicherung der großen Mehrheit auf niederer Stufe – heute würde man von einem Deutschlandpakt sprechen – bleibt eine Frage offen: Wie konnte es 1933 so schnell gelingen, die als stark und kampferprobt geltenden Organisationen der Arbeiter, insbesondere den SPD
 -nahen Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ADGB
 ), aufzulösen und einzugliedern?

In der Erinnerungsliteratur und vielen in dieser Hinsicht wenig quellenkritischen, oft eher hagiographischen Studien ist davon die Rede, die Gewerkschaften seien am 2. Mai 1933 »zerschlagen« worden. Das Wort Zerschlagung legt einen jähen Gewaltakt nahe, den es nicht gab, und überblendet das Prozessuale, die häufig weichen Übergänge zur durchaus integrativ verstandenen so bezeichneten Eingliederung. Geschichtlich angemessen muss die Frage gestellt werden: Wie schafften es Hitler, seine Berater, Minister und deren Mitarbeiter, die allermeisten der dreieinhalb Millionen Mitglieder, die Betriebsräte, örtlichen Funktionäre und Betriebsobleute der vielen Einzelgewerkschaften des ADGB
 so schnell und fast widerstandslos in die neu gegründete Deutsche Arbeitsfront (DAF
 ) zu überführen?

Zum einen litten der ADGB
 und die 48 unter seinem Dach vereinigten Einzelgewerkschaften seit vielen Jahren an progredienter Schwäche. Infolge der Krisen, der kommunistischen und (später) der nationalsozialistischen Konkurrenz hatte sich die Anzahl der in den Freien Gewerkschaften organisierten Mitglieder seit 1920 mehr als halbiert. Zum anderen lähmten die in den ersten Wochen des Jahres 1933 erlassenen Gesetze zur Minderung der schlimmsten Not den Widerstand. Nicht zuletzt hatte die NSDAP
 in den vorangegangenen zweieinhalb Jahren unter den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern in beachtlicher Zahl Mitglieder, Wähler, stille und aktive Sympathisanten gewonnen. Sie verfügte über wichtige organisatorische Brückenköpfe, die nicht selten mit ehemals im ADGB
 aktiven Gewerkschaftern besetzt waren, die 1931/32 zur Betriebszellenorganisation der NSDAP
 übergelaufen waren (abgekürzt NSBO
 , im Folgenden NS
 -Betriebsorganisation).


 Wie sich das Hinübergleiten aus einer linken Massenorganisation in die organisatorisch umfassend betreute und regulierte Welt der nationalsozialistischen Deutschen Arbeitsfront vollzog, kann am Beispiel der schwäbischen Metallarbeiterstadt Geislingen an der Steige nachgezeichnet werden. Neben einigen kleineren Textilfabriken war die Württembergische Metallwarenfabrik (WMF
 ) der mit Abstand größte Arbeitgeber.

Wie Sozialdemokraten, Gewerkschafter und nationalsozialistische Funktionäre dort in der Krisen- und Umbruchzeit agierten, hat der Historiker Gunther Mai (*1949) in seiner 1984 veröffentlichten Studie »Die Geislinger Metallarbeiterbewegung zwischen Klassenkampf und Volksgemeinschaft 1931–1933/34« quellengesättigt dargelegt. Die drei Arbeiten, die Mai damals zu diesem Thema veröffentlichte, bilden die Grundlage des folgenden Abschnitts. Ich ergänze Mais Pionierarbeit mit Hilfe der Entnazifizierungsakten abtrünniger und der Wiedergutmachungsakten zeitweise verfolgter Gewerkschafter. Egal auf welcher Seite sie standen, die Beteiligten kannten einander sehr gut und fanden nach 1945 schnell wieder zueinander.

Vorangestellt seien die lokalen Wahlergebnisse der NSDAP
 zwischen September 1930 und März 1933. Wie Mai herausarbeitet, lag der Stimmenanteil der Hitler-Partei in Geislingen stets deutlich über dem württembergischen Landesdurchschnitt. Bei den Reichstagswahlen 1930 erzielte die NSDAP
 in dieser Industrie- und Arbeiterstadt das beste Ergebnis aller württembergischen Gemeinden mit mehr als 20000 Einwohnern.
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 Dem Aufstieg der NSDAP
 entsprechend, sanken die Ergebnisse der Geislinger SPD
 bei den Reichs- und Landtagswahlen zwischen 1928 und 1933 von 35,2 auf 24,2 Prozent. Das heißt: Anfang 1933 wählten in Geislingen fast doppelt so viele Stimmberechtigte die NSDAP
 wie die SPD
 .

Die Anzahl der Mitglieder, die dort einer der wichtigsten Gewerkschaften des ADGB
 , dem Deutschen Metallarbeiterverband (im Folgenden DMV
 oder Metallarbeiterverband), angehörten, war zwischen 1921 und 1932 von 2681 auf 1075 gefallen. Der Verlust von knapp 60 Prozent hatte sich kontinuierlich vollzogen, erst in der letzten Phase infolge der Arbeitslosigkeit und der neu entstandenen Konkurrenz seitens der NS
 -Betriebsorganisation sprunghaft. Als Mitte März 1933 bei der WMF
 nach den noch gültigen Gesetzen der Republik ein neuer Betriebsrat gewählt wurde, errang der DMV
 49 Prozent der Stimmen, die erstmals angetretene NS
 -Betriebsorganisation auf Anhieb 35,2 Prozent. Die Wahlbeteiligung betrug 83 Prozent. Die Zeit der seit 1919 unangefochtenen Vorherrschaft des DMV
 endete mit Hilfe einer korrekt durchgeführten Wahl. Da die Vertreter zweier christlicher Gewerkschaften mit der NS
 -Betriebsorganisation stimmten, stellte diese mit dem (noch) nicht parteigebundenen Karl Drexler (1896–1966) den Betriebsobmann.

Drexler war eine Figur des Übergangs und wurde im Dezember wieder abgelöst. Er hatte die Volksschule absolviert und anschließend den Beruf des Stahlgraveurs erlernt. Ende 1915 wurde er zum Kriegsdienst einberufen, stieg zum Bordmonteur bei einer Fliegerabteilung auf und brachte es zum Unteroffizier. Auch ihn hatte die Idee des sozialen Aufstiegs erfasst. Vor 1933 gehörte er dem antisemitischen Stahlhelm an, einem Verband ehemaliger Frontsoldaten. 1933 wechselte er für knapp zwei Jahre zur SA
 , der NSDAP
 trat er 1942 bei. Am 1. Mai 1933, dem »Feiertag der deutschen Arbeit«, hielt er als Betriebsratsvorsitzender der WMF
 einen großen Betriebsappell ab und führte –im Anschluss »an einen schneidigen Marsch« der SA
 -Kapelle – in seiner von der Geislinger Zeitung nachgedruckten Rede aus:



 Wir müssen endlich erkennen, dass sämtliche deutschen Berufsstände auf Gedeih und Verderben miteinander verknüpft sind und dass es nur dem gesamten Volk entweder gut oder schlecht gehen kann. (…) Im Zeichen der Herrschaft der Sozialdemokratie und des Zentrums sind wir mehr und mehr zu Sklaven der internationalen jüdischen Hochfinanz geworden, die in allen großen Betrieben maßgebenden Einfluss bekommen hat. (…) Ein großer Teil der Arbeiterschaft steht heute schon hinter der Regierung Hitler, weil sie das feste Vertrauen hat, dass sie ein neues Reich der sozialen Gerechtigkeit aufrichten wird.
[3]





Bei den im März 1933 zeitgleich in ganz Deutschland abgehaltenen Betriebsratswahlen hatte die NS
 -Betriebsorganisation im Ruhrbergbau zwar nur 28,9 Prozent der Stimmen errungen, also 6,3 Prozent weniger als in Geislingen, wurde aber knapp zur stärksten Kraft: Die Freien Gewerkschaften hatten 27,4 Prozent, die Christlichen Gewerkschaften 23,9 Prozent erzielt, die der KPD
 verbundene Rote Gewerkschaftsopposition (RGO
 ) 11,6, die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine 5,6 Prozent. Im Durchschnitt sämtlicher Betriebe im Ruhrgebiet erreichte die NS
 -Betriebsorganisation 30,9 Prozent (gegenüber 4,2 Prozent der Stimmen im Jahr 1931).

Nach Gunther Mai repräsentierte die NS
 -Betriebsorganisation »keineswegs primär ›atypische‹ Arbeitergruppen oder Deklassierte, sondern Arbeiter und Angestellte aller Qualifikationsstufen, Branchen, Betriebsgrößen und Konfessionen in allen Regionen, wenngleich mit deutlichen Schwerpunkten in den Industrieregionen Berlins, Sachsens und des Ruhrgebiets«. Damit korrespondieren die Ergebnisse der Parteistatistik der NSDAP
 (Stand 1. Januar 1935): Im Gau Westfalen-Süd (mit Bochum usw.) waren 39,7 Prozent der Mitglieder Arbeiter; Gau Essen 33,3, Westfalen-Nord (mit Recklinghausen usw.) 33,4 Prozent. In diesen drei Gauen traten – leicht über dem Durchschnitt liegend – 68 Prozent der Arbeitermitglieder erst nach der Machtübernahme Hitlers in die NSDAP
 ein. Dabei überwogen die 
 gelernten, lies: qualifizierten Arbeiter deutlich. Zwar waren die Beamten, Selbständigen und Angestellten im Vergleich zum Anteil an der Gesamtbevölkerung in der NSDAP
 überrepräsentiert, doch konnten sich 32 Prozent Arbeiter unter den Mitgliedern sehen lassen. (Im Reichsdurchschnitt stellten Arbeiter 46,3 Prozent aller Erwerbstätigen.)
[4]



Wie die Wahlergebnisse belegen, erweist sich die Meinung als irrig, die NS
 -Regierung sei hauptsächlich mit terroristischen Mitteln gegen die gewerkschaftliche, sozialdemokratische und auch kommunistische Linke vorgegangen. In Wahrheit legte die Partei Hitlers, soweit es ihr um die Masse der Arbeiter ging, großen Wert auf behutsame und inklusiv ausgerichtete Praktiken. Dementsprechend entwickelte Hermann Göring am 9. April 1933 im Berliner Sportpalast vor Tausenden Vertretern der NS
 -Betriebsorganisation Verhaltensmaßregeln für die nächsten Wochen und Monate.

An diesem Abend schmückte das Transparent »Für deutschen Sozialismus« den riesigen Saal, eine Parole, die Göring als etwas vollkommen Neues präsentierte. Sie weise den Weg, um den alten, längst vernutzten Gegensatz »Marxismus« versus »öder Hurra-Patriotismus« endlich zu überwinden. Stattdessen gehöre die Zukunft der »kristallklaren Synthese« namens »deutscher Nationalsozialismus«. Was daran kristallklar sein soll, kann offenbleiben. Göring verstand darunter die kontrollierte Verschmelzung verschiedener Großgruppen, die in der Vergangenheit erbitterte Streitigkeiten miteinander ausgefochten hatten, hin zu einer möglichst konfliktarmen, der Zukunft zugewandten Einheit.

In seiner Eigenschaft als Reichskommissar für das – noch bestehende – preußische Innenministerium und mithin Chef der Preußischen Polizei verlangte Göring, nach der nunmehr vollzogenen nationalen Revolution nur die Großen zu bestrafen, nicht jedoch die Kleinen. Für Letztere gelte es, Brücken zu bauen, um sie auf den rechten Pfad national-sozialen Bewusstseins zu geleiten. »Das ist eure Hauptaufgabe«, beschwor er die Delegierten der NS
 -Betriebsorganisation, »ihr müsst den ehemaligen Marxisten und Kommunisten 
 wieder klarmachen, was es heißt, zum Volk zu gehören. Dem Almosenstaat der letzten vierzehn Jahre stellen wir unseren Sozialismus gegenüber, der das Recht auf Arbeit wiederherstellen will.« In denselben Tagen erklärte die Reichsregierung den 1. Mai zum gesetzlichen Feiertag. Dafür hatten sozialistische Gewerkschaften und Parteien jahrzehntelang demonstriert, Verhaftungen und Lohnausfälle in Kauf genommen und auch Blut vergossen. Nun endlich war der Feiertag da – als »Tag der nationalen Arbeit«.

Im folgenden Jahr wird daraus nicht nur ein gesetzlicher, sondern ein vom Arbeitgeber zu bezahlender Feiertag. Beschlossen hat die neue Regierung ihr Geschenk an die Arbeiterschaft in der sechsstündigen Kabinettssitzung vom 7. April 1933. Über die freundliche, nach dem Motto »Mit Speck fängt man Mäuse« präsentierte Arbeitergabe hinaus liquidierte die Reichsregierung in derselben Sitzung die föderale Staatsstruktur und beschloss das schon vorgestellte Berufsbeamtengesetz. Minister Goebbels feixte und klopfte sich selbst auf die Schulter: »Alles geschichtliche Taten, wir machen ganze Arbeit.«

Um eventuell vorhandenem Widerstandsgeist die Luft zu nehmen, ergeht einen Tag später eine harmlos erscheinende Verordnung des Reichsarbeitsministers. Sie erlaubt der NS
 -Betriebsorganisation und der Selbsthilfeorganisation des Frontsoldatenverbands Stahlhelm, in arbeitsgerichtlichen Verfahren eigene Prozessvertreter zu stellen – und zwar ausdrücklich neben den in der Weimarer Republik schon zugelassenen gewerkschaftlichen Rechtsbeiständen. Das missverstehen die Spitzenfunktionäre des ADGB
 als Bestandsgarantie – eine Finte, die von der neuen Regierung bewusst gelegt worden ist.
[5]



Das Brückenbauen findet auch von der anderen, der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Seite her statt. Wie und mit welchen Argumenten, lässt sich an Rechtsanwalt Paul von Bagnato (1874–1947), einem alten SPD
 -Parteigenossen aus Esslingen, zeigen. Dieser schreibt am 17. März 1933 an den tonangebenden, hier schon als strammen Befürworter der kaiserlichen Kriegspolitik vorgestellten (Kapitel II
 .1) »werten Genossen« Wilhelm Keil, der jahrelang für 
 die SPD
 im Landtag und im Reichstag Politik gemacht hat. Bagnato plädiert für »ein erträgliches Verhältnis zur NSDAP
 «. Ein Bündnis mit den Kommunisten komme überhaupt nicht in Frage, aber auch keines mit den bürgerlichen Parteien der alten Weimarer Koalition, schon gar nicht mit dem katholischen Zentrum. Sein zentrales Argument lässt an Klarheit nichts zu wünschen übrig: »Die Struktur dieser (bürgerlichen) Parteien ist zu der unsrigen noch wesentlich mehr entgegengesetzt als zu der NSDAP
 .«

Einleitend zitiert der Briefschreiber, was der altgediente und einflussreiche sozialdemokratische Landtagsabgeordnete Fritz Ulrich (1888–1969) kurz zuvor, nämlich nach der Reichstagswahl am 5. März 1933, öffentlich erklärt hat: Trotz aller Waffenungleichheit im Wahlkampf sei das Ergebnis, so Ulrich, »ein Willensausdruck des Volkes (…), der die Politik der deutschen Nation entscheidend beeinflussen wird«. Die NSDAP
 hatte 43,9 Prozent erreicht, die SPD
 als zweitstärkste Kraft 18,3 Prozent. Bagnato erklärt die verheerende Wahlniederlage mit dem Hinweis, die NSDAP
 habe wichtige politische Ämter an Leute vergeben, die – wie Hitler selbst – »aus dem Volk hervorgegangen sind«. Dem könne die SPD
 nichts entgegensetzen. Zudem habe die neue Regierung »durch wirtschaftliche Maßnahmen uns den Wind aus den Segeln genommen« – Maßnahmen, denen »wir ernstlich und sachlich gar nicht entgegentreten können«.

Mit anderen Worten: Die NSDAP
 hatte soziale Sicherungsmaßnahmen getroffen, die der SPD
 gut zu Gesicht gestanden hätten, und eine Vielzahl der nationalsozialistischen Funktions- und Entscheidungsträger stammte aus den unteren Schichten der Bevölkerung, von denen sich die überalterten sozialdemokratischen Funktionäre fortschreitend entfernt hatten. Fritz Ulrich und dessen Ziehvater Wilhelm Keil sind dafür gute Beispiele.

Ulrich war als neuntes von zehn Kindern in der Familie eines Streckenarbeiters der Reichsbahn aufgewachsen; nach sieben Jahren Volksschule schaffte es der offenbar begabte Knabe, den anspruchsvollen Lehrberuf des Schriftsetzers zu ergreifen, bald trat er in den 
 Buchdruckerverband und in die SPD
 ein. Abgesehen vom Ersten Weltkrieg, den er als Unteroffizier absolviert hatte, arbeitete er von 1910 bis 1933 ununterbrochen als hauptamtlicher Funktionär der Sozialdemokratie, 1920 wurde er Abgeordneter im Württembergischen Landtag, 1930 zudem im Reichstag. Der gelernte Drechsler Keil wurde 1896, also mit 26 Jahren, festangestellter Redakteur der SPD
 -Zeitung Schwäbische Tagwacht und 1902 deren Chefredakteur. 1900 schaffte Keil den Sprung in den Württembergischen Landtag, dem er – nur 1918/19 kurz unterbrochen – bis 1933 angehörte. Parallel dazu war er von 1910 bis 1932 Reichstagsabgeordneter.

Weder Keil noch Bagnato hatten in den Jahren 1933 bis 1945 Nennenswertes zu befürchten. Politisch durften sie nichts mehr sagen, daher zogen sie sich – ähnlich wie zum Beispiel der spätere Bundeskanzler Konrad Adenauer (1876–1967) oder Otto Grotewohl (1894–1964), der spätere Ministerpräsident der DDR
  – ins Privatleben zurück und wurden nur gelegentlich im Sinne der Generalprävention drangsaliert. Anders verhielt es sich mit Fritz Ulrich. Auch um seine SPD
 -Genossen einzuschüchtern, wurde er von März bis Dezember 1933 im KZ
 Heuberg gefangen gehalten und nach dem 20. Juli 1944 wie auch Grotewohl und andere Sozialdemokraten noch einmal vorsorglich für einige Wochen inhaftiert. Sein Geld verdiente sich Ulrich zwischen 1934 und 1945 als Weinbauer.

Um die Jahreswende 1935/36 urteilten die heimischen Informanten der SPD
 in den in Prag herausgegebenen Deutschland-Berichten der SPD
 : »Die schwere Wirtschaftskrise hat in den Arbeitern das Bedürfnis nach wirtschaftlicher Sicherheit übermächtig werden lassen, und viele waren schließlich bereit, die Freiheit und ihre Errungenschaften gegen das Versprechen von ›Arbeit und Brot‹, von wirtschaftlicher Sicherheit preiszugeben.« Nach den ersten zwei Jahren erfreuten sich die meisten Deutschen an der Fassade des schönen Scheins. Sie glaubten an die Wundertätigkeit einer Regierung, die von Finanzschwindlern, Schönrednern, gelegentlich gewalttätigen Glücksrittern und kriegerisch gestimmten Zockern angeführt wurde.
[6]
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 Die Einzelgewerkschaften elegant eingegliedert



In der so entstandenen politischen Gemengelage rief der Bundesvorstand des ADGB
 seine Mitglieder am 15. April 1933 dazu auf, am neu geschaffenen Maifeiertag mitzumachen: »Der deutsche Arbeiter soll am 1. Mai standesbewusst demonstrieren, soll ein vollberechtigtes Mitglied der deutschen Volksgemeinschaft werden.« Auf der Grundlage dieser Proklamation und vor dem Hintergrund der längst schon vorbereiteten Regierungsaktionen überschlugen sich die Ereignisse am 1. und 2. Mai: Inmitten von Hakenkreuzfahnen feierten die Freien Gewerkschaften, ihre Mitglieder und Funktionäre zu Hunderttausenden den 1. Mai. Allerdings durften sie anders als die kleinen Christlichen und Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine nicht mit eigenen Fahnen und Abzeichen antreten.

Doch kaum waren die Feiern beendet, wird der Dachverband ADGB
 am nächsten Morgen liquidiert. Die Berichte darüber und Fotos der von SA
 -Leuten besetzten Gewerkschaftshäuser sind bestens bekannt. Weniger bekannt ist die Tatsache, dass die Einzelgewerkschaften, wie etwa der Deutsche Metallarbeiterverband, zunächst bestehen bleiben und in den folgenden Monaten als basisnahe Gehäuse sukzessive in die Struktur der Deutschen Arbeitsfront überführt werden. Das entspricht dem vertraulichen Rundschreiben zur gewaltsamen Auflösung des ADGB
 , das die NSDAP
 -Reichsleitung am 21. April 1933 intern an ausgewählte Adressaten verschickt hat. Darin ist der Beginn der »Gleichschaltungsaktion« auf »Dienstag, den 2. Mai 1933, vormittags 10.00 Uhr« festgelegt und ausdrücklich angeordnet, die Aktion habe sich »im Wesentlichen« gegen die Dachorganisation ADGB
 zu richten. Das Schreiben enthält zudem Anweisungen, wer in Schutzhaft genommen werden soll: »alle Verbandsvorsitzenden, die Bezirkssekretäre und die Filialleiter der Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten«. In letzterem Fall dominiert, wie so oft in den folgenden Jahren der NS
 -Herrschaft, die Beschlagnahme von möglichst 
 viel Geld, Immobilien und anderen materiellen Werten. Die gewerkschaftsnahe Bank verfügt über 232 Filialen und erhebliche, auch in der Krisenzeit klug verwaltete Einlagen. Bei Goebbels heißt es zum Erfolg der wohlkalkulierten und begrenzten Gewaltaktion am 2. Mai: alles »planmäßig«, »Bonzen verhaftet«, »Gewerkschaften werden weitergeführt«, »Wir sind die Herren von Deutschland«.

Von den vielfach nur wenige Tage oder Wochen, ausnahmsweise einige Monate dauernden Inhaftierungen waren relativ wenige Funktionäre betroffen. Der dafür ausschlaggebende Grund steht in der Anweisung vom 21. April: »Die Übernahme der Freien Gewerkschaften muss in der Form vor sich gehen, dass dem Arbeiter und Angestellten das Gefühl gegeben wird, dass diese Aktion sich nicht gegen ihn, sondern gegen ein überaltertes und mit den Interessen der deutschen Nation nicht übereinstimmendes System richtet.« So wurde der Vorsitzende des ADGB
 , Theodor Leipart (1867–1947), am 2. Mai für einige Tage festgenommen, anfangs wohl auch misshandelt, dann aber schnell entlassen. Danach führte er ein im Wesentlichen unauffälliges Leben in Berlin-Zehlendorf. Im Telefonbuch von 1941 steht »Leipart, Theodor, Dr. h.c., Zehlendorf, Böckelweg 1a«. Der in gutbürgerlicher Gegend gelegene Böckelweg war 1937 nach dem antisemitischen Aktivisten Otto Böckel (1859–1923) benannt worden.
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Von den elf Männern, die am 2. Mai in Geislingen und Umgebung vorübergehend verhaftet wurden, gehörten drei der örtlichen SPD
 -Führung an, drei zu den leitenden Mitgliedern des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, die alle auch Mitglieder des Deutschen Metallarbeiterverbands waren, teils auch der SPD
 , zwei Mitglieder der KPD
 , zwei Mitglieder der linksliberalen Deutschen Demokratischen Partei und ein Angehöriger des reaktionären Ludendorff’schen Tannenbergbundes.

Der Vorsitzende des örtlichen Metallarbeiterverbands, Ernst Reichle (1879–1948), wird gewarnt, flieht über Österreich in die Schweiz, kehrt jedoch bald zurück, wird in Haft genommen und wegen Passvergehens sowie Waffenbesitzes verurteilt. Am 22. Oktober 1933 
 unterschreibt der im Ulmer Garnisons-Arresthaus inhaftierte Reichle »in Loyalität und Hochachtung« zusammen mit sechs weiteren sozialdemokratischen Schutzhäftlingen – vermutlich unter erheblichem Druck ein »Treuebekenntnis sieben ehemaliger Sozialdemokraten«, adressiert an den württembergischen Gauleiter und Reichsstatthalter Wilhelm Murr (1888–1945). Darin heißt es unter Bezug auf eine versöhnlich gehaltene Rede »des Herrn Reichskanzlers« Hitler: »Wir stehen in dem deutschen Kampf um Ehre und Frieden vorbehaltlos auf der Seite des Vaterlandes.« Das Schreiben wird am 11. November 1933 im Staatsanzeiger für Württemberg und zwei Tage später im Ulmer Tagblatt und in zahlreichen anderen württembergischen Zeitungen veröffentlicht. Reichle wird im Oktober 1934 aus der Haft entlassen und verdient sein Geld ab 1936 als Vertreter der Baseler Lebensversicherung; am 26. April 1945 ernennt ihn die US
 -Militärregierung zum kommissarischen Oberbürgermeister von Geislingen.
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Das Beispiel verdeutlicht, wie differenziert die NS
 -Regierung mit einzelnen Gegnern ihrer Herrschaft verfuhr. Das System von Inhaftierungen folgte dem Muster, einen Regimegegner generalpräventiv zu verhaften, manchmal zu misshandeln, willkürlich für kürzere und ausnahmsweise für längere Zeit einzusperren, um damit jeweils Hunderte seiner Gesinnungsgenossen einzuschüchtern. Diese sollten nicht unbedingt zum Nationalsozialismus bekehrt werden, es reichte, 
 wenn sie klein beigaben und passives Verhalten bevorzugten. Ermordet wurde von den Funktionären der Geislinger Arbeiterschaft, der dortigen Sozialdemokraten und Kommunisten zwischen 1933 und 1945 niemand.

Den allgemeinen Vorgaben entsprechend, verläuft die Aktion gegen die Gewerkschaften am 2. Mai 1933 in Geislingen betont undramatisch. Der übliche Versuch, dem Geschäftsführer des DMV
 finanzielle Unregelmäßigkeiten, am besten persönliche Bereicherung nachzuweisen, wird dort nicht ernsthaft verfolgt. Die Unschuldserklärung gibt der Vertreter der NS
 -Betriebsorganisation in aller Form bei der Sitzung des nach wie vor bestehenden Metallarbeiterverbands am 9. Mai ab. Als Teilnehmer erscheinen neun Vertreter des Metallarbeiterverbands und acht der NS
 -Betriebsorganisation. »Der Beauftragte der NSBO
 , Renz, (eröffnet) die Versammlung und begrüßt die Anwesenden.« Er gibt »einen kleinen Rückblick auf die ausgeführte Gleichschaltung und die vorgenommenen Aktionen«, dann geht man einvernehmlich zur Tagesordnung über.

Am 15. Mai übernimmt die NS
 -Betriebsorganisation das Metallarbeiterheim als Geschäftsstelle. Die Unterkassierer des Metallarbeiterverbands erheben die Mitgliedsbeiträge weiterhin, rechnen sie nun aber mit der NSBO
 ab. Der guten Ordnung halber lässt der NSBO
 -Aktivist Richard Renz (1896–1979) eine Revision der Rechnungsunterlagen des örtlichen Metallarbeiterverbands durchführen. Er bestimmt dafür jene Prüfer, die schon in den Jahren zuvor die Buchhaltung kontrolliert haben. Am 6. Juni 1933 findet die übliche »Revisionssitzung der Ortsverwaltung des DMV
 « statt. Im Beisein von Renz stellen die drei Revisoren fest: Alles sei »für richtig befunden« worden und werde »durch Unterschrift bestätigt«.

Der in dieser Sitzung noch immer als Genosse titulierte Renz arbeitet seit eh und je bei der WMF
 als Spengler. Er tritt 1919 der SPD
 bei, wechselt 1931 in die NSDAP
 , 1932 verlässt er den Metallarbeiterverband und wird nach kurzer Zeit Kreis-Betriebszellenobmann der NSBO
 . 1933 vollzieht er die friedliche Gleichschaltung seines einstigen 
 Verbands. Derart bewährt, steigt er zum Kreisfachwalter der Deutschen Arbeitsfront (DAF
 ) für Metallbetriebe im nahen Göppingen auf und bleibt dort bis 1945 für die WMF
 -Kollegen in Geislingen zuständig.

Seine Karriere im Organisationsgefüge der Deutschen Arbeitsfront, dessen Funktion in der praktischen Ausgestaltung des staatlich gezügelten sozialen Friedens besteht, verdankt der ehemalige DMV
 -Genosse Renz seinem ehemaligen DMV
 -Genossen Wilhelm Wurster. Dieser arbeitet bei WMF
 als Metallgießer, im November 1931 tritt er in die NSDAP
 und die NS
 -Betriebsorganisation ein. Im Dezember 1933 steigt er zum Betriebsobmann bei WMF
 auf. Am 1. Juni 1934 wird er ehrenamtlicher Kreisbetriebszellenobmann und vom 1. Oktober des Jahres an hauptamtlicher Kreisobmann (Kreiswalter) der Deutschen Arbeitsfront. Von 1937 bis 1940 erlangt er den Posten des Kreisobmanns der DAF
 in Ravensburg, vom 1. November 1940 bis 1945 wirkt er in derselben Position in Göppingen – nun wieder zusammen mit Kreisfachwalter Renz.

Im Protokollbuch des Angestelltenausschusses der WMF
 findet sich die Mitteilung vom 12. Dezember 1933: »Der Kreisbetriebszellenleiter, Herr Parteigenosse Renz, kam in die WMF
 und nahm die Einsetzung des Obmanns Wurster vor, in Gegenwart des bisherigen Obmanns Drexler.« Wenig später, im März 1934, denunzieren die ehemaligen Metall-Gewerkschafter und jetzigen DAF
 -Funktionäre Renz und Wurster den Direktor der WMF
 Dr. Rudolf Knodel (1875–1946) bei der Gestapo, weil dieser mit abfälligen Bemerkungen »die Arbeit der Reichsregierung störe«. (Ein Prozess in Ulm endete mit einem Freispruch.)
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Hatte Wursters Jahreslohn 1932 brutto 2000 Reichsmark betragen, stieg er 1933 auf 3200, sank dann aber als Funktionär der DAF
 , stieg von 1934 an langsam von 2900 auf 3500 im Jahr 1938 und sprunghaft auf 7500 Reichsmark im Kriegsjahr 1944. Die Entwicklung der Funktionärsgehälter besagt viel über die Führungstechnik der NSDAP
 , hier der Unterorganisation Deutsche Arbeitsfront: Im Krieg wurde die Loyalität jener Funktionäre der NSDAP
 und ihrer 
 Massenorganisationen, die für die Stabilität der Heimatfront Verantwortung trugen, mit Hilfe einer ständig steigenden finanziellen Anerkennung – man kann von Boni sprechen – gefestigt und gebunden.

 

Am 9. Juni 1933 hatten ehemalige DMV
 -Gewerkschafter wie Wurster und Renz gemeinsam mit ihren noch aktiven Genossen der freien Gewerkschaften die geschmeidige »Überleitung« des örtlichen Deutschen Metallarbeiterverbands in die Deutsche Arbeitsfront besiegelt. Wie das ohne jede Gewalt geschah, ergibt sich aus dem Protokoll einer ordentlichen Mitgliederversammlung. Einberufen hatten sie der Beauftragte der NS
 -Betriebsorganisation und der nur noch als »Ortsverwaltung« bezeichnete DMV
 . Die Versammlung erfreute sich »sehr guten« Besuchs.

Rund 300 DMV
 ler füllen den Saal, zudem eine »kleine Anzahl« von NSBO
 -Leuten. Als Sofortmaßnahme wird – vermutlich auf Anregung des Versammlungsleiters Renz – die Senkung des Mitgliedsbeitrags beschlossen. Sodann verliest »der Beauftragte Genosse (!) Renz« ein Rundschreiben der Oberleitung der NS
 -Betriebsorganisation zu der Frage, wie die »zusammengefassten« ehemaligen Gewerkschaftsverbände in die neuen Strukturen eingegliedert werden sollen. Danach ergreift der aus Stuttgart angereiste DMV
 -Bezirksleiter »Genosse Hans Brümmer« (1886–1966, auch Johannes) das Wort zur entscheidenden Ansprache. Unter Einsatz seiner Autorität warnt Brümmer vor der Gefahr »einer Mitgliederdiktatur«, weil diese »nicht zielfördernd« sei. Stattdessen wünscht er sich »eine Zusammenarbeit aller, dem neuen Ziel der Schaffenden entgegen«. »Zum Schluss der Ausführungen« empfiehlt er laut Protokoll, »mitzuhelfen am Aufbau des Deutschen Metallarbeiter Verbandes im Sinne der Gleichschaltung und zum Wohle jeden Mitglieds im neuen Deutschland«. Dem folgt eine strikt auf Konsens bedachte Diskussion. Sodann dankt Richard Renz allen Beteiligten und schließt die Versammlung. Am Tag zuvor war in der Geislinger Zeitung mit dieser Annonce zu zahlreichem Erscheinen aufgefordert worden:

[image: Ankündigung einer Mitgliederversammlung des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes am 9. Juni 1933]


Baumeister war der Kassenwart des Deutschen Metall-Arbeiterverbandes, 
[2]

 Hans Brümmer DMV
 -Bezirksleiter für Baden-Pfalz und Württemberg und damit für einige Hundert Betriebe zuständig, 1949 wurde er einer der drei Vorsitzenden der Industriegewerkschaft Metall. Der NSDAP
 -Mann »Pg. Glaser« war Dr. Alexander Glaser (1884–1934), ein enger Mitarbeiter von Gregor Strasser (1892–1934), der die Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation mit aufgebaut hatte und wie sein Chef im Juli 1941 auf Hitlers Geheiß erschossen wurde.







 Wie einvernehmlich der Übergang von den Freien Gewerkschaften hin zur Deutschen Arbeitsfront in Geislingen vonstattenging, dokumentiert eine eidesstattliche Erklärung vom April 1948. Abgegeben hatte sie Ernst Reichle, der 1945 von der amerikanischen Militärverwaltung als Oberbürgermeister von Geislingen eingesetzte, 1933/34 monatelang inhaftierte Sozialdemokrat und Ortsvorsitzende des DMV
 , um seinem früheren Genossen Renz im Entnazifizierungsverfahren behilflich zu sein. Reichle hatte Renz 1920 als SPD
 -Genossen kennengelernt, der »in der Arbeitersportbewegung sehr aktiv tätig« 
 gewesen sei. Warum sich Renz »damals 1931, wie leider noch mehr, der NSDAP
 angeschlossen hatte«, sei ihm unverständlich. Aber er, Reichle, habe nie davon gehört, »dass sich Renz eines brutalen oder verwerflichen Verhaltens gegenüber anders Eingestellten« schuldig gemacht habe. Vielmehr habe er ihm nach seiner Haftentlassung sofort »in freundlichster Weise ohne weiteres« Hilfe geleistet. Reichle empfand es als »sehr angenehm«, dass von Renz »im Gegensatz zu anderen Funktionären der NSDAP
 wirklich ein anständiges menschliches Entgegenkommen erfolgt« sei.

Karl Drexler, der 1933 für ein paar Monate den Betriebsrat im Sinn der neuen Machtverhältnisse geleitet hatte, wurde 1934 Chef der Werkfeuerwehr und Werkpolizei bei WMF
 . Damit unterstanden ihm, zumal im Krieg, die innerbetriebliche Ordnung und der Luftschutz von rund 5000 Arbeitern und Angestellten der Firma, einschließlich der Zwangsarbeiter. Sein jährlicher Bruttoverdienst erhöhte sich von 2000 Reichsmark im Jahr 1933 auf 4670 Reichsmark im Jahr 1944. Im Juli 1945 verlor Drexler diesen Posten.

Zur Vorlage im Entnazifizierungsverfahren stellte der neu gewählte Betriebsratsvorsitzende der WMF
 , Matthäus Schneider, dem Kollegen Drexler 1947 ein durch und durch positives Zeugnis aus, das sich auf Befragungen sämtlicher Mitglieder der Werkfeuerwehr stützte: »In allen gehörten Fällen kommt eindeutig zum Ausdruck, dass Drexler als Brandmeister fachlich absolut geschätzt ist, und dass es die Werkfeuerwehr geschlossen begrüßen würde, wenn Drexler diesen Posten wieder bekleiden dürfte.« Zudem bescheinigte ihm Schneider, der 1933 für den Deutschen Metallarbeiterverband in den Betriebsrat der WMF
 gewählt worden war: Drexler sei »den Zielen der NSDAP
 auch (als Betriebsrat) nicht in der gewünschten Weise« gefolgt und habe keinerlei »agitatorische oder propagandistische Tätigkeit ausgeübt«. Im selben Tenor versicherten sieben weitere, als unbelastet eingestufte WMF
 -Arbeiter der Spruchkammer, Drexler habe »niemals politischen oder gar rassenpolitischen Einfluss auf die Arbeiter ausgeübt«. An Drexlers pronazistische und antisemitische Rede am 1. Mai 1933 
 erinnerten sich die Fürsprecher des ehemaligen Chefs der Werkpolizei und der Werkfeuerwehr womöglich deshalb nicht, weil sie diese nicht als politisches Bekenntnis, sondern als wenig anstößiges Statement empfunden hatten.

Der Metallarbeiterverband wurde 1933 unter Mithilfe noch aktiver oder schon auf die NS
 -Seite übergelaufener ehemaliger Mitglieder in die DAF
 »überführt«. Er bestand unter dem Namen Fachschaft Eisen und Metall bis 1945 als heimelige Attrappe weiter: Regelmäßig erschien der »Kalender des deutschen Metallarbeiters«, 1942 in »Jahrbuch des Deutschen Metallarbeiters« umbenannt, herausgegeben vom DAF
 -Fachamt Eisen und Metall. Ab 1935 wurde die Deutsche Metall-Arbeiter-Zeitung über die Betriebe verteilt. Sie diente hauptsächlich der beruflichen Schulung. Seit 1940 hieß sie schlicht »Eisen und Metall«. Fraglos engagierten sich die zur NSDAP
 übergelaufenen Funktionäre der DAF
 auch für die Interessen der Arbeiter, legten sich mit Betriebsdirektoren an, schritten ein, wenn Vorarbeiter und Meister auf Baustellen einzelne Arbeiter demütigten, beschimpften oder gar gewalttätig wurden, kümmerten sich um Arbeitsschutz und soziale Belange. Die für Geislingen zuständige Kreiswaltung der DAF
 in Göppingen lieferte dafür beredte Beispiele.

All das folgte einer wohldurchdachten Strategie. Der im Reichsarbeitsministerium für die (Neu-)»Ordnung der nationalen Arbeit« zuständige Ministerialdirektor Werner Mansfeld beschrieb das von ihm mitbeeinflusste Vorgehen der Regierung Hitler 1934 rückblickend in einem Gesetzeskommentar. Demnach war es darauf angekommen, die »nicht mehr lebensfähigen Gewerkschaften« nicht einfach zu zertrümmern, weil genau dort »gerade die besten Arbeiter« ein »gesundes«, sie befriedigendes »Gemeinschaftsgefühl« ausleben konnten. Die Regierung habe »eine plötzliche Vernichtung« der Einzelgewerkschaften vermieden, weil andernfalls die organisierten Gewerkschafter ein derart hartes Vorgehen »als einen Verlust heimatlichen Bodens empfunden« hätten. Außerdem berücksichtigte sie, dass viele Arbeiter und Angestellte über die Jahre in die Unterstützungskassen ihrer 
 Verbände eingezahlt, »also materielle Ansprüche an ihre Organisationen erworben hatten, die der nationalsozialistische Staat psychologisch und praktisch am besten durch die Fortführung der äußeren Organisationsformen aufrechterhalten konnte«. Jenseits dessen habe es die Staatsführung für richtig gehalten, die gewerkschaftlichen Berufsverbände in der Phase der »revolutionären, gefährlichen Zeitspanne« des Jahres 1933 bestehen zu lassen, statt sie zu atomisieren. »Die einzelnen Menschen« sollten in ihren vertrauten Organisationen zusammenbleiben, um sie dann in ihrer Gesamtheit als »größere Gemeinschaften dem nationalsozialistischen Staat und der nationalsozialistischen Erziehung zuzuführen«. Aus herrschaftstechnischer Sicht hat Werner Mansfeld die »Überführung« der Einzelgewerkschaften in das neu geschaffene nationalsozialistische Gehäuse namens Deutsche Arbeitsfront (DAF
 ) zutreffend beschrieben.
[3]








Fußnoten
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Neben Reichle unterschrieben das sogenannte Treuebekenntnis: Karl Ruggaber (1886–1936, Landtagsabgeordneter, bis Okt. 1933 inhaftiert); Fritz Bauer (1903–1968, bis 1933 Amtsrichter, bis Okt. inhaftiert, in der Zeitung fälschlich Hauer genannt); Erich Roßmann (1884–1953, 1924–1933 Landesvorsitzender der württembergischen SPD
 und Reichstagsabgeordneter, bis Okt. 1933 inhaftiert), Johann Weißer (1893–1954, Redakteur der SPD
 -Zeitung Donauwacht, bis Anfang Nov. 1933 inhaftiert), Eugen Wilms (1898–1942, Mitglied der SPD
 u. des Reichsbanners, länger inhaftiert), Gustav Illguth (1902–1985), Heinrich Fackler (*1885), Sekretär im Agitationsbezirk III
 der Stuttgarter SPD
 . Der spätere SPD
 -Vorsitzende Kurt Schumacher (1895–1952) weigerte sich, die Treueerklärung zu unterschreiben, und blieb bis 1943 in KZ
 -Haft.
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4
 Stilles Mitmachen wird 1945 zu Widerstand



Die neue Organisationsstruktur hatte fast nichts mehr mit dem einstigen Deutschen Metallarbeiterverband zu tun, funktionierte jedoch integrativ. Der DAF
 gelang es mittels betrieblicher Veranstaltungen, neuer Mediationsverfahren zwischen Firmenleitung und Arbeiterschaft den sozialen Frieden zu wahren. Hinzu kamen Angebote wie die reale Aussicht auf erheblich mehr Urlaub und preiswerte Ferienreisen mit der DAF
 -Reise- und Freizeitorganisation »Kraft durch Freude«, die dem italienischen Vorbild »Dopo Lavoro« nachgebildet, aber deutlich stärker ausgebaut wurde. Wobei sich die materiellen Angebote der DAF
 in erheblichem Umfang der Expropriation (NS
 -Deutsch: »Übernahme«) der großen gewerkschaftlichen Vermögenswerte verdankten. Das aber interessierte die Begünstigten nicht. Doch beruhten die materiellen Leistungen nicht allein auf dem Raub des Vermögens der Freien Gewerkschaften und den Mitgliedsbeiträgen 
 an die DAF
 von durchschnittlich 1,60 Reichsmark im Monat, sondern ebenso auf einer wichtigen Neuerung: Je nach Größe und Umsatz hatten auch die Unternehmen in die Kassen der Deutschen Arbeitsfront einzuzahlen.

In der weiteren Perspektive weckte der Bau des 1936 begonnenen, für den neuen Massentourismus konzipierten Ostseebades Prora für die Volksgenossen aus den Fabriken Hoffnungen auf eine hellere Zukunft. Ebenso motivierte die Aussicht auf den Besitz eines eigenen Autos, genannt Volkswagen. Schließlich sollte die 1940 propagandistisch angekündigte dynamische, an das Lohnniveau und jährliche Lohnfortschritte angepasste Altersrente das gravierende Problem der Altersarmut lösen. Verwirklicht wurde all das erst in den 1950er und 1960er Jahren. Entstanden waren solche Wünsche nach der Konsolidierungsphase des NS
 -Staats 1935 – und sie schienen noch in der eigenen Lebenszeit erreichbar.

Der alte, in den Betrieben ohnehin wenig sichtbare Dachverband ADGB
 war durch eine andere Dachorganisation ersetzt worden. In seinem Aufsatz »›Warum steht der deutsche Arbeiter zu Hitler?‹« resümiert Gunther Mai: Ob beliebt oder unbeliebt, jedenfalls habe die DAF
 als wirkungsvolles »Integrationsinstrument jenseits von Einschüchterung und Terror« für die innere Stabilität des NS
 -Staats wichtige Dienste geleistet. »Selbst wenn man Verbesserungen der immateriellen Lebenshaltung als Propaganda-Mythen qualifizieren will, so wurden sie doch, und das ist das Entscheidende, positiv wahrgenommen« und »durch zumindest partiellen Konsens und Loyalität honoriert«.

Als illegal eingereister Verbindungsmann der Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP
 ) beschrieb Willy Brandt (1913–1992) im Sommer 1936 die Stimmung der Berliner Arbeiter als »nicht überschwänglich, auch nicht betont regimefreundlich«, aber »erst recht nicht regimefeindlich«. Die Leute glaubten oder wollten an das glauben, was ihnen Hitler immer wieder versprach: »Dem schwersten Fall Deutschlands« 1918/19 entspreche »die größte Wiederauferstehung« in der 
 Gegenwart. 1936 beantwortete der sozialistischen Ideen zugeneigte Amerikaner Du Bois die Frage »Wie lange wird sich Hitler halten?« kurz und klar: »Hitler wird so lange Herr über 67 Millionen Deutsche im Inland und Millionen im Ausland bleiben, wie er das deutsche Volk zufriedenstellt, vor allem aber die große Mehrheit jeden Volkes – die Arbeiterklasse.« Das gelang ihm bis zum Angriff auf die Sowjetunion, von da an bedurfte es zusätzlich robusterer Mittel, um die innere Front zu festigen.

Ernüchtert konstatierten die Verbindungsleute der SPD
 im September 1937, wie sehr Betriebsfeiern, Betriebsausflüge und -reisen, die von Funktionären der nationalsozialistischen Deutschen Arbeitsfront angeregt wurden, das Gemeinschaftsgefühl, den »Werksstolz und die Werksverbundenheit« weckten. Die sozialdemokratischen Berichterstatter notierten die simplen Methoden, mit denen es staatlicherseits gelang, die Arbeiter, Angestellten und Unternehmer volksgemeinschaftlich zu integrieren: »Unternehmer und Angestellte kommen sich menschlich näher. Der Unternehmer hat Gelegenheit, sich ›nicht lumpen‹ zu lassen, und manchmal wird unter den Arbeitern noch wochenlang nachher von einem solchen Ereignis gesprochen.« Zusammen mit dem Reichseintopftag, dem Reichsarbeitsdienst, der Wiedereinführung der Wehrpflicht und auch der staatlichen Jugendorganisation entstand an verschiedenen gesellschaftlichen Orten eine zumindest gefühlte Volksgemeinschaft.
[1]



Im Juli 1938 berichtete Golo Mann (1909–1994) seinem Vater von dem Gespräch mit einem jungen Deutschen, »der in Görings System arbeitet«, das Thomas Mann in seinem Tagebuch zusammenfasste: »Fatalistischer Gleichmut der Bevölkerung, für Nicht-Juden, die sich nicht querstellen, Sicherheit und mancher Vorteil. Wirtschaftlicher Zusammenbruch ausgeschlossen. Ohne Krieg kein Ende.« Die im fernen Kalifornien notierten Eindrücke bestätigt ein Witz, der damals umlief und von Hermann Stresau überliefert wurde:

Hitler besichtigt eine große Fabrik in Berlin und fragt am Ende, »ob denn noch Sozialdemokraten unter der Belegschaft zu finden seien«. 
 »Gewiss«, erwidert der Direktor und taxiert deren Anteil auf 40 Prozent, wobei es sich ausschließlich um »unentbehrliche Facharbeiter« handle, wie er den Führer beruhigt. Der aber insistiert, ob denn der Betrieb wenigstens »von Kommunisten gereinigt sei«. »Leider nein«, antwortet der Gefragte: »Die übrigen 60 Prozent sind KPD
 -Leute.« Der Führer tobt: »Und wo sind die Nationalsozialisten?« – »Nationalsozialisten?«, entgegnet der Direktor leicht irritiert, »Nationalsozialisten sind sie doch alle!«

Wie sehr die Idee von einer nationalsozialistisch gesteuerten, gewissermaßen postkapitalistischen Volksgemeinschaft gerade junge Soldaten der Wehrmacht durchdrungen hatte, machte den KPD
 -Funktionär Walter Ulbricht (1893–1973) in den Jahren 1941/42 fassungslos. Als Exilkommunist und führender Kader in Moskau diskutierte er seit dem Herbst 1941 immer wieder mit deutschen Kriegsgefangenen und wertete zusammen mit seinen Genossen Feldpostbriefe deutscher Gefallener und Gefangener aus, um die Stimmung in den deutschen Truppen und in der Heimat zu erkunden.

In den Gesprächen, die er in den Gefangenenlagern führte, brach Ulbrichts Vertrauen in die deutsche Arbeiterklasse schnell in sich zusammen, weil »die meisten Offiziere und Soldaten« ihre »auswendig gelernten Sprüche über den ›nationalen Sozialismus‹ Hitlers herunterleierten«. Sie behaupteten allen Ernstes, in Deutschland habe das Finanzkapital nichts mehr zu bestimmen und die Großaktionäre seien ausgeschaltet. Konsterniert fasste Ulbricht seine Eindrücke aus einer »Versammlung mit etwa tausend jungen Soldaten im Alter bis zu 22 Jahren« zusammen: Während der Befragungen und Diskussionen »phantasierten 90 Prozent über den ›deutschen Sozialismus‹«. Die noch sehr jungen Gefangenen erklärten größtenteils, »dass Deutschland mehr Lebensraum haben müsse«, außerdem brauche Europa eine neue Ordnung ohne Zollschranken und Verkehrshemmnisse.

Als besonders »erschütternd« empfand es der spätere Staatschef der DDR
 , »dass junge Metallarbeiter unter den Soldaten«, deren Eltern Sozialdemokraten (und gewiss auch Kommunisten) waren, von 
 diesen offensichtlich »keine Aufklärung« über »die Lüge vom ›deutschen Sozialismus‹« erhalten hatten. So hatten sich aus diesen seit ihrem zehnten oder zwölften Lebensjahr in den Schulen und der Hitlerjugend geprägten jungen Leuten gläubige Kämpfer entwickelt: »Sie waren begeistert, dass sie mit einem deutschen Schiff nach Norwegen fahren konnten, dass der Unternehmer nicht mehr allein zu bestimmen habe und eine soldatische Ordnung im Betrieb herrsche; andere waren erfreut über die Produktion von Volkswagen, über die angebliche Beschränkung der Gewinne von Aktionären.« Die Eindrücke, die Ulbricht damals von »der Arbeiterklasse im Land von Marx und Engels« gewann, ließen ihn, jedenfalls kurzzeitig, am eigenen doktrinär-stalinistischen Weltbild zweifeln. »Ich fand keine überzeugenden Argumente«, klagte er, als er Sowjetoffizieren erklären sollte, warum es in Deutschland keine proletarische Widerstandsbewegung gegen Hitler gebe.
[2]



Hans Brümmer, der im Juni 1933 in der Arbeiterversammlung bei WMF
 in Geislingen die entscheidende Rede zur Überleitung des örtlichen Deutschen Metallarbeiterverbands in das Gefüge der Deutschen Arbeitsfront gehalten hatte, war noch bis zum 31. Juli 1933 als Bezirksleiter des DMV
 für das große Gebiet Baden-Pfalz und Württemberg zuständig. Vermutlich hielt Brümmer während jener Wochen in vielen Betrieben ähnliche Reden. Auch seine Biographie verdient Beachtung, weil sich in ihr geschichtliche Schlüsselelemente der deutschen Arbeiterbewegung in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts exemplarisch spiegeln.

Als gelernter Schmied tritt er 1904 in den Schmiedeverband ein, 1906 folgt die Mitgliedschaft in der SPD
 ; 1917 gehört er zu den Begründern der (linken) USPD
 , 1918/19 übernimmt er für sieben Wochen den Vorsitz des Karlsruher Soldatenrats, amtiert als Kurzzeitminister »für militärische Angelegenheiten in der badischen Volksregierung«. 1922 kehrt er zur SPD
 zurück, wird badischer Landtagsabgeordneter, hauptamtlicher Bevollmächtigter des DMV
 in Mannheim und in Personalunion Vorsitzender des Ortsausschusses des ADGB
 . Im Februar 
 1928 wechselt er für den DMV
 nach Stuttgart und leitet nun einen wesentlich größeren Bezirk des DMV
 . Diese Position behält er bei vollem Gehalt bis zum 31. Juli 1933.

Allerdings hält Brümmer nicht so still, wie sich die neuen Machthaber das wünschen. Von Herbst 1933 bis Mitte März 1934 verschickt er Rundbriefe an elf ehemalige Geschäftsführer und Sekretäre des DMV
 , in denen er die angeblichen Erfolge der neuen Regierung kritisch hinterfragt oder »in ironischer Weise lobt«, wie die Staatsanwaltschaft später feststellt. Wegen dieser Aktionen wird Brümmer am 23. März 1934 verhaftet und wenig später »wegen politischer Verleumdung und verbotener Parteibetätigung« vom Sondergericht Stuttgart zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Er sitzt die Strafe im Gefängnis Rottenburg am Neckar ab und wird am 2. April 1935 pünktlich entlassen. 1938 klagt ihn der Oberreichsanwalt beim Reichsgericht Leipzig wegen Hochverrats an – der Prozess endet mit einem Freispruch. Relativ gut bezahlt, verdient Brümmer im Krieg sein Geld bei der Stahlbaufirma Perkeo in Ludwigsburg. Nach dem Ende Hitlerdeutschlands arbeitet er sofort an der Neugründung Freier Gewerkschaften und dient der im Dezember 1948 gegründeten Industriegewerkschaft Metall bis 1956 als einer der drei gleichberechtigten Vorsitzenden.
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Hans Brümmer widerfuhr schweres Unrecht. Seine politische Verfolgung seit 1934 zielte darauf, den prominenten und in der Übergangszeit 1933 aus NS
 -Sicht durchaus verdienstvollen, auch populären Gewerkschaftsführer zum Stillhalten zu zwingen. Das gelang zumindest partiell. Obwohl die Arbeit von Gunther Mai bereits 1984 erschien, wird Brümmers Ansprache während der Geislinger Versammlung zur Überleitung des örtlichen DMV
 in die nationalsozialistische Deutsche Arbeitsfront in keiner der vielen offiziellen Biographien erwähnt. Die Autoren dieser Lebensläufe erweckten (bis 2024) ausnahmslos den Eindruck, der Metallarbeiterführer Brümmer habe am 2. Mai sämtliche Funktionen verloren, sei sogar sofort verhaftet worden und habe sich an der Eingliederung des Metallarbeiterverbands in die DAF
 nicht mehr beteiligt – nicht mehr beteiligen 
 können. Wer Geschichte derart verfälscht oder lückenhaft darstellen, lesen, hören und für wahr halten möchte, der wird nie begreifen, wie Hitler seine Macht so schnell festigen konnte.

Bleibt die Frage, welche Kontinuitäten aus der korporatistisch und undemokratisch organisierten Deutschen Arbeitsfront in die nach 1945 neu gegründeten, nach demokratischen Prinzipien organisierten Gewerkschaften hineinreichen. Weiterführend erscheint vorab ein kurzer Blick in das Musterstatut von 1949, das der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB
 ) im Oktober 1949 verabschiedete. Gemäß Paragraph 4 Abs. 2 konnten »belastete aktive Mitglieder der NSDAP
 oder ihrer Gliederungen und Kriegsverbrecher« nicht Mitglieder einer Gewerkschaft werden. Was verbarg sich hinter diesem wohlklingenden Passus?

Für die förmlichen und individuellen Entnazifizierungsverfahren waren vom Alliierten Kontrollrat 1946 fünf Kategorien festgelegt worden: 1. Hauptschuldige, 2. Belastete (Aktivisten, Militaristen und Nutznießer), 3. Minderbelastete (Bewährungsgruppe), 4. Mitläufer, 5. Entlastete. Nachdem in den entsprechenden Verfahren nur knapp 2 Prozent der Betroffenen als Hauptschuldige oder als belastete Aktivisten eingestuft wurden, konnten also gut 98 Prozent der ehemaligen NSDAP
 -Mitglieder den verschiedenen Einzelgewerkschaften des DGB
 beitreten, sofern sie das wollten. Dazu passend verlangten die fünf Gewerkschaftsvertreter im Beirat des bayerischen Sonderministeriums zur Entnazifizierung im November 1946, »die Entnazifizierung auf Hauptschuldige der Klasse 1 und Aktivisten des Naziregimes (Klasse 2) einzugrenzen«.

Auf dem bayerischen Gewerkschaftskongress war im Sommer 1946 der Antrag abgelehnt worden, ehemaligen NSDAP
 -Mitgliedern die Aufnahme zu verweigern. Durchgesetzt hatte das »die starke Fraktion der nordbayerischen Gewerkschaften«. Ebendort im Wahlkreis Franken, der damals mit Abstand am stärksten industrialisierten Region Bayerns, war die NSDAP
 bei den Wahlen vor 1933 stets besonders erfolgreich gewesen. Und welchen Sinn sollte die Ablehnung haben, 
 wenn nicht den, die vielen Arbeiter und Angestellten zu reintegrieren, die in den Jahren 1932 und danach nicht nur innerlich, sondern auch parteigebunden zu nationalsozialistischen Volksgenossen geworden waren?
[4]



Neben personellen Kontinuitäten bilden die von der Deutschen Arbeitsfront vorgenommenen Strukturreformen ein weiteres Erbe. In erster Linie gehört dazu das Prinzip »Ein Betrieb, eine Arbeitnehmerorganisation/Gewerkschaft«. Seit 1934 wurden sämtliche abhängig Beschäftigten eines Betriebes, sofern sie Mitglieder der Deutschen Arbeitsfront waren (das waren fast alle), in dieselbe Berufsfachschaft einsortiert, egal, ob sie im Büro arbeiteten, in der Lackiererei oder an der Blechpresse: Sie wurden zum Beispiel bei der WMF
 alle zu Metallern. Im Organisationsschema der Deutschen Arbeitsfront heißt es zur 1933 neu verfügten Einheit: »Alle in den Betrieben tätigen Menschen werden zusammengefasst in der Betriebsgemeinschaft.« Das war neu. Und nach 1945 sahen die Gewerkschaften in Ost- und Westdeutschland darin einen sehr erwünschten Fortschritt. Wahrheitswidrig wurde später behauptet, deutsche Gewerkschafter hätten die Idee der Einheitsgewerkschaft in den Jahren der Illegalität aus eigenem, der Zukunft zugewandtem Antrieb erfunden.

Hinsichtlich des strukturellen Erbes aus der Zeit des Nationalsozialismus muss auch die starke Reduktion der vielen vor 1933 bestehenden Einzelgewerkschaften angeführt werden. Sie waren beruflich, parteilich und konfessionell zerklüftet und konkurrierten untereinander. Die 48 bis dahin nach Berufssparten organisierten Verbände des ADGB
 reduzierte die DAF
 bei deren Eingliederung 1933/34 auf 14 und gründete einen 15. bis dahin nicht existenten Verband neu: 1. Bauarbeiter, 2. Bergbauarbeiter, 3. Buchdrucker, 4. Eisenbahner, 5. Fabrikarbeiter, 6. Holzarbeiter, 7. Landarbeiter, 8. Metallarbeiter, 9. Textilarbeiter, 10. Tabakarbeiter, 11. Steinarbeiter, 12. Lederarbeiter, 13. Gesamtverband der Arbeitnehmer in öffentlichen Betrieben usw., 14. Nahrungsmittel- und Getränkearbeiter sowie 15. Heimarbeiter und Dienstpersonal. Auf die Idee, die besonders rechtlosen Gruppen der 
 Heimarbeiter und Hausbediensteten gewerkschaftlich zu organisieren, war der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund noch nicht gekommen.

Bei dieser Gelegenheit wurden zum Beispiel im neu geschaffenen Deutschen Buchdrucker-Verband folgende Einzelverbände des ADGB
 vereinigt: der Buchbinder- und Papierverarbeiterverband, der Verband der graphischen Hilfsarbeiter und -arbeiterinnen, der Verband der Lithographen, Steindrucker und verwandter Berufe. Der Deutsche Hutarbeiterverband wurde den Textilarbeitern zugeschlagen; der Zentralverband der Hotel-, Restaurant- und Café-Angestellten gehörte hinfort zu den Nahrungsmittel- und Getränkearbeitern; der Zentralverband der Schornsteinfegergesellen Deutschlands wurde den Bauarbeitern hinzugesellt. Und so weiter.

Der neuen Struktur folgend, richtete die DAF
 in den Gau- und Kreisdienststellen die entsprechenden Fachämter (heute: Ortsverwaltungen der Einzelgewerkschaften) ein und bestückte sie mit sogenannten Fachwaltern (heute: Bevollmächtigten). Im Herbst 1945 begannen die deutschen Gewerkschaften, sich neu zu formieren. Das Prinzip »Ein Betrieb – eine Gewerkschaft« galt mittlerweile als selbstverständlich, und am Beispiel Bayern lässt sich sehen, wie die Struktur der DAF
  – auch mit US
 -amerikanischer Hilfe – als die beste, nun nicht mehr staatlich oktroyierte übernommen wurde.

Als der DGB
 1949 in München als Dachverband freier und – insoweit ebenfalls der DAF
 folgend – weltanschaulich und konfessionell neutraler Einzelgewerkschaften konstituiert wurde, übernahmen die Gründungsväter und sehr wenigen Gründungsmütter die von der DAF
 unter der Bezeichnung Fachschaften vorgeprägte Struktur weitgehend für den Zuschnitt der Einzelgewerkschaften. Einerseits hatten sich manche Funktionäre mittlerweile daran gewöhnt, andererseits erwies sich die einmal vollzogene, strikt an Branchen orientierte Verschlankung als sinnvoll. Die Gegenüberstellung der DAF
 -Fachorganisationen mit den Einzelgewerkschaften des DGB
 von 1949 offenbart erhebliche Ähnlichkeiten:
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Aus den DAF
 -Fachschaften »Banken und Versicherungen« sowie »Der Deutsche Handel« wurden 1949 die Einzelgewerkschaften des DGB
 »Handel, Banken« und »Versicherung«.








Mit kleineren Abweichungen fiel die Neugliederung der Einzelgewerkschaften des FDGB
 , des Freien Deutschen Gewerkschaftsbunds in der DDR
 , ähnlich aus. Anders als der DGB
 hatte die DAF
 noch die Fachschaften Freie Berufe, Landwirtschaft und Deutsches Handwerk eingerichtet. Wohingegen im DGB
 diejenigen, die bei den damaligen Staatsunternehmen Eisenbahn und Post arbeiteten, ihre eigenen Gewerkschaften wollten und bekamen. Auch die scheinbar neu entstandenen Gewerkschaften Kunst sowie Erziehung und Wissenschaften finden sich bereits im Organigramm der DAF
 : als Reichskulturkammer in der Deutschen Arbeitsfront.
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Gunther Mai wird an Richard Renz, Wilhelm Wurster und Karl Drexler, aber auch an Hans Brümmer, Fritz Ulrich und Paul von Bagnato gedacht haben, als er 1984 resümierte: »Die alten Gewerkschaften waren zerschlagen, ihre Mitglieder fügten sich – in der Regel ohne aktiven Widerstand zu wollen oder gar zu versuchen – in das Unvermeidliche.« So konnte es geschehen, dass »die freiwillige (Selbst-)Gleichschaltung der einen die Ausschaltung der anderen ermöglichte«. In Geislingen erfolgte die Anpassung »weitgehend konfliktfrei«.


 Soweit ich sehe, ist die Frage bislang unbeantwortet, wie viele vormalige Mitglieder und nachgeordnete Funktionsträger aus den Freien Gewerkschaften zwischen 1931 und 1939 Funktionen in der Deutschen Arbeitsfront übernahmen. Um es mit Gunther Mai zu sagen: »Auch Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung hatten ihre ›Märzgefallenen‹«, also Hunderttausende, die kurz entschlossen überliefen oder sich ohne weiteres in die nationalsozialistische Ordnung fügten. Sie handelten aus Gründen des Anpassungsdrucks, des Opportunismus oder aus Angst um den Arbeitsplatz, aber auch aus »mehr oder minder ausgeprägter Zustimmung«.

Die auf zeitgenössische Quellen gestützten Befunde, die Gunther Mai 1984 für Geislingen auswerten konnte, passen gut zu einem versteckt publizierten Ergebnis des Oral-History-Projekts »Lebensgeschichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet zwischen 1930 und 1960«, das Lutz Niethammer (*1939) Ende der 1970er Jahre begonnen hatte. Hier ist der erste der drei Ergebnisbände, ein Sammelband, von Interesse, der 1983 unter dem gelungenen Titel erschien »›Die Jahre weiß man nicht, wo man die heute hinsetzen soll‹. Faschismuserfahrung im Ruhrgebiet«.

Allerdings wird in diesem Band das hier angesprochene Thema fast vollständig ignoriert, und das gegen besseres Wissen. Da streift Niethammers Mitarbeiter Alexander von Plato (*1942) in seinem Beitrag über das Jahr 1933 eine offenbar vielfach genannte zentrale Aussage aus Hunderten Interviews in nur einem einzigen Satz. Demnach zeigten sich Aktivisten, die gegen Hitler Widerstand leisten wollten, 1933 sehr enttäuscht, dass »so viele Arbeiter ›Hosianna‹ geschrien« und sich umstandslos in die neue NS
 -Wirklichkeit eingefügt hätten – damals, »als Kommunisten und Sozialdemokraten überliefen, alte Genossinnen und Genossen mit ›Heil Hitler‹ grüßten« und in einst »roten Arbeitervierteln« die Hakenkreuzfahnen herausgehängt wurden. Genannt werden für diese knappen Hinweise zwei Interviewpartner. In der weit entfernten Endnote 57 steht das Wesentliche: »Dazu gibt es sehr viele Berichte, die hier nicht behandelt werden können.«
[6]




 Warum nur konnten ausgerechnet die vielen Berichte zum Anpassungswillen, zum opportunistischen Mitmachen von Kommunisten, Sozialdemokraten und sozialistisch gesinnten Gewerkschaftern nicht behandelt werden, und das bis heute?

Die IG
 Metall Geislingen ging noch einen Schritt weiter und verstieg sich zu vorsätzlichen Geschichtslügen. Kaum hatte Gunther Mai seine fundierte Studie 1984 veröffentlicht, wurde ihm von einem entsprechend engagierten Kollegen vorgeworfen, er betreibe »Sozialgeschichte in denunziatorischer Absicht«. Parallel dazu reagierte die Verwaltungsstelle der IG
 Metall in Geislingen. Sie beauftragte Helga Braun, eine Stipendiatin der Hans Böckler Stiftung, eine schönfärberische, gegen Mais quellenstarke Studie gerichtete »Dokumentation« zu erarbeiten. Diese erschien 1986 unter dem Titel »Die eigene Kraft erkennen. Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Geislingen an der Steige 1781–1963«. Darin wird Gunther Mai an keiner Stelle zitiert und alles ausgelassen, was dieser anhand des Protokollbuchs des Deutschen Metallarbeiterverbandes dargelegt und nachgewiesen hatte.

Im Zuge dieser auf Schönfärberei bedachten »Dokumentation« übernahm die IG
 Metall Geislingen das Protokollbuch des Deutschen Metallarbeiter Verbands aus dem Betriebsarchiv der WMF
 . Die Historikerin Braun zitierte aus dieser wichtigen Quelle bis 1932 und mied das Jahr 1933. Allerdings schrieb sie im chronologischen Anhang – ohne Quellenangabe – zu einer angeblichen »Revisionssitzung« am 9. Juni 1933: Diese habe »in Anwesenheit von Bezirksleiter Johannes Brümmer« stattgefunden. Brümmers Rede unterschlug die Autorin, weil sie sonst den Satz hätte zitieren müssen, »Genosse Brümmer« empfahl, »mitzuhelfen am Aufbau des DMV
 im Sinne der Gleichschaltung und zum Wohle jeden Mitglieds im neuen Deutschland«. Wissentlich und im Auftrag der örtlichen IG
 Metall verfälschte Braun die von 300 zustimmenden Gewerkschaftern besuchte Versammlung zur internen, zwischen einigen Funktionären abgehaltenen »Revisionssitzung«. Die Biographie Brümmers, die von den beiden 
 Politologen Siegfried Mielke und Stefan Heinz 2012 »mit freundlicher Unterstützung der IG
 Metall« veröffentlicht wurde, folgt ebenfalls den gängig gewordenen Verfälschungen und ignoriert den von Gunther Mai zuvor erarbeiteten Forschungsstand.

Das Protokollbuch des DMV
 störte die gewerkschaftseigenen antifaschistischen Heldenerzählungen sehr. Genau deshalb wurde es mittlerweile willentlich oder fahrlässig an einem unbekannten Tag vernichtet. Nach Auskunft des Ersten Bevollmächtigten der IG
 -Metall-Geschäftsstelle Göppingen-Geislingen, Michael Kocken, ist es »abhandengekommen«. Glücklicherweise, so als hätte er geahnt, wie gefährdet ein solches gewerkschaftliches Dokument sein könnte, hatte Gunther Mai seinerzeit alle für das Jahr 1933 wichtigen Protokolle abgeschrieben. Sie sind im Anhang seines Buches auf den Seiten 101–183 umfassend veröffentlicht.
[7]



Die Aufschlagseite der im gewerkschaftlichen Auftrag 1986 erstellten Lügendokumentation ziert der fett gedruckte Imperativ »Aus der Geschichte lernen« – eine Empfehlung, die auf dem von der IG
 Metall Göppingen-Geislingen eingeschlagenen Weg niemals gelingen wird. Noch einmal: Wer ernsthaft der Frage nachgehen möchte »Hitler, wie konnte das geschehen?«, darf sich nicht darauf beschränken, (noch existierende) Großbanken, Konzerne, einzelne Ministerien, größere staatliche Agenturen oder verschiedene gehobene Berufsgruppen hinsichtlich der NS
 -Zeit zu untersuchen und nur für diese die über das Jahr 1945 hinausreichenden Kontinuitäten zu markieren. Es geht nicht darum, den ehemaligen Arbeiter- und Soldatenrat und späteren IG
 -Metall-Vorsitzenden Hans Brümmer oder andere Gewerkschaftsfunktionäre vom Sockel zu stoßen. Es geht allein darum, endlich zu erkennen, wie gläubig-unkritische Apologeten bis heute verhindern, dass aus der Geschichte des Nationalsozialismus sinnvoll und hinreichend komplex gelernt werden kann.







 5
 Die Wahlerfolge der NSDAP
 1933 und 1935



Am 12. November 1933 veranstaltete die neue Regierung eine strikt gelenkte Reichstagswahl. Dabei konnte nur über eine Liste en bloc mit »Ja« oder »Nein« abgestimmt werden. Die ausschließlich männlichen Kandidaten gehörten weit überwiegend der NSDAP
 an, einige wenige zählten zum mittlerweile parteilosen rechtskonservativen oder reaktionären Lager. Mit der Wahl verbunden fand ein Plebiszit zu der Frage statt, ob Deutschland aus dem Völkerbund austreten solle. Von einer demokratischen Wahl konnte nicht entfernt die Rede sein. Dennoch hatten die Wahlberechtigten die Möglichkeit, nicht zu wählen oder mit Nein zu stimmen.

Weil das Resultat mehr oder weniger überzeugend ausfallen konnte, hielten die Regierung und der engere Kreis ihrer Unterstützer ein gewisses Maß an Werbung und kollektivistischem Druck für ratsam. So ließ der evangelische Landesbischof von Thüringen, Wilhelm Reichardt (1871–1941), ein strammer Parteigänger der NSDAP
 und beinharter Antisemit, am Wahlsonntag in sämtlichen Gottesdiensten einen von ihm formulierten Aufruf verlesen: »Schuldige Dankespflicht gegen Gott und Adolf Hitler treibt uns, uns feierlich und einmütig hinter diesen Mann zu stellen, der unserem Volke und der Welt gesandt ist, die Macht der Finsternis zu überwinden! Wir rufen darum unsere Gemeinden auf, gleichen Sinnes mit uns sich als ein einig’ Volk von Brüdern hinter den Führer zu stellen.«

Als am Abend der Wahl die ersten, Goebbels »verblüffenden« Ergebnisse intern bekannt wurden, bremste er: »Ich wage gar nicht, sie weiterzugeben. Furcht vor der Illusion.« Doch dann: »Klotzige Ergebnisse«, »Immer mehr Siege«, »Toll einfach«, »Draußen tobt das Volk«, »Ovationen«, »Das deutsche Wunder«, »anständiges deutsches Volk«, jubelte man in der Reichskanzlei. Am nächsten Morgen resümierte der Minister: »Heute fängt ein neuer Abschnitt unserer Arbeit an.« Bei einer Wahlbeteiligung von 95,2 Prozent hatten 95,1 Prozent 
 für den Austritt aus dem Völkerbund votiert und 89,9 Prozent für die von der NSDAP
 vorgegebene Einheitsliste. Goebbels frohlockte: »Nun kommt wieder alles ins Rutschen. Gottlob. Niemals Stillstand. Immer vorwärts.«
[1]



 

Zweifellos lieferte die plebiszitär angelegte Doppelabstimmung ein verzerrtes Stimmungsbild. Für den Versuch, es zu entzerren, eignet sich der Volksentscheid über die Zukunft des Saargebiets, der 14 Monate später am 13. Januar 1935 stattfand. Den Artikeln 45 bis 50 des Friedensvertrags von Versailles entsprechend, hatte die Abstimmung über die staatsrechtliche Zugehörigkeit des Saarlands nach 15 Jahren zu erfolgen. Bis dahin wurde die Region im Auftrag des Völkerbunds von einer gemischten, französisch dominierten Kommission verwaltet. Um diese Aufsichtsverwaltung partizipatorisch zu unterfüttern, ließ man die Bevölkerung des Mandatsgebietes einen Landesrat wählen, dem 30 parteigebundene Mitglieder angehörten. Während der vier Wahlperioden stellte die katholische Zentrumspartei jeweils die mit Abstand stärkste Fraktion.

Zur Abstimmung standen 1935 drei Möglichkeiten: Anschluss der damals noch wichtigen Kohle- und Stahlregion Saarland an Frankreich, Anschluss an Deutschland oder aber Erhalt des Status quo, also der Verwaltung durch den Völkerbund, bis zu einem nicht ausdrücklich genannten Zeitpunkt nach dem Ende der Hitlerherrschaft. Die vom Völkerbund streng überwachte Abstimmung führte zu eindeutigen Ergebnissen. Bei einer Wahlbeteiligung von mehr als 90 Prozent stimmten 526857 Saarländer (= 90,8 Prozent) für die Vereinigung mit Deutschland; für Frankreich votierten 2124 (= 0,4 Prozent), für den Erhalt des Status quo 46612 (= 8,8 Prozent).

Für letztere Variante hatten Sozialdemokraten und Kommunisten intensiv agitiert und erlebten eine dramatische Niederlage. Zusammen hatten die SPD
 und die an der Saar stärkere KPD
 drei Jahre zuvor bei den letzten Wahlen zum Landesrat 120000 von 370000 abgegebenen Stimmen errungen. Das waren knapp 33 Prozent – die erstmals zur 
 Wahl angetretene NSDAP
 verbuchte 1932 lediglich 6,7 Prozent. Das bedeutet: Dem antifaschistischen Block gelang es trotz riesiger und ungehinderter Wahlwerbung nicht entfernt, die eigene Gefolgschaft von der sofortigen Angliederung an Hitlerdeutschland abzuhalten. Mindestens zwei Drittel der Anhänger von SPD
 und KPD
 stimmten für Deutschland, und das, obwohl sie bestens darüber informiert waren, welche Zustände im Land ihrer Sehnsucht herrschten: Dort wurden Tausende KPD
 -Funktionäre politisch verfolgt, waren mehrere Hundert Repräsentanten der Linken ermordet und zudem KPD
 , SPD
 und Gewerkschaften längst aufgelöst worden.

Während Goebbels drei Tage vor der Wahl prognostizierte: »Wir werden haushoch gewinnen«, und Frankreich bereits Auffanglager für Flüchtlinge an der Grenze errichtete, glaubten Sozialdemokraten und Kommunisten allen Ernstes, sie könnten per Abstimmung den Status quo retten. Das zeigt, wie unrealistisch die Führer von SPD
 und KPD
 den politischen Stimmungswandel ihrer ehemaligen Stammwähler beurteilten, die sie noch immer für ihre Gefolgsleute hielten.

Karl Retzlaw (1896–1979) gehörte zu jenen ins Exil getriebenen SPD
 -Funktionären, die in Saarbrücken für den Verbleib des Saarlandes unter der milden Aufsichtsverwaltung des Völkerbunds warben. Materiell hatten die Saarländer nicht gelitten, hatten »so viel Freiheit genossen« wie noch nie in der Geschichte des Grenzlandes und »im Großen und Ganzen« niemals zuvor »so viel Geld verdient wie unter der Völkerbundverwaltung«. Da das Saarland bis zur Rückgliederung an Deutschland zum Währungsgebiet des französischen Francs gehörte, waren Industrie und Bevölkerung dort von Inflation und Weltwirtschaftskrise weit weniger betroffen als in Deutschland. Dennoch: Als Retzlaw im Abstimmungskampf einen Saarbrücker fragte, warum er für Hitlerdeutschland stimme, antwortete der: »Ejal, wir wolle heem.« Auf den Einwand, er sei doch zu Hause, entgegnete der Angesprochene: »Heem zum Firer« – Heim zum Führer.

Abgesehen von der schweren Niederlage der Sozialdemokraten und Kommunisten, hatte die im Saarland noch aktive, in Deutschland 
 längst aufgelöste katholische Zentrumspartei offensiv für den Anschluss agitiert – und damit für ihr sofortiges Ende. Sie repräsentierte rund die Hälfte der Wahlberechtigten. Nach Retzlaws Beobachtungen konnten sich die katholischen Priester des Saarlandes damals – anders als im Reich – noch nicht über mangelnden Kirchenbesuch beklagen und nützten das politisch aus. »Unter Anleitung der Bischöfe von Trier (Franz Rudolf Bornewasser, 1866–1961) und Speyer (Ludwig Sebastian, 1862–1943)« verwandelten sie ihre Predigten in den Monaten vor der Abstimmung in »nationalistische Propagandareden für den Anschluss an Hitlerdeutschland«. Offensichtlich betrachteten das katholische Kirchenvolk und dessen Oberhirten das Projekt nationale Einheit als alternativlos. Derart verblendet, verzichteten sie 1934/35 auf jede Kritik an Hitler.

Kaum war das Ergebnis verkündet, mutierte das Saarland »binnen weniger Minuten in einen Teil von Hitlerdeutschland«, wie der Historiker Martin Sabrow schreibt. Als Beleg führt er die Erinnerungen des Kommunisten Albert Weichert (1910–1991) an: » … aus allen Fenstern (wurden) die Hakenkreuz- und schwarz-weiß-roten Fahnen
[1]

 gehisst, Hunderte von Hakenkreuzfähnchen in Blumentöpfen, Kränze, Girlanden und Hitler-Bilder schmückten die Hausfronten, dazu Spruchbänder – alles innerhalb einer halben Stunde.«
[2]



Die NS
 -Führung hatte den Sieg von Anfang an für sicher gehalten. Allerdings wusste sie nicht, wie groß ihr Erfolg ausfallen würde. Das erfuhr die Weltöffentlichkeit nach der Auszählung am 15. Januar, einem Dienstagmorgen. Die Spannung stieg. »Um sechs Uhr aufstehen. Gleich Büro«, notierte Goebbels: »Ganz Deutschland hält (den) 
 Atem an. Nochmal eine Viertelstunde warten. Dann 8.15 Uhr Rodhe spricht (im) Rundfunk.« Der Schwede Allan Rodhe (1882–1964) leitete die Abstimmungskommission und verkündete ein Ergebnis, das den freudig erregten Goebbels nur unvollständige Sätze ausstoßen ließ: »Ganz großer Sieg« – »90,5 Prozent für Hitler« – »Tiefste Ergriffenheit« – »Es ist unbeschreiblich. Triumph der Vaterlandsliebe! Telefonat mit Führer. Er ist ganz ausgelassen vor Freude.«

Der mittlerweile aus der Technischen Hochschule Dresden entlassene Professor für Romanistik, Victor Klemperer, der ein deutlich gegen Hitler gerichtetes Ergebnis für wahrscheinlich gehalten hatte, haderte mit sich und seinem wirklichkeitsfernen Wunschdenken. Völlig frustriert, hängte er, dem als Jude die Hakenkreuzfahne verboten war, um im Meer der Feiernden und Fahnenschwingenden nicht aufzufallen, ersatzweise die »schwarzweißrote ›Judenfahne‹ hinaus«.* In seinem Tagebuch hinterlegte er eine von Hoffnungslosigkeit durchtränkte Kapitulationserklärung: »Heute erscheint mir der Mann (Hitler) wieder unvertilgbar und die schmutzige Sklaverei durchaus im Sinn Deutschlands und wirklich 90 Prozent aller Deutschen angemessen.« Am Tag nach dem Erdrutschsieg an der Saar jubelte Goebbels mit Recht: »Gar nicht abzumessen als Erfolg, innen- und außenpolitisch.«

An diesem historischen 15. Januar gab Hitler Pierre Huss (1901–1966), dem Berliner Korrespondenten des amerikanischen Pressekonzerns von Randolph Hearst, ein Interview. Dieser fragte, ob »Sozialdemokraten oder auch Kommunisten des Saargebiets und andere nicht nationalsozialistische Saarbewohner, die für Deutschland gestimmt haben«, künftig Schwierigkeiten zu befürchten hätten. Hitler erwiderte, die Zahl seiner Anhänger sei von 1921 bis Anfang 1935 von sechs Personen auf 39 Millionen hochgeschnellt, und niemand könne ernsthaft annehmen, sie alle hätten nie einer anderen Partei angehört:


Sie alle rechneten sich einst zu irgendeiner Bewegung. Sie sind mühevoll und langsam von der nationalsozialistischen Idee erobert 
 worden. (…) So ist es uns gelungen, die sich befehdenden deutschen Parteien aufzulösen und eine wahrhafte Volksgemeinschaft herzustellen. In ihr leben ehemalige Kommunisten und Zentrumsanhänger heute in gemeinsamem Kampf für den nationalsozialistischen Staat, das neue Reich. Ein Teil dieses Reiches aber ist das Gebiet an der Saar, und ein Teil unseres Volkes sind dessen Bewohner.
[3]





Es gibt noch eine zweite Wahl, mit der sich die Ergebnisse der undemokratisch angelegten Reichstagswahl vom November 1933 nicht im Ganzen, aber in der Tendenz bestätigen lassen. Das sind die am 23. Juli 1933 abgehaltenen, formal korrekt organisierten Wahlen zu den Gemeindekirchenräten aller evangelischen Landeskirchen. Dabei gewann die der NSDAP
 nahestehende und von Hitler offen unterstützte Liste der Deutschen Christen über 70 Prozent der abgegebenen Stimmen. Der Rest entfiel im Wesentlichen auf die staatsferne, deshalb nicht unbedingt oppositionelle Liste Evangelium und Kirche. In der Wahl zum Thüringischen Landeskirchentag eroberte die hitlerfromme Fraktion 88 Prozent und damit 46 von 52 Mandaten. Goebbels kommentierte leicht übertreibend: »›Deutsche Christen‹ 80 Prozent aller Stimmen. Das gönn’ ich den Pfaffen.« Zur Illustration sei ins Gedächtnis gerufen, unter welchen Signets die Deutschen Christen auftraten: Nicht selten setzten sie das Hakenkreuz in ihre Briefköpfe. Speziell sei auf jenen besonders gotteslästerlichen Bekenntnisbutton hingewiesen, auf dem statt des qualvoll sterbenden Erlösers Jesus Christus ein fettes Hakenkreuz auf der Überblattung der beiden Kreuzhölzer prangt.

Die Wahlentscheidungen des evangelischen Kirchenvolks beflügelten die selbstgewählte Gleichschaltung und Anpassung der Kirchenoberen. Nachdem Hitler während der sogenannten Röhm-Affäre am 30. Juni 1934 mindestens hundert ihm politisch unliebsame Personen aus den eigenen und den gegnerischen Reihen hatte ermorden lassen, verherrlichte der Landesbischof von Nassau-Hessen, Ernst Ludwig Dietrich (1897–1974), das gezielte Morden als 
 gnadenbringendes Himmelszeichen. Seine Gläubigen ließ er wissen: »Gott hat am 30. Juni die Größe unseres Führers überwältigend offenbart.« Thomas Mann erfasste angesichts dieses Kommentars »übergroßer Ekel«.

 

Nach zwei Jahren hatten Hitler und seine Partei ihre Macht zementiert. Das zeigte sich auch an der Anzahl der per Schutzhaftbefehl in Konzentrationslager eingewiesenen Häftlinge. Sie betrug Ende 1934 maximal 3000 Gefangene, darunter ein hoher Anteil von Deutschen, die nicht wegen politischen Widerstands inhaftiert worden waren, sondern weil sie als Asoziale oder Berufsverbrecher eingestuft wurden. In dieser Phase stieg der Zuspruch zur neuen, autoritär, aber äußerlich hocheffizient arbeitenden Regierung von Woche zu Woche. Mit dem überwältigenden Sieg Hitlers bei der Abstimmung über die staatsrechtliche Zugehörigkeit des Saarlandes zu Deutschland konnte die NS
 -Führung die Konsolidierungsphase abschließen. Von nun an verfügte sie ohne jeden Zweifel über eine komfortable gesellschaftliche Mehrheit. Auf dieser Basis aufbauend, steigerte sie ihre nach innen und außen gerichtete Aggressionspolitik.

Im März 1935 führte die Regierung die allgemeine Wehrpflicht ein; wohlkalkuliert brach sie damit den Versailler Friedensvertrag und sprach von der wiedererrungenen »Wehrfreiheit«. Im September desselben Jahres verkündete Hitler die Nürnberger Rassengesetze, sie dienten der Entrechtung und möglichst lückenlosen Erfassung der deutschen Juden. Im März 1936 besetzte die Wehrmacht das entmilitarisierte Rheinland, im Juli begann die Errichtung des großen Konzentrationslagers Sachsenhausen, im Herbst wurde der schon Monate zuvor beschlossene Vierjahresplan der deutschen Öffentlichkeit mitgeteilt, um Deutschland binnen vier Jahren kriegsbereit zu machen. Zur selben Zeit stellte die Luftwaffe die Legion Condor auf, um mit mehreren Tausend Soldaten, mit Bombern, Jagd- und Transportflugzeugen auf faschistischer Seite in den Spanischen Bürgerkrieg einzugreifen.
[4]








Fußnoten
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Die schwarz-weiß-rote Nationalflagge des wilhelminischen Kaiserreichs wurde nach der schwarz-rot-goldenen der Weimarer Republik 1933 neben der Hakenkreuzfahne wieder als Nationalfahne eingeführt. Mit dem Reichsflaggengesetz vom 15. September 1935 wurde sie gemäß Paragraph 1 endgültig wieder eingerollt, und Paragraph 2 legte fest: »Reichs- und Nationalflagge ist die Hakenkreuzflagge.«













[image: Seite aus einer "Kraft durch Freude"-Broschüre von 1938, zu sehen ist das Foto zweier junger Frauen, die am Strand in der Sonne liegen, rechts daneben steht "Ostsee".]


Erstmals moderner Massentourismus: 
[1]

 Wind, Sonne, Meer. 1938 weckt der Kraft-durch-Freude-Urlaub die Erwartung auf noch bessere, noch schönere Zeiten. Bald schon wird der Krieg zum »Reiseunternehmen des kleinen Mannes«, wie ein straff unterrichtender Sport- und Geographielehrer des Autors, Walter Rümelin (1915–1994), zu sagen pflegte.
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 Im Friedensglück dem Krieg entgegen




Der Stahlhelm war reaktionär, die SS
 wohl kaum. Herr von Papen war für den Obrigkeitsstaat, Hitler sicher eher für die levée en masse, genannt »Bewegung«. Im Nationalsozialismus nur das Autoritäre, Obrigkeitsstaatliche zu sehen, aber das Element der Bewegung nicht sehen zu wollen, heißt, ihn so gut wie nicht zu erkennen.


Wilhelm Hennis (1923–2012), Vortrag, September 1968
 
[1]





Äußerlich verliefen die Jahre 1935 bis 1937 für die meisten Deutschen als die friedlichsten der Hitlerzeit. Bei den Olympischen Winter- und Sommerspielen 1936 in Garmisch-Partenkirchen und Berlin bewunderte die Welt Tatkraft, Organisationstalent und Sportsgeist der Deutschen. Kein einziger Staat boykottierte die Spiele. Die Nürnberger Rassengesetze vom September 1935 schienen halbwegs vergessen, die Verfolgung sozialdemokratischer und kommunistischer Aktivisten hatte nachgelassen. Und doch konnte seit dem Herbst 1936 jeder erkennen, ahnen, zumindest beunruhigt fühlen, wie sehr die politische Führung auf den nächsten, dann zweifelsfrei allein von Deutschland verursachten und begonnenen Krieg zusteuerte. Denn Ende 1936 hieß es, für Deutschlands große (womöglich kriegerische) Zukunft sei der Gürtel vorläufig enger zu schnallen. Um solche Ansagen erträglich zu gestalten und Ängste zu neutralisieren, entfalteten die Propagandaämter, Gau- und Kreisleitungen der NSDAP
 und nicht zuletzt die Deutsche Arbeitsfront mit ihrer Freizeitorganisation »Kraft durch Freude« allenthalben und wohlorganisiert einen riesigen Rummel zur Hebung der guten Laune, des individuellen und kollektiven Glücks.


 Der bezahlte Urlaub war keine Erfindung der NSDAP
 . Doch hatte es solche rechtlich gesicherten Möglichkeiten, sich von der Arbeit zu erholen, für Arbeiter vor 1933 nur in kümmerlichen Formen gegeben. Hier setzte die neue Regierung an. Zwischen 1934 und 1939 erhöhte sie die Ansprüche auf bezahlte Urlaubstage mehrfach – gestaffelt für bestimmte Berufs- und Altersgruppen, besonders deutlich für Bergleute und für Arbeiter in der chemischen Industrie. Der Clou bestand in der Kombination von bezahlten Ferienwochen mit billigen Reiseangeboten. Sie wurden, wie der britische Ökonom Claude William Guillebaud (1890–1971) 1942 in seiner Analyse »The Social Policy of Nazi Germany« feststellte, zu einer der populärsten Neuerungen des Naziregimes.

Im Mai 1938 berichtete der amerikanische Generalkonsul Alfred W. Kliefoth (1889–1969) aus Köln, die einfachen Leute stünden geschlossen hinter Hitler, weil er für Essen, Arbeit und nationales Selbstbewusstsein sorge. Er habe das noch in keinem Land gesehen, aber die deutschen Arbeiter schuften 58 bis 60 Stunden in der Woche, und das mit Freude. Die besonders Eifrigen dürften an Schifffahrten nach Norwegen oder zu den Kanarischen Inseln teilnehmen, »und offensichtlich sehnt sich ein Deutscher nach nichts mehr als nach der Möglichkeit zu einer solchen Reise«. Daraus schloss der Diplomat: »Die Arbeiterschaft derart zu bestechen, ist eine der wirksamsten Waffen der Nazis.« Immerhin hatte die Deutsche Arbeitsfront von 1935 bis Ende 1937 die Anzahl der mit ihrer KDF
 -Organisation urlaubenden Touristen von drei auf neun Millionen gesteigert.

Die Wirtschaft boomte, Fachkräfte begannen knapp zu werden, mehr und mehr Deutsche kultivierten das für jeden Einzelnen erfreuliche Gefühl, es gehe mit Sieben-Meilen-Stiefeln voran. Deutschland galt wieder etwas, rüstete auf, erzwang sich internationalen Respekt. Wegen des mittlerweile allgemein als unklug geltenden Versailler Friedensdiktats hatten die Siegermächte des Ersten Weltkriegs »gegenüber Deutschland kein ganz reines Gewissen«, wie der Historiker Wilhelm Treue (1909–1992) 1955 anmerkte. Deshalb verschlossen sie 
 lange die Augen vor der akuten Gefahr eines deutschen Aggressionskriegs – im Rückblick muss man sagen: viel zu lange.
[2]



Von 1935 an formierte Hitlerdeutschland die menschlichen und materiellen Kräfte und speicherte in gewaltigem Ausmaß die Energien, die es der deutschen Regierung ermöglichten, den mehr als sechseinhalb Jahre dauernden Zweiten Weltkrieg, einen Aggressionskrieg ohnegleichen, anzuzetteln. Zu diesem Zweck verschuldete sich der Staat in einem ungeheuren Ausmaß, das für die Bevölkerung möglichst unsichtbar bleiben sollte. Die Regierung trachtete danach, Schlüsselpositionen in Staat und Gesellschaft mit eigenen, möglichst jungen und wenig kompromisslerischen Leuten zu bestücken und einen Teil der älteren Eliten zu integrieren. Zudem begannen Hitler und seine Mitführer damit, die Bevölkerung für einen Krieg zu konditionieren, insbesondere Goebbels versuchte nicht ohne Erfolg, die in katholischen Milieus besonders ausgeprägten Widerstände dauerhaft zu brechen. Seit 1936 wurde die Aufrüstung immer schneller vorangetrieben, und der deutschen Bevölkerung als »friedenssichernde Maßnahme« erklärt.

Als vordringlich sah es die Führung an, den Primat der Politik über die Wirtschaft durchzusetzen. Beispielsweise zwang der Staat mit dem Anleihestockgesetz vom Dezember 1934 Aktiengesellschaften, die Dividendenausschüttungen zu begrenzen und die Überschüsse in einem staatlichen Anleihestock festverzinslich anzulegen. Das Kapitalstockgesetz, so kommentierten die damaligen Zeitungen, bezwecke »für eine Reihe von Jahren, nämlich für die Zeit, die Adolf Hitler für seine wirtschaftliche Aufbaupolitik braucht«, Kapitalgesellschaften zu zwingen, die Dividenden nur in begrenzter Höhe an ihre Aktionäre auszubezahlen und die darüber hinausgehenden Gewinne in Staatsanleihen anzulegen. »Der Liberalismus wird einen solchen Eingriff in das Privateigentum wahrscheinlich verurteilen«, hieß es dazu in den Dresdner Nachrichten vom 7. Dezember 1934, »aber der Nationalsozialismus denkt anders.« Folglich werde das Geld »im Sinne der Not des Staates, das heißt, für die Allgemeinheit« verwendet. Die 
 Regierung brauche diese zusätzlichen Mittel, um für »die breite Masse der Bevölkerung« Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung zu finanzieren. Dafür müssten nun jene, die mit ihren Unternehmen »einen besonders hohen Ertrag erzielen«, vorübergehend einen Teil für staatliche Aufgaben zur Verfügung stellen.

Das Gesetz vom 4. Dezember 1934 nannte sich recht neutral »Gesetz über die Gewinnverteilung von Kapitalgesellschaften (Kapitalstockgesetz)«. Wenige Wochen später, am 27. Februar 1935, wurden die Zinsen für öffentliche Anleihen gedrosselt. Die Aktionäre, die Teile ihrer Dividenden im Anleihestock deponieren mussten, erhielten als Gegenleistung Steuergutscheine, die allerdings erst ab 1941 eingelöst werden durften. Als dieser Termin nahte, erging im Juni 1941 eine so bezeichnete Dividendenabgabeverordnung. Diese ermöglichte es, Auszahlungen aus dem Anleihestock auf die Zeit nach dem Kriegsende zu vertagen.
[3]
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 Tempo: Die tödliche Logik politischer Raserei



Seit 1934 trieb die Regierung den Bau von Kasernen und die Produktion moderner Waffen erst schrittweise, dann immer schneller voran, ließ Autobahnen durchs Land legen, Flüsse begradigen und eindämmen, Ministerien, Krankenhäuser, Museen und Bahnhöfe, Flughäfen und Schulen, Freilichtbühnen und Stadien errichten. Zudem versprach sie Wohnungsbau, Massenmotorisierung, Urlaub und soziale Gerechtigkeit. In Berlin entstand der (schon lange geplante) Nord-Süd-Tunnel der S-Bahn. Der Boulevard Unter den Linden wurde zwischen Universität und Schlossbrücke kräftig verbreitert und erhielt seine heutige Gestalt. 1938 peitschte Albert Speer (1905–1981) den riesenhaften Bau der Neuen Reichskanzlei in Rekordzeit voran, ließ 1938/39 die Siegessäule um einen Kilometer auf den Großen Stern versetzen und sie sowohl an der Basis als auch um eine 
 Säulentrommel erhöhen. Das lässt sie bis in die Gegenwart sehr viel eleganter erscheinen und machte sie Jahrzehnte später und bis heute beliebt für Massenevents aller Art.

1935 setzen die Borsigwerke die schnellste Dampflok der Welt auf die Schiene, die 05.001. Mit 2300 PS
 erzielt sie eine Spitzengeschwindigkeit von 200 Stundenkilometern. Rot lackiert, mit den olympischen Ringen bemalt, verbindet sie 1936 Hamburg und Berlin. 1937 werden Nord- und Südkurve der Berliner Rennstrecke AVUS
 (Allgemeine Verkehrs- und Übungsstraße) stark überhöht, Tribünen und Zielrichterturm völlig neu im Stil der Bauhaus-Moderne gestaltet. Erstmals erreicht der Silberpfeil von Mercedes-Benz die sensationelle Geschwindigkeit von knapp 400 Kilometern pro Stunde. Der bald darauf tödlich verunglückte Rennfahrer Bernd Rosemeyer (1909–1938) erzielt die seinerzeit sagenhafte Durchschnittsgeschwindigkeit von 276,39 Stundenkilometern.

Die NS
 -Regierung schuf eine Atmosphäre, die nach den entbehrungsreichen Krisenjahren in der großen Mehrheit neue Lebensfreude weckte, mit der sich viele Deutsche gut gelaunt in eine keineswegs wohlige Zukunft wirbeln ließen. Die sich selbst beschleunigende Rutschpartie auf der schiefen Ebene gesellschaftlicher Atomisierung und moralischer Haltlosigkeit hatte begonnen.

In den seit 1933 neu errichteten Messehallen am Berliner Funkturm inszenieren Staat, Partei und Industrie 1937 die Internationale Automobil- und Motorrad-Ausstellung. »Kraft des Motors – Kraft des Volkes« lautet das Motto. Der später berühmt gewordene Architekt Egon Eiermann (1904–1970) gestaltet die Schau wuchtig-modern. In der Eröffnungsrede bejubelt Hitler am 20. Februar, wie sehr »das deutsche Volk in seiner Gesamteinstellung kraftwagenfreundlich geworden ist«. Er verspricht pro Jahr tausend Kilometer neue Autobahnen, ein Jahressoll, das seit der Eröffnung der ersten kleinen Strecke im Jahr 1935 bis zum Kriegsbeginn gehalten wird. Allerdings lügt der Kanzler schamlos, als er seinen Zuhörern »das Ausklingen der nationalen Aufrüstung« ankündigt, wodurch es bald möglich werde, 
 »Hunderttausende von Menschen für andere Zwecke«, sprich für die zivile Massenmotorisierung, einzusetzen. Dann werde die Kraftverkehrswirtschaft als »eine Schlüsselindustrie von größtem Ausmaße, eine sichere, auf nationaler Grundlage fundierte Entwicklung garantieren«. Insbesondere preist er den Volkswagen, mit dem endlich die Auffassung überwunden werde, »dass das Automobil ein Klassenmittel« sei, geschaffen allein für »unsere sogenannten Oberschichten«.

Zu solchen Versprechen passend, bewirten Hitler und Goebbels am Nachmittag desselben Tages 400 Automobilarbeiter. Nicht irgendwo – man tafelt im Luxushotel Kaiserhof am Wilhelmplatz. Dort erklärt der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda seinen proletarischen Gästen bei »wunderbarer Stimmung«: »Die Arbeiter sind doch immer die stabilste Grundlage des Staates.« Nach Goebbels spricht der Führer »voll von Schwung, Witz, Elan und Tempo«. Er wendet sich gegen »den deutschen ›Minderwertigkeitsteufel‹«, den er bereits ausgetrieben habe, und stellt den Arbeitern »Produktions- und damit Konsumsteigerungen« in Aussicht. Die sind, wie Goebbels beobachtet, »ganz hingerissen« und bilden am Ende »eine einzige große Gemeinde« zusammen mit ihrem »wirklichen Volksführer« Adolf Hitler.

Apropos Minderwertigkeitsteufel: Im Vergleich zu anderen westlichen Industriestaaten lag Deutschland weit zurück. 1937 kamen in Frankreich auf 200 Einwohner zehn Autos, in Großbritannien neun, in Deutschland vier, in den USA
 44. In der Sechs-Millionen-Stadt New York gab es, wie der liberaldemokratische Reichstagsabgeordnete Anton Erkelenz (1878–1945) im Jahr 1925 von seiner Reise in das »Amerika von heute« berichtet hatte, 1,1 Millionen Autos, während es in der Vier-Millionen-Stadt Berlin 35000 waren – Autos, die in den USA
 bereits zu einem »wirklichen Volksverkehrsmittel« geworden waren. Davon war Deutschland noch weit entfernt.

Hitler gelang es, die Idee vom eigenen Auto und von individueller Mobilität als in absehbarer Zeit erreichbaren Traum in Köpfe und Herzen der jüngeren Generation einzupflanzen. Die Begeisterung übertrug 
 sich selbst auf entschiedene Regimegegner, zum Beispiel auf Victor und Eva Klemperer (1882–1951). Am 27. September 1936 gerieten sie mit ihrem Auto zufällig auf ein soeben eröffnetes Teilstück der Autobahn bei Dresden. »Prachtvoll«, schwärmte der begeisterte Automobilist Klemperer, »dieser gerade Weg, (der) aus je zwei überbreiten Einbahnstraßen nebeneinander« besteht, einem »Rasenstreifen zwischen den beiden Richtungen. Und Brücken für Überquerer.« Klemperer »wagte ein paarmal 80 Kilometer Geschwindigkeit – ein großer Genuss.« Und dann halbkritisch: »Aber welch ein Luxus und wie viel Sand in die Augen des Volkes.« Wenn das neue Autobahnteilstück selbst dem mit Berufsverbot belegten und fast täglich schwer drangsalierten Juden und Autonarren Klemperer so viel Freude bereitete, wie erst dem braven, hoffnungsvoll in die Zukunft blickenden Volksgenossen.

Ebenfalls von der – noch unerfüllten – Freude am eigenen Auto ergriffen, schrieb Leutnant Fritz Hartnagel (1917–2001) unmittelbar nach seinem Einsatz in Jugoslawien Anfang Mai 1941 an seine Freundin Sophie Scholl (1921–1943):


Wie wir durch Jugoslawiens herrliche Berglandschaft gefahren sind, habe ich mir wieder einmal Pläne gemacht. Ich dachte mir aus, wie wir nach dem Krieg mit einem eigenen Wägelchen alle Länder, die uns reizen, zusammen durchreisen würden, nicht als vornehme Reisende, sondern ganz einfach, eventuell mit Zelt oder den Wagen zum Schlafen eingerichtet, wir würden selber abkochen und uns von niemandem stören lassen.
[1]





Wahr wurden solche Träume für die allermeisten Deutschen erst nach der Niederlage. So auch für meine Eltern, die 1954 erstmals per neuem Volkswagen, Zelt (des Wehrmachtausstatters Deuter), Spirituskocher und zwei dunkelgrünen Luftmatratzen durch die Schweiz reisten und Norditalien streiften.

Die Autobahnen und das Auto standen exemplarisch für das neue Deutschlandtempo. Alles musste und sollte schnell gehen. Im Februar 
 1937, zum Zeitpunkt der Automobilausstellung in Berlin, war in den Zeitungen schier ununterbrochen die Rede vom Tempo: Da wurde »das Tempo der Erzeugungsschlacht mehr und mehr gesteigert«, »wir sahen«, wie der Führer »mit dem Tempo des Wachsens seines Anhangs ein technisches Tempo anschlug, das niemals mit Raum und Zeit in Verlegenheit geriet«. Und wen führte dieser Führer? Klar: »Die Partei als politischen Motor.« So stand es in den Zeitungen. Bald zogen hochgradig motorisierte Truppen in die Blitzkriege, und die Panzergrenadiere sangen »Bestaubt sind die Gesichter, doch froh ist unser Sinn. / Es braust unser Panzer im Sturmwind dahin.«

Mit Vorliebe benutzte Joseph Goebbels die Wörter Tempo und rasend. Sie ermöglichen es, die zwölf hitlerdeutschen Jahre im Schnelldurchgang nachzuzeichnen und besser zu verstehen. Hier einige typische Stellen aus Goebbels’ Tagebuch:



20. Januar 1933
 : Rasendes Tempo.


14. Juni 1933
 : Tolle Fahrt, 180 km/h über Avus. Mein S.S. Wagen. Herrlich! (S.S. Wagen = Mercedes-Benz Supersport).


13. Juli 1933
 : Die Macht ganz unser. Tempo bestimmen wir.


9. Dezember 1935
 : Heute etwas weniger Tempo. Man muss dann und wann mal zum Atmen kommen.


21. Oktober 1938
 : Ich fahre dann fast bis Stettin heraus, in einem irrsinnigen Tempo, mache kurz Halt am Bogensee (Goebbels’ Wochenend-Anwesen). Aber auch dort finde ich keinen Augenblick Ruhe.


28. Januar 1939
 : Der Ausbau des Rundfunks nimmt jetzt ein rapideres Tempo an. Er wird als kriegswichtig angesehen.


1. August 1939
 : Abends (mit Magda, seiner Frau) nach Salzburg abgefahren. Ein tolles Unwetter geht auf uns herab. Wir rasen in tollem Tempo weiter.



Im Gegensatz zur weit verbreiteten Skepsis und auch Angst in der Bevölkerung atmet die politische Führung bei Kriegsbeginn hörbar auf. Ende August 1939, mitten in den abschließenden militärischen 
 Vorbereitungen schwärmt Goebbels, »gestern: wieder ein toller und erregender Tag«. Und am 1. September schreibt er: »Wir sind nun wieder im Angriff. Man fühlt sich nur wohl im Kampf.« Neun Tage nach dem Beginn des Feldzugs gegen Polen versichert Göring den Arbeitern der Rheinmetall-Borsigwerke in Berlin, sie könnten sich auf eine Führung verlassen, »die selbst vor Energie, ich möchte sagen, rast«. Vom Hamburger Gauleiter Karl Kaufmann (1901–1969) heißt es in der Zeitung Das Reich, er arbeite »wie ein immer auf Hochtouren laufender Motor«. Zehn Tage nach der Niederlage Frankreichs interpretiert Friedrich Meinecke den deutschen Siegeszug halb bewundernd als Ergebnis der »revolutionären Dynamik des Dritten Reiches« und fügt, Theodor Fontane referierend, hinzu: »Es ist fast so, als ob die große Triebkraft für notwendige Revolutionen mehr im Schlechten als im Guten der menschlichen Natur liege.«
[2]



Während des Frankreichkriegs findet Goebbels die unter seiner Regie produzierten Wochenschauen »hinreißend in ihrem Tempo und ihrer Dynamik«. Angesichts des deutschen Überfalls auf Jugoslawien und Griechenland und des mit allen Kräften zielstrebig vorbereiteten Überfalls auf die Sowjetunion jubelt er im Frühjahr 1941: »Am ganzen Tag ein tolles Tempo«; »Jetzt fängt das rasende Offensivleben wieder an« oder – im antibritischen Siegesrausch: »Ich verlebe den ganzen Tag in einem fiebernden Glücksgefühl.« Vier Tage vor dem Überfall auf die Sowjetunion schreibt er: »Wir leben in einer rasenden Hochspannung. Nun könnte schon bald das Gewitter kommen. Wenn nur bloß diese Woche schon vorbei wäre.« Es klappt, und acht Tage nach dem Einmarsch der Wehrmacht freut er sich adrenalindurchströmt: »Das atemberaubende Tempo in Berlin nimmt mir fast die Luft.« – »Eine Riesentankschlacht bei Luzk (Westukraine).«
[3]



Das Tempo blieb, doch wechselte es seit dem Oktober 1941 langsam die Richtung – noch nicht dauerhaft, aber deutlich. Es gelang der politischen Führung sogar, die einmal erreichte Geschwindigkeit immer wieder zu erhöhen, selbst noch auf der lange verzögerten, extrem blutigen, schließlich rasenden Fahrt in den Untergang. Während 
 der Winterkrise 1941/42 überlegte Goebbels für einen Moment, wie er dem mangelnden Kriegswillen an der Heimatfront aufhelfen könne. Nach kurzem Nachdenken verzichtete er auf aktive Maßnahmen und setzte auf den Automatismus des politisch-militärischen Tempos: »Die Entwicklung geht ja so rasend schnell, dass man sich hierüber keine Sorge zu machen braucht; denn in absehbarer Zeit werden die Tatsachen selbst uns vor harte Notwendigkeiten stellen.«

Kaum hatte die Wehrmacht im Sommer 1942 noch einmal die Offensive ergriffen und die Nordseite des Kaukasus erreicht, erlahmte ihr Schwung. Die Offensive scheiterte an der Roten Armee, deren Soldaten die Invasoren im Winter 1942/43 erst langsam, dann immer schneller zurückdrängten. Jetzt prognostizierte Goebbels »sehr schwere Kämpfe«, wohlgemerkt Rückzugskämpfe. Auch das befriedigte ihn. Denn Gott sei Dank werde sich das »Tempo des Krieges« auch auf diese Weise »wahrscheinlich außerordentlich beschleunigen«. Hauptsache Tempo – egal in welche Richtung!

So ließen sich die Soldaten an den Fronten und deren Familien zu Hause in Atem halten. Der von der Führung immer wieder angepeitschte Aktivismus, die Zwänge der Lage, der schnelle Wechsel zwischen Hoffnung und Angst setzte sie förmlich unter Strom, jagte ihnen permanente Schwindelgefühle ein, machte sie zu der von Hitler gewollten leicht steuerbaren »Masse der Mitte«. (Auf diesen von Hitler in »Mein Kampf« entwickelten soziologischen Begriff kommen wir in Kapitel VII
 .1 zurück.)

Hitler nutzte die fortwährend gesteigerte Geschwindigkeit des Handelns, die daraus folgenden Ereignisse und wechselnden Zielvorgaben, um die Leute auf Trab zu halten, ihnen das Nachdenken oder gar Grübeln abzugewöhnen, sie in einer Weise umherzuwirbeln, dass ihnen schwummrig werden musste. Das ließ sich im Bewegungskrieg – gleichgültig, ob es vor oder zurück ging – leicht bewerkstelligen, nicht jedoch im Stillstand des Grabenkriegs. Goebbels fand »nichts unangenehmer, als dass der Krieg sich in einem zähen, dickflüssigen Stil weiter fortsetzt«. Tempo! Egal wohin!


 Im Herbst 1943 wird die militärische Lage für die Soldaten der Wehrmacht immer aussichtsloser. Dennoch kämpfen sie noch 18 Monate lang weiter – »Siegesglauben wechselt mit Apathie und Gleichgültigkeit«, wie die Propagandaämter berichten. Goebbels ist das recht. Ungerührt konstatiert er das schnelle »Rückfluten der Ostfront«. Dazu passend beschreibt er seine eigene Rolle als Volksdompteur und Hitler-Sparringspartner: »Man erledigt wie im Fieber die täglich, stündlich, ja minütlich anfallenden Probleme und Aufgaben.« Die Panzer werden dank Albert Speers Organisationstalent und des brutalen, häufig tödlichen Zwangsarbeitereinsatzes immer weiter produziert und an die Fronten geschafft.

Als der siebzehnjährige Albrecht Schöne (*1925) im Sommer 1943 für den Dienst in der 3. Panzerdivision rekrutiert wird und alsbald das Panzerfahrerlied lernt, ist vom »Sturmwind« der ersten Zeilen nichts mehr zu spüren, der Akzent liegt längst auf der letzten Strophe: »Und lässt uns im Stich einst das treulose Glück. / Und kehren wir nicht mehr zur Heimat zurück, / Trifft uns die Todeskugel, ruft uns das Schicksal ab, / Dann wird unser Panzer ein ehernes Grab.«

 

Von 1933 bis 1937 hatte sich die deutsche Produktion von Rohstahl vervierfacht. Was das zumindest für die jüngeren Arbeiter und auch Angestellten bedeutete, wird am Beispiel von Walter Paulsen (*1915) sofort klar, der 1935 bei Krupp als Sachbearbeiter anfing. Auf die ihm 1981 gestellte Frage, wie er sich an diese Zeit erinnere, antwortete er:


Sie müssen ja bedenken, dass man uns kaum Zeit gelassen hat, es wurden doch Überstunden auf Überstunden gemacht. (…) Wir haben fast jeden zweiten Sonntag arbeiten müssen. (…) Damals, da liefen die Aufträge auf Hochtouren, da wurde gearbeitet. Und jeder hatte da, wo er hingestellt war, zu arbeiten. Das war’s.



Anschließend ging es für ihn erst richtig los. 1937 folgten auf sechs Monate Reichsarbeitsdienst zwei Jahre Militärdienst, der Krieg und 
 die Gefangenschaft in Sibirien. Er verlor zwei Brüder, »und auch aus dem Bekanntenkreis sind ja so viele gefallen«. Der zu Beginn der Hitlerherrschaft siebzehnjährige und am Ende von Krieg und Gefangenschaft vierzigjährige Walter Paulsen stellte sich im Rückblick nur eine Frage: Warum bin ausgerechnet ich durchgekommen? Warum habe ich das große Glück gehabt?

Als soziale Bewegungspartei schuf die NSDAP
 ein Klima des »alles in Marsch Setzenden«, »einer unentrinnbaren Wir-Atmosphäre«. So kennzeichnete der Politikwissenschaftler Wilhelm Hennis die Herrschaftsform, die er als Gymnasiast und Marinesoldat miterlebt hatte: »Vor der deutschen Zipfelmütze hat sich noch nie jemand gefürchtet, wohl aber vor dem Furor teutonicus, der deutschen Wildheit und Besessenheit, unserer Radikalität und Unfähigkeit zum Kompromiss. Das Gefühl, dass ständig etwas geschieht, Aktionen bevorstehen – dies war es doch, was die Menschen fürchten ließ.« Hermann Stresau sah sich Anfang 1938/39 im »Katarakt von Ereignissen«. Und auf die Frage des amerikanischen Journalisten Howard K. Smith, wie er sich fühle, antwortete damals ein Kölner Journalist: »Es ist, als ob man mit einer kühnen jungen Artistin verheiratet ist, die am fliegenden Trapez arbeitet. Es wird nie langweilig, aber für die Nerven ist es eine Katastrophe.«

Solche Gefühle wurden im Krieg noch extrem gesteigert. Unmittelbar nach dem Sieg über Frankreich schrieb der Soldat Fritz Hartnagel an seine Freundin Sophie Scholl, durch »das rasche Tempo der letzten Tage« habe er »jedes Zeitmaß verloren«. Einige Wochen danach, im September 1940, einer Phase, in der niemand wusste, wen die Regierung als Nächstes überfallen oder ob sie vielleicht doch Frieden schließen würde, notierte Hermann Stresau: »Die zeitliche Perspektive ist weg«, »das Gefühl für Zeiträume verlorengegangen«. Wenn er versuche, zu bedenken, was sich vor sechs Jahren ereignet habe, so sei das »eine rein zahlenmäßige Theorie«. Aus anderen Gründen, solchen des bedrohlichen Stillstands, befielen den mittlerweile ins Judenhaus gezwungenen Victor Klemperer zur selben Zeit ähnliche 
 Empfindungen: »Man hat jetzt gar kein Zeitgefühl mehr, alles ist nichtunterteilte zähe Endlosigkeit.«
[4]



Hitler drängte auf ständige Expansion, auf immer neue Aktionen, auf Krieg und Tempo. Gelinge das nicht, drohten, wie er 1937 ausführte, eine politische »Sterilisation« und in deren Folge »Spannungen sozialer Art«, die sich schnell zu einem »Schwächungsmoment des Regimes« auswachsen würden. Nachdem die Expansion Anfang 1943 gescheitert war, wurden die Mittel, Aktion und Tempo erst recht und fortwährend gesteigert eingesetzt, um die Herrschaft Hitlers so lange wie nur möglich zu sichern. Der Historiker Ian Kershaw schrieb dazu: »Das NS
 -Regime konnte sich keinen Stillstand erlauben. (…) Die kühne Flucht nach vorn, die gleichsam Hitlers Markenzeichen war, lag im Wesen des Nationalsozialismus.«
[5]








2
 Die »Partei der Jugend« führt ihr »junges Volk«



Wie dargestellt, verdankte die NSDAP
 ihre Wahlerfolge vor 1933 in hohem Maße jüngeren Wählern. Sie begriff sich als »junge, stürmische Bewegung«, beschwor den Idealismus der Jungen, die von den Alten »kaltgestellt« würden. Goebbels sprach von der ewigen Dissonanz zwischen »Kalk und Begeisterung«, pries die »Jungen, die tatsächlich den neuen Menschen wollen«. Dagegen verursachten ihm die Thyssens, die Nachkommenschaft der Fürstenhäuser, dieser »ganze Schwarm von Durchlauchts und Geldkapitanos«, »Brechreiz«. 1940 tat er das eben besiegte Frankreich als »alt, müde und reif zum Zerfall« ab und postulierte für sich und seine tatendurstigen Altersgenossen: »Wir müssen Platz haben, wir Deutschen. Wir sind ein junges wachsendes Volk.«

Die NSDAP
 schuf den noch statusunsicheren Nachrückern und Emporstrebern 1933 Platz, sei es mit Hilfe der Diskriminierung einzelner Gruppen aus rassischen oder politischen Gründen, mit Hilfe 
 innerer Expansion, wie sie Martin Broszat beschrieb, oder wie seit 1938 mit Hilfe äußerer, imperialer Expansion. Neben den Parteiorganisationen wurden auch die staatlichen Apparate schnell vergrößert. Verfügte Deutschland 1933 über 100000 Berufssoldaten und Offiziere der Wehrmacht, waren es 1939 mehr als 800000. Das brachte massenhafte Möglichkeiten mit sich, um in die höheren Ränge aufzusteigen, und zwar auf allen Ebenen: vom Gefreiten zum Unteroffizier, vom Leutnant zum Hauptmann usw.

Weil die Bildungsanforderungen herabgesetzt wurden und das Abitur als Voraussetzung für die Offizierslaufbahn schnell, wenn auch zunächst informell abgeschafft wurde, veränderte sich die soziale Mischung des Offizierskorps mit beachtlicher Geschwindigkeit: Von den im Frühjahr 1935 im Wehrkreis IX
 (Kassel) neu in die Wehrmacht aufgenommenen 128 Fahnenjunkern (Offiziersanwärtern) hatten lediglich 35 mit dem Abitur die Hochschulreife erlangt, und das bei immerhin 462 Bewerbern. Selbst ein Mann wie Erwin Rommel (1891–1944), der im Ersten Weltkrieg 1918 als Generalstabsoffizier für seine Verdienste bei der Planung und Durchführung der gewaltigen 12. Isonzo-Schlacht im heutigen Slowenien mit dem Pour le Mérite ausgezeichnet worden war, brachte es in der Reichswehr der Weimarer Republik – womöglich seiner nichtadeligen Herkunft wegen – nur zum Hauptmann. Erst im Oktober 1933 wurde er zum Major ernannt. Dann aber ging es Schlag auf Schlag bis zum Generalfeldmarschall im Jahr 1942. Die ungeheure Ausweitung des militärischen Sektors, verbunden mit riesigen Mengen modernster Waffen und traumhaften Aufstiegschancen, sicherten Hitler die Loyalität der Generäle wie der Obristen dauerhaft.

Im Krieg ließ sich die Verjüngung und Radikalisierung der deutschen Eliten noch wesentlich schneller realisieren als im Frieden. 1942 lehnte Hitler die als verknöchert und kriegsmüde geltende »sogenannte bessere Gesellschaft« rundweg ab und erläuterte seinen Reichs- und Gauleitern, gemäß der Mitschrift von Gauleiter August Eigruber (1907–1947): »Die gute Gesellschaft (ist) dort, wo wir sind. 
 Alles andere ist Scheiße.« Er empfahl dringend, dass »ein junger, energievoller Mann, der in die Zeit passt, Staatssekretär werden kann«. Dasselbe gelte »grundsätzlich« für die Offizierslaufbahn. Deshalb werde er demnächst »eine Reihe jüngerer Offiziere zu Feldmarschällen befördern«. Öffentlich machte Hitler daraus sein allgemeines Aufstiegsversprechen, so zum Beispiel am 30. September 1942: »In diesem Volk« habe »nicht nur jeder Soldat den Marschallstab im Tornister«, sondern es stehe »auch jedem einzelnen Volksgenossen jeder Weg offen, den ihm seine Genialität, sein Fleiß, seine Tapferkeit, seine Einsatzfähigkeit oder Bereitschaft überhaupt zu öffnen vermag«. Ähnliche Aussagen Hitlers sind dutzendfach überliefert.

Führungsfiguren, die seinem Eindruck nach nichts taugten, entsorgte Hitler in der Regel behutsam seitwärts in nurmehr äußerlich präsentable Positionen. So ersetzte er 1943 Innenminister Frick (63) durch Heinrich Himmler (42); de facto übernahm der neu ernannte Rüstungsminister Albert Speer (37) Anfang 1942 eine der Rollen, die Hermann Göring (49) als Chef der Vierjahresplanbehörde innegehabt hatte; Reichsverkehrsminister Julius Dorpmüller (73) blieb formal im Amt, doch wurde ihm Staatssekretär Albert Ganzenmüller (37) zur Seite gestellt, der die wegen des weiträumigen Kriegs immer schwierigeren Geschäfte vom Frühjahr 1942 an faktisch leitete. Ähnlich verhielt es sich im Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Minister Walther Darré (1895–1953) wurde seit 1936 von seinem Staatssekretär Herbert Backe marginalisiert. Zwar gehörte dieser derselben Altersgruppe an, hatte sich aber früh als zupackender, jeder Agrarromantik ferner und moralisch bedenkenloser Technokrat hervorgetan. Formal blieb Franz Seldte (1882–1947) von 1933 bis 1945 Arbeitsminister, aber im März 1942 ernannte Hitler den zwölf Jahre jüngeren Gauleiter Fritz Sauckel zum Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, insbesondere von Zwangsarbeitern, aber auch »sämtlicher verfügbaren Arbeitskräfte«.

Ingesamt waren die Führungskräfte und politischen Entscheider 1933 noch ziemlich jung: Joseph Goebbels war 35 Jahre alt, Reinhard 
 Heydrich 28, Albert Speer 27, Adolf Eichmann 26, Josef Mengele 21, Heinrich Himmler 32, Hans Frank ebenfalls. Hermann Göring – einer der Alten – hatte soeben den 40. Geburtstag begangen. Als Goebbels am 29. Oktober 1933 seinen 36. Geburtstag feierte, notierte er: »Noch jung und hoffentlich noch ein ganzes Leben vor mir. Ich will es nutzen im Dienst am Vaterland. Nichts will ich versäumen, meine Pflicht tun, arbeiten, kämpfen, siegen.«
[1]



Der spätere bundesdeutsche Arbeitgeberpräsident Hanns Martin Schleyer (1915–1977) mokierte sich 1942 – als siebenundzwanzigjähriger Besatzungsfunktionär in Prag – über die Reste der alten, zögerlichen Verwaltungs- und Bildungseliten, die in seinen Augen den Aufbruch in den »wirklichen Nationalsozialismus« störten: »Die uns in jungen Jahren in der Kampfzeit anerzogene Bereitschaft, Aufgaben zu suchen und nicht auf sie zu warten, der ständige Einsatz für die Bewegung auch nach der Machtübernahme haben uns früher als üblich in die Verantwortung gestellt.«

Als Reinhard Heydrich, der im Nebenamt stellvertretende, jedoch faktische Reichsprotektor in Prag, am 4. Juni 1942 infolge eines Attentats starb, war er 38 Jahre alt. Zuvor hatte er zehn Jahre lang den Sicherheitsdienst der SS
 aufgebaut und 1933 in eine semistaatliche Organisation überführt. Seit 1936 leitete und strukturierte er die Sicherheitspolizei und seit 1939 das Reichssicherheitshauptamt, in dem er Sicherheitsdienst und Sicherheitspolizei vereinigte (Letztere umfasste die Geheime Staatspolizei und die Kriminalpolizei). Seine Männer organisierten die Massenmorde an Juden und anderen ihnen unliebsamen Zivilisten, bekämpften die innenpolitischen Gegner mittels Haft, Folter und gezielten Morden. Seit 1941 lenkte Heydrich das in mehreren Stufen radikalisierte politische Programm zur »Endlösung der Judenfrage«.

Der Historiker Günter Morsch hat die »Exzess- und Direkttäter« unter den Männern des SS
 -Personals im KZ
 Sachsenhausen untersucht. Sie waren 1933 durchschnittlich 29 Jahre alt. Gemessen an den Berufen der Väter erbrachte die gehobene Tätigkeit innerhalb des 
 SS
 -Apparats für mehr als 80 Prozent von ihnen einen bedeutenden sozialen Aufstieg. Das KZ
 Sachsenhausen wurde 1936 gebaut, das KZ
 Auschwitz vier Jahre später. Folglich waren die 1965 im ersten Frankfurter Auschwitz-Prozess verurteilten 16 Männer etwas jünger und Anfang 1933 durchschnittlich 26 Jahre alt. In seinem Buch über die »Deutsche Zivilverwaltung« im Distrikt Lublin stellt Bogdan Musial 45 Biographien deutscher Besatzungsfunktionäre vor. 1933 betrug ihr Durchschnittsalter 32 Jahre. Fast alle hatten in den 1920er Jahren eine gehobene Ausbildung erhalten. Zwischen 1939 und 1944 enteigneten, terrorisierten, deportierten und ermordeten sie Hunderttausende Menschen. Auch Rudolf Höß (1901–1947), der spätere Kommandant von Auschwitz, entstammte dieser Alterskohorte.

Im Sommer 1938 ließ Goebbels den katholisch-konservativen Dichter Ernst Wiechert (1887–1950) wegen regimekritischer Äußerungen für einen Monat im KZ
 Buchenwald einsperren und drohte ihm anschließend unter vier Augen mit »physischer Vernichtung«, falls er noch einmal aufmucke. In seinem 1946 veröffentlichten Bericht »Der Totenwald« charakterisierte Wiechert den bei seiner Ankunft im Lager für ihn zuständigen SS
 -Unterführer Hartmann: »Es war ein schmächtiger Mensch, einige zwanzig Jahre alt, mit einem glatten, nichtssagenden Gesicht, von einem künstlichen Hochmut erfüllt, wie ihn junge Leute mit Befehlsgewalt leicht zeigen.« Über die Wachmannschaften insgesamt schrieb er: »Dort war die Uniform, unter der sich nichts verbarg als das Gleichmaß der Weltanschauung. Dort waren Siebzehnjährige Wachtposten (…). Dort war ein Lagerführer, der Schlossergeselle gewesen war und der im Delirium mit der Peitsche durch die Bunker ging.« Die Anhänger Hitlers bezeichnete Ernst Wiechert als »Emporkömmlinge«. Das waren sie, und so verstanden sie sich auch, allerdings in einem ganz und gar positiven Sinn: als Emporkommende, als junge Garde der Zukunft.

Wiecherts Beschreibung entspricht den Erkenntnissen der heutigen Gedenkstätte. Als das Konzentrationslager Buchenwald im Sommer 1937 errichtet wurde, »rekrutierte sich das dafür benötigte 
 Wachpersonal aus der SS
 -Totenkopfstandarte 3 ›Thüringen‹«. Die Männer wurden nach »verschärften, rassisch definierten Kriterien« ausgewählt, ihr Alter lag in den Anfangsjahren »deutlich unter der gesetzlichen Volljährigkeit von 21 Jahren«. »Neben dem Erwerb militärischer Grundkenntnisse hatte die Ausbildung vor allem die Aufgabe, den Korpsgedanken zu stärken und die kaltblütige Macht- und Gewaltausübung gegenüber den Häftlingen zu ermöglichen.«
[2]



 

In ähnlicher Weise kamen junge Akademiker sehr schnell zum Zug und in verantwortungsvolle Positionen. Sie passten sich besonders häufig umstandslos an, orientierten sich an den gerade modisch gewordenen und finanziell geförderten wissenschaftlichen Paradigmen und begeisterten sich an den Möglichkeiten, theoretisch Erlerntes zu realisieren, es wirksam in das politische und gesellschaftliche Leben einfließen zu lassen. Die folgenden sechs Beispiele tangieren alle in theoretischer, praktischer und legitimierender Weise das Projekt »Endlösung der Judenfrage«.

 


1.
 Die Karriere des Ökonomen Rudolf Gater (1905–1989) beginnt 1938 im soeben an Deutschland »angeschlossenen« Wien. Dort gelangt der in der Schweiz promovierte Rationalisierungsfachmann zum Einsatz, um die »Entjudung« des noch sehr kleinteiligen Wiener Handels mit einer erheblichen Straffung zu kombinieren. Als Erstes stellt er sich der Aufgabe »Arisierung der Schuheinzelhandelsgeschäfte«. Von 380 Geschäften, die Juden gehörten, will er 80 schließen, also wegrationalisieren, und »die Arbeiten unverzüglich in Angriff nehmen«. Drei Jahre später begutachtet er, mittlerweile im besetzten Krakau tätig, im Auftrag des deutschen Generalgouverneurs die Wirtschaftsbilanz des Warschauer Ghettos, genannt jüdischer Wohnbezirk (j.W.). Gutachter, die Politiker beraten, sollen Handlungsalternativen aufzeigen. Der mittlerweile sechsunddreißigjährige Dr. Gater formuliert drei seiner Ansicht nach mögliche Varianten und begründet sie ausführlich. Sofern man einen rechnerisch notwendigen Zuschuss 
 von jährlich 55 Millionen Reichsmark zur Versorgung von einer halben Million Einwohnern des Ghettos »vermeiden oder wenigstens verkleinern« wolle, gebe es dafür folgende Wege:


1. Man lässt eine Unterversorgung eintreten ohne Rücksicht auf die sich ergebenden Folgen.

2. Die Organisationen, die für die Ausnutzung der jüdischen Arbeitskraft im j.W. vorgesehen sind, werden in beschleunigtem Tempo auf einen solchen Stand gebracht, dass die Einsetzung der Juden für diese Zwecke in größtem Umfange wirklich gelingt.

3. Die Absperrung des j.W. in Warschau erfährt eine gewisse Lockerung, sofern dies vom Standpunkt der Abteilung Gesundheitswesen vertreten werden kann. Hierdurch erhalten gewisse Zweige der jüdischen Handwerker die Möglichkeit, sich – wenn auch in bescheidenem Umfange – selbst wieder wirtschaftlich direkt für die Außenwelt zu betätigen.
[3]





Gater, der niemals der NSDAP
 beitritt, vollendet sein Gutachten zur negativen betriebswirtschaftlichen Bilanz des Warschauer Ghettos im März 1941, fünf Monate nachdem das Ghetto am 15. November 1940 abgeriegelt worden war. Am 3. April 1941 werden seine Handlungsempfehlungen Generalgouverneur Hans Frank (1900–1946) vorgelegt und auf den Regierungssitzungen vom 9. und 19. April unter Beteiligung Gaters diskutiert. Die Regierenden entscheiden sich »zunächst« für den milderen Weg einer gewissen Ökonomisierung des Ghettos – allerdings nur experimentell und nur unter der Voraussetzung, dass das gesamte Generalgouvernement bald »von Juden völlig befreit« werde, wie Frank bemerkt.

 


2. und 3.
 Ein halbes Jahr nach dieser Sitzung, im Herbst 1941, war wegen der extremen militärischen Schwierigkeiten an eine »schnelle Aussiedlung« der polnischen Juden nicht mehr zu denken, die physische Form der »Endlösung der Judenfrage«, also die Ermordung, 
 wird bereits auf verschiedenen Ebenen diskutiert. In dieser Situation ersinnen zwei junge Wissenschaftlerinnen, die heute als Postdocs bezeichnet würden, ein für ihre Habilitation geeignetes wissenschaftliches Vorhaben. Es beinhaltet die fotografische und soziologische Erfassung, die körperliche Vermessung und Beschreibung »typischer Rassenmerkmale« sogenannter Ostjuden. Partnerinstitutionen sind das Institut für Deutsche Ostarbeit (IDO
 ) in Krakau, eine mit jungen Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen bestückte Ideenfabrik der Besatzungsverwaltung, und das Anthropologische Institut der Universität Wien. Die Projektidee passt bestens in die gerade aktuellen funding priorities der akademischen Landschaft.

Im März 1942 können die Antragstellerinnen, die Anthropologinnen Dr. Dora Maria Kahlich (1905–1970) und Dr. Elfriede Fliethmann (1915–1987), in der südpolnischen Stadt Tarnów die Daten für ihr geplantes, jedoch dank des Kriegsverlaufs nie vollendetes Großwerk über die »Rassischen Eigenschaften der Ostjuden« erheben. In dieser Stadt haben die deutschen Besatzer mehr als 30000 jüdische Männer, Frauen und sehr viele Kinder in einem noch nicht komplett abgeriegelten Stadtteil konzentriert. Im Oktober 1941 schreibt der in Krakau zuständige Projektkoordinator, der Anthropologe Dr. Anton Plügel (1910–1945), den beiden Kolleginnen: »Wir wissen nicht, welche Maßnahmen über die Aussiedlung der jüdischen Bevölkerung für die nächsten Monate geplant sind«, und warnt: »Unter Umständen könnte uns durch zu langes Warten wertvolles Material entgehen, vor allem könnte es geschehen, dass unser Material aus einem natürlichen Familienzusammenhang und aus der gewohnten Umwelt herausgerissen würde.«

Anhand einer repräsentativ gedachten Auswahl von hundert Familien wollen die beiden in Wien promovierten Wissenschaftlerinnen zu empirisch gestützten und generalisierbaren Resultaten gelangen. Methodisch wählen sie komparative Zugänge: den generationellen Vergleich innerhalb einzelner Familien, den Vergleich zwischen den in Tarnów untersuchten Familien und – perspektivisch – den 
 Abgleich mit anderen schon rassenbiologisch-anthropologisch erfassten Gruppen von Juden, zum Beispiel solchen in Wien, wo angeblich schon tausend »Juden und Judenmischlinge« vom Anthropologischen Institut erfasst worden sind.

Das »Material«, also die jüdischen Familien, bleibt gerade noch lange genug »erhalten« beziehungsweise am Leben. Anfang März 1942 erreichen die Forscherinnen mitsamt ihren wissenschaftlichen Hilfskräften Tarnów und nehmen die Daten von 106 Familien mit insgesamt 565 Personen detailliert auf: Je vier Fotografien des Kopfes, Ganzkörperfotos (nackt und farbig); Fragebogen zu den Verwandtschaftsverhältnissen, zum sozialen Status, zu Bildungsgrad, Beruf, Krankheiten und Hobbys; Haarproben, Iriszeichnungen, Finger- und Handabdrücke usw. Nach ihrem vierzehntägigen Forschungsaufenthalt und schönen Essenseinladungen im Deutschen Haus bedanken sich die beiden Frauen im publizierten Vorbericht über die ersten Ergebnisse ihres Projekts für die »in liebenswürdigster Weise« geleistete Amtshilfe bei »SS
 -Obersturmbannführer (Willi) Bernhardt (1908–1985) und SS
 -Sturmmann Sach vom Sicherheitsdienst in Tarnów und Krakau«.

Der kollegial-vertraute, halb private, halb projektbezogene Briefwechsel zwischen Fliethmann und Kahlich war nicht für Dritte bestimmt. Die beiden freuen sich über die Abwechslung im Alltag, das gute Essen und die Gelegenheit, groß herauszukommen. Endlich werden die überwiegend unangenehmen und besserwisserischen männlichen Konkurrenten zum Militär eingezogen. Fliethmann befindet: »Ich kann nur sagen, das tut ihnen ganz gut.« Kahlich ergänzt: »Sie kennen meinen Standpunkt: Zeigen, dass Frauen auch etwas können.« Wie so oft in der empirischen Forschung fehlen ihnen am Ende noch einige Daten, die sie nachträglich ergänzen möchten. Zudem beabsichtigen sie Vergleichsuntersuchungen an anderen galizischen Juden. Beides misslingt. Denn zwischen Juni und September 1942 werden etwa 20000 der in Tarnów ghettoisierten Juden ermordet. Nachdem sich Fliethmann beim Sicherheitsdienst erkundigt hat, schreibt sie 
 ihrer Wiener Kollegin und Freundin Kahlich Anfang Oktober 1942: »In Galizien kann ich auch keine Juden mehr untersuchen. Von den Tarnówern sind im Ganzen noch 8000 da, aber wie mir Bernhardt sagte, von unseren fast niemand mehr. Unser Material hat also heute schon Seltenheitswert.«
[4]



 

Der bedeutende Sozialhistoriker Werner Conze (1910–1986) hat sich vielfältig und richtungsweisend mit jenen sozialen Brüchen im späten 19. und 20. Jahrhundert befasst, die auch den Hintergrund dieses Buches bilden; der Journalist Hans Schuster (1915–2002) war 1967/68 einer meiner Lehrer an der Deutschen Journalistenschule in München und wurde bald darauf Chefredakteur der Süddeutschen Zeitung.

 


4.
 Schuster wird im September 1938 mit der staatswissenschaftlichen Studie »Die Judenfrage in Rumänien« an der Universität Leipzig promoviert. Er lobt den rumänischen Historiker und Minister Alexandru Cuza (1857–1947) als einen, der »jahrzehntelang unbestechlich an der Lösung der Judenfrage gearbeitet« hat, schränkt jedoch kritisch ein, die von der Regierung Goga/Cuza erdachten antisemitischen Maßnahmen seien »auf dem Papier stehengeblieben«. Statt für Cuza erwärmt sich der dreiundzwanzigjährige Doktorand für die radikale, paramilitärisch organisierte Eiserne Garde und deren Führer, den Mörder Corneliu Zelea Codreanu (1899–1938). Dieser wolle »einen neuen rumänischen Menschen als Träger aller Maßnahmen und Programme schaffen« und kombiniere die »Bauern- und Judenfrage« sinnreich: »In die Judenfrage als dem nationalen Problem schlechthin münden nach Auffassung der Garde alle anderen Fragen ein, so auf wirtschaftlichem Gebiet die des Handels und der Industrie, auf sozialem Gebiet die des Mittelstandes.«

Das deckt sich mit der zentralen These des Promovenden Schuster. Er beschreibt »das rumänische Volk als ein Volk ohne Mittelschicht«, weil die artfremde Minderheit der Juden den sozialen und wirtschaftlichen Aufbau der rumänischen Nation bis dato verhindert habe. 
 Deshalb müsse das Problem endlich angepackt werden: »Bis heute ist die Judenfrage trotz aller rumänischen Bemühungen ein in keiner Weise bewältigtes Problem. Sie wird auch in Zukunft im Brennpunkt des rumänischen nationalen Lebens stehen und weiterhin die Aufmerksamkeit des Auslandes beanspruchen, das an der Lösung der internationalen Judenfrage interessiert ist.« Die Leipziger Professoren bewerten Schusters Studie mit dem Prädikat »ausgezeichnet«.

 


5.
 Conze hatte wie Schuster in Leipzig studiert. Beide wurden von dem österreichischen Soziologen und Bevölkerungswissenschaftler Gunter Ipsen (1899–1984) und der von ihm mitgeschaffenen Leipziger Schule einer völkisch-rationalen »Deutschen Soziologie« beeinflusst. Beide verdanken der Deutschen Forschungsgemeinschaft ihre Promotionsstipendien.

Auch Werner Conze verbindet in seinen Studien zwischen 1937 und 1949 immer wieder soziologische und sozialhistorische Fragestellungen mit antisemitischen. In seiner Doktorarbeit über die »deutsche Volksinsel Hirschenhof« folgt er dem gerade angesagten wissenschaftlichen Mainstreaming »Lebensgrundlage von Rasse und Raum, Volk und Heimat« und befindet als thesenfreudiger Doktorand, die Geschichte müsse unter diesen vier Gesichtspunkten »neu geschrieben werden«. In seiner Rezension des Buches »Bismarck a Polska« (Katowice 1938) von Józef Feldman (1899–1946) stellt er einleitend fest, dieser stehe »in seiner demokratisch-liberalen Haltung und nach seiner Rassezugehörigkeit der Welt Bismarcks durchaus fern«. Über die Juden in Wilna teilt Conze 1938 rein wissenschaftlich mit, die »Macht dieses Fremdkörpers« sei »immer noch unerträglich genug«. Im Sommer 1939 wendet er sich der »Not des Dorfes« im wenige Wochen später von Deutschland überfallenen Polen zu. Er analysiert die negativen Folgen der dort üblichen Erbteilung und bringt die »Entjudung der Städte und Marktflecken zur Aufnahme des bäuerlichen Nachwuchses in Handel und Handwerk« in den politisch-wissenschaftlichen Diskurs ein, weil dieses Mittel »unter Umständen äußerst 
 wirksam und lindernd« gegen die Not der Überbevölkerung auf dem Dorf eingesetzt werden könne.

Am Krieg beteiligt sich Conze engagiert, insbesondere an den Fronten im Osten. Als ihm 1943 an der Reichsuniversität Posen die Lehrbefugnis für das Fach »Agrar- und Siedlungsgeschichte sowie Geschichte der völkischen Sozialentwicklung« erteilt wird, hat er für die Ausarbeitung seiner Probevorlesung nur wenige Wochen Zeit. Einleitend hebt der Dekan der Philosophischen Fakultät, Reinhard Wittram (1902–1973), Hauptmann Conzes »Erfahrungen des Ostkriegs« hervor, die er dankenswerterweise in Lehre und Forschung einbringen werde: »Nur wer den Osten kennengelernt hat, wird die Behandlung osteuropäischer Fragen an den deutschen Universitäten davor bewahren können, in Stubengelehrsamkeit stecken zu bleiben.« Seine Lehrprobe besteht Conze mit einer dreistündigen Vorlesung, die er am 24., 25. und 26. Mai 1943 abhält. Das Thema lautet: »Die Umwandlung der Volksordnung Mitteleuropas durch die liberale Agrarreform«.

Ob sich das Manuskript der Vorlesung erhalten hat, weiß ich nicht. Allerdings veröffentlichte Conze den vermutlich überarbeiteten Text seiner Probevorlesung 1949 als Aufsatz unter dem Titel »Die Wirkungen der liberalen Agrarreformen auf die Volksordnung in Mitteleuropa im 19. Jahrhundert«. Vier Jahre nach dem Ende Hitlerdeutschlands erklärte der Sozialhistoriker Conze den praxisorientierten Vorschlag, den er 1939 zur »Entjudung« beigesteuert hatte, ohne jede Einschränkung zur historischen Notwendigkeit:


Die Funktionen des Bürgertums aber lagen vorwiegend in der Hand eines deutschen oder ursprünglich deutschen Stadtbürgertums oder des Judentums, das in die Städte eingedrungen war und die für den Osten typischen Marktflecken beherrschte. So mussten die Agrarreformen in Ostmitteleuropa nicht allein in die Sozialverfassung umwandelnd eingreifen, sondern mit der alten sozialen Ordnung auch die nationalen Stellungen umstürzen oder brüchig machen. 
 Allgemein boten sie (…) die Möglichkeit des Einströmens der jeweiligen Bauerntümer in die ihnen bisher verschlossenen Berufe des Volkslebens. Dieser Weg war freilich bis in die Gegenwart hinein noch nicht zu Ende gegangen worden.



Derart »allgemein« analysierte Conze »die Lösung der Judenfrage« 1949. Man lese die vorstehenden Sätze zweimal, stelle sich dabei vor, wie der Vortragende sie im Mai 1943 in Posen womöglich etwas zugespitzt formuliert und betont haben wird: »Das eingedrungene Judentum« beherrschte die Städte und Marktflecken im Osten; um den »jeweiligen Bauerntümern« sozialen Aufstieg zu ermöglichen, musste die superiore »nationale Stellung« der Juden »umgestürzt« werden – »dieser Weg war (!) freilich bis in die Gegenwart (von 1943!) hinein noch nicht zu Ende gegangen worden« – dem half man zu diesem Zeitpunkt schon seit fast zwei Jahren mit beispiellosen Massenmorden nach. Das wusste jeder Professor in Posen und auch Hauptmann Conze. Die akademische Gemeinschaft der neu gegründeten, für neue und etwas radikalere Ideen offene Universität Posen nahm Werner Conze voller Wohlwollen in ihre Reihen auf.
[5]



 


6.
 Aus Legionen des ubiquitären akademischen Opportunismus in Hitlerdeutschland lassen sich ohne Schwierigkeiten Tausende Fälle herausgreifen. Beschränken wir uns auf ein letztes Beispiel: den österreichischen Absolventen des Dessauer Bauhauses Fritz Ertl (1908–1982). Er wuchs in der Nähe von Linz als Sohn eines kleinen Bauunternehmers auf, absolvierte eine Ausbildung zum Maurer und besuchte die Höhere Lehranstalt für Hochbau in Salzburg. Im Alter von knapp 20 Jahren setzte er seine Ausbildung am Bauhaus in Dessau fort. Dort studierte er bei Direktor Hannes Meyer (1889–1954), einem strengen Funktionalisten, besuchte Seminare der Architekten Edvard Heiberg (1897–1958) und Anton Brenner (1896–1957) und lernte bei den auf funktional-moderne Stadtplanung fokussierten Lehrern Ludwig Hilberseimer (1885–1967) und Richard Neutra 
 (1892–1970). Im Frühjahr 1931 unterschrieben Ludwig Mies van der Rohe (1886–1969) und Hilberseimer sein Bauhaus-Diplom.

1938 tritt der österreichische, nunmehr neudeutsche Ertl in die SS
 und die NSDAP
 ein. Am Krieg gegen Polen nahm er als Angehöriger einer SS
 -Totenkopfstandarte teil. Im Mai 1940 findet SS
 -Sturmmann Ertl eine berufsnahe Anstellung bei der SS
 -Neubauleitung Auschwitz. Er avanciert dort zum Leiter der Abteilung Hochbau und dann zum stellvertretenden Bauleiter der Sonderbauabteilung zur Errichtung des Lagers Auschwitz-Birkenau, das in den Planungsunterlagen als »Kriegsgefangenenlager« bezeichnet wird. Zudem fungiert Ertl als stellvertretender Leiter der Zentralbauleitung der Waffen-SS
 und Polizei in Auschwitz. Zunächst bestehen seine Aufgaben darin, das Stammlager auf eine Kapazität von 10000 Häftlingen auszubauen, insbesondere die alten Kasernenbauten aufzustocken, elektrisch geladene Zäune und ein Krematorium zu errichten.

Dann, im Sommer 1941, sollen er und die gesamte Zentralbauleitung möglichst schnell ein zweites, sehr viel größeres Lager aus dem Boden stampfen: Auschwitz-Birkenau. Zwölf Tage nachdem der Bau beschlossen worden ist, legt Ertl am 7. Oktober 1941 den ersten städtebaulichen Plan vor. Eine Woche später verändern die Beteiligten diesen unwesentlich, vor allem solle die Kapazität von 97000 Häftlingen auf 125000 erweitert werden. Diesmal zeichnet nicht Ertl selbst, sondern unter seiner Anleitung der »Häftling Nr. 471« den Plan. Anschließend reist Ertl nach Berlin, um dort über die Zuweisungen der notwendigen Baumaterialien zu verhandeln. Im Sommer 1942 beginnt der Bau der vier Großkrematorien in Birkenau. Am 19. August 1942 leitet Ertl in Auschwitz eine Sitzung mit Ingenieur Kurt Prüfer (1891–1952) von der Erfurter Firma Topf & Söhne, der Produzentin hochleistungsfähiger Krematoriumsöfen. In dem Vermerk, den Ertl von diesem Treffen fertigt, umschreibt er die von ihm mitgeplanten, in die Krematoriumsbauten integrierten Gaskammern »als Badeanstalten für Sonderaktionen«, in einem Schriftstück vom 27. November 1942 erfindet er den Euphemismus »Sonderkeller«.


 Der von Ertl gefertigte Plan für das Lager Birkenau entsprach in seiner Anlage und Funktionalität den Stadtvisionen Neutras und Hilberseimers: zweckrational, standardisiert und erweiterbar. Normalerweise lagen im modernen Siedlungsbau die Funktionsgebäude – Schule, Krankenstation, Postamt, Verwaltungszentrum usw. – am Rand der bandförmig angeordneten Wohnzeilen. In diesem Fall verhielt es sich genauso, nur hießen die gemeinschaftlich zu nutzenden Funktionsgebäude hier Krematorien, Gaskammern und Effektenlager, genannt »Kanada«. Dort wurden die Kleidung, die Brillen, die vielen anderen Sachen aus den Koffern der Ermordeten und die den Frauen abgeschnittenen Haupthaare sortiert und für die weitere Verwertung aufgearbeitet. Auch dafür zeichnete Ertl den Plan. Er ist auf den 6. Oktober 1942 datiert und enthält die Standorte der vier Gaskammern und Krematorien. Die Mittel für das vergrößerte, zur Ermordung Hunderttausender Menschen vorgesehene Lager stellte Albert Speer unter dem Haushaltstitel »Sonderbauprogramm Prof. Speer« bereit. Im Jahr 2012 fanden die Redakteure der Wochenzeitung Jüdische Allgemeine für ihren Artikel zu Ertl die Überschrift »Bauhaussiedlung Auschwitz«.

Als Ertl 1970 in Wien vor Gericht stand, wollte er in seiner Funktion als einer der beiden obersten Planer des Lagers und Bauleiter der Vernichtungsanlagen selbst nichts von der Ermordung der Juden gewusst haben. Als er dann Anfang 1943 davon etwas »geahnt« habe, habe er sich umgehend freiwillig zum Kriegsdienst gemeldet. In Wahrheit wurde er nach der Schlacht von Stalingrad seinem Jahrgang entsprechend turnusgemäß eingezogen. Der Wiener Strafprozess gegen Ertl endete im Frühjahr sehr schnell mit einem Freispruch, weil der Angeklagte nicht der »geistige Urheber« der unter seiner Leitung errichteten Massenmordanlagen gewesen sei.

 

Wie für die KZ
 -Beamten und -Angestellten oder die beamteten Stadt- und Kreishauptleute im besetzten Polen standen auch für die sechs beispielhaft genannten jungen Akademiker und Akademikerinnen 
 die Möglichkeiten zum schnellen sozialen Aufstieg und zu beruflicher Erfüllung im Mittelpunkt. Die Nachwuchsakademiker Gater, Fliethmann, Kahlich, Conze, Schuster, Ertl waren 1933 im Durchschnitt gut 20 Jahre alt. Sie hatten in der Weimarer Republik und im Österreich der Ersten Republik eine gediegene Schulbildung erfahren und stellten anschließend Hitlers junge Garde. Sie orientierten sich an den in ihren Fachgebieten gerade bevorzugten Narrativen, Diskursmoden und Forschungsschwerpunkten und arbeiteten der NS
 -Regierung in professioneller Weise zu. Subjektiv wollten sie die Welt nicht nur interpretieren, sondern verändern, das theoretisch Erkannte in gesellschaftlich relevante Praxis überführen.

So wurden junge Wissenschaftler zu Tausenden Legitimatoren, Ideengeber und stille oder aktive Befürworter einer mörderischen Rassenpolitik. Schon im Februar 1933 hatte der wenige Wochen später vertriebene Ordinarius Wilhelm Röpke öffentlich auf den Umstand hingewiesen, wie seine eigentlich rationalem Denken verpflichteten Standesgenossen urplötzlich dunkel-dräuende Wörter wie »Reich«, »Mythos«, »Stimme des Volkes«, »Blut«, »Urseele«, »Schicksal« zu wissenschaftlichen Leitbegriffen erhoben, die ihre Assistenten, Doktoranden und Lehrstuhlgetreuen dann umgehend nachäfften. Wie sehr Tausende deutsche Gelehrte dem Nationalsozialismus dienten und diesen verbrecherischen Staat förderten und stützten, hatte Max Weinreich (1894–1969) schon 1946 in seinem epochalen Buch »Hitler’s Professors. The Part of Scholarship in Germany’s Crimes Against the Jewish People« analysiert.
[6]



Es fällt nicht schwer, die seinerzeit modischen Paradigmen im deutschen Wissenschaftsbetrieb und die praktische Anwendung der daraus gewonnenen Ergebnisse für einen nationalsozialistisch gedachten Fortschritt als irrsinnig oder rassistisch zu qualifizieren. Hier bleibt vor allem eines festzuhalten: Die NS
 -Führung bemühte sich in hohem Maße um Expertise und wissenschaftlichen Support, und sie traf auf Tausende deutsche Wissenschaftler, Ingenieure, Ärzte und Jungakademiker aller Richtungen, ganz unterschiedlicher 
 Herkunft und Prägung, die sich allesamt gerne oder aus Gründen der beruflichen Sicherheit und Aufstiegsmöglichkeit in den Dienst Hitlerdeutschlands stellten, ohne dabei zwingend zu überzeugten Nationalsozialisten zu werden.






3
 Kleriker zermürben, katholische Milieus zerstören



Anders als die akademische Jugend, die übergroße Mehrheit der Protestanten und ein erheblicher Teil der Arbeiterschaft ließ sich die katholische Kirche kaum in das System der Gleichschaltung eingliedern. Der Vatikan, die deutschen Bischöfe und die meisten Geistlichen pochten auf ihre Eigenständigkeit, das schloss die Kooperation mit der NS
 -Regierung in bestimmten Angelegenheiten nicht aus, etwa in der Saarlandfrage oder im Kampf gegen den Bolschewismus. Jedoch beharrte die katholische Kirche im Gegensatz zu den protestantischen Landeskirchen darauf, im Zweifelsfall strikt zwischen dem ordo divinus und dem ordo humanus, zwischen der göttlichen und der irdischen Rechtssatzung, zu unterscheiden. Bis zuletzt verfluchte und bekämpfte der katholisch getaufte und mit den Weihen der Erstkommunion versehene Joseph Goebbels, der 1917 der katholischen Studentenvereinigung Unitas Sigfridia zu Bonn beigetreten war, die »Schwarze Internationale«, die »Unverschämtheiten« der »Klerisei«, die bischöflichen Hirtenbriefe und päpstlichen Weisungen.

Im Rückblick bezeichnete Hitler nicht etwa Sozialdemokraten, Liberale und Kommunisten als diejenigen, die ihm 1932/33 die meisten Schwierigkeiten bereitet hätten, sondern die katholische Zentrumspartei. Am 19. September 1941 bemerkte er: »Der gefährlichste Gegner«, »der auch wirklich eine Reihe von Männern von Format hervorgebracht habe, sei ohne Zweifel das Zentrum gewesen.« Auch deshalb und mit dem Ziel, die geistlichen Kader des deutschen Katholizismus ins Abseits zu drängen, aktivierten Hitler und Goebbels 
 1935 den antikatholischen Kirchenkampf. Dazu benutzten sie ein ihrer Meinung nach zielführendes Mittel, das die attackierte Geistlichkeit unterhalb der Gürtellinie in schwere Verlegenheit bringen sollte.

Bis dahin meist unbehelligt, lebten manche Priester, Ordens- und Laienbrüder ihre nach kirchlicher Vorschrift zwar zu unterdrückende, aber im Einzelfall nicht hinlänglich gezügelte sexuelle Lust aus – auch in strafrechtlich verbotener Weise. Hier hakten die NS
 -Führer ein, um die gegen ihre weltanschauliche Dominanz abgeschotteten Gesprächs- und Besinnungsräume der katholischen Kirche dauerhaft zu veröden. Der folgende Abschnitt stützt sich auf die 1971 erschienene Studie »Die Sittlichkeitsprozesse gegen katholische Ordensangehörige und Priester 1936/37« von Hans Günter Hockerts (*1944). Der Autor hat sie 2022 in dem Aufsatz »Eine Relektüre nach 50 Jahren« souverän mit dem neueren Forschungsstand abgeglichen. Im Faktischen musste er nur weniges zurechtrücken, mehr hinsichtlich seines damaligen, einseitigen Blicks. Dieser war auf die Verfolgung der Geistlichen, Kloster- und Laienbrüder gerichtet, nicht auf die Leiden und Traumata der sexuell missbrauchten Jugendlichen.

Auch hier geht es ausschließlich darum, wie es der NS
 -Führung zielsicher gelang, die eindeutig gegen weltliche (und kirchliche) Gesetze verstoßenden, aber verbreiteten, mit schwerem Missbrauch Minderjähriger verbundenen Sexualpraktiken zu nutzen, um den nicht anpassungswilligen Gegner katholische Kirche zu Wohlverhalten zu zwingen. Wie im Fall der Gewerkschaften konzentrierten sich Hitler und Goebbels auf ersichtlich schwache Punkte einer oppositionell eingestellten Großorganisation mit damals noch starker gesellschaftlicher Basis. Anders als im Fall der vielen willigen Protestanten hatte sich der katholische Widerstandsgeist bereits in der kategorischen Ablehnung von Zwangssterilisierungen, Führervergottung und Rassenparadigma geäußert und sollte nun gebrochen werden.

Begonnen hatten die Kirchenprozesse, auch Sittlichkeits- oder Pfaffenprozesse genannt, im Anschluss an die Konsolidierungsphase 1933/34 im April 1935. Von Einzelfällen abgesehen, lagen die Zentren 
 der Ermittlungen im katholisch-antipreußischen-antiprotestantischen Rheinland – in Koblenz, Bonn und Köln. Die Ermittlungen, Anklageschriften und Gerichtsverhandlungen betrafen damals noch strafbare homosexuelle Kontakte zwischen Erwachsenen, hier Kleriker, Mönche und Laienbrüder untereinander, vor allem aber sexuelle Missbrauchsvergehen an (überwiegend) männlichen Kindern und Jugendlichen, auch an behinderten Jungen, die den damals noch weitverzweigten katholischen Fürsorgeanstalten anvertraut worden waren. Nachdem die Staatsanwaltschaft 1935 die ersten Anklagen erhoben hatte, richtete das Reichsjustizministerium eine Sonderstaatsanwaltschaft in Koblenz ein, die systematisch ermittelte. Doch wurden die Sittlichkeitsprozesse, soweit noch nicht abgeschlossen, im Juli 1936 plötzlich ausgesetzt. Dafür maßgebend waren zwei Gründe: zum einen die im August in Berlin beginnenden Olympischen Sommerspiele, zum anderen Belastungen, die sich aus der rapiden Aufrüstung ergaben, mit denen das Volk im September anlässlich des Nürnberger Parteitags konfrontiert werden sollte.

Anfang April 1937 triumphierte Goebbels, weil Hitler – womöglich auf sein Betreiben – beschlossen habe, abermals »mit der Neuauflage der Koblenzer Prozesse« gegen die katholische Kirche vorzugehen. Zwar lag der Schwerpunkt der Ermittlungen und Prozesse weiterhin im katholischen Westen, doch verfolgten Staatsanwälte – gewissermaßen auf Knopfdruck – in allen deutschen Provinzen einzelne Fälle exemplarisch. Nach Angaben des Reichskirchenministers vom 30. November 1937 wurden im Zuge der Sittlichkeitsprozesse, also seit 1935, insgesamt 242 Verfahren mit nicht näher präzisierten Strafurteilen abgeschlossen. Davon betroffen waren 45 Priester und 197 Ordensbrüder, Ordensschwestern und Angestellte katholischer Einrichtungen. Dem standen 188 Freisprüche gegenüber, 29 davon entlasteten Priester. Die bis zum Herbst 1937 schon eröffneten und teils bereits zur Verhandlung zugelassenen Verfahren – 93 gegen Priester, 862 gegen Laienbrüder und andere – hielten die staatlichen Machthaber dauerhaft in der Schwebe, um den Druck aufrechtzuerhalten. Die 
 offizielle Propaganda übertrieb die Angaben zu den rechtskräftig Verurteilten hemmungslos. So erfand der Hannoversche Anzeiger Ende 1937, in den vergangenen vier Jahren hätten »etwa tausend katholische Geistliche und Ordensbrüder« wegen allerschwerster sittlicher Verfehlungen »hinter Schloss und Riegel gesetzt werden« müssen.

Hitler hatte diese zweite, propagandistisch wesentlich intensiver genutzte Welle der »Pfaffenprozesse« genehmigt. Er unterbrach sie im Sommer 1937 dauerhaft, nachdem er den katholischen Oberhirten hatte bedeuten lassen, dass man die noch schwebenden Verfahren jederzeit weiterführen könne, falls sich der Klerus weiterhin in die Staatsgeschäfte einmischen würde.
[1]



 

Gestützt auf Geständnisse und oftmals gut beweisbare sexuelle Missbrauchstaten, zielen die Vernehmungen und Haftbefehle, die Durchsuchungen in den bischöflichen Ordinariaten Köln, Trier und Aachen sowie die Serie öffentlicher Prozesse und schlüpfrig-andeutungsvoller Presseberichte allein darauf, »die Klerisei ganz mundtot« zu machen, wie Goebbels mehrfach und geradewegs beglückt schreibt. Die Bischöfe und Generalvikare von Mainz und Trier müssen sich hochnotpeinlichen Verhören unterziehen. Praktisch erfolgt der Angriff auf die katholische Kirche von zwei Seiten, wie Goebbels präzisiert: »Wir machen die Pfaffen nun mit Prozessen und durch Wirtschaftsdruck tot. (…) Das zieht auf die Dauer. Und wenn nun noch die Koblenzer Prozesse neu aufleben, na prosit.«

Im Gegensatz zu den 1935/36 geführten Prozessen verhandeln die Gerichte jetzt öffentlich. Angefeuert von ihrem Minister, entfalten Dutzende willige Journalisten eine furiose Kampagne. Sie organisieren Tonaufnahmen aus den Prozessen, schreiben Hunderte Berichte und Reportagen, die mit vielen, von den Tatopfern bezeugten Details die voyeuristische Lust des Publikums reich bedienen. Trotz starker Verkürzungen, Übertreibungen und gelegentlich grober Verfälschungen von Aussagen enthalten die Zeitungsberichte in aller Regel einen wahren Kern.
[2]




 Am Abend des 28. Mai 1937 hält Goebbels in der Berliner Deutschlandhalle die zentrale, im Rundfunk übertragene Rede über die »sittliche Verkommenheit« des katholischen Klerus. Sie beginnt mit wohlgesetzten Worten: »Wie eine schwere Wolke lastet in der letzten Zeit die Kirchenreaktion über dem inneren Frieden und der Einheit Deutschlands. Die beispiellosen Zustände sittlicher Verkommenheit, die schon durch den geringen Teil der bisher durchgeführten Prozesse gegen katholische Geistliche und Mönche zutage gefördert wurden, haben die Nervosität und den Hass des katholischen Klerus aufs Höchste gesteigert.«

Während die katholische Kirche »bedauerliche Einzelfälle« einräumt, wettert Goebbels gegen »Tausende und Abertausende von kirchlichen Sexualverbrechern«. Ertappt und eingeschüchtert verschanzen sich die Kirchenmänner hinter der angeblichen Befürchtung, die Zeitungsberichte über die sexuellen Praktiken ihrer angeklagten Brüder gefährdeten »die Sittlichkeit der Jugend«. Wortmächtig kontert Goebbels, wer tatsächlich »das leibliche und seelische Wohl der Jugend auf das Ernsteste« bedrohe, und kündigt an: »Ich kann mit allem Nachdruck vor dem deutschen Volk, das in dieser Stunde mein Zuhörer ist, betonen, dass diese Sexualpest mit Stumpf und Stiel ausgerottet werden muss und wird.«

Er brandmarkt die Praxis, jene Priester, die bekanntermaßen sexuelle Straftaten an Jugendlichen begangen haben, immer »von neuem in andere Pfarreien« zu versetzen oder sie abseits vom pastoralen Gemeindedienst ausgerechnet in Erziehungsanstalten für Jugendliche unterzubringen. Des ungeachtet, so Goebbels, denunzieren die Kirchenoberen die staatliche Jugenderziehung in der Hitlerjugend, »die frisch, unmuffig und unprüde ist«, als »angeblichen Sittenverfall«. Die Geistlichen würden sich nicht genieren, spottet er, »die Länge der Badehosen spielender und turnender Knaben und Mädchen« nachzumessen, um »zentimeterweise den sittlichen Tiefstand unserer Zeit anzuzeigen«. Derart heuchlerisches Getue müsse man sich trotz »der himmelschreienden sittlichen Verwilderung« anhören, »die sich, wie 
 die Prozesse es dartun«, in den Klöstern »und in weiten Kreisen des katholischen Klerus breitgemacht« habe. Dem feurigen Auftakt folgt die kühle, durch und durch heuchlerische Ansage Goebbels’
 , die überführten Täter würden die volle Härte des Gesetzes zu spüren bekommen: »Man kann nicht widernatürliche Unzucht vor dem Gesetz mit Strafe belegen und dann Tausende von Geistlichen und Ordensbrüdern trotz ihrer Verbrechen straffrei lassen; sonst hört das Recht auf, Recht zu sein, und die Justiz wird zu einer parteiischen Institution im Dienste der Kirche.«

Goebbels’ Auftritt zeigt auch, wie leicht sich mit Hilfe einer agitatorisch aufgepeitschten Öffentlichkeit pogromartige Ausschreitungen der »kochenden Volksseele« erzeugen lassen. Unmittelbar nach der Rede ziehen in Mainz Demonstranten zum bischöflichen Palais, unterwegs erhalten sie weiteren Zulauf, am Ziel angekommen schmähen sie bis kurz vor Mitternacht den Bischof als Schwein und verständigen sich schnell auf den Sprechchor: »Wir haben weder Ruh noch Rast, bis der Bischof hängt an einem Ast.« Am nächsten Morgen berichten die Parteimedien mit unverhohlener Freude, Reichsminister Dr. Goebbels habe »in alter Frische und Gründlichkeit« gesprochen. Insgesamt folgen die Zeitungen der Anweisung, die Rede »in allergrößter Aufmachung« zu drucken und begleitend zu kommentieren. Hitler hatte seinem Minister am Radio zugehört und konnte (laut Goebbels-Tagebuch) »keine Minute stillsitzen«.
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Die badische NS
 -Zeitung Der Führer macht mit der Schlagzeile auf: »Goebbels warnt zum letzten Mal. Die Abrechnung mit dem Hetz-Kardinal Mundelein und seinen klerikalen ›deutschen‹ Zuträgern. Riesenkundgebung in der Berliner Deutschlandhalle. Das ganze Volk am Lautsprecher.« Als »Hetz-Kardinal« beschimpften die Medien den deutschstämmigen Erzbischof von Chicago, George Kardinal Mundelein (1872–1939), der sich kurz zuvor öffentlich gegen die Kirchenprozesse in Deutschland gewandt, Hitler als österreichischen Tapezierer (»noch dazu einen schlechten«) und Goebbels als Großmaul geschmäht hatte.


 Die Stichwörter »Hetz-Kardinal« und »klerikale Zuträger« führen zum wichtigsten Auslöser der zweiten Welle der Sittlichkeitsprozesse. Denn im März 1937 hatte Papst Pius XI
 . die Enzyklika »Mit brennender Sorge« veröffentlicht. Das geschah auf Wunsch und unter aktiver Mitarbeit deutscher Bischöfe, insbesondere von Michael Kardinal Faulhaber (1869–1952). Wem die Sorge galt, machte der Titel unmissverständlich klar: »Über die Lage der katholischen Kirche im Deutschen Reich«. Entgegen sonstigen Gepflogenheiten war das päpstliche Sendschreiben im Original auf Deutsch veröffentlicht worden, die lateinische Variante »Flagranti cura« reichte der Heilige Stuhl erst einige Wochen später nach.

Mit seiner Enzyklika stellte sich Pius XI
 . gegen die zunehmenden staatlichen Angriffe auf die kirchliche Autonomie, auf die Jugendarbeit und die parochialen Freiräume überhaupt. Zu den Angriffen zählte das deutsche Episkopat ausdrücklich die »sogenannten Sittlichkeitsprozesse«. Nach diskreten, vor den staatlichen Überwachungsorganen weitgehend verborgenen Vorbereitungen wurde die auf den 14. März datierte päpstliche Botschaft am Palmsonntag (21. März 1937) von allen Kanzeln verlesen und in den katholischen Blättern gedruckt. Kurial gewunden, enthielt sie eine schneidende Kritik an den hitlerdeutschen Zuständen. So konnte man unter Punkt 12 lesen oder als Kirchgänger hören:


Wer die Rasse oder das Volk oder den Staat oder die Staatsform, die Träger der Staatsgewalt oder andere Grundwerte menschlicher Gemeinschaftsgestaltung – die innerhalb der irdischen Ordnung einen wesentlichen und ehrengebietenden Platz behaupten – aus dieser ihrer irdischen Wertskala herauslöst, sie zur höchsten Norm aller, auch der religiösen Werte macht und sie mit Götzenkult vergöttert, der verkehrt und fälscht die gottgeschaffene und gottbefohlene Ordnung der Dinge. Ein solcher ist weit von wahrem Gottesglauben und einer solchem Glauben entsprechenden Lebensauffassung entfernt.




 Ohne ihn beim Namen zu nennen, bezeichnete der Papst, bezeichneten die bischöflichen Mitverfasser der Enzyklika Hitler als »Wahnpropheten«, als einen jener »oberflächlichen Geister«, die der Irrlehre von »einem nationalen Gott« anhingen. Den Gläubigen schärfte der Papst ein, gegenüber Gott und seinen Geboten – der »unwandelbaren Gottessatzung« – gelte die Gehorsamspflicht »unabhängig von Zeit und Raum, Land und Rasse«. Zweifellos bildete dieser beeindruckende, auf den Kern der nationalsozialistischen Herrschaftspraxis zielende Text den Stein des Anstoßes, auf den Goebbels mit den »Pfaffenprozessen« reagierte. Eugenio Kardinal Pacelli (1876–1958), damals Kardinalstaatssekretär im Vatikan, bald darauf Papst Pius XII
 ., erläuterte zu der von ihm sicherlich miterarbeiteten Enzyklika: Der Heilige Vater habe sie aus Liebe zum deutschen Volk verfasst, weil »dessen Wohlfahrt und Größe nicht auf den Wegen gefunden werden können, auf denen gewisse Befürworter der Abwendung von Christus seine Zukunft sich denken«. In ihrer für die Ortsgeistlichen gedachten Handreichung zu den »neuen Sittlichkeitsprozessen« bewerteten die bayerischen Bischöfe den Zusammenhang zutreffend, als sie im Mai 1937 in Frageform äußerten:


Will man gar (…) den Ruf des Papstes
 und der deutschen Bischöfe für Christentum und Gewissensfreiheit in unserem deutschen Vaterland übertönen? (…) Ist es ein Zufall, dass die kirchenfeindliche Auswertung der seit Monaten zusammengeballten Prozesse, auch über Fälle aus früheren Jahren und aus dem Ausland, gerade nach der Verlesung des päpstlichen Rundschreibens (…) wieder eingesetzt hat?
[4]





Weil Goebbels von Anfang an daran arbeitete, moralische, religiöse und rechtliche Prinzipien zu zersetzen, konnte er kirchliche »Frechheiten« wie die glaubens- und prinzipienstarke Enzyklika »Mit brennender Sorge« nicht dulden. Sie stachelten ihn zum Gegenschlag an, der Ende April begann. Im Unterschied zu den Sittlichkeitsprozessen der ersten Welle von 1935/36 ließ das Propagandaministerium die 
 Verhaftungen, Anklagen und öffentlich geführten Strafprozesse mit groß aufgemachten Zeitungsberichten orchestrieren.

Am 29. April 1937 titelt die Zeitung Der Angriff »Gotteshäuser zu Bordellen erniedrigt und geschändet«. Am selben Tag erscheint die westdeutsche Ausgabe des Völkischen Beobachters mit zwei parallel auf der Titelseite prangenden Schlagzeilen: »Kirchen und Klöster zu Lasterstätten erniedrigt. Den Sexualverbrechern die Maske herunter! Ekelerregende Tatsachen beweiskräftiger als die Vertuschungsmanöver des politischen Katholizismus« und »11 Jahre Zuchthaus. Schuldig der Vorbereitung einer katholisch-kommunistischen Einheitsfront«. Diese Kombination hat es in sich. Deutet sie doch auf den Straftatbestand des Hoch- und Landesverrats hin. Ähnliches betreibt Der Stürmer (Nr. 24, Juni 1937) mit dem Ziel, die katholische Kirche in eine zweite regimefeindliche Querfront zu bugsieren: »Verbrecher in geistlichem Gewande, Judentum und Pfaffentum. Was das deutsche Volk aus den Prozessen lernen kann.« Demnach neige »der Jude« zu »abnormer Geschlechtlichkeit«, zu »Sodom und Gomorrha«. Jetzt habe er sogar die katholische Geistlichkeit angesteckt. »Wir wissen heute«, so Der Stürmer, all das lasse sich erst beheben, »wenn der Jude endgültig ausgerottet ist«.
[1]



Am 4. Mai steht auf der Titelseite nicht nur der badischen NSDAP
 -Zeitung Der Führer »Ordensbruder prügelt Krüppel zu Tode«. Zudem springen einem auf derselben Seite die Fotos dreier Kirchenmänner ins Auge, die in einem der Koblenzer Prozesse angeklagt sind. Die Bildlegende stellt sie mit ihren bürgerlichen und klösterlichen Namen vor, ein »Sonderkorrespondent« berichtet. In derselben Ausgabe findet sich die detailreich ausgeschmückte Nachricht »Eine 
 ›Liebesnacht‹ mit Bruder Liborius«. Daran sollen acht Klosterbrüder beteiligt gewesen sein (»ausgerechnet in der Nacht der Feier des Festes Mariä Empfängnis«); darunter steht die Meldung »Ein 62-jähriger ›Kinderfreund‹ im Ordenskleid«.

In denselben Tagen präsentieren deutsche Zeitungen den Bericht »Zuchthaus- und Gefängnisstrafen. Die Koblenzer Prozesse«: »Aus den Akten verlas der Vorsitzende das Geständnis des Paters Ildefons, der sich in der Klosterschule an die Jungen herangemacht und sie verführt hat.« Der Angeklagte hatte sich kurz vor Beginn der Hauptverhandlung in seiner Zelle erhängt (Der Führer, 3. und 4.5.). Der Gauverlag des Westdeutschen Beobachters druckt in diesen Tagen die Broschüre »Ein Dokument der Aufklärung. Die Wahrheit über die Sittlichkeitsprozesse«. Im Völkischen Beobachter vom 28. Mai richtet der NSDAP
 -Kreisleiter von Altenkirchen bei Trier »an sämtliche römisch-katholische Pfarrer« seines Kreises das Angebot, sie kostenfrei mit seinem Dienstwagen nach Koblenz zu den Prozessen zu chauffieren, und erklärt: Machen die Pfarrer »von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch, dann muss angenommen werden, dass es ihnen nur darum geht, die Straftaten der unsittlichen Klosterbrüder und Pfarrer zu vertuschen«.

Neben den Reportagen aus Koblenz bringen der Völkische Beobachter und viele andere Zeitungen Artikel über festgenommene oder schon angeklagte katholische Kirchenmänner aus den verschiedensten Regionen Deutschlands. Da wird die Verurteilung eines Pfarrers aus Finsing (Oberbayern) zu neun Monaten Gefängnis präsentiert, den angesichts einer Dreizehnjährigen »das Bedürfnis, Fleisch zu fühlen«, überkommen habe (Völkischer Beobachter, 10.6.). Angeblich hatte ihn ein Münchner Zivilpolizist bei einem »Lustgang über die Oktoberwiese« beobachtet. In der Bischofsstadt Paderborn verhandelt das Gericht gegen einen »Teufel im Priesterrock« (VB
 , 6.7.); in Kempten und Augsburg schweben einschlägige Verfahren gegen zwei katholische Priester (VB
 , 5./6.5.1937); aus Osnabrück kommt die Meldung von einer »erschütternden klösterlichen Lasterhöhle«, 
 in der sich a) zur Schau gestellte Selbstbefriedigung und b) »widernatürliche Unzucht mit einem Bullen« zugetragen haben sollen (VB
 , 25.6.); in Nürnberg muss ein »priesterlicher Jugendverderber« wegen homosexueller Kontakte zu jungen Männern eine Zuchthausstrafe von sechs Jahren absitzen (VB
 , 13.7.); in Braunsberg (Ostpreußen) verhängt das Gericht gegen den Domvikar des Bischofs von Ermland zwölf Jahre Zuchthaus plus zehn Jahre Sicherungsverwahrung wegen serieller »widernatürlicher Verbrechen«, konkret: eine Reihe homosexueller Begegnungen mit Jugendlichen und Erwachsenen (VB
 , 13.5); im Glatzer Land, zwischen Böhmen und Schlesien gelegen, lauerte laut Anklage ein Priester am »Straßenrand auf seine Opfer«, nämlich »Burschen im Alter von 16 bis 20 Jahren«, der nunmehr nicht mehr lauern könne; im thüringischen Meiningen trifft es, wie am selben Tag gemeldet wird, einen Kaplan, der seinen Religionsunterricht zu massiven Missbrauchshandlungen an unter vierzehnjährigen Kindern genutzt habe (VB
 24.5.). Die Reihe lässt sich leicht fortsetzen: Freiburg i.Br., Breslau, Heiligenstadt usw.

Im Juli schickt die Gauleitung des »Traditionsgaus« München-Oberbayern eine gute Hundertschaft von Bürgermeistern und (ausnahmslos männlichen) Honoratioren nach Koblenz, »um als Augen- und Ohrenzeugen an einer solchen Verhandlung gegen Sittlichkeitsverbrecher im geistlichen Gewand teilzunehmen«. Zweck des Unternehmens ist es, die im katholischen bayerischen Süden angeblich oder tatsächlich verbreitete Annahme zu zerstreuen, die Berichte über die Prozesse seien »aufgebauscht, übertrieben und entstellt«. Die Reportage über die Reise füllt im Völkischen Beobachter (Münchner Ausgabe) vom 10. Juli eine Doppelseite. Die Unterzeilen zu den drei großflächigen Bildern geben die Richtung vor: »Bruder Onesimus (vorne links) in der Anklagebank, vor dem Richtertisch ein Opfer des Wüstlings«; »114 Bürgermeister und Volksgenossen aus dem Traditionsgau im Zuhörerraum«; »Bruder Dagobert, ein ekelerregender Lüstling, mit seinem Verteidiger«. An diesem Tag stehen sexuelle Praktiken im Mittelpunkt der Hauptverhandlung, von denen gesagt wird: »Eine 
 Zeitung kann darüber nicht berichten«, aber den 114 Zuhörern aus Bayern hätten sich die Haare gesträubt, »bei all dem Schmutz und dem tiefsten sittlichen Niedergang, den ein Geschöpf mit Menschenantlitz erleben kann«. Abschließend befragt der Begleitreporter die von weither Angereisten nach ihren Eindrücken. Der Hotelier Fritz Madlener (1876–1956) aus Bad Tölz meint: »Wir sind restlos überzeugt von der Wahrheit dieser furchtbaren Vorfälle.« Der Bürgermeister von Wasserburg am Inn, Franz Baumann (1896–1963), findet: »Wir können dem Führer nicht genug danken, dass er unsere Jugend vor dieser Seuche errettet.«
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Frei von jeder Ideologie zielten die Sittlichkeitsprozesse auf immer abrufbare Empfindungen des nicht unmittelbar betroffenen Publikums: »Das geschieht den Pfaffen doch ganz recht!«, »Gut, dass endlich einmal einer dazwischenfährt!«. So lassen sich Schadenfreude, Gafferlüste und das Gefühl, man gehöre selbst zu den Anständigen, immer mobilisieren. Wie Goebbels den unmittelbaren politischen Nutzen der »Pfaffenprozesse« bejubelt, belegen die hier stark reduzierten Auszüge aus seinem Tagebuch:



1. Mai 1937
 : Über unsere Pressekampagne bezüglich der Kirchenprozesse ist der Führer sehr zufrieden. Wir werden so fortfahren. Es kommen da grauenvolle Dinge zutage. (…) Wir werden ihnen nun einheizen. Nichts soll ihnen geschenkt werden.


14. Mai
 : Die Pfaffenprozesse werden von Tag zu Tag scheußlicher. Man liest sie mit Ekel und Empörung. Das sind Gottesstreiter, wie man sie sich nur wünschen kann.


21. Mai
 : Unterdessen wird in Trier der Bischof Bornewasser vor Gericht eines objektiven Meineids überführt. Das sind Sachen!


23. Juni
 : Scheußliches Sexualverbrechen mit Mord und Kreuzigung im Kloster Maria Tann. Es geht der katholischen Kirche nicht gut momentan.


26. Juni
 : Generalstaatsanwalt (Paul) Windhausen 1-Köln (1893–1974) hält fabelhaft geschickte Rede über Sexualprozesse. Ich gebe sie für 
 heute in der Presse frei. So folgt ein K.o.-Hieb dem andern. Bis die Pfaffen mürbe sind und um Frieden bitten.


22. Juli
 : Die Pfaffenprozesse gehen in erschreckendem Umfang weiter. Die Kirche ist dadurch vollkommen in die Defensive gedrängt. Wie wir es uns wünschten.


26. Juli
 : Die Pfaffenprozesse werden jetzt auf meinen Rat auf zwei Monate abgestoppt. Und dann geht’s wieder los. Damit das Volk nicht dagegen abstumpft.


22. Dezember
 : In der Kirchenfrage will er (der Führer) im Augenblick Ruhe (…). Er wartet auf den Augenblick, um die Pfaffenprozesse wieder anzudrehen. Bravo!



Das Andrehen der Pfaffenprozesse fand nicht mehr statt. Hitler hatte sein Ziel erreicht. Im spannungsreichen Jahr 1938 und mehr noch im unmittelbar bevorstehenden Krieg war es ihm wichtig, einen offenen Konflikt mit der katholischen Kirche zu vermeiden.

Um den Erfolg oder Misserfolg dieser Kampagne zu messen, griff Hockerts 1971 auf die Statistik der damals noch relativ seltenen Kirchenaustritte zurück. Diese hatten sich 1937 im Vergleich zu 1935 immerhin verdreifacht, allerdings auf geringem Niveau. Insgesamt folgerte Hockerts, Hitler und Goebbels hätten ihre Ziele nicht erreicht. Goebbels habe sich mit seiner angeblich nur »pornographischen Schmährede« selbst einen schlechten Dienst erwiesen und das katholische Kirchenvolk damit weithin in der Meinung bestärkt »Das sind halt meistens Lügen«.

Dieser Interpretation folge ich nicht. Zum Beispiel schrieb der Bischof von Münster, Clemens August Graf von Galen (1878–1946), Ende Juli 1937 in seiner Denkschrift »Gedanken über die kirchliche Lage«: Die Wirkung der sogenannten Sittlichkeitsprozesse »auf die Masse des deutschen Volkes darf nicht unterschätzt werden, und auch das Vertrauen der wohlunterrichteten und gutgesinnten Christen ist stark belastet durch das Empfinden, dass es an Wachsamkeit und Strenge der zuständigen kirchlichen Obern gefehlt hat«. 
 Offensichtlich war Galen der Einzige, der während der Fuldaer Bischofskonferenz im August 1937 den anderen katholischen Oberhäuptern »einige eindringliche Fragen« zum sexuellen Missbrauch stellte: »Was sollen wir dagegen machen, damit in Zukunft derartige Zustände nicht wiederholt werden? Wie können die Angeklagten und Verurteilten untergebracht werden?« »Was soll mit den gefallenen Priestern geschehen?« An diesem Punkt hatte sich die katholische Kirche in Deutschland eindeutig erpressbar gemacht, und das änderte sich bis 1945 nicht.

Zwar blieb das Verhältnis zwischen Staatsführung und katholischem Klerus weiterhin gespannt. Aber als zwei Jahre später der Krieg und die Euthanasiemorde begannen, verhielten sich die deutschen Bischöfe extrem zurückhaltend. Die Predigten, mit denen sich Galen (erst) im Sommer 1941 gegen die Euthanasiemorde wandte, blieben eine seltene Ausnahme. Kein bischöflicher Amtsbruder folgte seinem Vorbild unmittelbar. Beim Anschluss Österreichs im März 1938 begünstigte auch die Furcht des dortigen Klerus vor einer ähnlichen Prozesswelle wie in Deutschland die schnelle Anpassung.

Für den 50. Geburtstag des Führers am 20. April 1939 ordneten die katholischen Bischöfe an, am Vorabend »unsere Kirchenglocken in einem Festgeläute« als »Ruf zum Gebet über deutsches Land hinzutragen«. Von nun an sollte gemäß einer Weisung des Vorsitzenden der Fuldaer Bischofskonferenz, Erzbischof Adolf Kardinal Bertram (1859–1945), nach jedem Pfarrgottesdienst für den Führer gebetet werden, genauer gesagt: eine – je nach Situation – auch flehentlich zu sprechende Fürbitte an Gott gerichtet werden. Allerdings hatte selbst diese so unterwürfige, innerhalb des Episkopats als liebedienerisch umstrittene Ehrenbezeugung einen nur mäßig verdeckten katholischen Haken. Sie war nicht an »den Führer«, sondern im Plural an die Regierungsmitglieder insgesamt gerichtet: »Wir bitten Dich, o Herr, bewahre unser Vaterland in deiner immerwährenden Güte, erleuchte seine Lenker mit dem Lichte deiner Wahrheit, damit sie erkennen, was geschehen soll, und das, was Recht ist, mit ganzer Kraft 
 vollbringen.« Das war kein Gebet für Hitler, sondern eine an Gott gerichtete Bitte, er möge »unsere Lenker« erleuchten. Differenzierungen, wie sie in dieser Gebetsformel greifbar werden, blieben den meisten protestantischen Geistlichen ziemlich fremd.

Fraglos erzielte Goebbels mit seiner Kampagne »Die-Klerisei-mürbe-machen« einigen Erfolg. Anders als Hockerts meint, beabsichtigte er nicht, Katholiken aus den Kirchen zu treiben. Ihn störten weder Weihrauch noch fromme Gesänge – er wollte nur eines: dem Klerus jegliche Lust an politischer Einmischung verleiden. Darauf kam es ihm an. Letztlich zielte er darauf, katholische Vereinigungen aufzulösen, insbesondere den Katholischen Jungmännerverband und dessen angeschlossene Vereine, ebenso die katholischen Arbeitervereine. Zudem beabsichtigte er längst, den von Geistlichen erteilten Religionsunterricht an Schulen zu verbieten und darüber hinaus möglichst alle Konfessionsschulen bald abzuschaffen. Angesichts der von Goebbels entfalteten mächtigen Drohungen warnte der Generalvikar der Erzdiözese München und Freising, Ferdinand Buchwieser (1874–1964), die für die Ortsgeistlichen zuständigen Dekane vor unbedachten Äußerungen auf der Kanzel. In seinem Rundschreiben vom Juli 1937, das auch von den »Gerüchten« über »sittliche Verfehlungen« einzelner Geistlicher handelt, heißt es am Ende: »Im Übrigen möchten wir mahnen, in Predigten und Privatäußerungen die gebotene Zurückhaltung ja nicht außer Acht zu lassen. Zur Zeit sind mehrere Geistliche unserer Erzdiözese ob des Verdachts, den Kanzelparagraphen verletzt zu haben, in Haft.«
[6]



Der Paragraph 130a des Strafgesetzbuchs von 1871 bedrohte bis 1953 Geistliche, die sich in Predigten oder anderen Reden zu »Angelegenheiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise« äußerten, mit bis zu zwei Jahren Haft. Unabhängig von den Sittlichkeitsprozessen nutzte die NS
 -Justiz das Gesetz weidlich aus, um gegen missliebige Geistliche vorzugehen. Beispielhaft sei Jesuitenpater Rupert Mayer (1876–1945) genannt, der den Kanzelparagraphen immer wieder vorsätzlich ignorierte. Er hatte am 2. Mai 1937 
 in der Münchner St. Michaelskirche zu den aktuellen Prozessen gepredigt: »Dann lesen wir überall von tausend Sittlichkeitsverbrechen von Priestern und Ordensleuten. Die Zahl ist bei weitem übertrieben, und soviel ich weiß, sind es höchstens 500 Fälle.« Mayer sprach von »Staatsbetrug«, wurde verhaftet und alsbald vor dem Sondergericht angeklagt, nicht nur wegen des Bismarck’schen Kanzelparagraphen, sondern auch aufgrund des »Gesetzes gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei« vom 20. Dezember 1934. Die Verhandlung fand am 22. und 23. Juli 1937 statt.

Mayer blieb bei seinen Aussagen, leugnete nichts und wurde zu sechs Monaten Gefängnishaft verurteilt, die er aber, da Hitler vorläufig den Kirchenkampf gestoppt hatte, zunächst nicht antreten musste. Der Verurteilte wurde mit Predigtverbot belegt, mehrfach verhaftet, von November 1939 bis August 1940 im KZ
 Sachsenhausen inhaftiert und dann bis Kriegsende im Kloster Ettal unter Hausarrest gestellt. Er starb am 1. November 1945.

Am 5. Oktober 1938 fasste der Chef der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes Reinhard Heydrich seine Eindrücke über die politische Situation in »Kreisen der katholischen Kirche« zusammen: In den vorangegangenen beiden Jahren habe sich »ein stets größer werdender Pessimismus und eine stets wachsende Kampfmüdigkeit« feststellen lassen und nicht nur den niedrigen Klerus ergriffen, sondern auch einen Teil des Episkopats. Allerdings seien die kirchlichen Repräsentanten jetzt, weil sie »auf einen baldigen Zusammenbruch des Reiches« hofften, wieder bereit, in deutlichen Worten »gegen den nationalsozialistischen Staat vorzugehen«. Heydrich spielte auf die ständig steigende Kriegsgefahr an und auch auf die kaum mehr beherrschbare, extrem schuldenbehaftete Finanzlage des von ihm mit geheimdienstlichen und polizeilich-exekutiven Mittel gestützten, doch stets labilen NS
 -Staats.
[7]








Fußnoten
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Seit dem 24. April 1934 konnte jede Organisation wegen Landes- und Hochverrats belangt werden, die sich in Wort und Schrift für ein nicht nationalsozialistisches Deutschland einsetzte (Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens, RGB
 l. 1/1934, 24.4., S. 341–348, hier Art. 1: Erweiterung der Definitionen von Hoch- und Landesverrat sowie der jeweiligen Strafrahmen im StGB
 , Paragraph 80–93a).
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 Hitler und Göring reden 1936 offen vom Krieg



Nachdem der Architekt Egon Eiermann im Februar 1937 die Ausstellung »Kraft des Motors, Kraft des Volkes« so schwungvoll in Szene gesetzt hatte, schuf er die Überwältigungsoptik der Propagandaschau »Gebt mir vier Jahre Zeit«. Die Ausstellung sollte das 1936 unter dem Codewort »Vierjahresplan« verkündete Projekt zur beschleunigten Aufrüstung und Kriegsbereitschaft popularisieren. Folglich schmückte Eiermann das Entrée der Berliner Messehallen mit dem Mann, dem akklamatorisch ein vierjähriger Vertrauensvorschuss gewährt werden sollte: mit einem 18 Meter hohen Hitlerporträt. Zu dessen Füßen durften die Besucher eine U-Boot-Attrappe in Originalgröße bewundern und beklettern, ebenso echte Feldhaubitzen, gepanzerte Kampfwagen und anderes neu produziertes Aggressionsgerät.

Nach der Eröffnung am 30. April 1937 feierte Goebbels die Gestaltung als Meisterwerk. Wenige Tage später murrte er, für die Ausstellung müsse mehr geworben werden, »sie geht nicht gut«. Nach weiteren fünf Wochen klagte er über den noch immer »schlechten Besuch«. Inzwischen wurden ganze Gruppen der Hitlerjugend herangekarrt, und eigens dafür druckte das Propagandaamt der Reichsjugendführung die Broschüre »HJ
 auf der Ausstellung ›Gebt mir vier Jahre Zeit‹«.
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Anders als die noch utopische, jedoch vielversprechende Großpräsentation »Kraft des Motors«, mit der sich die Besucher in eine Zukunft mit eigenem Auto, Motorrad oder wenigstens Moped phantasieren konnten, scheiterte die Agitpropschau zum Vierjahresplan am Unwillen des Volkes, sich in den nächsten Krieg hineinzudenken. Offenbar fand das Publikum wenig Freude daran, dem Führer einen Blankoscheck für einen Menschen und Wohlstand verzehrenden Krieg auszustellen. Weil die Regierung in den Monaten zuvor schon viel über ihre wahren Absichten erklärt hatte, wussten die Leute, worum es ging, was ihnen bald drohen könnte: ein zweiter großer, vielleicht noch größerer Krieg.


 Der Öffentlichkeit war der Vierjahresplan erst im September 1936 auf dem Nürnberger Parteitag bekanntgegeben worden. Kaum war das geschehen, nutzte der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß (1894–1987), die erstbeste Gelegenheit, um im oberfränkischen Hof mit drastisch-klaren Worten zu Konsumeinschränkungen aufzurufen und die Deutschen an die unbequeme Aussicht auf einen nächsten Krieg zu gewöhnen. Die Rede wurde am 12. Oktober 1936 gehalten und die zentrale Passage an den beiden Folgetagen in allen wichtigen Zeitungen veröffentlicht. In der Neuen Mannheimer Zeitung lautete die Schlagzeile »Kanonen sind wichtiger als Butter! Das Ausland hofft vergeblich: Deutschland lässt sich durch kleine Mängel in der Lebensmittelversorgung nicht niederringen!«

Zur Organisation des Vierjahresplans erfuhr das Publikum wenig. Am 19. Oktober 1936 erschien eine minimalistische Durchführungsverordnung im Reichsgesetzblatt. Damit ermächtigte der Führer und Reichskanzler den (preußischen) Ministerpräsidenten und Generaloberst Hermann Göring, für diesen Plan die erforderlichen Gesetze und Vorschriften zu erlassen und sämtliche staatlichen Behörden und Dienststellen der NSDAP
 und deren nachgeordnete Organisationen »mit Weisungen zu versehen«. Fünf Wochen zuvor hatte Hitler auf dem Nürnberger Parteitag über den Vierjahresplan gesprochen und den Deutschen erklärt, er verfolge das Ziel, die eigene Rohstoffindustrie massiv auszubauen, weil Deutschland infolge der »Widerstände auf dem Weltmarkt« dazu gezwungen sei.

Dahinter verbarg sich der empfindliche Mangel an Gold und Devisen, weil ausländische Handelspartner Zahlungen in der mit hohen Inflationsrisiken behafteten Reichsmark nicht mehr akzeptierten. Im Fall der Rohstoffe ging es erstens um den Abbau relativ wenig ergiebiger Eisenerzreserven in Deutschland (Peine, Salzgitter); zweitens um die Produktion von Benzin, Dieselkraftstoff und Schmieröl im Hydrierverfahren, für das heimische Kohle verwendet werden konnte; drittens sollte der Devisen verschlingende Import von Baumwolle drastisch reduziert und der Bedarf mittels heimischer und 
 chemisch erzeugter Fasern substituiert werden; viertens setzte ein auf motorisierte Truppen und Bomber gestützter Krieg zwingend die Unabhängigkeit von Naturkautschuk voraus. Deshalb mussten Dichtungen, Verbindungsschläuche, Reifen etc. in ausreichendem Umfang synthetisch und aus landeseigenen Rohstoffen erzeugt werden. Der Chemiekonzern IG
 -Farben erprobte das dafür geeignete Verfahren bereits im industriellen Maßstab und nannte das Produkt BUNA
 (Butadien katalysiert durch Natrium).

In seinen Reden auf dem Nürnberger Parteitag hatte Hitler mehrfach das Projekt Vierjahresplan gestreift und notwendige »Konsumeinschränkungen infolge verstärkter Aufrüstung« angedeutet. In den Zusammenfassungen der gleichgeschalteten Medien klangen seine Worte ziemlich unfreundlich: Der Führer hat »das deutsche Volk darauf hingewiesen, dass der neue Vierjahresplan ihm nicht wie eine reife Frucht in den Schoß fallen« werde, vielmehr seien »große Anstrengungen und Mühen« erforderlich. Im Bewusstsein, »eine sehr schwere, aber auch lohnende Aufgabe vor uns zu haben«, müssten nun alle verstärkt anpacken. »Die Politik« werde »sich auch hier wieder als Helferin und Förderin der Wirtschaft erweisen, indem sie kraft einer starken Wehr unseren äußeren Frieden schützt und damit den ungestörten Fortgang unserer inneren Aufbauarbeit ermöglicht«. Zunächst aber habe die Wehrmacht absolute Priorität, in einem zweiten Schritt sei dann der »deutsche Lebensstandard auf eine höhere Stufe zu bringen«. Des Weiteren lenkte Hitler den Blick auf »die blutigen Ereignisse« im Spanischen Bürgerkrieg und auf Gefahren, »die in größtem Ausmaß über Europa schweben«. Neben ihm ließen in Nürnberg weitere Redner die Möglichkeit kommender Kriege anklingen: Goebbels malte die »Weltgefahr des Bolschewismus« an die Wand; Alfred Rosenberg (1893–1946), der Parteitheoretiker für völkischen Tiefgang, beschwor den »entscheidenden Weltkampf«.

An der Ministerratssitzung, die kurz vor dem Nürnberger Parteitag am 4. September stattfand, nahm Hitler nicht teil, ließ jedoch das von ihm verfasste, in der überlieferten Form weder datierte noch 
 unterschriebene, 31 maschinenschriftliche Seiten lange Memorandum zum Vierjahresplan von Hermann Göring verlesen. Dieser wurde wenig später, nachdem er schon seit längerer Zeit einige entsprechende Funktionen übernommen hatte, offiziell zum Beauftragten für den Vierjahresplan ernannt.
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In seiner Denkschrift verlangt Hitler, die Wehrmacht »in kürzester Frist (…) zur ersten Armee der Welt zu entwickeln«. Im Sinn einer »endgültigen Lösung« sollen die deutschen Streitkräfte die »Erweiterung des Lebensraums« erkämpfen. Dem entspricht der im Herbst 1936 festgelegte Plan zum schnellen Ausbau der Wehrmacht für ein Kriegsheer von 102 Divisionen (mit einer Sollstärke von je 15000 Mann) und ein Friedensheer von 830000 Mann. Passend zu seinen Reden auf dem Parteitag heißt es in dem Memorandum: Es sei darauf zu achten, die Lasten in der Zeit des Übergangs für das eigene Volk erträglich zu halten. Deshalb beauftragt er die für die Wirtschaft verantwortlichen Behörden und Verbände, »eine vorübergehende
 Entlastung zu schaffen«, um so mit hohem Tempo – ohne zu große Missstimmungen oder gar Proteste – »den Krieg im Frieden vorzubereiten«. Das bedeutete: phantasievolle Kreditfinanzierung, Lohn- und Preisdiktate, um die Inflation zurückzustauen, schon aufgelaufene, eigentlich fällige Kredite zu prolongieren und sie perspektivisch mittels noch zu erobernder »Ergänzungsräume« aus der Kriegsbeute und den Arbeitsleistungen unterworfener Völker zu tilgen.

Vorübergehend verlangt Hitler von seinem Volk »Opfer auf dem Gebiete der Ernährung«, ausgleichend verfügt er konkrete Hilfen für »sozial Minderbemittelte«. Damit umreißt er, wie noch gezeigt werden wird, die Prinzipien für die nach Bedürftigkeit und Arbeitsleistung geregelte Zuteilung rationierter Lebensmittel im Krieg. Ebenso deutet er an, wie er sich die Sozial-, Steuer- und Finanzpolitik in diesem Fall vorstellt: Sie sollte die damals noch rund 80 Prozent der Bevölkerung umfassenden unteren Schichten schonen. Zum Erhalt innerer Stabilität ordnete er an, strikt auf soziale Ausgewogenheit zu achten und dies auch materiell zu beglaubigen.
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 Warum führte die rapide Aufrüstung 1936 zu Engpässen in der Lebensmittelversorgung? Deutschland konnte sich damals trotz aller Förderung der bäuerlichen Wirtschaft, des sogenannten Reichsnährstands, nur zu 84 Prozent aus eigenen landwirtschaftlichen Erträgen ernähren. Der Rest musste importiert werden. Infolgedessen fehlten die dafür erforderlichen Devisen für die Einfuhr von Rohstoffen, die für die Aufrüstung zwingend gebraucht wurden, etwa bestimmte Zuschlagstoffe wie die für die Produktion hochfesten Stahls (Chrom, Wolfram, Mangan usw.). Aus diesem, aber auch aus einem weiteren Grund musste an Lebensmitteln gespart werden. Denn anders als vor dem Ersten Weltkrieg wurde für den Zweiten Weltkrieg seit 1936 eine Reichsgetreidereserve angelegt. Im Fall einer fest einkalkulierten britischen Seeblockade konnten damit die Städter und Industriearbeiter vor Hunger und die Herren an der Staatsspitze vor Hungerrevolten geschützt werden. Deshalb wurde der Getreideimport seit 1937 mehr als verdoppelt und die Einfuhr von Genuss- und Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs radikal gedrosselt.

In Erinnerung an die Hungerjahre 1917 bis 1919 nahm die NS
 -Führung dieses Problem sehr ernst. Im damals verbündeten Österreich wurden Anfang 1919 von 186000 Wiener Schulkindern nur 6732 als nicht unterernährt eingestuft. In Deutschland berichtete die Freie Wissenschaftliche Kommission zum Studium der jetzigen Ernährungsverhältnisse am 27. Dezember 1918, wie sehr sich die Sterblichkeit insbesondere von Kindern und alten Leuten, aber auch von Frauen in der städtischen Bevölkerung infolge der britischen Hungerblockade erhöht hatte. Die Kommission kam aufgrund vorsichtiger Berechnungen auf mehr als 400000 Hungertote. Der Wachstumsrückstand städtischer Schulanfänger betrug 1918/19 gegenüber dem Jahr 1914 volle drei Zentimeter infolge mangelhafter Ernährung.

Solche die Moral schwächenden Zustände sollten im nächsten Krieg unbedingt vermieden werden. Deshalb beinhaltete der Vierjahresplan den Bau Hunderter Getreidesilos, großer Kühlhäuser für Fleisch, Butter, Gemüse usw. Göring pries die ernährungspolitische 
 Vorsorge im November 1936 auf dem Reichsbauerntag »als zur militärischen Rüstung gehörig« und ernannte mit Herbert Backe, dem Staatssekretär im Reichslandwirtschaftsministerium, einen tatkräftigen Agrarwissenschaftler zu seinem »Sonderbeauftragten für den Bau von Getreidelagerräumen«. Noch heute kann man überall in Deutschland an Kanälen und in der Nähe von Bahnhöfen die damals errichteten Silos sehen. In der Regel sind die aus Beton gegossenen Zweckbauten mit einem hübsch beziegelten Satteldach versehen und verklinkert, um sich, wie man sagte, harmonisch in die heimatliche Landschaft einzufügen. Die Oberste Bauleitung oblag der Reichsstelle für Wirtschaftsausbau. Die Errichtung »großer reichseigener« Getreidesilos übernahm die von Bauingenieur Fritz Todt (1891–1942) geleitete Generalbauinspektion, die bereits den Bau der Autobahnen vorantrieb und nun die Zuständigkeit für solche Bauten erhielt, die im fest eingeplanten Krieg nützlich sein würden. Dazu zählten der Westwall, Getreidespeicher und später Bunker aller Art.

Die für den Krieg angehäuften Getreidevorräte umfassten am 30. Juni 1939 stattliche 5,5 Millionen Tonnen, ein Jahr später fast ebenso viel. Zum 30. Juni 1941 sanken die Vorräte auf zwei Millionen Tonnen, zwölf Monate später auf sehr kritische, die Kriegsstimmung der Bevölkerung gefährdende 670000 Tonnen. In einer dramatischen Sitzung bei Göring fiel im August 1942 der Beschluss, von nun an noch rücksichtsloser als zuvor Lebensmittel aus den besetzten Ländern herauszuholen und den drohenden Hunger dorthin zu verlagern (mehr dazu in Kapitel XI
 .3). Daraufhin konnte Backe bis zum Sommer 1943 immerhin 1,2 Millionen Tonnen bevorraten und die Reserve bis zum 30. Juni 1944 auf 1,7 Millionen Tonnen erhöhen. Die Vorräte reichten noch einige Monate über den 8. Mai 1945 hinaus. Insgesamt trug die Getreidereserve wesentlich dazu bei, den Durchhaltewillen an der deutschen Heimatfront und unter den im Allgemeinen gut mit Lebensmitteln versorgten deutschen Soldaten zu sichern – auf Kosten von Millionen hungernden und zu Hunderttausenden verhungerten Menschen im von Deutschland besetzten Europa.
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 Wie Hitler 1944 Albert Speer erklärte, hatten ihn »der Unverstand des Reichswirtschaftsministeriums und der Widerstand der deutschen Wirtschaft gegen alle großzügigen Pläne« seinerzeit veranlasst, sein Memorandum zum Vierjahresplan zu verfassen. Ministerialbeamte, die das in Hitlers Denkschrift beschriebene Projekt – »1. Die deutsche Armee muss in vier Jahren einsatzfähig sein. 2. Die deutsche Wirtschaft muss in vier Jahren kriegsfähig sein« – mit Bedenken, Zögerlichkeit oder gar Einsprüchen störten, fanden sich plötzlich ihrer Kompetenzen entledigt oder bekamen einen Aufseher von Görings Vierjahresplanbehörde zugeteilt. Nach einigen Monaten trat der zunehmend isolierte, zwar zu erheblicher Schuldenmacherei bereite, jedoch nicht unbegrenzt willige Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht (1877–1970) zurück. Hitler hatte sich schon im Mai 1936 »sehr ungehalten über ihn« gezeigt.

Ohne Details festzulegen, gab Göring auf der Ministerratssitzung im September die Handlungsanweisung aus: »Alle Maßnahmen haben so zu erfolgen, als ob wir uns im Stadium der drohenden Kriegsgefahr befänden.« Ein paar Tage später äußerte er sich beim Mittagessen mit Goebbels »sehr zufrieden« über »märchenhafte Summen«, die nunmehr in die Aufrüstung flössen. Dabei bleibe klar, der Krieg dürfe erst in einigen Jahren kommen, keinesfalls jetzt. »Das wäre«, wie Goebbels Ende November 1936 vermerkte, »das größte Unglück, das geschehen könnte. Bewahre uns Gott davor!« Einen Monat später wiederholte er, die Entwicklung im Spanischen Bürgerkrieg mit gemischten Gefühlen verfolgend: »Wir müssen nur aufpassen, damit wir nicht unversehens in einen Krieg hineinschlittern. Das wäre jetzt das Ärgste, was passieren könnte.« Die Regierung hatte den Krieg fest eingeplant. Doch musste sie damit unbedingt so lange warten, bis die Aufrüstung 1939 den ihrer Meinung nach ausreichenden Stand erreicht hatte.

Mitte Februar 1937 vermittelte Goebbels in einem Streitgespräch zwischen Hitler, Himmler und Reichskirchenminister Hanns Kerrl (1887–1941). Thema war ein taktisches Einlenken im Kampf gegen 
 die katholische Kirche. Hitler begründete sein versöhnliches Votum damit, er könne gerade jetzt solche Streitigkeiten im Inneren Deutschlands nicht gebrauchen, weil er »in einigen Jahren den großen Weltkampf« erwarte, und dabei gebe es dann nur Sieg oder Niederlage – wörtlich: »Deutschland verliert nur noch einen Krieg. Das wäre dann das Ende.«

Kaum war das gesagt, formulierte Goebbels »die diesbezügliche Führerverordnung« zu Hitlers voller Zufriedenheit und ließ noch am selben Tag auf einer Pressekonferenz in Berlin verkünden: »Friedensschritt des Führers in der Kirchenfrage.« Zugleich verbot derselbe Führer auf Wunsch seines obersten Propagandisten »allen Ministern (den) direkten Verkehr mit der Presse« – »nur noch über mein Ministerium«, frohlockte Goebbels und startete schon acht Wochen später die nächste antikatholische Kampagne.

Dass Hitler seine undatierte Denkschrift zum Vierjahresplan erst im August 1936 verfasst habe, wie in der Literatur fast durchgängig angenommen wird, halte ich für fraglich. Denn um die Position Görings gegenüber den Wirtschafts- und Finanzministern zu stärken, hatte dieser bereits im April 1936 gegen den entschiedenen Widerstand Schachts die Vollmacht erhalten, die Beschaffung und Verteilung von Rohstoffen und Devisen zu steuern. So gesehen erscheint die Vorgeschichte des Vierjahresplans als längerer Prozess, in dem Hitler sein Memorandum deutlich früher formuliert haben wird, sei es mündlich oder schon schriftlich. Folgt man Goebbels’ Tagebuch, ergibt sich eine Zeitschiene, die mit dem Wehrgesetz vom Mai 1935 beginnt: »Alle Soldaten vorher durch Arbeitsdienst, ganzes Volk im Krieg dienstpflichtig.« Am 16. März 1935 war bereits das Gesetz für den Aufbau der Wehrmacht erlassen und die allgemeine Wehrpflicht eingeführt worden. Parallel dazu wurden Reichsanleihen in Höhe von 1,6 Milliarden Reichsmark aufgelegt, um den Kasernenbau und die Aufrüstung voranzutreiben. Ende Oktober 1941 sprach Hitler von einer »siebenjährigen kolossalen Aufrüstung«. Auch diese zeitliche Angabe verweist auf 1935.


 Am Rand des Reichsparteitags im September 1935 trafen sich wie üblich die Reichs- und Gauleiter mit Hitler. In dem zentralen Machtgremium ergriff der nationalkonservative Reichswirtschaftsminister Schacht – als geladener Gast – das Wort und nahm, was die staatliche Überschuldung betraf, kein Blatt vor den Mund. Um mehr Gehör zu finden, mimte er sprachlich den »Urnazi«, wie Goebbels spottete und dennoch sachlich notierte: »Bild der Wirtschaftslage. Ziemlich trostlos. Streng vertraulich: jährlich etwa fünf Milliarden für Rüstungen. Trostloser Devisen- und Rohstoffzustand. Da muss Vorsicht obwalten, sonst bricht die ganze Sache zusammen. Keine Exzesse! Dann geht Schacht. Führer spricht und rappelt alles wieder auf.« Einen Monat später, am 17. Oktober 1935, sprach Hitler vor Ministern und Militärs, danach debattierte Goebbels mit ihm bis morgens vier Uhr und fasste zusammen: »Kommt Krieg in Europa? Wenn ja, dann drei bis vier Jahre zu früh für uns. Die Zukunft der Völker liegt nicht in der Neutralität, sondern in der Intervention. Wir müssen abwarten, und wenn es nicht anders geht, auch handeln.«

Demnach setzten die Aktivitäten für den Vierjahresplan schon deutlich vor dem August 1936 ein. Offensichtlich wurde das riesige Rüstungsprojekt 1935 begonnen und 1936 – nach dem Ende der Olympischen Sommerspiele am 16. August – bekanntgemacht. Allerdings nutzte Hitler die Monate davor auf seine Weise: Kurz nach dem Ende der Olympischen Winterspiele in Garmisch-Partenkirchen ließ er am 16. Februar 1936 das Rheinland remilitarisieren und brach damit abermals den Versailler Vertrag. Seine wichtigsten Gesprächspartner während der drei Wochen davor, in denen sie immer wieder den passenden Zeitpunkt und die Risiken des Vertragsbruchs erörterten, waren Göring und Goebbels. Man entschloss sich zu schnellem, überraschendem Handeln.

Am 7. März überquerten 30000 deutsche Soldaten die Rheinbrücken. Die Aktion verlief glatt, Hitler rechtfertigte sie unter Verweis auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Millionen Deutsche jubelten. Beim Führerempfang in der Reichskanzlei einigten sich die Spitzen 
 der Regierung nach glücklich überstandenen »Nervenstrapazen« des zuvor als extrem risikoreich empfundenen Coups auf die künftig immer häufiger angewandte Devise »Dem Mutigen gehört die Welt«.
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Görings 1936 geschaffene Vierjahresplanbehörde bestand aus einem »kleinen Zentralbüro«. Zieht man Sekretärinnen, Telefonistinnen, Büroboten, Fahrer etc. ab, dann arbeiteten dort allenfalls 50 agile Spitzenbeamte und Fachleute. Sie verstanden sich als Ideengeber, Berater und Kontrolleure, die ihren Chef Göring auf die Dringlichkeit der »Beseitigung von Mangellagen und Gefahrenpunkten« hinwiesen, ihm sorgfältig begründete, fachlich abgesicherte Entscheidungsalternativen ausarbeiteten und fertige Beschlussvorlagen zur Unterschrift vorlegten. Man kann Hermann Göring viel nachsagen, aber beratungsresistent war er nicht. Wie Hitler motivierte er seine Pläneschmiede, ihre den jeweiligen politischen, ökonomischen, finanzwirtschaftlichen und später militärischen Lagen angepassten Vorschläge frei zu formulieren und sich dabei nicht von moralischen oder rechtlichen Bedenken einengen zu lassen.

Umgekehrt sahen Görings intellektuelle und hochprofessionelle Helfer ihre Aufgabe darin, in »die politische Auseinandersetzung über die Großraumlösung ein(zu)treten«. Dafür setzten sie in ihrem verklausuliert kriegstreiberischen Wortgebrauch die den »Staatsraum vergrößernde politische Tat« voraus. Ihnen kam es nicht darauf an, »mit Zirkel und Lineal« Einzelentscheidungen zu treffen. Vielmehr koordinierten sie die großen Linien und garantierten angesichts der »oft sprunghaft wechselnden Anforderungen der obersten politischen Führung« die notwendige »Elastizität der Programme«. Sie verstanden sich als agile Teamplayer an der Spitze eines modernen Unternehmens namens Staat. Nicht umsonst veröffentlichte einer der wichtigsten Spitzenbeamten des Vierjahresplans, Hans Kehrl (1900–1984), seine Memoiren 1973 unter dem Titel »Krisenmanager im Dritten Reich. 6 Jahre Frieden, 6 Jahre Krieg«. Kehrl wurde zunächst als Gewährsmann Görings im Reichswirtschaftsministerium platziert und 
 wechselte 1943 in das nachfolgende Machtzentrum, nämlich in Albert Speers Rüstungsministerium.

Am 28. Oktober 1936 erklärte Göring der deutschen Öffentlichkeit im Berliner Sportpalast, was es mit seinem neuen Amt auf sich habe. Wie üblich wurde die Rede im Rundfunk übertragen und in allen wichtigen Zeitungen nachgedruckt. Als oberste Priorität nannte er »die Sicherung der deutschen Ehre und die Sicherung des deutschen Lebens«; dazu bedürfe es ab sofort der Überwindung »aller Ichsucht«: »Eine große Zeit verlangt ein großes Volk. Beweist, dass ihr ein großes Volk seid!« Natürlich könne das hier und da zu einer gewissen Fleisch- und Speiseölknappheit führen, lasse sich aber vorläufig nicht ändern. Deshalb rief Göring jeden Volksgenossen und jede Volksgenossin auf, einzusehen, was die große Aufgabe erfordere: Deutschland sei heute noch nicht reich genug, Lebensmittelreste und -abfälle einfach »beiseite zu werfen«. Vielmehr müssten diese Abfälle gesammelt und »den großen Mästereien der Städte usw.« zugeführt werden: »Dann werdet ihr dafür auch sehen, dass die Fettlage sich bessern wird. Wir sind nun einmal in einer Festung. Da heißt es, alles und das Letzte einzusetzen.«

Mit seiner Rede stimmte Göring das Volk auf ein kriegswirtschaftliches Mangel- und Zuteilungssystem ein. Zugleich hob er – halb versprechend, halb drohend – die sozialen Komponenten des später eingeführten Systems der Lebensmittelrationierung hervor: »Die Proklamation des Führers (auf dem Nürnberger Parteitag), dass unter allen Umständen für die Minderbemittelten billige und ausreichende Fette bereitstehen müssen, wird mir ein heiliger Befehl sein, der unter allen Umständen durchgeführt wird.«
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Gegen derart unschöne Aussichten für die nähere Zukunft standen die Wucht staatlicher Großbauten, sichtbarer technischer Fortschritt und illusionistisch ausgemalte Zukunftsversprechen. Doch reichte das aus Sicht der Staatsführer nicht, um die stille Loyalität – nicht etwa die begeisterte Zustimmung, darum ging es nicht – der Massen zu garantieren.


 Um die allgemeine Volkslaune einigermaßen auf der Höhe zu halten, bedurfte es der altbekannten, unter vielen politischen Vorzeichen angewandten Technik »Brot und Spiele«. Auf ihren Ausflügen, die sie per Auto noch bis Dezember 1938 unternehmen durften, beobachteten Victor und Eva Klemperer die von der Berliner Führung gewünschten kompensatorischen Gute-Laune-Aktionen. So in Augustusburg am 19. Juni 1938 mitten in der den Krieg schon ankündigenden, von Deutschland provozierten Sudetenkrise – »natürlich wieder Jahrmarktstreiben«. Es sei »doch auffallend«, wie immer und überall Feste gefeiert würden: »Jahrmarkt, Schützen, Regimentstreffen, Sportfest einer SA
 -Gruppe, 600., 625., 650. usw. usw. Stadtjubiläum, Bergbaujubiläum (neulich in Freiberg mit Trachten) etc. etc. Immer Feste, Volksgemeinschaft, Drittes Reich, Fahnen, Fahnen, Fahnen.«

Vom 14. bis 22. August 1937 inszenierte Joseph Goebbels in seiner Funktion als Berliner Gauleiter die »700-Jahr-Feier der Reichshauptstadt« als pompöses Spektakel. Das Festspiel »Berlin in sieben Jahrhunderten deutscher Geschichte« ging im Olympiastadion mehrfach über die Bühne. Neun Tage lang erstrahlte die Stadt. »Zur Ausschmückung der Berliner Feststraßen« wurden »vierzigtausend Meter Fahnentuch verwendet«. Die Programme boten Belustigendes und Erbauliches für jedermann: Volkstänze, Reiterfeste, Feuerwerk, Berliner Philharmoniker im Schlüterhof des Schlosses, Boxkampf im Polizeistadion oder Händels Oper »Herakles« auf der 1936 errichteten Dietrich-Eckart-Freilichtbühne am Reichssportfeld (heute Waldbühne genannt und weiterhin höchst beliebt). Eckart (1868–1923) war der wohl wichtigste antisemische Lehrmeister Hitlers gewesen.

Mit derart einfachen Mitteln eingelullt, ließen viele Deutsche die überall sichtbaren Vorbereitungen auf einen mit voller Absicht herbeigeführten Krieg über sich ergehen. Im September 1937 setzte die Reichsentrümpelungsaktion ein, um im Fall von Luftangriffen die Gefahr schnell um sich greifender Dachstuhlbrände zu mindern. Für diese massenhafte Konditionierung der Bevölkerung für den Krieg warb der Reichsluftschutzbund mit diesem Knittelvers: »Dein 
 schlimmster Feind, das ist das Feuer / Drum schnell! – Entrümple Haus und Scheuer! / Wenn erst die Bomben krachen / Dann hilft kein Reinemachen.« Im Zuge derselben kriegsvorbereitenden Aktion wurde Ende 1937 der Erwerb einer Volksgasmaske dringend empfohlen, da »im Kriegsfall mit der Verwendung chemischer Kampfstoffe (›Giftgase‹) bei Luftangriffen« gerechnet werden müsse.

Fünf Monate nach dem Sieg über Polen und angesichts des Krieges gegen Frankreich und England erklärt Hitler am 30. Januar 1940, dem siebten Jahrestag der Machtergreifung, im Berliner Sportpalast: »Gegenüber dem, was in diesen fünf (Kriegs-)Monaten geschaffen wurde, verblasst alles, was in den sieben Jahren vorher in Deutschland entstand. Unsere Rüstung ist jetzt zu dem planmäßigen Anlauf gekommen. Die Planung hat sich bewährt.« Demnächst würden Frankreich und England »den Kampf bekommen«. Der Krieg hatte angefangen. Ein Ende war nicht in Sicht.
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Wegen seiner Befugnis für die Bewirtschaftung von Gold und Devisen erlangte Göring auch die Zuständigkeit für die materielle Seite der »Judenfrage«. Folglich waren er und seine Behörde in den Jahren 1938 bis 1942 an allen wesentlichen Entscheidungen zur Radikalisierung der antijüdischen Politik beteiligt. Aus dieser Vorgeschichte ergeben sich plausible Antworten auf die Fragen, warum Göring 1938 federführend und antreibend das Erfassen der Vermögenswerte der Juden ins Werk setzte, dann die schrittweise Enteignung steuerte, Reinhard Heydrich im Januar 1939 ermächtigte, die Auswanderung der Juden zu forcieren, und im Oktober 1939 die Haupttreuhandstelle Ost gründete, um sämtliche jüdischen und einen Teil der christlichen Staatsbürger Polens zu enteignen. Das erklärt auch, warum Göring am 31. Juli 1941 Heydrich den Auftrag erteilte, eine »Gesamtlösung der Judenfrage im deutschen Einflussgebiet in Europa« vorzubereiten. Das Schreiben trägt den Briefkopf des Vorsitzenden des Reichsverteidigungsrats und des Beauftragten für den Vierjahresplan. Schließlich entsandte Göring am 20. Januar 1942 seinen Staatssekretär Erich 
 Neumann (1892–1951) zur Teilnahme an der nun schon von Heydrich geleiteten Wannsee-Konferenz. Zu diesem Zeitpunkt war die Macht endgültig an die Exekutoren der »Endlösung« übergegangen, und Göring verlor schnell an Einfluss.






5
 Totalitärer Sozialkapitalismus – ein Albtraum



Politökonomisch betrachtet ersetzte der NS
 -Staat den »demokratischen Souverän ›Markt‹ durch den autokratischen Souverän ›Staat‹«. So kennzeichnete Wilhelm Röpke Mitte 1939 das Verhältnis von Wirtschaft und Politik. Während im bürgerlich-liberalen Staat wirtschaftliches Scheitern privatrechtliche Folgen wie Konkurs, Offenbarungseid oder Pfändung zeitigt und Erfolg Gewinne einbringt, muss das staatskapitalistische Regime seinen Willen mit Hilfe von »Geheimpolizei, Konzentrationslagern und Hinrichtungen« durchsetzen. Zu diesem Zweck erfinden die führenden Politiker und deren zahlreiche Helfer Straftatbestände wie wirtschaftlicher Volksverrat, Schieberei, Sabotage, Hamsterei oder Devisenverbrechen. In einem solchen System wird der Scharfrichter, so Röpke, »eine ebenso wichtige Figur wie der Gerichtsvollzieher für die Marktwirtschaft«.

Das Gesetz gegen Wirtschaftssabotage, das im Kontext des Vierjahresplans im Dezember 1941 erging, bedrohte Devisenvergehen im Extremfall mit der Todesstrafe. Im Krieg verurteilte die deutsche Justiz dann einige Hundert Schwarzschlächter, Lebensmittelschieber und -diebe zum Tode, um das rigide, auf ausgleichende Gerechtigkeit bedachte Regime der Lebensmittelrationierung im Lot zu halten. 1941 formulierte Hitler seine Technik, die massive, mit Hilfe strafbewehrter Preis- und Lohndiktate künstlich unsichtbar gemachte Inflation den staatswissenschaftlichen Einsichten des Exilanten Röpke entsprechend: »Die erste Ursache des Gleichbleibens unserer Währung (ist) das KZ
 «, und wenig später, »wer die Preisgrenze überschreitet, 
 kommt ins KZ
 : Das hält die Währung«. Tatsächlich gelang es der NS
 -Regierung mit solchen Methoden, trotz geradezu astronomischer Staatsverschuldung die im Geldbeutel spürbare Teuerungsrate auf knapp zwei Prozent pro Jahr zu begrenzen.

Röpke verfasste seine hier zitierten Analysen 1939 kurz vor Kriegsbeginn im Rückblick auf die vorangegangenen sechs Jahre, um möglichst präzise Aussagen über den künftigen Verlauf zu treffen. Demnach kompensierte die NS
 -Regierung ihre fehlende Legitimität, indem sie die Bevölkerung mittels Kolossalunternehmungen in Atem hielt. Im Kern bestand die Methode darin, die allgemeine Stimmung und den Zuspruch mit Hilfe eines fortwährend neu »angekurbelten« Aktionismus zu festigen, also volkspsychologische Stimulanzien einzusetzen, die mit allen anderen Aufputschmitteln die Eigenschaft teilen, nur »in immer größeren Dosen« wirksam zu bleiben. Wenn dann ein solches Regime, von der Gunst des Volkes und von »Anfangserfolgen ermutigt, auf diesem Wege fortschreitet«, dann »kann (es) nicht mehr zurück, ohne sich selbst aufzugeben«. Um die immer größeren Unternehmungen durchzusetzen, bedarf die politische Diktatur als »notwendige Ergänzung der ökonomischen«.

Nach 1945 kennzeichnete Röpke die NS
 -Herrschaft als »Albtraum des Kollektivismus und der zurückgestauten Inflation«, als eigentümliche »Mischung von Sozialismus und Keynesianismus«, die als angeblich »moderne Ökonomie« den Weg zu »inflationärer Expansion und kollektivistischer Zwangswirtschaft« ebnete. In der Tat verstand sich Fritz Reinhardt (1895–1969), der NS
 -Staatssekretär im Reichsfinanzministerium, als überzeugter Keynesianer und als Garant ausgleichender sozialer Gerechtigkeit. Jenen Antifaschisten, die den Nationalsozialismus als Herrschaft konservativer, reaktionärer oder kapitalistischer Machtgruppen interpretierten, bescheinigte Röpke Anfälle von Geistesabwesenheit. 2014 kam der Ökonom Dietrich Lemke in seiner bereits erwähnten Fallstudie über die NS
 -Geschichte der Kleinstadt Vacha (Kap. III
 /Anfang) zu ähnlichen Ergebnissen. Er prägte für die politische Ökonomie Hitlerdeutschlands den Begriff 
 »totalitärer Sozialkapitalismus« – eine Herrschaftsform, die für jedes Alter, jede Schicht und jeden Zweck eine besondere organisatorische »Einbettung« und kleine, aber als hilfreich empfundene Zuwendungen bereithält.
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Der antinationalsozialistische und arische Wilhelm Röpke lehrte bis 1933 als jüngster deutscher Ordinarius Wirtschaftliche Staatswissenschaften in Marburg. Er und der mit ihm befreundete Indogermanist Hermann Jacobsohn (*1879) waren die ersten beiden Professoren, die am 25. April 1933 aus der Philipps-Universität vertrieben wurden. Röpke gehörte zur winzigen Minderheit wirtschaftsliberaler und wortmächtiger Hitlergegner. Er ging ins Exil, erst nach Istanbul, 1936 nach Genf. Von dort aus beriet er später die Regierung Adenauer beim demokratischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau der Bundesrepublik. Der aufgeklärt konservative, sich rundum als Deutscher verstehende Professor Jacobsohn war – anders als Röpke – nicht aus politischen, sondern aus rassischen Gründen von seinem Lehrstuhl verjagt worden. Tief verzweifelt warf sich Hermann Jacobsohn zwei Tage später vor einen Zug. Im Jahresbericht für 1933 des von ihm 1911 geschaffenen Sprachwissenschaftlichen Seminars der Universität Marburg hieß es acht Monate später, Professor Jacobsohn »ist im April plötzlich verstorben«.

Liberales wirtschaftliches Denken und Handeln bezeichneten die damals in Deutschland führend gewordenen Ökonomen und Politiker als weichliche und egoistische Ausgeburt der Freimaurerei, wahlweise der Bourgeoisie, der Juden oder Schwätzer. So schrieb Röpke im Januar 1947 rückblickend und fasste zusammen: Sie veranstalteten die mörderische deutsche Höllenfahrt »als Kenner der Massenseele, deren Ausdruck sie selber waren«, und »zogen es vor, die Massenleidenschaften durch die Parolen des Nationalismus und Sozialismus zu entflammen« – Parolen, die »in ihrer Mischung zu dem Dynamit wurden, das die Welt in die Luft gesprengt hat«.
[2]



Um eine Bevölkerung in den Zustand von Zufriedenheit und Zuversicht zu versetzen, empfehlen sich soziale Vergünstigungen, die in 
 kleinen Portionen bei passender Gelegenheit zu verabreichen sind. Das begann im nationalsozialistischen Deutschland im Sinne von Notmaßnahmen – wie dargestellt – schon in den ersten Wochen des Jahres 1933 und wurde dann in systematischer Form fortgesetzt. Die große Steuerreform von 1934 begünstigte die damalige Normalfamilie mit zwei und mehr Kindern erheblich, wie die sozialdemokratischen Analysten der NS
 -Politik kühl zur Kenntnis nahmen: Während bis dahin die Kinderlosen und die Verheirateten mit einem Kind steuerlich »besser standen, sind jetzt alle Steuerpflichtigen mit zwei und mehr Kindern günstiger gestellt«. Diese Reform mit ihren Steuerklassen 1 bis 5 blieb mit geringen Abstrichen bis 2024 in Kraft.

Zum 1. Oktober 1935 führte Deutschland das Kindergeld (damals Kinderbeihilfe genannt) ein. Zunächst konnten auf Antrag einmalige Hilfen für kinderreiche Familien aus einem Sondervermögen gewährt werden. Im März 1936 strich Fritz Reinhardt das Wort »einmalig« aus der Verordnung. Vom 1. Juli 1936 an wurde das Kindergeld generell für das fünfte Kind und für nachfolgende Geschwister ausbezahlt. Jüdische Familien und solche mit einem deutlich überdurchschnittlichen Einkommen blieben von der Leistung ausgeschlossen. Im kritischen Jahr 1938 weitete der Staat die Kindergeldzahlungen gleich zweimal aus: Von nun an erhielten Familien bereits ab dem dritten Kind eine Zuwendung. Hinzu kamen zahlreiche Steuervorteile für Kinderreiche, die ebenfalls von 1935 an kontinuierlich günstiger ausgestaltet wurden. Betrugen die Kinderbeihilfen 1933 bis 1937 insgesamt nur 300 Millionen Reichsmark, stieg diese Form des Familienlastenausgleichs für die Jahre 1942 bis 1944 auf 2,86 Milliarden Reichsmark.
[3]



Mitten in einer riesigen, jedoch sorgfältig verdeckten Schuldenkrise, einer ständig steigenden Arbeitsbelastung und dem seit 1938 allgemein befürchteten Ausbruch eines Krieges vergrößerte die Regierung den Kreis der vom Kindergeld begünstigten Familien massiv. Auch hier folgte die Sozialpolitik den Anweisungen Hitlers und Görings von 1936, laut denen trotz aller für den Vierjahresplan erforderlichen Einsparungen die vielen Minderbemittelten geschont und 
 so versorgt werden sollten, dass der soziale Frieden gewahrt blieb. Während Lohnsteuer und Sozialabgaben seit 1934 konstant blieben, erhöhte die Regierung die von der Weimarer Republik eingeführte Körperschaftsteuer von 20 auf 40 Prozent. Das geschah in vier Jahresschritten bis 1940. Im staatlich regulierten, bereits auf die Bedürfnisse eines großen Kriegs ausgerichteten Wirtschaftskreislauf traf diese Maßnahme die Besserverdienenden nur mäßig, erzeugte jedoch sehr erwünschte symbolische Wirkungen. Der Jahresbericht des Sicherheitshauptamts vermerkte für 1938: »Besonders auf die Arbeiterschaft macht die Erhöhung der Körperschaftsteuer einen günstigen Eindruck.« Sie werde als Zeichen dafür verstanden, dass die Kosten für die Wiederbewaffnung »durch eine gerechte Lastenverteilung« aufgebracht und »die hohen Gewinne der großen Gesellschaften entsprechend herangezogen« würden. Parallel dazu huldigte die Deutsche Arbeitsfront dem »Deutschen Sozialismus« und behauptete unter Hinweis auf die Unternehmenssteuern in bestem Gewerkschaftsdeutsch, »dass die Opfer gerecht verteilt werden und die stärkeren Schultern die größeren Lasten tragen«.

Ende 1942 mussten deutsche Hauseigentümer die seit 1926 bestehende Hauszinssteuer für die nächsten zehn Jahre auf einen Schlag ablösen. Eingeführt worden war die Steuer zur Förderung des Wohnungsbaus und zum Ausgleich der indirekten Gewinne, die Hauseigentümer während der Hyperinflation infolge der Entwertung ihrer Hypotheken und der Stabilität ihrer Geldanlage hatten machen können. Die Ablösung bedeutete nichts anderes als eine Steuervorauszahlung für die nächsten zehn Jahre. Danach, also 1952, sollte die Hauszinssteuer endgültig abgeschafft werden. Wegen des rigorosen Mietpreisstopps traf diese Maßnahme allein die Hauseigentümer. Damit erzielte der Reichsfiskus eine einmalige Einnahme von stattlichen 8,1 Milliarden Reichsmark, das wären heute weit mehr als 100 Milliarden Euro. Die Zeitschrift Bankwirtschaft freute sich über »ein befriedigendes Ergebnis sowohl was die Kaufkraftbindung als auch was die Wirkung auf den Staatshaushalt anbelangt«. Im Prinzip folgte 
 diese Maßnahme einem programmatischen Vorschlag, den Hermann Göring bereits am 18. November 1938 in die Regierungsrunde geworfen hatte: die Rüstung über die Enteignung der Juden hinaus auch mit Hilfe »einer einmaligen Abgabe vom Vermögen« besonders wohlhabender Deutscher zu bezahlen. Dieser durchaus erhebliche »Wehrbeitrag«, könnte, wie es Göring damals formulierte, öffentlich als »Dankopfer der Nation«, vermutlich meinte er »an die Nation«, bezeichnet werden.
[4]



Auch im Kleinen bemühte sich die DAF
 um den Ausgleich der Interessen und um den Schutz besonders prekärer Berufsgruppen. Zum Beispiel wurde in Berlin 1937 erstmalig eine Tarifordnung für Hauswarte erlassen. Sie enthielt detaillierte Vorschriften zur Entlohnung und zur Höhe der Miete für die Dienstwohnung, verfügte die Sozialversicherungspflicht und einen Urlaubsanspruch, der nach sechs Dienstjahren auf 14 Arbeitstage anzusteigen hatte. Auch dieses Privileg wurde nicht ohne Hintergedanken zum Zweck der Herrschaftssicherung gewährt: Hauswarte arbeiteten häufig als Blockwarte und Spitzel. Hausbesitzer, die sich nicht an die neu erlassenen Vorschriften hielten, mussten mit Geldstrafen von bis zu 10000 Reichsmark rechnen, in schweren Fällen mit Gefängnis.
[5]



Angesichts von sechs Millionen Erwerbslosen hatte Hitler 1933 »Arbeit, Arbeit, Arbeit« versprochen. Er konnte sein innenpolitisches Nahziel binnen fünf Jahren erreichen. 1936 waren noch 1,1 Millionen Menschen arbeitslos gemeldet, seit 1937 herrschten Vollbeschäftigung und beginnender Arbeitskräftemangel. Löhne und Renten stagnierten auf dem niedrigen Niveau der Weltwirtschaftskrise. 1928, im besten Jahr der Weimarer Republik, hatten sich die Einkommen aller Arbeiter, Angestellten und Beamten auf 42,9 Milliarden Reichsmark addiert. 1932 waren sie um fast 40 Prozent auf 26 Milliarden gesunken und hatten sich bis 1936 langsam, aber stetig erholt und auf 34,5 Milliarden Reichsmark summiert. Drei Jahre später erreichte die Summe aller Löhne und Gehälter erneut die Höhe von 1928, allerdings infolge verlängerter Arbeitszeiten und Sonderschichten. Die Stundenlöhne, 
 Gehälter, Renten und Pensionen lagen noch immer deutlich darunter, sie hatten sich seit 1933 nur mäßig erhöht.

Messen lässt sich der von der Arbeiterschaft gefühlte Fortschritt an der pro Jahr verdienten Lohnsumme in der deutschen Industrie. Diese betrug in der tiefsten Krise 1933 knapp sechs Milliarden und 1937 mehr als zwölf Milliarden Reichsmark. Sie hatte sich binnen fünf Jahren verdoppelt. Neben der materiell positiven Entwicklung spiegelt die Geburtenrate einen auf die fernere Zukunft gerichteten, wachsenden Optimismus der Bevölkerung: 1928 kamen 18,6 Kinder pro tausend Einwohner in Deutschland zur Welt, 1933 waren es 14,7 (rund 20 Prozent weniger) und 1937 wieder 18,8.

Aufgrund der Konjunkturlage und des 1936 beginnenden Facharbeitermangels wurden bestimmte und für den industriellen Aufschwung besonders wichtige Gruppen von Arbeitern bevorzugt. Zwischen 1933 und Ende 1937 stiegen die Stundenverdienste im Baugewerbe um 18,1 Prozent, in der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie um 14 Prozent, in der metallverarbeitenden Industrie um 12,9, in der chemischen Industrie um 13,2 Prozent. Wegen Überstunden und Sonderschichten erhöhten sich die durchschnittlichen Wochenlöhne in diesen industriellen Sektoren um 22 bis 31 Prozent. Gemessen an der verkauften Menge blieben auch die Erlöse der Landwirtschaft bis 1945 erheblich unter dem Ergebnis von 1928/29. Jedoch waren die landwirtschaftlichen Betriebe im Gegensatz zu 1933 am Ende der NS
 -Herrschaft – dank staatlich verfügter Preisgarantien und Schutzmaßnahmen – fast alle schuldenfrei.
[6]



So unsolide die wirtschaftlichen Fortschritte finanziert waren, so sehr beeindruckten sie die meisten Deutschen, und nicht nur sie, sondern auch viele ausländische Besucher. Dazu zwei Zahlen: Zwischen 1929 und 1932 war das Nettosozialprodukt je Einwohner um 20 Prozent gesunken, 1938 übertraf es das Niveau von 1929 um 46 Prozent. Demnach betrug der allgemeine wirtschaftliche Aufschwung in den ersten sechs Jahren der NS
 -Herrschaft etwa 66 Prozent gegenüber der Ausgangslage im Januar 1933. Wie immer man solche Zahlen im 
 Einzelnen beurteilt oder relativiert, eines steht fest: Zwischen 1933 und 1939 genügte das weitverbreitete Gefühl von dynamischer politischer Entschlossenheit, gepaart mit ökonomischem und sozialem Aufschwung, um die Staatsloyalität der großen Mehrheit zu wahren.

Schon nach einigen Monaten des Abwartens hatte sich Ende 1933 zumindest in bürgerlichen Kreisen die Meinung durchgesetzt, »man bekommt doch mehr und mehr die Zuversicht und den Glauben, dass es unter dieser Regierung wieder aufwärts gehen wird«, wie der anfangs recht skeptische Leipziger Anatom Hermann Voss (1894–1987) notierte. Aus der Sicht des schleichend entrechteten Juden kommentierte Victor Klemperer im März 1937: »Hitler ist doch wohl der Erwählte seines Volkes. Ich glaube nicht, dass er im Geringsten schwankt, ich glaube allmählich, dass sich das Regime noch Jahrzehnte halten kann.« Ein halbes Jahr später notierte er, der überall die kleinen Verrenkungen der Anpassung und des Sich-Arrangierens beobachtete, zutiefst resigniert: »Ich bin immer überzeugter, dass Hitler wahrhaftig der Sprecher so ziemlich aller Deutschen ist.«
[7]



Obwohl die Ergebnisse der Scheinblüte nur zu geringen Lohnzuwächsen und zu gelegentlichen Kraft-durch-Freude-Urlauben führten, im Wesentlichen aber in riesigen Rüstungsprojekten und Großbauten verschwanden, setzte sich der allgemeine Eindruck fest, Land und Leute gingen einer großen und glücklichen Zukunft entgegen. Die dabei imaginierten utopischen Phantasmagorien durchfluteten vor allem die Jüngeren mit positiv-konstruktiven Grundgefühlen, die sich begrifflich als Kraft-durch-Vorfreude fassen lassen. Wie noch gezeigt werden wird, folgte den Stufen Kraft-durch-Freude und Kraft-durch-Vorfreude in der zweiten Jahreshälfte 1941 die dritte und verhängnisvollste: Kraft-durch-Furcht, und im letzten Kriegsjahr die vierte Stufe Kraft-durch-Todesangst – einer Todesangst vor der Rache der seit 1939 von Deutschland überfallenen Völker, die von der NS
 -Führung und deren medialen Multiplikatoren immer wieder als besonders grauenvoll ausgemalt wurde.





[image: Titelblatt einer Werbebroschüre von 1938 für Gasmasken mit der Aufschrift "Die deutsche Volksgasmaske. Gebrauchsanweisung" und einer gezeichneten Gasmaske.]


»Mit der Volksgasmaske 
[1]

 ist in mühevoller Arbeit kein Notbehelf oder psychologisches Beruhigungsmittel geschaffen worden, sondern ein hochwertiges Atemschutzgerät, das gegen alle bekannten chemischen Kampfstoffe einen unbedingt zuverlässigen Schutz gewährt.« So wurde 1938 für den Kauf der »VM
 37« zum Preis von fünf Reichsmark pro Stück geworben.














 V
 1938: Zwischen Angst und Hoffnung




Führt Deutschland einen unglücklichen Krieg, so sind Ostpreußen und das deutsche Gebiet östlich der Oder verloren. Hierüber ist ein Zweifel gar nicht gestattet.


Carl Friedrich Goerdeler, 10. September 1938




Jenseits des Alltags mit seinen Unzuträglichkeiten und kleinen, jedoch spürbaren materiellen Verbesserungen präsentierte sich Hitler als Politiker mit Visionen: im Inneren harmonisch, frei von allem Fremden und Bedrohlichen, wehrhaft und selbstbewusst, sozial durchlässig, aufstiegs- und leistungsorientiert, im Verbalen heimat- und traditionsbetont. Hitler förderte den rasanten technischen Fortschritt nach Kräften und folgte (hier erfundenen) Leitsprüchen wie »Luftverkehr und Lederhose«, »Autobahn und Ahnenerbe«, »Kindergeld und Krustenbrot«, »Brauchtum, Blitzkrieg, Bachmotetten«.

Um es mit dem Politikwissenschaftler und Historiker Karl Dietrich Bracher (1922–2016) zu verallgemeinern: Der nationale Sozialismus bezog seine Popularität aus »einer eigentümlichen Verbindung von konservativer Kultur-Romantik und ökonomisch-technischem Progressismus«. Er kombinierte antimodernistisch drapierte Reichsbauerntage mit »der durchaus geplanten Nationalisierung und Mobilisierung der Massen« hin zum »Kult des Technischen und Effizienten«. Für Bracher ergab sich daraus, man dürfe »das Wesen« der nationalsozialistischen Herrschaft nicht in vereinfachende Begriffe – wie zum Beispiel Faschismus – bannen wollen: Denn bei jeder ernsthaften Untersuchung der NS
 -Jahre werde man auf jenen Grundzug stoßen, der »eine einfache Antwort auf die Frage traditionell oder revolutionär, 
 konterrevolutionär oder modernistisch, improvisiert oder planvoll« sofort verbiete.

Friedrich Meinecke hatte schon 1946 Ähnliches diagnostiziert: »Romantik und Technik zugleich waren bei all diesen Neugliederungen im Spiel.« Hitler schien »Kontinuität mit den Traditionen und Werten der bisherigen bürgerlichen Kultur« zu versprechen; den Arbeitern und Bauern vermittelte er hohen Respekt vor ihren »produktiven Leistungen«, förderte den »Sonderstolz« beider Berufsstände, kümmerte sich im Fall der Arbeiter um die symbolische Überwindung von »Minderwertigkeitskomplexen«, die »noch aus den Anfängen des Klassenkampfes stammten«; außerdem wurde »mit speziösen Lockmitteln für beide Schichten, mit Festen, Feiern, Vergnügungen usw. nicht gespart«.

Trotz des äußerlich noch friedlichen Verlaufs kann das Jahr 1938 als erstes Kriegsjahr bezeichnet werden. In diesen zwölf Monaten wurden außenpolitisch Österreich und das Sudetenland in hochriskanten Aktionen annektiert, das Bündnis mit dem faschistischen Italien geschmiedet und die endgültige Zerschlagung der Tschechoslowakei vorbereitet. Innenpolitisch beschwor die deutsche Regierung ständige Kriegsgefahr, leitete im April die vollständige Enteignung der deutschen und österreichischen Juden ein, verdoppelte im zweiten Halbjahr die Rüstungsproduktion, baute die Konzentrationslager aus und überzog sämtliche Juden im nunmehr Großdeutschen Reich mit dem von den Spitzen des NS
 -Staats gesteuerten Pogrom am 9./10 November.
[1]
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Volksgasmaske, 1937, Titelblatt der Gebrauchsanweisung/Slg. G. Aly














1
 Volksnah, autoritär und illiberal demokratisch



Erreicht hatten Hitler und seine Minister, darunter Nationalkonservative wie Wirtschaftsminister Hjalmar Schacht und Finanzminister Lutz Graf Schwerin von Krosigk (1887–1977), den wirtschaftlichen und damit auch sozialen Aufschwung mit den Mitteln 
 überbordender Staatsverschuldung. Aber das kümmerte die Begünstigten in aller Regel nicht. Zu derartigen mit Hilfe der Gelddruckmaschinen »finanzierten« Wohltaten bedurfte es aufseiten der Empfänger keiner weltanschaulichen Verblendung. Die Lust, auf Kosten späterer Generationen und anderer Menschen zu leben, erfordert keine spezielle Staatsform oder eine besonders bösartige Ideologie. Und die Regierung half ihrem Volk immer wieder dabei, Unangenehmes nicht sehen zu müssen. Das gezielte Verschleiern und das Akzeptieren des Verschleierns bildeten die gemeinsame Raison d’
 être von Volk und Führung. Nirgends regte sich Widerstand, als die Regierung 1934 beschloss, den Reichshaushalt und damit die Reichsschulden geheim zu halten. So genau wollten das nur wenige wissen.

Gleichgültig, ob bekannt oder verheimlicht, müssen Schulden finanziert, refinanziert und unweigerlich irgendwann getilgt werden. Wie noch gezeigt werden wird, drang die NS
 -Regierung auch aus diesem immer wichtiger werdenden Motiv auf die Expropriation der Juden, auf territoriale Expansion, auf Eroberungs- und Raubkriege. Nur so konnte sie ihre bald ins Riesenhafte gestiegenen ungedeckten Kredite für schon vollbrachte rüstungswirtschaftliche und bauliche Großtaten halbwegs stabil halten (Kapitel V.4). Was aber tun mit einem Volk, das zwar ein großes und einiges, mächtiges und gesundes Deutschland wünschte, sich jedoch vor einem Krieg, erst recht vor einem Weltkrieg fürchtete?

Die national-soziale Revolution der NSDAP
 hatte im Januar 1933 rechtsförmig begonnen. Das heißt, die Anfang 1933 eingesetzte Regierung unter der Kanzlerschaft von Adolf Hitler verfügte über eine ausreichende gesellschaftliche und parlamentarische Mehrheit und die Zustimmung des Reichspräsidenten. Auch wussten die Wähler, warum sie für die NSDAP
 gestimmt hatten. Die Partei versprach ihnen, bestimmte verfassungsrechtliche Garantien schnell abzuschaffen und eine straffe, plebiszitär gestützte Staatsmacht zu etablieren, die, wie Hitler es ausdrückte, des »demokratischen Parlamentsunsinns jüdischer Prägung« entledigt sein werde.


 Wilhelm Röpke kennzeichnete diese Art der Herrschaft im Februar 1933 als illiberale Demokratie. Vermutlich übernahm er den Begriff aus dem politischen Wortschatz des italienischen Faschismus. Dessen Führer, der Duce Benito Mussolini (1883–1945), hatte sein 1922 errichtetes Regime als illiberale, plebiszitäre und autoritäre Demokratie definiert. Röpke verstand darunter die von einer gesellschaftlichen Mehrheit getragene Herrschaft, die sich einer Massenrevolte gegen tradierte moralische, religiöse und juridische Normen verdankt und diesen in der ökonomisch-politischen Krise begonnenen Zersetzungsprozess weiter vorantreibt. Ebendiese Masse – nicht irgendein Diktator – stand seinem Urteil zufolge seit 1930 im Begriff, »den Garten der europäischen Kultur zu zertrampeln, skrupellos, verständnislos«. 1933 errichtete sie »ihre Tyrannis«, die Röpke »als die ärgste von allen« kennzeichnete. Zusammenfassend sagte er voraus, der Nationalsozialismus führe sozial zu »provinzieller Verspießerung«, ökonomisch zu »materieller Verarmung« und politisch »zum Krieg«. All das hatte Wilhelm Röpke am 8. Februar 1933 in Frankfurt am Main öffentlich vorgetragen.

Im Gefüge der Justiz darf die in Deutschland 1935 offiziell eingeführte Rechtsnorm »Gesundes Volksempfinden« als wichtiges Zeichen auf dem Weg zur vollendeten illiberalen Demokratie angesehen werden. Sie lebt davon, ihr Volk ständig zu mobilisieren und zu beschwören: vom Volksgeist über Volkswagen bis zum Volkssturm, von der Volksgasmaske bis zum Volkswohl, von der Volksaufklärung über den Volksempfänger bis zum Volksvermögen. Unter derartigen Leitbegriffen gebiert das illiberal ausgerichtete Recht neben den schon genannten Wirtschaftsverbrechen todeswürdige Straftatbestände wie Heimtücke gegen Staat und Partei, Rundfunkverbrechen, Rassenschande, Rassenverrat, Wehrkraftzersetzung, Kanzelhetze, Volksverrat, Gefahr für das Sicherheitsbedürfnis des Staates, Angriff auf die Ehre des Volkes und der Regierung, Betätigung als Volksschädling usw. Die nach innen und außen gerichtete Aggression benutzt die Führung eines solchen Staatswesens zum Zweck sozialer Inklusion, indem sie 
 der Volksmehrheit Gemeinschafts- und Überlegenheitseinbildungen einträufelt. Im deutschen Fall verhalf die Exklusion von Minderheiten den Angehörigen der als arisch und erbgesund definierten Mehrheit zu der Einbildung, sie stünden in ihrer als besonders edel imaginierten Großgruppe auf der prinzipiell guten Seite der Geschichte. Daraus leitete sich das als positiv verstandene Recht ab, über Leben und Tod anderer Menschen verfügen zu dürfen. Um es mit Hitler zu sagen: »Innerhalb des deutschen Volkes höchste Volksgemeinschaft und Möglichkeit der Bildung für jedermann, nach außen aber absoluter Herrenstandpunkt.«

Als Thomas Mann am 23. November 1941 in San Francisco wieder einmal »viel über die Zeit, die ›Revolution‹« und »das Treiben in Deutschland« nachdachte, notierte er in Stichwörtern, was ihm am mittlerweile im achten Jahr illiberal-plebiszitär regierten Hitlerdeutschland auffiel:


Beseitigung äußerer feudaler Reste wie Corpsstudententum, aber nichts gegen die Junker, den Großgrundbesitz. Hitler, der feine Mann mit dem Bärtchen. Ein Revolutionär, der es immer mit der Macht, der Groß-Industrie, der Armee gehalten. Ungeheuere Niedertracht. Satrapen-Luxus der Bonzen. Soziale Fortschritte: Lehrlingsbezahlung. »Kraft durch Freude«, eine Art von analphabetischer Massen-Demokratie, dumpf, rassenstolz, unwissend-glücklich, ohne Individuum. Rückbildungsprozess hinter das Erwachen des Ich auf der Tageshöhe der Technik.

Vollste revolutionäre Bedenkenlosigkeit, durch nichts Humanes, kein Erbarmen gehemmt (Juden, Polen, Serben, Massen-Dislokationen, unendlicher Jammer, Rassenmord, kalt ausgeführt), vermischt mit sentimentalem »Deutschtum«, »Kultur«-Blödsinn, Ressentiment, schmutziger kleinbürgerlicher Rachsucht. (…) Bei den »Führern« erfüllter Neid auf kapitalistische Pracht, dabei anti-kapitalistisch. Zerstörung von Christentum, Religion überhaupt, Familie etc., aber Aufschrei, wenn es gesagt wird.




 Die Anführer illiberaler Demokratien verwenden erhebliche Energien auf die Lenkung der öffentlichen Meinung, genannt »Stimmung«. Dafür spricht im Fall Hitlerdeutschlands die nach wenigen Wochen vollzogene Errichtung eines Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda. Von dort aus betrieb der Reichspropagandaleiter der NSDAP
 , Gauleiter von Berlin und Reichsminister Dr. Joseph Goebbels, unterstützt von Tausenden Mitarbeitern, die Gleichschaltung der Zeitungen, der damals noch neuen Medien Rundfunk und Film sowie der Buch-, Theater- und Musikproduktionen.

Hitler umgab sich seinerseits schon seit geraumer Zeit mit einer Fotografenentourage. So hatte er auch seine Geliebte Eva Braun (1912–1945) in den Studios seines Leibfotografen Heinrich Hoffmann (1885–1957) kennengelernt – also in der mit der Politik assoziierten Medienwelt, was für einen modernen Politiker nicht ungewöhnlich ist. Nachdem Hitler zunächst »mit allen Mitteln Lichtbilder« von sich verhindert hatte, produzierte Hoffmann das zum jeweiligen Tagesgeschehen passende stilisierte Bild des von ihm seit 1920 verehrten Führers. Daneben arbeiteten Kameraleute der Wochenschauen, Redakteure und Tontechniker des Rundfunks, Filmregisseurinnen wie Leni Riefenstahl (1902–2003), Zeremonienmeister von Massenevents und Joseph Goebbels, den man heute als Director of Strategic Communications bezeichnen würde, voller Hingabe daran, Adolf Hitler als politische Kunstfigur namens Der Führer in Szene zu setzen. Wie sehr die Mittel der Propaganda, Massenbeeinflussung, Unterhaltung und Desinformation im Hinblick auf den geplanten Krieg gebraucht wurden, zeigte sich zuerst in der von Hitler gewollten und befeuerten Sudetenkrise, in der das eigene Volk sechs volle Monate lang einem ständigen Hin und Her zwischen Kriegsangst und Friedenshoffnung ausgesetzt wurde.
[1]
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 Aktion, Aktion, Aktion: Leben wie im Kino



Gleich zu Beginn des Jahres 1938 kochte die Regierung ihren bereits hitzigen Aktionismus bis an den Rand des Krieges hoch. Um ökonomische Stabilität vorzutäuschen, Widerspruch zu neutralisieren und den allgemeinen Zuspruch zu prolongieren, machte sie mit der territorialen Expansion und der faktischen Enteignung deutscher und österreichischer Juden Ernst. Nur so konnte sie neue, allerdings nicht ausreichende Geldquellen erschließen.

Am 11. März 1938 abends kam Hermann Stresaus Nachbar angestürzt und berichtete »mit von Schrecken erweiterten Augen«, deutsche Truppen fielen soeben in Österreich ein – »das bedeutet Krieg«. Dem von der Nachricht Überrumpelten lief es »eiskalt über den Rücken«. Doch beruhigte er sich zwei Tage später, als er den Einzug Hitlers in Linz am Radio verfolgte: »Die Sache hört sich wie ein Volksfest an, einen Krieg scheint es darum nicht zu geben.« Am 15. März bejubelten Hunderttausende Wiener und Wienerinnen ihren Landsmann auf dem Heldenplatz, und er, der sich stets als Führer des deutschen Volkes und damit auch aller Auslandsdeutschen verstand, rief den Begeisterten vom Balkon der Neuen Hofburg herab zu: »Als Führer und Reichskanzler der deutschen Nation und des Reiches melde ich vor der Geschichte nunmehr den Eintritt meiner Heimat in das Deutsche Reich.«

Selbst der linksliberale, 1933 aus dem öffentlichen Dienst entlassene Stresau fand das Ergebnis nicht schlecht. Auch er sah ein seit 1919 bestehendes Unrecht überwunden und billigte dem ihm verhassten Adolf Hitler einen sicheren Instinkt für den richtigen Moment zu. Stresau stand mit dieser Auffassung mitnichten allein. Auch der führende österreichische Sozialdemokrat Dr. Karl Renner (1870–1950) lobte den von Hitler herbeigezwungenen Zusammenschluss von Österreich und Deutschland zu Großdeutschland. Als Erfüllung einer alten Sehnsucht unterstützte er das Referendum, das einen Monat 
 nach dem deutschen Einmarsch, am 10. April, in Österreich zur Bestätigung des dann mit überwältigender Mehrheit angenommenen Anschlusses veranstaltet wurde. Renner, der von 1918 bis 1920 die neu entstandene österreichische Republik als erster Staatskanzler geführt hatte, erklärte dazu am 2. April 1938 im Neuen Wiener Tagblatt:


Ich müsste meine ganze Vergangenheit als theoretischer Vorkämpfer des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen wie als deutschösterreichischer Staatsmann verleugnen, wenn ich die große geschichtliche Tat des Wiederzusammenschlusses der deutschen Nation nicht freudigen Herzens begrüßte. (…) Als Sozialdemokrat und somit als Verfechter des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen (…) werde ich mit Ja stimmen.



Gewiss sprach Renner nicht nur für sich, sondern für eine erhebliche Zahl österreichischer Sozialdemokraten. Vor der Abstimmung hatte Hitler die österreichische Lust zum Anschluss noch höchstpersönlich gesteigert und dazu wie so oft ein simples materielles Mittel eingesetzt: Auf sein Betreiben wurde der Wechselkurs für die bald eingeführte Reichsmark auf »3 Schillinge = 2 Reichsmark« so festgelegt, dass sich die österreichischen Realeinkommen sofort spürbar erhöhten.

Der nur scheinbar friedlich errungene Anschluss Österreichs hob die Stimmung in Deutschland enorm. Geradezu verliebt referierte Goebbels, wie die Berliner Hitler bei seiner Rückkehr aus Wien am Spätnachmittag des 16. März empfingen: »Dann beginnt die Triumphfahrt durch die Stadt. Durch ein unendliches Menschenspalier. Hunderttausende. Nicht mehr zu zählen. Und ein Jubel, dass fast die Trommelfelle platzen. Das ist eine singende und jubelnde Stadt! Am Wilhelmplatz ein lebensgefährliches Gedränge. Das wogt wie Meereswellen.« Dort vor der Alten Reichskanzlei, der Privatwohnung Hitlers, geht es so weiter: »Unten schunkeln die Massen und singen ›Nach Hause gehen wir nicht, bis dass der Führer spricht!‹.« Der Führer spricht dann tatsächlich, wenn auch kurz, von seiner tiefen 
 Beglückung und davon, dass »wir« Österreich »nie wieder lassen werden«. Es folgt nicht enden wollender Jubel.

Der innere Anschluss Österreichs verlief weitgehend störungsfrei. Wie das in Windeseile geschah, dokumentiert das Schulheft des (jüdischen) Erstklässlers Hans Krochmalnik (1931–2006, später John Kronik), der in der Wiener Münzgasse wohnt und eine nahegelegene Volksschule besucht. Am 11. März, dem Vortag des deutschen Einmarsches, schreibt Hans in sauberster, fehlerfreier Druckschrift die Geschichte vom »Kind und Kätzchen« ins Heft. Außerdem wird in gewohnter Routine die Addition geübt (»9 + 4 = 13«) usw. Nach der friedlichen Übernahme des Landes am 12. März bleiben alle Schulen geschlossen.

Zehn Tage später, am 22. März, dem Faschingsdienstag, öffnen sie wieder ihre Tore. Jetzt lesen wir im Heft des Sechsjährigen: »Österreich ist ein Land des Deutschen Reiches. Sein Führer ist Adolf Hitler.« Es folgt eine normale Übung zum Thema »Welche Leute wir auf der Straße treffen« und in der nächsten Stunde die erste Strophe von »Deutschland, Deutschland über alles …«. Wobei der immer wieder als »sehr gut« belobigte Schüler Hans noch Schwierigkeiten mit den Wörtern Deutschland und Trutze hat (»dass es stets zu Schutz und Drutze brüderlich zusammenhält«). Einen Tag später (Aschermittwoch) mischen sich in die üblichen Schreibübungen die Wörter Jubel, Soldat und Sieg. Plötzlich ist eine Seite an den vier Rändern mit 30 gemalten SS
 -Runen umrahmt. Am folgenden Tag schreiben die Schüler, »deutsche Truppen marschieren als Freunde in Deutsch-Österreich ein«, und anschließend den ersten Satz des Horst-Wessel-Lieds »Die Fahne hoch, die Reihen dicht geschlossen …«. Sodann wird bis zum Schuljahresende an Ostern wieder normaler, von neuester Staats- und Bürgerkunde freier Deutschunterricht erteilt. Zu Beginn der zweiten Klasse muss Hans auf eine jüdische Schule wechseln. Ende Juni 1939 gelingt es seinen Eltern – Bernhard (später Bernard, 1891–1956) und Mela Krochmalnik (geb. Hollup, 1899–1984) – über Rotterdam in die USA
 zu entkommen.
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 Wie im Fall der militärischen Besetzung des Rheinlands sahen die Siegermächte über den Bruch der Friedensverträge von Saint-Germain (für Österreich) und Versailles (für Deutschland) hinweg, die den Zusammenschluss beider Staaten ausdrücklich verboten. Die französische wie auch die britische Regierung verharrten aus mehreren Gründen tatenlos: aus Trägheit, aus Furcht vor einem neuen großen europäischen Krieg und aus schlechtem Gewissen, weil sie ihre Friedensdiktate von 1919/20 mittlerweile selbst für unklug hielten. Allerdings barg die großdeutsche Vereinigungsaktion die Gefahr einer Konfrontation mit dem faschistischen Italien. Denn plötzlich stand die Südtirolfrage auf der Tagesordnung. Dazu hatte Hitler Mussolini am Vorabend des Einmarsches in Österreich ein auf den 11. März datiertes Handschreiben zukommen lassen, in dem er versicherte, die klare Grenze Italiens »ist der Brenner«. Dieser sein Entschluss sei nicht erst jetzt gefallen und könne »nie in Zweifel gezogen, noch angerührt werden«. Tatsächlich hatte Hitler schon in »Mein Kampf« und 1928 in seinem erst postum veröffentlichten »Zweiten Buch« mit Nachdruck dafür plädiert, die Südtirolfrage nicht anzutasten. Schon im Mai 1938 empfing Mussolini Hitler mit allem Pomp in Rom. Das Bündnis Berlin-Rom wurde noch enger als zuvor, und plötzlich interessierte sich der bislang in solchen Fragen störrische Mussolini für antijüdische Rassenpolitik (mehr dazu im Abschnitt »Die nihilistische Schweinerei namens Rasse«).

Seine momentanen Gefühle der Freude einschränkend, schrieb Hermann Stresau am 16. März, vier Tage nach der Angliederung Österreichs, leider werde das Land mit der jetzigen Regierung »nie zur Ruhe kommen«. Ohne es zu wissen, hatte der Tagebuchschreiber mit dieser Vorhersage ins Schwarze getroffen. Denn drei Tage später, also sieben Tage nach dem Einmarsch in Österreich, unternahmen Hitler und Goebbels – vom »Studium der Landkarte« angeregt – eine politisch-militärische Tour d’Horizon: »Zuerst kommt die Tschechei dran«, fasste Goebbels zusammen, »das teilen wir mit den Polen und Ungarn. Und zwar rigoros bei nächster Gelegenheit. Memel wollten wir jetzt 
 schon einsacken, wenn Kowno (seinerzeit die Hauptstadt Litauens) mit Warschau in Konflikt gekommen wäre.« Das war nicht geschehen, die Zeit noch nicht reif. Nichts übereilen, sagte sich Goebbels: »Wir sind jetzt eine Boa Constrictor, die verdaut. Dann noch das Baltikum, (ein) Stück von Elsass und Lothringen. Frankreich soll immer tiefer in seiner Krise versinken. Nur keine falschen Sentimentalitäten.«
[2]



Mit solchen Zukunftsideen spielten Hitler und Goebbels am 19. März 1938. In leicht abweichender Reihenfolge entsprachen die Fixpunkte ihres Brainstormings der sehr bald vollzogenen praktischen Aggressions- und Eroberungspolitik. Wobei die 1938 erdachten Pläne, verglichen mit jenen der Jahre 1940/41 – Kolonialreich Nordafrika, deutsche Herrschaft über Russland bis zum Ural, »Fangstoß« gegen England, Weltherrschaft –, noch vergleichsweise bescheiden ausfielen. Die Tschechoslowakei wurde mit dem Münchner Abkommen vom 30. September 1938 und dem deutschen Einmarsch in Prag am 15. März 1939 liquidiert. Polen bekam ein winziges Stückchen ab, Ungarn ein relativ großes; die restliche Slowakei wurde als Vasallenstaat neu geschaffen. Die Memel-Frage betraf jenes 1923 von Litauen einverleibte kleine Gebiet rund um die bis dahin deutsche Hafenstadt Memel (Klaipėda). Die Rückgabe erzwang Berlin per Ultimatum am 22. März 1939. Die faktische Einverleibung von Elsass-Lothringen erfolgte im Herbst 1940.
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 Goebbels: Die Stimmung zur Siedehitze steigern



Zunächst setzte die deutsche Regierung das Projekt Annexion des Sudetenlandes auf die Tagesordnung. Folglich begannen die längst tonangebenden nazistischen Anführer der großen deutschsprachigen Minderheit in der Tschechoslowakei sofort nach dem Anschluss Österreichs, die Abtrennung ihres Siedlungsgebiets voranzutreiben. Die gut drei Millionen sogenannten Sudetendeutschen wohnten überwiegend in den bergigen Randzonen des Böhmischen Beckens. Deshalb 
 hatte man sie im Habsburgerreich Randelböhmen genannt. Die Bezeichnung Sudetendeutsche war erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts infolge des nationalistischen Gezänks zwischen Tschechen und Deutschen als Kampfbegriff aufgebracht worden.

Beginnend im März 1938, stachelte Berlin die deutschsprachige Irredenta an und peitschte den Konflikt bis Ende September ohne Unterlass zur akuten Kriegsgefahr hoch. Tiefes Aufatmen folgte auf das am Abend des 30. September geschlossene Münchner Abkommen. Bis dahin hatte sechs Monate lang politische und militärische Hochspannung geherrscht: Hamsterkäufe, Luftschutzübungen, Lügen, Truppenaufmärsche, Hitler-Ultimatum, tiefe Unsicherheit und Friedenshoffnung hielten die Bevölkerung in Nervosität und versetzten sie immer wieder in Angststarre. Hin- und hergerissen zwischen Schwarzseherei und Zuversicht, stand am Ende, »dem Führer sei Dank«, tiefste Erleichterung. Victor und Eva Klemperer mussten in jenen Wochen ihr Vermögen anmelden, weitere Demütigungen über sich ergehen lassen und die Verordnung über den zwangsweise zu führenden Zweitvornamen für Juden und Jüdinnen lesen – Sara oder Israel.

»Es kommt mir immer alles wie Kino vor«, beruhigte sich Klemperers Lebensmittelkaufmann Vogel im Mai 1938 während der aufflackernden Sudetenkrise. Die Szene spielt in Dölzschen, einem in angenehmer Höhe gelegenen grünen Randbezirk Dresdens. Vogel wie auch Gärtner Heckmann meinten zwar, »die tschechische Angelegenheit« sei wohl »der Explosion nahe«, reagierten darauf aber betont gleichmütig. Klemperer kommentierte, man empfinde inzwischen »alles als theatralische Mache, nimmt nichts ernst und wird sehr verwundert sein, wenn einmal aus dem Theater blutige Wirklichkeit wird«. Als in allernächster Nähe motorisierte Truppen an die sächsisch-tschechische Grenze verlegt wurden, murmelte Vogel: »Alles bloß Kram, es kommt nichts.« Zur selben Zeit notierte der nationalistische Leipziger Anatomieprofessor Hermann Voss seine Eindrücke. Während er eine neue Wohnung einrichtete, eine wissenschaftliche Jahresversammlung und Bachkonzerte besuchte und seinen 
 Kommunisten- und Tschechenhass ungefiltert niederschrieb, schwankte er zwischen Friedenshoffnung und Kriegserwartung.

Am 14. September 1938 hielt der Reichsluftschutzbund in Dresden eine mehr schlecht als recht organisierte Übung für den Fall der Fälle ab, ebenso in anderen Teilen Sachsens: »Verdunklung, Sirenen«, wie Klemperer und Voss gleichermaßen notierten. Außenpolitisch demonstrierte die Regierung die Bereitschaft zur militärischen Intervention, innenpolitisch konditionierte sie das Volk für den auf Ende 1939/Anfang 1940 fest terminierten Krieg.

Wegen seiner soldatischen Erfahrung im Ersten Weltkrieg wird Hermann Stresau 1937 zum Luftschutzwart ernannt und in den Tagen der künstlich hochgekochten Sudetenkrise zu einer Schulung beordert. Diese leitet ein »Ortskreisgruppenführer (oder wie er sich nennt, der Teufel finde sich in diesen Bezeichnungen zurecht)«. Treffpunkt ist das Hinterzimmer des Schwanenkrugs. Weil er geheime Anweisungen zu geben habe, lässt der Schulungsleiter Fenster und Türen schließen. »In der neu geschneiderten Luftschutzuniform« fühlt er sich offensichtlich pudelwohl und erteilt mit demonstrativer Freude Anweisungen für den »Ernstfall«, so als handle es sich um »eine Weihnachtsüberraschung«. Die auf diese Weise Belehrten reagieren »bedrückt und einsilbig«. Mitten in die Sitzung hinein platzt die Nachricht von einem weiteren britischen Versuch, die Sudetenkrise auf dem Verhandlungsweg beizulegen. Das veranlasst den frischfröhlichen Motivationsführer zu dem Einwurf, »der Krieg kommt ja doch«, und zwar »in einem Tonfall als müsste er’s bedauern, wenn er nicht käme« – »ich hätte den Kerl ohrfeigen mögen«. So weit der frischgekürte Luftschutzwart Stresau.

In Leipzig betrachtet Hermann Voss die Lage mit sehr gemischten Gefühlen: »Leider, leider stehen wir wohl sehr, sehr nahe vor dem Ernstfall.« Doch dann folgt für ihn die inständig erhoffte frohe Botschaft – die Erlösung! Das Wunder von München am Abend des 30. September 1938: »Herrlich ist es (…), was unser Führer für Deutschland erreicht hat.« Jubel: »In demselben Jahre Österreich und 
 die Sudetenländer! Welche Eroberung! Und ohne einen Krieg!« Voss stellt gewisse Zwänge und die gelegentliche Beschränkung persönlicher Freiheiten nicht in Abrede. Auch er findet manches scheußlich. Aber jetzt sagt er sich im Selbstgespräch: »Was bedeutet das schon, gegenüber dem, was wir als Volk innerlich und äußerlich erreicht haben.« Mitglied der NSDAP
 wird er kurz vor Weihnachten, Nummer 5164283. Besonders wohl fühlt er sich damit nie. Vor sich selbst rechtfertigt er seinen Parteieintritt mit letzten Karrierehoffnungen. Sie erfüllen sich im Frühjahr 1940 an der neu gegründeten Reichsuniversität Posen im eroberten Polen.

Auf die Dramatik der Münchner Verhandlungen zurückblickend, urteilt Klemperer zwei Tage danach: »Noch einmal höchste Erregung auf ein Ende«, »Ultimatum«, »Kriegsspannung« – aber dann: »absoluter Erfolg des Friedensfürsten und genialen Diplomaten Hitler«. Ganz anders seine eigene Lage: »Einen halben Tag meine ich, nun müsste der Mut zum Selbstmord aufgebracht werden.« Aber der längst entlassene Professor für Romanistik sinkt zurück ins hilflose Hinnehmen und Abwarten. Vergeblich versucht er, ein Visum für die USA
 zu ergattern. Das Festhalten, Analysieren und philologische Entblättern der Ereignisse im Tagebuch, vor allem aber seine »arische« Frau, die Pianistin Eva Klemperer, halten ihn aufrecht. Zu seinem nichtjüdischen Freundeskreis zählen die Kemleins, die ihren jüdischen Bekannten trotz aller Hetze treu bleiben. Zugleich aber zeigen sie sich, wie Klemperer konsterniert anmerkt, »beglückt von den deutschen Zuständen: Glanz, Ordnung, Frieden«.

Thomas Mann verfolgt die Krise von außen. Mitte September macht er in Paris Zwischenstation und blättert in den dortigen Zeitungen: »Immer der Chamberlain-Flug und Les Soudètes, Kriegserwartung« – »Chamberlain von Berchtesgaden abgereist«, ergebnislos. Zwei Tage später, nun schon an Bord des Dampfers Nieuw Amsterdam und auf dem Weg ins amerikanische Exil, klagt Mann, »die deutsche Unwissenheit und Einsamkeit, Sonderweltlichkeit« sei wieder vollkommen, um dann zu prognostizieren: »Seltsamste und 
 spannendste Lage. Der Krieg wird auf sehr zögernde, fremdartige Weise entstehen und sehr neuartige Formen annehmen.« Am 23. September hören die Passagiere der Nieuw Amsterdam die BBC
 -Nachrichten: »Der Krieg hängt offenbar an einem Haar, und es ist eine Wohltat, dass das Abscheuliche wenigstens nicht ohne schwerste Krisis hingenommen wird. Sehr erschüttert.«

Das innenpolitische Vorgehen folgt einem einfachen Muster. Die NS
 -Führung erzeugt mit Absicht höchste Anspannung, ein kurzes Zusammensacken der Bevölkerung in vermeintlicher Entspannung, gefolgt von neuerlicher Erregung, Ungewissheit, Unwissenheit und Gerüchten. Die Mixtur aus Hoffnung und Angst wirkt lähmend. Sie macht Menschen gefügig. Wie sehr sich die Stress-Disstress-Taktik auf die meisten Deutschen tatsächlich in dieser Weise auswirkt, registriert Goebbels mit professioneller Genugtuung. Am 31. August protokolliert er: »Die Kriegspsychose wächst«; der Führer trifft Bestimmungen für den »Ernstfall«. In Wien wird ein tschechischsprachiger Propagandasender in Betrieb genommen; die äußeren Feindbilder – Tschechen, Briten, Franzosen – lassen sich gut mit den inneren kombinieren. Im Volk brodelt ein Gemisch aus Gereiztheit, Angst und Lethargie.

Freudig verzeichnet Goebbels »eine dumpfe Stimmung«, die über dem Land liege und nach einer Entscheidung verlange: »Alle warten, was kommt.« Genau deshalb erhöht er die zwischen Angst und erhoffter Rettung oszillierende, schon schier unerträglich gewordene innere Anspannung der Bevölkerung voller Tücke: »Die Stimmung muss bis zur Siedehitze gesteigert werden«, notiert er am 18. September. Vier Tage danach vermerkt er selbstzufrieden: »Die ganze Situation ist zum Zerreißen gespannt.« Das funktioniert perfekt, wie zeitgleich entstandene Tagebucheinträge belegen. In Breslau beobachtet der deutsch-jüdische Handelsvertreter und als Schriftsteller erfolglose Walter Tausk (1890–1941) am 23. September: »Der Krieg ist bereits, auch ohne Kriegserklärung, im Gange.« Man übe »bei Tag und Nacht Fliegeralarm« – »Merkblätter für den Ernstfall werden in den Wohnungen verteilt«. Am 24. September beschreibt Goebbels eine »nicht 
 genau zu definierende« Lage, »aber jeder findet, dass nun bald etwas geschehen muss«. Stresau notiert am selben Tag, »die Atmosphäre ist mit Spannung geladen wie noch nie«.

Dann aber folgt kurzzeitige Tiefenentspannung. Einen Tag nach dem Münchner Abkommen, am 1. Oktober, trifft Hitler auf dem Flughafen der Reichshauptstadt ein: »Berlin bildet für den Führer ein einziges, riesiges Menschenspalier«, schwärmt Goebbels, »die Stimmung ist wie nie, festlich, gehoben, freudig erregt. Alle sind begeistert über die Erhaltung des Friedens.«
[1]



Nachdem die Führer ihr Volk in innerliche Siedehitze, hochgradige Anspannung und in akute Kriegsangst versetzt haben, breiten sich für einen Moment Freude und Glück aus. Der am Weimarer Bauhaus ausgebildete und tätige Designer Wilhelm Wagenfeld (1900–1990) hält sich zufällig in München auf und schreibt seiner Freundin Erika Paulus (später Wagenfeld, 1920–2008) am Vorabend der Verhandlungen: »Wenn das Zusammensein (der vier Staatsoberhäupter Hitler, Mussolini, Chamberlain und Édouard Daladier) Schlimmeres verhüten kann, dann ist viel erreicht.« Am nächsten Abend beobachtet Wagenfeld, wie der britische Premierminister Neville Chamberlain (1869–1940) nach Abschluss des Abkommens das Regina Palast Hotel verlässt und abreist: »Jubel und Tosen der Menschen auf der Straße und in der Halle.« Als Chamberlain dann abgefahren war, »da umarmten sich die Menschen – Engländer, Deutsche, Italiener – küssten sich, begrüßten sich aufs Neue«. Schlagartig wich ein Albdruck von ihnen, so, als seien »sie einer großen Gefahr, einem großen Unglück entronnen«: »Kein Jubel, keine Trunkenheit wie 1914! Nein – alle wussten, wie schwer der Krieg sein kann.«

Von den zitierten Tagebuchschreibern ist Thomas Mann – dank seiner räumlichen Distanz – der einzige, der trotz des ständigen Spannungswechsels zwischen Kriegsdrohung und Verhandlungsbereitschaft immer daran erinnert, wer der Verursacher der Krise ist und wer sie auf die Spitze treibt: nämlich Hitler und Konsorten. Während die zitierten inländischen Zeugen – Stresau, Tausk, Wagenfeld, 
 Klemperer und Voss – über das Unmittelbare, den unerträglichen Zustand der Angst und Kriegsvorbereitung, sinnieren, den Verursacher mit der Zeit vergessen und nur noch hoffen, dass die Krise halbwegs glimpflich endet. Genau das wollen Goebbels und Hitler innenpolitisch erreichen. Denn nur so kann Hitler zum Friedensretter in letzter Minute werden und einen weiteren Vertrauensvorschuss einheimsen, um dann ein knappes Jahr später alle Verhandlungs- und Kompromissversuche abzulehnen und den geplanten Krieg vom Zaun zu brechen. Thomas Mann durchschaut dieses grausige Spiel. Nachdem er am 24. September im New Yorker Hotel eingetroffen ist, notiert er: »Hitlers ›letztes Wort‹ von Chamberlain nach Prag übermittelt mit sechstägiger Frist. (…) Hitlers Forderungen, immer noch die Č.S.R. als unabhängigen Staat vernichtend, können den Krieg herbeiführen, den (ich) als logische und moralische Konsequenz ersehne. Besser freilich wäre der entzaubernde Rückzug des Elenden.« Es kommt anders. Und »so gut es gehen wollte« wendet sich Thomas Mann am 30. September 1938 seinen literarischen Projekten zu – »angewidert, beschämt und deprimiert«.

Neben Thomas Mann bewahrt der konservative, später als Widerstandskämpfer hingerichtete Carl Friedrich Goerdeler einen kühlen Kopf. In seiner nach dem Ende der Sudetenkrise abgefassten »Denkschrift zur Innenpolitik« kennzeichnete er die ersten fünf Jahre der NS
 -Herrschaft als permanenten Kriegszustand: »Wir machen seit fünf Jahren den Wahnsinn, immer Krieg zu führen. Wir bilden uns ein, das sei der Normalzustand; und viele werden nicht gewahr, dass wir in diesem Zustand vorzeitig unsere physischen und moralischen Kräfte, unsere materiellen Reserven erschöpfen.«

Infolge der britisch-französischen Appeasementpolitik blieb es im Herbst 1938 noch einmal beim Hin- und Herschieben außenpolitischer Drohkulissen. Wieder war es gutgegangen, hatte sich das riskante Unterfangen, das Alles-auf-eine-Karte-Setzen gelohnt. Fünf Monate später existierte die zwangsweise verkleinerte Tschechoslowakei nicht mehr. Im März 1939 marschierte die Wehrmacht in Prag ein. 
 Deutschland schuf den abhängigen Staat Slowakei, machte die »Resttschechei« zum Reichsprotektorat Böhmen und Mähren. An diesem Tag, dem 15. März 1939, jubelte der immer wieder zum Pessimismus neigende Leipziger Anatom Hermann Voss wie sonst selten:


Heute Morgen um neun Uhr sind deutsche Truppen in Prag einmarschiert! (…) Die älteste deutsche Universität, die von Prag, die Mutter der Leipziger Universität, wieder in reichsdeutschem Besitz! (…) Man lebt doch in einer großen Zeit und muss glücklich sein, dass man diese Dinge miterleben kann. Was macht es da schon aus, wenn es mal nicht so viel Butter gibt.



Unmittelbar nach dem vermeintlich friedlichen Abschluss des Sudetendramas folgten am 28./29. Oktober die gewaltsame Abschiebung von 17000 Juden mit polnischer Staatsbürgerschaft über die Ostgrenze und am 9./10. November die gegen alle deutschen, sudetendeutschen und österreichischen Juden gerichteten Gewalt-, Mord-, Raub- und Zerstörungsaktionen, im Volksmund bald als Reichskristallnacht bezeichnet. Kurz vor Mitternacht, am 9. November um 23.55 Uhr, schickte die Berliner Zentrale der Gestapo noch ein Fernschreiben an alle Staatspolizeileitstellen, mit dem die obersten Herren des Massenterrors, die fest einkalkulierten Morde an Juden mit einer sehr dehnbaren Generalklausel deckten: »Sollten bei den kommenden Aktionen Juden im Besitz von Waffen angetroffen werden, so sind die schärfsten
 Maßnahmen durchzuführen.«
[2]
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 Enteignung der Juden für die Kriegskasse



Hans Schlange-Schöningen (1886–1960) war ein hinterpommerscher, konservativ-christlicher, von antisemitischen Sprüchen nicht gänzlich freier Reichstagsabgeordneter der Deutschnationalen Volkspartei 
 (DNVP
 ). Er freundete sich im Laufe der 1920er Jahre nur zögerlich mit der ersten deutschen Republik an, aber lehnte den »neudeutschen Anarchismus« des Nationalsozialismus entschieden ab. Wegen deren zunehmender Nähe zu Hitler verließ er 1930 die DNVP
 . Schlange-Schöningen hatte von 1909 bis 1914 Agrarwissenschaften studiert, im Ersten Weltkrieg als Offizier gedient und anschließend sein 750 Hektar großes Landgut Schöningen bei Stettin bewirtschaftet. 1946 trat er der CDU
 bei, leitete zunächst das Zentralamt für Ernährung und Landwirtschaft in der Britischen Besatzungszone, seit 1947 die Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des in Frankfurt angesiedelten Wirtschaftsrats der britisch-amerikanischen Bizone.

Im Mai 1940 fing Hans Schlange-Schöningen an, Kurzkommentare zur politisch-militärischen Lage aufzuschreiben. Dazu trieb ihn die Absicht, »den weiteren Gang der großen europäischen Tragödie zu verfolgen« und »einen Zeitspiegel für das so schnell vergessende deutsche Volk« zu hinterlegen. Die Texte veröffentlichte er 1946 unter dem Titel »Am Tage danach«. In dieses Buch integrierte er auch Notizen aus dem Jahr 1938, darunter eine Bemerkung zur nationalsozialistischen Staatswirtschaft, die an die analytischen Einsichten erinnert, die Goerdeler in Leipzig und Röpke im Genfer Exil abfassten: »Auf keinem Gebiet mehr gibt es eine freie Wirtschaft; der Staat hat alles an sich gerissen, er hat alles ›ausgerichtet‹.« Mit Milliardenaufwand produziere er ununterbrochen »nicht das, wovon die Völker leben, sondern das, woran die Völker sterben«. Das damals so bezeichnete »nationalsozialistische Wirtschaftswunder« definierte er knapp als »Bauwahnsinn und Aufrüstung plus Finanz-Akrobatik von Dr. (Hjalmar) Schacht – das ist es«. Auf diese Weise habe die Regierung alle Wirtschaftszweige »angekurbelt«, Vollbeschäftigung erzeugt, »den Staat mit geradezu astronomischen Zahlen verschuldet« und »alle verblendet, solange es geht«.
[1]



In ihrer Propaganda prahlten die NS
 -Führer mit großen Taten, monströsen Bauwerken und herrlichen Aussichten für die Zukunft – im Alltag wussten sie nicht, wie sie am nächsten Morgen ihre 
 Rechnungen begleichen sollten. Die Schuldenlast wuchs ins Schwindelerregende. Noch im März 1937 hatte Goebbels gejubelt, »600 Millionen Reichsanleihe glatt untergebracht. Es ist wieder Geld flüssig.« Im August 1937 befand er angesichts einer Großanleihe von 700 Millionen Reichsmark, »es wird einem etwas schwindlig dabei«, um im September erleichtert festzustellen: »Die Reichsanleihe überzeichnet, auf 850 Millionen erhöht.« Derart ermutigt, zauberte die Regierung am 19. Dezember ein Weihnachtsgeschenk für sich selbst herbei: »Eine Milliarde neue Reichsanleihe. Das schaffen wir auch. Geld ist jetzt überall vorhanden.«

Nach der Lektüre eines Memorandums des Reichsfinanzministeriums bemerkte Goebbels im Januar 1938 burschikos: »Danach sieht’s doch schlimmer aus, als ich gedacht. Aber an Schulden ist noch nie ein Volk zugrunde gegangen. Wohl aber an Mangel von Waffen.« Im März notierte er zum Entwurf des Reichshaushalts: »Wir haben einen bedeutenden Fehlbetrag. Dafür aber Österreich.« Im Jubel des Anschlusses und der Feiern zum erstmals veranstalteten »Tag des Großdeutschen Reiches« ließ sich Anfang April eine weitere Reichsanleihe von einer Milliarde auflegen – Goebbels lässig: »Natürlich Kleinigkeit, die unterzubringen.« Dann aber – im Zeichen der Sudetenkrise – kippte die Stimmung unter den hinreichend wohlhabenden Deutschen, die sich weitere Reichsanleihen ins Portefeuille hätten legen können. Ein Jahr später, nun schon vollständig auf den baldigen Krieg programmiert, huschte Goebbels gleichgültig über »unser rasendes Defizit« hinweg.

Ihr räuberisches Finanzgebaren hatten die NSDAP
 -Führer früh habitualisiert. Mitten im Hin und Her des Parteiaufbaus, ständiger Kundgebungen, Flugblattaktionen und der Gründung immer neuer Zeitungen ging der Partei im Herbst 1931 das Geld aus. Ihre Schulden stiegen unaufhörlich. Da gab es in Sachen »Geldfrage« für Goebbels nur eine Lösung: »Wir müssen an die Macht, da wir sonst in Schulden ersticken.« 1938/39 hieß es sinngemäß, wir müssen Krieg führen, weil wir sonst in Schulden untergehen.


 In nüchternen Zahlen dargestellt, nahmen die öffentlichen Anleihen jenseits der versteckten Schuldenaufnahme zwischen 1933 und 1938 extrem zu: 1933: 71 Millionen RM
 , 1934: 75 Millionen RM
 , 1935: 1,6 Milliarden RM
 , 1936: 2,7 Milliarden RM
 , 1937: 3,2 Milliarden RM
 , 1938: 7,7 Milliarden RM
 . Zu dem zuletzt genannten Betrag kamen im Haushaltsjahr 1938/39 noch 4,2 Milliarden Reichsmark an unverzinslichen Schatzanweisungen hinzu. Als das auch nicht reichte, wurden im Jahr 1939 Steuergutscheine von insgesamt 4,8 Milliarden Reichsmark an Unternehmen ausgegeben, die dem Staat Kasernen, Waffen, Eisen, Stahl, Zement, Lokomotiven oder sonstige kriegswichtige Produkte lieferten. Die Rechnungen für diese Lieferungen wurden also nicht unmittelbar beglichen. Stattdessen erhielten die Unternehmen Steuergutscheine, die sie in der nächsten Jahressteuererklärung als bereits geleistete Vorauszahlung angeben konnten. Das heißt, die Unternehmen hatten dem Reichsfiskus über mehrere oder auch viele Monate zinslose Zwangskredite zu gewähren.

Im Übrigen zeigt der steile Anstieg der Emission von Staatsanleihen zweierlei: Erstens begann die Hochrüstung im Sinne des Vierjahresplans eindeutig 1935, nicht erst 1936; zweitens wird deutlich, warum im Sommer 1938 das Vertrauen der Anleger in die Kreditwürdigkeit des NS
 -Staats zusammenbrach und die Enteignung der Juden im Eiltempo vorangetrieben wurde. Denn 1938 hatte der Staat im Vergleich zu 1937 die Aufnahme neuer Schulden (7,7 Mrd. RM
 Anleihen + 4,2 Mrd. RM
 Schatzanweisungen) um 370 Prozent gesteigert, also fast vervierfacht.
[2]



Immerhin verbesserte der Anschluss Österreichs die prekäre Gold- und Devisenlage des Reiches, da die Reichsbank Einlagen und Forderungen der österreichischen Nationalbank im Gegenwert von 500 Millionen Reichsmark übernehmen konnte. Zudem standen an privaten Golddepots, Bankguthaben und Wertpapieren Reserven im Wert von einer knappen Milliarde Reichsmark zur Verfügung. »Ungeachtet seiner geringen territorialen Ausdehnung«, schreibt der Historiker Hans-Erich Volkmann (*1938), »brachte Österreich an Gold 
 und Devisen«, je nach Umrechnungskurs, »den 15- beziehungsweise 21-fachen Betrag dessen ein, was die Reichsbank an Barvermögen besaß.« Mit der Annexion des Sudetenlands und der Unterwerfung des tschechischen Teils der Tschechoslowakei fielen der Deutschen Reichsbank zwar deutlich geringere Gold- und Devisenbestände als in Wien in die Hände, aber doch beträchtliche. Mit solchen Beutezügen konnte die Reichsbank bis Kriegsbeginn ihre geheimen Goldreserven um mehr als 20 Prozent im Vergleich zum Stand von 1937 erhöhen, und das trotz schnell steigender Importe, die in Devisen zu bezahlen waren und fast ausnahmslos der militärischen Hochrüstung und dem Auffüllen der Reichsgetreidereserve dienten.

Das forcierte Aufrüsten, die Großprojekte wie der Bau von Autobahnen, Prunk- und Vergnügungsbauten waren bis dahin mit Wechseln in Höhe von zwölf Milliarden Reichsmark finanziert worden, die nicht auf den Staat, sondern auf die Mefo (Metallurgische Forschungsgesellschaft) lauteten, ein fiktives privatrechtliches Unternehmen, das keinerlei Erträge erwirtschaftete. Wegen ihrer Laufzeit von fünf Jahren hätten sie von 1938/39 an vom Reichsfiskus zurückbezahlt werden müssen. Das Geld dafür fehlte. Also wurden Schulden mit neuen Schulden prolongiert und weitere Schulden angehäuft. Für das Haushaltsjahr 1938/39 mussten schon erhebliche Mittel für den Schuldendienst eingeplant werden, und die Wehrmacht veranschlagte volle 11 Milliarden für ihre Zwecke, letztlich bekam sie 18,4 Milliarden Reichsmark. Weil sich Hjalmar Schacht, der in Personalunion Wirtschaftsminister und Präsident der Reichsbank war, weigerte, die von ihm fünf Jahre lang trickreich organisierte und mitgetragene Schuldenpolitik weiter zu unterstützen, entließ ihn Hitler im November 1937 aus seinem Ministeramt und im Januar 1939 aus dem Präsidium der Reichsbank.

Um die laufenden Ausgaben zu decken, legte Reichsfinanzminister Schwerin von Krosigk eilig Schatzanweisungen auf, die nach einem halben Jahr fällig wurden und dann mit neuen Kunstgriffen und realen Enteignungen gedeckt werden mussten. Die Steigerung der 
 Rüstungs- und dann Kriegsausgaben ergeben ein eindrucksvolles Bild, zumal dann, wenn der militärische zum zivilen Bedarf prozentual in Beziehung gesetzt wird:
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1934/35


	
10,4 Mrd. RM



	
1,9 Mrd. RM



	
18,3 %





	
1935/36


	
12,8 Mrd. RM



	
4,0 Mrd. RM



	
31,2 %





	
1936/37


	
15,4 Mrd. RM



	
5,8 Mrd. RM



	
36,7 %





	
1937/38


	
20,1 Mrd. RM



	
8,2 Mrd. RM



	
40,8 %
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31,8 Mrd. RM



	
18,4 Mrd. RM



	
57,9 %





	
1939/40


	
52,1 Mrd. RM



	
32,3 Mrd. RM



	
62,0 %





	
1940/41


	
78,0 Mrd. RM



	
58,1 Mrd. RM



	
74,5 %





	
1941/42


	
101,9 Mrd. RM



	
75,6 Mrd. RM



	
75,2 %





	
1942/43


	
128,6 Mrd. RM



	
96,9 Mrd. RM



	
75,4 %





	
1943/44


	
153,0 Mrd. RM



	
117,9 Mrd. RM



	
77,0 %





	
1944/45


	
171,3 Mrd. RM



	
128,4 Mrd. RM



	
75,0 %
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Die Enteignungen der Juden hatten 1933 nach wenigen Wochen in Form des gesetzlich drapierten massenhaften Verlustes beruflicher Positionen, Studienmöglichkeiten und Zukunftschancen begonnen. Zudem zwang die Staatsmacht Juden mittels bald konfiskatorischer Sondersteuern und bestimmter Ausfuhrbeschränkungen im Fall der Emigration, erhebliche Vermögenswerte in Deutschland zurückzulassen. Anfangs konnten die zur Auswanderung Entschlossenen noch Teile ihres Eigentums hastig und weit unter dem Marktwert veräußern. Später mussten sie ihr Geld auf Sperrkonten zurücklassen – de facto für immer – und wurden mit maximal zehn Reichsmark über die Grenze gejagt. Die staatlich organisierte Expropriation der Juden entlastete die als arisch definierte deutsche Mehrheit bis zum letzten Kriegstag und darüber hinaus.

Aber was bedeutete die Arisierung für den deutschen Staatshaushalt? Dieser umfasste 1932 sechs und 1938 offiziell 32 Milliarden 
 Reichsmark, wovon die Rüstungsausgaben am Ende 18,4 Milliarden verschlangen, 7,4 Milliarden mehr als im Haushaltsentwurf vorgesehen. Die Einnahmen machten zu diesem Zeitpunkt lediglich 18 Milliarden Reichsmark aus. Das heißt, die Quote der Neuverschuldung lag im letzten Friedensjahr bei ungefähr 50 Prozent. In dieser selbstgeschaffenen Haushaltsnotlage startete sechs Wochen nach dem Beutezug in Österreich die nächste Raubaktion. Mit der »Verordnung über die Anmeldung des Vermögens von Juden« vom 26. April 1938 zwang der deutsche Staat die inländischen Juden, ihr gesamtes Vermögen detailliert gegenüber den Finanzämtern zu deklarieren, sofern es 5000 Reichsmark überschritt. Die damit eingeleitete, im November 1941 abgeschlossene Enteignung der deutschen Juden hat der niederländische Historiker A.J. van der Leeuw (1919–2003) 1972 in seinem grundlegenden, 25 Seiten langen Aufsatz »Der Griff des Reiches nach dem Judenvermögen« in allen wesentlichen Details beschrieben – ohne dass die Ergebnisse im damaligen Deutschland (die NS
 -Nachfolgestaaten DDR
 und Österreich eingeschlossen) irgendeinen Widerhall gefunden hätten.

Unterzeichnet hatte die Verordnung Hermann Göring, und schon in der ersten Zeile nahm der Text ausdrücklich Bezug auf die Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes vom 18. Oktober 1936, also auf die Politik der Kriegsvorbereitung. Nicht etwa der Finanzminister, sondern Göring wurde laut Paragraph 7 ermächtigt, »den Einsatz des angemeldeten Vermögens (…) sicherzustellen«. Nach Paragraph 8 Abs. 1 drohte den betroffenen Juden für falsche Vermögensangaben »Zuchthaus bis zu zehn Jahren«. Eine ebenfalls am 26. April 1938 erlassene Anordnung beendete deren wirtschaftliche Handlungsfreiheit endgültig, einschließlich der zuvor häufig genutzten Möglichkeit der »freiwilligen« Arisierung. Parallel dazu verschickte das Reichswirtschaftsministerium im Mai 1938 den folgenden internen Erlass: »Die Entwicklung der Judengesetzgebung hat zur Folge, dass die Juden in verstärktem Umfang bestrebt sind, aus Deutschland auszuwandern.« Deshalb gelte es, »rechtzeitige Sicherungsanordnungen 
 zu treffen«, sobald die Ämter Anhaltspunkte für eine beabsichtigte Auswanderung eines Juden gewännen.

Das Startsignal zum schon länger vorbereiteten Raub des Eigentums möglichst aller Juden innerhalb der erweiterten deutschen Grenzen dürfte Hitler sehr bald nach der Annexion Österreichs gegeben und die Konkretisierung Görings Fachleuten und den zuständigen Ministerien überlassen haben. Am 10. April 1938 hatte er Goebbels anvertraut, er wolle die Juden jetzt »ganz aus Deutschland herausdrängen« – »nach Madagaskar oder so«. Einen Tag später fand bei Göring die erste Sitzung statt, um den Text einer Verordnung zu entwerfen, mit der die Juden zur Anmeldung ihrer Vermögen gezwungen werden sollten. Anschließend schickte das Innenministerium eine erste Vorlage in die Runde, über die am Folgetag im Kreis der Staatssekretäre beraten werden sollte. Nach den Ostertagen, am 22. April, folgte der zweite Entwurf, der mit minimalen Änderungen am 26. April angenommen und verkündet wurde.

Ende April kommentierte Thomas Mann die Nachricht über die geplante »Enteignung der Juden in Deutschland« und ergänzte am Tag darauf: »Zeitungen über die Tschechoslowakei und die deutsche Confiskation der jüdischen Vermögen, die ein Hauptgrund für die Eroberung Österreichs gewesen zu sein scheint.« Einige Zeit danach sprach er von einer »Räuberbande«, die Österreich ausplündere. Thomas und Katia Mann bezeichneten die Verordnung »zur Anmeldung jüdischen Vermögens« spontan so, wie sie auch deren Erfinder verstanden, nämlich als »Confiskationsgesetz«.

Das entsprach exakt der Haltung und dem Wissen des im Reichswirtschaftsministerium für die Arisierungsgesetze verantwortlichen Beamten Dr. Alf (Adolf-Friedrich) Krüger (1900–1981). In seinem 1940 erschienenen Gesetzeskommentar »Die Lösung der Judenfrage in der deutschen Wirtschaft« charakterisierte er das Verfahren zur Vermögenserfassung als »Wegbereiter zu der völligen und endgültigen Entjudung der deutschen Wirtschaft«. Die angemeldeten Werte unterteilte er in drei Gruppen: Als »nichtantastbar« galt ihm (noch) 
 das Vermögen ausländischer Juden in Deutschland, als »nichtangreifbar« dasjenige nichtjüdischer Gatten deutscher und staatenloser Juden – als »angreifbar« blieben am Ende der Rechnung etwas mehr als sieben Milliarden Reichsmark. Die Summe entsprach exakt den 7,4 Milliarden Reichsmark, die dann für die Aufrüstung über den ursprünglichen Haushaltsansatz hinaus ausgegeben wurden.
[4]



Formell wurden die genannten Werte zunächst nur der Verfügung der Juden entzogen und erst im November 1941 endgültig in den deutschen Staatshaushalt überführt – das heißt, zugunsten der übergroßen deutschen Mehrheit sozialisiert. Nun erst konnten die in Staatstitel umgewandelten Vermögenswerte der Juden als endgültig enteignet an die Reichsschuldenverwaltung abgeliefert und die entsprechende Position im Reichsschuldbuch als bezahlt gelöscht werden. Dabei sollten die damit betrauten Beamten möglichst geringe Spuren hinterlassen. Deshalb hatten sie die jeweiligen Schuldentitel ohne »Angabe des Namens des Juden (…) zu streichen«.
[5]



Der Historiker Michael Geyer (*1947) veröffentlichte 1981 den richtungsweisenden Aufsatz über die »rüstungspolitischen Entscheidungen zwischen Mai 1938 und Oktober/November 1938«. Demnach verausgabte die Wehrmacht vom 1. April bis zum 30. September 1938 etwas mehr als sieben Milliarden Reichsmark. Die kurzfristige Staatsverschuldung stieg bis Jahresende auf 2,8 Milliarden Reichsmark; »Unternehmen und Banken flüchteten, soweit sie konnten, in Sachmittel«; nach Möglichkeit liquidierten sie »ihre Rüstungswechsel und andere Staatspapiere«, schreibt Geyer. Er spricht von »wachsender Kriegspsychose der deutschen Industrie«, anders formuliert, von schnell sinkendem Vertrauen in die Regierung.

Der Staatsbankrott stand unmittelbar bevor. Genau deshalb – um dem Staatsbankrott auf kriegerischem Weg zu entrinnen – verfügte Hitler am 28. Mai 1938: Die Aufrüstung muss »so beschleunigt werden«, dass die Ausstattung, »der Vorrat an Waffen, Gerät und Munition«, für den Kriegsfall bis zum 1. April 1939 »in voller Höhe vorhanden ist«. Folglich wurden die Zuweisungen an Eisen und Stahl für den 
 Bedarf der Wehrmacht im zweiten Halbjahr 1938 mehr als verdoppelt. Sie stiegen von 290300 Tonnen im ersten Halbjahr auf 640833 Tonnen. Am 2. Juni 1938, fünf Tage nach Hitlers Weisung, erklärte Göring, wie Geyer herausarbeitet, dem Generalstab des Heeres, man brauche sich dort – trotz extrem angespannter Finanzlage – künftig nicht mehr um Geldfragen zu kümmern, »vielmehr sei die Erledigung dieses Punktes Sache der Staatsführung«. Als das Allgemeine Heeresamt bei Göring anfragen ließ, wie es die bereits erteilten Rüstungsaufträge bezahlen solle, ließ dieser laut Geyer am 21. Juni telefonisch antworten: »Das Geld spielt keine so überragende Rolle in der jetzigen Lage (wörtlich!).« Die Bemerkung »(wörtlich!)« steht so im Telefonvermerk, weiter heißt es dort: Bei Schwierigkeiten möge man sich direkt an Göring wenden, dann folge eine »entsprechende Verfügung«, und das auf jeden Fall »zeitgerecht«.

Weil für die Rüstung Zink, Messing, Chrom, Aluminium, Kupfer, Wolfram und einiges mehr importiert werden mussten, entstand im Sommer 1938 automatisch und vorhersehbar eine »Devisenkrise« (Geyer). Görings Vierjahresplanmanager reagierten umgehend, was Geyer nicht erwähnt, und verfügten am 25. Juli, die mittlerweile komplett vorliegenden Vermögensdeklarationen der Juden »mit größter Beschleunigung« auf ausländische Wertpapiere, Gold und Devisen durchzusehen. Den Besitzern war demnach mitzuteilen, dass sie die entsprechenden Effekten »binnen einer Woche« der Reichsbank »anzubieten und auf deren Erfordern zu verkaufen« hätten. Die jüdischen Zwangsverkäufer erhielten dafür einen nominellen Gegenwert in Form von Reichsschatzanweisungen. Zudem wechselte im Zuge der Devisenkrise der leitende Reichsbankbeamte Richard Buzzi (1882–1948) in die von Adolf Eichmann (1906–1962) geschaffene Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Wien und übernahm dort die Devisenabteilung.

Während Historiker diese Fakten und Zusammenhänge lange Zeit ignorierten, erkannte der in Breslau isoliert lebende deutsche Jude Walter Tausk, worum es ging: »um den Einsatz jüdischen Vermögens 
 im Rahmen des Vierjahresplans« – »von den Goldsachen durften nur Trau- und Witwenringe behalten werden«. Gold, Silber, Platin, Edelsteine, Perlen und Geschmeide sackte der Staat aus den Privathaushalten und Schmuckschatullen der Juden ein, um die als echt deutsch geltenden Volksgenossen nicht allzu sehr mit den Kriegsvorbereitungen zu belasten.

Als Göring am 12. November 1938, am dritten Tag nach der Pogromnacht, vor über hundert Ministern, Staatssekretären und leitenden Beamten und Experten, darunter Adolf Eichmann, eine lange Rede zur »Judenfrage« hielt, stellte er in den ersten Sätzen klar: »Da das Problem in der Hauptsache ein umfangreiches wirtschaftliches Problem ist, wird hier der Hebel angesetzt werden müssen.« Weitere vier Tage später, am 18. November, prahlte er bei einer Rede im Reichsverteidigungsrat, vom Manuskript abweichend, aber im Stenogramm festgehalten, wie er die ihm häufig vorgetragenen Bedenken »Non possumus« – wir können es nicht, wir schaffen die schnelle Aufrüstung finanziell einfach nicht – immer wieder mit Hilfe der exzessiven Enteignung der Juden überwunden habe.


Es ist jetzt durch die Milliarde, die die Juden bezahlen müssen, eine Erleichterung eingetreten, weiter auch durch die Arisierungsmaßnahmen, auch dadurch werden dem Reich ja unter allen Umständen Geldmittel zugeführt. Ich habe das noch einmal durchgerechnet, das Reich wird absolut Geldmittel dadurch bekommen.



Der Vertreter des Auswärtigen Amts, Ernst Woermann (1888–1979) fasste denselben Punkt der Göring-Rede ähnlich zusammen: »Sehr kritische Lage der Reichsfinanzen. Abhilfe zunächst die der Judenschaft auferlegte Milliarde und durch die Reichsgewinne bei Arisierung jüdischer Unternehmungen.«

1981 versteckte Michael Geyer den von ihm nach Mason zitierten Redepassus Görings in der Fußnote 133. Warum das? Der noch junge, außerordentlich begabte Geschichtswissenschaftler hatte damals 
 noch ungeordnete Akten der Wehrmacht durchgearbeitet. Die deutsche Gesellschaft, ihre Politiker und Historiker scheuten damals und noch viele weitere Jahre davor zurück, sich die monströse Politik des Arisierens und Raubens zu vergegenwärtigen.
[1]

 Vor dem Hintergrund der herrschenden Lehre beziehungsweise noch herrschender Tabus präsentierte Geyer seine Erkenntnis mit größter Vorsicht: Er behaupte »keinesfalls einen ursächlichen Zusammenhang zwischen Judenpolitik und Finanzschwierigkeiten«, befand aber im nächsten Satz, selten sei »der Zusammenhang zwischen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, Rüstungsanforderungen und Plünderungspolitik klarer zum Ausdruck gekommen«.

Geyer verfolgte die von ihm entdeckte Spur nicht weiter – und ich habe seine Grundlagenarbeit erst 2022 gelesen. Kombiniert man jedoch seine Erkenntnisse zur Beschleunigung der Rüstung im zweiten Halbjahr 1938 mit dem heutigen Forschungsstand zur Ausplünderung der deutschen Juden, dann wird der von Michael Geyer 1981 mit großer Vorsicht, fast schüchtern angedeutete Zusammenhang zur unumstößlichen Tatsache.

Für die Beschleunigung der Rüstung musste die Gelddruckmaschine angeworfen werden, die Reichsschatzanweisungen mit einer Laufzeit von sechs Monaten auswarf, die dann möglichst schnell in langfristige Reichsanleihen umgewandelt werden sollten. Wie Geyer erkannte (»wachsende Kriegspsychose«), waren solche Anleihen auf dem Kapitalmarkt nicht mehr unterzubringen, weil sich das wohlhabende deutsche Bürgertum weigerte, solche Staatspapiere zu kaufen. Tatsächlich musste der Reichsfinanzminister Mitte Juli 1938, als die Sudetenkrise ihrem Höhepunkt entgegensteuerte – die eigenen 
 Anleihen im Wert von 465 Millionen Reichsmark aufkaufen, um ein Abrutschen des Kurses zu verhindern.

Mit solchen Stützungsmaßnahmen, die nichts anderes bedeuteten als die exorbitanten Staatsschulden mit Hilfe des Gelddruckens zu refinanzieren, sollte zweierlei erreicht werden: Zum einen wollte der Finanzminister so das mangelnde Vertrauen der Börse kaschieren, zum anderen verhindern, dass künftige Emissionen »von Anleihen des Reiches erschwert oder unmöglich gemacht« würden. In einem Brandbrief vom 1. September 1938 teilte er Hitler mit: »Im Laufe des Septembers gehen die Kassenbestände« zu Ende, eine neuerliche Anleihe könne derzeit nicht untergebracht werden. Der Finanzwissenschaftler Rudolf Stucken (1891–1984) schrieb 1953 dazu: »Der Kapitalmarkt musste geschont werden, um die Kurse für die Anleihen nicht absacken zu lassen.« Finanzminister Schwerin von Krosigk sprach von einer schweren Krise, »deren Anzeichen bereits im Ausland zu eingehenden Erörterungen dieser schwachen Stelle unserer Wirtschaftsrüstung« geführt und im Inland einen »besorgniserregenden Vertrauensschwund« ausgelöst haben.
[6]



Die Entwicklung war vorhersehbar gewesen, und Hermann Göring hatte bereits Ende April darauf reagiert. Drei Tage nachdem er die Anmeldepflicht für die Vermögen der Juden verkündet hatte, fand am 29. April 1938 eine Ministerbesprechung unter seinem Vorsitz statt. Auf der Agenda stand die »endgültige Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben« mit dem Ziel »der Umwandlung des jüdischen Vermögens in Deutschland in Werte, die keinen wirtschaftlichen Einfluss mehr gestatten«. Das geschah laut Protokoll »zweckmäßigerweise in der Aushändigung von Anleihetiteln«. In der Folge wurden Teile der Vermögenswerte an private Interessenten verkauft und die Erträge dann in Form von Staatsanleihen, genauer: Rüstungs- und Kriegsanleihen, dem einzelnen Juden gutgeschrieben. Zugleich wurden sie – einschließlich der Zinsen – dessen Verfügung entzogen. Auch aus Sicht des Reichsfinanzministers sprach alles für eine solche Vorgehensweise.
[7]




 Die dazu notwendigen Verfahren wurden nach der sogenannten Reichskristallnacht vom 9./10. November 1938 in Angriff genommen – unmittelbar nach »der ersten zentral geleiteten Massenterror-Aktion des nationalsozialistischen Regimes«, wie der Historiker Wolfgang Sauer (1920–1989) 1960 schrieb. In seiner internen Rede vom 12. November erinnerte Göring an die Besprechung vom 29. April, »in der wir den Beschluss fassten, die deutsche Wirtschaft zu arisieren, den Juden aus der Wirtschaft heraus und in das Schuldbuch hineinzubringen und auf die Rente zu setzen«. Erläuternd fügte er hinzu: »Der Jude wird aus der Wirtschaft ausgeschieden und tritt seine Wirtschaftsgüter an den Staat ab. Er wird dafür entschädigt. Die Entschädigung wird im Schuldbuch vermerkt und zu einem bestimmten Prozentsatz verzinst. Davon hat er zu leben.« Da in der Regierung niemand auch nur entfernt daran dachte, die formell nur treuhänderisch übernommenen Vermögenswerte den Juden zurückzubezahlen, war im Staatsetat ein die arischen Deutschen nicht belastender Spielraum von sieben Milliarden Reichsmark geschaffen worden.
[8]



Mit dem Rundschreiben »Die Judenfrage als Faktor der Außenpolitik im Jahre 1938« verhalf das Auswärtige Amt den deutschen Diplomaten im Ausland zu einer beschwichtigenden Sprachregelung: Im Gegensatz zu den während der Französischen Revolution enteigneten Kirchengütern handle es sich nicht etwa um eine entschädigungslose Beschlagnahme. Vielmehr erhalte »der enteignete Jude für seinen Besitz Reichsschuldverschreibungen, deren Zinsen ihm zustehen«. Auch das war gelogen. Denn am 14. November 1938 hatte die Abteilung für Kreditwesen des Reichswirtschaftsministeriums (IV
 Kred) die Vorstände der fünf Berliner Großbanken (Deutsche Bank, Dresdner Bank, Commerzbank, Reichs-Kredit-Gesellschaft und Berliner Handels-Gesellschaft) zu einer Sitzung am 23. November eingeladen: Laut Protokoll sprachen die Herren auch über die von Göring »beschlossene Überführung des gesamten Grundstücks- und Effekten-Vermögens aus jüdischem Besitz in zunächst staatliche und später vielleicht private Hände«.


 Die volkstümlich-bösartig so bezeichnete Judenbuße von einer Milliarde Reichsmark verhängte die Reichsregierung zwei Tage nach dem Pogrom vom 9./10. November 1938. Die entsprechende von Hermann Göring unterzeichnete, am 12. November erlassene und im Reichsgesetzblatt veröffentlichte Verordnung hieß »Sühneleistung der Juden deutscher Staatsangehörigkeit«. In Paragraph 1 wurde von der »Zahlung einer Kontribution« gesprochen und in der Präambel begründet: »Die feindliche Haltung des Judentums gegenüber dem deutschen Volk und Reich, die auch vor feigen Mordtaten nicht zurückschreckt, erfordert entschiedene Abwehr und harte Sühne.« Thomas Mann bemerkte dazu am selben Tag im fernen Princeton: »Sühne-Kontribution von einer Milliarde für die deutschen Juden, also radikale Enteignung.«
[9]



Aber warum eine so hohe Zahlung? Warum so schnell? Wer die Antwort sucht, sollte nicht nur in den Reichshaushalt, sondern auch in die Reichshauptkasse schauen, aus der die laufenden Ausgaben überwiesen wurden. Im Jahresbericht für 1938, den der Vertreter des Reichsfinanzministeriums im Reichsbankdirektorium Walther Bayrhoffer (1890–1967) kurz vor Jahresende erstellte, heißt es zur »katastrophalen« Finanzlage im November 1938: »Es bestand kassenmäßig ein Defizit von etwa RM
 2 Milliarden; die Möglichkeit, dass das Reich zahlungsunfähig wurde, stand unmittelbar bevor.« Das war der Moment, in dem sich Göring im Zusammenspiel mit Reichsbank und Finanzministerium die »Judenbuße« ausdachte.

Die blitzartige Enteignung erklärt sich aus einem akuten Kassendefizit, das dringend überbrückt werden musste. Es betrug rund zwölf Prozent der regulären Staatseinnahmen, die aktuell zur Bezahlung von Gehältern und Rechnungen fehlten.

Allerdings konnten die häufig in Aktien, Immobilien, Staatsanleihen oder Betrieben gebundenen Vermögenswerte der Juden nicht von heute auf morgen in die Staatskasse fließen. Deshalb musste die Reichsregierung bei den privaten Banken, die sich im Auftrag des Reiches um den »sachgerechten« Verkauf der Aktien aus dem Besitz von 
 Juden bemühten, um einen Überbrückungskredit nachsuchen. Auch unter diesem Gesichtspunkt hatte der Judenreferent im Reichswirtschaftsministerium, Alf Krüger, in seiner Gesamtrechnung über die angemeldeten Vermögen der Juden den liquiden Bestandteil bereits gesondert ausgewiesen. Er verstand darunter alle Werte, die nicht als Hausbesitz oder Betriebsvermögen gebunden waren: insgesamt 4,8 Milliarden Reichsmark. Auf sie konnte relativ schnell zugegriffen werden.
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Mit seiner Durchführungsverordnung vom 21. November 1938 erweiterte der Reichsfinanzminister die »Sühneleistung« zu einer Vermögensabgabe von 20 Prozent. Betroffen waren alle Juden, die eine Vermögenserklärung hatten abgeben müssen. Sie mussten die fällige Geldsumme, also 20 Prozent ihres angemeldeten Vermögens, in vier Teilbeträgen an das zuständige Finanzamt entrichten, und zwar »ohne besondere Aufforderung« am 15. Dezember 1938, am 15. Februar, 15. Mai und 15. August 1939. Kurz nach Kriegsbeginn wurde noch eine fünfte Rate beschlossen.

Auf diese Weise trieb der Fiskus gut 1,1 Milliarden Reichsmark ein und verbuchte sie als »Sonstige Einnahmen« im Haushalt. Die regulären Reichseinnahmen beliefen sich im Haushaltsjahr 1938/39 auf etwa 17 Milliarden Reichsmark. Die Kontribution der deutschen Juden erhöhte sie also um 6,5 Prozent. Hinzugerechnet werden müssen die Einnahmen aus der Reichsfluchtsteuer und sonstige Erlöse aus der Arisierung der Juden im Haushaltsjahr 1938/39, die – zurückhaltend kalkuliert – mindestens 700 Millionen Reichsmark ausmachten. Insgesamt stammten zirka 10 Prozent der laufenden Reichseinnahmen des letzten Vorkriegshaushalts aus Enteignungen, sogenannter Fluchtsteuer und sogenannter Sühneabgabe. Auch der nicht verbuchte Zwangsumtausch von Devisen, Gold, Silber und eines Teils des Aktienbesitzes der Juden in Staatspapiere erleichterte die Haushaltslage. Die Reichsfluchtsteuer brachte zwischen 1933 und 1945 knapp eine Milliarde, davon im Haushaltsjahr 1938/39, dem wegen des Terrors ertragreichsten Zeitabschnitt, 342621000 Reichsmark.


 Vergegenwärtigt man sich die damalige Finanzlage, erklärt sich, warum die deutsche Politik aus solchen Gründen außenpolitisch auf den Anschluss Österreichs, die Zerschlagung der Tschechoslowakei und innenpolitisch zum Raubzug gegen die Juden drängte. Die Regierung benötigte Geld und nochmals Geld. Sie mogelte sich ständig am Staatsbankrott entlang. Jeder Stillstand hätte die Probleme sofort offenbart. Als Ausweg boten sich unentwegter aggressiver Aktionismus und das Provozieren von innen- und außenpolitischen Spannungszuständen in immer enger getakteter Abfolge an.

Die beteiligten Institutionen wirkten reibungsarm zusammen. Göring betrieb mit seinem effizient organisierten Arbeitsstab der ihm unterstellten Vierjahresplanbehörde die Kriegsvorbereitungen; das Reichsfinanzministerium befürchtete den Staatsbankrott und organisierte gemeinsam mit dem Wirtschaftsministerium die Erfassung und Nutzung des Vermögens der Juden; die Reichsbank hortete die Devisen- und Goldbestände der österreichischen und der tschechischen Nationalbanken und sperrte sämtliche Einlagen der Juden; die Privatbanken organisierten die Abwicklung und halfen dem Reichsfiskus mit einem riesigen Kassenkredit aus, den sie sich mit den gesperrten Einlagen der Juden besichern ließen. Alle gaben einander wertvolle Hinweise. Zumindest teilweise dokumentierte die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel die genannten, in jeder Weise sittenwidrigen Kreditgeschäfte zwischen Staat und Großbanken: »Zu erwähnen ist auch ein von den Banken erhaltener, im April und Mai 1939 in Anspruch genommener Überbrückungskredit von 600 Millionen Reichsmark.«

Während Hitler – für alle wirtschaftlich Gebildeten in und außerhalb Deutschlands sichtbar – für einen baldigen Krieg aufrüstete, gewährten ihm deutsche Großbanken jede gewünschte Hilfe, lieferten ausländische Unternehmen gegen Gold und Devisen alle für die Aufrüstung nötigen Rohstoffe. Vergeblich warnte Goerdeler Ende März 1939: »Es kann nicht verantwortet werden, einem zum Wahnsinn neigenden Gewaltmenschen weiterhin die Rohstoffe zur Verfügung zu 
 stellen, die es ihm ermöglichen, durch eigene Riesenrüstungen die Welt zu bedrohen und in einen Rüstungswahnsinn hineinzusteigern, der in absehbarer Zeit alle beteiligten Länder ruiniert.«

Auch infolge der desaströsen Finanzlage hatten Goebbels, Hitler, Göring, Heydrich und Himmler die Schreckensnächte und -tage um den 9./10. November gegen die deutschen, sudetischen und österreichischen Juden herbeiorganisiert. Dazu mussten sie nur den zahlreichen SA
 -Männern einen Wink geben, die sich auch an diesem Abend zum kräftigen Umtrunk getroffen hatten, um den gescheiterten Hitlerputsch vom 9. November 1923 als Zwischenetappe zum großen Sieg ihrer Partei zu feiern. Getrieben von ihren materiellen Zielen, ließ die Regierung in den Folgetagen 30000 jüdische Männer in die KZ
 s abführen, um sie erst dann freizulassen, wenn sie irgendwohin mit ihren Familien auswandern und ihr gesamtes Eigentum in Deutschland zurücklassen würden.

Im Bericht des SD
 für das Jahr 1938 finden sich alle diese Einzelheiten vermerkt, begründet und kommentiert: »Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Judenschaft (…) damit endgültig aus allen Teilen des deutschen Gemeinschaftslebens ausgeschlossen ist.« Klemperer: »Allertiefste Einsamkeit.« In seiner vor den Gauleitern der NSDAP
 gehaltenen Rede vom 6. Dezember 1938 streifte Göring in laxem Tonfall die Zerstörung großer materieller Werte im Zuge der Novemberpogrome und hob die »gute Seite« der vorangegangenen Gewalt- und Mordaktionen ausdrücklich hervor, dass nämlich »die ganze Auswanderungsfrage akut geworden ist« und »die Völker sehen: Der Jude kann nicht in Deutschland wohnen.« Mit Hilfe relativ kleiner gewalttätiger SA
 -Trupps, eines anschließend plündernden Mobs und in Gegenwart vieler zweifelnder, peinlich berührter oder ablehnender, jedoch stiller Zuschauer war es mit dem Gewaltexzess vom 9./10. November gelungen, die vollständige Enteignung der deutschen Juden durchzusetzen.
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Ich spreche absichtlich von deutschen Historikern. Denn das Tabu, über die konkreten Enteignungsmaßnahmen zu schreiben, galt informell für alle drei Nachfolgestaaten Hitlerdeutschlands. Der Historiker Martin Seckendorf (1938–2020), der mich seinerzeit in der Dokumentationsstelle der DDR
 betreute, sagte mir 1986 klipp und klar: »Hier muss das sozialistische Gewissen zugunsten der ökonomischen Notwendigkeiten schweigen.«















 5
 Die nihilistische Schweinerei namens Rasse



Michael Geyer wich 1981 davor zurück, den offensichtlichen Konnex zwischen extrem beschleunigter Aufrüstung, forcierter Judenverfolgung und Finanzpolitik zu formulieren. Die Politik des Mordens wurde seinerzeit fast ausschließlich aus einer sogenannten Rassenideologie erklärt. Historiker setzten fast ausnahmslos voraus, die »Endlösung« habe sich allein aus antisemitisch motivierten Maßnahmen, aus Hass und Rassismus heraus entwickelt. Sie betonten den Primat des Ideologischen und verzichteten weitgehend darauf, die Wechselwirkungen politischer, ökonomischer, fiskalischer und militärischer Faktoren auf die Judenpolitik einzubeziehen. Wer das später dennoch tat, konnte schnell des »anachronistischen Vulgärmaterialismus« bezichtigt werden. So verdammte zum Beispiel Hans-Ulrich Wehler (1931–2014) noch 2005 den Autor dieses Buches als »engstirnigen Materialisten«. Als Gegenthese beschwor er die von allen selbstgeschaffenen Zwängen freie Willkür des »charismatischen Führers«. In der Diskussion um das von Susanne Heim und mir verfasste Buch »Vordenker der Vernichtung« hatte Ulrich Herbert 1990 die von uns hervorgehobene zentrale Bedeutung der Vierjahresplanbehörde für die Politik der Judendiskriminierung, Enteignung und Verfolgung zurückgewiesen. Er behauptete, unsere Erkenntnis sei nichts weiter »als reine Spekulation und Suggestion«, und wir verbreiteten die »Legitimationsstrategien« der NS
 -Propaganda.
[1]



Inzwischen werden solche auf mangelnder Quellenkenntnis beruhenden Meinungen nicht mehr ernsthaft vertreten, auch nicht von denjenigen, die sie früher verfochten haben. Dies verdankt sich umfassenden Forschungen zur Finanz-, Wirtschafts- und Ernährungspolitik und zum Einfluss akademisch vorgebildeter Eliten in den Machtzentren Hitlerdeutschlands. Die gigantische Staatsverschuldung beschleunigte aber nicht nur die Enteignung der deutschen Juden ungemein, sondern gehörte auch, wie im Kapitel »Raubkrieg 
 statt Staatsbankrott« gezeigt wird, zu Hitlers zentralen Motiven für die Entfesselung des Krieges gegen die europäischen Nachbarn.

Das von der NSDAP
 proklamierte Staatsziel, die Juden möglichst komplett zu enteignen, außer Landes zu drängen und deren Eigentum als Teil des deutschen »Volksvermögens« zu nationalisieren, führt zu einer wichtigen Frage: Ließ sich die deutsche Führung hauptsächlich von Hass gegen Juden leiten oder nutzte sie den offensichtlich populären Antisemitismus gezielt, um damit politische und materielle Absichten durchzusetzen? Da sich beide Motive sicherlich mischten – in explosiver Weise fusionierten – und Judenfeindschaft, Neid, Pogrom und Raub seit jeher miteinander verquickt sind, sei weniger dualistisch gefragt: Welchen Anteil hatte politisch-funktionales Kalkül an dem, was heute gemeinhin als nationalsozialistische Rassenpolitik bezeichnet wird und zuvor lange Zeit als Rassenwahn bagatellisiert wurde? Hier folgen erste Antworten – weitere in Kapitel XII
 .3: »Massenmorde als Mittel zum politischen Zweck«.

Mitte August 1938 mäkelte Goebbels, »die Ungarn« würden zwar in der Judenfrage jetzt etwas energischer vorgehen, allerdings »zu zaghaft«. Dennoch gefiel die Entwicklung dem für die Massenpsyche zuständigen Minister gut. Er bezog sich auf das am 29. Mai 1938 vom ungarischen Parlament verabschiedete Gesetz, mit dem die Berufsfreiheit und die Arbeitsmöglichkeiten der vielen sozial höhergestellten Juden stark beschnitten wurden. Es trug einen für derartige Gesetzeswerke typischen Titel »Gesetz zum wirksameren Schutz des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gleichgewichts«.

Über Goebbels’ Adjektiv »zaghaft« mag man streiten. Immerhin war Ungarn das erste mitteleuropäische Land, das bereits 1920 – auf Druck einer christlich-magyarischen Studentenbewegung – einen harten Numerus clausus gegen Juden an den Universitäten erlassen hatte. Das Gesetz folgte dem Gedanken der Quotengerechtigkeit und sollte den Anteil der in aller Regel weit überdurchschnittlich gut vorgebildeten Juden an den Studierenden deutlich herabdrücken, um die Berufs- und Aufstiegschancen nichtjüdischer Akademiker mit 
 protektionistischen Mitteln zu begünstigen. (Aus denselben Gründen der »Gerechtigkeit« hatte Russland den ausschließlich gegen Juden gerichteten Numerus clausus für Universitäten und höhere Schulen 1887 eingeführt; in Rumänien und später in Polen herrschten informelle Studienbeschränkungen bis hin zum Numerus nullus.)

Deutschen und ungarischen Vorbildern folgte das faschistische Italien im Juli 1938, allerdings weniger radikal. Doch genau das, der tastend-zögernde Beginn, begeisterte Goebbels. Still jubelte er in sich hinein: »Mussolini erlässt neue Rassegesetze. Numerus clausus für Juden. Er hat also Blut geleckt.« Blutlecken lässt sich zu Blutdurst steigern, und im Fall Ungarns sprach Goebbels aus, was er unter »Blutlecken« verstand: Ist der Weg antisemitischer Gesetzgebung erst einmal beschritten, und sei es noch so verhalten, »gibt es kein Zurück mehr«. In Italien kritisierte Papst Pius XI
 . die rassisch begründete Diskriminierung umgehend, auch wegen der Verletzung des 1929 mit der italienischen Regierung geschlossenen Konkordats. Das befeuerte Goebbels’ Freude erst recht, zumal Mussolini seinen »Ausflug in das Gebiet der Rassepolitik« mit einer »gepfefferten Antwort« an den Vatikan parierte. All das »kann uns sehr angenehm sein«, kommentierte Goebbels Anfang 1938. Vier Monate später rühmte er seine römischen Wertepartner wegen weiterer nunmehr »scharfer Rassegesetze« und deren verbindenden Gehalts: »(Italien) wandelt getreu in unseren Fußstapfen«, zudem hatte man dort die wissenschaftlich und politisch-diskursiv aufgemachte Zeitschrift La difesa della razza gegründet. Kühl kalkulierte Goebbels die Selbstradikalisierung einmal begonnenen Unrechts, anders ausgedrückt: die fatale, von ihm herbeigewünschte, herbeigeschriebene und herbeiorganisierte beschleunigende Wirkung der schiefen Ebene.

Thomas Mann erkannte das 1938/39 sofort. Er sah in der von Berlin betriebenen italienischen Annäherung an die deutsche Rassenpolitik »den besten Beweis dafür, dass es sich beim Rassismus überhaupt nicht um Rasse, sondern um ein revolutionäres Zersetzungsmittel handelt«. Im Nachsatz bemerkte er: »Wenn einem nur nicht das Wort 
 ›revolutionär‹ noch immer zu gut wäre für diese nihilistische Schweinerei.« Friedrich Meinecke interpretierte Hitlers Verständnis vom Rassismus 1945/46 als »sehr wirksames Machtmittel, das man, wo es nicht hinpasst, auch liegen lassen kann«.

Als wollte er Manns und Meineckes Analyse bestätigen, frohlockte Goebbels am 19. November 1938, zehn Tage nach dem Pogrom, nicht ohne Grund: »Die Polen werden nun auch in der Judenfrage mobil. Wir machen sie doch noch zu einem wirklichen Weltproblem.« – Wir machen die Judenfrage – aktiv – zum Problem! Zuvor, am 11. Juni desselben Jahres, nachdem die bürokratischen Vorarbeiten zur Enteignung der deutschen Juden gerade abgeschlossen worden waren, hatten Goebbels und Hitler die Aufführung von Johann Nestroys Possenstück »Einen Jux will er sich machen« im Wiener Burgtheater besucht. Beide fanden die Inszenierung »entzückend« und schritten anschließend mit einigen Schauspielern zum Abendessen. Bestens gelaunt legte Hitler bei Tisch »die ganze Judenfrage dar« und schloss mit dem Merksatz: Es handele sich nicht um eine »Angelegenheit des Mitleids, sondern der Zweckmäßigkeit«.
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Während sie in ihrer Propaganda Hass gegen die Juden predigten, äußerten sich Göring, Hitler und Goebbels intern – und verstärkt 1938 – zu den politischen und materiellen Absichten der antisemitischen Gesetzgebung. Sie zielte zum einen auf die radikale Enteignung der Juden, zum anderen – und mit der Enteignung harmonisch verbunden – auf die generelle Zersetzung moralischer, rechtlicher und ethischer Normen. Ob es um den Ausschluss der Juden von den Universitäten ging, um die gegen Juden gerichteten Berufsverbote oder den für die Erwerber günstigen Verkauf des Eigentums der zu Auswanderung und Flucht Gezwungenen – stets geschah anschließend dasselbe: Die politische Führung trachtete danach, möglichst viele nichtjüdische Staatsbürger an den beruflichen Chancen und an den materiellen Erträgen des Arisierens partizipieren zu lassen. Sie alle sollten zu kleinen oder großen Profiteuren der rassenpolitisch verbrämten nihilistischen Schweinereien werden, erst recht in den Kriegsjahren.


 Mit ihrem eingängigen Programm »Alles für Deutschland«, »Alles für unsere (rassisch reinen) Volkgenossen« gelang es der NSDAP
 vom ersten Tag ihrer Herrschaft an, die soziale und die individuelle Moral schrittweise zu korrumpieren. Plötzlich ergatterten Privatdozenten, Assistenten und Lehrer, Postbeamte und Verwaltungsinspektoren in großem Stil Planstellen oder höhere Positionen, die zuvor Juden besetzt hatten – auch dann, wenn die vielen Profiteure keine überzeugten Nationalsozialisten waren. Dasselbe spielte sich in der Industrie und im Handel ab. Rechtsanwälte wie kleine Ladenbesitzer wurden ihre jüdischen, oft sehr tüchtigen Konkurrenten los.

Besondere Freude über die neuen Möglichkeiten und entsprechende politische Biegsamkeit durchwehte den Kulturbetrieb. Der in der Weimarer Republik profiliert linke Theaterkritiker Herbert Ihering (1888–1977) bezog im Januar 1934 das Büro seiner Vorgänger Alfred Kerr (1867–1948) und Hermann Sinsheimer (1883–1950) im Berliner Tageblatt. Ihering hatte 1936 ein paar Schwierigkeiten, mogelte sich jedoch bestens bezahlt in der Film- und Theaterwelt durch die NS
 -Zeit, um 1945 bei der in Ostberlin ansässigen Berliner Zeitung als maßgeblicher Theaterkritiker zu reüssieren. 1938 begann der Journalist Werner Höfer (1913–1997) seine Feuilleton-Karriere. Er warnte das Publikum vor Heines Liedern, die nichts weiter seien als »schale« Früchte »politischer Dressur« und »Mache«. Die Hinrichtung des Pianisten Karlrobert Kreiten (1916–1943) kommentierte er am 14. September 1943 im Berliner 12-Uhr-Blatt als gerechtfertigte »strenge Bestrafung eines ehrvergessenen Künstlers«, dem man seine die Wehrkraft zersetzenden Worte »nicht verzeihen« dürfe. Später gelang Höfer im bundesdeutschen Fernsehen eine große Karriere.

Max Reinhardt musste 1933 Deutschland den Rücken kehren, sein Schüler Veit Harlan (1899–1964) stieg zu Goebbels’ bevorzugtem Filmregisseur auf und drehte den Spiel- und Hetzfilm »Jud Süß«. Felix Mendelssohn Bartholdy (1809–1847), der wesentlich dazu beigetragen hatte, die Werke Johann Sebastian Bachs wieder populär zu machen, verschwand 1933 sofort von den Programmzetteln. Dafür wurde Bach 
 nunmehr zum Inbegriff »deutscher Stammesart« zurechtgebogen – so steht es in einem Aufruf vom Frühjahr 1933, mit dem karrierelüsterne, echt arische Kantoren verhindern wollten, dass »unserem Volk eine nichtbodenständige, kosmopolitische Kirchenmusik dargeboten wird«. Zu den Initiatoren des Aufrufs gehörte Günther Ramin (1898–1956), Thomaskantor von 1940 bis zu seinem Tod. Im Jahr 1936 umrahmte er Görings Hochzeit musikalisch; im März 1941 produzierte er die erste Schallplattenaufnahme der gesamten Matthäus-Passion.

Hans Knudsen (1886–1971) arbeitete von 1923 bis 1931 als Assistent am Berliner Universitätsinstitut von Professor Max Herrmann (*1865), dem Begründer der deutschen Theaterwissenschaft, der 1942 in Theresienstadt ermordet wurde. Knudsen wandte sich 1933 dem Nationalsozialismus zu, brach den Kontakt zu seinem Lehrer sofort ab, usurpierte Stück für Stück dessen Ämter und platzierte wüste antisemitische Tiraden. 1948 gründete er das Theaterwissenschaftliche Institut an der Freien Universität Berlin. So ganz wohl war ihm anscheinend nicht, als er 1969 den sehr knappen Artikel über seinen Lehrer und Förderer Max Herrmann für das Großwerk »Deutsche Biographie« abfasste und sich gezwungen sah, die NS
 -Zeit irgendwie zu streifen. Der schmutzige Profiteur Knudsen bewältigte diese Aufgabe mit acht Wörtern, zwei Zahlen und vier Satzzeichen: »1933 wurde H., weil Jude, emeritiert, dann 1942 nach Theresienstadt gebracht.«
[3]



Opportunismus und die übermächtige Bereitschaft zur Anpassung sind menschliche Eigenschaften, die sich weder aus einer nationalsozialistischen Ideologie noch aus bestimmten generationellen Prägungen herleiten. Wie auf den vorangegangenen Seiten an wenigen Beispielen skizziert, haben Legionen politischer Wendehälse der Jahre 1933 folgende ihre Jugend eben nicht in düsteren rechtsradikalen, judenhasserischen, völkisch vernebelten Kampfbünden verbracht, vielmehr stammten sie aus allen erdenklichen sozialen und geistigen Ecken der deutschen Bevölkerung. Mit dem bald beginnenden Eroberungskrieg erweiterten sich die individuellen Aufstiegschancen sprunghaft – und zwar über das Jahr 1945 hinaus.





[image: Innenaufnahme einer Turnhalle von 1936. Im Hintergrund einige Fallschirmjäger, vorn ein Wehrmachtoffzier. Im Mittelpunkt des Fotos ein Fallschirmjäger, er hängt am Geschirr eines Fallschirms, der an der Decke angebracht ist, und die Arme seitliche von sich gestreckt, die Beine ebenfalls gestreckt uns seitlich gespreizt, eine turnerisch anmutende Pose.]


Auf Initiative Hitlers wurde 1936 die erste deutsche Fallschirmjägerschule 
[1]

 auf dem Fliegerhorst Stendal-Borstel errichtet. Hier übt der angehende Elitesoldat Peter Hörnig (1917–1943) in formvollendeter Haltung.
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 1939: Raubkrieg statt Staatsbankrott




Dieses Regime, das wirtschaftlich ganz auf Rüstung, politisch ganz auf lärmende Erfolge eingestellt war, brauchte
 lebensnotwendig den Krieg, den großen, den ganz großen Krieg. Entweder Weltherrschaft oder Hitlers Untergang! Das war die Alternative.


Hans Schlange-Schöningen, Ende 1945




Den Zögerlichen schleuderte Adolf Hitler in »Mein Kampf« dutzendfach die Wörter Entschluss, Entschlusskraft und Entschlossenheit entgegen. Voller Abscheu zog er über Generäle, Admiräle und Frontoffiziere her, die im (Ersten) Weltkrieg nicht den schnellen durchschlagenden Angriff befohlen und so den Sieg verspielt hätten. Zum Sturm rangen sich diese Zögerer erst dann durch, so Hitler, wenn sie »mit einundfünfzig Prozent Wahrscheinlichkeit des Erfolges« sicher sein konnten.

Dem setzte der spätere Reichskanzler und Oberbefehlshaber der deutschen Streitkräfte entgegen: »Ein Krebskranker, dessen Tod andernfalls gewiss ist, braucht nicht erst einundfünfzig Prozent auszurechnen, um eine Operation zu wagen.« Selbst bei der Wahrscheinlichkeit von einem halben Prozent werde sich »ein mutiger Mann« darauf einlassen – anderenfalls »mag er nicht ums Leben wimmern«. Später appellierte er an seine Generäle, er brauche »Optimisten und keine Pessimisten«, »politische Angsthasen« hätten in der Armeeführung nichts verloren, als Oberbefehlshaber benötige er einen Typus von General, »der treu und blind seinen Zielen ergeben sei«.
[1]



Seine geradewegs lüsterne Risikofreude hatte Hitler schon am Vorabend des gescheiterten, für 15 seiner Kampfgefährten tödlichen 
 Putschversuchs vom 9. November 1923 zur Schau gestellt und für ein paar Stunden erfolgreich eingesetzt. Die Versammlung vom 8. November hatte der bayerische Generalstaatskommissar Gustav von Kahr (1862–1934) im Münchner Bürgerbräukeller einberufen, um gegen die Berliner Regierung und den Marxismus zu hetzen. Hitler sah in ihm einen potenziellen Verbündeten, und plötzlich stürmten er und seine Mannen den übervollen Saal. Die Szene beschrieb der anwesende Historiker Karl Alexander von Müller (1882–1964), ein strammer Republikfeind und Antisemit, der später zum akademisch einflussreichen Nationalsozialisten wurde:


Adolf Hitler, bleich, die dunkle Haarsträhne ins Gesicht hineinhängend, rechts und links von ihm ein Sturmtruppler mit roter Armbinde, Pistolen in den erhobenen Händen an den Kopf gehalten. Er stieg links seitwärts von mir, vielleicht zehn Schritte vor Kahr, auf einen Stuhl und gab dem Begleiter zu seiner Rechten ein Zeichen. Ein Schuss krachte, man sah das Loch, das die Kugel in die Saaldecke riss. »Die deutsche Revolution ist ausgebrochen!«, rief Hitler in die Stille: »Der Saal ist umstellt.«



Zwar misslingt der Putsch am nächsten Morgen, aber an diesem Abend geht Hitler völlig unbeschadet als Sieger aus seiner waghalsigen Aktion hervor. Er komplimentiert Kahr, den Landeskommandanten der Reichswehr in Bayern Otto von Lossow (1868–1938) und den Chef der Bayerischen Landespolizei Hans Seißer (1874–1973) aus dem Saal, fordert die Versammelten auf, ruhig zu bleiben, und kehrt nach zehn Minuten zurück. Allerdings allein. Anders als beabsichtigt, hatte er es vor der Saaltür nicht vermocht, die antirepublikanisch-rechtsnationalistischen Spitzen Bayerns auf seine Seite zu ziehen. Hochgradige Unruhe und Erregung herrschen im Saal – »›Theater‹, ›Südamerika‹, ›Mexiko‹, waren die häufigsten Ausrufe«. Hitler muss den Saal zur Ruhe bringen. Wie er das erreicht, schildert von Müller:



 Ich sehe noch deutlich seine Bewegung, wie er den Browning hinten aus der Tasche zog und nun selbst einen Schuss an die Decke abfeuerte. Wenn nicht Ruhe wird, rief er zornig, lasse ich ein Maschinengewehr auf der Galerie aufstellen. Was dann folgte, war ein rednerisches Meisterstück, das jedem Schauspieler Ehre gemacht hätte. (… Schließlich rauschte laute Zustimmung auf,) kein Widerspruch war mehr zu hören. Jetzt erst sagte er in tiefem Ernst, wie mit Rührung in der Stimme: »Draußen sind die Herren Kahr, Lossow und Seißer; sie ringen schwer mit ihrem Entschluss. Kann ich ihnen sagen, dass Sie hinter ihnen stehen werden?« »Ja! Ja!«, scholl es sturmartig von allen Seiten. »In einem freien Deutschland«, rief er leidenschaftlich in die Menge, »ist auch Platz für ein selbständiges Bayern! Das kann ich Ihnen sagen: Entweder beginnt heute Nacht die deutsche Revolution oder wir sind alle morgen früh tot.«
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1
 Das Volk an schwerste Belastungen gewöhnen



Hitler folgte auch 1938 dem Prinzip Alles-auf-eine-Karte-setzen. Gegen Ende des von ihm betriebenen Pokerns um das Sudetenland hatten deutsche Nachrichtendienste »verzweifelte« Telefongespräche der Prager Regierung abgehört, und die deutsche Regierung war sich ihrer »friedlichen« Eroberung bereits sicher. »Vor Freude und Erregung« übergeschnappt, beglückwünschte Goebbels seinen siegestrunkenen Chef zehn Tage vor der Münchner Übereinkunft: »Abends zeigt es sich dann, dass Prag nachgibt«; der Führer »schreit laut vor Triumph und Freude«. Goebbels kommentierte bewundernd: Er »hat einen Grand ohne Viere gespielt und gewonnen«.

Mit dem Überfall auf Polen im September 1939 zog Hitler die Deutschen vom ersten Tag an in ein militärisches Vabanquespiel, bei dem er zunächst glänzende Erfolge erzielte, dann aber immer hastiger weiterzockte, die Einsätze erhöhte, um doch noch den erhofften 
 Großgewinn einzuheimsen – oder um vollständig unterzugehen. Ende 1942 scheiterte sein menschenverschlingendes Hochrisikospiel in den Schlachten um El-Alamein und Stalingrad unwiderruflich. Dennoch terrorisierten Millionen deutsche Soldaten, Polizisten, Spezialtruppen, Raub- und Mordkommandos Europa noch weitere zwei lange Jahre und vier Monate. In dieser Zeit legten sie in Europa – wo sie nur konnten – Städte und Dörfer, Brücken, Bahnanlagen und Fabriken in Schutt und Asche und töteten viele Millionen Menschen. Bis zum unvermeidlichen Ende folgte die übergroße Mehrheit aller Deutschen der Devise ihrer Anführer »Sieg oder Untergang«.

Sie alle hätten schon 1939 wissen können, dass auf sie ein langer, sehr langer Krieg zukommen würde. Hitler hatte es ihnen bei seiner Siegesrede in Danzig am 19. September 1939 in aller Klarheit mitgeteilt: »Wenn der Krieg drei Jahre dauern sollte, so wird am Ende des dritten Jahres ebenso wenig das Wort ›Kapitulation‹ stehen wie am Ende des vierten, fünften, sechsten oder siebten Jahres.« Am 8. November 1939 und wiederholend am 4. September 1940 erklärte er bei einer öffentlichen Rede in München, er habe Göring »den Befehl gegeben«, sofort alle Maßnahmen für eine Kriegsdauer »von fünf Jahren zu treffen«.
[1]



Hitler brauchte den Krieg, um seine Herrschaft zu sichern. Das stand fest. Darüber sprach er am 22. August 1939, acht Tage vor dem deutschen Überfall auf Polen, vor den Oberbefehlshabern der Wehrmacht in aller Offenheit. Er schwor sie auf die bevorstehenden Feldzüge ein und erklärte ihnen, wie sehr er wünsche, dass nicht »irgendein Schweinehund« (an anderer Stelle: »blöder Gefühlsakrobat«) noch im letzten Augenblick Vermittlungsversuche unternehmen werde. Schon jetzt, vor dem ersten Schuss, sprach er – wie schon einmal 1937 (Kapitel IV
 .4) – vom »Kampf auf Leben und Tod«, der die »eiserne, unerschütterliche Haltung vor allem der Vorgesetzten« verlange: »feste Zuversicht, Siegesglauben, Überwindung vergangener Zeiten durch Gewöhnen an schwerste Belastung«. Mit der Formel »Überwindung vergangener Zeiten« umschrieb er sowohl unerwünschte 
 Bedenkenträgerei als auch das von ihm sehr erwünschte Beiseiteschieben tradierter moralischer, religiöser und juridischer Normen. In seinen Augen handelte es sich um moralistische Befangenheiten, um Humanitätsduseleien. Zu den von Hitler vorgegebenen künftigen Handlungsmaximen notierte einer der Zuhörer: »Herz verschließen gegen Mitleid. Brutales Vorgehen. (…) Größte Härte. (…) Jede sich neu bildende polnische Kraft ist sofort zu vernichten.«

Einerseits ging der oberste Kriegsherr davon aus, seine Armeen würden Polen im Einvernehmen mit dem soeben als Bündnispartner in den Krieg eingetretenen Sowjetrussland binnen weniger Tage niederwerfen. Andererseits sprach er vom Kampf auf Leben und Tod, von schwerster Belastung, an die das eigene Volk gewöhnt werden müsse. Das erscheint paradox, war es jedoch nicht. Denn ohne weitere Kriege wäre das sogenannte Dritte Reich 1939 sehr schnell zusammengebrochen. Direkt sagte der Führer das nicht, indirekt sehr wohl und sehr deutlich. Schon damals und seit 1942 immer häufiger »hausierte« er mit Friedrich dem Großen (1712–1786), der den Siebenjährigen Krieg erst nach fürchterlichen Niederlagen »nur durch Seelenstärke« gewonnen habe. Wobei der Alte Fritz im Unterschied zu den großdeutsch großmäuligen Machthabern von 1939 »wenigstens gearbeitet und sehr wenig geredet« habe. So kommentierte Hermann Stresau am 18. Februar 1945 einen letzten, Friedrich den Großen missbrauchenden Durchhalteaufruf der kaum mehr sichtbaren, schon im Entschwinden begriffenen deutschen Regierung.

Wie pessimistisch Hitler die Lage nach dem Blitzsieg über Polen und der Kriegserklärung Frankreichs und Großbritanniens beurteilte, notierte ein Wehrwirtschaftsoffizier im Dezember 1939: »Der Führer sieht, dass man den Krieg nicht auf lange Sicht durchhalten kann. (…) Es muss alles auf diese eine Karte gesetzt werden.« Die eigene Schwäche sollte in Stärke umgewandelt werden. Dem politischen und militärischen Hochstapler Hitler galten das extreme Risiko, die Kühnheit des Angreifers und »die Größe des Opfers« schon in »Mein Kampf« als Maßstab für »die Größe der Tat«.


 Am 15. Januar 1940 starrte er zusammen mit Goebbels voller Ungeduld auf den miserablen Wetterbericht und befand, für die Offensive gegen Frankreich benötige die Wehrmacht »halbwegs gutes Wetter«. Er hoffte auf baldige Besserung. Dann aber müsse »der Sturm losbrausen«. In dieser angespannten, ungewissen Lage des Abwartens erklärte der Führer seinem Medienminister »in ganz großen Zusammenhängen« die Politik des Alles-oder-Nichts: »Wenn man vor ganz schweren Entscheidungen steht, dann mutig die Brücken hinter sich abbrechen. Nur wenn es kein Zurück mehr gibt, ist man ganz mutig und findet dann auch den Mut zu ganz großen Entschlüssen. (…) Wir dürfen einfach den Krieg nicht verlieren.« An dieser Maxime habe »sich all unser Denken und Handeln auszurichten«. Mit anderen Worten: Sieg oder Pistole, wie Hitler präzisierte. So sprach Hitler viereinhalb Monate nach Kriegsbeginn. Ab November 1941 gehörten die Motive der abgebrochenen Brücken und des versperrten Rückwegs innenpolitisch zum Standardprogramm der Propaganda, ergänzt um die Formeln, es gehe um »Sein oder Nichtsein«, um »alles oder nichts«, »Sieg oder Untergang«.

Derartiges Denken beschränkte sich nicht auf die Führung. Offenbar nagte an sehr vielen Deutschen schon nach dem Sieg über Polen und Norwegen ein schlechtes Gewissen über die damit verbundenen deutschen Untaten und Kriegsverbrechen. Das ließ sie zumindest im Stillen eine mögliche Niederlage befürchten und erzeugte einen inneren Zwang zum Siegesoptimismus. Dazu stehen in der letzten Ausgabe der Sozialdemokratischen Deutschland-Berichte vom 7. April 1940 prophetische Sätze, aufgeschrieben von einem Berliner und einem saarländischen Berichterstatter:



Berlin
 : Es hat sich eine Stimmung entwickelt, die hinsichtlich des Kriegsausgangs ziemlich optimistisch ist. Bei den meisten Menschen kommt der Gedanke, Deutschland könnte diesen Krieg verlieren, gar nicht auf. (…) Nur sehr wenige Menschen machen sich Sorgen über den Kriegsausgang. Viele möchten wohl den Sturz Hitlers, aber sie 
 haben eine Höllenangst vor den Folgen einer Niederlage. (…) Lieber wollen viele Hitler behalten, als dem ins Auge zu sehen, was nach einer Niederlage kommen könnte.


Saargebiet
 : Von einer defätistischen Stimmung ist bisher nichts zu bemerken. Den meisten kommt gar nicht der Gedanke, dass ihr Gebiet einmal von Frankreich besetzt werden könnte. (…) Bei den saarländischen Arbeitern, die jetzt in der Armee sind, kann man vielfach hören, dass die Nazis jetzt doch nach links geschwenkt seien. Wörtlich sagte einer: »Jetzt muss man zum Führer halten, eine Revolution wäre Verrat.«
[2]










2
 Beginn einer mörderischen Konkursverschleppung



Welche Gründe hatte die deutsche Regierung, Ende 1939 und Anfang 1940 von einem dauerhaften, entbehrungsreichen Krieg zu sprechen, obwohl Polen binnen drei Wochen niedergeworfen worden war? Warum lenkte Hitler im Sommer 1940 nicht ein, nachdem die Wehrmacht glorreiche Siege über Dänemark und Norwegen, dann über Belgien, Luxemburg, die Niederlande und Frankreich erstritten hatte? Die übergroße Mehrheit der Deutschen hoffte darauf. Denn nun schien nach nur zehn Monaten und mit relativ geringen eigenen Verlusten die Schmach der Niederlage von 1918 getilgt zu sein. Hitler selbst hob das instinktsicher hervor, als er Frankreich den Waffenstillstand am 22. Juni 1940 an demselben Ort diktierte, an dem Frankreich am 11. November 1918 die deutsche Niederlage im Ersten Weltkrieg besiegelt hatte: im Wald des nordfranzösischen Städtchens Compiègne, im selben Salonwagen der französischen Staatsbahn, in dem der katholisch-konservative Bevollmächtigte der Reichsregierung Matthias Erzberger den Waffenstillstandsvertrag notgedrungen unterzeichnet hatte und dafür 1921 von deutschen Rechtsterroristen erschossen wurde.


 Wegen der strengen schweizerischen Auflagen für politische Flüchtlinge konnte der in Genf ansässige Wilhelm Röpke erst 1944 aufhören, öffentlich »implicite« zu sprechen. Endlich konnte er auch die ursprüngliche Fassung eines in den Wochen vor dem 1. September 1939 weit weg in New York publizierten Textes veröffentlichen. Demnach waren 1939 »die verfügbaren Reserven« der deutschen Volkswirtschaft verbraucht »und nur noch der Rückgriff« auf fremde Volkswirtschaften geblieben, »wenn anders das ganze Wirtschafts- und Staatsgebäude nicht zusammenbrechen sollte«.
[1]



Was Röpke nicht wissen konnte: Fast auf den Tag genau hatte Hitler in geheimer Runde das Gleiche gesagt. Die entsprechenden Sätze überlieferte der Historiker und Offizier Helmuth Greiner (1892–1958), der 1939 das Kriegstagebuch der Wehrmacht führte, aus der bereits zitierten Führerrede vor den Oberkommandierenden der Wehrmacht am 22. August 1939.

Darin begründete Hitler den Krieg mit der für seine Herrschaft absolut bedrohlichen Staatsverschuldung: »Wir haben nichts zu verlieren, nur zu gewinnen. Unsere wirtschaftliche Lage ist infolge unserer Einschränkungen so, dass wir nur noch wenige Jahre durchhalten können. Göring kann das bestätigen. Uns bleibt nichts anderes übrig, wir müssen handeln.« Gemeint war ein Krieg mit den Zielen, fremden Lebensraum zu erobern, ebenso fremdes Geld, fremde Rohstoffe und Lebensmittel und die Möglichkeit zur Ausbeutung der Arbeitskraft nichtdeutscher Menschen. Hitlers Hinweis auf den für die Rüstung verantwortlichen Hermann Göring besagte: Wir sind pleite, ohne Eroberungen können wir weder die weitere Aufrüstung bezahlen noch die Bevölkerung zufriedenstellend mit Lebensmitteln und Konsumgütern versorgen.

Die künftigen Ausgaben, die schon 1938/39 nur noch mit Hilfe gewaltiger Raubzüge zu bewältigen waren, betrafen sowohl den Unterhalt als auch die fortlaufende Modernisierung der Wehrmacht sowie das immer wieder versprochene materielle Wohlergehen der »80-Millionen-Masse« namens deutsches Volk. Hinzu kamen die Zins- und 
 Tilgungspflichten für die schon aufgenommenen, längst jeden nichtkriegerischen Handlungsspielraum ausschließenden Kredite. Für Hitler und sein Regime blieb nur noch ein Ausweg, den er in aller Klarheit offenlegte: der »Einbruch in fremde Staaten« und das »Angreifen fremden Eigentums« (Kapitel VII
 .4).

Mit diesen Worten hatte Hitler drei Monate vor Kriegsbeginn, am 23. Mai, den Befehlshabern der Wehrmacht und führenden Offizieren des Generalstabs erläutert, warum ein Krieg gegen die europäischen Nachbarn unausweichlich geworden sei. In der Praxis folgte der Nationalsozialismus der längst bekannten, unter sehr verschiedenen politischen Konstellationen populären Parole des Frühsozialisten und Antisemiten Pierre-Joseph Proudhon (1809–1865): »Le socialisme c’est l’argent des autres« – Sozialismus ist das Geld der anderen. »Das Angreifen fremden Eigentums« bezog Hitler ausdrücklich auf die akuten Finanzprobleme. In seinen Augen bestand für Deutschland (und damit für ihn und seine Mitregenten) »nur noch die Wahl zwischen Aufstieg und Abstieg«. Eine solche Alternative führte in seinem auf Herrschaftserhalt fixierten Denken zwingend zum Eroberungskrieg. Hitler sagte das in aller Klarheit: »Weitere Erfolge können ohne Blutvergießen nicht mehr errungen werden.«

Die vorangegangenen Absätze beruhen, soweit es um Hitler geht, auf der grundlegenden Arbeit zum selbstgeschaffenen Zwang kriegerischer Expansion, die Wolfgang Sauer 1960 in einer quellenstarken Studie vorgelegt hat, in der er zu folgendem Ergebnis fand: »Der Krieg wurde (…) zur conditio sine qua non für die Verwirklichung des nationalsozialistischen Wirtschaftsprogramms, und wenn Hitler von Beginn an den Krieg proklamierte, so war das nicht bloß die Ausgeburt seiner blutrünstigen Phantasie«. Vielmehr wurde der Krieg »mit Notwendigkeit zur Wirtschaftsform: Man holte sich mit Gewalt als Beute, was man an Wirtschaftsgütern brauchte«. Der Historiker Andreas Hillgruber (1925–1989) akzeptierte Sauers Ergebnisse 1964 als wichtige Hinweise, die »ins Grundsätzliche der nationalsozialistischen Gesamtpolitik blicken« ließen: einer Finanz-, Wirtschafts- und 
 Rüstungspolitik, »die ganz auf einen in absehbarer Zeit auszulösenden Krieg abgestellt« war und »nur durch erhoffte Eroberungsgewinne vor dem Scheitern bewahrt werden konnte«. Die Frage, ob die Finanzlage seines Reiches für Hitler über begrenzte Kriegsziele hinaus ein »vorwärtstreibendes Momentum« gewesen sei, hielt Hillgruber für wesentlich, jedoch fehlten ihm damals noch zusätzliche Beweise. Solche liegen heute in ausreichendem Umfang vor. Das zeigt allein schon ein Blick in den Reichshaushalt von 1939/40: Der Finanzbedarf der Zivilressorts summierte sich auf 16,3 Milliarden Reichsmark – der Bedarf der Wehrmacht auf 20,5 Milliarden. Die regulären Staatseinnahmen betrugen 17 bis 18 Milliarden Reichsmark. Davon verschlang der Schuldendienst 3,3 Milliarden.
[2]



Die infolge der Aufrüstung und der enormen laufenden Kriegskosten ständig wachsenden Staatsschulden ließen sich auch nach dem Sieg über Frankreich, Belgien und die Niederlande im Sommer 1940 nicht entfernt aus der dort herauszupressenden Kriegsbeute decken. Das wusste Hitler. Auch das motivierte ihn zum Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion, wie er im Frühjahr 1942 mehrfach in seinen Gesprächen betonte: »Seit Wiedereinführung der Wehrpflicht hat unsere Rüstung bisher (!) völlig ungedeckte Beträge verschlungen.« Wenn diese immer noch bestehenden und täglich anwachsenden Schuldenberge »nicht auf die Deutschen abgewälzt« werden sollen, dann müssen sie »aus den möglichen Gewinnen der besetzten Ostgebiete bezahlt« werden. Da im Fall der Niederlage ohnehin alles verloren sei, müsse man »rücksichtslos auf die Parole ›Sieg‹ setzen«. Dann, und nur dann, spielten »die für Wehrmachtszwecke ausgegebenen Milliarden« angesichts der Rohstoffvorräte im russischen Raum »überhaupt keine Rolle« mehr. Zudem würden die 20 Millionen billigen ausländischen Arbeitskräfte, die in den deutschen Wirtschaftsprozess einzuschalten seien, einen Gewinn erbringen, »der die durch den Krieg entstandenen Reichsschulden bei weitem übertreffen« werde.
[3]



Als Oberbürgermeister von Leipzig und – mit kurzer Unterbrechung von 1931 bis 1935 – Reichskommissar für Preisüberwachung 
 kannte sich Carl Friedrich Goerdeler in den öffentlichen Finanzen bestens aus. Ähnlich wie Röpke erkannte er, wie Hitler über die kriegerische und beutebasierte Restrukturierung der Reichsfinanzen dachte. Von Röpkes wirtschaftsliberalem Denken trennten ihn Welten, ebenso vom ungebremsten Deficit spending der NS
 -Regierung. Diese hatte Goerdeler zunächst im Amt belassen und versucht, ihn als Bindeglied zum wertkonservativ-nationalen Bürgertum zu nutzen. Weil aber sein Handlungsspielraum mehr und mehr eingeschränkt wurde, reichte Goerdeler 1936 seinen Rücktritt ein. Hinfort machte er sich als wohlinformierter Privatier Gedanken über Deutschlands Zukunft und fasste sie in Denkschriften zusammen, die er einem kleinen Kreis von Lesern zukommen ließ.

Früh bezeichnete er das staatliche Ausgabengebaren als »finanziellen Wahnsinn«. Mitte 1943 schätzte Goerdeler die Bombenschäden auf mehr als 100 Milliarden und die täglich anwachsenden Staatsschulden auf 250 Milliarden Reichsmark. Im Frühsommer 1944 summierte er die Reichsschuld auf mindestens 400 Milliarden Reichsmark, »zu denen noch die Summe der im Krieg zerstörten Werte« hinzugerechnet werden müsse. Die ins Astronomische gewachsenen Bombenschäden und Verluste infolge von Verschleiß der Maschinen und der Infrastruktur notierte er nicht mehr.

Nachdem Goerdeler wegen der führenden Mitwirkung am Umsturzversuch vom 20. Juli 1944 verhaftet und zum Tode verurteilt worden war, verfasste er am 31. Januar 1945, drei Tage vor der Hinrichtung, sein an lernbereite Nachgeborene gerichtetes Politisches Testament: »Denkt daran, dass es verhängnisvolle Quacksalberei gewesen ist, mit der Hitler das deutsche Volk getäuscht hat.« Von 1933 bis 1939 habe er 40 Milliarden Reichsmark Schulden gemacht »und dafür Kasernen, Prunkgebäude, Waffen und Straßen geschaffen«. Diese Schulden, deren Vorteile das Volk blindlings genossen habe, führten in den Krieg. Denn sie »entwerteten die deutsche Mark«. Hitler »musste die Grenzen gegen immer teurere Einfuhren sperren, zu Ersatzstoffen, zur Autarkie, zur Rationierung von Fett und Fleisch, 
 zur Zwangswirtschaft greifen«. Zurückbezahlt werden konnten die Schulden von diesem Staat nicht. Deshalb zogen es die Führer des nationalsozialistischen Deutschland vor, den seit 1938 absehbaren Zusammenbruch der Staatsfinanzen »durch Krieg zu verschleiern«. Ausdrücklich schrieb Goerdeler in sein Politisches Testament, mit seiner beispiellosen Schuldenpolitik habe Hitler »den Krieg unvermeidlich für sich selbst gemacht«. Schon 1939 hatte Hans Schlange-Schöningen geschrieben: »Selbst die brutalsten Plünderungen, die jedem anständigen Deutschen die Schamröte ins Gesicht treiben müssen«, werden nicht ausreichen, um die einmal aufgerissenen Löcher zu stopfen, und fragte sich: »Wohin des Wegs? Irgendwer bezahlt.«

Hitler verursachte mit dem allein von Deutschland begonnenen Zweiten Weltkrieg die mörderischste Konkursverschleppung der Menschheitsgeschichte. Seine konservativen und ordoliberalen zeitgenössischen Kritiker Goerdeler, Schlange-Schöningen und Röpke erkannten das sehr schnell. Die entsprechenden, bereits 1960 veröffentlichten und gut dokumentierten Einsichten Wolfgang Sauers fielen, kaum dass sie publiziert worden waren, für mehrere Jahrzehnte dem Vergessen anheim. Sie passten nicht zu den lange Zeit vorherrschenden, wenig erklärenden Paradigmen »Nazi-Ideologie«, »Weltanschauungskrieg«, »Rassenwahn«, »Kapitalismus führt zum Faschismus«. Vom primitiven Raub, an dem so viele Deutsche partizipiert hatten, wollten die allermeisten Zeithistoriker bis zur Jahrtausendwende nur selten etwas wissen.

Das Thema war aus geschichtlich verständlichen Gründen unpopulär. Noch 1976/78 verbrannte der Reichsbankabwickler in der Notenverbrennungsanlage der Deutschen Bundesbank in Frankfurt am Main die Akten der Reichsbankkommissare in den besetzten Ländern Europas. Das geschah unter Bundesfinanzminister Hans Apel (1932–2011, SPD
 ) und der Kanzlerschaft von Helmut Schmidt (1918–2015, SPD
 ). Die Akten des Reichsfinanzministeriums blieben in der Bundesrepublik wie in der DDR
 unerschlossen; die umfangreichen Unterlagen der Oberfinanzpräsidenten über die Enteignung 
 der deutschen Juden wurden – ebenfalls gesamtdeutsch – möglichst vollständig tabuisiert. All das geschah im Interesse der jeweiligen Bevölkerungen in der alten Bundesrepublik, der DDR
 und in Österreich sowie im Interesse aller Menschen, die heute in Deutschland leben. Denn hätten die Nachfolgestaaten Hitlerdeutschlands das Geraubte zurückerstatten und für die Zerstörungen, Verletzten und Toten, für die Waffen und Bomben, die aufgewendet werden mussten, um die hitlerdeutschen Aggressoren zu besiegen, bezahlen müssen, wäre jeder wirtschaftliche und politische Neuanfang unmöglich geworden.
[4]








3
 Die meisten Deutschen fürchten den Krieg



Als Hitler seinen Generälen im Mai 1939 erklärte, weitere Erfolge könnten ohne Blutvergießen und den Raub fremden Eigentums nicht mehr erzielt werden, war der Krieg beschlossene Sache. Populär war das neuerliche Blutvergießen in Deutschland nicht. Hitler wusste das genau, setzte aber auf seine Popularität. In der Rede vor den Oberbefehlshabern der Wehrmacht hatte er am 22. August keinen Hehl daraus gemacht, dass ein Krieg in der deutschen Bevölkerung »unerwünscht« sei, erhob jedoch »seine eigene Person« zum »großen Wertfaktor« im Leben des deutschen Volkes. Schließlich habe er dieses Volk »geeint, besitze Vertrauen und Autorität«. Er meinte tatsächlich, dass künftig »wohl niemand« mehr »so wie ich das Vertrauen des ganzen deutschen Volkes« genießen werde. Ähnlich und noch überdrehter redete er am 23. November 1939 vor den Oberbefehlshabern der Wehrmacht: »Als letzten Faktor muss ich in aller Bescheidenheit meine eigene Person nennen. Unersetzbar! Weder eine militärische noch eine zivile Persönlichkeit könnte mich ersetzen. (…) Ich bin überzeugt von der Kraft meines Gehirns und von meiner Entschlusskraft.« Auch öffentlich zeigte sich der Führer von seiner Großartigkeit überzeugt, so bei seiner Rede in München am 24. Februar 1940 zum 
 Jahrestag der NSDAP
 -Gründung, als er unter Verweis auf den Ersten Weltkrieg rhetorisch in den Saal fragte: »Glaubt man etwa, wenn ein gewisser Adolf Hitler, statt deutscher Musketier zu sein, deutscher Reichskanzler gewesen wäre (…), dass damals diese kapitalistischen Götzen der internationalen Demokratie gesiegt hätten?«
[1]



Wie also reagierten die meisten Deutschen auf den ihnen laut Hitler unerwünschten Beginn des Zweiten Weltkriegs?

Die damals knapp vierzehnjährige Wolfhilde von König (1925–1993) wächst in den behüteten Verhältnissen eines Münchner Beamtenhaushalts auf. Begeistert engagiert sie sich im Bund Deutscher Mädel, glaubt sämtliche Lügen, die in der Woche vor dem Überfall auf Polen von deutscher Seite gestreut werden, und führt Tagebuch: »In Lodsch wurden 24 Volksdeutsche von polnischen Banden niedergemacht«; auch in anderen Teilen des Landes würden Angehörige der deutschen Minderheit »misshandelt, verschleppt und hingemordet«. »In Polen werden 1,5 Millionen Mann mobilisiert«; »Bombenanschläge auf deutsche Häuser in Kattowitz«. Zwar vertraut Wolfhilde ihrem Führer bis zu dessen letzter Stunde, spürt jedoch bei Kriegsbeginn sofort das allgemeine Unbehagen. Ihr Vater bekommt umgehend einen Gestellungsbefehl, obwohl »nicht mehr der Jüngste«. Am 30. August, zwei Tage vor Beginn des Zweiten Weltkriegs, beobachtet sie: »Spannung und Erwartung« liege auf den Gesichtern der Leute, »bange Sorge um die Zukunft ›Krieg oder Friede‹.«

Hans Nolte (1908–1978), der durch und durch nationalsozialistische Politikchef der Celleschen Zeitung, berichtet am 29. August 1939 vom »Ernst der Stunde«. In dem Artikel schildert er propagandistisch eingebettet seine Beobachtungen vom Vortag: Vor den Fenstern der Redaktion »stand dicht gedrängt eine nachrichtenhungrige Menschenmenge, welche die neuesten Funkmeldungen mit gespannter Aufmerksamkeit bis in die späten Abendstunden verfolgte«. Nolte kann sich einer gewissen Bedrücktheit des Publikums nicht verschließen und kommentiert: »Wir warten auf die Entscheidung. Die Polen warten nicht, sondern schießen und treiben ihre Panikpolitik 
 systematisch weiter.« Adolf Hitler, beschwichtigt Nolte seine Leserschaft, sei kein Eroberer. »Er will nicht den Krieg«, nur das Unrecht des Versailler Vertrags korrigieren. Das erfordere allerdings entschiedene Maßnahmen im Hinblick auf Danzig und den polnischen Korridor zum Seehafen Gdingen (Gdynia), schließlich müssten die »mazedonischen Missstände an unserer Ostgrenze beseitigt werden«.

Der US
 -amerikanische Berlin-Korrespondent William L. Shirer (1904–1993) erlebt am 3. September auf dem Wilhelmplatz, wie etwa 250 Zufallspassanten per Lautsprecher von den Kriegserklärungen Großbritanniens und Frankreichs erfahren, und berichtet: Dabei »gab es nicht einmal ein Murmeln«, die Leute »standen unverändert dort – betäubt«, sie »konnten es nicht fassen, dass Hitler sie in einen Weltkrieg geführt hatte«. Zwei Tage später wird Helmuth James Graf von Moltke (1907–1945) Zeuge der Abreise des britischen Botschafters. »Dieser Krieg hat etwas gespenstisch Unwirkliches«, schreibt er seiner Frau Freya. »Die Menschen stützen und tragen ihn nicht. Gestern, als (Sir Nevile) Henderson (1882–1942) abfuhr, ging ich gerade in der Wilhelmstraße (an der britischen Botschaft) vorbei. Vielleicht 300 oder 400 Menschen standen da, aber kein Laut des Missfallens, kein Pfiff, kein Wort ertönte; man hatte das Gefühl, sie werden jeden Augenblick klatschen.«

Während die Propaganda ununterbrochen tönt, Deutschland sei der Krieg »aufgezwungen«, ängstigen sich die Bürger, weil ein auf die britische Politik friedlicher Konfliktbewältigung festgelegter Diplomat Berlin den Rücken kehrt. Victor Klemperer verfügt als schwer diskriminierter und gefährdeter Jude über ein anderes Sensorium. Den für die meisten völlig überraschend geschlossenen deutsch-sowjetischen Grenz- und Freundschaftsvertrag vom 28. August 1939 kommentiert er mit Stichworten: »Der Russenpakt und die ungeheure Umkehr, Wirrnis, Unabsehbarkeit der Lage, der Kräfteverhältnisse nach diesem Umschwung.« In seiner Kriegsrede am 1. September erklärte Hitler dazu, der deutsch-russische Pakt bedeute »eine ungeheure Wende für die Zukunft und ist eine endgültige!«. Er schließe 
 »für alle Zukunft jede Gewaltanwendung aus«. Abgesehen von seinen notorischen Lügen verkündet er einen Satz, der sich bewahrheiten sollte: Er kenne das Wort Kapitulation nicht und werde seine Soldatenuniform nur nach dem Sieg ausziehen, »oder – ich werde dieses Ende nicht erleben!«.
[2]



In ihrer Gesamtheit waren die Deutschen weder 1938 noch 1939 kriegslüstern. Die vielen Toten des Ersten Weltkriegs, Hunger, Niederlage, Chaos, Friedensdiktat und die sämtliche Geldvermögen verschlingende Inflation steckten ihnen noch in den Knochen. Die NS
 -Regierung wusste das und sah sich zu propagandistischer Achtsamkeit genötigt. Kaum waren deutsche Soldaten mit ihren Stukas, Panzern und Kanonen in Polen eingefallen, ordnete das Propagandaministerium an: »Keine Überschriften, in denen das Wort Krieg enthalten ist!« Begründung: »Nach der Rede des Führers schlagen wir nur zurück.« Die offiziellen Formeln lauteten »Gegenangriff«, der »uns aufgezwungen wurde«, oder »Wir erwidern das Feuer des Feindes« oder, wie es Hitler sagte: »Seit 5.45 Uhr wird jetzt zurückgeschossen!« In den dann folgenden Tagen nannte man den Krieg vorzugsweise »Strafaktion gegen Polen«.

Parteiversammlungen der NSDAP
 und Demonstrationen zugunsten des Krieges wurden vorsichtshalber verboten. Sofort erging das mit Zuchthausstrafen bewehrte Verbot, ausländische Sender zu hören, »Gehörtes von diesen Sendern, wie überhaupt Gehörtes, weiterzuverbreiten« und »Nachteiliges« über die Regierung zu verbreiten. Um auch den weder partei- noch staatsgebundenen Sektor zum Schweigen zu bringen, hatte der Reichskirchenminister Kerrl schon am 30. August verfügt: »Versammlungen, in denen zur gegenwärtigen Lage Stellung genommen« werde, »sind in jeder Hinsicht unerwünscht«. Auch die Spitzel des Sicherheitsdienstes berichteten nichts von kriegerischer Euphorie. Im Gegenteil. So hätten zum Beispiel britische »Lügennachrichten von einem Waffenstillstand« Anfang Oktober 1939 gezeigt, »wie stark in der Allgemeinheit der Wunsch nach Frieden« bestehe.
[3]




 Den zitierten Äußerungen fehlt es an Repräsentativität. Da für die nationalsozialistischen Jahre keine Meinungsumfragen vorliegen, habe ich 2005/06 gemeinsam mit den Frankfurter Studentinnen und Studenten meines Forschungsseminars historische Demoskopie betrieben. Dafür wählten wir fünf Indikatoren aus. Sie mussten plausibel, hinsichtlich der statistischen Überlieferung konsistent und leicht greifbar sein. Es ist uns gewiss nicht gelungen, das Politbarometer der NS
 -Regierung zu rekonstruieren, jedoch konnten wir für empirisch einigermaßen gesicherte Urteile bedenkenswerte Anhaltspunkte gewinnen und diese 2006 unter dem Titel »Volkes Stimme. Skepsis und Führervertrauen im Nationalsozialismus« veröffentlichen.

Wir verwendeten die folgenden Indikatoren: 1. Die Häufigkeit der Vornamen Adolf, Horst und Hermann; 2. Die Häufigkeit der von der NSDAP
 seit 1935 propagierten Kirchenaustritte; 3. die Wortwahl in den Anzeigen für die Gefallenen; 4. das Sparverhalten; 5. Die Anzahl der Todesurteile, die aus politischen Gründen gegen Altreichsdeutsche gefällt wurden.

Für den Kriegsbeginn 1939 bestätigt unsere Untersuchung die in vielen individuellen Zeugnissen dokumentierte Scheu der Deutschen vor einem zweiten großen Krieg. Waren die Kirchenaustritte 1937, 1938 und 1939 auf ein historisches Hoch von rund 450000 pro Jahr angestiegen, so brachen die Zahlen 1940 um mehr als 50 Prozent ein. Normalerweise häuften sich die Austritte zum Jahresende deutlich, weil die damals noch im Spätherbst versandten Lohnsteuerkarten an die separat zu entrichtende Kirchensteuer erinnerten. 1938 war das noch der Fall gewesen, jedoch erreichte die Austrittskurve 1939 in den ersten beiden Quartalen ihren relativen Höhepunkt und fiel bis zum Jahresende steil ab, eine Bewegung, die sich 1940 bis zum Sieg über Frankreich Ende Juni fortsetzte und dann auf niedrigem Niveau stabilisierte.

Da Kirchenaustritte nicht selten im Zuge von Eheschließungen erfolgten, erfasst dieser Indikator weit überwiegend jüngere Leute im Alter zwischen 20 und 30, also Angehörige der Altersgruppe, der die 
 nationalsozialistische Politik und Kriegsführung besondere Bedeutung beimaß. Dasselbe gilt für die Frage, welche Vornamen Eltern ihren Neugeborenen erteilten. Unsere Adolf-, Horst- und Hermannkurven erreichten im zweiten Halbjahr 1934 ihren Höhepunkt, blieben dann auf hohem Niveau stabil und fielen beginnend mit dem zweiten Halbjahr 1939 kontinuierlich ab.

Aufschlussreiche Daten für ein von wirtschaftlich-rationalen Erwägungen bestimmtes Verhalten überwiegend berufstätiger Männer liefert die Statistik zum Abschluss von Sparverträgen für den Kauf eines Volkswagens. Das am Ende betrügerische System funktionierte so: Für den Erwerb eines VW
 s, damals als KdF-Wagen beworben, mussten 50 Prozent des Kaufpreises von 990 Mark angespart werden, dann sollte das Auto ausgeliefert und der Restbetrag ratenweise abbezahlt werden. Infolge des Krieges kam es dazu nicht. Statt des Kraft-durch-Freude-Wagens liefen in dem neu errichteten Wolfsburger Werk Kübelwagen für die Wehrmacht vom Band.

Nachdem im August 1938 die Kampagne für die Sparverträge begonnen hatte, schlossen bis zum Jahresende knapp 170000 autointeressierte Deutsche einen solchen Vertrag ab. 1939 waren es etwas mehr als 102000 (eine Aufschlüsselung nach Monaten liegt nicht vor) und im Jahr 1940 nurmehr 13547. Vermutlich erfolgte der Einbruch schon im letzten Quartal 1939. Das vorausgesetzt, sank die Bereitschaft der zunächst so zahlreichen Kauflustigen, dem Staat einen Vorschuss auf ihren Traum von einem eigenen Auto zu gewähren, mit Kriegsbeginn auf unter 15 Prozent des Friedensniveaus. Gemessen an diesem Indikator brachen das Vertrauen in die Führungskunst der Regierung und die Siegesgewissheit, wie Philipp Kratz herausgearbeitet hat, massiv ein: »Die potenziellen Volkswagensparer waren vom Beginn des Krieges an zunehmend weniger bereit, der NS
 -Führung zu trauen, sofern es um die eigenen Ersparnisse ging.«

Aus gutem Grund fürchtete Goebbels anonymisierte repräsentative Umfragen, wie sie der US
 -Amerikaner George Gallup (1901–1984) Mitte der 1930er Jahre entwickelt hatte. Versuche des 
 Sicherheitsdienstes, dieses Verfahren auch in Deutschland anzuwenden, lehnte der Propagandaminister strikt ab, weil es mit »ziemlicher Willkür« behaftet sei. Lieber stützte er sich auf ihm passende Anzeichen scheinbar linientreuen Volksverhaltens, wenn ihm oder seinem Führer zugejubelt wurde. Statistik interessierte ihn nur dann, wenn sie seinen Gefühlslagen und Meinungen entsprach. Zum Beispiel bemerkte er zur herbstlichen Geldsammlung für das Winterhilfswerk 1942, diese habe 33 Prozent mehr erbracht als 1941, und folgerte selbstzufrieden: »Wenn man diese Sammlungen als soziale Abstimmung wertet, so können wir mit dem Ergebnis durchaus zufrieden sein.«
[4]








4
 Hitler verheimlicht dem Volk riesige Schulden



Dem Unwillen der deutschen Führung, den Volkswillen auf die Probe zu stellen, entsprach die Technik der Kriegsfinanzierung. Trotz des festen Vorsatzes zur Ausplünderung fremder Länder konnte Deutschland den Krieg nur etwa zur Hälfte aus den Raub- und Beutezügen bezahlen. Die andere Hälfte musste nolens volens – bis zum spekulativ fest einkalkulierten Endsieg – von Deutschen aufgebracht werden. Für eine reguläre Finanzierung hätte, so wie im Ersten Weltkrieg, mit patriotischen Argumenten für die Zeichnung langfristiger Kriegsanleihen geworben werden müssen. Stattdessen zwang die deutsche Führung Banken und Lebensversicherungen, Sparkassen und Bausparkassen, ihre Einlagen in Reichskriegsanleihen anzulegen, ohne die jeweiligen Kontoinhaber zu fragen. Die Finanzfachleute bezeichneten dieses Vorgehen als »geräuschlose Kriegsfinanzierung«. Die Gründe liegen auf der Hand. Denn die schnelle, langsame oder verweigerte Zeichnung von Kriegsanleihen ist immer auch ein Votum für oder gegen die politische und militärische Führung.

»Da Hitler nicht wünschte«, so schrieb der aktiv beteiligte Fritz Federau (1903–1989) später, »dass die Finanzierung des Reiches in 
 der Öffentlichkeit diskutiert wurde, untersagte er sowohl in der Aufrüstungsperiode als auch im Kriege die öffentliche Auflegung von Anleihen.« In einer erst nach dem Krieg publizierten, jedoch als Manuskript von 1943/44 überlieferten Denkschrift kommentierte der Ökonom Ludwig Erhard (1897–1977), ohne den Namen Hitler zu nennen: Der Führung fehle die Kraft, »dem Volk die Schwere des erforderlichen Opfers« bewusst zu machen, und »der Mut zur Verantwortung«. Sie (beziehungsweise Hitler) neige zum »Versteckspielen« und »Verschleiernwollen«.

Wie schon 1938 wollte das wohlhabende deutsche Bürgertum auch im Krieg nicht in deutsche Staatsanleihen investieren. Im September 1941 empörte sich Goebbels, das flüssige Kapital fließe »aus Angst vor einer Geldentwertung in den Aktienmarkt«. Folglich würden sich die Kurse an der Börse teils verdreifachen. Mit Recht erkannte die deutsche Führung darin ein Ausweichmanöver und brandmarkte es als »Kriegsgewinnlertum der schlimmsten Sorte«, das die Arbeiterschaft empöre und es der englischen Propaganda ermögliche, Zwietracht zwischen Volk und Führung zu säen. Deshalb forderte Goebbels, gegen solche »kapitalistischen Exzesse« mit »exorbitant hohen Steuern« einzuschreiten.

Am 4. Dezember 1941 folgte die Meldepflicht für die seit Kriegsbeginn gekauften Wertpapiere, im Frühjahr 1942 die Kontrolle der Aktienkurse. Anfang 1943 erging ein allgemeiner Kursstopp für Aktien, nachdem die Börsen auf »die wiederholt ausgesprochenen Warnungen« nur mit vorübergehenden Kursdellen reagiert hatten. Die Berliner Börse blieb zwar geöffnet, doch hatte sie ihre Funktion eingebüßt, weil der Handel infolge staatlicher Eingriffe fast vollständig zum Erliegen gekommen war. Zur Freude der NS
 -Führung und zum Nutzen der Kriegskasse waren die Freunde des Aktienhandels nun gezwungen, »mangels sonstigen Angebots in der Hauptsache Reichswerte«, genauer: Kriegsanleihen, zu kaufen.
[1]



Ähnlich verhielt es sich im Immobiliengeschäft. Unter der Überschrift »Unerfreuliche Verhältnisse auf dem Grundstücksmarkt« 
 registrierte der Sicherheitsdienst die »Flucht in die Sachwerte«. Im Jahr 1942 stand der wachsenden Nachfrage nach bebauten und unbebauten Grundstücken kein »nennenswertes Angebot« gegenüber. Um den Erwerb von Sachwerten möglichst zu unterbinden und stattdessen das flüssige Geld in Richtung Sparbuch zu kanalisieren, verhängte Finanzstaatssekretär Fritz Reinhardt im April 1942 eine Verkaufssperre für verstaatlichte Grundstücke aus dem Besitz von Juden.
[2]



Im Gegensatz zu Hitlerdeutschland (und auch dem faschistischen Italien) finanzierten Großbritannien und die Vereinigten Staaten den Krieg weitgehend mit langfristigen Kriegsanleihen. Das geschah mit volkstümlichen »robusten Propaganda-Methoden«, zum Beispiel mit den Wings-for-Victory-Weeks in Großbritannien, mit glänzend gestalteten Plakataktionen für die sieben großen Kriegsanleihen in den USA
 : »And now all together«. Sie sprachen jeden an, propagierten den Kampf für die Freiheit, forderten den materiellen Rückhalt für die eigenen Soldaten. Das berühmte War-Bond-Concert, das Arturo Toscanini (1867–1957), sein Schwiegersohn Vladimir Horowitz (1903–1989) und das NBC
 -Symphonie-Orchester am 25. April 1943 gaben, füllte die New Yorker Carnegie-Hall bis zum letzten Stehplatz und brachte binnen zwei Stunden elf Millionen Dollar ein. Man spielte Tschaikowskys Klavierkonzert Nr. 1 (b-Moll: düster, schmerzensreich).

Ende 1942 entfielen in Großbritannien von 4,6 Milliarden Britischen Pfund, die in den Anleihekampagnen bis dahin aufgebracht worden waren, stattliche 1,7 Milliarden auf kleine Sparer. Umgerechnet auf die Bevölkerungszahl hätten die deutschen Kleinverdiener bis dahin Reichskriegsanleihen im Wert von 23,5 Milliarden Reichsmark zeichnen und die NS
 -Regierung bis zu diesem Zeitpunkt langfristige Anleihen im Wert von insgesamt 60 Milliarden Reichsmark auf dem deutschen Effektenmarkt unterbringen müssen. Von einer solchen – materiell beglaubigten – Massenzustimmung konnte Hitler nicht einmal träumen.
[3]



Unvorstellbar, dass Wilhelm Furtwängler (1886–1954), Elly Ney (1882–1968) und die Berliner Philharmoniker im April 1943 
 Beethovens Klavierkonzert Nr. 5 (Es-Dur: majestätisch, zukunftsgewiss) aufgeführt hätten, um damit Reichskriegsanleihen für den Endsieg einzuwerben – für den Kauf von Nachtjägern, Sturmgewehren und Panzerhaubitzen. Zu einer solchen – materiell unterlegten – Volksabstimmung war Hitler zu keinem Zeitpunkt bereit.






5
 Kriegsangst und Kampfeswillen, ein Paradox



In den Monaten vor dem Beginn des Krieges herrschten in der deutschen Bevölkerung eindeutig Furcht und Unwille vor, wie William Shirer im September 1938 eindrucksvoll dokumentieren konnte. Damals, als die Regierung wegen der Sudetenfrage ständig mit Krieg drohte, erlebte der amerikanische Korrespondent eine für Hitler hochnotpeinliche Szene. Sie ereignete sich am 27. September 1938, einem gewöhnlichen Dienstag, drei Tage vor dem Münchner Abkommen bei Büroschluss in der Berliner Wilhelmstraße:

»Bei Einbruch der Dämmerung rollte heute eine motorisierte Division durch die Straßen der Stadt, ihr Ziel ist die tschechische Grenze. In Erwartung einer mächtigen Demonstration ging ich zur Ecke Unter den Linden, wo die Kolonne in die Wilhelmstraße einbog.« Shirer nahm an, die für die Außendarstellung der Regierung Zuständigen hätten den Zeitpunkt des demonstrativen Truppenspektakels gewählt, »um jene Hunderttausende von Berlinern zu erreichen, die nach Feierabend aus ihren Büros strömen«. Doch die »eilten schnurstracks« in die S-Bahn und weigerten sich, dem Spektakel zuzuschauen. Nur eine Handvoll Menschen »verharrte in völligem Schweigen, unfähig zu einer Freudenreaktion angesichts der Blüte der Jugend, die da in den ruhmreichen Krieg« ziehen sollte.

Shirer resümierte, »es war die bewegendste Demonstration gegen den Krieg, die ich jemals gesehen habe«. Anschließend konnte er Hitler selbst beobachten. Während Shirer noch kurz hinter dem 
 Brandenburger Tor stand, rief ein Polizist dem Häuflein derer, die den in endloser Kolonne vorbeifahrenden Soldaten stumm hinterdrein schauten, aufgeregt zu, »der Führer begrüßt die vorbeifahrende Truppe vom Balkon herab«. Anders als die meisten anderen folgte Shirer aus professionellen Gründen der Aufforderung umgehend: »Da oben (auf dem Balkon der Alten Reichskanzlei) stand Hitler, und an der Straße sowie auf dem großen Areal des Wilhelmplatzes hatten sich nicht einmal zweihundert Menschen versammelt. Hitler blickte erst grimmig, dann immer zorniger in die Runde und verließ bald darauf seinen Balkon, auf die Inspektion der Truppen verzichtend.« (Eigentlich war die Durchfahrt der 2. motorisierten Division am Abend des 27. September als »Propagandamarsch« geplant, um den »kämpferischen Elan des eher friedenswilligen deutschen Volks zu mobilisieren« und um britische sowie französische Diplomaten von Hitlers Kriegsentschlossenheit zu überzeugen.)

Ohne Zweifel ängstigte sich die Mehrheit der Deutschen 1938/39 vor einem weiteren Krieg, und nach dem Beginn des Krieges glaubte nur eine Minderheit an ein schnelles siegreiches Ende. Aber trotz aller so deutlich nachweisbaren Skepsis zogen zwischen dem 1. September 1939 und dem 8. Mai 1945 mehr als 18 Millionen Wehrmachtsoldaten in einen bald mörderisch geführten und seit Ende 1942 offensichtlich nicht mehr zu gewinnenden Krieg. Was trieb sie an? Warum brach die Front nicht von innen her zusammen? Warum konnte sich die Staatsführung so lange halten? Warum blieb die Heimatfront – anders als im Ersten Weltkrieg – stabil, und das bis in die letzten Tage vor der bedingungslosen Kapitulation? Warum musste der militärische Zusammenbruch des deutschen Raubmörderstaats unter unendlichen Opfern von vielen Millionen Soldaten der Anti-Hitler-Koalition herbeigekämpft werden?

Als deutsche Truppen am 27. September 1939 die Verteidiger der zuvor heftig bombardierten polnischen Hauptstadt Warschau zur Kapitulation zwangen, fand Hermann Voss das »ganz großartig«. Drei Sätze weiter seufzte er kleinlaut: »Wenn man nur wüsste, was aus dem 
 Westen wird!« Am 6. Oktober hielt Hitler eine Rede im Deutschen Reichstag. Propagiert wurde sie, wie Voss anmerkte, als »›Friedensrede‹ des Führers« – »aber niemand glaubt, dass sie den Frieden bringen wird«. Victor Klemperer empfand Hitlers lautstarkes Gerede als »durchaus pessimistisch nach außen und nach innen
 «. Kriegsangst, gemischt mit Skepsis, aber auch Trotz gegen die Siegermächte von 1918/19 und die Hoffnung auf einen baldigen günstigen Frieden, mit dem die Niederlage im Ersten Weltkrieg korrigiert werden würde, gehörten zwischen 1938 und 1941 zu den vorherrschenden Gefühlen. Welche Empfindungen gerade überwogen, hing von wechselnden Umständen ab. Wobei der wichtigste Faktor bleibt: Menschen gewöhnen sich auch an Kriegssituationen schnell, vor allem dann, wenn sich der Krieg dynamisch und unübersichtlich entwickelt.

Zwei Jahre später, nach den ersten äußerlich siegreichen Wochen im Krieg gegen die Sowjetunion, kam Howard Smith, der 1940/41 für die New York Times und den Radiosender CBS
 berichtete, auf die eigentümlichen Auf- und Abschwünge der deutschen Stimmungslagen zu sprechen. Er beschrieb sie als Zackenlinie, die sich signifikant von den eleganten und langgezogenen Schlangenlinien all jener Völker unterscheide, »die im Frieden leben«. Er beobachtete, wie die auf ein niedriges Niveau abgesunkene Grundstimmung »anfallartig plötzlich in die Höhe schnellt, um sofort wieder scharf nach unten abzuknicken«. Als Grund für die »krassen Konturen« vermutete Smith »die unverminderte Angst vor diesem Krieg«.
[1]



Die Führung kalkulierte das ein. Seit den ersten Kriegstagen arbeitete sie gezielt daran, die weitverbreiteten Wünsche nach einem Friedensschluss zu unterdrücken. Am 15. Oktober 1939 wies Goebbels die Presse an, »Friedensstimmen des Auslandes nicht zu vermerken«, weil das in der Bevölkerung »falsche Hoffnungen« wecke. Am 30. Oktober 1939 ordnete er an, ausländische Spekulationen über die weiteren militärischen Absichten Deutschlands »sollen in Zukunft nicht mehr dementiert werden, um die Nervosität und Spannung beziehungsweise die Gerüchtebildung selbst nach Möglichkeit 
 noch zu steigern«. Goebbels meinte die »Nervosität und Spannung« in der eigenen Bevölkerung. Sie musste in Atemlosigkeit, Hin- und Hergerissenheit gehalten werden, um als unstrukturierte Masse verfügbar zu bleiben. Am 11. Dezember 1939 unterband er Nachrichten über Versuche zur »friedlichen Beilegung des Krieges«, weil diese »die Kriegswilligkeit des deutschen Volkes herabmindern« könnten. Am 30. Dezember erging die Anordnung, »in Silvester-Artikeln keinesfalls Illusionsmacherei durchscheinen zu lassen, sondern auf die Größe der vor uns liegenden Aufgabe hinzuweisen«. Am 19. März 1940 verfügte Goebbels: »Das Wort ›Frieden‹ darf in der deutschen Presse überhaupt nicht erscheinen.« Begründung: »Wir kämpfen bis zur völligen Klarheit.«

»Hitler hatte«, wie der Historiker Norbert Frei schreibt, »Deutschland wieder groß gemacht, er hatte die Saar und das Rheinland ›befreit‹, Österreich, das Sudetenland ›heim ins Reich geholt‹, Böhmen und Mähren unter sein Protektorat gezwungen. Die ›Schmach von Versailles‹ war nahezu getilgt. Dafür verehrten, dafür liebten die Deutschen ihren Hitler.« Aber sie folgten ihm »nicht des Risikos wegen, sondern weil er die außenpolitischen Triumphe« der vorangegangenen sechs Jahre »ohne Blutvergießen erzielt hatte«.

Als Hitler 1939 mitten in der Kriegsvorbereitung seinen 50. Geburtstag mit Beflaggung, Aufmärschen und Glockengeläut inszenieren ließ, galt »der schier grenzenlose Jubel am 20. April 1939 dem ›General Unblutig‹« – nicht dem Kriegstreiber. Und natürlich bestach der Führer auch bei dieser Gelegenheit das ihm so ergebene und kriegsscheue Volk mit einem typischen, höchst materiellen Geschenk – mit einem bezahlten Feiertag zu seinen Ehren. Dazu hatte er drei Tage zuvor das Gesetz über einmalige Sonderfeiertage unterschrieben. Nach dem Motto »Einmal ist keinmal« bürgerte sich das bezahlte Feiern am 20. April ein und wurde erst für den 20. April 1945 ausdrücklich und wiederum per gesetzlicher Regelung abgeschafft.
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[image: Plakat des Films "Die große Liebe" von 1942, mit einem gemalten Porträt (Halbfigur) der Hauptdarstellerin Zarah Leander.]


Angesichts der Bombenangriffe und der vielen, nun auch deutschen Kriegstoten sang Zarah Leander 
[1]

 seit dem Sommer 1942 mit warmer, tiefer, tief beruhigender Stimme »Davon geht die Welt nicht unter« und »Ich weiß, es wird einmal ein Wunder geschehn«.














 VII

 Mit Brot und Spielen in den Krieg




Bei der Charakterisierung der Massenseele ist es ganz gleichgültig, aus wie vielen und aus welchen Elementen sich die Masse zusammensetzt – aber bei der psychologischen Masse ist stets Bedingung und Voraussetzung, dass alle Gedanken, Empfindungen, Gefühle, Handlungen nach einer
 Richtung gehen.


J.R. Rossbach, Nervenarzt in München, in seiner 1919 veröffentlichten Broschüre »Die Massenseele«




Was verstanden Hitler und Goebbels eigentlich unter dem schönen deutschen Wort »Volk«? Wer war das? Für die marxistischen Begriffe Proletariat und Bourgeoisie interessierten sie sich nicht. Auch vom formalen beruflichen Status (Landwirt, Arbeiter, Angestellter, Beamter, Selbständiger), den die amtliche Statistik ausweist, hielten sie wenig. Stattdessen zergliederte Hitler in »Mein Kampf« die Gesamtheit des Volkes in drei quantitativ und qualitativ bestimmte Gruppen, und zwar unter Gesichtspunkten, die er für politisch opportun hielt.

Ganz oben rangierten relativ wenige Superarier – solche wie er, der Führer. Sie galten ihm als »Extrem des besten Menschentums«. Spiegelbildlich, allerdings an Zahl deutlich größer, platzierte er ganz unten das »Extrem des schlechtesten Menschenauswurfs«. Dazu rechnete er »die Elemente der Gemeinheit und Niedertracht«, nämlich alle als irgendwie »asozial« oder »unbrauchbar« einzustufenden (arischen) Deutschen, sämtliche Juden, jedoch nur eine kleine Minderheit besonders militanter Aktivisten unter mehreren Millionen Kommunisten.


 Zwischen dem positiven und dem negativen Pol des »besten« und des »schlechtesten« Menschentums verortete er »als dritte Klasse die breite mittlere Schicht«. Ihr, der übergroßen Mehrheit, bescheinigte er Wankelmut, die »Passivität der Staatserhaltenden«, Opportunismus und innere Strukturlosigkeit. Für sie prägte er den soziologischen Begriff »Masse der Mitte« und verstand darunter einen riesigen Haufen politisch verfügbarer Menschen: »Im Fall des Dominierens der Besten wird die breite Masse diesen folgen, im Fall des Emporkommens der Schlechtesten wird sie ihnen mindestens keinen Widerstand entgegensetzen; denn kämpfen wird die Masse der Mitte niemals.«

In diesem Zusammenhang bescheinigte Hitler den mehr als zehn Millionen Anhängern der Sozialdemokratie ausdrücklich, mit ihnen habe »man nicht länger ein Extrem der Aktivität vor sich, sondern die breite Masse der Mitte, also die Trägheit«, eine »mittlere Schicht, in der sich weder strahlendes Heldentum noch gemeinste Verbrechergesinnung verkörpert«.

Der in »Mein Kampf« definierten Gruppe dürften entsprechend der politischen Soziologie Hitlers von 60 Millionen damaligen Deutschen deutlich mehr als 50 Millionen angehört haben. Sie gezielt zu beeinflussen und zu lenken, darauf kam es aus Sicht der NS
 -Führung an. Mit hoher Wahrscheinlichkeit hatte sich Hitler insoweit auch in der Broschüre des Psychiaters und aktiven Antisemiten Julius R. Rossbach über »Die Massenseele« lernend bedient. Rossbach hatte den Text unter dem Eindruck der Ende April 1919 niedergeschlagenen Münchner Räterepublik geschrieben. Dort heißt es:


Die Masse ist also ebenso leicht zur Heldentat fortzureißen, wie der Krieg auf beiden Seiten bewiesen hat, wie zu den größten Verbrechen, wie wir (sie) bei den Revolutionen (…) kennengelernt haben. (…) Die Menge, in der das Gefühl der Massenseele zur Oberhand gekommen ist, hat das Gefühl unwiderstehlicher
 Macht. Der Begriff des Unmöglichen, des Widerstands fehlt.




 All das ermögliche die Suggestibilität
 der Massen, wobei es stets darauf ankomme, von welcher Seite die jeweilige Masse angeführt würde. Deshalb riet Rossbach den Massen- und Völkerführern, sie müssten »immer maßlos übertreiben, in einem fort das Gleiche wiederholen, ohne Ermüdung, niemals einen Beweis bringen, sondern sich stets nur in wilden Reden überschwänglich und volkstümlich ergehen«. Werde all das beachtet, so könne ein von Rossbach so bezeichneter »Führer des Volkes«, als »Willensmensch« und »Mann der Tat« seine Ziele erreichen, sofern er seine Widersacher beizeiten ausschaltet. Dann nämlich beugt sich die Masse »einer starken Persönlichkeit, ohne nur zu fragen oder nachzudenken«.

Rossbach beendete seine Gebrauchsanweisung für die Behandlung der Volksseele mit dem Wunsch, dass »dem deutschen Volk nun ein Führer« erwachse – einer, der ihm »wieder einen Glauben schenkt«, nämlich den »an seine nationale Einheit unter dem Zeichen des Volksstaates, aber nicht unter orientalischer (d.h. jüdischer) Leitung weder politisch noch kapitalistisch«. Denn »das wäre schlimmer als Untergang, das wäre Sklaverei«.
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1
 Die Herrschaft über die »Masse der Mitte«



Im Mai 1942 erläuterte Hitler sein gesellschaftspolitisches Konzept im kleinen Kreis. Wie Goebbels zusammenfasste, bestehe ein Volk »immer aus drei Teilen, aus einem kleinen negativen Teil von kriminellen Elementen, aus einem kleinen positiven Teil von Idealisten und aus der breiten Masse, die ständig im Zweifel sei, ob sie nach links oder nach rechts abwandern solle«. Da der Krieg nun die Reihen der Idealisten bedenklich lichte, müsse die »Justiz rigoros vorgehen und hier für einen Ausgleich sorgen«. Es gehe nicht an, »dass draußen an der Front die besten Söhne des Volkes fallen und zu Hause die Verbrecher durch eine laxe Justiz sozusagen konserviert werden«.


 Goebbels hatte diese Leitlinie längst internalisiert und dazu im Oktober 1941 notiert: »Zwischen Opposition und Autorität steht bekanntlich immer eine breite labile Masse, die sich stets dahin wenden wird, wo die stärkere Kraft festzustellen ist. Ist diese aufseiten der Opposition, so wandert die Masse zur Opposition; ist sie aufseiten der Autorität, so wandert sie zur Autorität.« Im Gegensatz zu Hitler verzichtete der Rationalist Goebbels auf Begriffe wie »schlechtester Menschenauswurf« und »Extreme von bestem Menschentum«. Machtpolitisch rational arbeitete er mit dem Gegensatzpaar Opposition / Autorität. Denn im Kern ging es um nichts weiter als das Gewinnen und den Erhalt von Macht.

Wie er Hitlers Verhältnis zwischen Masse und Führung verstanden wissen wollte, hatte Goebbels dem deutschen Wahlvolk schon in den letzten Monaten der Weimarer Republik nahegebracht und dazu am 28. Juli 1932 eine Rede im Deutschlandsender genutzt. Sie wurde auf fast allen Kanälen und zur besten Sendezeit am Abend übertragen. Sein sehr allgemein gefasstes Thema »Der Nationalcharakter als Grundlage der Nationalkultur« füllte Goebbels mit allen möglichen Gedanken, darunter solchen zum Thema »Masse und Führertum«:


Das 20. Jahrhundert ist das Jahrhundert der Masse. Und nur eine Politik, die es versteht, Masse in Bewegung zu bringen und zu organisieren, ihr Gehalt und Gestalt zu geben, wird in diesem Jahrhundert auf die Dauer erfolgreich sein können. Das soll nicht besagen, dass die Politik sich den wandelbaren Wünschen der Masse unterzuordnen habe; sie muss sich im Gegenteil die Aufgabe stellen, die Masse zu formen und ihren geballten Millionenwillen dem großen, tatbewussten und Wege weisenden Willen des führenden politischen Kopfes dienstbar zu machen. Die Masse ist an sich Rohstoff. Sie zu gestalten und aus ihr jene Kräfte herauszuholen, die Systeme stürzen und neue Welten aufbauen, wird die erste und vornehmste Aufgabe jeder staatsmännischen Begabung sein.




 Mit etwas anderen Worten verkündete Hitler seine politisch-soziologische Dreiklassentheorie am 10. Dezember 1940 in seiner Rede vor den Berliner Arbeitern der Rüstungsfabrik Rheinmetall-Borsig. Sein proletarisches Publikum und seine nach Millionen zählenden Zuhörer an den Volks- und Gemeinschaftsempfängern insgesamt erklärte er zur amorphen Masse, die Männer wie er zu formen hätten:

»Das Volk hat an sich, primär, noch gar keine Überzeugung«, erläuterte der Führer seinen Geführten, »sondern die Überzeugung wird selbstverständlich – wie übrigens überall – gebildet
 . Und das Entscheidende ist nun: Wer klärt ein Volk auf? Wer bildet ein Volk?« In den Demokratien besorgten das, so Hitler, die gegen die Völker gerichteten, jüdisch unterstützten Kapitalisten. Dagegen sei das von ihm im Auftrag des Volkes geführte Deutschland ein Staat des Fortschritts, »in dem die Geburt gar nichts ist und Leistung und Können alles«. (Hitler hielt diese Rede, kurz nachdem er – gegen den Willen seines Volkes – den Krieg gegen die Sowjetunion beschlossen hatte.)

Wenig überrascht, dennoch deprimiert, kommentierte die Stuttgarterin Anna Haag (1888–1982) diesen Passus: »Die Gegenwart und jüngste Vergangenheit gibt diesem überheblichen, beleidigenden Urteil über das ›Volk‹, soweit es Deutschland betrifft, nur allzu recht.« Haag verbuchte diese und andere Reden Hitlers unter dem Rubrum »Gehirn- und Gefühlsknebelung der Massen« und sah sich deshalb motiviert, ein Tagebuch zu führen. Als Sozialdemokratin und Pazifistin blieben ihr die nazifreudigen Nachbarn und Lehrerkollegen ihres Ehemannes zwar fremd, aber sie sprach mit allen. Kopfschüttelnd nahm sie wahr, wie die Mehrheit der Stuttgarter und Stuttgarterinnen ihrem Führer »zujauchzte«, las die Zeitungen genau, erlauschte Verräterisches aus Goebbels- und Hitler-Reden oder in der Straßenbahn, las, was zwischen den Zeilen in der Zeitung stand, und hörte britische Sender – ihre »geistige Tankstelle«.

Wie Hitler in »Mein Kampf« voraussetzte, träten Millionen von Deutschen als ordnungsliebende Mehrheit nicht in Erscheinung, solange sich die beiden linken und rechten Extreme – wie zwischen 1918 
 und 1923 – »im gegenseitigen Ringen binden«. Gewänne jedoch eine Seite die Oberhand, so werde sich die Masse »stets dem Sieger willfährig unterordnen«. Daraus folgte für das Gelingen der nationalsozialistischen Revolution eine simple Doppelstrategie: »Die geschlossene Zusammenarbeit brutaler Macht mit genialem politischen Wollen.« Als Vorbilder verwies Hitler auf das seit 1922 faschistisch regierte Italien, auf die Französische Revolution von 1789 und auf die bolschewistische Oktoberrevolution von 1917.
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Diesem Schema folgend, stellten Hitler, seine engsten Vertrauten und deren Sturmbataillone 1933 ihre politisch wortmächtigen Gegner mittels gesetzlicher Verbote kalt. Wo das nicht genügte, griffen sie zu exemplarischer Gewalt. Um die »Masse der Mitte« gefügig zu machen, streuten sie dosierte Wohltaten, erzeugten Gefühle nationaler Einigkeit, der Erhebung, des Stolzes und politischer Effizienz. Die ungezählten Zwistigkeiten zwischen Parteien, Medien und fragmentierten gesellschaftlichen Gruppen hatten in den letzten Jahren der Republik den Boden für die Parole »Einigkeit macht stark« förmlich gedüngt. Diese Vorgeschichte erleichterte die Gleichschaltung staatlicher Institutionen und privater Medien erheblich, ebenso die Auflösung konkurrierender politischer Parteien, der freien Gewerkschaften und nichtstaatlicher Jugendorganisationen. Dem folgten die Verbote der als gefährlich oder eigensinnig und diskussionsfreudig eingestuften Vereinigungen der Freimaurer, Rotarier und Pfadfinder, von akademischen Gesprächskreisen, bürgerlich-literarischen Gesellschaften und das fortgesetzte Einengen kirchlich-religiöser Freiräume. Als Ersatz etablierte die Staatspartei mit ihren vielfältigen Massenorganisationen und Aktivitäten – etwa dem Winterhilfswerk des deutschen Volkes – eine Praxis des volkssolidarischen Egalitarismus, verbunden mit tausendfach variierter Kritik am Individualismus sowie am wirtschaftlichen, politischen und geistigen Liberalismus.

Stattdessen schuf die NS
 -Führung neue Formen des organisierten, staatlich-parteilich betreuten Pluralismus. Ärzte wurden eher Mitglieder der Reiter-SS
 als eines SA
 -Sturms; Freunde (im Krieg auch 
 Freundinnen) des damals neuen und für die allermeisten Deutschen privat noch unerschwinglichen Motorsports durften sich im Nationalsozialistischen Kraftfahrkorps (NSKK
 ) austoben, das bis 1941 mehr als eine halbe Million Mitglieder rekrutierte. Die NS
 -Frauenschaft kümmerte sich um junge Mütter, später um Socken, Leibbinden und warme Unterhosen für die Soldaten an der Ostfront; die NS
 -Volkswohlfahrt löste die Arbeiterwohlfahrt ab. Die Hitlerjugend bot für die einen Hausmusikkreise, für die anderen die Flieger-HJ
 , zudem Wanderungen, Ferienlager, Gruppenabende, die von der Jugendbewegung eingeführt und populär gemacht worden waren. All das ermöglichte Distanz zu den im wörtlichen wie übertragenen Sinn als eng empfundenen Elternhäusern.

Die Uniformen verwischten die Unterschiede zwischen Arm und Reich, auch das ein staatlich aufgesogenes Erbe der Pfadfinder und Wandervögel. Als Stammesführer »überführte« mein Vater Mitte Juni 1933 die Freiburger Sektion des Bundes Deutscher Pfadfinder samt Schwarzwaldhütte in die Hitlerjugend; meine deutlich jüngere Mutter (1923–2008) sang begeistert in der Rundfunkspielschar des Bunds Deutscher Mädel (BDM
 ), verbunden mit regelmäßigen Auftritten im Reichssender München.

Johanna Ruf (1929–2023), die Tochter eines Hilfsarbeiters, schwärmte davon, wie sehr der weibliche Zweig der Hitlerjugend, der Bund Deutscher Mädel, ihrem Selbstwertgefühl aufgeholfen habe. Sie sprach von ihrem lieblosen Vater, der nie etwas getan habe, um aus seinem Analphabetentum herauszukommen. Ein grober Heizer sei er gewesen, mit schlechten Manieren: »Er hat mich mit 13 Jahren zum Arbeiten und Geldanschaffen in die Fabrik geschickt. Aber die haben mich nicht genommen; ich war zu klein und dünn.« Dagegen verehrte sie bis zum Tod ihre BDM
 -Führerin Regine: »Sie hat sich rührend um uns gekümmert.«

Im Unterschied zu den hartherzigen Verhältnissen ihrer Familie erlebte Johanna die Heimatabende und Fahrten, die sportlichen Wettkämpfe und Ferienlager, die Lieder und Spiele, die 
 Führerinnendienste und Hilfseinsätze als die mit Abstand positivsten und prägendsten Ereignisse ihrer Jugend. Frisch, als sei es gestern gewesen, erzählte sie von »Schönem und Schwerem« und von dem ihr Wichtigsten – von »der großen Kameradschaft, unserer Kameradschaft« und »unseren Liedern«: »Wer es nicht erlebt hat, wird es nicht verstehen, welche Kraft von einem gemeinsam gesungenen Lied ausgehen kann.« Nicht ohne Grund fühlten sich Jugendliche in der Hitlerjugend und dem dazugehörenden Bund Deutscher Mädel geborgen, für Stunden, ganze Wochenenden, Ferienwochen und bei gemeinsamen, sozial ausgerichteten Arbeitseinsätzen befreit von häuslichen Zwängen. Befreit auch von Eltern, die der Erste Weltkrieg, die eigene Stockerziehung und die Notjahre gegenüber den eigenen Kindern ungeduldig, wenn nicht gefühlsroh hatten werden lassen.

Mein 1919 gerade sechsjähriger Vater erinnerte sich häufig, wie »fürchterlich« es gewesen sei, als sein Vater, Wolfgang Aly (1881–1962), nach vier Jahren Krieg nach Hause gekommen war. Dieser hatte als Artillerieoffizier und Batteriechef an den Brennpunkten der Frankreichfront gedient, kaisertreu und entschlossen. Als er geschlagen und nervlich vollständig zerrüttet zurückkehrte, befand er als Erstes, die mütterliche und großmütterliche Erziehung seiner vier Söhne habe während der vorangegangenen Jahre zu ganz und gar unpreußischer »Verweichlichung« geführt. Das hatte sich zu ändern.

Die in Deutschland tätigen Informanten der Sozialdemokratie analysierten unumwunden, was von kommunistischer Seite – gewisser Ähnlichkeiten wegen – nicht gesehen werden konnte. So heißt es in den Deutschlandberichten der SPD
 vom November 1938, die Herrschaft der NS
 -Diktatur beruhe »einerseits auf der Atomisierung und Vermassung des Volkes, andererseits auf der Organisierung der Bevölkerung in staatlichen Zwangsorganisationen«, wie etwa dem Reichsnährstand für die Bauern, dem Reichsluftschutzbund, der NS
 -Volkswohlfahrt und vor allem der Arbeitsfront. Ziel sei es, die Menschen zu »erfassen«, zu »betreuen« und »einzugliedern«.
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 Mit dem Mix aus Verboten bestehender gesellschaftlicher Vereinigungen und den Angeboten von neu geschaffenen, durchaus differenzierten Massenorganisationen köderte die NSDAP
 die »Masse der Mitte«. Was aber sollte mit den als arisch eingestuften Deutschen geschehen, die aus der Sicht Hitlers nicht zu dieser gesellschaftlichen Masse der Mitte gehörten? Auch dafür entwickelte die Regierung ein Regelwerk, nämlich die am 18. Juli 1940 veröffentlichten Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesundheit. Erarbeitet hatte sie die Abteilung Gesundheitswesen und Volkspflege des Reichsinnenministeriums. Diese war seit 1934 auch für die Zwangssterilisationen und seit Ende 1939 für die Massenmorde an Patienten aus den psychiatrischen Anstalten mitverantwortlich und beschäftigte sich im Übrigen mit vorbeugender Gesundheitspflege. 1939 führte sie zum Beispiel die Vitamin-D-Prophylaxe für Kinder ein, um das Elend der damals noch weitverbreiteten Rachitis zu beenden.

Im Frühjahr 1938 hatten die »Volkspfleger« des Innenministeriums die mittlerweile stark ausgebauten staatlichen Gesundheitsämter angewiesen, sämtliche als erbhygienisch relevant erachteten Daten in Sippenakten dauerhaft zu speichern, und zwar für jeden Familienkreis (einschließlich Großeltern, Tanten, Onkel, Cousins und Cousinen). Konkret ging es darum, Trinker, Kriminelle, psychisch Kranke, körperlich und geistig Behinderte, Landstreicher, Prostituierte, Arbeitsscheue, Homosexuelle, Selbstmörder, Gelegenheitsarbeiter usw. über drei Generationen zu registrieren und in vorgefertigte Sippenbögen einzutragen. Die so gesammelten Daten sollten es ermöglichen, einzelne Menschen oder ganze Familien (Sippen) als minderwertig oder asozial aus dem deutschen Volkskörper zu entfernen, sei es mit Hilfe von Sterilisierung, isolierter Zwangsarbeit oder Mord.

Die Richtlinien von 1940 markieren den Übergang vom Datensammeln hin zur selektierenden Praxis im eigenen Volk. Gemäß dem darin entwickelten Schema bildeten die »asozialen Personen« die unterste Kategorie. Die so eingestuften Deutschen und deren Kinder – von Familien war nicht die Rede – sollten »von allen in Frage kommenden 
 Maßnahmen und dem Bezug jeder Zuwendung« ausgeschlossen werden. Zur selben Zeit arbeiteten der später berühmt gewordene Medizinstatistiker Siegfried Koller (1908–1998) und der Rassenhygieniker Heinrich Wilhelm Kranz (1897–1945) an der »wissenschaftlichen und praktischen Lösung des sogenannten ›Asozialenproblems‹«. Sie bezeichneten die fraglichen Menschen als Gemeinschaftsfremde und definierten sie als »die biologisch unheilvollste und für den Volkskörper gefährlichste Gruppe«. Beide Wissenschaftler verstanden sich weniger als Erbhygieniker denn als Soziologen, folglich bevorzugten sie statt medizinischer am sozialen Verhalten orientierte Kriterien, mit deren Hilfe sich »soziales Dauerversagen« feststellen lasse. Zur Gruppe solcher »Dauerversager« zählten sie: Landesverräter, Straffällige, sexuell Hemmungslose, Süchtige, Trinker, Prostituierte (insbesondere »heimliche Prostituierte«) und »als zahlenmäßig größte Gruppe (…) die Arbeitsscheuen und gewohnheitsmäßigen Schmarotzer«. Wie Kranz und Koller 1941 forderten, sei es »berechtigt und notwendig«, für die so definierten rund 1,6 Millionen Deutschen – das waren 2,5 Prozent aller (arischen) Deutschen – »im Rahmen der rassenhygienischen Maßnahmen auch eine Sonderbehandlung« anzustreben.

Die nächsthöhere Gruppe der »noch Tragbaren« wurde »nicht als Gewinn für die Volksgemeinschaft angesehen«. Doch werde sie, wie die Autoren der Richtlinien befanden, »voraussichtlich keine ernstliche Belastung darstellen«, obwohl sie »hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit deutlich unter der Norm« lägen. Bislang empfangene Unterstützungen sollten nicht entzogen, weitere jedoch nicht gewährt werden. »Maßnahmen zur Verbesserung des Gesundheitszustandes« (insbesondere Tuberkulosekuren) sollten nur in Einzelfällen bewilligt werden. Anders als bei den »asozialen Personen« ließ das Innenministerium im Fall der »noch Tragbaren« für Eheleute mit Kindern die Bezeichnung Familie zu. Während für die Gruppe der »noch Tragbaren« die fallweise Zwangssterilisierung vorgesehen wurde, fehlte ein solcher Hinweis für die »Asozialen«. Das spricht dafür, dass die Verfasser der Erbbiologischen Richtlinien für »asoziale Personen« 
 die Möglichkeit des Tötens zwar nicht ausdrücklich nannten, sie aber stillschweigend als Möglichkeit einkalkulierten.

Infolge des Krieges wurde das Programm zur Ermordung »asozialer« Deutscher nur in sehr beschränktem Umfang verwirklicht. Dennoch lassen sich zahlreiche vorbereitende Aktivitäten nachweisen. Der spätestens 1943 eingeführte Vordruck zur Meldung psychisch, geistig, körperlich und sozial unerwünschter »Deutschblütiger« enthält neben den mit Ja oder Nein zu beantwortenden Fragen »idiotisch« und »körperlich hilflos« auch die Fragen (familiäre) »Belastung?«, »asozial?« und »gemeinschaftsfeindlich?«. Anhand dieses Vordrucks wurde in einem bürokratisierten Begutachtungsverfahren über Leben und Tod entschieden.

Eine im kommunalen Arbeitshaus Berlin-Rummelsburg durchgeführte Probebegutachtung dort einsitzender Männer und Frauen offenbarte die Tendenz zur Ermordung (»Ausmerze«) sogenannter Asozialer unzweideutig. Sie fand am 12. oder 13. Januar 1942 statt. Im Kaiserreich hatte man die Arbeitshäusler noch geradezu human als Korrigenden bezeichnet, jetzt aber ging es um Leben und Tod. Anhand eines eigens entwickelten Meldebogens für Gemeinschaftsfremde sollten die Gutachter für jeden einzelnen Insassen der Rummelsburger Anstalt die Frage beantworten, ob er aufgrund seiner Arbeitsleistung und seines Erscheinungsbildes als (zumindest vorläufig) lebenswürdig oder schon als lebensunwürdig eingestuft werden sollte. Am Ende sollten die Abweichungen in den Urteilen der Gutachter analysiert werden.

An der Untersuchung nahmen die folgenden Gutachter und Supervisoren teil: Dr. Herbert Linden (1899–1945, Arzt, Ministerialdirigent in der Medizinalabteilung des Reichsinnenministeriums, verantwortlich für Zwangssterilisierungen, Euthanasiemorde und für die Erbbiologischen Richtlinien), Dr. Hans Hefelmann (1906–1986, Agrarwissenschaftler, Beamter in der Kanzlei des Führers, dort mitzuständig für die Euthanasiemorde), Professor Heinrich Wilhelm Kranz, Karl Metzger (1894–1959, Professor für nationalsozialistische Rassenpflege 
 und Bevölkerungspolitik an der Technischen Universität Dresden), Frau Knorr
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 , Dr. Hermann Vellguth (1906–1966, Leitender Medizinalrat in Wien), Dr. Erwin Jekelius (1905–1962, ehemals Leiter einer Trinkerheilstätte), Professor Robert Ritter (1901–1951, Kriminalbiologe im Reichskriminalpolizeiamt, sogenannter Zigeunerforscher) und Professor Hans Heinze (1895–1983, Psychiater, Erbhygieniker, Gutachter im Rahmen der Euthanasiemorde).

Die Kommission vereinigte Psychiater, die sich jahrelang mit »dem abartigen Charakter« beschäftigt hatten (Heinze, Jekelius, Vellguth), mit führenden Repräsentanten der Kriminalbiologie (Kranz, Metzger, Ritter und Knorr) und Organisatoren des Massenmords an psychisch Kranken und körperlich und geistig Behinderten (Hefelmann, Linden). Für die Zentrale der Aktion T4 waren deren Medizinischer Leiter, der Psychiater Paul Nitsche (1876–1948) sowie Gerhard Wischer (1903–1950) und Robert Müller (1886–1945) eingeladen worden, letztere Direktoren psychiatrischer Anstalten, die sich sehr konstruktiv und vorantreibend an den Euthanasiemorden beteiligten.

Insgesamt beurteilten die Gutachter 1424 Insassen des Arbeitshauses. Im Fall von 314 der dort eingesperrten Männer und Frauen gelangten sie einhellig zu dem Ergebnis »lebensunwert«; in 765 weiteren Fällen plädierte mindestens einer der beteiligten Experten auf Tod; 314 der Begutachteten galten allen Mitgliedern der Kommission als zumindest vorläufig »lebenswert«. Soweit mir bekannt, wurden die bei der Probeuntersuchung in Rummelsburg als eindeutig todeswürdig eingestuften Menschen nicht in eine systematische Mordaktion einbezogen.
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Die Erbbiologischen Richtlinien von 1940 bezweckten, die Anzahl der »noch Tragbaren« (Gruppe 2) möglichst kleinzuhalten, einerseits mittels Eheverboten, Arbeitslagern oder Zwangssterilisierung, 
 andererseits mittels geringfügiger Anreize zum sozialen Aufstieg. Auf Dauer sollte mit der aktiv eingreifenden Gestaltung des sozialen Gefüges – damals Volkskörper genannt – vor allem die sehr große Gruppe 3 gefördert werden. Die Autoren der Erbbiologischen Richtlinien sprachen von der »Durchschnittsbevölkerung«, Hitler bezeichnete diese als »Masse der Mitte«.

Über dieser Gruppe 3 thronte die kleine Gruppe 4 »erbbiologisch besonders hochwertiger« Personen. Für diesen privilegierten Status musste sich die Mehrzahl der Familienangehörigen nicht durch germanisches Äußeres auszeichnen, sondern, wie es in den Richtlinien heißt, durch »berufliche Leistung und sozialen Aufstieg«. Gemeint war die junge, bewegliche, einsatzbereite und der Moral von Menschenzucht und -vernichtung verpflichtete Elite des »Neuen Deutschland«. Bald nach dem Sturz Mussolinis im Sommer 1943 konkretisierte Goebbels, wen er zu den »besonders Hochwertigen« zählte, an denen es in Italien gefehlt habe: eine »aus den breiten Massen« herausgefilterte Minderheit, die sich mit der Führung »auf Gedeih und Verderb verschwor«. Diese Definition hebt nicht auf einen rassenbiologisch als besonders edel geltenden nordischen Typus ab, sondern allein auf die herrschaftstechnische Nützlichkeit eines Menschen.
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Fußnoten
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Vermutlich handelt es sich um die Witwe Ursula Knorr (geb. Schmidt) des Asozialenforschers und vormaligen Gauamtsleiters des Rassenpolitischen Amts Sachsen, Dr. Wolfgang Knorr (1911–1940).














2
 Das kann doch einen Landser nicht erschüttern



Neben punktueller Gewalt, sozialem Appeasement, bösartiger Lügenpropaganda, Urlaub und Massenevents gehörten Filmkomödien und eine schwungvolle Schlagerproduktion zu den Mitteln, mit denen sich die deutsche Bevölkerung einlullen und zum Mitmachen bewegen ließ. Zu Kriegsbeginn 1939 sang, summte und brummte der Mehrheitsdeutsche »Das kann doch einen Seemann nicht erschüttern«, ein Lied, dessen Refrain für die nächsten Jahrzehnte zum geflügelten Wort wurde: »Das kann doch einen Seemann nicht 
 erschüttern. / Keine Angst, keine Angst, Rosmarie! / Wir lassen uns das Leben nicht verbittern, / Keine Angst, keine Angst, Rosmarie! / Und wenn die ganze Erde bebt / Und die Welt sich aus den Angeln hebt: / Das kann doch einen Seemann nicht erschüttern, / Keine Angst, keine Angst, Rosmarie!«

Der ungemein erfolgreiche Hit mit dem Seemann, einem ungebärdigen Alltagsschlawiner, der auch lebensbedrohlichen Fährnissen gut gelaunt trotzt, stammt aus der Filmkomödie »Paradies für Junggesellen« mit Heinz Rühmann. Die Premiere fand am 1. August 1939 statt – unmittelbar vor Kriegsbeginn. Die erste Strophe des Seemann-Songs geht so: »Es weht der Wind mit Stärke zehn, / Das Schiff schwankt hin und her. / Am Himmel ist kein Stern zu seh’n, / Es tobt das wilde Meer! / O, seht ihn an, o, seht ihn an: / Dort zeigt sich der Klabautermann! / Doch wenn der letzte Mast auch bricht, / Wir fürchten uns nicht!« Plötzlich spült eine Welle unseren Seemann von Bord, jedoch für den »war das ein Sport«. Hier vom Taifun und dort vom »bösen Hai« bedroht, »doch mit der Faust schlug ich ihn tot«. Es kommt, wie es kommen sollte – das Happy End: »Dann schwamm dem Schiff ich hinterdrein / Und holte es ein«. All das ereignete sich fern der Heimat »dort unten bei Kap Horn«. Zwei Jahre später wird daraus »Ja, das kann doch einen Landser nicht erschüttern …« dort hinten, fern der Heimat, kurz vor Leningrad – »… und ich gab mich nicht verlorn«.

 

In der Spätzeit der Weimarer Republik hatte sich der Schriftsteller und Zeitdiagnostiker Kurt Tucholsky (1890–1935) leidenschaftlich gegen das Aussperren der politischen Extreme aus dem neuen Medium Rundfunk gewandt. Eindringlich hatte er 1929 im Streit mit den staatlich gelenkten Aufsichtsgremien gefordert: »Selbstverständlich hat auch der schärfste Hitler-Mann das Recht, seine Bücher, seine Helden, seine Gedenktage und seine Ideale im Rundfunk zu propagieren – solange er damit keine strafbare Handlung begeht.« Dasselbe gelte für Kommunisten, für steuerfeindliche Bauern, Großindustrielle, Arbeiter und Frauen, die sich nicht – oder eben doch – dem 
 Gebärzwang unterwerfen wollten. »Nur eines geht nicht«, so Tucholsky, »dass eine Partei auf Kosten der anderen bevorzugt wird. Fort mit der Zensur!« 1926 hatte er die moderne Talkshow vorgeschlagen, den kontroversen öffentlichen Disput, und rhetorisch gefragt: »Warum nicht einen Pazifisten und einen Militaristen in öffentlicher Diskussion? Warum immer nur einen? Warum nicht beide?« Schuld daran seien die übervorsichtigen Republikaner, die aus Angst »im Mustopf« säßen – einem Zurückweichen vor dem »Spießer«, der »überschäumt, wenn ihm da etwas ins Haus gesprochen wird, mit dem er nicht einverstanden ist«.

Die von Tucholsky angesprochenen und von ihm wenig geschätzten »intoleranten Hörer«, die ständig empörte Hörerbriefe schreiben würden, hatten sich 1930 organisiert, und zwar im rechtsnationalistisch ausgerichteten Reichsverband deutscher Rundfunkteilnehmer. Heute würde man von einer zivilgesellschaftlichen Vereinigung sprechen, und für ebendiese interessierte sich die NSDAP
 . Der Unterwanderung stand wenig im Weg, und am 10. Oktober 1932 kürte der Verband Dr. Joseph Goebbels einstimmig zum Vorsitzenden. In seinem Statement zur Übernahme des neuen Amts erhob der Neugewählte den Reichsverband zur »100000-Mann-Armee«, in der sich »jeder einzelne Funkwart und Stabswalter, jeder Volksgenosse und jede Volksgenossin, opferwillig und kampfesfreudig für den Sieg der Bewegung einsetzen« werde. Im Gegensatz zu Tucholsky verachtete Goebbels »den Spießer« nicht. Ohne ihn zu lieben, trachtete er danach, dass das politisch umkämpfte Zukunftsmedium Rundfunk »unsere Volksgenossen von früh bis spät (…) begleitet und führt«, sie »ganz und gar durchdringen und erfassen« werde. Ein Vierteljahr vor der Machtübernahme verherrlichte Goebbels den Rundfunk als »revolutionäre Waffe«, mit deren machtvoller Hilfe er »die Bahn für nationalsozialistisches Wollen« freikämpfen werde.

Zweifellos zählte die für damalige Verhältnisse hochentwickelte deutsche Unterhaltungsindustrie zu einem der wichtigsten Instrumente, mit denen der immer wieder schwankenden Volkslaune 
 während der Hitlerjahre erfolgreich aufgeholfen werden konnte. Die Richtung gab der mittlerweile zum Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda ernannte Goebbels am 25. April 1933 vor. An diesem Tag brachte er den versammelten Intendanten und Direktoren der deutschen Rundfunkgesellschaften sein »Erstes Gesetz« über die künftige Arbeit der Massenmedien nahe: »Nur nicht langweilig werden«, das sei das Wichtigste. »Glauben Sie nicht, dass Sie nun die Aufgabe haben, Gesinnung zu machen, in Patriotismus zu tun, Märsche herunterschmettern zu lassen und nationale Gedichte vortragen zu lassen – nein, das ist nicht der Sinn dieser Umstellung.« Die jetzt beginnende neue Zeit müsse »eine nationalistische Kunst und Kultur« entwickeln, die »dem modernen Tempo« entspreche; »die neue Gesinnung« sei »modern und aktuell und interessant und ansprechend« unter die Leute zu bringen.

Das war eine Einladung an die besten Rundfunktechniker, Programmmacher, Regisseure und Akustiker aus der Pionierzeit des Rundfunks, an die Redakteure, Feuilletonisten und Reporter. Sie alle sollten – abgesehen von Juden und trotz aller Angebote weiterhin unverbesserlichen NS
 -Gegnern – mit Freude, Engagement und professionellem Ehrgeiz weitermachen und auf den veränderten politischen Rahmen keine selbstquälerischen Gedanken verschwenden. Die jungen Leute, die in den Weimarer Jahren die Medien Rundfunk, Film und illustrierte Zeitungen mit Begeisterung entwickelt hatten, konnten aufsteigen und besser verdienen – als entpolitisierte Künstler und Könner. Dazu hatte Goebbels bereits Anfang November 1932 erklärt: »Die Millionen deutschen Rundfunkhörer, die deutschen Künstler und Sprecher hinter dem Mikrophon, die Arbeiter, Ingenieure und Techniker in den Sendehäusern wollen wir zu einer geschlossenen Willenskraft zusammenfassen.« Auch in den Medien Rundfunk und Film folgte die nationalsozialistische Machtergreifung überwiegend dem Prinzip »Inklusion statt Exklusion«.

Wie perfekt die freundliche Übernahme des Rundfunks klappte, erlebte Hermann Stresau, kurz nachdem er als Bibliothekar entlassen 
 worden war, am 10. November 1933. In der Mittagszeit dieses Freitags übertrug der Reichsrundfunk die Rede, die Hitler vor Arbeitern des Dynamowerks in Berlin-Siemensstadt hielt. Die Arbeiter und auch Millionen Radiohörer mussten während solcher als regelrechte Andachtsstunden zelebrierten Reden nicht arbeiten. Die Übertragung begann »mit Maschinenrattern, Lokomotivengeschnauf, Lärm von Ketten und Hämmern«. Dann sprach Goebbels »mit klarer fester Stimme« den Introitus, bis nach einer kleinen Weile Adolf Hitler, der Führer, herannahte. Für das riesenhafte Radiopublikum im ganzen Reich erklangen zunächst »von fern vernehmbare« Heilrufe, dann aber »sich gewaltig steigernd, zuletzt ausbrechend in einen rhythmisch taktmäßig die Schritte des Führers skandierenden, frenetisch hallenden Chor: Heil – Heil – Heil!« Natürlich handelte es sich um eine Inszenierung. Aber »an der dramatischen Wucht« änderte das so wenig wie im Fall einer »gut geleiteten Theateraufführung«.

Recht bald verließ Stresau das kleine Café in der Spandauer Altstadt, wo er bis dahin zugehört hatte, weil er Hitlers »erschreckendes Gemisch von Wut, Flehen, Triumph, Beschwörung und Besessenheit« nicht länger ertrug. Die Straßen waren so gut wie leer. Einzelne Gruppen standen »eng zusammengedrängt« vor Lautsprechern, auf den Gesichtern »eher dumpfer Ernst«: »Durch diese Stimme allein kann ein ganzes Volk zum Paroxysmus getrieben werden«, anfallartige Bewusstseinsverluste erleiden, und »in dieser Luft keimen die Miasmen des Krieges«, schwante Stresau zehn Monate nach der Machtübernahme Hitlers.

Im Krieg verfeinerten die von Goebbels an langen Zügeln geführten Kreativen der schönen neuen Medienwelt ihre Methoden. Für angebliche oder tatsächliche Siegesmeldungen, genannt Sondermeldungen, ließen die Propagandisten die laufenden Radiosendungen unterbrechen. Es folgte eine bedeutungsschwere Pause, dann erklang zum Beispiel die Russlandfanfare in einer vereinfachten, militärisch aufgedonnerten Version, übernommen aus Les Préludes von Franz Liszt: siegesfreudige Trompetenklänge, Trommelwirbel, in die sich – 
 langsam aufsteigend – die Melodie des vaterländischen Trutzgesangs »Die Wacht am Rhein« hineindrängte. Wie der US
 -amerikanische Korrespondent Howard K. Smith schilderte, wiederholte sich das Ganze dreimal, abermals gefolgt von einer die Spannung steigernden Pause, bis es endlich so weit war und der Sprecher »mit der Stimme eines Apostels bedeutungsschwanger« verkündete: »Aus dem Führerhauptquartier, soundsovielter September 1941. Das Oberkommando der deutschen Wehrmacht gibt bekannt …«
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Als das Volk ein Jahr später auf den totalen Krieg eingeschworen werden musste, folgte 1942 der weit über das Kriegsende hinaus populäre, von Zarah Leander (1907–1981) schmiegsam gesungene Schlager »Davon geht die Welt nicht unter« – »Sieht man sie manchmal auch grau. / Einmal wird sie wieder bunter / Einmal wird sie wieder himmelblau«. Solche lässig intonierten Merksätze schmückten den Film »Die große Liebe« (eine Frau, zwei Männer). Die Premiere zelebrierte man am 12. Juni 1942 in Berlin. Zu diesem Zeitpunkt stieß Erwin Rommel (1891–1944) in Nordafrika fast – eben nur fast – bis zum Suezkanal vor; sich zu Tode siegend erstürmten Hitlers Gebirgsjäger wenig später den höchsten Gipfel des Kaukasus. Nach der internen Erstvorführung urteilte Goebbels: künstlerisch nicht anspruchsvoll, jedoch »ein sehr starker Publikumsreißer«. Gemeinsam mit Göring machte er sich über die Herren vom Oberkommando der Wehrmacht (OKW
 ) lustig, die mit moralischer »Zimperlichkeit« daherkamen. Den Stein des Anstoßes bildete eine Szene, in der ein deutscher Fliegerleutnant mit einer berühmten Sängerin eine angenehme Nacht verbringt. Das OKW
 : »Ein Fliegerleutnant handelt nicht so.« Göring und Goebbels im Chor: Wer »eine solche Gelegenheit« nicht nutzt, ist »kein Fliegerleutnant«!

Rund 27 Millionen Zuschauer strömten in diesen Film, der vage und wohlgemut in der Kulisse einer dezent geschönten Gegenwart spielte: mit Luftschutzbunkern, verwundeten Soldaten, knappen Lebensmitteln usw. An einigen Stellen wurden wohlbekannte aktuelle Szenen aus den Wochenschauen in den ansonsten fiktionalen 
 Ablauf hineingeschnitten. Ein Beispiel ist die Szene am Brandenburger Tor, als der reale Führer dort am 22. Juni 1941 aus einem der vielen öffentlich postierten Lautsprecher in aller Verlogenheit erklärte, warum Deutschland die Sowjetunion überfallen und zerschlagen müsse: »(Weil) Moskau die Abmachung unseres Freundschaftspaktes nicht nur gebrochen, sondern in erbärmlicher Weise verraten (hat). Ich habe mich deshalb entschlossen, das Schicksal und die Zukunft des Deutschen Reiches und unseres Volkes wieder in die Hand unserer Soldaten zu legen.«

Kriegerisch gestimmt, jedoch lustvoll-lustig, bereitete die Liebesklamotte mit dem zweiten Zarah-Leander-Couplet auf den Winter von Stalingrad vor: »Ich weiß, es wird einmal ein Wunder gescheh’n / Und dann werden tausend Märchen wahr« – am Ende gereimt auf »wunderbar«. Gedichtet hatte diesen Schlager, wie schon den »Seemann«, der wegen seiner Homosexualität mehrfach drangsalierte Bruno Balz (1902–1988); Komponist war Michael Jary (1906–1988). Beide verstanden sich nicht entfernt als Unterstützer des Nationalsozialismus, aber ihre Werke amüsierten Goebbels königlich, und der hielt seine Hand über sie. Während der Winterkrise 1941/42 an der Ostfront befasste sich Goebbels kurz mit den von ihm mitgelenkten Musiksendungen des seit dem 1. Januar 1939 so bezeichneten Großdeutschen Rundfunks. Sie erfreuten »Jung und Alt und Stadt und Land«, allerdings seien angesichts der Kriegslage »hier und da schon Stimmen zu vernehmen, denen zu viel Musik, vor allem leichte Musik gesendet« werde. Von solchen Einreden ließ sich Goebbels nicht beirren. Er setzte weiterhin auf Gute-Laune-Programme statt auf getragene, schicksalsgrüblerische ernste Musik oder gar Trauermärsche in b-Moll.

Ähnlich wie im Fall von Bruno Balz verhielt es sich mit dem Schauspieler und Regisseur Gustaf Gründgens (1899–1963). Ihn hatte Goebbels 1934 »unter seine Fittiche« genommen. Am 29. Juli 1937 bemerkte er über seinen Schützling, »diese 175er sind ja alle hysterisch wie die Weiber«; ein paar Monate später, am 25. Dezember 1937, meinte er: »Gründgens zum Generalintendanten ernannt. Der wird noch 
 Kaiser.« Dabei sei »der ganze Gründgens-Laden vollkommen schwul«. Am 13./14. Juni 1938 begeisterte sich Goebbels: »Wir verbringen Mittag und Nachmittag in lustiger Künstlergesellschaft. Gründgens ist zum Platzen komisch.« Zwar empfand er seinen Hamlet als »hin und wieder etwas dekadent; aber im Ganzen (als) Höhepunkt der deutschen Theaterkunst«. Der Führer mochte ihn, weil »zu unmännlich«, überhaupt nicht. Goebbels interessierte das nicht. Er brauchte Leute wie Gründgens oder auch Heinz Rühmann (1902–1994) für »kriegswichtige« Heiterkeit im Alltag, Freude an den neuesten Witzen, ein paar Zoten und eingängige, vom Bedrohlichen des Krieges ablenkende Melodien.
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Zahllose in den Weimarer Jahren ganz überwiegend in linken, liberalen und freigeistigen Kreisen verortete Künstler spielten fröhlich und privilegiert bis zum Schluss mit. Ob sie nun Wilhelm Furtwängler hießen oder Heinrich George (1893–1946), Marika Rökk (1913–2004), Emil Jannings (1884–1950), Johannes Heesters (1903–2011) oder Caspar Neher (1897–1962), den mit Bertolt Brecht eine für zwölf kurze Jahre unterbrochene lebenslange Zusammenarbeit und Freundschaft verband.

Die in den 1920er Jahren vergessenen Melodien des Komponisten Paul Lincke (1866–1946) machte erst Goebbels wieder populär, so zum Beispiel den Schlager »Das ist die Berliner Luft, Luft, Luft«, erstmals 1904 gespielt, dann in der Versenkung verschwunden und seit den 1930er Jahren wieder sehr beliebt. Im November 1941 ließ Goebbels die nicht besonders regimefromme Unterhaltungskanone zum Ehrenbürger Berlins ernennen; 1956 erhielt Lincke seine Straße, das Paul-Lincke-Ufer in Berlin-Kreuzberg. Selbst der politisch engagierte Schriftsteller Erich Kästner (1899–1974), dessen Bücher im Mai 1933 demonstrativ verbrannt worden waren und der anschließend Publikationsverbot bekommen hatte, erhielt 1942 die Aufforderung, das Drehbuch zu dem opulenten Film »Münchhausen« zu schreiben, und das war nicht der einzige Auftrag. Kästner nahm an, schrieb unter Pseudonym. In dem Film warnt Casanova die schöne Isabella: »Seien 
 Sie trotzdem vorsichtig! Die Staatsinquisition hat zehntausend Augen und Arme. Und sie hat die Macht, recht und unrecht zu tun, ganz wie es ihr beliebt.« Das war längst nicht der einzige politisch anzügliche Satz, den Kästner seinem Skript beigab. Gestrichen wurde er nicht. Niemand störte sich daran. Goebbels kommentierte nach der Mustervorführung: Der Farbfilm »befriedigt sehr«, und pries ihn mehrfach als filmische »Großleistung« für Jung und Alt.
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Blicken wir noch auf den einst berühmten Schauspieler Paul Wegener (1874–1948). In den Weimarer Jahren arbeitete er unter anderem mit dem 1933 seiner »Rasse wegen« verjagten Max Reinhardt (1873–1943) zusammen. Nach zahlreichen Engagements im nationalsozialistischen Unterhaltungstingeltangel folgten 1942 und 1944 bedeutende Rollen in den Durchhaltefilmen »Der große König« und »Kolberg«. Mit aller Authentizität gab Wegener einmal den tückischen, zugleich tumben russischen General und im dann folgenden Film einen wankelmütigen Festungskommandanten, der von einem jungen Draufgänger abgelöst werden muss. Dieser verkündet sofort das seit Stalingrad beliebte, von Theodor Körner (1791–1813) in den napoleonischen Kriegen gedichtete Motto: »Nun, Volk, steh’ auf, und Sturm, brich los!« Premiere feierte der opulente Farbfilm »Kolberg« am 30. Januar 1945, dem sehr düsteren zwölften Jahrestag von Hitlers Machtergreifung. Inhaltlich bezweckte die in den napoleonischen Kriegen spielende Historiensaga nur eines: die Aufforderung, den Kampf gegen einen hinterhältigen Feind bis zum letzten Blutstropfen durchzuhalten, weil dieser Feind alles daransetzt, das gesamte Volk zu vernichten oder zumindest vollständig zu versklaven. Körner schrieb sein Gedicht 1813, kurz bevor er selbst im Kampf gegen die napoleonischen Truppen sein Leben hingab, und beendete es mit den Versen: »Und schlägt unser Stündlein im Schlachtenrot / Willkommen dann, sel’ger Soldatentod.«

Das nächste Mal trat Paul Wegener am 7. September desselben Jahres 1945 auf. Diesmal bei der noch von Nikolai Erastowitsch Bersarin (1904–1945), dem ersten sowjetischen Stadtkommandanten von 
 Groß-Berlin, angeordneten Wiedereröffnung des Deutschen Theaters. Jetzt spielte er ebenso überzeugend wie zuvor in Goebbels’ tückisch-betäubenden oder aufpeitschenden Kinoproduktionen die Hauptrolle in Lessings »Nathan der Weise«.

Ähnlich verhielt es sich zum Beispiel mit dem aus proletarischen Verhältnissen aufgestiegenen Bildhauer Fritz Kölle (1895–1953). Während der Weimarer Republik schuf er expressive, bald als bolschewistisch-entartet eingestufte Stahlarbeiter. Seinen 1937 preisgekrönten »Saarbergmann« hatte Kölle jedoch hinreichend dem Stil der neuen Zeit angepasst. Seine im Jahr zuvor geschaffene Bronzebüste des NS
 -Märtyrers Horst Wessel (1907–1930) fand Hitler derart gelungen, dass er sie spontan kaufte. 1946 entwarf derselbe Fritz Kölle ein wirklich eindrucksvolles Denkmal für das Gelände des ehemaligen KZ
 Dachau. Es erschien der Jury jedoch als zu realistisch. In Westdeutschland bevorzugte der Zeitgeschmack nach 1945 die Abstraktion, das bis zur Unkenntlichkeit verallgemeinerte Bekenntnis »Den Opfern von Krieg und Gewalt«. Dieser Volte verweigerte sich Kölle. Konsequent blieb er beim Realismus. So wurde er Professor an der Kunstakademie in Dresden und dann an der Hochschule für angewandte Kunst in Berlin-Weißensee. Kurz vor seinem Tod entwarf er eine in der Gipsform erhaltene Büste von Friedrich Engels.

Im Jahr 1940 brachte die deutsche Filmindustrie kurz hintereinander drei – als Staffel konzipierte – antisemitische Filme in die Kinos: Im Juli und September die Spielfilme »Die Rothschilds« und »Jud Süß«, im November folgte die Filmcollage »Der ewige Jude«. Die Hauptrolle des Mayer Amschel Rothschild im ersten der drei Filme verkörperte Erich Ponto (1884–1957). 1928 hatte er in der Uraufführung von Brechts »Dreigroschenoper« den Jonathan Peachum gegeben; 1945 wurde er sofort Intendant des Dresdner Schauspielhauses, das er am 10. Juli 1945 in einer provisorischen Spielstätte wiedereröffnete. Mit welchem Stück und mit wem in der Hauptrolle? Was ließ er sich da wohl einfallen? – Ganz einfach: »Nathan der Weise« mit Erich Ponto als Nathan!


 In »Jud Süß« hatte der begnadete Schauspieler und Verwandlungskünstler Werner Krauß (1884–1959) sämtliche sieben jüdischen – teils bedeutsamen – Nebenrollen übernommen. Einmal im Geschäft, gab er in einer durch und durch antisemitisch zurechtgebogenen Inszenierung am Wiener Burgtheater 1943 den Shylock aus Shakespeares »Kaufmann von Venedig«. Die Dialoge ergänzte er mit improvisierten Texteinschüben, »die nicht Shakespeare, sondern eher den Reden von Robert Ley entlehnt« waren. Der steilen Nachkriegskarriere von Krauß schadete dessen Judenhass-Intermezzo nicht. Unter der Regie von Max Reinhardt hatte er in Salzburg immer wieder die Rollen des Teufels und des Tods in Hugo von Hofmannsthals »Jedermann« übernommen, auch noch 1937–1949 setzte er diese Tradition fort. Jetzt kaprizierte er sich auf die Rollen Teufel und Gott.

Als dritte Folge seiner Antisemitismusstaffel ließ Goebbels im November 1940 den Film »Der ewige Jude« in die Kinos bringen. Neutral könnte man von einem Dokumentarfilm sprechen. Unter der lenkenden Hand von Fritz Hippler (1909–2002), dem Leiter der Abteilung Film im Goebbels-Ministerium, wurden in diesem Propagandawerk vor allem solche Sequenzen zusammenkomponiert, die deutsche Kameraleute im besetzten Polen und während der Ghettoisierung polnischer Juden mit rassistischer Raffinesse gefilmt hatten. Kurz vor der Uraufführung der »Rothschilds« hatte Hippler erklärt: Der Krieg sei »die umfassendste und intensivste Lebensäußerung der Nation«, er sei getragen vom »ehernen Willen zum Sieg«, und deshalb würden in naher Zukunft eine Reihe von Filmwerken »von außerordentlicher Schärfe« in die Kinos kommen, die sich gegen jene richteten, »die nicht erst heute, sondern seit Jahrhunderten die wahren Kriegsverbrecher« seien.

Der jüdisch-polnische, später als Staatenloser in Berlin lebende Historiker Joseph Wulf (1912–1974) stufte die drei genannten Filme als propagandistisches Vorspiel zur bald begonnenen »Endlösung der Judenfrage« ein, als Mittel, um zunächst die deutsche Bevölkerung für weiteres Unrecht gegen Juden, für Deportation und Mord zu 
 konditionieren. Wulf gehörte damals dem jüdischen Widerstand in der Nähe von Krakau an, 1943 wurde er verhaftet und überlebte die Zwangsarbeit in Auschwitz-Monowitz. 1962 schrieb er, über den innenpolitischen Zweck hinaus sei der Film »Jud Süß« mit Werner Krauß als vielgestaltigem Juden in Polen und anderen besetzten Ländern »der ›arischen‹ Bevölkerung immer dann vorgeführt« worden, wenn Massenmorde an ghettoisierten Juden anstanden. Wulf bestätigte das »aus eigener Erfahrung«. Auf diese Weise »sollte die ›arische‹ Bevölkerung des jeweiligen Landes« aufgehetzt und jede Bereitschaft zur Hilfe »im Keim erstickt« werden. Heinrich Himmler ordnete am 30. September 1940 an, »dass die gesamte SS
 und Polizei den Film ›Jud Süß‹ im Laufe des Winters zu sehen bekommt«.
[4]



Das Problem der vielen Mitmacher aus der Kulturszene lässt sich nicht mit dichotomischen Unterscheidungen wie Nazi/Nichtnazi, Täter/Opfer, Widerständler/Willfähriger fassen. Hier spielen das Streben nach Selbstverwirklichung, die vermeintliche Autonomie des Künstlers, materielle Zwänge oder materielle Gier, Ruhmsucht, Stipendien, öffentliche Anerkennung, Aufträge, Engagements usw. die zentrale Rolle. Aber harmlos war das scheinbar apolitische Mitmachen im Propaganda- und Kulturbetrieb des Dritten Reichs gewiss nicht. Wer die nationalsozialistische Herrschaft verstehen möchte, sollte nicht auf die analytische Kategorie »Normaler menschlicher Opportunismus« verzichten.
[1]








Fußnoten




	



[1]





Zur willigen Anpassung deutscher Künstler, Schriftsteller und Journalisten im Nationalsozialismus ist das fünfbändige Dokumentationswerk Joseph Wulfs grundlegend: »Die Bildenden Künste im Dritten Reich«, »Musik im Dritten Reich«, »Literatur und Dichtung im Dritten Reich«, »Theater und Film im Dritten Reich«, »Presse und Funk im Dritten Reich«, Gütersloh 1963, 1964.
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 Genießen und profitieren im Paradies der Räuber



Neben den medialen Herrschaftsmitteln machte sich die NS
 -Regierung ein fein gegliedertes, weitgespanntes Repertoire materieller Korrumpierung zunutze. Das einfache Volk profitierte davon ebenso wie bestimmte, aus freien Stücken hilfreiche oder noch zu bestechende Eliten. Generäle, Minister und Staatssekretäre, Künstler und Architekten verwöhnte Hitler mit stattlichen Geldgeschenken, sogenannten Dotationen, manchmal mit der Übereignung von Landgütern, Villen und Herrenhäusern. Joseph Goebbels verschaffte seinen künstlerisch tätigen Schützlingen traumhafte Gehälter, gleichgültig ob sie homosexuell waren oder der linksgerichteten Kulturszene der Weimarer Republik entstammten. Auf weit niedrigerem Niveau beschenkte man das Volk mit sozialen Wohltaten und Anteilen aus der Kriegsbeute. Sie wurden dankbar genommen und mit Führertreue oder zumindest mit staatserhaltender Ruhe vergolten. Die Renten für Kriegerwitwen und deren zu Halbwaisen gewordenen Kinder stiegen fortwährend.

 

Aus Frankreich schickte der Infanterist Heinrich Böll (1917–1985) mal einen »schönen Stich aus Paris« nach Köln, mal Kosmetikzeug, mal drei Pfund Zwiebeln für die Mutter, ein Paar Damenschuhe für seine Braut Annemarie, eine Nagelschere, oder er kündigte für den nächsten Tag eine »anstrengende Butterreise« an, verbunden mit der Hoffnung, dass auch für Annemarie »etwas abfällt dabei, für uns überhaupt …«. Bald darauf schwärmte er abermals von den Mitbringseln einer dem Familienwohl gewidmeten Einkaufstour: »Nach dem Essen habe ich mich auf meine Gemächer zurückgezogen und habe im Schweiße meines Angesichts gepackt, gepackt, elf Pakete, wirklich elf Pakete: zwei für einen Kameraden, eines für den Feldwebel und acht für mich, ja zwei für Dich, eins mit Butter und eins mit viel Schreibpapier, zwei für Alois’ Familie und vier für zu Hause; die Eier habe ich in dieser 
 Woche in ein Paket gepackt, weil ich für zwei nicht ausreichend hatte, Du wirst dann von zu Hause welche bekommen.« Kaum war das erledigt, fand sich unser Soldat schon wieder auf dem Weg ins Glück: »In Paris könnte ich dann überhaupt noch manches Schöne kaufen, ganz gewiss Schuhe für Dich, und auch Stoff.« An anderer Stelle räsonierte er halb selbstkritisch über seine unbezwingbare Kauflust: »Der Teufel ist wirklich ein Teufel, überall sitzt er!« Böll verfiel dem kleinen Satan immer wieder, und das ohne erkennbare Gegenwehr. Kurz vor einem Heimaturlaub kündigte er an: »Ich habe ein halbes Schweinchen für Euch.« Später, als die besetzten Länder schon stark ausgeplündert und Fronturlaube selten geworden waren, erinnerte er sich voller Wehmut an jenen Freudentag: »Ach, ich möchte so gern wieder ein Schwein oder etwas Ähnliches mitbringen.«

1958 ließ Böll in dem Essay »Brief an einen jungen Katholiken« einige seiner Frankreicherfahrungen einfließen. Allerdings hatten die Erinnerungen des Chronisten eine zeittypische Brechung erfahren. Abschätzig karikierte der mittlerweile berühmte Autor eine »biedere Schulmeistersfrau«, die sich damals im Krieg auf der heimischen Terrasse hatte knipsen lassen, wohl um dem Herrn Leutnantsgatten zu zeigen, welch schöne Bluse sie sich aus französischer Seide hatte schneidern lassen. Angewidert schilderte er, wie Angehörige seiner Einheit damals Bettwäsche, Decken, Spielzeug aus leerstehenden Häusern gestohlen und nach Hause verschickt hätten. Folgt man Bölls Vergangenheitsgemälde von 1958, besichtigte er während des räuberischen Treibens seiner Kameraden gotische Kathedralen, debattierte über praktizierten Katholizismus und kaufte in Paris allenfalls das von dem Deutschen- und Judenhasser Léon Bloy (1846–1917) verfasste Buch »Méditations d’un Solitaire en 1916«. Mit dessen gegen alles Deutsche gerichteten blutrünstigen Verwünschungen im Ersten Weltkrieg verrechnete Böll 1958 die allnächtliche Todesangst seiner Familie im Kölner Luftschutzkeller der Jahre 1940 bis 1945. Nebenbei ereiferte er sich über einen Major Sch., den sein Adressat, der »junge Katholik«, für einen Menschen hielt, der moralisch makellos durch 
 die Kriegszeit gegangen sei. An jenem Sch. bemängelte Böll vor allem: das von Selbstgefälligkeit getrübte Erinnerungsvermögen.

Ebenfalls 1940/41 bemühte sich der Berufsoffizier Fritz Hartnagel in Nordfrankreich, in Belgien und den Niederlanden, die von ihm erfühlten und brieflich mitgeteilten Wünsche seiner von Herzen geliebten Sophie Scholl zu erfüllen. In Amsterdam erstand er eine »Jacke aus weißer Baumwolle und mit blauer Stickerei«. Nachdem er für seine Einheit eine »Einkaufstour in Holland absolviert« und Berge von Zigaretten, Kaffee, Tee und Schokolade erworben hatte, schrieb er: »Ich habe davon schon genügend für mich beziehungsweise für Dich zur Seite stellen lassen, damit ich mit jedem Brief Dir etwas aufs Nachttischchen mitschicken kann.«

Wie Böll wurde auch Hartnagel vor einem Kurzurlaub besonders aktiv: In Gent kaufte er auf Bestellung von Sophie Stoff für einen Faltenrock und ein Paar Damenschuhe, zuvor hatte er nach Wünschen wie Damenstrümpfe und Damenunterwäsche für sie und ihre Schwestern gefragt. Als er wieder an die nordfranzösische Atlantikküste zurückgekehrt war, bestellte Sophie Scholl dringlich Schuhe für ihre Mutter. Sie tat das mit schlechtem Gewissen (»In der Not frisst der Teufel Mücken«), aber in Deutschland waren passende Schuhe einfach nicht mehr zu haben. Bald gab es, diesmal aus Gent, ein Paar Schuhe für die Mutter und ein weiteres Paar für die Auftraggeberin. Im April 1941 rückte Hartnagel in Jugoslawien ein. Von dort schickte er seiner Freundin ein Paar bosnische Schnabelschuhe. Aus der Sowjetunion wünschte sich Sophie Scholl ein »russisches Kostüm« – infolge der Kriegslage allerdings ohne Erfolg.

Der ansonsten unbekannte Soldat Martin Meier (*1917) war im Zivilberuf Bankkaufmann. Am 10. Juli 1940 schrieb er aus Frankreich an seine Frau: »13 Päckchen habe ich fortgeschickt an Euch. Alle sind nummeriert, und so kannst Du feststellen, ob alle ankommen und wann. Unten eine Aufstellung, was darin ist. Päckchen 1+2 haben keine Nummer.« Diese enthielten je zwei Stück Seife. Nummer 3 beglückte »Hildchen« und enthielt »1 Paar Latschen Größe 39«. »Nr. 4 
 ging an Mutti« mit »2 Tafeln Milchschokolade«. Die folgenden Päckchen adressierte Meier allesamt an sein »holdes Weib« (4 Stück Seife, 4 Dosen »echte Pariser Hautkreme«, 2 Sendungen mit Bohnenkaffee und eine mit Kakao). Zwei weitere Päckchen folgten etwas später.

Die Beispiele Heinrich Böll, Fritz Hartnagel und Sophie Scholl erwähne ich nicht, um das Ansehen zu Recht hochgeachteter Menschen zu mindern. Ich führe sie als Belege dafür an, wie die NS
 -Führung selbst kritisch oder ablehnend eingestellte Geister zu korrumpieren vermochte, jedenfalls versuchte, diese in den die Widerstandskraft mindernden Strudel des Mitprofitierens hineinzuziehen. Das gelang, wie man an Sophie Scholl sieht, nicht immer, aber oft.

Mit Hilfe geduldeter und geförderter individueller Vorteilnahme ließ sich, trotz aller Härten des Krieges, die Laune der Soldaten und von deren Frauen in der Heimat heben. Die Bestellungen, Briefe und Päckchen verschönerten den durchaus gestörten und unangenehmen Alltag. Sie beschäftigten die Leute. In den vielen Millionen Briefen, die zwischen Front und Heimat hin und her pendelten, bildeten Päckchen aller Art und die damit verbundenen Freuden ein wichtiges Thema. Das Angebot der politischen Führung, die objektiv bedrohliche Gesamtlage auch auf dem Weg eines kleinen Kaufrauschs im besetzten Europa zu verdrängen, stieß auf Gegenliebe.

In der einigermaßen ehrlichen Roman- und Erinnerungsliteratur finden sich deutliche Spuren des soldatischen Ausräuberns der besetzten Länder. Davon handelt unter anderem der 1949 erschienene autobiographisch geprägte Roman »Die Galeere«. Verfasst hatte ihn der Schriftsteller Bruno E. Werner (1896–1946), der die Lage aus dem Blickwinkel eines sogenannten Halbjuden beobachtete, zugleich aber einigermaßen angepasst noch bis 1943 im amtlich geduldeten deutschen Kulturjournalismus mitarbeiten konnte:


Vor allem schickte die Front Kaffee und Schokolade aus Holland, Butter und Sonnenblumenöl aus dem Osten, Speck vom Balkan, noch häufiger aber seidene Strümpfe, Stoffe und Parfum aus 
 Frankreich, Pelzmäntel und Silberfüchse aus Norwegen, Ledertaschen (…) und Korkschuhe (…) aus Italien. Es war ein Krieg, mit dem sich gut leben ließ. Man genoss ihn angenehm fröstelnd in der Wochenschau, ein mitreißendes Sturm- und Heldenlied des deutschen Soldaten, mit schmetternder Marschmusik untermalt.



So verhielt es sich, wie der Protagonist des Romans, der Kulturredakteur Georg, im Herbst 1942 feststellte und zugleich einschränkte: Vielleicht werde es nun anders.

Es wurde schwieriger, aber das Prinzip, die täglichen Leiden mit geraubten Gütern aus den besetzten Ländern abzumildern, blieb bis zum Schluss in Kraft. In der Autobiographie der Bibliothekarin Gertrud Seydelmann (1913–2014), die damals in Hamburg arbeitete, steht: »Wir hatten noch keine Versorgungsnöte. (…) Noch wurden ja unsere Lebensmittelkarten, Kleiderkarten, Schuhbezugsscheine korrekt eingelöst. Noch brachten die Männer auf Urlaub aus den besetzten Gebieten Fleisch, Wein, Textilien, Tabak nach Hause.« Als sich die Autorin im Sommer 1943 um das zerbombte Elternhaus in Köln kümmerte, sah sie auf dem Bahnhof Soldaten von der Ostfront, die wegen der Zerstörung ihrer Wohnungen Urlaub erhalten hatten: »Hier standen sie nun, nachdem sie Tag und Nacht gefahren waren, beladen mit Tornister und Paketen.« Noch zu Weihnachten 1944 zog Gertrud Seydelmanns Bruder, der in letzter Minute Urlaub bekommen hatte, »eine vollständige Gans, ein halbes Ferkel und eine große Speckseite aus dem Koffer«. Dazu gab es, angeblich aus der Wehrmachtsverpflegung, »Kaffee, Tee, Schnaps, Zigaretten«.

Der Berliner US
 -Korrespondent Howard K. Smith berichtete aus der Hochzeit des Leerraubens der besetzten westeuropäischen Staaten in den Jahren 1940 und 1941:


Berliner Putzfrauen und Hausmädchen, deren Beine noch nie von Seide umschmeichelt gewesen waren, trugen jetzt wie selbstverständlich Seidenstrümpfe vom Boulevard Haussmann – »von 
 meinem Hans an der Front«. In kleinen Eckkneipen entdeckte man plötzlich Batterien von Armagnac, Martell und Courvoisier im Regal, die aus den Kellern des Maxim und anderer Pariser Lokalitäten stammten. (…) Im ersten Winter nach dem Norwegenfeldzug waren in den Straßen Berlins auffällig viele fröhliche Serviermädchen mit luxuriösen Silberfuchspelzen zu beobachten. Ein zum Heimaturlaub eintreffender Soldat war ein toller Anblick. Neben seiner Kriegsausrüstung schleppte er Körbe, große Pappkartons und billige Koffer mit sich, die mit allen möglichen Delikatessen und Luxuswaren von der »Front« vollgestopft waren.



Smith wollte das nicht kritisieren, vielmehr darauf hinweisen, wie harmlos und freudvoll sich der Krieg in der ersten Phase für die meisten Deutschen anfühlte: »Fast ein Vergnügen, wie ein Fußballspiel, bloß dass man mehr davon hatte – Schuhe, Schinken, Wollpullover, schöne Kleider, alles, was man wegtragen konnte.«

Wie deutsche Firmen und Wehrmachtintendanten bezahlten auch die Soldaten ihre »Erwerbungen« ausschließlich mit französischen Francs, norwegischen Kronen, niederländischen Gulden oder polnischen Złoty, später mit russischen Rubeln usw. Deutsches Geld, das sie von zu Hause geschickt bekamen oder aus dem Urlaub mitbrachten, mussten sie in die jeweilige Landeswährung umtauschen. Die Markbeträge flossen dann in Millionensummen an die Reichskasse zurück, während die unterworfenen Völker sämtliche Einkäufe der Besatzer, den Sold und selbst die Bordellbesuche der Soldaten auf indirektem, nicht sofort bemerkbarem Weg zu bezahlen hatten. Zutreffend bezeichneten Franzosen die deutschen Besatzer bald als doryphores, als alles wegfressende Kartoffelkäfer – ob sie nun Ernst Jünger, Martin Meier oder Fritz Aly (1912–2001) hießen. Letzterer brachte seinem Patenkind, meiner Cousine Arnhild, eine kleine Daunendecke aus Paris mit.

Mit ihren Butter- und Einkaufsfahrten zerfraßen die deutschen Schnäppchenjäger Stück für Stück die finanziellen Fundamente der 
 besetzten Staaten. Denn alle diese Einkäufe gingen zu Lasten des jeweils besetzten Währungsgebiets. Deshalb versuchten nicht wenige Besatzungsfunktionäre, das Verschicken von Feldpostpäckchen einzuschränken, auch unterwarfen sie Fronturlauber und Päckchensendungen immer wieder der Zoll- und Devisenkontrolle. Bei den Grenzbeamten galten solche Inspektionen, von denen Böll, Hartnagel und Meier durchaus wussten und die sie mit allerlei Tricks umgingen, »als recht prekär«, wie die Zollabteilung des Reichsfinanzministeriums feststellte. Sie führten zu »Widersetzlichkeiten und Beleidigungen«. Die ausnahmsweise Beschlagnahme der Waren rief »bei der Truppe eine allgemeine Erbitterung hervor«.
[1]



Die Beamten des Zolls und der Besatzungsverwaltungen, die daran arbeiteten, gewisse Regeln und Vorschriften durchzusetzen, taten das nicht aus humanitären Erwägungen gegenüber den Franzosen, Norwegern oder Polen, denen jeder einzelne deutsche Einkaufslustige einen kleinen Teil ihrer Lebensgrundlage entzog. Vielmehr dachten sie längerfristig: Ihnen schwebte ein Regime vor, das die geordnete, dauerhaft effiziente Ausbeutung der unterworfenen Länder ermöglichte. Aber darauf achteten die regierenden Stimmungspolitiker an der Staatsspitze nicht.

Im Oktober 1940 hob Göring die bestehenden, jedoch fortlaufend lockerer gehandhabten Einkaufslimits weitgehend auf. Er halte »die von verschiedenen Seiten erhobenen Bedenken wegen eines drohenden Ausverkaufs der besetzten Gebiete für unbeachtlich«, die »Einkaufs- und Versandbeschränkungen« verdammte er als »psychologisch untragbar«. Die »Einkaufsverbote für Pelze, Schmuck, Teppiche, Seidenstoffe und für Luxusgüter« waren »sofort« zu beseitigen. Ähnliches galt für die bis dahin limitierte Zahl von Feldpostpäckchen von der Front in die Heimat. (In umgekehrter Richtung bestanden immer enge Grenzen.) Weiter formulierte er bei dieser Gelegenheit, was bald unter dem Begriff Schlepperlass berühmt wurde: »Die Beschränkung für die Mitnahme von gekauften Gegenständen durch Urlauber usw. sind grundsätzlich aufzuheben. Was der Soldat tragen kann und was 
 zu seinem persönlichen Gebrauch oder für seine Angehörigen bestimmt ist, soll er mitnehmen dürfen.«
[2]



Im Gleichklang mit seinen Landsern feierte Hitler im Sommer 1942 die Wehrmacht als den »natürlichsten Vermittlerapparat, den es gibt, wenn jeder Soldat seiner Frau oder seinen Kindern etwas schickt«. Damals schärfte er Großadmiral Raeder ein: »Wenn von der Ostfront der Soldat etwas mitbringt«, dann komme das »der Heimat sehr zustatten«. Hörte er von einzelnen Offizieren und Zollbeamten, die das hemmungslose Abräumen eindämmen wollten, wütete er zugunsten des gesunden Soldatenempfindens: »Ich werde jetzt barbarisch vorgehen. Was kann ich vom Osten mitnehmen? Kunstschätze? Das gibt es nicht! Bleibt also nur das bisschen Fressen! Es kann damit nichts Besseres geschehen, als dass es der Familie des Soldaten in der Heimat zukommt.« Man müsse »den Urlauber als ideales und einfachstes Transportmittel ansehen und ihm für seine Angehörigen so viel Lebensmittel mitgeben, wie er nur schleppen« könne.

Umgehend erhob der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel (1882–1946), den längst schon von Göring verfügten Schlepperlass zum Führerbefehl. Demnach waren »mit sofortiger Wirkung Lebens- und Genussmittel und Tabakwaren, welche Wehrmachtangehörige und Wehrmachtgefolge als Urlauber oder auf Dienstreise aus den besetzten Gebieten in das Reichsgebiet mit sich führen, soweit sie es selbst tragen können, von jeder Kontrolle und Beschlagnahme befreit«. Während einer Sitzung zur Ernährungslage kam Göring Anfang August 1942 auf das Thema zurück. Sein Zorn richtete sich gegen diejenigen Besatzungspolitiker, die Frankreichs Währung leidlich stabil halten wollten. Ihnen hielt er das Prinzip Selbstbereicherung entgegen: »Es wurde auch gesagt, man dürfe den Soldaten um Gottes willen nicht ihren Wehrsold usw. auszahlen, sonst käme in Frankreich eine Inflation. Ich wünsche mir nichts anderes. Es soll eine kommen, dass es nur so kracht. Der Franken soll nicht mehr wert sein als ein gewisses Papier für gewisse Zwecke. Dann erst ist Frankreich so getroffen, wie wir Frankreich treffen wollen.«
[3]




 Wenig später verschickte Finanzstaatssekretär Fritz Reinhardt eine ausdrücklich gegen die bestehenden Vorschriften gerichtete Anweisung an die Zollbehörden: »Der Wehrmachtangehörige darf sehr wohl Riemen und Tragvorrichtungen benutzen. Er braucht sich beim Überschreiten der Grenze nicht in ›militärischer Haltung‹ zu befinden.« Soldaten und Soldatenpakete seien »so großzügig wie irgend möglich« abzufertigen, insbesondere sei »jede Beschlagnahme von Lebensmittelpaketen, die Soldaten mit sich führen, zu unterlassen«. Begründend verwies Reinhardt auf den Paragraphen 1 des Steueranpassungsgesetzes von 1934, der besagt: Finanzbeamte, die steuerliche Tatbestände beurteilten, hätten »die Entwicklung der Verhältnisse und die Volksanschauung zu berücksichtigen«, ferner seien sie verpflichtet, sämtliche Steuer- und Zollangelegenheiten »nach nationalsozialistischer Weltanschauung auszulegen«.

Das genannte Gesetz war Ende 1934 erlassen worden, um jüdische Steuerpflichtige zu kujonieren. Da es 1942 dafür nicht mehr gebraucht wurde, zog Reinhardt jetzt Paragraph 2 heran, der den Ermessensspielraum der Finanz- und Zollbeamten in alle Richtungen ausdehnte: »Fragen der Billigkeit und der Zweckmäßigkeit sind nach nationalsozialistischer Weltanschauung zu beurteilen.«
[4]



 

Die kleinen und großen Soldatenfreuden in den besetzten Ländern Europas trugen dazu bei, den Kontakt zwischen Front und Heimat im Sinne männlicher Fürsorge zugunsten der Ehefrauen und Kinder, der Freundinnen und Bräute zu gestalten und die Gefahren des Krieges zu überdecken. Das zweite, wohl noch wichtigere Element, um die gute Laune der Frauen an der Heimatfront zu erhalten, bildete das hohe Niveau der materiellen Fürsorge für Ehefrauen und Kinder. Weil die kaiserliche Verwaltung im Ersten Weltkrieg den Frauen, Müttern und Kindern allenfalls Almosen zugeteilt hatte, während die Männer an den Fronten kämpften, war die innere Front 1917/18 erst korrodiert, dann zusammengebrochen. Die Erinnerungen an Chaos, Hunger und Not standen den Deutschen noch lebhaft vor Augen, und 
 daraus hatte die NS
 -Führung gelernt. Am 28. August 1939 erging das Einsatz-Wehrmachtgebührnisgesetz. Es regelte in Paragraph 9: »Bei der Bemessung des Familienunterhalts sind die bisherigen Lebensverhältnisse und das im Frieden bezogene Einkommen der Angehörigen der Wehrmacht zu berücksichtigen.« Die Vorschrift bezweckte »die Erhaltung des Besitzstandes« und der »wirtschaftlichen Schichtlage«. Zudem sollte der Familienunterhalt »die Erfüllung übernommener Verpflichtungen« sichern. Dazu zählten Beihilfen für bestehende Zeitungsabonnements und Lebensversicherungen, für das Abzahlen von Ratenkäufen oder für die Verzinsung und Tilgung von Bauspardarlehen und Hypotheken, ebenso Alimentenzahlungen. In der Gesamtheit diente das Gesetz »der Erhaltung von Wehrwillen und Wehrfreudigkeit«.

Für die übergroße Mehrheit der Bevölkerung bedeutete das eine täglich spürbare Gegenerfahrung zum Ersten Weltkrieg. Vater Staat erniedrigte die Antragstellerinnen nicht. Zumindest scheinbar kümmerte er sich um die Daseinsvorsorge und verabreichte materielle Wohltaten. (Den sehr deutschen Begriff »Daseinsvorsorge« hatte der Staatsrechtler Ernst Forsthoff [1902–1974] in seinem 1938 erschienenen Werk »Die Verwaltung als Leistungsträger« entwickelt.) In diesem Sinn hielt die politische Führung die Beamtenschaft dazu an, »ihrer besonderen Verantwortung gegenüber der Volksgesamtheit entsprechend mit größtem Verständnis für die Sorgen und Nöte von Familienangehörigen der an der Front kämpfenden Soldaten zu handeln«. Im Zweifelsfall war stets zugunsten der Antragstellerinnen zu entscheiden. Sämtliche Ausführungserlasse, die nach den ersten Kriegswochen ergingen, vermehrten die Ansprüche. Im Oktober 1939 hieß es in den Zeitungen, der Familienunterhalt sei auf Drängen Görings gesetzlich erweitert worden: »Die nationalsozialistische Staatsführung befreit den deutschen Soldaten an der Front von jeder Sorge um den Unterhalt seiner Familie.« Von nun an wurden die Mietkosten in jedem Fall voll erstattet und Extras aller Art gewährt, um das »Herz des Soldaten« zu gewinnen.
[5]




 Nach ersten Erfahrungen und unter dem Eindruck des Sieges über Frankreich erging Ende Juni 1940 das Gesetz für den Einsatz-Familienunterhalt, das EFUG
 . Dieses fasste die vorangegangenen Verordnungen und die darin enthaltenen Maßnahmen für das Volkswohl zusammen. Die Leistungen galten ausdrücklich nicht als sozialrechtliche Beihilfen, sondern als »vom Staat zu erfüllende Ehrenpflicht der Volksgemeinschaft«. Weder das Vermögen noch sonstiges in der Familie vorhandene Einkommen minderte die Ansprüche. Ein wichtiger Unterschied zum Normallohn bestand darin, dass die Leistungen aus dem Familienunterhalt nicht gepfändet werden konnten. Diese Garantie belastete den Staat nicht, wohl aber private Gläubiger. Selbstverständlich mussten die Empfängerinnen den Familienunterhalt nicht versteuern, zudem waren sie von der Krankenscheingebühr freigestellt.

Bald musste eine Kappungsgrenze festgelegt werden, damit der Familienunterhalt das im Frieden verfügbare Nettoeinkommen nicht überschritt. Dabei wurden für den als Soldat großzügig versorgten Ernährer der Familie lediglich 15 Prozent vom letzten Nettoverdienst abgezogen. Das heißt, ihre Frauen verfügten über 85 Prozent des Normaleinkommens. Oft konnten sie zum ersten Mal in ihrem Leben jenseits der Launenhaftigkeit des Ehemanns nach eigenem Gutdünken wirtschaften. Rechnet man die Löhnung und Verpflegung des Eingezogenen dazu, dann verfügten nicht wenige deutsche Familien im Krieg über höhere Einkünfte als im Frieden. In der Summe brachte der Staat während des Zweiten Weltkriegs die unter damaligen Verhältnissen sagenhafte Summe von 27,5 Milliarden Reichsmark für den Familienunterhalt auf. Gemessen am letzten (Brutto-) Friedenseinkommen erhielten die deutschen Familienangehörigen im statistischen Durchschnitt 72,8 Prozent an Familienunterhalt. Das war fast doppelt so viel wie den US
 -amerikanischen (36,7) und den britischen (38,1) Soldatenfamilien zustand.

1984 interpretierte der Historiker Dietrich Eichholtz (1930–2016) den üppig ausgestalteten Familienunterhalt als »Zugeständnis der herrschenden Kreise an die Bevölkerung« und übersah dabei 
 zweierlei: Die im Vergleich zum Ersten Weltkrieg phantastischen staatlichen Lohnersatzleistungen waren weder von der Bevölkerung gefordert noch von irgendwelchen »herrschenden Kreisen« – Eichholtz meinte »die Bourgeoisie« – als »Zugeständnisse« gewährt worden. Vielmehr verfügten wenige Führungsfiguren der NSDAP
 diese Leistungen von sich aus und ohne besonderen Druck, um möglichem Widerstand mittels sozialer Wohltaten vorbeugend den Boden zu entziehen. Als Reichswirtschaftsminister Walther Funk (1890–1960) im April 1943 vorschlug, »die bisherige Steuerfreiheit des Familienunterhalts und ähnlicher sozialer Ausgleichszahlungen soll wegfallen«, scheiterte er damit sofort an Hitler, Göring und Goebbels. Resigniert bemerkte Funk, »wir haben im Krieg zu opulent gewirtschaftet, aus dieser Entwicklung ist schwer herauszukommen«. Das opulente Wirtschaften zugunsten des arischen Volkswohls war eines der wichtigen stimmungspolitischen Gleitmittel, um den Krieg mehr als sechs Jahre lang zu führen und die innere Ordnung zu wahren.
[6]



Im Mai 1943 notierte Goebbels zufrieden: »Die neuen Steuergesetze sind ad calendas graecas vertagt worden.« Wenig später drängte er dennoch darauf, »dem Führer (gemeinsam mit dem Chef der Deutschen Arbeitsfront, Ley) über die volkspsychologische Seite der Steuerpläne gelegentlich Vortrag zu halten«. Schließlich sei »der Bevölkerung jetzt eine neue Belastung (Stalingrad – Tunis – Fleischkürzung – Bombenangriffe – Evakuierung) nicht zuzumuten«. Unter solchem Druck fiel Staatssekretär Reinhardt seinem Minister in den Rücken und verlangte, jede Diskussion über Steuererhöhungen müsse »unterbleiben, weil sie Unruhe in der Bevölkerung schafft«. Angesichts der »gegenwärtigen Stimmungsflaute« sei alles zu vermeiden, »was die Stimmung noch stärker beeinträchtigen könnte«.

So geschah es. Ende September teilte der Chef der Reichskanzlei, Lammers, dem Finanzminister mit, Hitler und Göring verträten die Meinung, dass eine Steuererhöhung »im Hinblick auf die gegenwärtige Lage besser unterbleibe«. Ende 1943 kommentierte Schwerin von Krosigk ernüchtert:



 Es lassen sich zu allen Zeiten Gründe dafür vorbringen, dass Steuererhöhungen nicht zeitgemäß seien, im Frühjahr oder beim Siegen, dass man den durch die Jahreszeit oder die Siegesfreude verursachten Stimmungsaufschwung nicht verderben, im Herbst oder bei Rückschlägen, dass man die infolge des kommenden Winters oder der Frontnachrichten gedrückte Stimmung nicht noch verschlechtern dürfe.
[7]





Es fehlt noch ein kurzer Blick auf die vom staatlichen Wohlwollen abhängigen Eliten. Um die reale Einkommensspreizung genauer zu erkennen, seien vorab die damals üblichen Löhne und Gehälter abhängig Beschäftigter kurz wiederholt. Im Jahr 1939 verdiente ein Arbeiter – dazu zählte die Hälfte aller Erwerbstätigen – durchschnittlich 39,24 Reichsmark brutto pro Woche, pro Jahr also 2050 RM
 . Im Bergbau verdiente man etwas mehr, in der Forstwirtschaft etwas weniger. Angestellte brachten damals im Durchschnitt 2770 RM
 brutto pro Jahr nach Hause. Ein Regierungsrat bekam rund 5000 RM
 jährlich, Inspektoren, Amtmänner usw. deutlich weniger.

Vor diesem Hintergrund wird sichtbar, mit welch exorbitanten Honoraren und Steuervergünstigungen Goebbels diejenigen bedachte, die seine Theater und Kinos, Freilichtbühnen und Konzertsäle mit den erwünschten Gesinnungs-, Durchhalte-, Hass- und – vor allem – Unterhaltungsproduktionen bespielten. Die durchschnittliche Monatsgage für die Schauspieler am Deutschen Schauspielhaus Hamburg lag in der Saison 1942/43 bei 823,37 RM
 . Heinz Hilpert (1890–1967), 1934 als Nachfolger des vertriebenen Max Reinhardt am Deutschen Theater in Berlin eingesetzt, erhielt 1941/42 ein Jahressalär von 60000 RM
 . Der höchst populäre Schauspieler Heinrich George (1893–1945) lag in derselben Preisklasse. Der Bühnenbildner und Brecht-Freund Caspar Neher brachte es immerhin auf 14000 RM
 und konnte sich 1942/43 um 2800 RM
 steigern.

Eine der Spitzenverdienerinnen, die Schauspielerin Paula Wessely (1907–2000), freute sich über mehr als 100000 Reichsmark pro 
 Jahr, allein für den Spielfilm »Heimkehr«, der die Umsiedlung der Wolhyniendeutschen glorifizierte, bekam sie 1941 zusätzlich eine Gage von 150000 RM
 . Viktor de Kowa (1904–1973) lag bei 100000 RM
 , Wesselys Ehemann, der Schauspieler Attila Hörbiger (1896–1987), musste sich mit 60000 RM
 begnügen. Nur einer übertraf alle drei locker: Generalintendant Gustaf Gründgens mit seinem Grundgehalt von 150000 Mark pro Jahr plus einer steuerfreien Aufwandsentschädigung von 50000 Mark.

Darüber hinaus überredete Goebbels am 22. April 1938 Hitler zu »einer großzügigen Geste des Führers«: »Befehl an (Reichsfinanzminister Schwerin v.) Krosigk: für Künstler 40 Prozent des Einkommens steuerfrei.« Am Vortag hatte man sich auf eine steuerfreie Dotation für die ohnehin sehr gut honorierte Lieblingsregisseurin Hitlers, »Fräulein Riefenstahl«, geeinigt. Goebbels überwies ihr 100000 Mark, worüber sich diese »ganz glücklich« zeigte.

Zwischen 1934 und 1942 verdreifachte Goebbels die Zuschüsse für Staats-, Stadt- und Wandertheater, hinzu kamen erhebliche Zuschüsse der Städte und Landkreise. Davon profitierte die in Deutschland traditionell vielfältige Theaterlandschaft insgesamt. So konnte das Lippische Landestheater in Detmold seinen Etat zwischen 1937 und 1942 verdoppeln, die Anzahl der Aufführungen verdreifachen. Auch stieg das Zuschauerinteresse rasant an: Verzeichnete die Saison 1932/33 noch 30000 Besucher, waren es 224000 in der Saison 1943/44. Im Vergleich zu 1928, dem besten Jahr der Weimarer Zeit, verdoppelten sich im katholischen Münster die Subventionen für das Städtische Theater. In der Arbeiterstadt Gelsenkirchen verzehnfachten sich die Theatersubventionen zwischen 1933 und 1943.

In gewiss selbstrechtfertigender Absicht veröffentlichte Gustaf Gründgens 1946 den kleinen Bericht »Zur Soziologie des deutschen Schauspielers«. Darin schreibt er, während der Hitlerjahre sei die Zahl der bestehenden Theater fast verdoppelt worden. Zudem hätten die Erfindung der KDF
 -Bühne und die noch besser bezahlten Engagements in Film und Funk »einer neuen großen Menge an 
 Schauspielern« nicht nur zu Lohn und Brot, sondern auch zu beachtlichen Gagen verholfen. Dies galt selbst für die unbedeutendsten unter ihnen, besonders profitierten jedoch »die Filmschauspieler mit Namen«. Sie alle, Gründgens eingeschlossen, besaßen – sei es in Bayern, sei es an einem märkischen oder österreichischen See – ein Landhaus. Ohne sich selbst einzubeziehen, meinte der nicht gerade neutrale Berichterstatter, seine Kolleginnen und Kollegen hätten, zumal im Krieg, fast jedes Angebot angenommen, um »immer wieder weiter Geld zu machen«, um den ihnen »fast unentbehrlich gewordenen Luxus« zu wahren. Speziell für die Kriegsjahre bestand demnach »kein Zweifel, dass es den deutschen Schauspielern äußerlich gesehen und vom Geld her betrachtet, nie besser ging«.
[8]



Bei allen Vergünstigungen für die Eliten des Kulturbetriebs kamen auch die politischen Führer nicht zu kurz: Alfred Rosenberg, Minister für die besetzten Ostgebiete, verfügte 1943 über ein Bruttoeinkommen von 243563 Reichsmark, Albert Speer lag knapp darunter. Joseph Goebbels bezog fast so viel Geld wie beide zusammen – 424317 Reichsmark. Für seine Leitartikel in der Wochenzeitung Das Reich floss ihm darüber hinaus vom NSDAP
 -eigenen Franz-Eher-Verlag in München ein jährliches Pauschalhonorar von 200000 Reichsmark zu.

Unter den zahlreichen Generälen, die Hitler großzügig bedachte, auch wenn er immer wieder auf sie schimpfte, sei Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel exemplarisch genannt. Er erhielt zu seinem 60. Geburtstag von seinem Führer eine Dotation von 250000 Reichsmark, was dem Beschenkten offenbar nicht ausreichte. Im Zusammenhang mit dem Erwerb eines Landguts versuchte er alsbald, den Betrag zu verdreifachen. Für den Bildhauer Arno Breker spendierte Hitler insgesamt 800000 Reichsmark – auch das war nur ein Teilbetrag. Kleinere Geldgeschenke lagen zwischen 15000 und 100000 Reichsmark. Fast alle Militärs, Staatssekretäre, Minister, Künstler und Architekten, Gau- und Reichsleiter wurden von Hitler bis zum Schluss auf diese Weise steuer- und abgabenfrei beschenkt.


 Aber woher hatte Hitler das viele Geld, sofern er zumindest gelegentlich auf sein »Privatvermögen« zurückgriff? Es stammte zum einen aus den Honoraren für seinen Bestseller »Mein Kampf«, zum anderen aber aus den Briefmarken mit seinem Porträt. Im Gegenzug für die Nutzung seiner Persönlichkeitsrechte erhielt er einen bestimmten Prozentsatz aus dem Verkaufserlös der Briefmarken. Wie die Historiker Gerd Ueberschär und Winfried Vogel schreiben, überreichte Postminister Wilhelm Ohnesorge (1872–1962) Hitler in der Regel zu dessen Geburtstag einen stattlichen Scheck aus den Bildrechten der millionenfach verkauften Hitler-Briefmarken – einmal sollen es über 50 Millionen Reichsmark gewesen sein, wie Albert Speer und Hitlers Leibfotograf Heinrich Hoffmann später bezeugten.
[9]



Wie bewusst Hitler das Mittel der Bestechung nutzte, lässt sich beispielhaft am Fall des Generalfeldmarschalls Günther von Kluge (1882–1944) erzählen. Kluge gehörte zur hitlertreuen Generalität: Er fiel 1939 mit der von ihm befehligten 4. Armee in Danzig ein und bestätigte die von einem Feldkriegsgericht rechtswidrig verhängten Todesurteile gegen 38 Verteidiger des dortigen Polnischen Postamts. Im Krieg gegen die Sowjetunion hatte er schwerste Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Minsker Zivilgefangenenlager zu verantworten, wo er am 29. Juni 1941 die Weisung erteilte: »Alle Frauen in Uniform sind zu erschießen.« Das betraf reguläre Kombattantinnen und weibliche Gefolgschaftsmitglieder der Roten Armee. Darüber hinaus regte Kluge an, die belarussische Zivilbevölkerung propagandistisch zu ermutigen, »Kommissare zu erschlagen«.

Ebendiesem Generalfeldmarschall von Kluge ließ der Führer am 30. Oktober 1942 zu dessen 60. Geburtstag einen Scheck von 250000 Reichsmark zukommen, steuerfrei selbstverständlich, den der so kampftüchtige Jubilar gerne annahm. Zudem belohnte ihn Hitler 1943 mit gleich zwei Ritterkreuzen – erst mit Eichenlaub, dann mit Schwertern. Doch geriet der dermaßen Beschenkte und Geförderte im September 1944 wegen sehr vager, sehr unentschlossener Kontakte zu den Verschwörern des 20. Juli 1944 ins Visier des 
 Reichssicherheitshauptamts. Daraufhin schrieb er einen seltsamen Abschiedsbrief an den von ihm lange bewunderten Hitler (»Mein Führer, …«) und nahm sich mit Hilfe von Zyankali das Leben. Wie Goebbels dokumentierte, zeigte sich Hitler besonders deshalb »empört und erbittert, weil er Generalfeldmarschall Kluge unter den Feldmarschällen mit am besten behandelt«, »ihm eine große Dotation ausgeschrieben und ihn auch sonst mit Ehren überhäuft« habe. Nach dem Selbstmord Kluges giftete Goebbels am 29. September: »Dass so ein Mann sich nicht geschämt hat, dem Führer weiterhin unter die Augen zu treten, von ihm Ehrungen und Dotationen in Empfang zu nehmen!« Auch in den obersten Etagen seines Herrschaftsapparats erzeugte Hitler Loyalität mit den altbekannten Mitteln materieller Korruption. Wo das nicht oder nicht reibungslos fruchtete, jammerte er über »Ehrlosigkeit«, »Unverschämtheit«, »Undankbarkeit« und »Verrat«.
[10]



 

Auch das vielfältige System von Geben und Nehmen folgte Hitlers Dreiteilung des deutschen Volks: Während der untersten sozialen Schicht möglichst jede Art von Sozialleistung entzogen und ihr praktisch oder tendenziell das Lebensrecht abgesprochen wurde, knüpften die Lenker des nationalsozialistischen Raubstaats für die »Masse der Mitte« ein Netz von kleinen, sich fortwährend etwas verbessernden sozialen Wohltaten und Vergünstigungen. Auf der Ebene alltäglicher Vorteile konnte jeder Einzelne aus der mittleren Großmasse sozial aufsteigen, vom kleinteiligen Raub profitieren und sich, so bescheiden seine heimatlichen Lebensverhältnisse auch sein mochten, im unterworfenen Europa als Angehöriger eines Volkskollektivs aufspielen, dem angeblich besonders edle körperliche und geistige Fähigkeiten eigen seien und dem im Übrigen die Zukunft gehöre.





[image: Eine Büste von Adolf Hitler des Bildhauers Gerhard Marcks von 1941, rechts die Büste selbst, links daneben eine Skizze von Adolf Hitlers Gesicht, die Marcks vor Erstellung der Büste zeichnete, nachdem er Hitler zufällig in Berlin gesehen hatte.]


Zu der Hitlerbüste, die der Bildhauer Gerhard Marcks (1889–1981) im Herbst 1941 geschaffen hatte, schreibt Ari Hartog: Als sich Marcks im Sommer 1941 mit einem solchen Porträt beschäftigte, habe er Hitler zufällig aus nächster Nähe in einem Stau gesehen, als sich dieser inkognito durch Berlin fahren ließ. Unmittelbar danach skizzierte Marcks Hitlers Gesicht, das er seit den 1920er Jahren kannte, da die Familie seiner Frau–200 Meter von Hitlers Berghof entfernt – einen Bauernhof bewirtschaftete, der bald nach 1933 zu günstigen Bedingungen enteignet und dann abgerissen wurde. Zur Begegnung mit dem Porträtierten berichtete Marcks: »Er starrte in die Fahrtrichtung mit dem Ausdruck einer Hyäne. Aber vor allem sah er subaltern aus.«
[1]
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 1940: Sieghaft, mörderisch und ratlos





Sprecher:
 Anton Hinkel war ein erstaunliches Genie, das die ganze Nation mit nimmermüder Energie Tag und Nacht in Bewegung hielt.


Hinkel:
 Alles oder nichts! Ich habe es in der Hand! Herrscher der Welt – meiner Welt!


Charlie Chaplin (1889–1977) in seinem Film »The Great Dictator«, Premiere 15. Oktober 1940 in New York




Im Jahr 1940 errang Deutschland die Siege über Dänemark, Norwegen, die Niederlande, Belgien, Luxemburg und – psychologisch besonders wichtig – über den »Erbfeind«
 Frankreich. Noch bemerkte das Volk vom Krieg relativ wenig. Es schunkelte zwischen freudigem Hochgefühl, Ungewissheit und Friedenshoffnung. Nebenbei begann die politische Führung mit den ersten großen Massenverbrechen, implementierte sie schleichend in den äußerlich noch zivilen Alltag: die Euthanasiemorde und die bald schon mit punktuellen Morden kombinierten Deportationen der pfälzischen und badischen Juden sowie Zehntausender christlicher und jüdischer Polen.

Anders als sein Volk wollte Hitler nichts vom Frieden wissen. Goebbels tabuisierte das Wort. Es durfte in den Medien nicht genannt werden: Die Raison d’être des Macht- und Herrschaftsgebildes Hitlerdeutschland beinhaltete Krieg. Allerdings blieb dessen Anführer monatelang unschlüssig, gegen wen er seine hochgerüstete, nun siegesverwöhnte Wehrmacht als Nächstes losmarschieren lassen sollte. Dabei stand fest, dass jede weitere militärische Unternehmung Risiken bislang noch unbekannter Größenordnung mit sich bringen würde.






Fußnoten
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 Parallelaktionen Gnadentod und Heim-ins-Reich



Mit Kriegsbeginn setzte die Staatsführung zwei voneinander unabhängige Programme radikalisierter Bevölkerungspolitik ins Werk. Beide ebneten den Weg hin zur Politik des systematischen Genozids: erstens die halbgeheime Ermordung Zehntausender als unheilbar geltender »nutzloser Esser«; zweitens die zwangsweise Umsiedlung und Vertreibung Hunderttausender Menschen entsprechend ethnischer, sprachlicher, religiöser, sozialer und kultureller Merkmale. Im einen wie im anderen Fall unterschieden diejenigen, die sich als Bevölkerungsingenieure und Optimierer des nationalen Volkskörpers verstanden, zwischen gutem und schlechtem »Menschenmaterial«.

Mit der Ermordung weit überwiegend deutscher psychisch, geistig und auch körperlich belasteter Menschen sollten für deren heilbare und leistungsfähige Mitbürger materielle Kapazitäten freigemacht werden. Für die rein utilitaristischen Triebfedern sprechen viele Quellen, zitiert sei nur eine Dreisatzaufgabe aus damaligen Rechenbüchern für Zehnjährige: »Die durchschnittlichen Baukosten einer Kleinwohnung betragen 5000 bis 7000 Reichsmark. Der Bau einer Irrenanstalt kostet etwa sechs Millionen Reichsmark. Wie viele Familien könnten dafür eine Wohnung erhalten?«

Auch mit Hilfe der Zwangsumsiedlungen beabsichtigte die Staatsführung, »schlechte«, nichtdeutsche Bevölkerungssegmente gegen »gute«, volksdeutsche (arische) »auszutauschen« und im Zuge dessen die Wirtschaftsstruktur ganzer Regionen zu modernisieren. Zunächst bestimmten die mit großer Härte, punktuell mit tödlicher Gewalt durchgeführten Vertreibungen, Abschiebungen und Ghettoisierungen in den annektierten Teilen Polens das Bild. Doch war auch dieses Projekt vom ersten Tag an mit zweckgebundenen Morden an Tausenden wehrlosen Menschen verbunden. Zwei Jahre später wurde die Methode Umsiedlung in den schnellen Tod zum zentralen Mittel deutscher Bevölkerungspolitik.


 Im August 1939 hatte Hitler dem Chef seiner Parteikanzlei, Philipp Bouhler, und seinem gesundheitspolitischen Berater (»Begleitarzt«), Karl Brandt (1904–1948), die Aufgabe »Gnadentod« überantwortet. Etwas später fasste er diesen Auftrag für den Reichsjustizminister als eine Art Rechtsgrundlage in gewundene Worte: »Reichsleiter Bouhler und Dr. med. Karl Brandt sind unter Verantwortung beauftragt, die Befugnisse namentlich zu bestimmender Ärzte so zu erweitern, dass nach menschlichem Ermessen unheilbar Kranken bei kritischster Beurteilung ihres Krankheitszustandes der Gnadentod gewährt werden kann.« Eine solche Ermächtigung eröffnete den mit der Durchführung Betrauten großen Spielraum:

Hitler definierte weder die Methode noch die Auswahlkriterien oder den Umfang der von ihm bewilligten Maßnahme »Gnadentod«. Er vertraute seinen Leuten nach dem Motto: »Lasst euch etwas einfallen! Möglichst schnell! Und vergesst bitte eines nicht: Scherereien möchte ich deshalb nicht haben!! – Go!« Derart vage wurden sogenannte Führererlasse nicht immer, aber häufig formuliert – oftmals von denjenigen, die sie haben und nutzen wollten.

Hitler ernannte mit Vorliebe Generalbevollmächtigte, Generalkommissare und (Sonder-)Beauftragte, die sich um die praktische Durchsetzung seiner Vorgaben und von ihm befürworteter Ideen anderer zu kümmern hatten. Die Beauftragten mussten sich an zahllosen widerstreitenden Interessen und störrischen Realitäten abarbeiten. Konfrontiert mit den Hindernissen der Praxis, entwickelten sie zusammen mit ihren Untergebenen immer radikalere Lösungsansätze und speisten diese dann in die Führungszirkel des stets im Wandel begriffenen NS
 -Machtgefüges ein. Auch im Politikfeld Ethnische Säuberungen beschränkte sich Hitler auf die Vorgabe eines lockeren Rahmens. Dazu ein Beispiel vom Herbst 1940:

Am 25. September 1940 erörterte er mit den zuständigen Gauleitern, wie die seit Ende 1918 wieder französisch gewordenen kulturellen Übergangslandschaften Elsass und Lothringen konsequent eingedeutscht werden sollten. Als Germanisierungskommissare ernannte 
 er die Gauleiter der angrenzenden Gaue Saarpfalz und Baden, Josef Bürckel und Robert Wagner (1895–1946). Wie sie dabei im Einzelnen vorgehen sollten, bestimmte der Führer nicht. Er umriss einen Zeithorizont und empfahl im Übrigen, sich nicht von hergebrachten Moral- und Rechtsnormen irritieren zu lassen. Die beiden Beauftragten sollten ihm nach zehn Jahren melden, die ehemals französischen Regionen seien nunmehr »deutsch, und zwar rein deutsch«, wobei er seine Männer dann nicht fragen werde, »welche Methoden sie angewandt hätten«. Wie Martin Bormann (1900–1945) vermerkte, sicherte Hitler seinen Exekutoren bei dieser Gelegenheit unbegrenzte Handlungsfreiheit zu: »Es sei ihm gleichgültig«, so steht es in Bormanns Rapport, »wenn irgendwann in der Zukunft festgestellt werde, dass die Methoden zur Gewinnung dieses Gebietes unschön oder juristisch nicht einwandfrei gewesen seien.« Auch die in den annektierten Ostgebieten verantwortlichen Gauleiter versicherte Hitler der »notwendigen Bewegungsfreiheit (…) für die Durchführung der ihnen gestellten Aufgaben«.
[1]



Politische Entscheidungen fallen in der Regel weder an einem Tag, noch fließen sie geradlinig in die Praxis ein. Für das Ergebnis entscheidend bleibt, welche Optionen sich in den Phasen von Versuch und Irrtum als tauglich oder untauglich erweisen – und welche trotz sich dynamisch verändernder Rahmenbedingungen noch gangbar bleiben. Auch für Hitlerdeutschland lässt sich der Verlauf politischer Willensbildung als mehr oder weniger offener Prozess fassen. Die Übergänge zwischen Planungen, den Phasen des Austestens, vorauseilender Praxis und abschließenden, auch weiterhin korrigierbaren Entscheidungen blieben fließend. Dies galt gleichermaßen für die Grenzen zwischen den beteiligten und interessierten Institutionen sowie zwischen den verschiedenen Abteilungen einer Verwaltung.

 

Im Fall des stillen Hinmordens behinderter und psychisch kranker Menschen verständigten sich die von Hitler ermächtigten Sonderbeauftragten Brandt und Bouhler auf eine lockere Oberaufsicht. Die 
 praktischen Aufgaben delegierten sie an andere. Zunächst zogen sie den in solchen Dingen stets kooperativen Ministerialrat Herbert Linden aus der Medizinalabteilung des Innenministeriums zur Mitarbeit heran und berieten sich mit führenden Psychiatrieprofessoren. Aus deren Kreis zeigte sich Professor Werner Heyde (1902–1964) gerne bereit, führend in einem kleinen Arbeitsstab mitzuwirken, der bald in der Berliner Tiergartenstraße Nr. 4 residierte. Aus der Adresse entstand eines der Codewörter für das Morden, das auch im Folgenden als Kurzbezeichnung verwendet wird: Aktion T4. Unter der organisatorischen Mithilfe des effizienten Machers Viktor Brack (1904–1948), dem engsten Mitarbeiter Bouhlers, vernetzte man in den Wochen (oder auch Monaten) vor Kriegsbeginn verschiedene Gruppen aufgeschlossener Aktivisten: Staatsbeamte, Mitarbeiter der NSDAP
 -Führung, psychiatrische Praktiker sowie anerkannte Professoren der Psychiatrie, Neurologie und Pädiatrie.

Als Erstes entwickelte das vorbereitende Team ein besonderes Verfahren für die Ermordung behinderter Säuglinge und Kleinkinder. Sodann wurde mit Hilfe von Giftgas nach einem Verfahren des angeblich schmerzlosen Tötens gesucht. Das Ergebnis erwies sich als zufriedenstellend. Daneben arbeiteten andere an einem standardisierten Fragebogen, um die zur Ermordung vorgesehenen erwachsenen Patienten ohne zeitraubende individuelle Diagnostik und Aktendurchsicht zu selektieren. Den Fragebogen verschickte das Innenministerium an die psychiatrischen Anstalten als Meldebogen zu vorgeblich statistischen Zwecken. Die organisatorische Seite übernahmen fünf von der Parteikanzlei gegründete Pop-up-Ämter, die auf den ersten Blick harmlos wirkten und wirken sollten:


Der Reichsausschuss zur wissenschaftlichen Erfassung erb- und anlagebedingter schwerer Leiden (Reichsausschuss) organisierte die Ermordung von mindestens 5000 Säuglingen, Kleinkindern, Kindern, später auch Jugendlichen in einem speziellen Melde- und Begutachtungsverfahren. Er verfügte über eine Postfachadresse. Zwei 
 Mitarbeiter in Hitlers Berliner Parteikanzlei und deren Sekretärinnen kümmerten sich im Nebenamt um die Einrichtung kleiner Mordabteilungen in regulären Krankenhäusern, genannt Kinderfachabteilungen, und um den Schriftverkehr mit drei Gutachtern, die über das Lebensrecht der Kinder entschieden.

Die Reichsarbeitsgemeinschaft Heil- und Pflegeanstalten (RAG
 ) hatte das nur auf die Meldebogen gestützte Begutachtungsverfahren für Erwachsene zu lenken. Jede auf einem Meldebogen bürokratisch umrissene, zu Papier gewordene Person wurde getrennt von drei Gutachtern beurteilt. Das Urteil erfolgte nicht in Worten, sondern mit einem + oder – Zeichen. Im Fall abweichender Beurteilungen entschied ein Obergutachter.

Die Gemeinnützige Stiftung für Anstaltspflege (Stiftung) rekrutierte und bezahlte das gesamte (Mord-)Personal, alles in allem etwa 300 bis 400 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.

Die Gemeinnützige Krankentransport GmbH (Gekrat) war für den Transport der Patienten von Krankenanstalten in Mordanstalten zuständig. Zuvor verschickten deren Mitarbeiter durchnummerierte Listen mit den Namen der abzutransportierenden Patienten.

Die Zentralverrechnungsstelle Heil- und Pflegeanstalten (ZVS
 t) wickelte sämtliche Probleme mit den Kostenträgern der Ermordeten ab und sicherte mit Hilfe gefälschter Todesdaten die Selbstfinanzierung des Mordapparats, indem sie Pflegekosten für Menschen abrechnete, die schon mehrere Tage oder Wochen zuvor in den Gaskammern den Erstickungstod erlitten hatten.



Die vier letztgenannten Organisationen residierten in der Tiergartenstraße 4, wo sie als einheitliche »Zentraldienststelle« geräuschlos und flüssig mit etwa 50 Angestellten zusammenwirkten. Anfang 1940 ging je eine Gaskammer mit angeschlossenem Krematorium im Schloss Grafeneck (Württemberg) sowie im Zuchthaus der Stadt Brandenburg in Betrieb, und der Massenmord an »lebensunwerten« Menschen begann. Nach einiger Zeit nahmen die Organisatoren vier 
 weitere Mordstätten in Betrieb (Bernburg, Hadamar, Hartheim und Pirna) und schlossen die beiden ersten. Insgesamt fielen den Euthanasiemorden in den nächsten zwanzig Monaten etwa 70000 Deutsche zum Opfer. Das heißt: Den ersten großen Massenmord begingen Deutsche an Deutschen. Zweifellos ebnete das am eigenen Volk vollzogene, akzeptierte oder zumindest hingenommene Verbrechen den Weg, noch weit mehr Morde an Menschen zu vollziehen, die als nichtdeutsch und zudem feindlich gebrandmarkt wurden.

 

Parallel dazu startete die Regierung weit ausgreifende Aktivitäten zur »ethnischen Entflechtung« Europas. In seiner Reichstagsrede vom 6. Oktober 1939 verkündete Hitler die Prinzipien »einer weitschauenden Ordnung des europäischen Lebens«. Wie er behauptete, bestehe die »wichtigste Aufgabe« darin, die »ethnographischen Verhältnisse« neu zu gestalten. Das erfordere »eine Umsiedlung der Nationalitäten, sodass sich am Abschluss der Entwicklung bessere Trennungslinien ergeben, als es heute der Fall ist«. »In diesem Zusammenhang« sei auch »der Versuch einer Ordnung und Regelung des jüdischen Problems« zu unternehmen.

Neben seiner Funktion als Reichsführer SS
 und Chef der deutschen Polizei erhielt Heinrich Himmler am folgenden Tag eine schon in den Wochen zuvor übernommene, aber jetzt offizielle zweite Aufgabe: die des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums (RKF
 ). Als solcher organisierte er in den folgenden Jahren unter dem Motto »Heim-ins-Reich« die Umsiedlung von rund 600000 Auslandsdeutschen. Das geschah mit Hilfe Tausender Mitarbeiter und eines Dutzends neu geschaffener beziehungsweise personell ertüchtigter Ämter – etwa der Volksdeutschen Mittelstelle (VoMi), der Haupttreuhandstelle Ost, der Deutschen Umsiedlungs- und Treuhandgesellschaft m.b.H. (DUT
 ), des Stabshauptamts des RKF
 , des Rasse- und Siedlungshauptamts (RuSHA
 ), der UWZ
 , der EWZ
 usw. Die Umsiedler stammten aus dem Baltikum und aus Südtirol, aus dem ehemaligen, nun sowjetischen Ostpolen, aus 
 Bessarabien, aus der Bukowina, der Dobrudscha und noch einigen anderen Regionen. Anders als Hitler in seiner Rede vortäuschte, entstand das Projekt »Neugestaltung der ethnographischen Verhältnisse« nicht aus primär ethnopolitischen Absichten, sondern als Folge jener militärischen und kriegswirtschaftlichen Erwägungen, die im Sommer 1939 zu den deutsch-italienischen und den deutsch-sowjetischen Bündnisverträgen geführt hatten.

Am 22. Mai 1939 schloss Deutschland einen Freundschafts- und Bündnispakt (»Stahlpakt«) mit Italien, wobei der gegenseitige militärische Beistand auch den Fall eines von einem der beiden Partner angezettelten Angriffskriegs einbezog. Am 22. Juni wurde der Pakt ohne nähere Inhaltsangabe im Reichsgesetzblatt bekanntgegeben. Einen Tag später paraphierten Deutschland und Italien das Protokoll zur Umsiedlung der deutschsprachigen Bevölkerung Südtirols. Die deutsche Delegation führte Heinrich Himmler an, mit am Tisch saß Reinhard Heydrich. Die Verhandlung fand im Geheimen Staatspolizeiamt Berlin statt; das Auswärtige Amt beteiligte sich symbolisch in Person von Staatssekretär Ernst von Weizsäcker (1882–1951). In der Folge dieses noch geheimen Protokolls sollten etwa 200000 Südtiroler umgesiedelt werden.

Am 24. August folgte der Nichtangriffsvertrag zwischen Deutschland und der Sowjetunion (»Hitler-Stalin-Pakt«). Am 28. September unterschrieben die Außenminister beider Staaten, Molotow und Ribbentrop, in Moskau ergänzend ein vertrauliches Protokoll zur Abgrenzung der Interessensphären, verbunden mit einer bald danach geregelten Option zum Bevölkerungsaustausch von Minderheiten, genannt Deutsch-Sowjetischer Grenz- und Freundschaftsvertrag. Die dazugehörige Landkarte signierten Ribbentrop und Stalin.

Praktisch beinhaltete der Vertrag zum einen die »Übersiedlung« weißrussischer, litauischer und ukrainischer Minderheiten aus dem von Deutschland besetzten Teil Polens, zum anderen – und an Umfang wesentlich bedeutender – sollten aus dem am 17. September 1939 sowjetisch besetzten und dann annektierten Ostpolen die 
 deutschstämmigen Minderheiten ausgesiedelt werden, ebenso aus den im Verlauf der folgenden Monate – mit Berliner Zustimmung – sowjetisch annektierten baltischen Republiken und Teilen Rumäniens. Das betraf insgesamt 430000 Menschen. Sie stammten aus den ehemaligen baltischen Republiken, dem ehemaligen Ostpolen, den ehemals rumänischen Provinzen Nordbukowina und Bessarabien. Bald trafen weitere etwa 70000 Umsiedler aus dem verbündeten Rumänien in Deutschland ein; die Umsiedlung der Südtiroler erfolgte vertragswidrig langsam und unvollständig, weil die deutsche Seite bald nicht mehr wusste, wie und wo die vielen neudeutschen Staatsbürger angesiedelt werden sollten.
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Parallel zum Vertragsabschluss in Moskau schrieb der Chef der Reichskanzlei, Heinrich Lammers (1879–1962), an Finanzminister Schwerin von Krosigk, Himmler sei von Hitler mit den bevorstehenden Umsiedlungen beauftragt worden. Deshalb lasse dieser bitten, »dem Reichsführer-SS
 für seine Aufgaben möglichst umgehend vorläufig zehn Millionen Reichsmark zur Verfügung zu stellen«. Am nächsten Tag schwadronierte Hitler im engsten Kreis über seine künftigen Pläne für Polen. Demnach solle der deutsch beherrschte Teil des Landes »in drei Streifen« geteilt werden. »Zwischen Weichsel und Bug« seien »das gesamte Judentum (auch aus dem Reich) sowie alle irgendwie unzuverlässigen Elemente« zu konzentrieren. An der Weichsel gelte es, einen »unbezwingbaren Ostwall – noch stärker als im Westen« – zu errichten. Jenseits der bisherigen deutschen Grenze sei »ein breiter Gürtel der Germanisierung und Kolonisierung« vorzusehen und zwischen Abschiebe- und Germanisierungszone »eine polnische ›Staatlichkeit‹« zu errichten. Wenige Wochen später wurde die Grenze des deutschen Siedlungsgürtels sehr viel weiter nach Osten verlagert, insbesondere die Region Lodz und sämtliche Kohlegruben im oberschlesischen Raum mit einbezogen.

Zur selben Zeit, am 6. Oktober, erging an Adolf Eichmann der Auftrag, mit der schlesischen Gauleitung über die »Abschiebung von 70–80000 Juden aus dem Kattowitzer Bezirk« zu verhandeln. Am 
 19. Dezember 1939 ernannte Heydrich Eichmann offiziell zum Sonderreferenten für »die Räumung der Ostprovinzen« und übertrug ihm »die zentrale Steuerung der Räumungsaufgaben«. Im Geschäftsverteilungsplan des am 27. September 1939 geschaffenen Reichssicherheitshauptamts trug Eichmanns Referat zunächst das Geschäftszeichen IVR
 (R = Räumung), im Geschäftsverteilungsplan vom Februar 1940 firmierte es dann unter IVD
 4. Die Aufgabenbeschreibung lautete »Auswanderung und Räumung«. Die gesamte Amtsgruppe IVD
 arbeitete an der »Gegnerbekämpfung« und verfügte neben ihren inländischen Aufgaben über die Zuständigkeit für die besetzten Gebiete. Seine Tatkraft hatte Eichmann, bis zum September 1939 im Judenreferat des SD
 tätig, 1938/39 insbesondere als Gründer und Leiter der Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Wien bewiesen. Dort hatte er binnen eines Jahres rund 90000 Juden weitgehend enteignet und »zur Auswanderung gebracht«. Für die in Polen anstehenden wesentlich größeren Vertreibungs- und Deportationsaufgaben schuf er jetzt die ihm unterstehende UWZ
 , die Umwandererzentralstelle – auch das ein klangvoll-bürokratischer Euphemismus. Zwei Jahre später wurden fast alle Mitarbeiter der UWZ
 und Eichmanns Referat IVD
 4 (später IVB
 4) zu hochaktiven Organisatoren des Holocaust.
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Heydrich war am 21. September 1939 noch davon ausgegangen, er werde in den kommenden Monaten etwa 180000 Juden aus den von Deutschland annektierten Gebieten Polens ins Generalgouvernement zu deportieren haben. Doch waren es drei Wochen später – wegen der zusätzlichen Annexionen, deren Gründe nichts mit der Judenpolitik zu tun hatten – dreimal so viele, nämlich 550000. Gleichzeitig war das Generalgouvernement, wohin die Deportierten gebracht werden sollten, aus wirtschaftlichen und siedlungspolitischen Gründen verkleinert und seiner ökonomischen Basis vollständig beraubt worden. Damit nicht genug: Gingen die Organisatoren der Massendeportation ursprünglich davon aus, Zentralpolen sei ein »Abschiebeterritorium«, das die deutschen Besatzer polizeilich kontrollieren, aber ansonsten »sich selbst überlassen« würden, änderte sich auch das.


 Als Beauftragter für den Vierjahresplan verbot Göring am 12. Februar 1940 weitere Deportationen über den bis dahin genehmigten Rahmen hinaus. Und obwohl es Hitler, Himmler und Heydrich anders wollten, weigerten sich die deutschen Machthaber im besetzten Zentralpolen mit zunehmendem Erfolg, völlig enteignete Heimatvertriebene aufzunehmen. Sie wussten einfach nicht, wohin mit ihnen. Auch sie bedurften eines Minimums an okkupatorischer Ordnung und entwickelten zudem den Ehrgeiz, das kleine »Restpolen« in ein produktives »Nebenland des Reiches« zu verwandeln.

Unter dem Eindruck solcher interessengeleiteten Diskrepanzen klagte Eichmann bereits im Januar 1940 über »die Schwierigkeiten«, »die aus der Wechselwirkung zwischen der Ansetzung der Volksdeutschen und Evakuierung der Polen und Juden entstehen« würden. Damit meinte er die gegenseitigen Blockaden beider Projekte. In den Augen der Ansiedler von Volksdeutschen waren die Aussiedler unter Eichmanns Leitung immer zu langsam. Kaum hatte die »moderne Völkerwanderung« Himmlers angefangen, entstand eine Situation des Patts infolge widerstreitender Pläne, realer Hindernisse und selbstgeschaffener Sachzwänge. Im Januar 1940 spottete Goebbels: »Himmler verschiebt augenblicklich die Völker. Nicht immer mit Erfolg.«
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Im Unterschied dazu startete das Euthanasieprogramm glatt und unkompliziert. Am 3. April 1940 trafen sich mehrere Hundert Oberbürgermeister und kommunale Spitzenvertreter zu einer Versammlung des Deutschen Gemeindetags. Die Tagesordnung wurde laut Einladung erst an Ort und Stelle bekanntgegeben. Es ging um die technisch-bürokratische Seite der »Aktion«: Meldungen an die Standesämter, Übersendung der (mit der gemischten Asche von mehreren oder ganz anderen Menschen gefüllten) Urnen an die Friedhofsverwaltungen, um Kostenträger, Vormunde, Geheimhaltung, Sprachregelungen usw.

Zunächst aber mussten die angereisten Herren über das bereits laufende Projekt informiert werden. Das übernahmen Viktor Brack von 
 der Parteikanzlei des Führers und Karl Fiehler (1895–1969), Reichsleiter des NSDAP
 -Hauptamts Kommunalpolitik, Oberbürgermeister von München und Vorsitzender des Deutschen Gemeindetags. Nach einer Mitschrift des Plauener Oberbürgermeisters Eugen Wörner (1882–1959) führten sie aus: »Die in Betracht kommenden Unheilbaren« würden in »besonderen, ganz primitiven Heilanstalten zusammengepfercht«, wo man alles tue, »um sie raschmöglichst sterben zu lassen«. »Eine Kommission von Ärzten« werde »alle in Betracht kommenden Anstalten daraufhin sieben« und entscheiden, welche Kranken in die Sterbeasyle zu verlegen seien. Widerspruch regte sich nicht. Die Kommunen erfüllten die neue Aufgabe zuverlässig.

Laufende Rückmeldungen und Missgriffe auswertend, verfeinerten die Mitarbeiter der Aktion T4 das Verfahren der Verlegungen, um Interventionen von Angehörigen oder Rückfragen von Kostenträgern und Vormunden vorzubeugen. Anders als im Fall der Zwangssterilisierungen wurde schon vorab ein mehrfach erörtertes Gesetz verworfen, das den selbst- und (gutachterlich) fremdbestimmten »Gnadentod« regeln sollte. Mit dem Für und Wider eines solchen Gesetzes hatte sich Hitlers Leibarzt Dr. Theo Morell (1886–1948) im Auftrag seines mächtigen Patienten befasst und zur »amtsgeheimen Maßnahme« geraten. Argumentativ stützte er sich auf eine Umfrage, die Dr. Ewald Meltzer (1869–1940), ärztlicher Direktor des Behindertenheims Katharinenhof in Großhennersdorf (Oberlausitz), 1920 veranstaltet und deren Ergebnisse er 1927 veröffentlicht hatte.

Meltzer hatte die Eltern seiner minderjährigen Pfleglinge »rein theoretisch« gefragt, ob sie, falls entsprechende gesetzliche Regelungen bestünden, »in eine schmerzlose Abkürzung des Lebens ihres Kindes einwilligen« würden, sofern von Sachverständigen festgestellt worden sei, »dass es unheilbar blöd« bleibe. 73 Prozent (119) antworteten mit Ja und 27 Prozent (43) mit Nein. Doch waren unter den Neinsagern nicht wenige (17), die einen stets ähnlichen inneren Konflikt offenbarten: »Was soll ich als alleinstehende Frau machen; stelle es zu Ihrer Verfügung, machen Sie, was Sie für am besten halten! Richtiger hätten 
 Sie mir das gar nicht gesagt und hätten das Kind einschlafen lassen.« Solche von Meltzer kritisch herausgestellten Aussagen machten Morell hellhörig. Er empfahl, den darin spürbaren Zwiespalt zwischen Todeswunsch und Gewissensnot zu »berücksichtigen« und die geplante »heilsame Maßnahme« »ohne das Placet des Souveräns Volk« auszuführen. So wurde verfahren.

Den Angehörigen gegenüber wurde behauptet, ihre Kranken würden auf Anordnung des Reichsverteidigungskommissars aus kriegsnotwendigen Gründen verlegt – eine Lüge, die die Organisatoren des Mordens nur deshalb verbreiteten, um die Neigung der Angehörigen zum Widerspruch zu mindern. Die Tarnung bestand in einem Angebot an die Angehörigen, Nachbarn und Freunde eines Ermordeten, nicht wissen zu müssen, was man nicht so genau wissen möchte. So konnten sich Eltern und Geschwister, Ehegatten und Kinder der in aller Stille Ermordeten aus der Mitverantwortung stehlen, ihre christlich vorgeprägten Gewissen ruhigstellen und ein uneingestandenes Komplizentum mit den Mördern eingehen. Dem kamen die einem hektographierten Leitfaden entnommenen, erfundenen Angaben über die Todesursachen entgegen: Endlich, so ließ sich im Familienkreis sagen, hat unser schwer leidender Hans seinen Frieden gefunden, ist von seinen Gebrechen erlöst.

Daneben verstärkten die auf eugenische Sensibilisierung gerichteten NS
 -Gesetze die Tendenz zum Schweigen, weil ein behinderter oder psychisch kranker Angehöriger potenziell die gesamte Familie stigmatisieren konnte. Die von den Mördern verfassten Trostbriefe betonten beides, die »Erlösung« des Ermordeten von seinen Leiden und die »Erlösung« der Familie von dem Ermordeten. Als Beispiel sei die Schlusspassage eines Briefs zitiert, mit dem die Eltern vom angeblich natürlichen Tod eines ihrer Kinder benachrichtigt wurden: »Bei der geistigen, unheilbaren Krankheit Ihres Sohnes ist der Tod eine Erlösung für ihn und seine Umwelt.«
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In den Meldebogen, die die Anstaltsdirektoren seit Ende 1939 in regelmäßigen Abständen ausgefüllt an das Innenministerium zu 
 schicken hatten, wurden bestimmte Diagnosen abgefragt. Zudem waren »unter Angabe der Rasse« sämtliche Patienten zu melden, die »nicht deutschen oder artverwandten Blutes« seien, ebenso Patienten, die länger als fünf Jahre in einer Anstalt lebten, und solche, die dort von den Gerichten wegen krimineller Delikte und verminderter Schuldfähigkeit eingewiesen worden waren. Eine Frage sticht besonders hervor. Sie lautete zunächst: »Erhält Patient regelmäßig Besuch?« und später, etwas differenzierter: »Wie oft und von wem erhält der Patient Besuch?« Aus den Antworten darauf schlossen die Organisatoren des Mordens auf ein wichtiges Kriterium für die Auswahl derer, die sie konfliktfrei in den Tod deportieren konnten. Der familiäre und freundschaftliche Kontakt zu einem psychisch dauerhaft schwierigen Menschen verliert sich nicht selten in einem schleichenden Prozess. Das weiß man aus eigener Erfahrung.

Im Jahr 2007 hat die Historikerin Petra Fuchs das Verhalten der Angehörigen anhand der Kranken- und Personalakten von 3002 Opfern der T4-Morde untersucht. Zum Vergleich zog sie aus zwölf psychiatrischen Anstalten die Akten von Patienten mit ähnlichen Leiden heran, die überlebt hatten. Als Kriterium für guten familiären Rückhalt sprechen in den Personalakten dokumentierte Briefe, Überweisungen von Taschengeld, das Senden von Päckchen, Anträge auf Beurlaubung des Kranken an Festtagen, regelmäßige Besuche, insbesondere zu Weihnachten und Ostern, zum Geburts- und Namenstag. Auf der Grundlage solcher Anhaltspunkte konnte Fuchs für die überlebenden Kranken nachweisen, dass bei ihnen in 39,4 Prozent der Fälle »ein enger Familienzusammenhalt« bestand – bei den Ermordeten jedoch nur in 19,2 Prozent der Fälle. Das bedeutet: Leise Formen familiärer Zugewandtheit (die nicht mit Widerstand zu verwechseln sind) verdoppelten die Überlebenschancen eines Pfleglings.

Um das System präventiver Konfliktvermeidung noch geschmeidiger auszugestalten, schickte die Transportorganisation bald Listen an die Anstaltsdirektoren, auf denen etwa ein Drittel mehr Patienten namentlich aufgeführt wurden, als laut Ankündigung tatsächlich 
 verlegt werden sollten. Damit wurde den Direktoren – in der Praxis auch den Stationsärzten und leitenden Pflegebediensteten – das Recht eingeräumt, eine bestimmte Zahl von Patienten nach eigenem Ermessen »mit roter Tinte« von der Liste zu streichen. Auf diese Weise wurden Ärzte und Stationsschwestern und -pfleger in den Anstalten hundertfach in die Entscheidungen über Leben und Tod ihrer Patienten und damit in die Mordmaschinerie eingebunden. Nach eigenem Ermessen konnten sie unter den Menschen, die sie alle gut kannten, einzelne von den Listen streichen und retten, sei es, weil sie diese als Arbeitskräfte, als pflegeleichte Patienten oder aus vielfältigen privaten Gründen schätzten – oder weil sie annahmen, dass sich die Angehörigen beim nächsten Besuch hartnäckig nach dem Warum und Wohin der Verlegung erkundigen, bei den Aufsichtsbehörden beschweren und Radau machen könnten.

Um auf Nummer sicher zu gehen, verlegten die Organisatoren der Aktion T4 die zur Ermordung bestimmten Patienten alsbald für vier bis sechs Wochen in sogenannte Zwischenanstalten. Auch die dortigen Ärzte konnten noch einzelne Patienten von den Todeslisten nehmen. Vor allem aber konnten besorgte Angehörige mit Erfolg intervenieren. Das belegt der Brief, den Direktoren der Brandenburger Zwischenanstalten an das zuständige Landesgesundheitsamt richteten. Sie wollten wissen, »ob sie auf Wunsch der Angehörigen usw.« Patienten »ohne Mitwirkung der Transport GmbH« – also ohne Zustimmung der Mordorganisation T4 – entlassen dürften. Die Antwort ließ an Klarheit nichts zu wünschen übrig: Entlassungsanträgen von Angehörigen »ist in jedem Falle zu entsprechen«. Diese Anweisung galt bis zum letzten Moment, bis vor die luftdicht zu verschließende Stahltür der Gaskammer. Die Nachgiebigkeit im Fall entschiedener Nachfragen sicherte den glatten Ablauf der gesamten »Aktion«. Nur sehr wenige Familien nutzten diese öffentlich nicht bekanntgemachte Möglichkeit.

Im April 1941 erläuterte der ärztliche Leiter der Aktion T4, Professor Werner Heyde, den versammelten deutschen 
 Generalstaatsanwälten und Oberlandesgerichtsdirektoren, wie er die familiären Reaktionen einschätzte: »In 80 Prozent der Fälle sind die Angehörigen einverstanden, 10 Prozent protestieren, 10 Prozent sind gleichgültig.« So lief das Projekt »Gnadentod«, das in erster Linie Deutsche und deutsche Familien betraf, zur Überraschung der Initiatoren und Betreiber sehr viel reibungsloser als zu Anfang befürchtet – bis es, nachdem etwas mehr als 70000 Menschen ermordet worden waren, am 24. August 1941 urplötzlich gestoppt wurde – äußerlich durch einen Führerbefehl, den aber hatte Goebbels Hitler sechs Tage zuvor bei nächtlichen Gesprächen abgerungen (Kapitel IX
 .5).
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Mögen im Spätherbst 1939 viele der deutschstämmigen Zwangsumsiedler – die ersten kamen aus Lettland und Estland – subjektiv noch so sehr mit dem Dritten Reich sympathisiert haben, so blieben sie doch Objekte der Machtpolitik. Sie wurden aus übergeordneten kriegerisch-imperialen Erwägungen binnen weniger Wochen entwurzelt, verschoben, einer »modernen Völkerwanderung« unterworfen, wie Himmler und Goebbels den staatlichen Gewaltakt umschrieben, und gerieten für viele Monate in unkomfortable, mit großen Ungewissheiten behaftete Lebensverhältnisse – nämlich in Sammellager und provisorische Unterkünfte. Oftmals fanden sie in den folgenden 15 Jahren keinen festen Boden unter den Füßen.

Man denke an die im Herbst 1940 aus Bessarabien ausgesiedelte Familie des ehemaligen deutschen Bundespräsidenten Horst Köhler (1943–2025). Diese lebte zunächst zwei Jahre lang in verschiedenen Lagern, bis sie im Herbst 1942 in der von Himmlers Kommandos mit unsäglicher Gewalt von Einheimischen »freigemachten«, nunmehr deutschen »Volkstumsinsel Zamość« im heutigen Ostpolen angesiedelt wurde. Dort wurde Horst Köhler im Februar 1943 in dem Dorf Skierbieszów, damals Heidenstein genannt, geboren. 1944 musste die Familie die sogenannte Volkstumsinsel wieder verlassen, landete nach einem mehrjährigen Umweg über Sachsen in Schwaben und wohnte dort bis 1957 in ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken. Die Familie 
 Köhler hauste fast 17 Jahre in Lagern und provisorischen Gemeinschaftsunterkünften – ein durchaus typisches Ergebnis des hitlerdeutschen Projekts »ethnische Flurbereinigung«.

Den Besitz aller volksdeutschen Umsiedler im Gegenwert von mehr als 3,3 Milliarden Reichsmark verrechnete der Fiskus des Deutschen Reichs – zum Vorteil der Außenhandelsbilanz – mit der Sowjetunion, mit Rumänien und Italien gegen Lebensmittel-, Erdöl- und Warenlieferungen. Die Umsiedler ihrerseits erhielten die Wohnungen, Höfe und Betriebe, das Handwerksgerät, das Vieh und den Hausrat derjenigen Polen oder Juden, die vom Dezember 1939 an systematisch enteignet, vertrieben und – im Fall der Juden – überwiegend und völlig mittellos ghettoisiert wurden. Die deutsche Verwaltung bezeichnete das Verfahren als »Naturalrestitution«. Die Heimatländer bezahlten also für die Hinterlassenschaften der deutschstämmigen Umsiedler mit Lieferungen im Wert von drei Milliarden Reichsmark, während die Umsiedler mit dem mobilen und immobilen Besitz verjagter Polen und Juden entschädigt wurden. Bis Ende 1940 betrugen direkte Auszahlungen an die Umsiedler lediglich 65 Millionen Reichsmark, wobei auch diese Beträge aus den konfiszierten Bankguthaben und Wertpapieren derjenigen bezahlt wurden, die deutsche Kommandos enteignet und vertrieben hatten. So entstand unter der Hand eine Win-win-Situation für den deutschen Fiskus. Darin zeigt sich abermals: Materiell basierte Hitlers Staat auf Raub, Raub, Raub und nochmals Raub.
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Wie sehr auch die Zukunftsvisionen des nationalen Sozialismus Hitlerdeutschlands auf der hemmungslosen Ausbeutung fremder Menschen beruhten, erschließt sich zweifelsfrei aus dem im Sommer 1941 entworfenen Generalsiedlungsplan Ost. Dieser war zunächst auf 25 Jahre angelegt, sollte dann aber, so Himmlers Wunsch, schon nach 20 Jahren realisiert sein. Diesem Plan entsprechend, sollten die Siedlungsachsen im Norden bis kurz vor die – zuvor dem Erdboden gleichzumachende – Stadt Leningrad reichen, im Süden bis auf die Halbinsel Krim. In neu zu errichtenden Städten und Wehrdörfern mit 
 agrarischen Großbetrieben sollten zunächst vier bis fünf Millionen Deutsche angesiedelt werden. Gemäß dem von zwei Professoren, dem Berliner Agrarwissenschaftler Konrad Meyer (1901–1973) und dem Jenaer Finanzwissenschaftler Felix Boesler (1901–1976), sowie deren akademischen Mitarbeitern entworfenen Plan war für die Finanzierung des Projekts das Folgende vorgesehen:

Auf der Grundlage von in Polen und der Sowjetunion erst noch zu erbeutenden Vermögenswerten sollte ein »neu zu bildendes Sondervermögen« für Siedlungszwecke geschaffen werden. Darüber hinaus sahen die Planer künftiger »Aufbaumaßnahmen« »Ersparnisse« »durch kolonnenmäßigen Einsatz von billigen Arbeitskräften« vor. Dafür setzten sie 12,4 Milliarden Arbeitsstunden an. Ein Jahr später, im Sommer 1942, übertrug Heinrich Himmler die wissenschaftlich-sterilen Sätze der imperial durchdrungenen, praxisorientiert arbeitenden akademischen Intelligenz für seine obersten SS
 -Führer in unmissverständliches Deutsch:


Wenn wir nicht die Ziegelsteine hier (im Osten) schaffen, wenn wir nicht unsere Lager mit Sklaven vollfüllen (…), mit Arbeitssklaven, die ohne Rücksicht auf irgendeinen Verlust unsere Städte, unsere Dörfer, unsere Bauernhöfe bauen, dann werden wir auch nach einem jahrelangen Krieg das Geld nicht haben, um die Siedlungen so auszustatten, dass wirklich germanische Menschen dort wohnen und in der ersten Generation verwurzeln können.
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2
 Das Morden gelingt, das Umsiedeln scheitert



Seit dem Herbst 1939 nutzten die Akteure des nationalidentitären Umsiedelns das Mittel des Massenmords immer wieder mit großer Selbstverständlichkeit. In Pommern, in West- und Ostpreußen, im annektierten und im besetzten Polen veranlassten sie für ihre 
 unmittelbaren Zwecke die Ermordung von insgesamt etwa 15000 geisteskranken und behinderten Menschen. Dies geschah ausdrücklich nicht im Rahmen der Aktion T4. Vielmehr wurden die Patienten von zwei Kommandos der SS
 , die auf Anweisung des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums handelten, entweder erschossen oder in mobilen Gaskammern erstickt. Auf diesem Weg konnten große Heil- und Pflegeanstalten schnell freigemacht und in Zwischenunterkünfte für die zu Zehntausenden heranrückenden Volksdeutschen umgewidmet werden. Auch dieser Fall steht für eine Politik, die moralisch und rechtlich verwerflich ist, aber von zweckrationalen Absichten geleitet wird.

Zwischen Oktober und Dezember 1939 trafen innerhalb von nur sechs Wochen 60000 Deutschbalten in den Häfen Danzig, Stettin und Swinemünde ein, ihnen folgten – im Januar und Februar 1940 – 120000 Wolhynien- und Galiziendeutsche per Pferdetreck und Eisenbahn. Sie benötigten bei ihrer Ankunft Zwischenunterkünfte. Gebrechliche Menschen und Kranke mussten untergebracht werden. Bei einer Besprechung, die am 29. Oktober 1939 in Gdingen (Gdynia) stattfand, verständigten sich die Funktionäre, die für An- und Aussiedlungen zuständig waren, schnell auf eine einfache Lösung: die Räumung von Heil- und Pflegeanstalten zwecks »Versorgung der kranken und gebrechlichen Baltendeutschen«.

Allein in Danzig mussten sofort tausend Krankenhausbetten in Beschlag genommen werden. Vorsorglich sollten auch im Umkreis der pommerschen Häfen, wo die nächsten Umsiedlerschiffe erwartet wurden, Irrenanstalten »freigemacht« und für die »pflegebedürftigen Personen« bereitgestellt werden. Zusammenfassend heißt es in einem Fernschreiben an das Reichssicherheitshauptamt, »die Frage des Antransportes der Gebrechlichen in den Unterkünften in Pommern und Mecklenburg« werde von der Einwandererzentralstelle (EWZ
 ) Gdingen aus bearbeitet.

Vier Tage später, am 3. November, organisierte dieselbe Stelle den Abtransport polnischer Psychiatriepatienten in Westpreußen:



 Es handelt sich um 700 Geisteskranke, die von der Irrenanstalt Schwetz (Świecie) in die Irrenanstalt Konradstein bei Pr. Stargard (Starogard Gdański) umgeleitet werden sollen. Die dadurch freiwerdenden Unterkünfte sollen am Sonnabend, dem 4.11.1939, durch 200 gebrechliche Baltendeutsche aus Neustadt (Westpr.) und 500 aus Danzig neu belegt werden.



Konradstein (Kocborowo) war eines der Zentren, wo die Männer des SS
 -Wachsturmbanns Eimann, einer SS
 -Sondereinheit, mehrere Tausend polnische und deutsch-pommersche Psychiatriepatienten zu dem immer gleichen Zweck erschossen: Platz schaffen für ankommende Umsiedler. Kurt Eimann (1899–1980) hatte einen typisch nationalsozialistischen Aufstieg hinter sich: Als ungelernter Fabrikarbeiter blieb er nach seinem Einsatz im Ersten Weltkrieg bei der Reichswehr, die ihn 1930 als Wachtmeister entließ. Anschließend wechselte er als Beamter der untersten Kategorie in den Justizdienst. Mit dem Eintritt in die SS
 begann dann sein sozialer Aufstieg. Dort brachte er es recht schnell, wie übrigens auch Adolf Eichmann, zum Obersturmbannführer – eine Position, die im Militär dem Rang eines Oberstleutnants entspricht.
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Im Januar 1940 ermordeten SS
 -Einheiten 440 polnische Patienten der Anstalt Chelm an der neuen deutsch-sowjetischen Grenze, um die Anstalt als Durchgangslager für Wolhyniendeutsche zu nutzen. Zur selben Zeit ermordete das Sonderkommando Lange mehrere Hundert Patienten der Anstalt Tiegenhof bei Gnesen (Gniezno) in den Gaswagen, die in den Kraftfahrzeugwerkstätten des KZ
 Sachsenhausen für diesen Zweck vorbereitet worden waren. Den Aussiedlungsstab Gnesen leitete Dieter Wisliceny (1911–1948), ein enger Mitarbeiter Eichmanns. Nachdem Himmler die Umsiedlung der 50000 Litauendeutschen wegen nicht vorhandener Aufnahmemöglichkeiten bereits zweimal hatte verschieben müssen, wollte er im Mai 1941 endlich exekutive Stärke zeigen. Die Auffanglager sollten in Ost- und Westpreußen vorbereitet werden. Dazu setzte er wieder das 
 Sonderkommando Lange ein, das in der Zeit vom 21. Mai bis 8. Juni in der ostpreußischen Heil- und Pflegeanstalt Soldau (Działdowo) 1558 deutsche und etwa 300 polnische Patienten ermordete, die aus einem größeren Einzugsgebiet dorthin geschafft worden waren. So entstanden dort Auffanglager für litauendeutsche Umsiedler.

Neben den mehr als 3000 Patienten in den Anstalten Tiegenhof und Soldau ermordeten die Angehörigen des Kommandos mehr als 3200 deutsche und polnische Patienten aus den psychiatrischen Anstalten Kosten (Kościan) und Schrimm (Śrem) in der Nähe von Posen sowie Warta und Kochanówka im Umkreis von Lodz. All das geschah stets aus demselben Grund: Unterbringung volksdeutscher Umsiedler. Der Chef des Kommandos, Herbert Lange (1909–1945), stammte aus Pommern und hatte Rechtswissenschaft studiert, das Studium aber 1933 zugunsten einer polizeilichen Karriere abgebrochen. Im Spätherbst 1941 leitete er den Aufbau der Vernichtungsstätte Kulmhof (Chełmno nad Nerem). Während der ersten Phase des Betriebs blieb er vom Dezember 1941 bis März 1942 auf diesem Posten und steuerte den Mord an mehreren Zehntausend jüdischen Kindern, Frauen und (meist) älteren Männern aus dem Ghetto Lodz, ebenso an etwa 5000 Roma aus dem österreichischen Burgenland. Anschließend arbeitete er noch mehrere Wochen lang seinen Nachfolger ein. Im Oktober 1941 beauftragte Himmler den bewährten Lange, zudem im russischen Nowgorod die Patienten dreier psychiatrischer Krankenhäuser zu töten. Das geschah auf Wunsch der Wehrmacht, die feste Winterquartiere brauchte.

Die Ankunft der Umsiedler beschleunigte auch das Morden der Aktion T4 in Deutschland. So in der Nervenheilanstalt Werneck bei Würzburg zur Unterbringung von Bessarabiendeutschen im September 1940; ebenso wurden die Anstalt Attl bei Wasserburg am Inn und Teile der Anstalt Neuendettelsau im April und September 1940 für umgesiedelte Südtiroler geräumt. Das sind nur drei Beispiele von Dutzenden. Von den rund 1500 Gebäuden, die von der Volksdeutschen Mittelstelle in den Jahren 1940 und 1941 als Umsiedlerlager genutzt 
 wurden, waren 550 in kirchlichen Pflege- und Behinderteneinrichtungen und Nervenheilanstalten in Beschlag genommen worden. Aus dieser Zwischennutzung folgte die Deportation Tausender verwirrter, aufgrund von Armut, Alkoholismus, Syphilis oder aus anderen Gründen körperlich, geistig oder psychisch behinderter Anstaltspfleglinge in die nächstgelegene Gaskammer der Aktion T4.
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Das Ineinandergreifen der Umsiedlung von jeweils Zehntausenden Volksdeutschen und des Deportierens (genannt »Absiedeln«) von Polen und Juden lässt sich am besten an der Großstadt Lodz zeigen. Sie wurde von 1940 bis 1943 zum wichtigsten bevölkerungspolitischen Umschlagplatz und Zwischenlager für hin und her verschobene Menschen. Im Ghetto waren bald 160000 Juden eingeschlossen, zudem bestanden dort stets überfüllte Abschiebelager für etwa 30000 Polen sowie Ansiedlerlager für ebenso viele Volksdeutsche. Schon die ersten Schritte zur Bildung des Ghettos ließen den Zusammenhang mit der Umsiedlung der Baltendeutschen erkennen. So schrieb der örtliche Vertreter des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums im Januar 1940 an seinen Kollegen von der Umwandererzentralstelle (UWZ
 ) in sehr forderndem Ton: »Die für Lodz bestimmten Baltendeutschen sind bereits auf dem Weg nach Posen, sodass in einigen Tagen die Wohnungen in Lodz zur Verfügung stehen müssen. Die Evakuierung der Judenwohnungen und die Überführung der Wohnungsbesitzer in das (noch nicht geschlossene) Ghetto muss daher sofort erfolgen.«

Anfang März meldete die Lodzer Gestapo: »Im Morgengrauen des 2. März wurde ein Randgebiet des Ghettos umstellt. Die dort wohnenden Polen wurden festgenommen, nach Überprüfung durch die Kripo und Stapo zum Teil den Standgerichten zugeführt, zum Teil von den städtischen Behörden ihren neuen Wohngebieten im Polenviertel zugeleitet.« Der »Rest dieser Personen« werde am folgenden Tag Richtung Generalgouvernement »evakuiert«. Wieder einen Tag später, am 4. März, zwangen deutsche Polizeikräfte die Juden aus dem 
 bürgerlichen Stadtzentrum in das geräumte, sehr viel schlechtere und sofort weit überbelegte Wohngebiet hinein, »sodass ein erheblicher Wohnraum zur Einweisung von Balten« in die schönsten Wohnviertel der Stadt bereitstand.

Das Beispiel Lodz zeigt, wie sehr das Heim-ins-Reich der Volksdeutschen das Tempo der Enteignung und Vertreibung von Polen und Juden beschleunigte. Mitte Oktober 1939 hatte Eichmann die bereits begonnene Verschleppung der Juden aus Wien, Kattowitz und Mährisch Ostrau in unwirtliche Gebiete nahe der deutsch-sowjetischen Demarkationslinie abbrechen müssen, weil die Vertreibungen zugunsten der Baltendeutschen Vorrang erhielten. Umgekehrt erklärt sich die plötzliche Deportation von 846 Stettiner Juden an den östlichen Rand des Generalgouvernements ebenfalls aus dem Kontext der Baltenumsiedlung. Sie erfolgte am 12./13. Februar 1940 gegen den Protest der deutschen Besatzungsbehörden in Krakau. Himmler hatte auf dringenden Wunsch der baltendeutschen Führung angeordnet, Wohnungen für diejenigen Umsiedler aus Libau (Liepāja), Riga und Reval (Tallin) freizumachen, die »seegebundenen Berufen« nachgingen. Im Zuge dessen wurden auch knapp 300 weitere Juden aus Swinemünde, Stralsund, Greifswald, Anklam, Ueckermünde und von der Insel Rügen ihres Eigentums und ihrer Wohnungen beraubt und ebenfalls in die Gegend von Lublin verschleppt. Als die Deportierten nach einer dreieinhalbtägigen Eisenbahnfahrt und Fußmärschen im eisigen Winter endlich die ihnen zugewiesenen Orte Piaski, Głusk und Bełżyce erreichten, waren 72 Kinder und schwächere Erwachsene unterwegs gestorben. Wegen Erfrierungen mussten 130 Amputationen von Fingern und Zehen vorgenommen werden.

Ursprünglich sollten auch die 160000 in Lodz zusammengepferchten Juden schnell in das Generalgouvernement abtransportiert werden. Doch verweigerten sich die in Krakau und Warschau verantwortlichen Besatzungsfunktionäre dieser Absicht beharrlich. Aus purem Eigeninteresse mussten sie darauf achten, ihr völlig unterversorgtes Besatzungsgebiet vor weiteren Deportierten zu schützen. Weil sie die 
 Juden nicht deportieren konnten, riegelten ihre Kollegen in Lodz das Ghetto in der Nacht vom 30. April zum 1. Mai 1940 ab. Mittlerweile war die Großstadt in Litzmannstadt umbenannt worden und sollte, obwohl zu über 90 Prozent von christlichen und jüdischen Polen bewohnt, brachial germanisiert werden. Schon deshalb erhielt der Oberbürgermeister die »feste Zusage«, dass bis zum 1. Oktober 1940, also binnen fünf Monaten, »die Juden aus dem Litzmannstädter Ghetto vollständig beseitigt« wären. Wie das geschehen sollte, wusste zu diesem Zeitpunkt niemand.
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Klar blieb nur, Kompromisse durfte und konnte es aus Gründen des nur nach außen stabil wirkenden, aber in vielfacher Hinsicht labilen, angeblich auf tausend Jahre konzipierten Staates nicht geben. So entstand Ende Mai 1940, noch vor der Kapitulation Frankreichs, das Projekt der »insularen Lösung Madagaskar« als Abschiebeort für europäische Juden – ein Plan, der sich nach sehr kurzer Zeit ebenfalls als Fata Morgana erwies (Kapitel VIII
 .3).

Im Sommer desselben Jahres unterrichtete die etwa zwanzigjährige Studentin Gertrud von der Leipziger Hochschule für Lehrerbildung einige Monate lang die Kinder volksdeutscher Umsiedler in einem Dorf nahe Lodz. Vermutlich gehörte sie nicht der NSDAP
 an. Völlig auf sich gestellt erlebte die noch unerfahrene Aushilfslehrerin ihren Einsatz als herausfordernde und zugleich beglückende Aufgabe. In dieser Stimmung schrieb sie am 10. Oktober 1940 an ihre Freundin und Kommilitonin Ilse, um sie ebenfalls für einen Osteinsatz im neu geschaffenen Warthegau zu begeistern:


Hier fühlt man sich wie ein Halbgott. Im Dorf hat man außer dem lieben Gott niemanden mehr über sich; mit der Gendarmerie hat man gemeinsamen Haushalt – das heißt, ich esse auf der Gendarmeriestelle, wo für billiges Geld eine Polin für uns kocht –, und im Schatten der Gendarmerie fühlt man sich allen Polen und störrischen Amtskommissaren gewachsen. Die meisten Polen werden sofort sehr klein, wenn sie das Wort »Gendarm« hören; sie sind und bleiben ein 
 Knechtsvolk, ob sie sich nun von England verhetzen lassen oder vor den Deutschen ducken. Wichtig ist nun nur, dass die englische Hetze nichts mehr vermag gegen die deutschen Waffen hier im Warthegau. Man wird noch oft genug von Blicken »durchbohrt«, die einen gern vergiften möchten, wenn sie könnten.



Kurz zuvor hatte Gertrud Lodz besucht. Auch darüber berichtete sie Ilse. Sie mokierte sich über das Aussehen der Stadt (»In Beziehung auf die Baumanier können die Polen an Geschmacklosigkeit bestimmt nicht mehr überboten werden.«) und kam dann auf das Ghetto und die dort eingesperrten Juden zu sprechen:


Der erschreckendste Anblick aber in dieser Stadt (die unter 750000 Einwohnern bis zum letzten Jahr kaum zehn Prozent Deutsche besaß) ist das Ghetto, ein riesiger mit Stacheldraht abgesperrter Stadtteil, wo Straßen und Plätze besät sind mit herumlungernden Juden, unter denen wahre Verbrechertypen sind. Was wir bloß mit diesem Pack anfangen?



Offenbar hatte die junge Frau an einer der üblichen Besichtigungen des Ghettos teilgenommen. Wie die von ihr aufgeworfene Frage in den folgenden 14 Monaten immer wieder vorläufig von den Praktikern des Umsiedelns und Germanisierens, allen voran Himmler, Heydrich und Eichmann, »gelöst« wurde, sei kurz umrissen. Am 20. Januar 1941 avisierte der Leiter der Abteilung Umsiedlung in Warschau, Waldemar Schön (1904–1969), was alsbald vollzogen wurde, nämlich die »Umsiedlung« von 62000 fast bis aufs letzte Hemd enteigneten Juden in das mit 350000 Zwangseinwohnern schon in unerträglichem Maß überfüllte Warschauer Ghetto. Die mitten im eisigen Winter angesetzte Deportation wurde deshalb in brutalstmöglicher Weise und gegen den Willen der örtlichen Besatzungsfunktionäre durchgezogen, weil auf Anordnung Himmlers im westlichen Teil des Distrikts Warschau »Platz für 62000 evakuierte Personen geschaffen 
 werden« musste. Die Juden wurden »per Fußmarsch« ins Ghetto getrieben, während »62000 evakuierte Personen«, genauer: christliche Polen, die zuvor ebenfalls enteignet und aus den von Deutschland annektierten Gebieten verjagt worden waren, zwangsweise in die Wohnungen der Juden einzogen. Deren Wohnungen, Betriebe und Äcker übernahmen nun Volksdeutsche, die ihrerseits aus Bessarabien, der Bukowina und der Dobrudscha umgesiedelt worden waren.

Die Logik der ethnischen Dominopolitik führte zur immer schnelleren Verelendung der polnischen Juden. Sie bildeten das Ende einer langen Umsiedlungskette, die ihren Anfang nicht in der Judenfrage genommen hatte, sondern 1939/40 von den deutsch-sowjetischen Verträgen und von den militärischen wie wirtschaftlichen Projekten zur Neuordnung Europas ausgelöst worden war. Folglich pressten die für das operative Deportationsgeschäft zuständigen Männer in den ersten Monaten des Jahres 1941 zusätzlich Zehntausende Juden zwischen die Mauern des Warschauer Ghettos. Anschließend verschleppten sie Zehntausende christliche Polen aus den annektierten Gebieten in die zuvor »freigemachten« Wohnungen im Umland von Warschau. Die extreme Not der in das Warschauer Ghetto zwangseingewiesenen Neuankömmlinge vergrößerte die Not der schon Eingesperrten und schmälerte auch deren Überlebenschancen.

Da die von Heydrich für die erste Phase des sogenannten 3. Nahplans genannte Gesamtzahl 248500 auszusiedelnde Polen vorsah, spricht viel dafür, dass die Vertriebenen gleichmäßig auf die vier Distrikte des Generalgouvernements verteilt werden sollten. Der selbst im Ghetto eingeschlossene Lehrer und Autor Chaim Aron Kaplan (1880–1942) scheint davon gehört zu haben, jedenfalls spekulierte er darüber am 26. Januar 1941 in seinem später versteckten, dann postum veröffentlichten »Warschauer Tagebuch«:


Heute trafen neue Nachrichten bei uns ein. Wiederum sind Hunderte von Familien aus ihren Heimen vertrieben worden und kommen zu Fuß nach Warschau. Es geht das Gerücht um, dass 
 62000 Menschen in die Verbannung zogen und sie alle nach Warschau kommen werden. (…) Außerdem ist es möglich, dass sich hinter dieser ganzen Barbarei ein Plan verbirgt, denn wir erfahren, dass die Mörder beschlossen haben, drei jüdische »Konzentrationspunkte« zu errichten: Warschau, Lublin und Radom. Außer an diesen Konzentrationspunkten werden nirgends im Gebiet des Generalgouvernements Juden bleiben. Das wird den Mördern die Vernichtung erleichtern, nicht einzeln brauchen sie uns vorzunehmen, sondern in Massen.



Kaplan beschrieb die zu diesem Zeitpunkt bestehenden deutschen Absichten zutreffend. Allerdings ließ sich die »Konzentrierung« aller im Generalgouvernement lebenden polnischen Juden aus praktischen Gründen nur teilweise realisieren.
[4]



Am 10. Dezember 1940 musste sich Himmler für seine zum Desaster gewordene Umsiedlungspolitik in Berlin vor den versammelten Reichs- und Gauleitern rechtfertigen. Zerknirscht versprach er, während des Krieges keine größeren Umsiedlungen mehr zu initiieren, sondern sich in erster Linie um die immer wieder großsprecherisch angekündigte angemessene Ansiedlung der »Heim-ins-Reich« geholten Auslandsdeutschen zu bemühen, die noch zu Zehntausenden in Sammelunterkünften festsaßen. Um das zu erreichen, mussten Hunderttausende Polen vertrieben werden, die immer noch in den durch Annexionen massiv vergrößerten Reichsgauen Danzig-Westpreußen, Ostpreußen, Oberschlesien und dem völlig neu geschaffenen Annexionsgau Wartheland mit den Städten Posen und Lodz (Litzmannstadt) lebten und arbeiteten. Da die Wirtschaftsstruktur parallel zum Bevölkerungsaustausch grundlegend rationalisiert werden sollte, mussten für zwei volksdeutsche Familien sechs polnische weichen.

Hinzu kam ein Faktor, der festgehalten werden muss, um den weiteren Verlauf besser zu verstehen: Die Aussiedlung der Juden aus den deutsch annektierten Gebieten kam längst nicht mehr in 
 Betracht, weil man ihnen nichts mehr abnehmen konnte – kein Geld, keine Betriebe, keine Maschinen, keine Wohnungen, in denen man deutschstämmige Umsiedler angemessen hätte unterbringen können. Folglich mussten diejenigen, die für Volksdeutsche »Platz schaffen« wollten, die Ghettos bestehen lassen und vorrangig christliche Polen Richtung Generalgouvernement verschleppen und verjagen.

Wie aber rechtfertigte sich Himmler für die von ihm geschaffene Lage vor dem obersten Führungsgremium der NSDAP
 und welche Perspektive bot er für die nähere Zukunft? Um sich auf seine Rede vorzubereiten, hatte er Adolf Eichmann beauftragen lassen, für ihn eine statistische Vorlage auszuarbeiten, die dieser am 4. Dezember 1940 übersandte. Darin hieß es unter Punkt II
 kurz und knapp: »Die Endlösung der Judenfrage. Durch Umsiedlung der Juden aus dem europäischen Wirtschaftsraum des deutschen Volkes in ein noch zu bestimmendes Territorium. Im Rahmen dieses Projektes kommen rund 5,8 Millionen Juden in Betracht.« Es handelte sich bei dieser Zahl um alle kontinentaleuropäischen Juden, die westlich der deutsch-sowjetischen Demarkationslinie lebten. Interessant ist der Begriff »europäischer Wirtschaftsraum des deutschen Volkes«. Dieser umfasste nicht nur die Juden in Deutschland und in den eroberten Territorien, sondern auch in den verbündeten Staaten, insbesondere in Ungarn, Rumänien, Bulgarien und in der Slowakei. Alle diese Juden sollten ausgesiedelt werden, und zwar – der Madagaskarplan war längst gestorben – »in ein noch zu bestimmendes Territorium«, wie es Eichmann sybillinisch ausdrückte.

Himmler wollte die Reichs- und Gauleiter mit der Zahl 5,8 Millionen Juden nicht beunruhigen. Stattdessen erklärte er nur, wie er das Problem der völlig blockierten Aus- und Ansiedlungen lösen wolle. Was er genau und wie ausführlich sagte, ist unbekannt, erhalten hat sich die um Stichwörter angereicherte detaillierte handschriftliche Gliederung seiner Rede, die er vermutlich frei gehalten hat. Dort steht zum Thema »Generalgouvernement«: »Rücksichtslose deutsche Herrschaft
 ; das Generalgouvernement ist Arbeiterreservoir 
 für Saison- und einmalige Arbeiten; Judenauswanderung
 und damit noch mehr Platz für Polen.« Ob Himmler in seinem Vortrag Andeutungen über das Ziel einer solchen »Judenauswanderung« von zwei Millionen Menschen jeden Alters aus dem Generalgouvernement und weiteren 500000 Juden aus den annektierten Gebieten machte, geht aus dem überlieferten Dokument nicht hervor. Allerdings wussten er und die Gau- und Reichsleiter zu diesem Zeitpunkt, dass sich Hitler in genau jenen Tagen entschlossen hatte, die Sowjetunion zu erobern (Abschnitt 3 dieses Kapitels). Zweifellos waren die besonders unwirtlichen Regionen im Nordosten dieses Landes gemeint, als Himmler in seiner Eigenschaft als Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums ankündigte, er werde in naher Zukunft die »Auswanderung von 2,5 Millionen polnischen Juden« durchführen. Der Plan trug deutlich massenmörderische Züge und setzte einen schnellen siegreichen Krieg gegen die Sowjetunion voraus. Nur so hätte aus Adolf Eichmanns »noch zu bestimmendem Territorium« ein bestimmtes werden können.
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So wie die Leipziger Lehramtsstudentin Gertrud nahm auch Professor Hermann Voss an einer Rundfahrt durch das Ghetto teil, allerdings knapp zwei Jahre später, am 17. Juli 1942. Das geschah anlässlich einer »gelungenen und interessanten Studienfahrt« nach Lodz, die der NS
 -Dozentenbund der Reichsuniversität Posen organisiert hatte. Für die universitäre Kurzreise stellte die Reichsbahn einen »sehr bequemen« Sonderwagen zur Verfügung. In Posen unterrichtete Oberbürgermeister Werner Ventzky (1906–2004) die Professoren »sehr gut und interessant« über die Probleme der nunmehr einzudeutschenden Stadt. Im Anschluss daran bestiegen die Herren zwei Autobusse zu einer Stadtbesichtigung, die, wie Voss schreibt, »natürlich auch durch das berühmte und berüchtigte Ghetto von Lodz« führte, »über dessen Organisation uns schon der Oberbürgermeister berichtet hatte«. Diese Rundfahrt fand zu einem Zeitpunkt statt, als der Massenmord an den Juden, auch an den in Lodz ghettoisierten, den 
 Kulminationspunkt erreichte – entgegen sonstiger Gewohnheit kommentierte Voss diese Eindrücke nicht.

Trotz aller gegenteiliger Versprechen existierte das Ghetto Lodz so lange wie kein anderes. Erst im Sommer 1944 wurde es langsam abgewickelt. Bis dahin starben mehr als 40000 der Eingesperrten innerhalb des Ghettos, für etwa 200000 weitere jüdische Männer, Frauen und Kinder wurde es zur mehr oder weniger langen Zwischenstation auf dem Weg in die Gaskammern. Die meisten von ihnen erstickten in einem der Gaswagen, die 70 Kilometer nordwestlich von Lodz in Kulmhof/Chełmno stationiert waren. Die Massenmorde hatten dort besonders früh begonnen, sie endeten im März 1943. Anschließend wurden die noch lebenden Ghettoinsassen zur zumeist tödlichen Selektion nach Auschwitz überstellt.

 

Wie die Initiatoren und Praktiker wussten, waren die Euthanasiemorde und die massenhaften Zwangsumsiedlungen angesichts tradierter moralischer und rechtlicher Normen nur schwer durchsetzbar. Begangen werden konnten solche Verbrechen nur im Schatten eines großen Krieges. Ein Krieg lähmt den Widerspruch aus den eigenen Reihen, senkt die moralischen Standards rasend schnell und kann so zur Sichtblende, zur »einmaligen Gelegenheit« für Staatsverbrechen werden. Im Nürnberger Ärzteprozess sagte Karl Brandt 1947 aus, der damalige Reichsärzteführer habe Hitler 1935 den Gedanken der Tötung unheilbar Kranker vorgetragen. Darauf habe dieser erwidert, dass er im Kriegsfall die »Euthanasiefrage aufgreifen werde«, und erklärend hinzugefügt: Eine solche Maßnahme sei im Krieg »glatter und leichter durchzuführen«, weil die erwartbaren Widerstände seitens kirchlicher Kreise »im allgemeinen Kriegsgeschehen nicht diese Rolle spielen würden wie sonst«.

Auch SS
 -General Bruno Streckenbach (1902–1977) betrachtete den Krieg als die beste Gelegenheit, um massive Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu begehen. Im Januar 1941 sprach er über die geplante, dann jedoch nur teilweise durchgeführte Abschiebung von 
 einer Million Menschen aus den annektierten Westgebieten Polens im Verlauf der kommenden Monate. Er hielt es für erforderlich, »die Aktion« genau jetzt durchzuführen, »weil sich während des Krieges noch die Möglichkeit« biete, »ohne Rücksicht auf die Stimmung der Weltöffentlichkeit verhältnismäßig rigoros vorzugehen«. Ein gutes Jahr später, bald nach der Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942, argumentierte Goebbels in seinem Tagebuch ähnlich. Zu den mit Hilfe von Giftgas beginnenden Massenmorden an Juden bemerkte er, nunmehr werde »ein ziemlich barbarisches, nicht näher zu beschreibendes Verfahren« angewandt, »und von den Juden selbst bleibt nicht mehr viel übrig«: »Gott sei Dank haben wir jetzt während des Krieges eine ganze Reihe von Möglichkeiten, die uns im Frieden verwehrt sind. Die müssen wir ausnützen.«
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Auch für die Euthanasiemorde bildete der Krieg den Schutzschirm, um massenmörderisch gegen angeblich oder tatsächlich unheilbare Patienten vorzugehen. Einzelne Anstaltsdirektoren, der Reichsärzteführer Gerhard Wagner (1888–1939), radikale Erbhygieniker und manche NS
 -Funktionäre hatten längst auf solche Maßnahmen gedrungen – beschlossen und organisiert wurden sie erst in den Wochen vor Kriegsbeginn. Mein Vater, der damals in der Pfalz als Angestellter der Hitlerjugend arbeitete, absolvierte 1938 eine der seinerzeit üblichen Besichtigungen zum Thema »Erbhygiene« in der Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster. Am Ende des Rundgangs, bei dem auch »ganz grauenhafte Kranke« gezeigt wurden, erklärte Direktor Gottfried Edenhofer (1878–1948) der Besuchergruppe: »In vielen Fällen wird man hoffentlich bald etwas tun können, um das Leben solcher Patienten zu verkürzen.«

Vor 1939 betrug die durchschnittliche Sterblichkeit in deutschen psychiatrischen Anstalten knapp 5 Prozent pro Jahr. 1941 steigerte Edenhofer die jährliche Sterbequote seiner Patienten innerhalb der Anstalt auf 9,2 Prozent, 1942 auf 13,7 Prozent, 1943 auf 18 Prozent, 1944 auf 24,7 Prozent und 1945 auf 36 Prozent. Subtrahiert man die Normalsterblichkeit von knapp 5 Prozent, dann ergibt sich, dass zwischen 
 1941 und 1945 (und zwar über den 8. Mai hinaus) 1700 Patienten in der von Edenhofer geleiteten psychiatrischen Klinik ermordet worden sind.
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Nur selten bewirkten die Euthanasiemorde nennenswerte Widerstände in den beteiligten Behörden, den betroffenen Familien und in der Öffentlichkeit. Nach einer kurzen Pause im Spätsommer 1941 ging das Morden in fast allen staatlichen Heil- und Pflegeanstalten in dezentralisierter Form bis 1945 weiter und wurde unter der Ägide »aufgeschlossener« Anstaltsdirektoren – so wie in Klingenmünster – Jahr für Jahr gesteigert. Ähnlich wie die Diskriminierung der Juden empfanden viele Deutsche die »Erlösung unheilbar Kranker« als durchaus vertretbar, hielten sie zumindest für diskutabel, auch dann, wenn sie dem Hitler-Regime ansonsten kritisch gegenüberstanden. Ein Beispiel dafür bietet Major Gerhard Engel (1906–1976), der Hitlers Äußerungen in seinen Aufzeichnungen häufig in skeptisch-distanziertem Ton wiedergab. Als man sich jedoch in der Kanzlei des Führers auf die Euthanasiemorde vorbereitete, nahm er am 8. August 1939 an der von Bouhler und Bormann arrangierten Vorführung des Films »Unwertes Leben« teil und befand: »Heute erlebten wir etwas Grauenhaftes«, der Film behandele »das Leben und Gebaren unheilbar Geisteskranker« in verschiedenen Anstalten. »Es ist wirklich erschütternd, was sich dort abspielt, und man versteht das arme Pflegepersonal nicht, das unter solchen Umständen täglich mit diesen unglückseligen Menschen zusammen ist.«

Der laizistisch gestimmte Schauspieler Wolf Goette (1909–1995) schrieb an seine Familie, er finde die Politik der Nazis »zum Kotzen«. Im Herbst 1941 verspürte er »entsetzliche Scham«, wenn er den »Gelbgezeichneten«, den besternten Juden, begegnete. Doch empfand er den zur selben Zeit laufenden Spielfilm »Ich klage an«, mit dem die Euthanasiemorde im Herbst 1941 legitimiert wurden, als Dokument einer »sauberen und anständigen Gesinnung«, als erschütterndes Kunstwerk, mit dem die »Notwendigkeit« der Euthanasie »in bestimmten Fällen hoffnungslosen Siechtums (…) filmisch großartig 
 demonstriert« werde. Später regten sich bei ihm leise Zweifel, sofern »ein Willkürstaat diese Idee proklamiert«.

Der politisch lange den national-sozialen Ideen Friedrich Naumanns, der evangelischen Kirche und Dithmarscher Bodenständigkeit verbundene, seinerzeit viel gelesene Heimatschriftsteller Gustav Frenssen (1863–1945) wandte sich seit den beginnenden 1930er Jahren dem Nationalsozialismus zu, auch und gerade wegen der radikalen erbhygienischen Programmpunkte. 1942 legitimierte Frenssen den Mord an behinderten und überhaupt an störenden Menschen umstandslos; schon vor dem Krieg hatte er sich eine solche Praxis herbeigewünscht und in einem Roman propagiert:



1937
 : Die sechzigjährige Anna Bande, welche die unheilbare Krankheit, die sie befallen hat, nicht mehr ertragen kann und will, hat nach dem Beschluss, dem der Kreisarzt, der Adelsmann und ich beiwohnten, im Krankenhaus Gift bekommen, das ihr Leben geendet hat. Der fünfzigjährige Lehrer Thade, der an erblicher und unheilbarer Schwermut leidet und dieselbe Bitte äußert, wird sicherlich auch erhört werden.


1942
 : Die aber, die unheilbar sind und so schwer krank, dass ihr Leben für sie selbst kein Menschenleben mehr ist, die auch in der Gemeinschaft der Menschen nicht mehr mitleben können, sollen nach germanischem Gefühl für das Wahre mit ihrer eigenen Billigung oder nach dem Willen der Gemeinschaft ausgelöscht werden. (…) Solche Kranke sind die völlig verkrüppelten Neugeborenen, die unheilbaren Idioten, die unheilbaren Irren, ferner die geborenen Mörder, Rohlinge, Einbrecher, Diebe, Arbeitsunwillige, Herumstreicher, Volksfeinde aus krankem Willen oder um Geld.



Frenssens Romane erreichten eine Gesamtauflage von mehr als drei Millionen Exemplaren.

Auch viele andere, die keine geborenen Hitleranhänger waren, dachten so. Noch Ende 1934, als die terroristischen Züge der 
 nationalsozialistischen Herrschaft längst unübersehbar geworden waren, erschien im Internationalen ärztlichen Bulletin, dem Zentralorgan der Internationalen Vereinigung Sozialistischer Ärzte, ein Artikel, in dem die »Vernichtung lebensunwerten Lebens« mit Verve vertreten wurde. Die Redaktion der Zeitschrift hatte 1933 ins Prager Exil flüchten müssen, und in dieser Zeitschrift fragte der schweizerische Arzt Friedrich Limacher: »Gibt es Menschen, die so stark die Eigenschaft eines Rechtsgutes eingebüßt haben, dass ihre Fortdauer für die Lebensträger wie für die Gesellschaft dauerhaft allen Wert verloren haben?« Der sozialistische Autor beantwortete die selbstgestellte Frage umstandslos mit Ja und folgerte: Neben denjenigen, die sich den künstlich beschleunigten Tod aktiv herbeiwünschen, weil sie ihre unheilbaren Leiden nicht mehr aushalten können oder wollen, gebe es eine zweite »große Gruppe von Menschen, die für den Zweck der Vernichtung lebensunwerten Lebens in Betracht« kommen: »die unheilbar Blödsinnigen, einerlei, ob so geboren oder im letzten Stadium der Paralyse so geworden«. Selbstverständlich müsse »die Erlösung ganz schmerzlos erfolgen« und sich »der Vorgang unter den Augen einer staatlichen Behörde vollziehen«.

Natürlich solle man die Krüppel »nur schmerzlos beiseiteschaffen«, das fand auch Heinrich Skrzipek, der in britische Gefangenschaft geratene Steuermann eines U-Boots. Ihm schien es vor allem aus materiellen Gründen richtig, die »Blöden und Halbblöden« zu töten: »Denn gerade die Halbblöden haben so große Familien, und für jeden Blöden kann man sechs verwundete Soldaten (besser) ernähren«. Nicht zuletzt sei Wolfgang Aly genannt – ein Altphilologe, der die Palimpseste mit den Schriften des antiken Geographen Strabon entziffert und Textlücken in dauerhaft gültiger Weise rekonstruiert hat. Dieser Professor Aly, mein Großvater, fand es 1941 passend, für die Euthanasiemorde per Rückgriff auf angeblich antike Gepflogenheiten zu werben, und zwar in der Zeitschrift Rasse – Monatsschrift für den nordischen Gedanken. Dort schrieb er, im alten Rom sei ein neugeborenes Kind stets dem Vater zu Füßen gelegt worden, »damit 
 er es durch Aufheben als das Seine anerkenne«. Zum einen habe der Vater damit die Ehelichkeit des Säuglings bestätigt, zum andern, so behauptete Aly, prüfte er, ob das Neugeborene in irgendeiner Weise behindert sei: »Das Kind konnte ein vitium
 – einen Fehler, nicht im moralischen Sinne – haben. Dieser konnte ein körperlicher sein. Kein indogermanisches Volk hat die Grausamkeit begangen, lebensunfähige Kinder durch künstliche Erhaltung einem lebenslangen Elend auszuliefern.«
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Die Zwangssterilisierungen von mehr als 350000 Männern und Frauen bis 1939 und die Euthanasiemorde schmälerten die gesellschaftliche Basis Hitlers nicht, sondern erweiterten sie. Neben überzeugten Nationalsozialisten teilten laizistisch oder liberal vorgeprägte Deutsche in nicht geringer Zahl die Idee der staatlich organisierten »Lebensverkürzung«. In anderer, aber ähnlich übergreifender Weise gilt das für die Diskriminierung und Enteignung der Juden. Solche Maßnahmen billigten Menschen, die – ohne subjektiv Nationalsozialisten zu sein oder zu werden – viel gegen »die Reichen«, »das Finanzkapital«, »soziale Ungleichheit« und »die verkappte Einflussnahme ausländischer Mächte« vorzubringen hatten.

Die Ermordung der Kranken mit Hilfe von Gas gehörte zweifellos zum Vorlauf des Holocaust. Das zeigte sich Ende 1941 mit der Abordnung von Männern der Aktion T4 ins besetzte Polen, die dort 1942/43 die Vernichtungslager Belzec, Sobibor und Treblinka betrieben und die jeweiligen Leiter und stellvertretenden Leiter stellten. Wer jedoch nur diesen Zusammenhang sieht, dem entgeht eine wesentliche Frage: Aus welchen Gründen wurden die Euthanasiemorde im August 1941 abrupt gestoppt und ein anderer, der viel umfassendere Mord an den europäischen Juden, zur selben Zeit immer entschlossener vorangetrieben?

Für die Entscheidungen, Menschen in den besetzten Gebieten und insbesondere Juden massenhaft zu ermorden, ließ sich aus den bis Ende August 1941 im Sinne ihrer Initiatoren erfolgreich verlaufenen 
 Euthanasiemorden vor allem eine Lehre ziehen: Das Großverbrechen an Angehörigen kerndeutscher Familien konnte durchgeführt werden, ohne dass sich in den staatlichen Behörden, unter den Vormundschaftsrichtern, den in der Psychiatrie Beschäftigten und den Standesbeamten
[1]

 oder in der Öffentlichkeit besonderer Widerstand regte. Weil die Deutschen den Mord an den eigenen Volksgenossen und die zu keinem Zeitpunkt blickdichten Verschleierungsmaßnahmen hinnahmen, konnten die führenden Politiker die Zuversicht gewinnen, ihr Volk werde auch weitaus größere Verbrechen ohne bedeutenden Widerspruch hinnehmen. Wer zulässt, dass die eigene an Schizophrenie leidende Tante in der Gaskammer stirbt oder die eigene geistig behinderte vierjährige Tochter die Todesspritze erhält, den wird das Schicksal der als Welt- und Volksfeinde verfemten Juden nicht kümmern, wenn diese in aller Öffentlichkeit zum »Arbeitseinsatz im Osten« abtransportiert werden. Der wird gleichgültig bleiben, wenn weit mehr als eine Million sowjetische Gefangene als sogenannte »bolschewistische Untermenschen« binnen sechs Monaten verhungern, damit deutsche Soldaten und deren Familien mehr zu essen haben.

Ihre Tätigkeit umschrieben die Exekutoren als »Verlegung« (von Menschen) oder allgemein als »die Aktion«. Wurden sie konkreter, nutzten sie Wörter wie Erlösung oder Lebensverkürzung. Die Angestellten und Beamten der Mordzentren redeten häufig von Desinfektion oder schlicht von Vollzug. Die Mitarbeiter der Transportorganisation und der Gesundheitsverwaltungen, die ständig mit den Namenslisten der zur Ermordung Selektierten zu tun hatten, sprachen bürokratisch-sauber von Listenkranken. Wissenschaftler 
 suchten und fanden noch abstraktere Bezeichnungen, zum Beispiel: negative Volkspflege oder negative Eugenik. Die Begriffe Tötung oder gar Mord blieben tabu.

Wären die Ideengeber und Vollstrecker eines solchen Programms heute aktiv, würden sie womöglich auf Wortneubildungen wie »Pflegebedürftigenmanagement« zurückgreifen. Eine solche kontrafaktische Mutmaßung klingt verwegener als sie ist. Denn die Mörder benutzten auch den vom Begriff Schwangerschaftsunterbrechung abgeleiteten Euphemismus Lebensunterbrechung, um ihre Tätigkeit zu bemänteln. Ein Mitarbeiter Eichmanns, Heinrich Kinna (1901–1977), der in Lodz als »Organisationsleiter« auch für die Abläufe im Vernichtungslager Kulmhof/Chełmno zuständig war, umschrieb diesen Teil seiner Arbeit als »Durchführung von Zweckmaßnahmen gegen Juden und Asoziale«. Unterstaatssekretär Martin Luther (1895–1945), der das Auswärtige Amt auf der Wannsee-Konferenz vertrat, verbrämte die beabsichtigte Ermordung der europäischen Juden als »tiefgehende Behandlung des Problems«.
[9]
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Zur Mitwisserschaft der Mitarbeiter in den Standes- und Einwohnermeldeämtern lieferte Peter Josef Belli mit seiner ausgezeichnet recherchierten Broschüre »Kommunen und NS
 -›Euthanasie‹« 2013 grundlegende Forschungsergebnisse. Belli dokumentiert eine eigens gedruckte Postkarte, mit der Mordanstalten der Aktion T4 ihre »Sterbefälle« den zuständigen Einwohnermeldebehörden mitteilten.














3
 Hitler weiß nicht, wie es weitergehen soll



Bei allem Respekt vor dem Historiker Andreas Hillgruber halte ich dessen 1965 geäußerte Vermutung für verfehlt, Hitler habe nach dem Sieg über Frankreich auf einen »Ausgleich« mit Großbritannien gehofft, diesen sogar mit »fester Zuversicht« erwartet. Hillgrubers Quellenbasis war noch erheblich schmaler als die heutige. Insbesondere lag das Goebbels-Tagebuch noch nicht vor.

Dort heißt es am 22. Juli 1940, einen Monat nach der Kapitulation Frankreichs: »Abends Wochenschau. Sehr gute Aufnahmen. Aber es fehlt der Krieg für die Darstellung des Krieges. Diese Zwischenzeiten sind für uns immer am schwersten.« Zwei Tage später notiert Goebbels erleichtert: »Der Krieg gegen England wird wie eine Erlösung 
 wirken.« Wider besseres Wissen redete sich der Minister ein, die Nation brenne auf den nächsten Krieg. Er, Hitler und viele weitere NS
 -Führer brannten darauf – sie brauchten das Tempo, den Raubzug, die ständig neue, überstürzte, für das Volk buchstäblich atemberaubende Aktion. Ebendeshalb waren vergleichsweise ruhige Zwischenzeiten für sie »immer am schwersten«.

Schon kurz vor dem Sieg über Frankreich hatte Goebbels an die Medien den Befehl herausgegeben: »Jede Andeutung von Friedensmöglichkeiten« habe zu unterbleiben. Kurz nach dem Waffenstillstand ordnete er am 3. Juli 1940 an: »Von im Ausland immer häufiger auftauchenden Friedensgerüchten darf in der deutschen Presse mit keiner Silbe Notiz genommen werden.« Am 27. Juli startete in München die Große Deutsche Kunstausstellung. Die Hauptsorge des Propagandaministers galt der Möglichkeit, ein solches, äußerlich ziviles Ereignis könne von der Bevölkerung als Friedenszeichen missdeutet werden. Da er selbst die Eröffnungsrede hielt, stellte er unzweideutig klar: »Das deutsche Volk ist in seiner Gesamtheit eine kämpfende Nation. Der totale Krieg ist Wirklichkeit.« Folglich sei »das Leben des deutschen Volkes ganz dem einzigen Gedanken des Krieges untergeordnet«. Am 23. August 1940 warnte der Minister intern vor der Gefahr, »im Volk die Hoffnung auf einen früheren Friedensschluss zu nähren«, eine Anordnung, die er am 16. Oktober 1940 eindringlich wiederholte.

Am 21. März 1941 wies Goebbels die Presse an, über »einen angeblichen Friedensfühler des Papstes« dürfe nichts erscheinen. Am 21. April bemerkte er am Beispiel angeblicher japanischer Friedensinitiativen, von denen die New Yorker Presse wissen wollte, »wir müssen uns gegen diese Dinge mit einem Panzer umgeben«. Im November 1941 befand Goebbels dann sehr prinzipiell, allerdings im Tagebuch, man dürfe im Krieg möglichst wenig vom Frieden reden – »genau so wie man bei einer durch die Wüste wandernden Karawane, wenn sie schwer vom Durst geplagt wird, nicht vom Wasser reden soll«.
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 Bis Hitler kurz vor Weihnachten 1940 die Weisung erteilte, den Krieg gegen die Sowjetunion binnen fünf Monaten vorzubereiten, lastete schwere Unsicherheit auf ihm. Er wirkte fahrig, zaudernd und zugleich hektisch. Um die innere Stabilität zu wahren, musste er den Krieg fortsetzen. Das war ihm klar. Allerdings blieben bis in den November hinein die dafür wichtigsten Fragen offen: Wie? Wann? Wo und gegen wen zuerst?

Hermann Stresau berichtet am 26. September, wie immer würden zahllose Gerüchte kursieren, es herrsche ein »großes Rätselraten« darüber, ob und wann der nächste Krieg losbrechen werde. Dazu hatte Hitler vor Kurzem öffentlich erklärt: »Beruhigt euch, er
 kommt«, und Stresau merkte an, »bis jetzt ist er aber nicht gekommen«. Zur öffentlichen Klarstellung hatte sich Hitler deshalb hinreißen lassen, weil die britische Propaganda spottete, wann er denn nun endlich in England landen und einmarschieren würde. Daraufhin tönte der Angesprochene in seiner Sportpalast-Rede vom 4. September gespielt hämisch zurück: »Natürlich werde ich alles klug, vorsichtig und gewissenhaft vorbereiten. (…) Und wenn man in England heute sehr neugierig ist und fragt, ›Ja, warum kommt er denn nicht?‹, – beruhigt euch, er kommt! Man muss nicht immer so neugierig sein!« Prompt erhoben die Dresdner Nachrichten vom 5. September das laue Führer-Witzchen »Beruhigt euch, er kommt!« zum Eckenbrüller rechts oben auf der Titelseite. Bereits sechs Wochen zuvor, am 19. Juli, hatte Hitler in seiner Siegesrede angekündigt, die im so schnell gewonnenen Frankreichkrieg »eingesparten Männer unseres Volkes werden der Weiterführung des uns aufgezwungenen Freiheitskampfes zugutekommen«. Allerdings verzichtete er, wie Goebbels spitzohrig heraushörte, auf »die nähere Präzisierung der Kriegsziele«.

Bei dieser Gelegenheit hatte Hitler vor allem mit »den gewaltigen Möglichkeiten« geprahlt, »die in der Erfassung einer unübersehbaren Beute« und »in der Erschließung der von uns besetzten Gebiete liegen«. Bei Lichte besehen, ließ er dabei vor allem seine ständige Angst vor dem eigenen Staatsbankrott durchblicken. Die meisten Deutschen 
 erkannten das nicht, wollten es vermutlich nicht wissen. Zu den wenigen Ausnahmen zählte Carl Friedrich Goerdeler, der in genau diesen Wochen in aller Trockenheit feststellte: »Die Finanzen des Reiches sind zerrüttet.« Bei einer Fortdauer des Krieges würden bis Ende 1941 drei Fünftel der Jahreseinnahmen »für Schulden der Vergangenheit zu entrichten« sein: »Das heißt also, dass die Schuldenmacherei des Reiches bereits zu dem Ergebnis geführt hat, dass nunmehr der Schuldendienst nicht mehr aus den laufenden Einnahmen bestritten werden kann, sondern die Schulden allein durch ihr Dasein sich immer mehr erhöhen. (…) Schon werden riesige Rüstungs- und Baupläne vorbereitet«, beobachtete Goerdeler im Sommer 1940. »Dem deutschen Volke ist eine totale Altersversorgung zugesichert. Man wird mit der Vergrößerung des beherrschten Gebietes sich in noch größere Bau- und Umgestaltungspläne hineinsteigern.«

Damit meinte Goerdeler auch den schon durchgeplanten und an einigen Ecken begonnenen Um- und Neubau Berlins zur »Welthauptstadt Germania«. Der Name Berlin ist slawischen Ursprungs und leitet sich von »brlo« ab, was altslawisch Sumpf bedeutet. Der als nicht mehr zeitgemäß empfundene Name der deutschen Hauptstadt sollte vergessen gemacht werden und mit der Neubenennung Europa an die Prädominanz des Germanischen gewöhnen. Hitler fasste den Plan am 11. März 1942 so zusammen: »Berlin wird als Welthauptstadt nur mit dem alten Ägypten, Babylon oder Rom vergleichbar sein. Was ist London, was ist Paris dagegen?«
[2]



Um seine Herrschaft zu erhalten, musste Hitler 1941 weitere gewinnträchtige »Wirtschaftsräume« unterwerfen. Das war klar. Aber wie? Die Luftschlacht gegen England scheiterte schnell. Die im September 1939 begonnene Politik der »ethnischen Flurbereinigung« war binnen weniger Monate zum Desaster geworden. Der Angriffskrieg Mussolinis gegen westliche Balkanstaaten führte 1940/41 zur Zerstörung oder Versenkung des größten Teils der italienischen Schlachtflotte durch britische Luft- und Seestreitkräfte. Katastrophal entwickelten sich die Verluste des bald vollständig in die Defensive 
 gedrängten italienischen Feldheeres in Albanien und Griechenland. In der italienischen Kolonie Libyen gewannen britische Truppen und einheimische Aufständische die Oberhand. Da der Suezkanal für die Achsenmächte gesperrt blieb, rissen die Verbindungen Roms zu den Kolonien Somalia, Eritrea und zum erst frisch eroberten Äthiopien (»Italienisch-Ostafrika«) ab. Schon nach wenigen Wochen scheiterte auch der im Sommer 1940 in Berlin ernsthaft erwogene Plan, gemeinsam mit dem Bündnispartner Italien und der französischen Kollaborationsregierung ein deutsch dominiertes Kolonialreich Nord- und Mittelafrika zu schaffen. Das Projekt sollte, so viel stand fest, als »kolonialer Ergänzungsraum« die »Versorgung von 150 Millionen Menschen« des europäischen »Großwirtschaftsraums« sichern und viel Geld in die deutsche Staatskasse spülen.

Dem kurzzeitig aktuellen Planspiel »Afrika« entsprang auch Hitlers Idee, die damalige französische Kolonie Madagaskar für »die Judenunterbringung« zu nutzen. Vorgesehen war die Deportation von zunächst vier Millionen Menschen aus dem deutschen Machtbereich. Für das in der Phase des Brainstormings hängengebliebene Vorhaben erstatteten zwei Professoren Gutachten. Das eine erarbeitete Friedrich Schumacher (1884–1975), Professor für Geologie an der Bergakademie Freiberg, das andere der Präsident des Bayerischen Statistischen Landesamts, der Bevölkerungswissenschaftler und Vollblutnationalsozialist Professor Friedrich Burgdörfer (1890–1967). Ein drittes Gutachten erstellte die Reichsstelle für Raumordnung für die Vierjahresplanbehörde Görings.

Schumacher lieferte seine Expertise am 1. August 1940 ab und gelangte zu dem Ergebnis, dass die Insel über keine wichtigen Bodenschätze verfüge. Damit war die Befürchtung ausgeräumt, Madagaskar könne für die Juden zu wertvoll sein. Burgdörfer hatte seine Stellungnahme »Zur Frage der Umsiedlung der Juden« bereits am 17. Juli fertiggestellt. Statistisch-wissenschaftlich unterlegt stimmte er uneingeschränkt dem Vorhaben zu, mehrere Millionen Juden nach Madagaskar zu deportieren. Wie so viele deutsche Gelehrte jener 
 Jahre erarbeitete er über den konkreten Auftrag hinaus ergänzende Vorschläge: Unaufgefordert legte er seinem Gutachten Zahlen über das gesamte »Weltjudentum« bei und errechnete, dass man nicht nur knapp vier Millionen Juden nach Madagaskar umsiedeln könne, sondern zusätzlich auch eine Million Juden aus Palästina und 1,6 Millionen »aus den übrigen Erdteilen« (mit Ausnahme der Sowjetunion und der USA
 ). In Wirklichkeit wohnten seinerzeit etwa 430000 Juden im britischen Mandatsgebiet Palästina.

Das Gutachten der Reichsstelle für Raumordnung übersandte deren Leiter Ernst Jarmer (1886–1945) am 21. August 1940 an Göring. Den Entwurf hatte der Diplomlandwirt Regierungsrat Dr. Rolf (Rudolph Ludwig / auch Rudolf) Schrameier (1901–1991) gefertigt, der in der deutschen Kolonie Tsingtau (Qingdao) als Sohn des Kaiserlichen Administrators Wilhelm Schrameier (1859–1926) geboren worden war und in der Reichsstelle die Abteilung Kolonialplanung leitete. Schrameier sah »die Möglichkeit der Bevölkerungsvermehrung« als gegeben an, weil auf Madagaskar mit seinen sechs Millionen Einwohnern nur 6,2 Menschen pro Quadratkilometer lebten, während es in Deutschland 135 seien. Wegen der ungünstigen wirtschaftlichen Bedingungen errechnete er eine maximale Bevölkerungszahl von 18 Millionen Menschen, also knapp 30 pro Quadratkilometer, die aber wegen des Klimas kaum erreicht werden könne.

In seiner Eigenschaft als Diplomlandwirt äußerte sich der Gutachter ausführlich zu den agrarischen Perspektiven der Insel. Mittels einer »groben Schätzung« gelangte er zu dem Ergebnis, dass sich auf Madagaskar zunächst allenfalls 800000 landwirtschaftliche Betriebe à 25 Hektar gründen ließen, demnach könnten einschließlich der Familien rund 3,2 Millionen Menschen dort siedeln. Lege man eine vorsichtigere Kalkulation zugrunde, seien es immerhin 2,4 Millionen. Nachdem Schrameiers Vorgesetzter Jarmer das Gutachten überarbeitet und ergänzt hatte, kamen beide zu dem Schluss, dass unter bestimmten Bedingungen auch ein Siedlungskontingent »mit etwa fünf Millionen Menschen« als realistische Option anzusehen sei. Damit 
 waren die Gutachter bei der ungefähr erwünschten Zahl der Juden angelangt, die aus den von Deutschland beherrschten Gebieten ausgesiedelt werden sollten. Ihr Ergebnis stützten sie zur Sicherheit mit der Behauptung, auch »polnisch-jüdische Kreise« würden »sich ernstlich für diese ferne Insel als Siedlungsgebiet interessieren«; auch das spreche für die auf Madagaskar angeblich vorhandenen, »an sich günstigen Siedlungsmöglichkeiten«.

Im Fall eines in die aktuelle Bevölkerungsstruktur und Lebensweise stärker eingreifenden Vorgehens sei es denkbar, die Bevölkerungsdichte auf Madagaskar noch weiter zu erhöhen. Das setze allerdings »die einseitige Vorrangstellung der Landeshauptstadt und der Zentralprovinz« voraus und, was außerordentlich schwierig sein dürfte, »die Rücksiedlung« einiger einheimischer »Bevölkerungsteile« auf andere Inseln.
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Für kurze Zeit glaubte die deutsche Führung tatsächlich an die Möglichkeit Madagaskar. Einer der engsten Mitarbeiter Hitlers, Reichsleiter Philipp Bouhler, bemühte sich am 23. Juni 1940, einen Tag nach dem Waffenstillstandsvertrag mit Frankreich, um einen »Kolonialauftrag« in Afrika. Offenbar dachte er an das ehemalige Deutsch-Ostafrika. Nicht nur das: Nachdem der deutsche Generalgouverneur Hans Frank am 19. Mai angeordnet hatte, das noch offene Warschauer Ghetto komplett von der Außenwelt abzuriegeln, ließ er die Arbeiten »schon im ersten Stadium der Vorbereitungen« beenden und begründete: »Alle Ghettobildungsarbeiten« seien einzustellen, weil »nach dem Plane des Führers die Juden nach Kriegsende auf Madagaskar angesetzt werden sollen«. Aufgenommen wurden die »Ghettobildungsarbeiten« im besetzten Rumpfpolen erst wieder am 2. Oktober 1940. Drei Monate nach dem Sieg über Frankreich hatte sich auch in Krakau herumgesprochen, dass der Madagaskarplan obsolet geworden war. Im Hinblick auf das Madagaskarprojekt erhielten einige der Mitarbeiter Eichmanns im Sommer 1940 Impfungen gegen Tropenkrankheiten, und im Juli 1941 begann – vermutlich aus demselben Grund – der schnell vollzogene Massenmord an möglichst 
 allen jüdischen Patienten, die in Psychiatrischen Anstalten untergebracht waren.
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Im August schlug Viktor Brack von der Parteikanzlei des Führers dem Auswärtigen Amt vor, »die Transportorganisation«, die er für die im September 1939 begonnene Euthanasie-Aktion mit aufgebaut hatte, »für den Transport der Juden nach Madagaskar einzusetzen«. Der Judenreferent des Auswärtigen Amts, Franz Rademacher (1906–1973), nahm die Anregung dankbar auf und begründete das auch: Schließlich könne »eine eingespielte Organisation mit reichen Erfahrungen schlagartiger« mit den Abtransporten der Juden beginnen als eine erst noch zu schaffende Organisation, der »naturgemäß Kinderkrankheiten anhaften« würden.

Kaum lag der Plan skizzenhaft vor, musste er nach wenigen Wochen wegen der britischen Übermacht im Mittelmeer und im Vorderen Orient kassiert werden. Um es mit dem Historiker Christopher Browning zu sagen: »The Madagascar-Plan was born and died of military circumstances.« Folglich stand Hitler spätestens Ende September 1940 vor dem strategischen Nichts. Bis Mitte November wusste er nicht, wie es weitergehen sollte.
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Schon ein Jahr nach Kriegsbeginn mangelt es in der Heimat an Lebensmitteln, die in den Kasernen und eroberten Gebieten festliegende Wehrmacht verschlingt täglich riesige Geldsummen, die Staatsschulden steigen ins Astronomische, dringend benötigte Rohstoffe gehen zur Neige. Mangels Alternativen taucht die Option »Afrika« und damit der Zugang zu den arabischen und persischen Ölquellen gelegentlich noch bis November/Dezember auf, wird aber zur Chiffre für Rat- und Planlosigkeit. Selbst Goebbels neigt in jenen Wochen zu depressiver Verstimmung. Beispielhaft seien seine Tagebucheinträge zwischen dem 1. und 6. Oktober referiert:

Zuerst müssen sich Hitler und er mit dem »schweren Problem der Kinderlandverschickung« aus den bombardierten Städten befassen. Als Gauleiter von Berlin weicht Goebbels sofort vor dem Widerstand 
 der Familien zurück und ordnet die vollkommene Freiwilligkeit des Ausquartierens von Kindern in bombensichere Gebiete an. Der Führer zeigt sich »sehr ungehalten über falsche Luftalarme« und versteht, »was London anbetrifft, (…) die dortige Taktik nicht«. Goebbels: »Wir haben zu viel durcheinanderregiert, darum diese Meckereien.« Bei Bombenalarm sitzt er bis fünf Uhr früh im Luftschutzkeller des Hotels Adlon am Brandenburger Tor fest und beschwert sich im Tagebuch: »Ermüdungstaktik der Engländer. Nur zwei Stunden Schlaf.« Am folgenden Tag: »Ich muss Professor (Hans) Horsters (1887–1957) konsultieren. Nervöse Störung infolge von Überarbeitung und Vitaminmangel. Das muss schleunigst behoben werden.« Um den Generalsekretär der Faschistischen Partei Italiens, Roberto Farinacci (1892–1945), »einmal außerhalb der Luftgefahr ausschlafen« zu lassen, schickt er den ihm sehr sympathischen Staatsgast zu einem Kulturtrip nach Dresden. Als ein britischer Bomber in der Nähe seines Wochenendanwesens nördlich von Berlin »mit lautem Krach« abstürzt, entringen sich dem üblicherweise selbstgewissen Strippenzieher die Sätzchen: »Endlich einer von der Flak heruntergeholt. Das ist doch wenigstens etwas.«

Zur Regierungsumbildung in England merkt er kleinmütig an: »Churchill sitzt weiter fest im Sattel«, man radikalisiere sich in London, werde »lauter und frecher«. Ganz anders in Berlin. Plötzlich notiert der Tagebuchschreiber »geringen Kraftverfall« in der deutschen Luftwaffe und unterstellt der Londoner Regierung, was er selbst täglich praktiziert und verbreiten lässt, nämlich »Illusionismus«, gesteht sich aber ein, »wir kommen auch nicht ganz heil davon«. Mehrheitlich hoffen die Deutschen nach Goebbels’ Eindruck »immer noch auf baldige Beendigung des Krieges«. Für ihn bleibt es »schwer, das Publikum vom Gegenteil zu überzeugen«. Plötzlich grassieren die Gerüchte »Gasangriff und Kinderevakuierung« unter den Berlinern. Auch darauf reagiert Goebbels ungewohnt schwach: »Man muss die Nation nun rigoros auf den zweiten Kriegswinter einstellen.« Albert Speer erhält »vom Führer den Auftrag, in Berlin Luftschutzräume in 
 großem Umfange« zu bauen. So weit die Regierungsbilanz des Führers und seiner Vertrauten in der ersten Oktoberwoche 1940.

Während die deutschen Kriegsziele immer nebulöser werden, wissen die Briten genau, was sie wollen. Sie verteidigen ihr Land und ihre Vorherrschaft im Mittelmeer und festigen das Bündnis mit den USA
 . Dort wird wieder die allgemeine Wehrpflicht eingeführt, und im Wahlkampf um die nächste Präsidentschaft verlieren die Isolationisten an Boden. Die britischen Bomber erschüttern die innere Moral in Deutschland. Italien erweist sich als militärischer Totalausfall. Spanien und Portugal, die Hitler für faschistische Bündnispartner hält, weigern sich entschieden, ihre Neutralität endlich aufzugeben und die Meerenge von Gibraltar für britische Schiffe zugunsten Deutschlands zu sperren.

Mitte Juli und am 1. August 1940 hatte Hitler seine Weisungen Nr. 16 und 17 zur Invasion in Südengland herausgegeben und das Ziel umrissen: »Zweck dieser Operation ist es, das englische Mutterland als Basis für die Fortführung des Krieges gegen Deutschland auszuschalten und – wenn es erforderlich werden sollte – in vollem Umfange zu besetzen.« Am 4. September erklärt er im Berliner Sportpalast zum Bombenkrieg gegen England: »Wir werden ihre Städte ausradieren.« Zu diesem Zeitpunkt sollen die Vorbereitungen für die Invasion der Britischen Insel mit Bodentruppen (»Unternehmen Seelöwe«) bis zum 15. September abgeschlossen sein. Nachdem die Befehlsausgabe am 10. September um drei Tage aufgeschoben wird, muss sie am 17. September »bis auf weiteres« abgeblasen werden.

Die Weisungen zur Kriegsführung vom 1. August bleiben für knapp dreieinhalb Monate die letzten. Erst am 12. November, dann aber Schlag auf Schlag, folgen bis zum 18. Dezember die wie immer höchst geheimen Weisungen 18, 18a, 19, 19a, 19b, 20 und 21. Die Weisungen 18, 18a und 19 beziehen sich noch unter dem Decknamen »Unternehmen Felix« auf die Eroberung der Meerenge von Gibraltar – auch diese strategische Variante zielt noch auf England, um dessen überseeische Versorgung entscheidend zu schwächen und die deutsch-italienische 
 Herrschaft über den Mittelmeerraum, Nordafrika und den Nahen Osten zu ermöglichen.

Diese drei Weisungen ergehen, obwohl die von Hitler behaupteten »politischen Maßnahmen, um den baldigen Kriegseintritt Spaniens (auf deutscher Seite) herbeizuführen«, bereits gescheitert sind. Denn drei Wochen zuvor, am 23. Oktober, hatte er den spanischen Diktator, Generalissimus Francesco Franco (1892–1975), das erste und einzige Mal getroffen. Franco mochte sich weder nach Berlin noch auf den Obersalzberg zitieren lassen. Vielmehr musste Hitler ihn im französisch-spanischen Grenzbahnhof Hendaye aufsuchen, einer 6000-Einwohner-Stadt am südwestlichen Ende der französischen Atlantikküste. Ein paar Tage danach schildert er Goebbels seine Eindrücke von Franco: »Viel Geschrei, aber wenig Wille. Keine Substanz. Dabei völlig unvorbereitet auf einen Krieg.«

Des ungeachtet tut Hitler gegenüber seinen Militärs noch am 12. November so, als ließe sich »der baldige Kriegseintritt Spaniens« herbeiführen. Er flüchtet sich in die Notlüge, Franco habe ihm versichert, »dass er die mündlich besprochenen Abmachungen ernstlich wahrmachen will, das heißt, an unsere Seite treten will«. Erst mit einer Verzögerung von sieben Wochen entschließt sich Hitler am 11. Dezember mit der Weisung 19a zu der Kurzmitteilung, »das Unternehmen ›Felix‹ wird nicht durchgeführt, da die politischen Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind«. Sie waren zu keinem Zeitpunkt gegeben!

Zunächst ergeht jetzt die durch und durch defensive Weisung 19b. Sie handelt vom »Unternehmen Attila«, entwickelt für den Fall, dass sich die französischen Kolonialtruppen in Französisch-Nordafrika (Marokko, Algerien, Tunesien und Teile Libyens) mit etwa 60000 Mann auf die Seite Großbritanniens schlagen würden. Dann nämlich sei das noch autonome, von der Kollaborationsregierung in Vichy verwaltete Südfrankreich sofort zu besetzen. Gegebenenfalls sollten dann »starke motorisierte« Truppen »schnell bis zum Mittelmeer durchstoßen«, um »möglichst früh die Hafenplätze (vor 
 allem den wichtigen Kriegshafen Toulon) in Besitz zu nehmen und Frankreich vom Meer abzuriegeln«. Der Plan »Attila« dokumentiert Schwäche. (Akut wurde er erst zwei Jahre später im November 1942, nachdem US
 -Truppen an drei Stellen in Nordafrika gelandet waren. Wobei die deutsche Absicht, wenigstens die französische Kriegsflotte in Toulon zu erbeuten, dann gründlich misslang.)

Hitler hatte sich im Herbst 1940 in eine vollständig verfahrene Situation manövriert. Weil er anders nicht weiterwusste, griff er auf einen Plan zurück, den er als Variante bereits im Sommer mehrfach angedeutet hatte. Damals, am 31. Juli 1940, hatte er einigen seiner Generäle auf dem Obersalzberg mitgeteilt, was der Generalstabschef des Heeres, Franz Halder (1884–1972), so zusammenfasste: »Ist aber Russland zerschlagen, dann ist Englands letzte Hoffnung getilgt. Der Herr Europas ist dann Deutschland. Entschluss: Im Zuge dieser Auseinandersetzung muss Russland erledigt werden.« Den Beginn dieses Krieges terminierte Hitler auf den Mai 1941, das siegreiche Ende auf den Oktober 1941. Zunächst aber wollte er England entscheidend schlagen, um einen Zweifrontenkrieg zu vermeiden. Obwohl er dieses Ziel verfehlte, reaktivierte er den Russlandplan – dokumentarisch belegbar – spätestens am 4. November 1940 bei einer Besprechung mit den Spitzen der Oberkommandos der Wehrmacht, des Heeres und der Luftwaffe.

In dieser Sitzung erwägt Generalstabschef Halder im Sinne der noch nicht offiziell widerrufenen Vorgaben Hitlers eine strategische Variante, um die starken britischen Positionen im Mittelmeer und im Nahen Osten anzugreifen: statt zur See auf dem Landweg mit einem weit ausgreifenden Feldzug durch die Türkei und durch Syrien. Wie Andreas Hillgruber herausgearbeitet hat, lehnt Hitler Halders Vorschlag »mit dem Hinweis ab, dass ein deutsches Vorgehen gegen die Türkei das ›Problem Russland‹ aufrolle und daher eine solche Operation ›erst nach Ausschaltung Russlands ins Auge gefasst werden‹ könne; Russland ›bleibe das ganze Problem Europas. Alles müsse getan werden, um später bereit zu sein zur großen Abrechnung‹.«


 In seinen Notizen fasst der Heeresadjutant bei Hitler, Gerhard Engel, die Stimmungslage während des äußerlich ergebnislosen Treffens unter dem Stichwort »unerfreuliche Besprechung« zusammen: »Führer ist sichtlich deprimiert. Eindruck, dass er im Augenblick nicht weiß, wie es weitergehen soll.« Darüber hinaus protokolliert Engel die zum Zerreißen angespannte Gesprächsatmosphäre: Plötzlich habe der Oberbefehlshaber der Wehrmacht von Brauchitsch »im ungeeignetsten Moment« die Marine und Luftwaffe wegen verpasster Gelegenheiten im Krieg gegen England attackiert, und das »völlig gegen seine sonstige Gewohnheit«. Daraufhin beschuldigt Göring das Heer »rabiat, beinahe persönlich« des Versagens. Zum Schluss schieben alle die Frage, wer für die Fehlschläge im Krieg gegen England die Schuld trage, auf die Marine. Dazu bemerkt Engel: »Von Marine niemand anwesend!« Offenbar schweigt Feldherr Hitler während der Aufwallung. Schließlich hatte er, was England betrifft, die entscheidenden Befehle gegeben und Bedenken ebenso wie Gegenvorschläge vom Tisch gewischt. Engel umschreibt das nicht ohne Sarkasmus: »Niemand sagt, woran es wirklich lag.«

Die Entscheidung, den Krieg gegen die Sowjetunion als nächstes militärisches Projekt zu planen und zu beginnen, entstand in einer Situation völliger Ratlosigkeit. Klar war dabei von Anfang an nur: Der riesige Staat sollte zerschlagen und die westlichen und südlichen Teile sollten zum kolonialen Ergänzungsraum Deutschlands gemacht werden – eine Funktion, die Hitler vorübergehend einem gewiss weniger ergiebigen, deutsch geführten Kolonialreich Nord- und Mittelafrika zugedacht hatte. Das militärische Ziel des Krieges gegen die Sowjetunion war das schnelle Vorstoßen bis zur sogenannten »AA
 -Linie«, die von Archangelsk (1000 Kilometer nordöstlich von Leningrad am Eismeer gelegen) bis Astrachan reichen sollte, also bis ans Kaspische Meer. Am 4. November 1940 wurde noch keine Entscheidung getroffen. Doch lenkte Hitler seine noch zögerlichen Militärs in Richtung Sowjetunion. Das schlug sich in der Russland-Passage seiner Weisung Nummer 18 vom 12. November 1940 nieder, die äußerlich noch dem 
 »Unternehmen Felix«, der Eroberung von Gibraltar, galt. Darin heißt es unter Punkt 5 zu Russland:


Politische Besprechungen mit dem Ziel, die Haltung Russlands für die nächste Zeit zu klären, sind eingeleitet. Gleichgültig, welches Ergebnis diese Besprechungen haben werden, sind alle schon mündlich befohlenen Vorbereitungen für den Osten fortzuführen. Weisungen dafür werden folgen, sobald die Grundzüge des Operationsplanes des Heeres mir vorgetragen und von mir gebilligt sind.



Genau in diesen Tagen, vom 12. und 14. November, besuchte der sowjetische Außenminister Molotow Berlin. Die Verhandlungen verliefen kühl, fast eisig, und ergebnislos. Die deutsche Regierung hatte die Weichen für den Krieg gegen die Sowjetunion bereits in der Woche zuvor gestellt. Noch während Molotow in Berlin Gespräche führte, verfügte Hitler am 13. November mit der Weisung 20 die Eroberung des Balkans und die Verlegung einer Panzerdivision nach Rumänien (»Unternehmen Marita«). Am 15. November beauftragte er Fritz Todt, für den Krieg gegen die Sowjetunion einen geeigneten Ort in Ostpreußen zu suchen, um dort das Führerhauptquartier Wolfsschanze zu errichten. Am 18. Dezember folgte die Weisung 21 zum »Fall Barbarossa«: »Die deutsche Wehrmacht muss darauf vorbereitet sein, auch vor Beendigung des Krieges gegen England Sowjetrussland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen
 .«

Der Satz beschönigt die deutschen Niederlagen im Luft- und Seekrieg gegen das britische Mutterland und den erfolglosen Kampf um die Vorherrschaft im Mittelmeer. In seiner Weisung betonte Hitler, der Krieg gegen die Sowjetunion erfordere einen schnellen Feldzug
 . Für einen langen Krieg reichten die deutschen Reserven keinesfalls. Es bestand nurmehr die Möglichkeit, alles auf diese eine Karte zu setzen. Major Engel sollte im Auftrag des Oberbefehlshabers des Heeres »ergründen«, ob der Führer tatsächlich den Waffengang wolle oder nur bluffe, und notierte dazu am 18. Dezember:



 Meine Überzeugung, dass (der) Führer selbst noch nicht weiß, wie es weitergehen soll. Misstrauisch gegen eigene militärische Führung, Unklarheit über russische Stärke, Enttäuschung über (die) Härte der Engländer beschäftigen Führer dauernd. Meines Erachtens glaubt er, bestärkt auch durch Berichte und Vortrag Köstrings (Ernst-August Köstring [1876–1953], dt. Militärattaché in Moskau), dass Sowjets schwach. Hofft dann auf englisches Nachgeben, glaubt nicht an Eintritt USA
 in den Krieg. Große Sorgen wegen Afrika und Italienern. Erstaunliches Vertrauen in Leistung unserer Luftwaffe. Betont aber immer wieder, dass er sich alle Beschlüsse vorbehalte. Molotow-Besuch habe gezeigt, dass Russland Hand auf Europa legen wolle. Freigabe des Balkans könne er sich nicht leisten, Finnlands Abhängigkeit sei ihm schon Gefahr genug. Ehrlich sei der Pakt (mit Moskau) nie gewesen, denn die Abgründe der Weltanschauung seien tief genug.



Eben weil für Hitler und seine Art der Herrschaft der Krieg weitergeführt werden musste, schlug er alle Warnungen vor einem Zweifrontenkrieg in den Wind – Warnungen, die ihm insbesondere der Chef der Kriegsmarine, Großadmiral Erich Raeder (1876–1960), am 14. November, am 3. und 27. Dezember eindringlich vortrug.

 

In diesen Tagen, genauer am 28. November, hielt der gut informierte Heinrich Himmler eine Rede vor Kreisleitern der NSDAP
 , in die er neben einer siedlungspolitischen Tour d’Horizon die folgenden, auf den Krieg gegen die Sowjetunion vorbereitenden Sätze einflocht: Eine Landung auf den Britischen Inseln habe der Führer mittlerweile verworfen, weil die Marine für ein solches Unternehmen noch zu schwach gerüstet und die Anzahl möglicher Gefallener zu groß sei. Hinsichtlich des russischen Volks bemerkte Himmler en passant: Dieses »Völkergemisch« müsse »in seinen Grenzen gehalten werden«, zumal der imperialistische Appetit Stalins »ins Riesenhafte zu wachsen« drohe und gestoppt werden müsse – »wenn nicht anders (möglich), dann mit Gewalt«. Und falls Stalin versuchen sollte, Richtung 
 Rumänien, Serbien und Bulgarien vorzudringen, müssten »unsere Kanonen antworten«. Das habe der Führer Molotow bei dessen Berlin-Besuch mitgeteilt und deshalb »an unserer Ostgrenze (in Polen und Rumänien) so viele Truppen stationiert, dass der Rote Zar in Moskau« die deutschen Interessen respektieren werde. Schließlich sei der Freundschaftspakt mit Moskau kein Liebesverhältnis. Vorläufig gelte es, »alle Abmachungen und wirtschaftlichen Verträge« mit der Sowjetunion auszunutzen; sobald diese jedoch »lästig werden und keine Bedeutung mehr haben« würden, seien sie schleunigst abzuschütteln. Aus dieser Rede konnte jeder Kommunalpolitiker der NSDAP
 (»Kreisleiter«) heraushören, wie nah der Angriff auf die Sowjetunion gerückt war. Auch stand schon fest, wie der riskante Überfall öffentlich kommuniziert werden sollte: als alternativloser Präventivkrieg gegen einen hinterlistigen und verschlagenen Feind.

Nachdem Hitler seine Militärs darauf eingeschworen hatte, trotz der Schwäche Italiens, trotz der Standhaftigkeit Großbritanniens, trotz der zunehmenden Kriegsbereitschaft der USA
 den Krieg gegen die Sowjetunion mit aller Kraft vorzubereiten, hob sich seine Stimmung umgehend. Am 11. Dezember empfing er die Reichs- und Gauleiter und deutete ihnen seinen als Verteidigungskrieg zu inszenierenden Barbarossaplan an. Folgt man Goebbels’ Notat, benutzte er dafür wie üblich das Mittel der Schuldumkehr: »Russland steht auch auf der Lauer, aber wir fürchten es nicht.« Am Vortag hatte er vor den Rüstungsarbeitern der Firma Rheinmetall-Borsig in Berlin gesprochen und wurde von seinem Begleiter Goebbels als »sehr optimistisch« empfunden. Seine Ansprache hatte Hitler mit der Bemerkung eingeleitet, er rede jetzt sehr selten, weil er erstens »wenig Zeit zum Reden« habe und zweitens glaube, es sei »im Augenblick wichtiger zu handeln als zu sprechen«. Den Arbeitern hatte er in der Tonlage Ich-Ich-Ich Folgendes zu sagen:


Ich trete der Welt gegenüber als Vertreter der Habenichtse auf. (…) Ich hatte gar keine Lust aufzurüsten. Denn was heißt rüsten? Das 
 verschlingt so viel Arbeitskraft. (…) Ich besitze immerhin ziemlich bedeutende Pläne, große und schöne, für mein Volk. (…) Ich bin ein Mann, der keine Dinge halb macht. (…) Nur ein Wahnsinniger kann sagen, ich hätte ein Minderwertigkeitsgefühl dem Engländer gegenüber. (…) Ich habe niemals ein Minderwertigkeitsgefühl gehabt!



Goebbels berichtete: »Der Beifall tost. Kampfentschlossenheit. (…) Er vor seinen Arbeitern, flankiert von Monstergeschützen.« In Wahrheit hatte sich hier einer den Arbeitern einer riesigen Rüstungsfabrik angebiedert, bramarbasiert, gekreischt und habituell gelogen, der nichts mehr zu bieten hatte außer der Flucht nach vorn: hinein in immer größere Kriege, in grenzenlosen Terror und Verbrechen apokalyptischen Ausmaßes.

Öffentlich sprach Hitler weiterhin vom Krieg gegen England und behauptete in seiner Neujahrsbotschaft für das Jahr 1941, jede britische Bombe werde mit der zehnfachen Menge deutscher Bomben vergolten. Allerdings ließ er auch wissen, dieses Jahr werde »die Vollendung des größten Sieges unserer Geschichte bringen«. Am 30. Januar 1941 hetzte er wieder gegen England, fügte jedoch hinzu: »Das deutsche Volk – das weiß ich, und ich bin stolz darauf – ist mir verschworen und geht mit mir durch dick und dünn.« Am 16. März versicherte er in seiner Proklamation zum Heldengedenktag: »England wird fallen!« Wie das geschehen sollte, ließ er offen – verkündete jedoch das eine – die Fortsetzung des Krieges: »Kalt und entschlossen werden wir deshalb im Jahre 1941 antreten, um zu vollenden, was in den vorangegangenen Jahren begonnen wurde.« Drei Monate später war es so weit. Am 22. Juni 1941 begann der deutsche Krieg gegen die Sowjetunion.
[6]







[image: Foto zweier Fallschirmjäger der Deutschen Wehrmacht auf Kreta im Mai 1941, beide lassen sich von zwei Jungen die Schuhe putzen, die Jungen sitzen jeder auf einer Kiste und blicken in die Kamera, die Männer stehen in einer dominanten Haltung vor ihnen.]


Fallschirmjäger Peter Hörnig 
[1]

 (r.) war Ende Mai 1941 letztlich siegreich über Kreta abgesprungen und konnte hier »seinen soldatischen Mut beweisen«. Allerdings fanden bei diesem Einsatz 3450 seiner Kameraden, mehr als die Hälfte der eingesetzten Fallschirmjäger, den Heldentod. Am 3. März 1943 folgte ihnen Peter Hörnig nach »hartem, bitterem Kampf an der Ostfront«, wie es in der betont katholisch gehaltenen Todesanzeige seiner Eltern heißt. Peter und seine Frau Erna hatten sich immer wieder ausgemalt, nach dem Sieg »im Osten zu siedeln« und dort »ein Rittergut« zu bewirtschaften.
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 Der Russlandfeldzug scheitert schnell




We are resolved to destroy Hitler and every vestige of the Nazi regime. From this nothing will turn us. Nothing. We will never parley; we will never negotiate with Hitler or any of his gang. We shall fight him by land; we shall fight him by sea; we shall fight him in the air, until, with God’s help, we have rid the earth of his shadow and liberated its people from his yoke.


Aus der Radiorede Winston Churchills vom 22. Juni 1941




In der Phase des Stillstands vom Sommer 1940 bis zum Sommer 1941 schwand die Reichsgetreidereserve, es fehlte an Obst und Gemüse. Auch darauf hatte Carl Friedrich Goerdeler hingewiesen, als er in seiner Denkschrift vom 1. Juli 1940 prognostizierte: Die Hitler-Regierung werde in den unterworfenen Staaten ein »System der hemmungslosen Ausbeutung« errichten und »mit eherner Unentrinnbarkeit Entbehrung und Hunger« hervorrufen: »erst in den Deutschland umgebenden Staaten Europas«, dann »in Deutschland selbst«.

Goerdelers Annahme bestätigte Staatssekretär Backe 1946. Dieser saß damals im Nürnberger Kriegsverbrechergefängnis und erhängte sich dort am 6. April 1947 aus Angst vor der Auslieferung in die Sowjetunion in seiner Zelle. In seiner während der Haft verfassten Rechtfertigungsschrift berichtete Backe von einem auf sein Betreiben anberaumten Gespräch mit Hitler im Frühjahr 1941, weil damals »einer der kritischsten Ernährungszeitpunkte des Krieges« erreicht gewesen sei: »Die Brotgetreidearten (waren) nicht nur in Deutschland, sondern in allen besetzten Gebieten stark ausgewintert.« Infolge der 
 Trockenheit seien die Sommersaaten nur teilweise aufgegangen und »die Reserven fast restlos aufgebraucht« gewesen. Zudem stellte die Wehrmacht immer höhere Forderungen, und es mussten »die vielen ins Reich verbrachten Ausländer zusätzlich ernährt werden«. Deshalb war es unausweichlich geworden, die Lebensmittelzuteilungen an Deutsche »entscheidend« zu senken, was zu »einer schweren Belastung für das Volk« führte. Vor diesem Hintergrund entstanden im Frühjahr die von Backe vorangetriebenen Pläne, die in Deutschland und Westeuropa drohende Hungersnot mit Hilfe des Getreides aus der Ukraine und aus Südrussland zu verhindern – zu Lasten vieler Millionen Menschen in der Sowjetunion, die absichtsvoll dem Hungertod ausgeliefert werden sollten.
[1]



Goebbels bestätigte die mit dem Russlandkrieg verbundenen Ziele zur dauerhaft gesicherten Lebensmittel- und Rohstoffversorgung Deutschlands nach Gesprächen mit Backe und bemerkte knapp: »Und dann wollen wir uns ja im Osten gesundstoßen.« Die vom Sommer 1941 bis Ende 1943 in den besetzten Teilen der Sowjetunion praktizierte Politik des Ausplünderns bestätigte Goerdelers Vorhersage in jedem einzelnen Punkt. Anfang November 1941 wurde der dem »Unternehmen Barbarossa« vom ersten Tag an eingeschriebene Zweck »hemmungslose Ausbeutung« nach einer Sitzung unter dem Vorsitz Görings schriftlich fixiert. Die dazu formulierte Anleitung trägt den Titel »Allgemeine Grundsätze für die Wirtschaftspolitik in den neu besetzten Ostgebieten«. Darin steht auch, wie der auf das Verhungern der Unterworfenen und das Wohlleben der Eroberer angelegte Großraub von Getreide und Ölsaaten dazu führen sollte, »unsere Kriegsschulden« möglichst rasch zu tilgen:


Durch billige (landwirtschaftliche) Produktion unter Aufrechterhaltung des niedrigen Lebensstandards der einheimischen Bevölkerung sind möglichst hohe Produktionsüberschüsse zur Versorgung des Reiches und der übrigen europäischen Länder zu erzielen. Auf diese Weise soll neben möglichst weitgehender Deckung des europäischen 
 Nahrungsmittel- und Rohstoffbedarfs gleichzeitig für das Reich eine Einnahmequelle erschlossen werden, die es ermöglicht, den wesentlichen Teil der zur Finanzierung des Krieges aufgenommenen Schulden unter möglichster Schonung des deutschen Steuerzahlers in wenigen Jahren abzudecken.



Der Großagrarier Hans Schlange-Schöningen ahnte längst, aus welchen Motiven der Krieg gegen die Sowjetunion vom Zaun gebrochen worden war. Die aufgestapelten Lebensmittelvorräte reichten nicht annähernd aus, notierte er im August 1941, deshalb sähen »die Bonzen mit Sicherheit den Hunger kommen, damit die Niederlage und ihr Ende«: »Darum greift man Russland an; darum muss alles auf diese Karte gesetzt werden; darum will man namentlich die Ukraine haben. (…) Bolschewismus sagt man, und Lebensmittel meint man!« Dazu passend bemerkte Goebbels Ende Mai 1942, die Überwindung empfindlicher wirtschaftlicher Engpässe und der augenblicklich »sehr prekären« Ernährungslage sei »Kernstück unserer Kriegsführung« in der Sowjetunion.
[2]
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Grundlegend zur Bedeutung des Hungerplans, ältere Forschungen zusammenfassend und ergänzend, ist die Studie von Christian Gerlach »Die Ausweitung der deutschen Massenmorde in den besetzten Gebieten im Herbst 1941. Überlegungen zur Vernichtungspolitik gegen Juden und sowjetische Kriegsgefangene«, in: Ders., Krieg, Ernährung, Völkermord, Hamburg 1998, S. 10–84.














1
 Leningrad vom Erdboden verschwinden lassen



In der ersten großen Besprechung, die Hitler am 17. Januar 1941 zum Unternehmen Barbarossa abhielt, protokollierte Major Engel: »Immer wieder kommen wirtschaftliche Argumente zum Vorschein, desgleichen weltanschauliche: unten (im Süden) Öl und Getreide, oben (im 
 Norden) die Zerstörung der Weltanschauungsfestung Leningrad.« Wobei das von Engel so bezeichnete Weltanschauliche eben auch das Wirtschaftliche war, nämlich das Verhungernlassen von Millionen Menschen in den Industriestädten der Sowjetunion, die als »überzählig« galten.

Von Hochstimmung und Angst, Zynismus und Tatenzwang getrieben, blickt Joseph Goebbels sechs Tage vor dem Überfall auf die Sowjetunion auf seine ureigene Stimmungslage: »Der Führer sagt, ob recht oder unrecht, wir müssen siegen. Das ist der einzige Weg. Und er ist recht, moralisch und notwendig. Und haben wir gesiegt, wer fragt uns nach der Methode.« Und warum müssen »wir« unbedingt siegen? Auch diese Antwort hält der Tagebuchschreiber parat: »Wir haben sowieso so viel auf dem Kerbholz.« Genau deshalb besteht für ihn schon im Frühsommer 1941 der Zwang, »dass wir siegen müssen, weil sonst unser ganzes Volk, wir an der Spitze mit allem, was uns lieb ist, ausradiert würde. Also ans Werk!«
[1]



Was hatten »wir« am 21. Juni 1941, dem Vortag des Überfalls auf die Sowjetunion, denn alles auf dem Kerbholz? Wenig, allerdings nur im Vergleich zum 31. Dezember 1941 und erst recht im Vergleich zum 8. Mai 1945 – gemessen am Niveau von Gewalt und Willkür anderer westeuropäischer Staaten jedoch schon sehr viel. Hier meine Schätzung: 65000 ermordete, weit überwiegend deutsche psychisch kranke oder körperlich und geistig behinderte Menschen; etwa 5000 ermordete Juden im Großdeutschen Reich, einschließlich der 2000 Juden, die allein aufgrund des Faktums »Jude« in den Gaskammern der Aktion T4 umgebracht worden waren. Hinzu kommen Hunderte deutsche Kommunisten, einige Hundert ermordete Sozialdemokraten sowie konservative, liberale oder religiös motivierte NS
 -Gegner und als sozial deviant etikettierte Menschen. Im besetzten Polen hatten Deutsche bis zum Juni 1941 maximal 100000 jüdische und christliche Zivilisten ermordet. Außerdem hatten sie die vorläufig gewonnenen Aggressionskriege gegen Dänemark, Norwegen, Luxemburg, Belgien, Frankreich, die Niederlande, Jugoslawien und Griechenland geführt, 
 aber dort – im Vergleich zu Polen – bis zum Juni 1941 nur wenige Kriegsverbrechen begangen.

Die für Polen genannte Anzahl von maximal 100000 ermordeten Zivilisten während der ersten 22 Monate der deutschen Besatzung mag manchem Leser als zu gering erscheinen, doch setzte das massenhafte Morden auch in Polen erst während des Krieges gegen die Sowjetunion ein. Ich stütze mich mit Dank auf die Auskunft des Historikers Daniel Brewing, Autor des Buches »Im Schatten von Auschwitz. Deutsche Massaker an polnischen Zivilisten 1939–1945« (2016). Nach seiner Schätzung wurden bis zum Sommer 1941 unter dem Stichwort »Intelligenzaktion« etwa 45000 Polen ermordet. Hierunter fallen die Massenmorde der Einsatzgruppen Heydrichs, des Volksdeutschen Selbstschutzes und die Außerordentliche Befriedungsaktion (AB
 -Aktion). Hinzu kommen etwa 5000 ermordete polnische und jüdische Patienten psychiatrischer Anstalten im annektierten Westpolen und im Generalgouvernement. Bei der »Aktion Hubal«, die sich gegen von Major Henryk Dobrzański (1897–1947, genannt Hubal) geführte Partisanen richtete, wurden im Frühjahr 1940 etwa tausend polnische Zivilisten ermordet, darüber hinaus einige Zehntausend christliche und jüdische Polen während des Einmarschs: als Gefangene, als Opfer der Zwangsumsiedlungen und aus anderen Gründen.

Nach eigener Aussage hatte sich Hitler mit dem Krieg gegen Polen den Weg zur Umkehr versperrt (Kapitel VI
 .1), endgültig mit dem Einfall in die Sowjetunion. Spätestens von diesem Tag an konnte in der Staats-, Partei- und Wehrmachtführung niemand mehr mit der Möglichkeit eines Verhandlungsfriedens rechnen. Die Alternative hieß Sieg oder Untergang. Das wussten alle, die in den Vormonaten die militärischen, wirtschafts-, ernährungs-, fiskal- und bevölkerungspolitischen Planungen für den Feldzug gegen die Sowjetunion vorangetrieben hatten. Umso leichter schoben sie die letzten moralischen und völkerrechtlichen Bedenken beiseite.

Von jetzt an kombinierte die deutsche Führung den Krieg mit systematischen Massenmorden an Juden, gefangenen Soldaten und an 
 Zivilisten jeden Alters und Geschlechts. Nicht allein das. Die Braintrusts Himmlers und Görings, die Berater der Besatzungsregierung in Polen, die Spitzen der Wehrmacht und des Ernährungsministeriums entwarfen Pläne zur Ausrottung von 30 bis 50 Millionen slawischen Zivilisten; sie befürworteten die Deportation und Versklavung vieler Zehnmillionen Menschen; sie planten deren Zwangssterilisierung und die Liquidierung eines ihnen unpassend erscheinenden »Staatengerümpels«.

Eine dieser Vernichtungsabsichten sei angeführt. Am 2. Mai 1941 befassten sich die zuständigen Staatssekretäre und die Wehrwirtschaftsführung mit dem künftigen Lebensmittelmanagement in den besetzten und mit Deutschland verbündeten Ländern. Laut Ergebnisprotokoll erzielten sie dabei in zwei Punkten vollstes Einvernehmen: »1) Der Krieg ist nur weiterzuführen, wenn die gesamte Wehrmacht im 3. Kriegsjahr aus Russland ernährt wird. 2) Hierbei werden zweifellos zig Millionen Menschen verhungern, wenn für uns das für uns Notwendige aus dem Land herausgeholt wird.« Das Dokument fand sich nicht in einem Geheimtresor Heinrich Himmlers, sondern im Kriegstagebuch der Wehrwirtschaftsführung der Wehrmacht, mehrfach abgezeichnet und vielen Offizieren mündlich zur Kenntnis gegeben.

Goebbels kannte den mörderischen Hungerplan aus erster Hand und billigte ihn. Damals mussten die Lebensmittelrationen, speziell die Fleischrationen, noch weiter gesenkt werden. Das konnte schwere Stimmungseinbrüche an der Heimatfront hervorrufen. Auch deshalb sah Goebbels dem bevorstehenden Hochrisikokrieg mit Freude entgegen. Innerlich malte er sich Güterzüge voll ukrainischen und südrussischen Getreides aus, die nach Deutschland rollen und der kärglichen Ernährungs- und Stimmungslage rasch aufhelfen würden. Bis auf weiteres galt allerdings, was ihm Backe am 30. April 1941 unter vier Augen mitgeteilt hatte: »Fleisch muss ab 2. Juni um 100 Gramm pro Woche gekürzt werden. (…) Im Brot können wir hoffen durchzukommen, wenn keine Erntekrise eintritt (…). Bekommen wir ein 
 drittes Kriegsjahr, dann zehren wir vom Brot die letzten Reserven auf.«
[2]

 Im Spätsommer 1942 war es so weit (Kapitel XI
 .3).

 

Im Aggressionskrieg gegen die Sowjetunion wurde die Frage zentral, wie die Bande zwischen Volk und Führung hinreichend straff gehalten werden könnten. Denn zweifellos fühlten sich die Deutschen mittlerweile kriegsmüde. Dem zum Trotz zogen sie nun mit dreieinhalb Millionen Soldaten in »den ungeheuerlichsten Eroberungs-, Versklavungs- und Vernichtungskrieg« der Neuzeit, wie Ernst Nolte (1923–2016) den Überfall auf die Sowjetunion 1963 charakterisiert hat. Unter Berufung auf ihn ergänzte Andreas Hillgruber 1965, die Soldaten der Wehrmacht sollten »jede Erinnerung an einen russischen Großstaat beseitigen«.

Anders als die Kriege gegen die nord- und westeuropäischen Staaten bezweckte das Unternehmen Barbarossa nicht nur die Unterwerfung eines anderen Staats, sondern die vollständige Ausrottung der sowjetischen Führungsschicht, das Deportieren, »Absterben« und Versklaven großer Teile der Bevölkerung, das Gewinnen von kolonialem Siedlungsraum für Deutsche und den ungehinderten Zugang zu Weizen, Speiseöl und Fleisch sowie zu Rohstoffen aller Art. Nach den Worten von Staatssekretär Backe kam es darauf an, das Gesicht der Ukraine und Südrusslands »in Zukunft (…) nach Europa zu wenden«, um die Ernährung Deutschlands und Westeuropas zu garantieren. Über den massenmörderischen Charakter ihrer imperialen Gewaltaktion für das restliche Russland, genannt Moskowien, sprachen die beteiligten Strategen unverblümt. Ihren untergebenen Exekutoren schärften sie vermittels einer in beachtlicher Auflage gedruckten Weisung ein, »viele zehn Millionen Menschen« würden in den nördlichen und östlichen Zonen Russlands und in den Industriestädten »überflüssig und werden sterben oder nach Sibirien auswandern müssen«.

Jeder Versuch, die einheimischen Städter »vor dem Hungertode dadurch zu retten«, dass Weizen aus der Ukraine angeliefert werde, 
 unterbinde »die Durchhaltemöglichkeit im Kriege« und »die Blockadefestigkeit Deutschlands und Europas« – »darüber muss absolute Klarheit herrschen«. Dazu gehörte die Vorgabe, dass die in die Sowjetunion eingefallenen dreieinhalb Millionen deutschen Soldaten »aus dem Lande« zu ernähren seien. Wie es dabei praktisch zuging, beschrieb der im Zivilberuf als Jurist tätige Soldat Klaus Becker (1902–1945) im September 1941 seiner Frau: »Wenn der deutsche Soldat etwas brauchte, so hat er sich dies aus den Häusern herausgeholt. Das wird wohl auch an der vordersten Linie so bleiben. Denn bevor wir hungern oder frieren, sehen wir zu, dass wir etwas zu essen und heizen bekommen.« Der Soldat Edgar Steuerwald (1920–1941) aus Stettin teilte seinen Eltern Ende November 1941 mit: »Nach meiner Ansicht müssen die Russen doch kurz über lang den Hungertod sterben, denn die Ernährungslage ist zu schlecht.«
[3]



Am 16. Juli 1941 hatte Hitler in einer Sitzung mit Göring, dem Chef der Reichskanzlei Lammers, dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht Keitel, Martin Bormann und Alfred Rosenberg angekündigt, er wolle »Leningrad dem Erdboden gleichmachen«. Am 24. September notierte Goebbels mit genozidaler Zielstrebigkeit: »Wir könnten auch« die in dieser Stadt »zusammengepferchte Fünf-Millionen-Masse« nicht ernähren. In einigen Monaten werde man die dann durch Artilleriebeschuss und Hunger weithin ausgestorbene Stadt besetzen und mit Hilfe von Sprengungen die noch übriggebliebenen »Mauerreste dem Erdboden gleichmachen« – »es entwickelt sich hier das schaurigste Stadtdrama, das die Geschichte jemals gesehen hat«. Allerdings ging dieses Zerstörungswerk in Hitlers Augen nicht so schnell vonstatten wie erwünscht. Deshalb setzte er am 28./29. September mit dem »Entschluss über Leningrad« nach und ordnete an, die »Großsiedlung« Leningrad »vom Erdboden verschwinden zu lassen«. Goebbels kommentierte beifällig, es sei richtig, dem bolschewistischen Regime auf diese Weise »die Lebensadern abzuschneiden«. Moskau und Leningrad seien nicht zu besetzen, sondern zu zerstören – und »später muss darüber der Pflug gehen«.


 Weil die Ernährung der Einwohner von Leningrad die der Wehrmachtsoldaten und der deutschen Bevölkerung verknappen würde, sollten drei bis fünf Millionen Menschen in dieser Metropolenregion verhungern. Tatsächlich verhungerten im Lauf der dreijährigen deutschen Belagerung etwa eine Million Menschen im heutigen St. Petersburg. Noch am 21. November 1941 delirierte Hitler, sich selbst in Siegestrunkenheit hineinsteigernd, Moskau zu umzingeln »und es damit dem Hunger und der völligen Verwüstung preiszugeben«; am 29. November äußerte er, mit dieser Methode sollten sämtliche »großen Städte« der Sowjetunion vernichtet werden.

Aus demselben Grund ließ die Führung der Wehrmacht in den ersten sechs Monaten des Krieges Hunderttausende kriegsgefangene Sowjetsoldaten verhungern. Alle diese seit dem 22. Juni 1941 binnen weniger Monate begangenen Großverbrechen bezweckten neben dem anvisierten ernährungswirtschaftlichen Nutzen das Entstehen einer Atmosphäre ungeheuren Schreckens, das Brechen jeden Widerstands, um den schnellen Vormarsch Richtung Moskau zu ermöglichen und – nicht zuletzt – die Heimatfront mit Hilfe von Lebensmitteln und Erfolgsmeldungen materiell und ideell gegen alle Zweifel zu immunisieren. Erklärtes Ziel blieb es, die als arisch und erbgesund eingestuften Deutschen, das waren 90 Prozent der Bevölkerung, möglichst rasch an der Beute des beispiellosen Raub-, Mord- und Verschleppungsterrors teilhaben zu lassen.

Auf diese Art der Kriegsführung hatte Hitler am 30. März 1941 etwa 200 bis 250 hohe Offiziere der Wehrmacht eingeschworen: »Bolschewismus ist gleich asoziales Verbrechertum. Wir müssen von dem Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. Der Kommunist ist vorher kein Kamerad und nachher kein Kamerad. Es handelt sich um einen Vernichtungskampf.« Damit ihn auch jeder richtig verstand, fasste er zusammen: »Wir führen nicht Krieg, um den Feind zu konservieren.« Kurz zuvor, am 26. März, hatten Reichsmarschall Göring und Heydrich einige hier wichtige Punkte einvernehmlich besprochen. Letzterer vermerkte anschließend: »Bezüglich der Lösung 
 der Judenfrage berichtete ich kurz dem Reichsmarschall und legte ihm meinen Entwurf vor.« Sodann erörterten beide, wie die Wehrmacht auf einen »Einsatz in Russland« vorzubereiten sei. Sie verständigten sich auf ein noch auszuarbeitendes drei- bis vierseitiges Merkblatt für die Truppe »über die Gefährlichkeit der GPU
 -Organisation, der Polit-Kommissare, Juden usw.«, damit die Soldaten wissen, »wen sie praktisch an die Wand zu stellen« haben.
[4]



Um bei Goebbels’ Wortwahl zu bleiben, hatten »wir«, die Deutschen, nach den ersten sechs Monaten des Krieges gegen die Sowjetunion, also zu Silvester 1941, die folgenden Mordtaten »auf dem Kerbholz«: mehr als 1,3 Millionen mittels Hungers, Erschießungen und Kälte vorsätzlich getötete sowjetische Kriegsgefangene; 900000 ermordete Juden (davon waren 150000 von mit Deutschland verbündeten rumänischen Einheiten umgebracht worden) und zwischen 130000 und 200000 vorsätzlich erschossene nichtjüdische sowjetische Zivilisten, staatliche und kommunale Funktionsträger sowie Soldaten, die sich ergeben wollten. Zivilisten, die bei Kämpfen, Bombardements und Artilleriebeschuss ums Leben kamen, sind in diese sehr vorsichtige Schätzung nicht einbezogen. Das heißt: Im ersten halben Jahr des Krieges gegen die Sowjetunion ermordeten Deutsche Tag für Tag an die 12000 Nichtkombattanten und Gefangene. Das entging an der Ostfront niemandem.
[5]








2
 In der Heimat: Bangen, Hoffen und Galgenhumor



Am 22. Juni 1941, dem Tag des Überfalls, beobachtete Victor Klemperer seine Dresdener Umgebung: »Heute gewaltigste Ablenkung. Russland
 .« Nach einem mittäglichen und abendlichen Besuch im Lokal Pschorr fasste er zusammen: »Allgemeine Volksvergnügtheit. Stimmung: ›Siegreich woll’n wir Frankreich schlagen, Russland und die ganze Welt.‹« Konsterniert kommentierte der seit gut acht Jahren 
 aus der Volksgemeinschaft exkommunizierte Beobachter: »Eine neue Gaudi, eine Aussicht auf neue Sensationen.« Das gestern noch vernommene Geschimpfe sei vergessen, ebenso das gestrige Reden der Leute »über den ›friedlichen Durchmarsch‹«.

Der deutsche Vollbürger Hermann Stresau betrachtete die Lage sehr ambivalent und ahnte die Klemme, in die seine Landsleute zwischen Hitlers Aggressionskriegen und den möglichen Schrecken einer Niederlage geraten würden: »An diesem herrlichen Juni-Sonntagmorgen kam die Sondermeldung, dass der Krieg mit Russland ausgebrochen ist. (…) Alles so nichtssagend, so als hinge über allem ein riesiger Felsblock an einem schadhaften Seil – man sitzt darunter, trinkt Tee und redet über ’ne Sommerreise. (…) Das Schauerliche ist, dass man als Deutscher nicht weiß, was man wünschen soll: Man kann den Sieg dieser verzweifelten und unfähigen Hasardeure nicht wünschen, und eine Niederlage wäre grauenhaft.«

Hermann Voss, der wie Klemperer im Ersten Weltkrieg Soldat gewesen war, hatte es 1940 als lange sitzengebliebener Privatdozent endlich zum ordentlichen Professor gebracht, und zwar an der neu geschaffenen Reichsuniversität Posen im annektierten Teil Polens. Für die wesentlich beliebtere zweite Reichsuniversität, die im faktisch annektierten Straßburg, hatte es bei ihm nicht gereicht. Voss beurteilte die Lage wesentlich skeptischer. Im Gegensatz zu den äußerlich vergnügten, womöglich von Galgenhumor angeheiterten Dresdnern konnte er dem beginnenden Kriegszug nach Osten zunächst nichts abgewinnen. »Hier ist alles ganz ruhig«, befand er am 23. Juni 1941 im noch weit überwiegend von Polen bewohnten Posen. Fünf Tage vorher hatte er den gewaltigen Truppendurchmarsch Richtung Osten mit wachsender Sorge verfolgt: »Wir haben bisher dauernd gesiegt, genau wie 1914/18. Und kommt nicht auch wieder – wie damals – Amerika England zu Hilfe? Das ist also alles dasselbe, und der Ausgang soll anders sein als damals? Das kann ich nicht glauben, aber ich will mich gern, sehr gern, in dieser Vermutung geirrt haben.« Thomas Mann notierte am Tag des Überfalls: »Hitler muss hoffen, noch dieses Jahr 
 mit Russland sowohl wie England fertig zu werden. Das ist unwahrscheinlich, und seine Niederlage wird besiegelt sein, wenn es ihm nicht etwa in Jahresfrist gelingt.«

Das Göttinger Tageblatt beschwichtigte goebbelskonform: »Gott sei Dank, dass die Tage der Ungewissheit und des Herumredens vorbei sind. Selbstverständlich leben wir alle unerhört intensiv in dieser kriegerischen Zeit.« Stresau schwieg zunächst. Er hörte vier Wochen in sich hinein und bilanzierte dann unentschlossen: »Der Krieg, auch mit Erfolgen, liegt einem im Magen.« Anders Hermann Voss. Seine Zweifel waren dank der »großen Erfolge unserer Truppen« und »unserer hervorragenden Luftwaffe« schon nach zwei Wochen von ihm gewichen. Ende September sprach er mit Oberstaatsanwalt Dr. Max Heise (1883–1956) wegen der Beschaffung von Leichen für sein Anatomisches Institut und stellte zufrieden fest: »Auch Königsberg und Breslau bekommen Leichen von hier. Es sind hier so viele Hinrichtungen, dass es für alle drei Institute genügt.« Diese Art von Zufuhr für den anatomischen Ausbildungsbetrieb betraf nur einen Aspekt. Denn Voss hatte mit den Gebeinen justiziell ermordeter Polen und Juden bereits einen florierenden Handel für Museen, Universitäten und biologische Schulsammlungen eröffnet. Zudem wurden die Leichname der Hingerichteten und einfach Erschossenen, die nicht zu Ausbildungszwecken oder kommerziell verwertet wurden, des Nachts im einzigen Krematorium der Stadt, dem des Anatomischen Instituts, verbrannt, und Professor Voss begutachtete am nächsten Morgen neugierig die Größe des Aschehaufens, um beifällig abzuschätzen, wie viele Polen in den Stunden zuvor verbrannt worden waren. Bildungsbürgerlich beschlagen notierte er:


Es lag drin die Asche von vier Polen. Wie wenig doch von einem Menschen übrigbleibt, wenn alles Organische verbrannt ist! Der Blick in einen solchen Ofen hat etwas sehr Beruhigendes. Wie sagte doch Marschall Ney vor seiner Hinrichtung: »… et bientôt un peu de poudre«. Die Polen sind augenblicklich wieder sehr frech und 
 infolgedessen hat unser Ofen viel zu tun. Wie schön wäre es, wenn man die ganze Gesellschaft durch solche Öfen jagen könnte.
[1]





In Stuttgart beobachtete Anna Haag die Lage. Knapp drei Wochen nach dem Überfall auf die Sowjetunion ließ eine junge Frau und eifrige Kirchgängerin aus Bayern sie wissen: »Ham Sie’s g’hört? 300000 Russen g’
 fang’
 n! Wenn i jo au glaub’
 , dass mr a ordentliche Portion davon abknallt ham!« Sieben Tage später erreichte Frau Haag der Brief einer nahen Verwandten, in dem von den vielen deutschen Gefallenen die Rede war: »Oft die einzigen Söhne! Aber undenkbar, wenn diese russische Tank- und Menschenwalze bei uns eingebrochen wäre mit ihrem Untermenschentum!«

Bald schon stockte der Angriff, und Goebbels gab Mitte August eine ziemlich defensive, von Anna Haag sogleich dokumentierte Anweisung an seine Volksaufklärer heraus, was diese ausschließlich »durch Mundpropaganda« verbreiten sollten: »Ein Vergleich des Unternehmens Napoleons (zur Eroberung Russlands) mit diesem Krieg ist vollkommen falsch. 1. Hat Napoleon seinen Kampf im Winter geführt. 2. Ist es ein Unterschied, ob man diese Entfernungen mit dem Schlitten oder mit motorisierten Truppen zurücklegt.« Ende August stießen die Deutschen gegen Leningrad vor, und Anna Haag erfuhr, dass SS
 -Einheiten irgendwo dort »7632 Juden und Bolschewisten ›gekillt‹« haben: »Entsetzliches Erlebnis! Und dazu das Zittern um Petersburg und die armen Menschen dort!«

Der Generalquartiermeister des deutschen Feldheeres, General Eduard Wagner (1894–1944), präzisierte gegenüber den obersten an der Ostfront eingesetzten Offizieren: »Nicht arbeitende Kriegsgefangene in den Lagern haben zu verhungern.« Wobei es für die allermeisten weder Arbeit noch feste Lager gab. Wagner begründete seine Anweisung mit dem geplanten Hungersterben zugunsten der möglichst guten Ernährung deutscher Soldaten und der gesamten deutschen Bevölkerung: »Unlösbar« sei die Ernährung der Großstädte – »es kann keinem Zweifel unterliegen, dass insbesondere Leningrad 
 verhungern muss«. Am 9. September 1941 schrieb er seiner Frau Elisabeth: »Zunächst muss man ja Petersburg schmoren lassen, was sollen wir mit einer 31
 /2
 -Mill.-Stadt, die sich nur auf unser Verpflegungsportemonnaie legt. Sentimentalitäten gibt’s dabei nicht.« (Später gehörte Eduard Wagner zu den Verschwörern des 20. Juli 1944. Drei Tage nachdem der Umsturzversuch gescheitert war, setzte er sich die Pistole an die Schläfe.)
[2]



Am 16. September 1941 gab Göring die folgende Order aus: »Grundsätzlich sollen in den besetzten Gebieten nur diejenigen« entsprechend ernährt werden, »die für uns arbeiten«. Damit meinte er neben Zivilisten auch Hunderttausende nicht arbeitende Kriegsgefangene. Im Interesse des Lebensmittelnachschubs für Deutschland befahl er »rücksichtslose Sparmaßnahmen«. Wenig später notierte Goebbels im Anschluss an ein Gespräch mit Backe über die in provisorischen Lagern gefangenen Rotarmisten: »Es spielen sich dort Hungerkatastrophen ab, die jeder Beschreibung spotten.« Im Offizierskasino in Riga unterhielt man sich über den »Auftrag, die russischen Kriegsgefangenen verhungern und erfrieren zu lassen«.

Görings Verbindungsoffizier zu Hitler, Fliegergeneral Karl Bodenschatz (1890–1979), erklärte der Chefredakteurin der Zeitschrift Die Aktion. Kampfblatt gegen Plutokratie und Volksverhetzung, Melitta Wiedemann (1900–1980), zum hunderttausendfachen Hungersterben der Gefangenen im Januar 1941: »Der Führer wünscht die Dezimierung der slawischen Massen.« Das Verhungernlassen sei »im Übrigen der beste, lautloseste Weg, um diesem Ziel näherzukommen«. Dazu passend hatte Göring den italienischen Außenminister Galeazzo Ciano (1903–1944) am 25. November 1941 gesprächsweise wissen lassen: »In diesem Jahr werden 20 bis 30 Millionen Menschen in Russland verhungern. Vielleicht ist das gut so, da bestimmte Völker dezimiert werden müssen.« Goebbels kommentierte im März 1942 zur Lage in den besetzten Gebieten der Sowjetunion: »Es sterben dort Tausende und Zehntausende Menschen an Hunger, ohne dass ein Hahn danach kräht.«


 Ende August 1941 hatte Helmuth James Graf von Moltke seiner Frau Freya aus Berlin geschrieben, was er dort über das Morden erfuhr: »Wir haben offenbar doch sehr große Verluste. Das wäre noch erträglich, wenn nicht Hekatomben von Leichen auf unseren Schultern lägen. Immer wieder hört man Nachrichten, dass von Transporten von Gefangenen oder Juden nur 20 Prozent ankommen, dass in Gefangenenlagern Hunger herrscht, dass Typhus und alle anderen Mangelepidemien ausgebrochen seien.«

Wie das konkret aussah, berichtete der polnische Arzt Zygmunt Klukowski (1885–1959) im Herbst 1941. Klukowski leitete viele Jahre lang, auch während des gesamten Krieges, das Krankenhaus der Kleinstadt Szczebrzeszyn in der Nähe von Lublin und führte während der deutschen Okkupation aus polnisch-christlicher Sicht Tagebuch. Er beobachtete die deutschen Besatzer genau, aber auch das Verhalten seiner Landsleute. Sein Tagebuch, das sich in seiner Intensität ohne weiteres mit dem von Victor Klemperer messen kann, bleibt ein Schriftmonument, das jedem heutigen Deutschen die Schamröte ins Gesicht treiben muss. Als bürgerlicher Demokrat und wegen der am 17. September 1939 vollzogenen Teilung Polens zwischen Hitler und Stalin hasste Klukowski die Rote Armee und den Sowjetkommunismus. Dennoch brach es ihm das Herz, als er am 4. Oktober 1941 erlebte, wie sowjetische Gefangene von meist älteren deutschen Soldaten, sprich: ganz normalen Familienvätern, durch Szczebrzeszyn getrieben wurden:


Gestern zog abermals eine große Gruppe bolschewistischer
 Kriegsgefangener vorbei, etwa 1500 Menschen: Skelette, menschliche Schatten, die sich mit letzter Kraft fortbewegten. Etwas Vergleichbares habe ich noch nie gesehen. Die Menschen fielen vor Erschöpfung auf die Chaussee, Kräftigere hoben sie auf, stützten sie unter den Armen und zogen sie weiter. Es waren ausgehungerte Tiere, keine Menschen. Sie stürzten sich sogar auf Apfelbutzen, die im Rinnstein lagen, wobei sie mit Knüppeln erbarmungslos geschlagen wurden. Wenn 
 ihnen jemand aus der Menge am Straßenrand einen Apfel oder ein Stück Brot zuwarf, so entbrannte ein regelrechter Kampf darum, sie stießen sich um, rissen sich das Stück aus den Händen und schlugen sich gegenseitig. Manche bekreuzigten sich, streckten flehentlich die Hände aus, baten um ein Stück Brot.

Aber die Soldaten, die den Zug bewachten, blieben unerbittlich. Mit Knüppeln trieben sie die Umstehenden zurück, schossen zur Abschreckung in die Luft und schlugen die unglücklichen Gefangenen ohne Mitleid, ohne Erbarmen. Am Schluss fuhren diejenigen auf Fuhrwerken, die sich trotz der Schläge bereits nicht mehr aus eigener Kraft bewegen konnten. Es waren beinahe Sterbende, sie starrten mit irrem Blick umher und streckten nur die Hände aus, um Essen zu erbetteln. Der Anblick war furchtbar, erschreckend. Ich kann diesen Anblick weder vergessen noch verdrängen. Auf so raffinierte Weise zu quälen, Tausende von Menschen verhungern zu lassen, das können wohl einzig und allein die Deutschen. (…) Die Szenerie dieser ausgehungerten Menschen-Tiere erschütterte mein seelisches Gleichgewicht, gab mir keine Ruhe, raubte mir den Schlaf.
[3]





Die Marschkolonne todgeweihter und sterbender Rotarmisten war eine von mehreren, die deutsche Soldaten mitleidlos durch Szczebrzeszyn prügelten – aber nur eine von Hunderten solcher zum Teil noch viel größerer Schreckenszüge: Menschen, die sich überall in den Frontbereichen und in der Etappe über die Landstraßen schleppten, manchmal auch schon fast verdurstet und verhungert in Viehwaggons getrieben wurden. Dafür seien aus zahllosen weiteren Dokumenten drei knapp gehaltene Beispiele gegeben:

Oberst Hans Reimann (*1899) erlebte 1941, wie ein Gefangenentransport in Lemberg (Lwów, Lwow, Lwiw) eintraf, 60 bis 70 Mann pro Viehwagen, bei »jedem Halt haben sie zehn Tote herausgezogen, weil die Leute aus Sauerstoffmangel erstickten«. Es gab für die Gefangenen nichts zu essen und nur wenig Wasser. Reimann: »Ich war fertig
 , ich habe mich in die Ecke gesetzt und mir den Mantel über den 
 Kopf gezogen. Ich fragte den Wachfeldwebel: ›Ja, habt ihr denn nichts zu fressen
 ?‹ Er sagte mir: ›Herr Oberstleutnant, wo sollen wir was haben? Es ist ja nichts vorbereitet!‹« Reimann schilderte die »wirklich grauenhafte« Szenerie in britischer Gefangenschaft seinem Mitgefangenen Generalmajor Georg Neuffer (1895–1977), und der ergänzte:


Nein, nein tatsächlich, also das sind unvorstellbare Gräuel. Allein der Gefangenenzug nach der Doppelschlacht von Wjasma und Brjansk (im Oktober 1941 mit mehr als 600000 gefangenen Rotarmisten), da sind die Gefangenen also zu Fuß zurückgeführt worden, bis über Smolensk hinaus. Ich bin diese Strecke oft gefahren – die Straßengräben waren voll von erschossenen Russen. Mit den Autos reingefahren, also es war grauenhaft!



Generalleutnant Friedrich Freiherr von Broich (1896–1974) beschrieb einen ähnlichen Gefangenenmarsch so:


Dann marschierten wir die Straße runter, da ging eine Kolonne von 6000 völlig wankenden Gestalten, völlig ausgemergelt, sich gegenseitig stützend. Alle 100 bis 200 Meter blieben einer bis drei liegen. Nebenher fuhren Radfahrer, Soldaten von uns, mit der Pistole; jeder, der liegen blieb, kriegte einen Genickschuss und wurde in den Graben geschmissen. Alle 100 Meter war das.



Auch in Deutschland verfügte die Öffentlichkeit über recht genaue Informationen darüber, wie die sowjetischen Gefangenen zu Zehntausenden absichtsvoll ums Leben gebracht wurden. Allerdings raubte das vielen weder den Schlaf noch das innere Gleichgewicht. Am 12. Oktober 1941 hörte Anna Haag von Freunden, »dass die gefangenen Russen zu Tausenden umgebracht würden«. Nachdem sie im Gottesdienst soeben noch gemeinsam gebetet hatten, meinte eine der Kirchgängerinnen in der Straßenbahn zu diesen Mordaktionen: »Ist doch ganz in Ordnung. Weg mit den Bestien, den 
 Untermenschen, dem Gesindel!« Den Ton hatte Hitler kurz vorher, am 3. Oktober 1941, im Berliner Sportpalast gesetzt: Russische Soldaten seien ein Gegner, »der nicht aus Menschen besteht, sondern aus Tieren, aus Bestien«. Zwischendrin vermerkte Haag, wie der Stadtpfarrer seinen Konfirmandinnen mit vaterländischem Pflichtbewusstsein und zur seelischen Abhärtung erzählt hatte, er habe gestern »der Erschießung zweier Deserteure beiwohnen beziehungsweise ihnen den letzten Trost geben müssen«.

 

Der Jurist von Moltke arbeitete seit dem 6. September 1939 in der völkerrechtlichen Abteilung der Amtsgruppe Ausland/Abwehr des Oberkommandos der Wehrmacht. Wiewohl schon im Januar 1944 verhaftet, gehörte er zum inneren Kreis der Verschwörer des 20. Juli 1944. Am 11. Januar 1945 verurteilte ihn der Volksgerichtshof zum Tode. In der mündlichen Urteilsbegründung schleuderte ihm der Vorsitzende Richter Roland Freisler (1893–1945) entgegen: »Alle Behörden Adolf Hitlers arbeiten auf der Grundlage des Sieges.« Jedem einzelnen Mann obliege »die Pflicht, selbständig den Siegesglauben zu verbreiten«. Am 23. Januar wurde Moltke im Gefängnis Berlin-Plötzensee zum Galgen geführt. Elf Tage später folgte ihm Freisler in den Tod – dank eines US
 -amerikanischen Bombenangriffs.
[4]



Anders als im Fall des am gescheiterten Umsturz vom 20. Juli 1944 beteiligten, aber für die Hungerpolitik in der Sowjetunion führend mitverantwortlichen Eduard Wagner kann nach Helmuth James Graf von Moltke jede Schule, jede Straße, jedes rechtswissenschaftliche Institut mit Freude benannt werden, auch nach seiner Frau, Freya Gräfin von Moltke (1911–2010).

Der Arzt Zygmunt Klukowski wurde im kommunistischen Polen zunächst als Angehöriger der nationaldemokratischen Untergrundbewegung Armia Krajowa (Heimatarmee) politisch verfolgt, für drei Jahre ins Gefängnis gesperrt und 1958 rehabilitiert. Seit 1975 heißt die Straße, die zum Krankenhaus von Szczebrzeszyn führt, ulica Zygmunta Klukowskiego.







 3
 Von der Wehrmacht wild herumgewirbelt



Wie der Bewegungskrieg in der Sowjetunion praktisch aussah und auf die Soldaten wirkte, lässt sich anhand von Kriegstagebüchern und Briefen vielschichtig dokumentieren. Schauen wir zunächst in die Berichte des Maschinenbauingenieurs Hans Rüter (1904–1976), der gut zwei Jahre lang eine Reparatureinheit für Kraftwagen leitete.

Im März 1941 schreibt er seiner Familie: »In unheimlichem Tempo wirbelt mich zurzeit die Wehrmacht herum. Entlassungen, Ernennungen, Vereidigungen, Vorstellung beim neuen Truppenteil – und vor mir noch die Einkleidung.« Im April rollt der zum Hauptmann beförderte Technische Kriegsverwaltungsrat mit seinem Werkstatt-Lastwagen durch Jugoslawien, das in einem letzten Blitzfeldzug samt Griechenland erobert wird, bevor der Krieg gegen die Sowjetunion startet. In Kroatien kommt Rüter mit seinem Wagen von der Straße ab. Der überschlägt sich, »gottlob, kein Personen- und größerer Sachschaden«, schon nach sechs Stunden geht es weiter. Balkanritter Rüter »braust den anderen nach«. Einerseits reimt er, der nicht der NSDAP
 beitritt und im Zivilberuf in Stuttgart eine Fabrik für anspruchsvolle Damentextilien betreibt, »Die Front reicht der Heimat jetzt die Hände / Und wünscht, der Krieg wäre bald zu Ende«, andererseits funktioniert er tadellos. Rüter gehört der 125. Infanteriedivision an, deren Verbandsabzeichen ein ebenso schlaues wie schnelles Tier ist – das Wiesel. Deshalb nennt er die 26 nummerierten Berichte, die er von der Front an den engeren Freundes- und Familienkreis schickt, Wiesel-Briefe.

Zehn Tage vor dem nächsten Kriegszug werden die 56 Kraftfahrzeuge der Einheit Rüters verladen und an die südwestliche Grenze der Sowjetunion verlegt. Am 22. Juni geht es Richtung Winniza los, nach drei Monaten ist Kiew erreicht und bald danach Charkow. Gleich zu Anfang schreibt Rüter: »Ich hätte nie geglaubt, dass der Krampf gegen Russland ausbrechen würde.« Das »r« in Krampf streicht er witzelnd 
 durch. Sein jüngerer Bruder Hermann (*1917) fällt schon in den ersten Wochen des Feldzugs.

Bereits in den ersten Tagen werden von der Rüter-Truppe versprengte sowjetische Soldaten, »wenn man sie hat, rasch erledigt«. Das ist nicht nur bei dieser Truppe selbstverständlich. In seinem Buch »Kalkulierte Morde« bestätigt Christian Gerlach das an Dutzenden Beispielen. Nur eines sei zitiert. Der Unteroffizier Robert Rupp hält am 1. Juli 1941 in seinem Tagebuch diese Szene fest: »Viele Erschossene, die ich liegen sah, lagen mit erhobenen Händen da und ohne Waffen und sogar ohne Koppel. Mindestens hundert sah ich so liegen. Man erzählt sich, dass sogar ein Parlamentär, der mit weißer Fahne kam, niedergeknallt wurde! (…) Man hat auch Verwundete erschossen.« Am 2. Juli schrieb Kriegspfarrer Heinz Rahe (1912–1963) an seine Frau Ursula im Sinne gängiger Normalität: »Heute sah ich, wie man einen Gefangenen kurz laufen ließ und dann umlegte.« Am 15. Juli teilte der Studienrat Hellmuth H. (1904–1943) seiner Familie in aller Selbstverständlichkeit mit, die 123. Infanterie-Division habe gestern einen heftigen Kosakenangriff abgeschlagen und »übrigens auch keine Gefangenen gemacht«. Hans Simon aus Rostock (1920–1944), Soldat des Infanterie-Regiments 27, berichtete am 8. September 1941 seiner Mutter: »Die Russen befinden sich hier vor uns in der Auflösung. Kanonen und Panzerwagen lassen sie stehen, viele werden als Gefangene umgebracht.«

Der Historiker Felix Römer zitiert aus US
 -amerikanischen Protokollen abgehörter deutscher Kriegsgefangener, wie der Fallschirmjäger Walter Duda (*1921) einem Mitgefangenen vom geradezu lustvollen Mord an einem versprengten Rotarmisten erzählte, der sich ergeben wollte: »Mir ist das Herz in die Hose gefallen, ich dachte, wenn ich dich jetzt am Kragen erwisch, du, kein Mensch war in der Nähe, ich aber, hoch, mein MG
 genommen, entsichert, solange hat er gewartet, er stand, Hände hoch, was sollte ich mit ihm, ein paar auf den Bauch gehalten, weg, ist gleich liegen geblieben (…) schönes Grab (lacht).«


 Im selben Gefangenenlager sprach der Flak-Oberst Fritz Sandrart in die Abhörmikrophone: »Wir haben am Anfang keine russischen Gefangenen gemacht. (…) Der Führer hat doch selbst gesagt, das sind keine Menschen, das sind Bestien.« Auch der Soldat Florian Rachanski und der vierundzwanzigjährige Unteroffizier Jacob Capell erzählten ihren jeweiligen Mitgefangenen davon: »Wir haben immer die Kommissare in Russland erschossen – das sind die Allergefährlichsten«, erinnerte sich der eine, während der andere zu den angeblichen »Bestien« und deren angeblich besonderer Gefährlichkeit ergänzte: »Die Kommissare (haben) wir gleich erschossen.«

Martin Maier (*1917), im zivilen Leben Bankkaufmann, fiel 1941 als Soldat eines Panzer-Artillerie-Regiments in der Sowjetunion ein und schrieb drei Wochen später an seine Ehefrau: »Die Russen stecken alles in Brand, Dörfer, Städte, Felder, Wälder. Aber sie schaden nur sich selbst. Wir kommen mit unserer Ernährung schon aus. Sollen sie doch verhungern, diese Bestien. Die haben keine Berechtigung zu leben. Dass es weniger werden, dafür sorgen wir, und das ausgiebig.«
[1]



 

Abgesehen von solchen weithin als selbstverständlich angesehenen Morden an Rotarmisten, zeichnet Hans Rüter in seinem nächsten Wiesel-Brief dieses Sittenbild vom Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion: »Die feindlichen Tanks ausgebrannt zwischen den radikal zerschossenen Häusern«; überall »tote Feinde von der Hitze aufgedunsen und furchtbar stinkend«; »schlimmer noch die Verbrannten«, »klein wie Kinder und ganz verkohlt«; »man gewöhnt sich aber auch daran«. »Meinen Autoschlossern macht das wenig aus. Stand da gestern ein ausgebrannter LKW
 mit verbrannten Feinden, da entdeckten sie die unversehrte Lichtmaschine und Kardanwelle, um in Freudenrufe auszubrechen: ›Das passt in unseren Ford BB
 !‹ Und sofort ran an die Brocken zwischen den verkohlten Leichen ausgebaut und anschließend (gut schwäbisch) gevespert.« Ein paar Tage danach: »Der Krieg wütet hier nicht schlecht, und furchtbare Maßarbeit haben wieder die Stukas auf den Rückzugsstraßen gemacht. Wenn der Russe 
 überall so viele Haare lassen muss wie auf unserer Rennstrecke, muss er bald eine Glatze haben.«

Der Winter zwingt die forschen Krieger allerdings zum Stillstand. Mehr noch: »Der Russe« greift jetzt ständig an. In einer kleinen Industriestadt mit »vielen modernen Glaspalästen« schaut sich Rüter in Arbeiterwohnungen um: »Nirgends fehlt ein gestickter Wandvorhang, auf dem eine Taube einen rosa Brief einem üppigen, malerisch in den Garten mit See und Sonnenuntergang hingegossenen Mädchen überreicht. Böse Gips- und Zelluloidnippessachen auf den Fensterbänken. (…) Die Bevölkerung, Männlein wie leider auch Weiblein, ein ziemlich kümmerlicher Schlag.«

Ähnlich herrenmenschmäßig beschreibt Kriegspfarrer Heinz Rahe seine Eindrücke, nachdem er im September 1941 durch eine sowjetische Kleinstadt geschritten war – »vorbei an kleinen unordentlichen Häusern« zum »natürlich ungepflasterten« Hauptplatz. Sodann gerät er in eine Gegend, in der »Bretterbuden oder andere wackelige Bauten« stehen, in denen jetzt, nach dem Ende der Kampfhandlungen, einige Handwerker »ihr primitives Gewerbe wieder aufnehmen«. Schließlich führt sein Weg »vorbei an einem billigen, kitschigen Vergnügungspark«, den »sogar ein Brunnen mit jetzt zerschlagenen Gipsfiguren« ziert: »Unter den Bäumen des Parks liegen einige (sowjetische) Gefallene, jetzt unbeachtet von (deutschen) Fahrzeugen umstellt. Wenn man solch kleinen Rundgang hinter sich hat, reicht es einem erst mal für lange Zeit – Sowjetkultur.«

So schilderten der promovierte Diplomingenieur Rüter und der evangelische Theologe Rahe, beide gut bewaffnet, zerstörerisch und mörderisch in einem fremden Land unterwegs, ihre Eindrücke aus der Sowjetunion. Ob sie aktive Nationalsozialisten waren oder nicht, empfanden sie sich gleichermaßen als überlegene Kulturträger, als Verächter jeglichen »Kitsches« in der Welt eines angeblich wenig kultivierten und rückständigen Volkes.

Nach langem verlustreichem Verharren beginnt für Hans Rüter im Sommer 1942 wieder der Bewegungskrieg: Geländegewinne, Siege 
 und – noch wichtiger – Siegesmeldungen. Ende Juli 1942 schildert er die Eroberung von Rostow am Don. Soldaten der Wiesel-Division bilden die Vorhut: »Die Kämpfe vor der Stadt und der Häuserkampf in der Stadt waren das Schwerste, was unsere Infanterie außer Sewastopol mitgemacht hat.« Rostow »ist durch unsere Bomber, die uns diesmal in Massen unterstützten, und durch unsere Infanteriegeschütze restlos zerstört worden«. Am Abend erlebt Hauptmann Dr. Ing. Rüter, auf einer Anhöhe stehend, »einen unvergesslichen Blick auf die hell brennende Stadt, in der der Straßenkampf tobte«.

Es folgen schwere Kämpfe der Wiesel-Infanterie auf der anderen Seite des Don. Aber: »Die Stimmung ist gut, weil es wieder vorwärts geht, auch bei mir, obwohl mein Urlaub nicht vor Mai (1943) in Aussicht gestellt ist.« Die Division marschiert weiter nach Süden bis Krasnodar. Kaum angekommen, »legte das Wiesel nach einem zünftigen Feuerschlag einen mustergültigen Kuban-Übergang hin und scheuchte die Russen weiter in Richtung Kaukasus«. Wenig später beruft das Reichsministerium für Bewaffnung und Munition den Ingenieur Hans Rüter zurück. Dort arbeitet er, berufsnah eingesetzt, »in hoher Stellung« bis zum Ende des Krieges.

 

Der aus wohlhabenden bürgerlichen Verhältnissen stammende Hans Rüter pflegte eine gewisse Distanz zur NS
 -Regierung, betrachtete den Krieg als herausfordernde Erlebnistour, flüchtete sich in Ironie und Sarkasmus. Im Übrigen leitete er bald nach dem Ende des »K(r)ampfs« 1945 wieder seinen kleinen Stuttgarter Betrieb für gehobene Damenkonfektion. Ganz anders Feldwebel Werner Viehweg (1912–1942). Er wuchs in einem sozialdemokratischen Elternhaus auf. Sein Vater Erich Viehweg (1880–1950) war 1923 sächsischer Schulrat geworden, wurde 1933 als Erster entlassen und 1945/46 als Ministerialdirektor im Dresdener Kultusministerium reaktiviert. Das Kriegstagebuch, das sein Sohn Werner 1941/42 in Polen und Russland führte, dokumentiert, wie regimekonform die drei Söhne Viehwegs geworden waren – trotz sozialistischer Erziehung.


 Wie Rüter nimmt Viehweg vor dem Einmarsch in die Sowjetunion, gewissermaßen zur Eingewöhnung, am Jugoslawienkrieg teil. Auf dem bald folgenden Marsch durch Ostpolen Richtung Ukraine notiert er: »Auffallend die vielen Juden. Ich lernte sie in ihrem Dreck so richtig kennen, als ich unverhofft ins Judenviertel kam. Überall saßen die ekelhaften Gestalten vor ihren von Dreck starrenden Läden und mauschelten jiddisch.« Aus der Ukraine berichtet er: »In der Nähe hatte vor einigen Stunden ein Überfall versprengter Russen auf einen Trupp Flaksoldaten stattgefunden; sechs Mann waren dabei ermordet worden. Bei der Gegenaktion schnappte man an die 100 Russen, die größtenteils erschossen wurden. Nur einige hatten eine Gnadenfrist erhalten, um verhört zu werden.« Am 13. August 1941 protokolliert er diese Szene:


Dann bummelte ich durch die trostlose Stadt, als dauerndes Schießen verriet, dass eine Erschießung im Gange war. Ich kam gerade hin, als die beiden letzten Raten drankamen. Jedes Mal wurden sechs Mann an die Grube geführt; sie mussten niederknien. Ein Ukrainer gab ihnen Anweisungen Kopf hoch – mehr links oder rechts, dann kommandierte ein SS
 -Mann und die Schüsse knallten. Lautlos sackten die Leute zusammen und fielen in die Grube. Wer sich noch regte, bekam einige Schuss mit der MP
 . So wurde noch die letzte Rate erledigt, dann etwas Erde über die Leichen geworfen, die wie Heringe in dem Loch lagen. Ein ekelhafter Blutgeruch drang von dort heraus.



Neben der beifällig-passiven Teilnahme an weiteren Massenmorden schildert der Neunundzwanzigjährige, wie er das Abbrennen halber Dörfer bewerkstelligt, wie »das Organisationskommando« Schweine und Hühner einfängt, Honig, Getreide und Gemüse requiriert oder wie man sich in einer kühlen Oktobernacht in der Nähe von Kiew behilft: »Schnell wurden die Schulbänke zerkloppt und in den Ofen gesteckt, so hatten wir es herrlich warm.« An anderer Stelle redet er zu sich selbst: »Nur gut, dass ich mir gestern ein paar wundervolle Stiefel von einem Gefangenen besorgt hatte.«


 Werner Viehweg war am 1. Mai 1937 in die NSDAP
 eingetreten; am 8. Februar 1942 fand er den sogenannten Heldentod. Die Familie hätte im Nachkriegsdeutschland bequem die seinerzeit hochbeliebte Erzählung verbreiten können: »Unser Großvater Erich wurde 1933 als SPD
 -Schulrat entlassen: Wir waren Opfer – durch und durch antifaschistisch!« Aber Werner Viehwegs Vater Erich entschied sich früh gegen ein solches Märchen. Er bewahrte das für ihn gewiss beklemmende Tagebuch seines Sohnes auf – zur mahnenden Erinnerung. So konnte später eine Abschrift für die Familie entstehen.

 

Der streng pietistisch erzogene Heinz Meyer (1921–1945) aus Stuttgart war acht Jahre jünger als Werner Viehweg und wurde 1939 direkt nach dem Abitur zur Wehrmacht eingezogen. Seinen kriegerischen Einsatz verstand er als selbstverständliche vaterländische Pflicht, der Nationalsozialismus blieb ihm innerlich fremd. Nach der Grundausbildung und Verwendungen in Westeuropa folgt im Juni 1942 der Einsatz am Mittelabschnitt der Ostfront. Dort ficht Heinz Meyer sofort mehrere harte Kämpfe gegen »zähe und verschlagene« Russen aus. Wie er schreibt, kann er ohne seinen tiefen Glauben an Gott »in diesem fürchterlichen Land überhaupt nicht mehr bestehen«. Bald berichtet er von einem Sturmangriff, bei dem er als Truppführer eingesetzt ist: »Endlich am 27.6. abends kam durchs Telefon das Deckwort für den Angriff, morgens um 2.15 Uhr sollte er steigen. Wir atmeten befreit auf. Denn die Spannung war beinahe unerträglich geworden.« Der Vorstoß über einen kleinen Fluss hinweg verläuft erfolgreich. Es ist »Begeisterung, welche uns vorwärtstrieb«.

Nach einer längeren Erkrankung an Wolhynischem Fieber, einem Lazarettaufenthalt nahe Stuttgart, gefolgt von Kasernendienst für Genesende, führt der Weg des Soldaten Meyer ins böhmische Milowitz (Milovice), wo er einen Lehrgang für Fahnenjunker absolviert. Im Dezember 1943 geht es abermals nach Russland, diesmal als Zugführer, bald auch – da von seinen Leuten »nicht mehr viel übriggeblieben war« – als Kompanieführer. Heinz Meyer durchlebt »wirkliche 
 Wunder«, übersteht die schweren Angriffe halbwegs heil und erhält das Eiserne Kreuz II
 . Nach weiteren harten Rückzugsgefechten und -schlachten begeht er am 27. Mai 1944 – nach fünf Jahren Krieg – seinen 23. Geburtstag. Sein wichtigster Wunsch neben der Beförderung zum Offizier ist es, den nächsten Geburtstag »in einem siegreichen Deutschland« zu feiern.

Je schneller es rückwärtsgeht, desto mehr redet er sich ein, »unser Glaube an ein siegreiches Ende muss in uns allen immer unerschütterlich bleiben, und bei mir vorne im Graben ist er unerschütterlich«. Ende Oktober 1944 heiratet Heinz seine Verlobte Ida, die er im Lazarett als zugewandte Krankenschwester kennengelernt hat. Das größte Problem, das die Liebenden und deren Eltern zuvor zwei Jahre lang gequält hat, war eines, das damals noch häufig auftrat: Sie ist streng katholisch, er streng evangelisch, noch dazu in der pietistischen Variante. Der Druck des Krieges und der feste Wille des NS
 -Staats, derartige Barrieren in der deutschen Gesellschaft ein für alle Mal zu schleifen, helfen, die für beide Familien hohe Hürde zu überwinden. Vier Monate nach der Hochzeit mit Ida, am 22. Februar 1945, fällt Heinz Meyer südwestlich von Breslau »durch Herzschuss« – 13 Wochen vor seinem 24. Geburtstag.

 

Unmittelbar nach dem Abitur rückte Heinrich Böll 1936 zum Reichsarbeitsdienst ein, anschließend zum Wehrdienst, studierte kurz Germanistik, um dann sechs Jahre lang in den Krieg zu ziehen. Wer von dieser männlichen Alterskohorte überlebte, und das war nur jeder Zweite, geriet nicht selten noch für längere Zeit in Gefangenschaft. Auch insofern hatte Böll riesiges Glück.

Im Krieg bevorzugt der angehende Schriftsteller Schreibstuben und – während seiner ziemlich ausgedehnten Zeit als Besatzer in »la douce France« – Übersetzertätigkeiten. Zwischendrin bewacht er in der Nähe von Köln Kriegsgefangene und erkrankt häufig. Kampfgeist, Kommissdrill, grobes Herummännern, Soldatenbordelle und Hass bleiben ihm fremd. Das liegt an seinen mit dem NS
 -Uniformismus 
 wenig verträglichen Eigenschaften: am Individualismus und am katholischen Glauben, am Bildungsstreben, am Familiensinn und an der Liebe zu seiner Freundin und späteren Ehefrau Annemarie Čech (1910–2004).

Auch ihn macht der Krieg stumpf und selbstbezogen. Das Leid der von deutschen Aggressoren terrorisierten Menschen in Frankreich, Polen, Russland, Rumänien, Ungarn lässt ihn kalt. Er will weder für den Führer noch für Volk oder Vaterland sterben. Obwohl er knapp sechs Jahre lang Soldat sein muss, hat er nur einen insgesamt drei Wochen langen harten Fronteinsatz durchzustehen. Im Herbst 1943 wird er mit seiner Einheit von Frankreich Richtung Krim verlegt. Kaum dass der Zug eine halbe Stunde unterwegs ist, sprengen ihn französische Partisanen aus den Gleisen. »Wie durch ein Wunder – ein Wunder allein«, überlebt Böll mit ein paar Schrammen das »grauenhafte« Attentat »zwischen drei völlig zerquetschten Waggons, zwischen Toten und Verwundeten«. Die Überlebenden und Unverletzten setzen die Fahrt nach Russland fort. Aber »der Schrecken des Unglücks« sitzt »allen noch in den Gliedern«. »Müde, stur und gleichgültig« rattert die Truppe weiter, bis sie nach zehn Tagen ihren Einsatzort auf der Krim erreicht.

Böll, der mittlerweile zum Gefreiten befördert ist, aber keinerlei Anstalten macht, Offizier zu werden, wird sofort nahe der Stadt Kertsch an die Front geworfen, ein Himmelfahrtskommando im wahrsten Sinn des Wortes. Dort hockt er eingegraben in einem nicht abgeernteten, »von Artillerie zermahlten Sonnenblumenfeld« und notiert sich für die Zeit vom 12. November bis zum 2. Dezember 1943 in einem Heft zwar keine ausformulierten Einträge, jedoch Wort- und Satzfetzen. Die wenigen Seiten unterscheiden sich fundamental vom meist nichtssagenden Rest: Ungeformt, karg, verzweifelt, den eigenen Tod jeden Moment vor Augen, öffnen Bölls Kurznotate den Blick auf den Glutkern des vom Krieg geprägten Frühwerks Bölls. Ebenso machen sie dessen spätere literarische und politische Anstrengungen verstehbar, die erlittenen Traumata mit Hilfe aktueller Themen und 
 mit politischem Aktivismus zu überdecken. Wirklich überwinden konnte er sie – wie so viele seiner Altersgenossen – niemals.

Bölls flüchtig und verzweifelt hingeworfene Worte von den 20 Tagen an der Krim-Front geben einen Eindruck davon, wie harte Kämpfe den Blick verengen, wie das Überlebensinteresse zum wild kreiselnden Zentrum schwindenden Denkens wird und Fragen nach Gut oder Böse, Richtig oder Falsch zu Nichtigkeiten schrumpfen lassen. Im folgenden Absatz werden die schriftlich fixierten Bruchstücke jener Tage und Nächte nicht dramatisierend zusammengefasst:


Annemarie, mein Leben. Gott gebe, dass ich Dich wiedersehen darf. Gott lebt! Gott lebt! Abends vorne eingeschlossen. Morgens Trommelfeuer durch Artillerie, Granatwerfer, Flieger, Panzer; zwischendurch Panzerangriff. 3 Panzer sind vor unserer Linie erledigt! Blut, Dreck, Schweiß und Elend; das Gejammer der Verwundeten und Sterbenden. Vorne bei irrsinniger Kälte. Das Fluchen der russischen Kutscher. Die Stukas. Uffz. Scheer gefallen †, Strieche vermisst. Das Essenholen!! Das Feuer der Scharfschützen. Morgens Trommelfeuer, das Schlimmste bisher die »Stalin-Orgel«. Dazwischen kleine Bunker bauen, Gräben schanzen, Zigaretten, der wunderbare Cognac. Die entsetzlich kalte, elende Nacht. 4 Wochen nicht gewaschen, im Halbschlaf unglaublich nahe und innige Gedanken und Erinnerungen an Annemarie, mein Leben … Läuse. Zwei Mann meiner Kp. werden vom eigenen MG
 erschossen. Lt. Spieß fällt neben mir um 12.40 (Die »brauchbaren« Dinge!). Die russische dunkle Erde trinkt viel Blut von Lt. Spieß. (Seine Frau: Frau Spieß, Köln-Nippes, Auerstr.). Fürbitten für Lt. Spieß.



Schließlich am 2. Dezember: »Abends selbst verwundet« – an Kopf und Hand, aber nur mäßig. Es folgen Panjewagen, LKW
 , Hauptverbandsplatz, kleine Operation. Drei Tage später wird Böll mit einer Ju 52 nach Odessa ausgeflogen:



 Für 30 Mark Dankesmesse lesen lassen, dass meine Verwundung so glücklich verlaufen ist. Die Russenmädchen. Die entsetzlichen Stukas und Unfreundlichkeit der Sanitäter. Furchtbare Nacht voller Schmerzen ohne Schlaf, die Latrine, beim Arzt! Deutschland?!! Nachmittags zum Arzt, D.L.Z. (Durchgangslazarett) – das Zauberwort wird auf meinen Zettel geschrieben. In Erwartung des Herrn Obergefreiten. Das Rattengesicht. Noch eine Nacht in der Sammelstelle zwischen Tripper-Kranken! Schmerzen, Schmerzen.



Bald versanden Bölls Kriegsnotizen wieder im Alltäglichen: »18.12.43: Mein Acht-Wochen-Bart fällt durch den russischen Friseur. Entlausung!« Auch der gut katholische und erklärte Antinazi Heinrich Böll funktioniert im Sinne Hitlers. Noch immer im Lazarett, schreibt er zu Weihnachten 1943 an seine Eltern und Geschwister: »Jedenfalls gewinnen wir den Krieg.« Eine Woche danach teilt er ihnen mit: »Ich sehne mich nach dem Rhein, nach Deutschland, und doch denke ich oft an die Möglichkeit eines kolonialen Daseins hier im Osten nach einem gewonnenen Krieg.« Im Sommer 1944 meint er schon demütiger: »Der Krieg sitzt mir in der Kehle, ich kann oft tagelang kein Wort sprechen. (…) Gott möge uns helfen, dass das verbrecherische Treiben bald zu Ende ist.« Drei Tage später, am 15. Juli 1944, heißt es in einem Feldpostbrief an Annemarie: »Unsere Lage ist wirklich finster; aber ich hoffe immer noch, dass wir den Krieg gewinnen.«

 

Ernst Aly, mein Vater, hat mir von seinem sehr kurzen Russland-Einsatz mehrfach erzählt. Er dauerte nur zehn Wochen. Im November 1942 hatte er sich in Gießen zu melden. Von dort aus sah er am Himmel den Widerschein der 60 Kilometer entfernten, nach einem Bombenangriff brennenden, ehemaligen Freien Reichsstadt Frankfurt am Main. Im Offizierskasino berichtete ihm ein Kamerad, der aus dem Heimaturlaub an die Ostfront zurückkehren sollte, von Massenerschießungen in den deutsch besetzten Gebieten, bei denen die Todgeweihten ihre Gräber selbst ausheben müssten. Seine Fahrt führte 
 zunächst nach Minsk. Dort besuchte er im Soldatentheater die Aufführung von Shakespeares »Der Kaufmann von Venedig«. Darüber sprach er mehrfach und leitete die Geschichte stets mit dem Ausrufesatz ein: »Ihr werdet es nicht glauben! Aber ich sah in Minsk …«

Die Hauptrolle des Shylock hatte Ulrich von der Trenck (1883–1956) übernommen, Inge Stolten (1921–1993) gab anfangs die Nerissa. Aufgeführt wurde eine vom Reichsdramaturgen Reiner Schlösser (1899–1945) antisemitisch aktualisierte und von Engelbert Humperdinck (1854–1921) 1905 musikalisch aufgefrischte Fassung. Auf dem Theaterzettel stand:


Obwohl die Zeit Shakespeares noch nicht die Rassenkenntnisse auf wissenschaftlicher Grundlage besaß, wie sie uns die Mendelschen Erbgesetze erschlossen haben, schuf die geniale Dichterintuition des großen Dramatikers in dem Wucherer Shylock das Urbild des Juden schlechthin, dessen infernalischer Hass – gestützt auf den Schein eines Rechtsanspruchs – Blut und Leben seines Gegners fordert.



Ferner war die Rede von einer »zeitnahen Problemstellung«, da »wir hier im Osten noch unmittelbarer als im Reich das jüdisch-arische Rassenproblem erleben«. In der Theaterkritik vom 15. September 1943 fasste ein Rezensent in der deutschsprachigen Minsker Zeitung dieses interpretatorische Muster in eigene Worte: »… die aus einem ungebrochenen Blutinstinkt quellende dichterische Seherkraft hat ein Bild des Juden und seines Vernichtungstriebes aufgerichtet, das zeitlose und allgemeine Gültigkeit hat und uns in dem gegenwärtigen Schicksalskampf mit seiner düsteren Symbolik stärker denn je berührt.« Die Kleidung für einige Schauspieler und für die Statisten in den Massenszenen und dem Chor stammten aus dem Minsker Ghetto, also von Menschen, die bereits ermordet worden waren. Mein Vater sagte, in dieser Aufführung hätten Juden mitgespielt. Ob er das aus Naivität erzählt hat? Das weiß ich nicht, vermute aber eine Schutzbehauptung, die er im Lauf der Zeit womöglich selbst für wahr hielt.


 In Minsk erhielt Reserveleutnant Aly den Marschbefehl ins 650 Kilometer östlich gelegene Orel (Orjol). Hier angekommen, klärt ihn der für diesen Frontabschnitt zuständige General auf, er befinde sich hier »in altem germanischen Warägerland«, gewissermaßen auf deutschem Boden. (Darüber lachte mein Vater beim Erzählen.) Nachdem er seine sehr ausgedünnte Einheit übernommen hatte, beteiligte er sich als Neuankömmling an den Wachdiensten von Weihnachten bis Neujahr. Im Januar 1943 bestand seine militärische Hauptaufgabe darin, Panzerabwehrgeschütze zu sprengen, die beim Rückzug nicht mitgeführt werden konnten.

Am 16. Februar steht er im ersten und letzten Gefecht seines Lebens: brennendes Dorf, Nahkampf, verwundete, schreiende und sterbende Menschen – auch Kinder. Seine Männer machen zwei russische Gefangene. Er, der Neuankömmling: »Die sperrt ihr in den Keller dort!« Die an der Ostfront Altgedienten entgegnen: »Wieso? Die hauen wir hier auf den Nüschel!« Wie die Sache endet, erfährt mein Vater nicht (oder konnte sich später nicht daran erinnern), weil er Minuten später schwerverwundet zusammenbricht.

Die Geschichte von den beiden Gefangenen passt zu vielen anderen, etwa zu der, die Oberst Karl Wilhelm von Schlieben (1894–1964) an der Ostfront als Regimentskommandeur bei einer Inspektion erlebt hatte. Er sah, wie da ein russischer Soldat stand, den seine Leute gerade gefangen hatten. Schlieben: »Was ist denn mit dem los hier?« – Die Soldaten: »Na, den legen wir jetzt um.« – Schlieben: »Warum denn?« – Soldaten: »Der hat doch geschossen.« – Schlieben: »Ja, er ist doch Soldat, das ist doch sein gutes Recht, wenn er schießt.« Im Rückblick meinte Schlieben, wäre er nicht zufällig gekommen, wäre »der Mann zwei Minuten später wahrscheinlich tot« gewesen.
[2]



Mein Vater überlebte sehr knapp. Zunächst ging es mit dem Panjeschlitten zum weit entfernten Hauptverbandsplatz. Sein Nebenmann starb unterwegs. Erstversorgt, wurde er nach einigen Tagen per Sanka (Sanitätskraftwagen) zum Frontlazarett nach Orel weitertransportiert. Dort gab es fast keine medizinische Ausrüstung mehr, aber einen 
 entschlossenen Arzt, der ihn auf den Kopf stellte und flaschenweise Eiter aus seiner zerfetzten Brust laufen ließ. Vier Wochen später wurde mein Vater per Lazarettzug nach Warschau verlegt. Dort unterhielt die Wehrmacht mehr als ein Dutzend Reservelazarette, in denen die Schwerverwundeten – auch das eine volkspsychologische Maßnahme – so weit wiederhergestellt wurden, bis sie ihren Bräuten, Ehefrauen und Familien in der Heimat einigermaßen präsentabel gezeigt werden konnten.

Von diesem Verfahren berichtet für dieselbe Zeit auch Fritz Hartnagel, der in Lemberg im Lazarett lag und trotz einer vergleichsweise leichten Verletzung nicht nach Deutschland durfte: »Man befürchtet seit Stalingrad wohl«, schrieb er an Sophie Scholl, »dass durch die Erzählungen dieser Soldaten die Bevölkerung noch mehr in Aufregung gebracht würde«. Im Warschauer Lazarett las mein Vater, auch das erzählte er gerne, »Die Buddenbrooks« von Thomas Mann – »trotz angeblichen Verbots stand das Buch da ganz normal in der Bibliothek«. (Wie man vermuten darf, stammte das Werk aus einem der vielen aufgelösten und geplünderten jüdischen Haushalte der polnischen Hauptstadt.) Ewas anderes erzählte mir mein Vater erst zwei Jahre vor seinem Tod: »Das Lazarett befand sich neben dem Ghetto, und wir hörten ständig die Schüsse und auch Schreie. Wir wussten, dass das Ghetto liquidiert wurde.«

Mit großer Wahrscheinlichkeit handelte es sich um das direkt an den Ghettomauern gelegene riesige Reservelazarett V, das zwischen der heutigen aleja Solidarnosci 127 (1943: ulica Leszno) und der ulica Ogrodowa 6 eingerichtet worden war. In Roman Polańskis Film »Der Pianist« spielen zwei kurze Szenen in diesem Lazarett, denn direkt gegenüber hielt sich die reale Hauptfigur seines historisch so überzeugend gemachten Spielfilms versteckt, der Pianist Władysław Szpilman (1911–2000). Der Ghetto-Aufstand begann am 18. April und endete Mitte Mai 1943, und im Mai wurde mein Vater von Warschau in die Chirurgische Universitätsklinik Heidelberg verlegt.

 


 Soldaten ganz unterschiedlicher Herkunft und ziviler Überzeugungen gewöhnen sich schnell an ihre kriegerischen Aufgaben. Dazu ein Beispiel aus dem Ersten Weltkrieg. Meinen Schwiegervater Werner Lehmann (1894–1973) habe ich als völlig unsoldatischen Menschen in Erinnerung. Er wuchs als Nesthäkchen einer Würzburger Professorenfamilie auf. Da er in der Schule nicht die Leistungen erbrachte, die sein berühmter Vater von ihm erwartete, wurde er Buchhändler. Am 1. August 1914 meldete er sich als Kriegsfreiwilliger, wurde der 9. Kompagnie des 9. Königlich-Bayerischen Infanterie-Regiments »Wrede« in seiner Heimatstadt zugeteilt und binnen acht Wochen zum Schützen ausgebildet.

An der Frankreichfront verharrt er – vom Gegner gelegentlich mit Artilleriegranaten beschossen – zunächst in Reservestellungen. »Das Gefühl, dazuliegen und zu warten, bis man tödlich getroffen wird, ohne sich wehren zu können«, schreibt er nach Hause, »ist eine schreckliche Gedulds- und Nervenprobe. Die Hauptsache ist, der deutsche Soldat hält sie aus.« Doch dann zieht Schütze Lehmann »an Massengräbern mit einfachen Kreuzen« vorbei, an Schwerverwundeten, und beschreibt die Kameraden, die nach achttägigen Kämpfen in Reservestellungen zurückverlegt werden: »Trostloser Anblick (Napoleons Heer auf dem Rückmarsch).« Es folgen erste Einsätze als Horchposten, Durst, Hunger, Dauerregen, ein erster Artillerietreffer (»Zwei tot, neun verwundet. Grab gemacht. Der schrecklichste Tag.«) Seinen ersten Fronteinsatz erlebt der gerade Zwanzigjährige Anfang November 1914 in Flandern und schreibt danach einen langen – hier gekürzten – Bericht an seine Eltern:


Um fünf Uhr nachmittags steht das III
 . Bat. marschbereit. Über eine Pontonbrücke, durch ein verlassenes, schwer zerschossenes und brennendes Städtchen ging’s immer weiter der vordersten Linie zu. Stockfinster war es geworden. Jeder tappte und stolperte seinem Vordermann nach, mit sich selbst beschäftigt, denn morgen in aller Frühe sollte auf der ganzen Front vor Ypern mit mehreren 
 Armeekorps zugleich angegriffen werden. Es war das erste Mal, dass wir Jungen in ein offenes Gefecht kommen sollten. Vereinzelt hörte man aus der Ferne schweres Artilleriefeuer herüber, Scheinwerfer beleuchteten hie und da den nächtlichen Horizont. Drei Stunden war unsere Kompanie ohne Rast marschiert, als es endlich bei einem kleinen Gehöft hieß: Halt! Es war sehr kalt und nass. 10 Min. hatten wir gerastet und etwas gegessen, dann ging’s auch schon wieder lautlos weiter, ein Mann hinter dem anderen, über sumpfige Wiesen, kleine Bäche und Kanäle bis vorne an einen Waldesrand. Endlich um halb vier Uhr, es war noch stockfinster, marschierten wir wieder ein Mann hinter dem andern in langem Zickzackmarsch über Wiesen, durchwateten kleine Bäche, bis wir uns längs eines Weidengebüschs am Bache gegen Sicht eingruben.

Endlich um drei viertel neun Uhr ging ein Murmeln durch die Reihe: Regimentsbefehl: Die Kompanie geht um neun Uhr zum Sturm vor. In schnellem Schritt stürmten wir in Schützenlinie über die Sturzäcker hinweg. Schrapnells schlugen unter großem Getöse vor und hinter uns ein, zerstreut auf den Feldern lagen Kameraden, flehend um Hilfe, das Vieh brüllte jämmerlich vor Angst. 200 Meter waren wir vorgegangen bis zu einer schützenden Hecke, wo wir kurz verschnauften. Von dieser Zeit an war all das beklemmende, ängstliche Gefühl überwunden, und als es wieder vorwärts ging, war ich immer in der vordersten Reihe, mit dem Drang nur vor, vor.

Unterdessen waren die englischen Batterien fast vollständig zum Schweigen gebracht worden, und nun pfefferten unsere schweren 15-cm-Geschütze ihre wohlgezielten Granaten und Schrapnells direkt in den englischen Graben, ungefähr 500 Meter vor uns. Eine Gruppe war zur Beobachtung in gedeckter Stellung etwas vorgeschoben worden. Sobald wieder eine Granate einschlug und die Erde wie eine große Staubwolke aufspritzte, bemerkten wir Engländer, die quer über ein Rübenfeld über die Straße in ein Gehöft flohen. Hier hatte ich das erste Mal Gelegenheit, an einem Scharfschießen gegen eine lebende Scheibe mit Erfolg mitzuwirken. Einer beobachtete, gab’s 
 Ziel an und patsch lag er auch schon von mehreren Kugeln getroffen. Wenige entkamen; als dann später noch ein Maschinengewehr die Gegend bestrich, zogen es die Herren Engländer vor, im Graben auf die deutschen Granatenvolltreffer zu warten.



So wirkt sich das Kriegsleben auf einen jungen, kaum vorbereiteten Soldaten wohl generell aus. Es kommt sehr auf die Offiziere, Generäle und politisch Verantwortlichen an, ob sie die Regeln des Kriegsvölkerrechts durchsetzen und die eigenen Soldaten zügeln. Infolge des individuell nicht gleichen, aber doch ähnlichen Dualismus von Angst und Angriffslust, von nahem Tod und nahem Sieg, von passiver Dumpfheit in den Wartepositionen und reaktionsschneller Geistesgegenwart im Kampf können die militärischen und politischen Befehlsgeber das Abgleiten ins Mörderische relativ leicht bewerkstelligen, sofern sie das wollen.

Viele der nationalsozialistischen Führer hatten den Ersten Weltkrieg mitgemacht und Grenzerfahrungen wie die von Werner Lehmann oft dutzendfach durchlitten und am Ende glücklich überlebt. Auch Adolf Hitler. Sie alle wussten, wie sie Gewissenlosigkeit und gesteigerte Brutalität induzieren konnten, wenn sie das moralische Bezugssystem Stück für Stück verschieben würden. Praktisch hieß das für sie, gegnerische Soldaten, Juden, Kommissare und Zigeuner als hinterhältige Bestien, Banditen, Tiere, Untermenschen, Verbrecher oder menschlichen Auswurf zu kennzeichnen. Das führte unter den Bedingungen eines großen Krieges ohne besonderen Aufwand zu Ergebnissen wie diesem:

2016 schickte mir ein Leser der Berliner Zeitung zwei Feldpostbriefe, der eine von seinem Vater, der andere die Antwort seiner Mutter. Beide Briefe enthalten Sätze, die dem Sohn, als er sie erstmals las, die Sprache verschlugen. 1942 schreibt der Vater: »Der Krieg ist nun hart und man muss auch hart werden. Ich bin erst so richtig zum Judenfeind in Polen geworden, denn hier sieht man die richtigen dreckigen Typen.« Anschließend schildert der einfache Soldat 
 zustimmend, wie Juden verhungern, wie er an frischen Massengräbern vorbeimarschiert und »aufgedunsene jüdische Kinderleichen« sieht. Das geht der Adressatin dann doch zu weit – entschieden zu weit, wäre zu viel gesagt. Sie antwortet: »Dass wir die Juden auf solche grausame Art und Weise umkommen lassen, finde ich nicht richtig.« Stattdessen sollte man »ihnen Spritzen geben«, so, »wie sie es mit den Nervenkranken machen«.

Aus beiden Briefen trieft das Gift, das Hitler, Goebbels, Himmler, Frank, Göring, General Wagner und eine Unzahl von Offizieren, Propagandisten, Zeitungsleuten, Wochenschauredakteuren und Kameramännern seit Jahren verbreitet hatten. Mit der unaufhörlichen Wiederholung von Sätzen wie denen von den »richtig dreckigen und verschlagenen Judentypen« hatten sie viele Deutsche gegen die von ihnen so bezeichnete Krankheit »Humanitätsduselei« immunisiert. Das gelang nach einigen Vorübungen in Nord-, West- und Südeuropa auf dem Nährboden eines täglich härter geführten Krieges, zumal dann, wenn – wie im Fall der Juden und auch der Slawen – ein ausgeprägter Überlegenheitsdünkel, das Gefühl, selber kulturell und moralisch »höher zu stehen«, das gewissenskalte Rauben, Vernichten und Morden begünstigten.

Anders als im Zweiten Weltkrieg verfügte Deutschland im Ersten Weltkrieg über eine militärische Führung, die sich prinzipiell an die Haager Landkriegsordnung hielt. Dazu ein Beispiel aus dem Sommer 1914, als russische Truppen in riesiger Anzahl nach Ostpreußen eingefallen waren. Nachdem das Kaiserliche Feldheer in der gewaltigen deutsch-russischen Schlacht von Tannenberg nach vier Tagen den Sieg errungen hatte, ergriff der kommandierende Generaloberst Paul von Hindenburg (1847–1934) angesichts von 95000 russischen Gefangenen das Wort:

Er ermahnte seine Soldaten und Offiziere zu einer Haltung, die »in dem gefangenen Gegner den gewesenen Feind vergisst«. Daraufhin wandelte sich die Kampfeswut »überraschend schnell zu rücksichtsvollem Mitgefühl« mit den Unterlegenen. Die allermeisten dieser 
 Gefangenen haben damals in den deutschen Lagern den Krieg überlebt, obwohl die Lebensmittel für die städtische deutsche Zivilbevölkerung bald sehr knapp wurden und es von 1917 an immer wieder zu Hungerrevolten der deutschen Zivilbevölkerung kam.

Die gefallenen deutschen und russischen Krieger der nachfolgenden Wintergefechte in Masuren ließ Hindenburg zusammen und mit einem gemeinsamen militärischen Zeremoniell bestatten – eine schon im Ersten Weltkrieg seltene humane soldatische Geste, die sich bald endgültig verlor. Mancherorts steht über dem Eingang kleinerer Grabstätten in Masuren noch heute der auf Versöhnung bedachte Reim »Im Kriege der Feind, im Tode vereint«.
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4
 Ende Juli 1941 steht Hitler vor dem Nichts



Der Russlandfeldzug fand in der deutschen Bevölkerung wenig Zuspruch. Skepsis, schwere Bedenken und Angst überwogen. Noch hielt sich die auch gegen die eigene Bevölkerung gerichtete Terrorjustiz zurück. So verhängte der Volksgerichtshof im zweiten Halbjahr 1941 lediglich vier Todesurteile gegen Reichsdeutsche wegen politischer Straftaten. Dem Redakteur der Münsterschen Zeitung Paulheinz Wantzen fiel am 11. August 1941 auf: In den Todesanzeigen für Gefallene unterbleibe fast durchweg »jeder Hinweis auf den Führer«. Stattdessen lese er in diesen Anzeigen immer häufiger religiöse Beteuerungen wie diese: »Er starb im festen Glauben an den Bestand der heiligen katholischen Kirche.« Ähnliches beobachtete Victor Klemperer im protestantischen Dresden: »Die Verluste an der Ostfront drücken die Stimmung, in den Todesanzeigen gefallener Soldaten fehlt nun immer öfter der Beisatz ›für Führer und Vaterland‹, und man hört wieder öfter ›Guten Tag‹ als ›Heil Hitler‹.«

Während der ersten sechs Wochen des Krieges gegen die Sowjetunion waren mehr deutsche Soldaten gefallen als in den 
 22 Kriegsmonaten zuvor. Plötzlich füllten die Gefallenenanzeigen ganze Zeitungsspalten. Etwas verzögert verbreiteten Feldpostbriefe und Erzählungen von Fronturlaubern die Gewissheit vom jähen Ende der Blitzsiege. »Die Erfolgsberichte« über die Kämpfe an der Ostfront ließen »keine rechte Begeisterung aufkommen«, weil »die Frage nach unseren Verlusten« weiterhin stark sei, meldete der Sicherheitsdienst. Im Übrigen konstatierten die SD
 -Leute, viele Volksgenossen schlügen zunächst den Anzeigenteil der Zeitung auf, um »festzustellen, ›wer heute wieder gefallen‹« sei. Wie in dieser Meldung bestätigte der SD
 in früheren und späteren Berichten den offensichtlichen Zusammenhang zwischen der Höhe der deutschen Verluste und kontinuierlich abnehmender Kriegsbejahung. Es ist falsch, wenn gelegentlich behauptet wird, die Deutschen hätten die Wende des Krieges erst mit der Niederlage in Stalingrad wahrgenommen. Die meisten wussten schon im Sommer 1941, dass sie sich in ein blutiges, schier aussichtsloses Unternehmen hatten hineinführen lassen.
[1]



Nach einigen Wochen begannen Pastoren, die Namen der gefallenen Gemeindemitglieder in den Gottesdiensten zu verlesen. Goebbels tobte, aber nur innerlich, öffentlich kam dazu kein Wort über seine Lippen: Die Pfaffen täten so, als würden sie die Kriegstoten »in ihr Gebet einschließen, in Wirklichkeit wollen sie damit natürlich die Stimmung des Volkes herunterdrücken und dem Regime Schaden zufügen«. Speziell meinte er damit die katholische Kirche, die sich »als eine ausgesprochene Landesverratsorganisation« betätige, was er im Fall der evangelischen Landeskirchen weniger befürchtete, mit denen »wir vermutlich viel leichter fertig werden«. In der Tat. Gleich zu Beginn des Russlandkrieges hatte deren Geistlicher Vertrauensrat, der seit 1939 für die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Staatsspitze zuständig war, am 30. Juni ein Telegramm geschickt, das mehrere protestantische Kirchenführer ausgefeilt hatten. Darin steht:


Der Geistliche Vertrauensrat der Deutschen Evangelischen Kirche versichert Ihnen, mein Führer, in diesen hinreißend bewegten 
 Stunden aufs Neue die unwandelbare Treue und Einsatzbereitschaft der gesamten evangelischen Christenheit des Reiches. Sie haben, mein Führer, die bolschewistische Gefahr im eigenen Land gebannt und rufen nun unser Volk und die Völker Europas zum entscheidenden Waffengange gegen den Todfeind aller Ordnung und aller abendländisch-christlichen Kultur auf. Das deutsche Volk und mit ihm alle seine christlichen Glieder danken Ihnen für diese Ihre Tat. Dass sich die britische Politik nun auch offen des Bolschewismus als Helfershelfer gegen das Reich bedient, macht endgültig klar, dass es ihr nicht um das Christentum, sondern allein um die Vernichtung des deutschen Volkes geht. Der allmächtige Gott wolle Ihnen und unserem Volk beistehen, dass wir gegen den doppelten Feind den Sieg erringen, dem all unser Wollen und Handeln gelten muss.



Hans Schlange-Schöningen, der diesen Text 1946 in seine Abrechnung »Am Tage danach« aufnahm, fragte sich: »Hat ›mein Führer‹ jemals ein würdeloseres, kriecherischeres Telegramm bekommen?« Unterschrieben hatten es die Landesbischöfe August Marahrens (Bischof der Hannoverschen Landeskirche, 1879–1950) für die Bekennende Kirche, Walther Schultz (Bischof der Landeskirche Mecklenburgs, 1900–1957) für die Deutschen Christen, für die sogenannten Neutralen unterschrieb Johannes Hymmen (Geistlicher Vizepräsident des Evangelischen Oberkirchenrats in Preußen, 1878–1951). Diese drei Führer des deutschen Protestantismus erhoben Hitlerdeutschland am Ende ihrer gottverlassenen Suada zum Retter von »ganz Europa«. Im letzten Satz sprachen sie Hitler abermals direkt an: »(Damit) unter Ihrer Führung eine neue Ordnung entstehe und aller inneren Zersetzung, aller Beschmutzung des Heiligsten, aller Schändung der Gewissensfreiheit ein Ende gemacht werde.«

Wie gesagt, vertrat Bischof Marahrens die in einem immer wieder sorgfältig aufpolierten deutschen Erinnerungsgemälde als durchweg oppositionell erscheinende Bekennende Kirche. In ebendieser Eigenschaft schrieb er am 19. Januar 1943, als im besetzten Polen 
 täglich mehr als 6000 Juden in den deutschen Gaskammern starben, an Reichsinnenminister Frick: »Die Rassenfrage ist als völkisch-politische Frage durch die verantwortliche politische Führung zu lösen. Sie allein hat das Recht, die notwendigen Maßnahmen zur Reinerhaltung des deutschen Blutes und zur Stärkung der völkischen Kraft zu treffen.« Einen Tag nach dem Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944 sandte Marahrens zusammen mit Oberlandeskirchenrat Karl Stalmann (1877–1953) dieses am 21. Juli in seinem Kirchlichen Amtsblatt gedruckte Dankesgebet gen Himmel: »Heiliger barmherziger Gott! Vom Grund unseres Herzens danken wir Dir, dass Du unserm Führer bei dem verbrecherischen Anschlag Gesundheit und Leben bewahrt und ihn unserem Volke in einer Stunde höchster Gefahr erhalten hast. (…) Sei und bleibe Du sein starker Helfer und Retter.« Und so weiter, und so fort. Mit solchen Sätzen wurde, wie Marahrens und Stalmann angeordnet hatten, am folgenden Sonntag in den Gottesdiensten der Hannoverschen Landeskirche Gott Lob und Preis »für die gnädige Errettung des Führers« dargebracht.
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Die vom Vertrauensrat der sogenannten Deutschen Evangelischen Landeskirchen im Juni 1941 betriebene – man muss es leider so sagen: pfäffische – Nazi-, Kriegs- und Verbrechenspropaganda entsprach mitnichten der Lage. Denn Hitler, seine Minister und Berater, ebenso seine Reichs- und Gauleiter der NSDAP
 waren sich der angespannten Stimmungslage bewusst. Schon am 2. Juli, also nach den ersten zehn Tagen des neuen Kriegszugs, machte sich Goebbels Gedanken über die noch schwachen britischen Bombardements. Er nannte 120 »mit einigem Erfolg« gegen westdeutsche Städte geflogene Luftangriffe. Zwar sei »der gefürchtete englische Großangriff« bislang ausgeblieben, doch genüge auch »das Bisherige«, zumal in Köln die Stimmung wegen der ewigen Schlaflosigkeit bereits absinke. An ein schnelles, für Deutschland günstiges Ende des verharmlosend so bezeichneten Russlandfeldzugs war nach vier Wochen nicht mehr zu denken. Das Siegesgeheul der ersten Tage verstummte.


 Am 17. Juli 1941 vermerkte Goebbels verschämt, es gehe nun »in der Tat um Sein oder Nichtsein«. Vier Tage danach quälten ihn bereits »einige Sorgen« vor dem kommenden Winter, und er beschloss eine härtere Gangart der Propaganda. Damit sollte die »nötige Widerstandskraft bis zum Ende« gewahrt werden, um notfalls »die entscheidenden letzten Bataillone auf das Schlachtfeld zu werfen«. Der Kern dieser Sätze sei betont: Am 19. Juli, nur vier Wochen nach dem Einfall in die Sowjetunion, sprach man in den Berliner Führungsetagen über die letzten Bataillone, wohlgemerkt die eigenen. Einen Tag zuvor hatte der Propagandaminister seinen kongenialen Ideenquell und Antreiber Hitler in tief deprimiertem Zustand angetroffen: »Die Aufregungen und Nervenbelastungen der letzten vier Wochen (haben) ihn hart mitgenommen.«

Die bedrohliche militärische Situation verstärkte den von Anfang an gewollten, nun bald gnadenlosen Terror. Am 23. Juli ergänzte der Hitler besonders willig ergebene Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Generalfeldmarschall Keitel, die Weisung Nr. 33a um einen neuen Passus. Dieser ermunterte dazu, die von deutschen Soldaten und Angehörigen der Sicherheitspolizei bereits seit viereinhalb Wochen mit selbstverständlicher Routine begangenen Kriegsverbrechen nur als Vorübung anzusehen. Unter Punkt 6 verfügte Keitel: Wegen der Weite der neu eroberten Räume könnten Widerstände nicht mit kriegsrechtlichen Mitteln geahndet werden, vielmehr müsse »die Besatzungsmacht denjenigen Schrecken verbreiten, der alleine geeignet ist, der Bevölkerung jede Lust an Widersetzlichkeit zu nehmen«. Statt Sicherungskräfte zu fordern, hätten die örtlichen Befehlshaber mit »drakonischen Maßnahmen« Ordnung zu schaffen.

Wie er die Folgen solcher Weisungen in Charkow unter deutscher Herrschaft erlebt hatte, bezeugte 1943 ein sowjetischer Professor aus der kurz zuvor von der Roten Armee befreiten Stadt: »Ein Deutscher kommt die Straße entlang, mit einem wichtigen steinernen Blick. Alle müssen ihm den Weg frei machen. In der ersten Zeit, als sie mit ihren Autos herumfuhren, machten sie sich nicht einmal die Mühe 
 zu hupen. Daher wurden viele Menschen von Autos totgefahren.« In Charkow hatte man im November 1941, ohne besonders weit zu gehen, mehr als 60 erhängte Menschen sehen können: »Ihre Füße schwebten anderthalb, zwei Meter über dem Boden. Die meisten waren Männer, doch waren auch Frauen unter den Gehenkten. Ein grausiger Anblick.«

Die 1943 von sowjetischen Komitees zur Untersuchung deutscher Kriegsverbrechen aufgezeichnete Aussage findet ihre Bestätigung in einem Brief, den der Soldat Anton Böhrer im November 1941 seiner Schwester Adolphine schrieb: »Ab und zu geht eben noch ein Gebäude in die Luft«, in das die abziehenden sowjetischen Soldaten Minen mit Zeitzündern gelegt hatten, »aber dafür werden dann immer«, so Böhrer, »eine Anzahl Juden oder sonstiges Gesindel öffentlich erhängt. Das ist die einzige Strafe, die noch hier Wirkung hat«.

Zur Praxis, in besetzten Städten mit Absicht Zivilisten totzufahren, berichtete Generalmajor Neuffer im Juli 1943 seinem Gesprächspartner Generaloberst Bassenge (1892–1977) in einer britischerseits abgehörten Unterhaltung: General Veit Fischer (1890–1966) »hat seinem Fahrer gesagt, wenn er größeren Menschenmengen in Smolensk begegnet ist: ›Ach, fahren Sie da zu, ist ja ganz Wurst, fahren Sie auch ein paar tot!‹ und so«.

Innenpolitisch kam es für die deutsche Führung darauf an, der eigenen Bevölkerung sämtliche Friedens- und Kompromissgelüste auszutreiben und die Angst vor der Niederlage zu schüren. Dazu eigneten sich die in den besetzten Gebieten Osteuropas von Deutschen begangenen Kriegsverbrechen. Sie ermöglichten es, auf großkrimineller Basis eine neue und feste Verbindung zwischen Volk und Führung zu schmieden. Das gelang schnell, und nach überstandener Winterkrise konnte Goebbels im April 1942 befriedigt feststellen: »Es gibt jetzt niemanden mehr, der nicht einsähe, dass es um Sein oder Nichtsein geht.« Von nun an stärkten die von Deutschen verübten, gebilligten und weithin geduldeten Verbrechen den kriegerischen Fatalismus, den dumpfen Durchhaltewillen bis zum letzten Tag. Mit den 
 Massenmorden in Polen und in der Sowjetunion und dann mit dem Mord an den europäischen Juden erzwangen die NS
 -Führer das weitere Mitmachen sehr vieler Deutscher.
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5
 Bischof Galen stoppt die Euthanasiemorde



Am 1. August 1941 muss sich Goebbels eingestehen, die Bolschewisten leisteten »doch stärkeren Widerstand, als wir vermuteten«. Drei Tage später meldet der Sicherheitsdienst, das überlange »Warten auf Sondermeldungen von neuen größeren Erfolgen an der Ostfront« bedinge »ein Absinken der erwartungsvollen Stimmung«, man vermute sogar, die Rote Armee habe »den deutschen Vormarsch weitestgehend zum Stehen« gebracht. Am 18. August zeigt sich Hitler »sehr ungehalten«, weil er sich über das Potenzial der Bolschewisten habe täuschen lassen. »Er hat darunter sehr gelitten« und ist in »eine schwere Krise« geraten, fühlt sich Goebbels in das Befinden seines Führers ein. Zur selben Zeit äußert er gegenüber spanischen Journalisten, »Deutschland habe nur die Wahl zwischen Sieg oder Untergang«. In seinem Tagebuch quält er sich mit der Frage, wie er auf die gegnerische Propaganda reagieren sollte, die immer wieder das sichere Scheitern der Wehrmacht im kommenden russischen Winter ausmale. Von höchster Nervosität geplagt, beschließt er: »Wir antworten darauf noch nicht, weil es ein sehr heikles Thema ist.«

Am 11. August muss sich der Generalstabschef des deutschen Heeres, Franz Halder, eingestehen, dass er den Feind unterschätzt hatte. Dem entspricht die Notiz seines Verbindungsoffiziers bei Hitler, Major Engel, der in den Tagen zuvor protokolliert: »Man merkt so recht, wie unschlüssig der Führer hinsichtlich der Weiterführung der Operationen ist. Dauernd schwanken die Gedanken und Ziele. Aus den Lagebesprechungen geht man genauso schlau wieder heraus, wie man hereingekommen ist.« Deshalb kritisiere der Oberbefehlshaber 
 des Heeres, Walther von Brauchitsch, das völlige operative Durcheinander: »Man könne sich nicht wundern, dass jede Heeresgruppe für sich herumwurstele. Führer gibt keine klaren Entscheidungen.« Damals bezeichneten die obersten Heeresoffiziere Hitler und seine militärischen Günstlinge als »unsere Feinde«. Dazu zählten sie insbesondere Generalfeldmarschall Keitel, der sich »teils lächerlich, teils unbewusst«, zum Sprachrohr von Hitlers inkonsistenter und wechselhafter Befehlsgebung mache, wie Engel berichtet.

Die in der Sowjetunion kämpfenden Wehrmachtsoldaten realisierten ebenfalls schnell, dass die deutschen Pläne, den Ostkrieg binnen vier Monaten zu gewinnen, nicht aufgehen würden. Am selben 18. August, an dem Hitler in »schwerer Krise« in die selbstbetrügerische Lüge flüchtet, er sei von seinen Militärs ungenügend über die Stärke der Roten Armee informiert worden, schreibt Oberleutnant Fritz Hartnagel, der seit vier Wochen an »ein und demselben Ort« nördlich von Smolensk festsitzt, an Sophie Scholl:


Die Lage ist mehr denn je ungeklärt. (…) Die Russen sind noch lange nicht geschlagen, wenn sie auch erhebliche Verluste erlitten haben. (…) Denn endgültig besiegt, das heißt so, dass wir im Osten keine Front mehr haben, ist der Russe erst, wenn wir in der Mongolei angelangt sind, und dies erscheint ziemlich unmöglich. (…) Mir graut davor, wenn ich daran denke, dass wir hier den Winter verbringen sollten.
[1]





Am besten lässt sich die Ratlosigkeit der Regierung am zögerlich hilflosen Verhalten gegenüber Clemens August Graf von Galen (1878–1946) ablesen, dem Bischof von Münster. Dieser hatte die Euthanasiemorde an drei Sonntagen mit katholisch-fundamentaler Wucht angeprangert: am 13. Juli, am 20. Juli und – noch entschiedener – am 3. August 1941. Mit der bloßen Kraft des Wortes und der Wahrheit erzielte ein Einzelgänger die vollständige Verwirrung der großdeutschen Anführer. Obwohl die Deportationen der 
 Geisteskranken in die Todeszentren viel reibungsärmer verlaufen waren als von den Initiatoren erwartet, dauerte es nach den drei Protestpredigten nur eines Bischofs kaum drei Wochen, bis der in vielerlei militärische Entscheidungen verstrickte Hitler die Morde an den Geisteskranken abrupt stoppte.

Diese Anordnung traf die Vollstrecker der Aktion T4 völlig unvorbereitet. Sie erging am 23. August und galt vom nächsten Tag an. Damit reagierten Hitler, Goebbels und der Gauleiter von Westfalen, Dr. Alfred Meyer, auf die aktuelle innenpolitische und militärische Lage. Sie handelten als Getriebene. Den Stopp verfügten sie als vorläufig notwendigen, von eigener Schwäche erzwungenen Entlastungsakt. Dabei hatte der Bischof lediglich ausgesprochen, was die meisten ohnehin wussten oder eben – und das waren die allermeisten – sehr wohl wissen konnten, aber nicht wissen wollten. Auf genau dieses sehr menschliche Verhalten zielend, konfrontierte von Galen seine Gemeinde mit dem Verdrängten:


Allgemein herrscht der an Sicherheit grenzende Verdacht, dass die zahlreichen unerwarteten Todesfälle von Geisteskranken nicht von selbst eintreten, sondern absichtlich herbeigeführt werden, dass man dabei jener Lehre folgt, die behauptet, man dürfe sogenanntes »lebensunwertes Leben« vernichten, also unschuldige Menschen töten, wenn man meint, ihr Leben sei für Volk und Staat nichts mehr wert. Eine furchtbare Lehre, die die Ermordung Unschuldiger rechtfertigen will, die die gewaltsame Tötung der nicht mehr arbeitsfähigen Invaliden, Krüppel, unheilbar Kranken, Altersschwachen grundsätzlich freigibt!
[2]





Der Bischof rückte Handlungs- und Verdrängungsweisen ins Licht, die nur im Halbdunkel erträglich bleiben. Ebendeshalb unterbrachen die politischen Führer die Euthanasieaktion und veränderten sie später grundlegend. Nach den Kanzelworten ihres weithin als prinzipienfest bekannten Oberhirten konnten die Anverwandten der Pfleglinge – 
 seien sie gleichgültig, überfordert oder hartherzig gewesen – sich nicht länger einreden: Wir wissen von nichts. Diesem für den Ablauf der Morde an Geisteskranken konstitutiven Angebot, das so vielen Angehörigen die stille Ausflucht in die vermeintliche Schuldlosigkeit ermöglicht hatte, entzog von Galen mit einem Schlag die Grundlage. Er predigte gegen die Gewissensbequemlichkeit seiner Katholiken – nicht gegen Hitler. Das war der springende Punkt.

Neben der Krise an der Ostfront verstärkte der britische Bombenkrieg die durchschlagende Wirkung seiner Worte: Vom 1. Juli an flog die Royal Air Force systematisch Angriffe, um den Deutschen die Freude an ihren Aggressionskriegen zu verleiden. Bei noch geringer Reichweite der Flugzeuge trafen die Bomben vor allem die überwiegend katholische Bevölkerung des Rheinlands und Westfalens. Die Luftangriffe galten Städten wie Köln, Aachen, Krefeld, Rheydt, Mönchengladbach und eben Münster. Sie führten zu erheblichen, vom SD
 regelmäßig erhorchten »Stimmungseinbrüchen«, die sich an fehlender medizinischer Hilfe für die Verletzten kristallisierten.

Da Hitler und seine Mitarbeiter auf solche Nachrichten sensibel reagierten, planten sie, zusätzliche Hilfskrankenhäuser bereitzuhalten. Dafür kamen insbesondere die meist etwas außerhalb der Städte gelegenen psychiatrischen Anstalten in Betracht, volkstümlich Irrenhäuser genannt. Diese sollten im Fall von Bombenangriffen aus katastrophenmedizinischen Gründen geräumt, die psychisch Kranken dann – aber erst dann, um nämlich den Betrieb buchstäblich warm zu halten – sofort in Sterbeanstalten oder in Mordabteilungen innerhalb der Anstalten verlegt werden. Das Ziel bestand darin, auf diese Weise Krankenbetten für körperlich verletzte Opfer des Luftkriegs, für Patienten bombardierter Krankenhäuser, für verwundete Soldaten, Hochschwangere, Wöchnerinnen und Säuglinge freizubekommen. Aus praktischen Gründen hatte Hitler seinen schon für die Euthanasiemorde zuständigen gesundheitspolitischen Berater Karl Brandt damit betraut und ihn zum Generalkommissar für das Sanitäts- und Gesundheitswesen ernannt. Deswegen wurde die komplette oder 
 teilweise Umwidmung von Heil- und Pflegeanstalten in Akutkrankenhäuser auch als »Aktion Brandt« bezeichnet. Insgesamt wurden in dieser Phase der katastrophenmedizinisch basierten »Freimachung von Krankenbetten« mindestens 130000 Menschen ermordet.

Im Zeichen der Predigten Galens verstärkten die Pläne für die Aktion Brandt aufseiten der Regierung die Befürchtung, die durchaus nicht felsenfeste Loyalität des Volkes könne weiter bröckeln, zumal zeitgleich ausgerechnet Münster mehrere für damalige Verhältnisse schwere Angriffe erlitt. Goebbels reagierte besorgt: »Diese fortdauernden Bombardements auf eine Stadt, die auch infolge der klerikalen Haltung etwas anfällig ist, wirken sich lokal etwas unangenehm aus.« Er befürchtete einen »Einbruch in die moralische Front« – Dominoeffekte, falls es in Münster zu Protesten komme.
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In der Messe vom 20. Juli thematisierte Galen als Erstes die »furchtbaren Verwüstungen« der Stadt. Doch mied er den Jargon der Propaganda vom feigen Luftterror, und nicht nur das: Er sprach über »den Sinn« der Bombenangriffe, deutete sie als »göttliche Heimsuchung«, die offenbare, »wie Gott uns darin sucht, um uns zu sich heimzuholen« – »Gott will Münster zu sich heimholen«. Am 3. August, in seiner dritten Predigt zu den Massenmorden, bezeichnete Galen das Verschwinden der Patienten aus den Anstalten erstmals als »glatten Mord«. Ein schwerer Tabubruch.

Um den Schleier der so oft hingenommenen amtlichen Lügengeschichten zu zerreißen, berichtete der Bischof über die Praktiken der mordenden Ärzte: »Wie ich zuverlässig erfahren habe, werden jetzt auch in den Heil- und Pflegeanstalten der Provinz Westfalen Listen aufgestellt von solchen Pfleglingen, die als sogenannte unproduktive Volksgenossen abtransportiert und in kurzer Zeit ums Leben gebracht werden sollen.« Sodann kündigte er weitere Strafgerichte Gottes an, die jede Stadt treffe, die es dulde, dass in ihrer Mitte in schamloser Weise gegen das göttliche Gebot verstoßen werde. Deshalb müsse »der gerechte Gott« gegen Münster weitere schwere Strafen verhängen, gegen »alle, die nicht wollen, was Gott will«.


 Die weithin zerbombte und ausgebrannte Innenstadt vor Augen, antwortete der Bischof seiner von den Schrecken der Angriffe sichtlich verstörten großen Gemeinde mit jenen Sätzen, mit denen Jesus einst die Gottesstrafe beweint hatte, die Jerusalem würde treffen müssen, weil niemand die Händler, Götzendiener und Frevler daran gehindert hatte, vom Allerheiligsten, dem Tempel, Besitz zu ergreifen: »Siehe, es werden Tage über dich kommen, wo deine Feinde dich zu Boden schmettern werden, dich und deine Kinder, und in dir keinen Stein auf dem anderen lassen werden, weil du die Tage deiner Heimsuchung nicht erkannt hast« (Lk 19,41–46).

Nach dieser Predigt wütete Goebbels in seinem Tagebuch, das Auftreten des Bischofs sei »ein Verbrechen, das für den Staatsanwalt reif wäre«, doch sei ein solches Exempel »im Augenblick kaum tragbar«. Am nächsten Tag beschäftigten ihn dann vor allem die massenpsychologischen Folgen der Galen-Predigten und die Konsequenzen, die daraus kurzfristig gezogen werden müssten:


Ich muss dem Führer die Frage vorlegen, ob er im Augenblick in der Öffentlichkeit eine Debatte über das Euthanasieproblem wünscht. (…) Ich bin selbst, wenigstens für den gegenwärtigen Zeitpunkt, dagegen. Mit einer solchen Debatte würde man nur die Gemüter erhitzen. Das ist in einer kritischen Periode des Krieges außerordentlich unzweckmäßig. Man soll allen Zündstoff aus dem Volke im Augenblick fernhalten. Das Volk ist so mit den Problemen des Krieges beschäftigt, dass es sich an anderen Problemen nur erhitzt und reibt.



Zehn Tage später, am 13. August, organisierten das bis dahin gelähmte Reichspropagandaamt, die Stadtverwaltung von Münster und die örtliche Presse eine Kampagne, die zeigen sollte, wie gut und sicher die Alten in den Siechenheimen leben würden, um »der tollen Hetze« des Bischofs entgegenzutreten. In der Folge erschienen einige Bildberichte, in denen der Öffentlichkeit »noch einmal besonders unter die Nase gerieben« wurde, wie gut es den Leuten in den Anstalten gehe. 
 So formulierte es Paulheinz Wantzen in seinem Tagebuch. Als Journalist übernahm er den entsprechenden Auftrag mit Hingabe und phantasierte in der Münsterschen Zeitung vom 19. August 1941: »Frische Luft«, »wirklich ausgezeichnete Verpflegung«, »lecker zubereitet«, »Blumenschmuck«, »Gemeinschaftsräume«, »alle sind zufrieden und wissen sich gut aufgehoben« usw. usf. So füllte er die Zeitungsspalten. In seinem Tagebuch steht: »Mein privater Eindruck, besonders bei einigen uralten, bettlägerigen und alles unter sich lassenden Frauen von 85 bis 88 Jahren war der, dass hier die Euthanasie ganz fraglos am Platze gewesen wäre.« Aber das könne man der Öffentlichkeit heute natürlich nicht sagen, »sie würde Zetermordio schreien und ist verdammt schon erregt genug«. (Wie viele andere willige Diener Hitlers wurde auch Wantzen niemals Mitglied der NSDAP
 .) Victor Klemperer hielt unter dem Datum vom 22. August fest, was seine (christliche) Bekannte, Charlotte Paul, ausrief, als sie am Altersirrsinn ihrer neunundachtzigjährigen Mutter verzweifelte: »Ich kann sie in kein Krankenhaus bringen, da wird sie getötet.« Klemperer: »Man spricht jetzt allgemein von der Tötung Geisteskranker.«
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Am selben Tag tauschte sich der westfälische Gauleiter Meyer in Berlin mit Goebbels über Galens Predigten aus. Im Anschluss vermerkte Letzterer: »Ob es überhaupt richtig gewesen ist, die Frage der Euthanasie in so großem Umfang, wie das in den letzten Monaten geschehen ist, aufzurollen, mag dahingestellt bleiben.« Zwar verteidigte der Tagebuchschreiber die Morde als im Ansatz richtig, doch müsse man derzeit »den offenen Konflikt vermeiden«, weil es an »genügend Zeit und Nerven« fehle, diesen durchzustehen. Goebbels schloss mit dem Satz: »Jedenfalls können wir alle froh sein«, wenn die Euthanasieaktion »zu Ende ist«.

Demnach sah er den Stopp der Euthanasie am 22. August als beschlossen an. Kurz vorher, am 18./19. August, hatte ihn Hitler in die Wolfsschanze gebeten, um mit ihm eine Reihe politischer und propagandistischer Fragen zu diskutieren. Über den Inhalt der Gespräche ist wenig bekannt: Die beiden saßen bis nachts um zwei in 
 bestem Einvernehmen zusammen. Allerdings resümierte Goebbels am nächsten Morgen – zwar vage, aber im Kontinuum seiner Tagebucheinträge deutlich –, Hitler wolle »im Inneren Ruhe halten« und »die Lasten des Krieges, auch solche psychologischer Art, für die breiten Massen auf ein Minimum« begrenzen. Im selben Gespräch befürwortete Hitler Goebbels’ Vorschlag, die Juden alsbald zum Tragen eines auf die Kleidung aufgenähten großen gelben Sterns zu zwingen.

Galen blieb allein. Kein anderer wirkmächtiger inländischer Gelehrter, Schriftsteller, Künstler oder geistlicher Würdenträger folgte seinem Vorbild, sprang ihm – öffentlich – zur Seite. Auch die Deutsche Bischofskonferenz, damals noch Fuldaer Bischofskonferenz genannt, schwieg beharrlich; von den protestantischen Kirchenoberen konnte der Fundamentalist Galen ohnehin keinen öffentlichen Beistand erwarten. Im klaren Gegensatz zur katholischen Kirche hatten protestantische Theologen und Bevölkerungswissenschaftler die Zwangssterilisierung sogenannter Minderwertiger bereits 1931 und später in wachsender Anzahl befürwortet. Gegen die Euthanasiemorde äußerten einige in vertraulichen Schreiben Bedenken, hielten es jedoch für untunlich, das Morden vor aller Augen und Ohren von den Kanzeln herab anzuprangern. Dennoch gelang es einem einzigen mutigen und wortmächtigen Mann, Clemens August Graf von Galen, die regierenden Massenmörder ins Wanken zu bringen, sie für einen Moment in die Enge zu treiben. Man stelle sich vor, er wäre nicht allein geblieben.

 

Am Tag nach der letzten und gewichtigsten Predigt Galens zu den Massenmorden an psychisch kranken und behinderten Mitmenschen verlangte Goebbels im Einklang mit Hitler, erstens die Kampagne gegen das Rauchen einzustellen und zweitens die Propaganda gegen die Kirchen stark zu mäßigen. Es sei derzeit nicht ratsam, »Probleme aufzurollen, die nicht lebensnotwendig für das Bestehen des deutschen Volkes im Kriege sind«. Er hielt die Volksstimmung für höchst labil und versuchte alles, um in jenen schwierigen Wochen, in denen 
 Hitlers Blitzkriegsstrategie am sowjetischen Widerstand zerbrach, unnötige Beunruhigung von seinen Deutschen fernzuhalten. Deshalb stritt Goebbels für die vielen Nikotinsüchtigen und für eine taktisch begründete Unterbrechung des aktiven Kampfes gegen die Kirchen, insbesondere gegen die katholische Kirche. Ende Juli 1941 beklagte er, der selbst ein starker Raucher war, wie unangenehm sich der Mangel an Tabakwaren bemerkbar mache – »gerade jetzt in dieser Zeit, in der der Mensch aus Nervosität gewohnt ist, mehr zu rauchen«. Schließlich gehe es darum, das Volk generell »bei guter Laune zu erhalten; denn die Laune ist wirklich kriegsentscheidend«. Um die arische Nikotinsucht so gut wie nur möglich zu befriedigen, erging Anfang August 1941 die »Tabaksperre für Juden«.

Während schwerer Bombardements, ständiger Rückschläge und erheblich verlängerter Arbeitszeiten in den Fabriken organisierte Gauleiter Goebbels im November 1943 für seine Berliner Arbeiterschaft Schnaps und Zigaretten: »Tabak ist jetzt das bewährteste Genussmittel; für eine Zigarette macht der Berliner einen Kopfstand.« Im Sinne solcher politischen Maßgaben konnte die Versorgung mit den Suchtmitteln Nikotin und Alkohol 1940 bis 1944 auf einem beachtlichen Niveau gehalten werden, wobei die Soldaten der Wehrmacht gegenüber der Zivilbevölkerung deutlich bevorzugt wurden. Tabak, (echter) Kaffee, Volksbelustigung und Alkohol jeder Art halfen dabei, wie es das Wirtschaftsministerium Anfang 1944 ausdrückte, »die Kampfkraft der Truppe und die Arbeitsleistung der Zivilbevölkerung« zu erhöhen – trotz der Aussichtslosigkeit des Krieges.
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All das hatte mit der sogenannten nationalsozialistischen Weltanschauung nicht das Geringste zu tun. Sie spielte in den Fragen, die Lebensmittel, Tabak, Bier, Unterhaltung betrafen, keine Rolle, ebenso in den gleichermaßen hochpolitisch gehandhabten Entscheidungen zum kurzfristigen Stopp der Euthanasiemorde, zum materiellen Unterhalt für Frauen, Witwen und Waisen, zum Schlepperlass zugunsten der Fronturlauber oder zur Anordnung, Schwerverwundete zunächst 
 außerhalb von Besuchsmöglichkeiten ihrer Angehörigen einigermaßen präsentabel wiederherzustellen. In all diesen Fällen drehten sich die Erwägungen der NS
 -Führung ausschließlich um politisch zweckmäßige Maßnahmen, um möglichst viel Ruhe und Ablenkung sowie darum, im Volk den Eindruck weitschauender staatlicher Fürsorge entstehen zu lassen.

Im Goebbels-Tagebuch lässt sich nachlesen, wie wenig sich der prominente Schreiber um die sogenannte Weltanschauung scherte. Am 12. September 1942 bemängelte er zum Beispiel, »die schlechte Ernährung und schlechte Behandlung, die man den Ostarbeitern im Reichsgebiet zuteilwerden« lasse, womit ein Mangel an Arbeitskräften und Arbeitswillen heraufbeschworen werde. Völlig unideologisch, allein von praktischen Erwägungen getrieben, wandte sich Goebbels gegen einen »unangebrachten« völkischen Doktrinarismus, gegen Funktionsträger, die sich blindlings »damit beschäftigen« würden, »unsere Weltanschauung zu exerzieren« – gerade so, »als gehe sie der Kriegsausgang gar nichts an«. Offenbar folgten derartige Parteigenossen dem Satz: »Lieber (mag) das Reich zugrunde gehen, als dass die nationalsozialistische Weltanschauung in ihrer Durchführung eine Einbuße erleide.« Wenn es nach ihm ginge, fuhr Goebbels fort, »würde man jetzt nicht so viel fragen, wie und wieso, dieses oder jenes mit unserer Weltanschauung in Übereinstimmung gebracht werden könne«, sondern endlich einsehen, »der Weltanschauung des Nationalsozialismus« diene »man am besten dadurch, dass man jetzt für den Sieg arbeitet«. Dafür verlangte er vor allem »Elastizität«.

Wie elastisch es dabei zuging, lässt sich auch an der Rentenpolitik zeigen. Wie im Umkreis Hitlers war die Stimmung und Siegeszuversicht der älteren Deutschen bereits im Sommer 1941 rapide abgesackt. Sie erinnerten sich nur zu gut an die verheerenden Folgen des Zweifrontenkriegs im Ersten Weltkrieg, an den Hunger, die Niederlage und die Inflation. Hitler konnte darauf weder mit weltanschaulicher Ertüchtigung noch mit massenhaften Todesurteilen wegen Heimtücke gegen Staat und Partei reagieren. Stattdessen besann er sich auf 
 ein allgemein bekanntes und in sehr viel kleinerem Maßstab von Politikern fast jeder politischen Couleur gerne angewandtes Gegengift: Gemeinsam mit Göring verfügte er eine allgemeine Rentenerhöhung um durchschnittlich 15 Prozent. Wobei für die wenig bemittelten Rentenempfänger – insbesondere für Witwen und Waisen – die ausbezahlten Sozialleistungen um bis zu 30 Prozent zulegten. Trotz der massiven Erhöhung mussten die lohnabhängigen deutschen Erwerbstätigen nicht einen Pfennig mehr an die Rentenkassen entrichten. Laut Gesetz erhöhten sich dadurch die Reichszuschüsse an die Rentenversicherungsanstalten und Krankenkassen.

Auch das war gelogen. In Wirklichkeit bezahlten andere dieses Geschenk an die deutschen Senioren und Seniorinnen sowie an die Witwen und Waisen, nämlich die Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen in der deutschen Industrie. Für sie mussten die Unternehmen die Löhne auf Sperrkonten bezahlen, aber zuvor verdoppelte Sozialabgaben an die Sozialversicherungsträger überweisen. Infolgedessen sank der Reichszuschuss für die Rentenversicherung trotz der erheblich gestiegenen Leistungen.

Außerdem tilgte die Rentenreform einen wichtigen sozialpolitischen Mangel, der dem 1883 eingeführten System der gesetzlichen Krankenversicherung für Industriearbeiter, Bergleute, Beschäftigte in Handwerks- und Gewerbeunternehmen aller Art bis dahin angehaftet hatte: Bis 1941 schieden die Versicherten am Ende ihres Arbeitslebens automatisch aus der Krankenkasse aus. Bis dahin hatten in Deutschland die Familien oder Wohlfahrtseinrichtungen für die Arzt- und Krankenhauskosten der vielen nicht versicherten Alten aufzukommen. Da diese wichtige Reform in der gängigen sozialgeschichtlichen Literatur, wenn überhaupt, dann nur widerwillig gestreift wird, sei zum Beleg, der entsprechende Passus aus einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts von 2014 zitiert:


Das Recht der Krankenversicherung der Rentner ist erst seit 1941 im System der sozialen Sicherung verankert. Ursprünglich sah die 
 Sozialversicherung eine Krankenversicherung der Rentner nicht vor; der Schutz der erkrankten Rentenbezieher, die nicht selbst für sich sorgen konnten, fiel in den Bereich der öffentlichen Fürsorge. 1941 wurde dann die Krankenversicherungspflicht auf alle Invaliden- und Angestelltenrentner erstreckt.



In einer gewaltigen Propagandaoffensive verkündeten die Zeitungen am 30. Juli 1941 das neueste Sozialgeschenk unter der einheitlichen Überschrift »Große Verbesserungen in der Rentenversicherung – Einführung der Krankenversicherung für Rentner« und wiesen ebenso einheitlich darauf hin, dieses »wichtige Gesetz« sei soeben vom »Führer unterzeichnet« worden. Es trat am 1. August in Kraft. Welchen Nebeneffekt das Gesetz hatte und haben sollte, meldete die Gauleitung Magdeburg-Anhalt am 15. August 1941 an die Parteikanzlei Hitlers: Die großzügige Rentenreform fördere das Vertrauen jener Kreise zum Führer, in denen »häufig geäußert« werde, der Nationalsozialismus habe »für die alten und schwachen Volksgenossen nichts übrig« und wünsche deren »schnelle Vernichtung«.

Diejenigen, die in dieser kritischen Phase das Volk im Auftrag der Führung aushorchten, beschrieben »die stimmungsmäßigen Auswirkungen« der deutlich verbesserten Rentengesetzgebung als »eine ganz große Freude«. Die Kundschafter des Sicherheitsdienstes betonten, »dass sich ein greifbarer Erfolg, wie diese Rentenerhöhung, viel günstiger auswirke als Aufsätze und Reden über zukünftige Pläne«. Die allermeisten Leute zeigten sich positiv überrascht. Mitten im Krieg hatten sie ein solches Sozialgeschenk nicht entfernt erwartet. Sie rechneten es Hitler hoch an, dass er sich in dieser schweren Zeit, wo er doch so viele andere wichtige Aufgaben habe, »um uns alte Leute« kümmere. Das zeige doch: »Der Führer denkt an uns.« Eine Postbeamtin, die für das Auszahlen der Renten zuständig war, berichtete:


Ich werde nie vergessen, wie das auf die alten Menschen gewirkt hat. Viele von ihnen, die allein leben und sich keine Zeitung halten 
 können, wussten nichts von der Erhöhung, die ja außerdem noch, da sie ab dem 1.6.1941 fällig war, eine Nachzahlung brachte. Sie sahen das vor ihnen liegende Geld ungläubig an. »Nein, das stimmt nicht, so viel bekommen wir gar nicht«, sagten sie. Und dann der Freudenschein, der ihnen über das Gesicht ging, als sie merkten, dass ihnen der auf dem Tisch liegende Betrag wirklich gehörte.



Goebbels verallgemeinerte diese Art innenpolitischer Befriedungstaktik mit zwei ganz und gar unideologischen Maximen: 1. »Ein Volk mit leerem Magen kann keine Schlachten gewinnen«; 2. »Man muss jetzt jedes Mittel versuchen, um das kriegsführende Volk bei Kraft und Laune zu erhalten.«

Ein ähnlicher, ebenfalls von Adolf Hitler unterzeichneter sozialer Fortschritt fand im Jahr 1942 statt: Da die 1884 eingeführte gesetzliche Unfallversicherung anfangs nur »gefährliche« Arbeiten und Betriebe mit besonderen Gefahren umfasste, war zunächst nur ein kleiner Teil der Arbeitnehmer versichert. Das änderte sich 1942. Seither sind alle abhängig Beschäftigten unfallversichert, ebenso Unfälle auf den Hin- und Rückwegen zur Arbeitsstelle. Eine weitere Verbesserung der Rentengesetzgebung erfolgte ebenfalls 1942 zugunsten von Witwen und Waisen.
[6]



Hier muss nur eines festgehalten werden: Die Fortschritte der NS
 -Zeit erstreckten sich nicht allein auf den Bau von Autobahnen. Die Führer des NS
 -Staats wussten genauer als viele Politiker in der Weimarer Republik, wo die Lücken im sozialpolitischen Netz bestanden. Dass sie diese damals für so viele Menschen bedrohlichen Mängel aus niedrigen herrschaftspolitischen Motiven beseitigten, bleibt unbestritten. Im Zusammenhang dieses Buches kommt es allein auf den integrativen, Staatsloyalität stiftenden und festigenden Erfolg an: Auch mit solchen Maßnahmen gelang es der in jeder Weise verbrecherischen deutschen Regierung, ihr Volk an sich zu binden und den Krieg ohne ernsthafte innenpolitische Friktionen weiterzuführen.





[image: Zeitungsfoto vom September 1941, ein Platz in einer deutschen Stadt mit einer größeren Menschengruppe. Im Vordergrund gehen ein Mann und eine Frau, die zwischen sich ein kleinen Mädchen an den Händen halten, auf die Kamera zu. Sie tragen in Brusthöhe den neu eingeführten "Judenstern" auf der Kleidung.]


»Die Gezeichneten. 
[1]

 Das deutsche Volk hat jetzt einen endgültigen Strich gezogen zwischen sich und zwischen den Juden. Die hetzerischen Betrüger, die immer wieder versuchten, unter der Maske der Scheinheiligkeit und Harmlosigkeit sich unter deutsche Menschen zu mischen, tragen nun das Kennzeichen, den Judenstern, der sie von allen anständigen Menschen unterscheidet. Sie haben jahrelang Deutschland beherrscht und ausgesogen. Nun haben sie die klar gekennzeichnete Stellung, die ihnen zukommt, als fremde Parasiten in einem gesunden Volk.« Mit wechselnden Fotos erschien dieselbe Bildnachricht in vielen Zeitungen Ende September 1941.














 X
 Der Weg in die Verbrechensgemeinschaft




Unser Örtchen war mal wieder reinigungsbedürftig. Diesmal nun kam kein Gefangener, sondern eine Jüdin, die irgendwo zur Arbeit herangezogen worden war. Sie trägt ihren Judenstern auf dem Arm und hat ein scheußlich jüdisches Gesicht, eins von der unangenehmen Art. (…) Aber ihre Arbeit macht sie ordentlich.


Pfarrer und Offizier Heinz Rahe aus Dnepropetrowsk an seine Frau Ursula, 7. September 1941




Während das Rauchen gefördert, die Versorgung mit Bier gesichert, der Kirchenkampf und die Morde an Patienten psychiatrischer Anstalten vorübergehend eingestellt und die Renten erhöht wurden, radikalisierten die politischen Führer den Angriff auf die Juden von Tag zu Tag. Hatte Goebbels am 25. August 1941 die Euthanasiemorde zu den Dingen erklärt, die im Denken des Volkes »augenblicklich keinen Platz beanspruchen dürfen«, stellte er 24 Stunden später fest: »Die Judenfrage wird von mir unentwegt weitergetrieben«, und trotz einiger Widerstände zeigte er sich fest entschlossen, an diesem Punkt nicht lockerzulassen. Angesichts nicht länger zu leugnender militärischer Probleme arbeiteten er und seine Propagandaleute fieberhaft daran, das Feindbild »Jude« noch tiefer im allgemeinen Bewusstsein zu verankern. Aber nicht nur das Feindbild! Vielmehr trachtete Goebbels danach, den Deutschen das Gefühl einzuimpfen, die von ihnen so lange schon geduldete Diskriminierung, Enteignung und zunehmend mörderische Verfolgung der jüdischen Minderheit in Deutschland und nun auch in den besetzten Ländern versperre jeden Weg zum Kompromissfrieden.






Fußnoten




	



[1]
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 Goebbels erfindet die deutsche Kollektivschuld



Spätestens am 12. August 1941 hatte der Propagandaminister entschieden, die Kennzeichnung aller über sechsjährigen deutschen Juden kompromisslos durchzupauken. Als Begründung führte er die Wohnungsnot an, defätistisches Gerede und angeblich immer noch vorhandene Privilegien der Juden. Deshalb sollten diese im öffentlichen Raum erkennbar gemacht und alsbald »aus dem deutschen Volk ausgeschieden« werden. Zwei Tage später ärgerte er sich wieder einmal über den katholischen Klerus, beschloss jedoch zähneknirschend, das »Generalaufwaschen« mit der »Schwarzen Internationale« auf die Zeit nach dem Sieg zu vertagen, um unmittelbar anschließend tatendurstig in sein Diktaphon zu zischen: »Anders ist es mit der Judenfrage.« Wenig später sprach er mit Hitler und notierte höchst befriedigt: »In der Judenfrage kann ich mich beim Führer vollkommen durchsetzen.«

Unmittelbar bezweckte die Maßnahme, Juden das Spazierengehen, das Einkaufen, das Benutzen von Verkehrsmitteln und das Besuchen nichtjüdischer Freunde zu verleiden – sie zu Unberührbaren werden zu lassen, zu fast schon Verschwundenen. Goebbels bezeichnete den Zwang zur Kennzeichnung als eine »der nach Lage der Dinge gegebenen Reformen«, er verstand also auch diese »Reform« im Zusammenhang mit der sich immer deutlicher abzeichnenden Möglichkeit des Scheiterns im Russlandkrieg. Die »Reform« Judenstern konnte er dank des schon erteilten Plazets des Führers ohne gesetzliche Grundlage durchsetzen. Offenkundig rechnete er nicht mit dem spontanen Zuspruch der Bevölkerung, jedoch mit Schwierigkeiten, sofern er die an einem förmlichen Gesetz zu beteiligenden Ministerialbeamten einbeziehen würde. Eben weil er es besser wusste, behauptete er immer wieder, die Deutschen forderten in ihrer Gesamtheit harte antijüdische Maßnahmen, und die Regierenden würden doch nur deren Wünschen nachkommen.


 Zwischen 1937 und 1944 brachte die NSDAP
 einen typographisch sorgfältig gestalteten Wochenspruch heraus, der in Form einer Wandzeitung öffentlich ausgehängt wurde. Häufig entschied man sich für Hitlerzitate, aber auch andere NS
 -Größen kamen zu Wort, ebenso unsere nationalen Freiheitskämpfer und Kriegsstrategen wie zum Beispiel Ernst Moritz Arndt oder Carl von Clausewitz (1780–1831). Für die Woche vom 7. bis zum 13. September 1941 hatte das Reichspropagandaamt die sogenannte Prophezeiung des Führers vom Januar 1939 zum Wochenspruch erkoren: »Wenn es dem internationalen Finanzjudentum gelingen sollte, die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis nicht der Sieg des Judentums, sondern die Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa sein.« Der Spruch wird ein bis zwei Wochen vorher ausgesucht worden sein, das heißt, als die Morde an psychisch kranken und behinderten Deutschen schlagartig abgebrochen wurden. Ich stelle mir vor, wie sich Hitler und Goebbels während ihrer nächtlichen Gespräche am 18./19. August über eine Doppelstrategie verständigt haben könnten, etwa so: Stoppen wir die Euthanasie vorläufig, verstärken wir die Maßnahmen gegen die Juden. Das eine beruhigt die Leute und die Kirchen, das andere verbindet Führung und Geführte zur verschworenen Gemeinschaft.

Jenseits meiner Spekulation steht fest: Hitler wollte an diesem Abend nicht entscheiden, ob Bischof Graf von Galen vor den Volksgerichtshof gestellt werden sollte oder nicht, um ihn gegebenenfalls »zu einer schweren Strafe verurteilen zu lassen«. Er zeigte sich jedoch im Sinne Goebbels’ bereit, die antikirchliche Propaganda zu unterdrücken und die Euthanasiemorde vorläufig zu beenden. Auch hinsichtlich der Judenfrage fanden an diesem Abend beide zum Konsens. Darüber hinaus stellte Hitler fest, dass sich seine Prophezeiung vom 30. Januar 1939 über die Vernichtung der Juden im Falle eines Krieges derzeit in den besetzten sowjetischen Gebieten »mit einer fast unheimlich anmutenden Sicherheit« bewahrheite; zudem billigte er die Absicht, die Berliner Juden »in den Osten abzuschieben«, sobald 
 es die Transportlage erlaube. »Dort werden sie dann«, wie Goebbels resümierte, »unter einem härteren Klima in die Mache genommen.« Mitte Oktober 1941 begannen die Deportationen von Juden aus Berlin und anderen deutschen Großstädten.

Die Polizeiverordnung zum Tragen des Judensterns war am 19. September in Kraft getreten. Eine Woche zuvor, am 13. September, rückten die Zeitungen die fett gedruckte Kurzmeldung »Kennzeichnung der Juden« ein, um das Publikum zu informieren. Darin stand: »Der deutsche Soldat hat im Ostfeldzug den Juden in seiner ganzen Widerwärtigkeit und Grausamkeit kennengelernt.« Dieses Erlebnis lasse ihn »und das deutsche Volk in seiner Gesamtheit fordern, dass dem Juden in der Heimat die Möglichkeit genommen wird, sich zu tarnen«.
[1]



Von einer solchen Forderung konnte keine Rede sein. Vielmehr entsprach die Meldung einer längst erprobten Taktik. Angewandt hatte sie Goebbels bereits in den Tagen nach dem antijüdischen Massenterror vom 9./10. November 1938. Damals hatten kleine, wohlorganisierte SA
 -Trupps zum Beispiel die beiden Synagogen von Darmstadt zerstört, Geschäfte verwüstet und manchem Schaulustigen, der nicht zu direkter Gewalt bereit gewesen war, die gesellschaftliche Teilhabe in Form des Plünderns ermöglicht. Des ungeachtet, erschien die Hessische Landes-Zeitung am 11. November 1938 mit der Schlagzeile »Die Antwort des Volkes! Darmstadts Bevölkerung erhebt sich gegen die jüdische Provokation«. »Wollte man fragen, wer den Brand (in den beiden Synagogen) entfacht hat«, hieß es in dem Artikel, »so bliebe als einzige Antwort darauf: Niemand oder alle.«

Damit sich die Darmstädter nicht allein fühlten, endete der Artikel mit der Nachricht: »Sämtliche Synagogen wurden auch in Frankfurt dem Erdboden gleichgemacht.« Zwei Tage später überschrieb dasselbe Blatt den Leitartikel mit der Ankündigung »Endlösung kommt«. Im Text erläuterte der zuständige Redakteur, welche Endlösung »herbeigeführt« werde: eine, »die uns für immer vom Judenproblem befreit«. Und warum? Ganz einfach: »Die Geduld des deutschen Volkes ist zu Ende.« In Hamburg berichtete die Bergedorfer Zeitung über 
 den Pogrom: »Die tiefe Empörung des deutschen Volkes machte sich (…) vielfach in starken antijüdischen Aktionen Luft.« Auch gegen die Synagoge habe sich der Volkszorn gerichtet. Selbst in der Kleinstadt Vacha, wo jeder jeden kannte, protokollierte Polizeihauptwachtmeister Brämer wie von Zauberhand gelenkt die Unwahrheit und meldete, die »Vachaer Bevölkerung« habe »Aktionen gegen die Juden« durchgeführt. Im Herforder Kreisblatt stand am nächsten Tag, der Brand in der dortigen Synagoge sei ein »begreiflicher Ausfluss« des »Zornes und der Empörung«, der sich allenthalben Luft gemacht habe – so sei auch die nicht weit entfernte »Detmolder Synagoge den Flammen zum Opfer gefallen«.

In dem Interview, das Goebbels zwei Tage nach dem Pogrom vom 9./10. November 1938 der Nachrichtenagentur Reuters gab, betonte er ebenfalls die Kollektivverantwortung für die »Zusammenstöße«, wie er die Brandschatzungen, Raub- und Mordtaten verharmloste: »Jedes Mal, wenn in der Judenfrage eine akute Situation entsteht, hält sich das deutsche Volk an den, den es packen kann.«

In modernes Kommunikationswording übersetzt, lässt sich die seinerzeit von Goebbels erteilte propagandistische Vorgabe etwa so fassen: »Impuls Kollektivschuld
 «; »Narrativ Niemand oder alle
 qualitativ setzen«; »das Narrativ in sämtlichen Medien
 quantitativ verbreiten« (Multiplikatorenkontrolle!). Ziel: »Kommunikationshoheit«. Argumentation: »Jahrelang hat das Volk darauf gewartet, aus der Geiselhaft des Judentums
 befreit zu werden. Das nur allzu verständliche Aufwallen des Volksunmuts
 am gestrigen 9. November war Folge der von der früheren Regierung verschleppten Reformen des Judenstatus. Jetzt stellt sich die Erneuerungspartei ihrer Verantwortung. Sie ist vom Volk gewählt, dem allgemeinen Wohl verpflichtet und bereit, die drängenden Judenreformen gemeinsam in einem geordneten Prozess anzustoßen. In diesen Tagen geht sie die ersten zielführenden, als alternativlos erkannten Schritte.«

Des Weiteren wurde von einer Arbeitsgruppe im Ministerium für Volksaufklärung festgelegt beziehungsweise vorgeschlagen: »Um die 
 Kommunikationshoheit zu festigen, muss diese strategisch gesteuert erfolgen. Neben den Worten sind Bilder entscheidend: Entweder Rede im Sportpalast von RM
 in. JG
 oder Führerproklamation (Reichstag) oder Erklärung von RM
 in. H. Goering (beruhigende Stentorstimme) an seinem Schreibtisch im Reichsluftfahrtministerium (Bärenfell und Jagdtrophäen im Bild; HG
 emotionaler, nahbarer als JG
 und AH
 ), Sendezeit 20.15 Uhr, ca. 12 Min.«; »Mitgliederkommunikation finalisieren, Gastbeitrag in der Frankfurter Zeitung, Interview JG
 in der neutralen Presse, sodann als Statement JG
 s auf allen Kanälen verbreiten, in allen Zeitungen mit groß aufgemachtem Foto (lockere Atmosphäre beim Eintopfessen mit Arbeitern ohne Krawatte), auch als Wochenschau-Kachel im Garten seines Privathauses, herumtollende Kinder, die im fünften Monat schwangere Gattin, Blick über den Wannsee.« Beenden wir die Fiktion. Aber genau so würde man die sehr differenzierten, sehr professionellen Propagandatechniken des Goebbels-Ministeriums heute beschreiben.
[2]



Im Gegensatz zu seinen medial verbreiteten und von ihm selbst gesteuerten Auftritten beweihräucherte Goebbels seine initiierende Rolle am 10. November im Tagebuch. Er, Hitler und die alte Garde der NSDAP
 waren nach München gekommen, um an den 15. Jahrestag des gescheiterten Putsches von 1923 zu erinnern und den dann doch errungenen Sieg zu feiern – so taten es an diesem Abend auch viele örtliche SA
 -Gruppen in bierseliger Kameradschaft. Nachmittags war der Tod des deutschen Diplomaten Ernst vom Rath (1909–1938) gemeldet worden, der einige Tage zuvor in Paris von einem Juden angeschossen worden war. Am Abend schritt Goebbels zum Parteiempfang im Alten Münchner Rathaus und holte sich die Zustimmung Hitlers für die Entfesselung von Pogromen im gesamten Reichsgebiet: »Die Juden sollen einmal den Volkszorn zu verspüren bekommen. Ich gebe entsprechende Anweisungen an Polizei und Partei. Dann rede ich kurz dementsprechend vor der Parteiführerschaft. Stürmischer Beifall. Alles saust gleich an die Telefone. Nun wird das Volk handeln.« Angeblich würde also »das Volk« die Aktion tragen.


 Nach Goebbels’ Selbstzeugnis handelte jedoch nicht das Volk, sondern beispielsweise in München »der Stoßtrupp Hitler«, bestehend aus 40 Leibgardisten des Führers. Sie verrichteten »fürchterliche Arbeit«, zündeten die Synagoge an, wie Goebbels voller Genugtuung beobachtete. Des Weiteren notierte er, von sich selbst und der durchschlagenden Wirkung seines Treibens euphorisiert: »Als ich (in den frühen Morgenstunden) ins Hotel fahre, klirren die Fensterscheiben. Bravo! Bravo!« In Berlin hatte er seinen Gaupropagandaleiter Werner Wächter (1902–1946) angewiesen, »die Synagoge in der Fasanenstraße zerschlagen zu lassen«. Wächter stammelte am Telefon mehrfach und offenbar tief gerührt »ehrenvoller Auftrag«, um seinem Herrn und Meister nach einigen Stunden zu melden: »Auftrag ausgeführt!« Goebbels selbstzufrieden: »In Berlin brennen fünf, dann 15 Synagogen ab.«

Der Völkische Beobachter zitierte Goebbels ein paar Tage später mit den Worten, die Aktion »brach spontan aus der Nation heraus«, die »ihrem gesunden Instinkt« gefolgt sei. Aus diesem Grund habe Göring das Problem jetzt »beim Schopfe gepackt« und die vollständige Enteignung der Juden eingeleitet. Auch das war angeblich nur deshalb ins Werk zu setzen, »weil nach nationalsozialistischer Staatsauffassung das Handeln der Regierung sich stets in Übereinstimmung mit dem Willen des Volkes befinden muss«. Nun gehe es darum, die Judenfrage »in kürzester Frist einer das deutsche Volksempfinden befriedigenden Lösung« zuzuführen – »das Volk will es so, und wir vollenden nur seinen Willen«. Hermann Stresau kennzeichnete diese Sätze als »glatte Unwahrheit« und erkannte sofort den Zweck: Goebbels möchte »die Verantwortung dem Volke zuschieben«. Die Gestapo Bielefeld befragte die örtlichen Polizeidienststellen nach den Reaktionen der Bevölkerung. Sämtliche Antworten stützten die privaten Wahrnehmungen Stresaus: »Kopfschütteln und eisiges Schweigen«, die Bevölkerung reagiere »ernst und gedrückt«. Allenthalben herrschte die Meinung vor, »derartiges (dürfe) in einem Kulturstaate nicht vorkommen«.


 Die Gewaltorgien jener Novembernacht entsprangen nicht, wie von der Regierung und der am kurzen Zügel geführten Presse behauptet, spontanem Volkszorn, sie folgten der straffen Regie der regierenden NSDAP
 -Führer. Nach 1945 klagten Millionen Deutsche im Familien- und Freundeskreis noch mindestens zwei Jahrzehnte lang, die Siegermächte hätten die kollektive Schuld der Deutschen an den NS
 -Verbrechen behauptet. Norbert Frei spricht von der »vehementen Abwehr des im Wesentlichen eingebildeten Kollektivschuldvorwurfs«. Nein! Die Führer und Kommunikationsabteilungen des NS
 -Staats erfanden früh und mit voller Absicht die später so bezeichnete Kollektivschuld: die direkte Mitverantwortung des Volkes an den Großverbrechen. »Niemand oder alle!« – diese Propagandalüge wiederholten sie bis in die letzten Kriegswochen hinein in gesteigerter Frequenz, und das mit dem gewünschten Erfolg.
[3]



 

Kaum war im Herbst 1941 den Juden das Tragen des Gelben Sterns auferlegt worden, notierte Lokalreporter Paulheinz Wantzen am 25. September 1941 in Münster: »Heute Morgen habe ich auf der Hörsterstraße zum ersten Male das neue Judenabzeichen, den gelben Davidsstern, gesehen. Der Mann, der ihn auf der linken Mantelseite trug, drückte sich sehr scheu damit an den Häusern entlang.« Der Beobachtete sah »durchaus nicht jüdisch aus«. Darauf kam es auch nicht an. Vielmehr sollten die Münsteraner »nun plötzlich« merken, dass in ihrer Stadt doch noch sehr viel mehr Juden lebten, »als man eigentlich angenommen hatte«. Das sprach für Kennzeichnung, die »jeden Versuch einer Tarnung« verunmögliche. Einerseits begrüße »das Volk« deshalb die Kennzeichnung, weil die Juden des Vaterlandsverrats verdächtig seien, andererseits würden sich die »älteren, noch dem Judentum verhafteten Herrschaften« zwar über die Maßnahme empören, doch würden deren »zuweilen sehr deutliche Bemerkungen« immer resignierter klingen, wie Wantzen notierte.

Bedrückt dokumentierte Hermann Stresau den Moment, als er und seine Frau beim Sonntagsspaziergang erstmals zwei Juden mit 
 »Sternchen« begegneten: Wir »hatten uns schämen müssen«. Zu Anfang senkten viele Deutsche die Köpfe, wenn sie einem Menschen »mit seinem leuchtend gelben Stern begegneten«, »teils aus Scham, teils auch, um den Juden das erniedrigende Gefühl des Angestarrtwerdens zu ersparen«. Das war, wie der in Berlin tätige US
 -amerikanische Journalist Howard K. Smith beobachtete, »wirklich eine bemerkenswert einheitliche Reaktion«. Die immer schwerer zu überwindende Mauer zwischen jüdischen und nichtjüdischen Deutschen bestand nicht nur aus Judenhass oder gemäßigt-bürgerlichem antisemitischem Vorurteil und vielfältigem politischem Opportunismus – auch Scham führt zur Abwendung, zum Kontaktabbruch. »Jeder Sternjude«, so Victor Klemperer, »trug sein Ghetto mit sich wie eine Schnecke ihr Haus.«
[4]
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 Schuldumkehr: »Alljudas Vernichtungspläne«



Goebbels, Hitler und ihre Helfer unterstellten »den Juden« regelmäßig, was sie selbst zur Staatsräson erhoben hatten: Habgier, Heimtücke, Selbstsucht, permanente Verdrehung der Wahrheit, Kriegstreiberei und bestialischen Vernichtungswillen. Immer wieder erklärte die Regierung »das Weltjudentum« zum erbarmungslosen Aggressor, das den Krieg gewollt, verschuldet und Deutschland aufgezwungen habe. Auf solchen ständig wiederholten und variierten Zentrallügen aufbauend, arbeiteten Tausende Medienleute daran, die zunehmend mörderische Gewalt gegen Juden als zwingend erforderliche Notwehr darzustellen, um das deutsche Volk vor denjenigen zu bewahren, die es angeblich ausrotten wollten.

Ein Musterbeispiel dafür bietet die Ende September 1941 erschienene, 32 Seiten lange, auf Zeitungspapier in Millionenauflage gedruckte Broschüre »Das Kriegsziel der Weltplutokratie«. Hergestellt in Goebbels’ Ministerium, handelt sie vom angeblichen, noch dazu detailliert ausgearbeiteten Plan des »Weltjudentums«, des 
 US
 -amerikanischen Präsidenten Roosevelt und des britischen Premiers Churchill, Deutschland und die Deutschen zu vernichten. Fabriziert hatte das Heft Wolfgang Diewerge (1906–1977), ein enger Mitarbeiter Goebbels’ und Spezialist für antisemitische Volksaufklärung.

Die Broschüre über die Weltplutokratie trug den Untertitel »Deutschland muss sterben«. Der Inhalt bezog sich auf die im Selbstverlag des US
 -Amerikaners Theodore N. Kaufman (1911–1986) erschienene Schrift »Germany Must Perish«. Der Autor war ein wirrer Einzelgänger, der über keinerlei Beziehungen zu irgendwelchen Regierenden verfügte. Sein mit N. abgekürzter middle name lautete Newman, nicht Nathan, wie die Goebbels’
 schen Giftmischer erfanden und einen Nathan Kaufmann fabrizierten. Im nächsten Schritt ersannen sie die Lüge, dieser sei ein enger Berater Roosevelts und eine »in den Vereinigten Staaten führende und weithin bekannte jüdische Persönlichkeit«. In seiner Rezension der Broschüre zur »Weltplutokratie« verstärkte der Völkische Beobachter die Verschwörungsgeschichte kräftig und verkaufte seinen Lesern das frei erfundene »offene Geheimnis«, »dass Roosevelt selbst die Hauptthese« des Buches »Germany Must Perish« inspiriert und »die wichtigsten Teile dieses Schandwerks persönlich diktiert« habe. Folglich würden die führenden Interventionisten in den USA
 den »teuflischen Plan des Juden Kaufmann« »aus gutem Grund« als »politisches Glaubensbekenntnis« ihres Präsidenten verstehen.

Hier interessiert die Argumentationsrichtung. Nachdem auf 29 Seiten ein angeblicher »jüdischer Mordplan gegen das deutsche Volk«, insbesondere mit dem Mittel der allgemeinen Zwangssterilisierung, ausgebreitet worden war, formulierten Diewerge und Goebbels ihre eigentliche Botschaft am Schluss gemeinsam. Zwar klingt diese Passage ungemein energisch, aber bei näherem Hinhören längst nicht mehr siegesgewiss. Deutschland führe keinen Krieg, »der mit einem Interessenausgleich sein Ende finden« könne, sondern einen blutigen, zeitlich unbegrenzten Existenzkampf um Alles oder Nichts: »Sieg oder Tod – darum geht es in diesem Krieg«. Wenn die »jüdische 
 Weltplutokratie« glaube, sie könne Deutschland und die Deutschen vernichten, »dann sei ihr mitgeteilt, dass nicht das deutsche Volk sterben
 « werde. Das Pamphlet gipfelt in folgenden Schlusssätzen: »Deutsches Volk! Du weißt jetzt, was Deine ewigen Widersacher Dir zugedacht haben. Gegen ihre Vernichtungspläne gibt es nur ein Mittel: Siegen! Die Lektüre dieses jüdischen Mordplans gegen das Deutsche Volk wird Deine Kraft stählen und Deinen Willen bestärken.« Die Broschüre wurde für 15 Pfennige an allen Zeitungskiosken feilgeboten und beim Abholen der Lebensmittelkarten verschenkt.

Das Machwerk zielte nicht in erster Linie darauf, Judenhass und Rassismus zu verbreiten, hauptsächlich sollte es denjenigen Deutschen, die dem Nazismus und dem Krieg (zunehmend) skeptisch gegenüberstanden, Angst vor einer möglichen Niederlage eintrichtern, sie in die gemeinsame Kampffront hineinzwingen. Das erkannte der Journalist Howard Smith sofort. Seit neuestem zielten Goebbels und seine Medienleute »andauernd« darauf, »die Angst im Herzen der Deutschen hochzustacheln« – »die einzige starke Waffe«, die Goebbels noch »in seinem Arsenal verblieben« war.
[1]



Das von Diewerge und Goebbels produzierte Agitpropheft erschien einige Tage nach der Einführung des gelben Kennzeichens, das die Juden tragen mussten, kurz vor dem 2. Oktober 1941. An diesem Tag begann die letzte, verzweifelte deutsche Offensive Richtung Moskau (»Operation Taifun«), um vor dem Einbruch des Winters noch entscheidende Erfolge zu erzielen. Aus diesem Anlass ließ Hitler den Soldaten seines in der Sowjetunion kämpfenden Dreieinhalbmillionenheeres eine Proklamation verlesen. Aufgebläht und wider besseres Wissen protzte er mit einem »letzten gewaltigen Hieb«, mit dem »wir« diesem Staat »jetzt den tödlichsten Stoß versetzen können«. Als Trägerschicht Russlands nannte er »Juden und nur Juden«. Dieser barbarische Feind habe »uns« mit Zehntausenden Panzern bedroht. Hätten er, Hitler, und die Wehrmacht nicht präventiv eingegriffen, wäre »ganz Europa verloren gewesen« – »denn dieser Feind besteht nicht aus Soldaten, sondern zum großen Teil nur aus Bestien«.


 Noch immer war Hitler zu feige, die Öffentlichkeit von der ständig steigenden Anzahl deutscher Gefallener, Vermisster und Schwerverletzter zu unterrichten, deutete aber in der Schlussvolte seiner Proklamation an, die Offensive werde viele Soldaten das Leben kosten. Damit versetzte er die Familien, die fast alle um Angehörige an der Ostfront bangten, in hochgradigen emotionalen Stress. Geschickt verdreht, verpackte er die zu erwartenden zehntausendfachen Nachrichten über Gefallene: Alle deutschen Familien würden ihre Soldaten »in den nächsten schweren Tagen« »mit angehaltenem Atem und Segenswünschen« begleiten. Wer so um seine Lieben fürchtet, blickt nur selten nach rechts und links, kümmert sich nur ausnahmsweise um anderes. Angehaltener Atem führt zu Sauerstoffmangel im Gehirn, zum inneren Alarmzustand, zu Kopflosigkeit und zur Reduktion auf das, was zum eigenen und familiären Überleben unbedingt notwendig erscheint.

Zwei Wochen nachdem Hitler am 2. Oktober den Tod vieler eigener Soldaten während der Taifun-Offensive undeutlich-deutlich angekündigt hatte, fuhr sich die deutsche Verzweiflungsaktion infolge mangelnden Nachschubs und entschlossenen sowjetischen Widerstands in der beginnenden Schlammperiode fest. Zum selben Zeitpunkt begannen die massenhaften Deportationen der deutschen Juden »nach Osten«. US
 -Korrespondent Smith vermutete sofort, die »herrschende Clique« habe die Deportationen und die hinführende, seit August ständig gesteigerte antisemitische Agitation nur begonnen, um das eigene Versagen zu kaschieren und die wachsenden Bedenken der Bevölkerung in einer Mischung aus Mitschuld, Ausweglosigkeit und Angst zu neutralisieren.

Für diese These spricht viel, nicht zuletzt die Rede, die Hitler am 8. November 1941 im Münchner Löwenbräukeller hielt. Wieder machte er den »internationalen Juden« als »treibende Kraft« für den Krieg verantwortlich. Deshalb müsse man nun – so wie zuvor im Inneren Deutschlands – mit diesem »Inspirator der Weltkoalition gegen das deutsche Volk und das Deutsche Reich« in »einem harten Kampf 
 restlos fertig« werden. Andererseits monologisierte er, der gerade auf eine schwere militärische Niederlage zusteuerte, den bereits errungenen Sieg herbei: »Noch niemals ist ein Riesenreich in kürzerer Zeit zertrümmert und niedergeschlagen worden als diesmal Sowjetrussland.« Dem zum Trotz wandte er sich in derselben Rede gegen das »blödsinnige«, angeblich noch niemals von ihm gebrauchte Wort Blitzkrieg, um im selben Atemzug einzugestehen, im gegenwärtigen Kampf gehe es »um Sein oder Nichtsein«.

Ungewöhnlich genug, erschien die Rede nur auf Seite 2 der Zeitungen, auf der ersten Seite prangten Siegesmeldungen, die keine waren: »Tichwin an der Nordfront in deutscher Hand«, »Sewastopol weiter unter Druck«, »71 britische Flugzeuge in zwei Tagen« abgeschossen usw. – jedoch kein Wort über die Anzahl an der Ostfront gefallener deutscher Soldaten. Am 12. November verkündete Theodor Seibert (*1896), einer der Leitartikler des Völkischen Beobachters: »Der Krieg gegen die jüdische Internationale ist ein Ringen auf Leben und Tod, das rücksichtslos zu Ende geführt werden muss und zu Ende geführt werden wird.«
[2]



Parallel zur öffentlich sichtbaren Verfolgung der deutschen Juden befasste sich Goebbels mit der ständig absinkenden Stimmung. Den Meldungen seiner Propagandaämter und des Sicherheitsdienstes zufolge machte sich im Volk »allmählich eine gewisse Angst vor der zunehmenden Länge des Krieges breit«. Die Leute hätten jetzt »gar keine klare Vorstellung mehr, wie, wann und wo der Krieg überhaupt einmal zu Ende gehen soll«. Der Minister sah darin schon Anfang September »für den kommenden Winter eine schwere Belastung«. Zwei Monate später beschäftigte ihn »eine weitere Versteifung der Stimmung bei uns«. Er befand, das Volk sei »bezüglich der militärischen Lage etwas skeptisch geworden« und mit »Angst vor dem Winter erfüllt«. Das bedeutete für ihn nur eines: thematisch abzulenken, »um die Nation an die Zügel zu nehmen«.

Dafür nutzte er umgehend das aus seiner Sicht beste Mittel: die Judenfrage. Weil in Südamerika angeblich von jüdischer Seite 
 angeregt worden war, Deutschland nach dem Krieg einer radikalen Geburtenkontrolle zu unterwerfen, konnte Goebbels »wieder einmal die Judenfrage in der deutschen Presse groß aufgreifen«. Und das genau aus dem Grund, den Smith im Oktober vermutet hatte, nämlich: weil genau dieses Thema »uns« wegen der schweren Verluste an der Ostfront »auch aus innenpolitischen Gründen außerordentlich angenehm ist«. Prompt ordnete er Anfang November »stärkere Propaganda in der Judenfrage« an, um »unsere Intellektuellen« und den »deutschen Michel« überhaupt an die Kandare zu nehmen, und zwar mit dem Ziel, »ein Erlahmen des nationalen Widerstandswillens« zu unterbinden. Mit dieser Absicht entwarf er am Nachmittag des 3. November »einen Artikel über die Judenfrage«, der erstens »eine Reihe von Konsequenzen für das Verhalten der Deutschen (…) den Juden gegenüber« enthielt, und zweitens den Juden klarmachen sollte, dass sie künftig nicht mehr »viel zu lachen« hätten.

Der dann berühmt gewordene Schlüsseltext erschien am 16. November 1941 in der von Goebbels herausgegebenen Wochenzeitung Das Reich unter der Überschrift »Die Juden sind schuld!«. Anschließend wurde er im Reichsrundfunk prominent verlesen und allenthalben nachgedruckt, auch als Flugblatt. Anders als oft behauptet, verfasste Goebbels den Artikel nicht als antisemitische Schmähung, sondern in politisch-instrumenteller Absicht: Er wollte die Angst der Deutschen vor der Niederlage schüren, weiter aufheizen und so dem verbreiteten Defätismus Einhalt gebieten. Das lässt sich aus den Tagebucheinträgen des Schreibers ableiten und aus dem Text selbst.

Goebbels beginnt mit der seit 1939 popularisierten Lüge, allein die Juden hätten den Ausbruch und die ständige Ausweitung des Krieges verursacht. Dann schlägt er einen neuen, harten Ton an: Jetzt sei es Zeit, die vom Führer prophezeite »Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa« voranzutreiben und deren Angehörige – egal, ob alt oder jung, reich oder arm – einer Behandlung zuzuführen, die sie »mehr als verdient haben«. Von Mord ist nicht die Rede, von Gaskammern auch nicht. Allerdings haben die Einsatzgruppen zu diesem 
 Zeitpunkt in der Sowjetunion bereits mehr als eine halbe Million Juden jeden Alters und Geschlechts erschossen. Zudem laufen Gerüchte um, viele der seit vier Wochen zu Tausenden aus Deutschland deportierten Juden seien an den Ankunftsorten im Osten umstandslos liquidiert worden. Als Stätten des Mordens werden Orte in Polen, Litauen und Lettland genannt.

Goebbels dementiert in seinem Artikel nichts, besänftigt jedoch die Gewissen: »Mit ihnen (den Juden) fertig zu werden, ist Sache der Regierung. Keiner hat das Recht, auf eigene Faust zu handeln.« Damit lenkt er die nur halb betäubten Gewissen seiner Leser und Zuhörer an den Volksempfängern auf den entscheidenden Punkt: die uneingestandene, jedoch im Inneren nagende Mitwisserschaft. In diesem Sinn rät der Industriedesigner Wilhelm Wagenfeld seiner Freundin Erika Paulus acht Tage nach dem Goebbels-Artikel, gute Miene zum bösen Spiel zu machen: »Der Antisemitismus ist so viel im Neid, im Kleinlichen und Erbärmlichen verwachsen, dass Du ganz abrücken musst von solchen Menschen, ohne sie zu verachten oder gering zu schätzen. Es sind Menschen einer anderen Welt, die – leider – unser Vaterland mit ihrer Selbstlüge viel und tief überfluten.«
[3]



Wegschauen, stillhalten, gleichgültig oder sich zumindest äußerlich gegenüber dem staatlich propagierten Judenhass neutral verhalten – das wollte Goebbels mit seiner Ankündigung von Deportation und Mord erreichen. Das gelang ihm auch im Fall aufgeklärter Menschen wie Wilhelm Wagenfeld und Erika Paulus, indem er sagte, »mit den Juden fertig zu werden«, sei eine Angelegenheit der Regierung. Den Adressaten solcher Sätze schwante zumindest, die angekündigte »Vernichtung der jüdischen Rasse« könne nur Grausiges bedeuten. Aber Goebbels bot ihnen an: Macht euch keine unnötigen Gedanken! Schaut weg! Belastet eure Gewissen nicht!

In Wahrheit wollte Goebbels die ins Verbrecherische geneigte schiefe Ebene, auf der sich die Deutschen seit Beginn der NS
 -Herrschaft befanden, ständig etwas stärker neigen. Im Herbst 1941 geschah das ruckartig, um das moralische Abrutschen der deutschen 
 Mehrheitsbevölkerung zu beschleunigen und unumkehrbar zu machen. Doch kaum hatte er seinen Deutschen mitgeteilt, die Juden seien wie »ein faulender Schimmel«, gegen den nur ein Schnitt und die komplette Abstoßung helfe, kam er – wie vor ihm schon Hitler – auf den eigentlichen Zweck seines Artikels zu sprechen: »Schon ihretwegen müssen wir den Krieg gewinnen. Verlören wir ihn, so würden sich die harmlos tuenden jüdischen Biedermänner plötzlich in reißende Wölfe verwandeln. Sie würden sich auf unser Volk, auf unsere Frauen und Kinder stürzen, um an ihnen ein Rachewerk zu vollziehen, für das es in der Geschichte kein Beispiel gibt.« Wer ein Rachewerk befürchtet, weiß: Rache hat oft gute Gründe.

Goebbels wäre nicht Goebbels gewesen, hätte er seinem Volk ausschließlich Angst vor Rache eingeträufelt. Zur Steuerung der »Massenseele« gehörten aus seiner Sicht die vorangegangene große Rentenerhöhung, die Dynamik und Bewusstseinsverengungen, die der Krieg automatisch erzeugte, und nicht zuletzt die gute Laune. Kaum hatte er den Artikel »Die Juden sind schuld!« veröffentlicht, befasste er sich am nächsten Morgen mit den Musiksendungen im (seit dem 1. Januar 1939 bestehenden) Großdeutschen Rundfunk. Diese erfreuten »jung und alt und Stadt und Land«. Allerdings seien angesichts der Kriegslage »hier und da schon Stimmen zu vernehmen, denen zu viel Musik, vor allem leichte Musik gesendet« werde. Von solchen Einreden ließ sich Goebbels nicht beirren: »Entscheidend ist jetzt, was das Volk will; denn das Volk hat den Krieg zu führen, und es muss für den Krieg materiell und seelisch tüchtig gemacht werden. Gute Laune hilft auch mit, den Krieg zu gewinnen, und mit Kopfhängerei werden keine Siege erfochten und auch keine Krisen überwunden.«
[4]
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 Judenmorde: »phantastisch, aber durchzuführen«



In den seit 1939 von Deutschen unterworfenen Gebieten Polens gelang es nur sehr schleppend, die volksdeutschen Umsiedler anzusiedeln. Zehntausende von ihnen saßen unproduktiv und unzufrieden in Lagern fest. Die etwa 2,5 Millionen vollständig enteigneten, um jede Beschäftigungsmöglichkeit gebrachten Juden darbten mehr oder weniger streng ghettoisiert im besetzten und annektierten Polen. Es fehlte ihnen an allem, an Nahrung, Kleidung, Heizmaterial, medizinischer Versorgung und Arbeitsgeräten. Wie die Praktiker des Umsiedelns darauf reagierten, wie sie mörderische Ideen entwickelten und den zentralen Berliner Institutionen vorschlugen, ist Thema des folgenden Abschnitts. Man achte auch darauf, wie weit die Handlungsspielräume für aktiv mitdenkende nachgeordnete Funktionäre im System Hitler gespannt waren.

Im Sommer 1941 machten sich die örtlichen deutschen Besatzungsfunktionäre Gedanken, wie auf die komplexe Lage zu reagieren sei, unter ihnen der Volljurist und SS
 -Sturmbannführer Rolf-Heinz Höppner (1910–1998). Er zählte zu den engeren Mitarbeitern Adolf Eichmanns. Seit März 1940 residierte er als Chef der regionalen Umwandererzentralstelle in Posen. Dort oblag ihm die Deportation, Abschiebung oder Ghettoisierung (»Umwanderung«) Hunderttausender christlicher und jüdischer Polen aus dem 1939 annektierten Gebiet, das nun Warthegau hieß. Doch gelang es Höppner nicht, ausreichend viele Polen ins Generalgouvernement zu deportieren; auch konnte er die meisten Juden nicht dorthin verschleppen lassen, weil sich seine Kollegen in Krakau weigerten, diese völlig mittellos gemachten Menschen in ihrem Herrschaftsgebiet aufzunehmen. Deshalb verblieben sie, ihrer Lebensgrundlagen vollständig beraubt, in internen Deportationszentren, genannt Ghettos, insbesondere im Großghetto Lodz. In dieser Lage befassen sich im Juni/Juli 1941 verschiedene Besatzungsfunktionäre der Region Posen-Lodz mit der Frage, was mit »nicht 
 arbeitseinsatzfähigen Juden« angesichts des kommenden Winters und allgemeiner Lebensmittelknappheit geschehen solle.

Diese Gespräche zusammenfassend, schreibt Höppner am 16. Juli 1941: »Es ist ernsthaft zu erwägen, ob es nicht die humanste Lösung ist, die Juden, soweit sie nicht arbeitseinsatzfähig sind, durch irgendein schnell wirkendes Mittel zu erledigen. Auf jeden Fall wäre dies angenehmer, als sie verhungern zu lassen.« In dem skizzierten Szenario spielt die Ernährungsfrage eine grundlegende Rolle. Seinen Vermerk schickt Höppner an seinen Dienstvorgesetzten Eichmann. Wegen der stagnierenden Umsiedlungsvorhaben telefonieren beide fast täglich miteinander. Eichmann wird von den Posener Gedankenspielen erfahren, diese mit einiger Wahrscheinlichkeit ermutigend begleitet und dann zu Höppner gesagt haben: »Geben Sie mir das bitte schriftlich.« So stelle ich mir das vor. Jenseits meiner Annahme steht fest, dass Eichmann die Posener Ideen zum Massenmord »mit einem schnell wirkenden Mittel« an seine Vorgesetzten im Reichssicherheitshauptamt weitergeleitet hat.

Eine Kopie seines Schreibens an Eichmann und des dazu gehörenden Aktenvermerks übermittelt Höppner an seinen Untergebenen Hermann Krumey (1905–1981), der in Lodz für das Großghetto der Juden und für die Abschiebelager christlicher Polen zuständig ist und an den nunmehr schriftlich fixierten Überlegungen aktiv mitgewirkt hat. Höppner regt zu diesem Zeitpunkt die Ermordung eines Teils der Ghettoisierten an: 100000 seiner Meinung nach arbeitsunfähige Kranke und vom Hunger Geschwächte, zudem Alte, Mütter und deren Kinder. Die dann verbleibenden Juden des Warthegaus sollen, so sein Proposal, in ein Arbeitslager gesperrt und alle gebärfähigen Frauen sterilisiert werden, »damit mit dieser Generation das Judenproblem tatsächlich restlos gelöst wird«.

Während sich Höppner und Eichmann im Sommer 1941 über den möglichen Einsatz von Gaskammern austauschen, teilt der deutsche Generalgouverneur in Krakau, Hans Frank, den Wirtschaftsfachleuten seines Besatzungsgebiets am 22. Juli mit, er werde nunmehr »dafür 
 sorgen, dass wir die Juden aus dem Generalgouvernement entfernen«. Das beinhaltet das Verschwinden von zwei Millionen Menschen nach Irgendwo oder Nirgendwo. Auch dieser zentrale Teil Polens, der mit dem Krieg gegen die Sowjetunion noch um das ehemalige Ostgalizien erweitert wird, soll in absehbarer Zeit »judenfrei« und schrittweise germanisiert werden. Wenige Wochen später, im August und September, treibt Goebbels in Berlin die Isolation der deutschen Juden voran. Parallel steigern die deutschen Todesschwadrone in der Sowjetunion ihre Mordaktionen von Woche zu Woche, das heißt, die Rahmenbedingungen verändern sich von Tag zu Tag.

Daraus folgt für Höppner, seine lösungsorientierten Vorschläge der dynamisierten Lage anzupassen. Noch geht er von einem baldigen Sieg über Russland aus. Auf der Basis dieser Annahme schickt er am 3. September ein 13 Seiten langes Exposé an Eichmann, in dem er die Errichtung einer Reichszentrale für Massendeportationen in die eroberten Regionen der Sowjetunion nebst Organigramm skizziert. Diese soll sich auf ein Netz regionaler Umsiedlungsämter in den zerschlagenen Staaten Polen und Sowjetunion stützen. Um seine Pläne zielführend weiterzuentwickeln, regt Höppner an, vorab eine wichtige Frage zu klären: Soll den auszusiedelnden »unerwünschten Volksteilen« ein »gewisses Leben für dauernd« ermöglicht oder sollen diese »völlig ausgemerzt werden«? Noch ist darüber nicht entschieden.

Auch Ende September 1941 reagiert Eichmann auf das von ihm vermutlich erwünschte Drängen seines Posener Residenten zurückhaltend. Jedoch spricht viel dafür, dass sich Gauleiter Greiser und Heinrich Himmler im Lauf des Septembers darauf einigten, die als »arbeitsunfähig« bezeichneten 100000 Juden aus dem Ghetto Lodz in den nächsten Monaten zu ermorden – auch deshalb, weil 60000 Juden aus dem Altreich, dem ehemaligen Österreich und dem Protektorat Böhmen und Mähren und 5000 burgenländische Roma in das Ghetto Lodz verschleppt werden sollten.

Warum zu diesem Zeitpunkt noch keine offizielle Antwort auf das auf begrenzten Massenmord zielende Drängen Höppners vorliegt, 
 geht aus einem Gespräch hervor, das der deutsche Generalgouverneur in Krakau, Hans Frank, mit dem für die besetzten sowjetischen Gebiete zuständigen Minister Alfred Rosenberg am 13. Oktober 1941 führt. Frank fordert, ihm endlich »die Abschiebung der jüdischen Bevölkerung« aus dem Generalgouvernement, immerhin zwei Millionen Menschen, zu ermöglichen. Rosenberg hält ihn hin und erwähnt ähnliche Wünsche, die aus Paris und Berlin an ihn herangetragen worden seien. Zudem würden diese Begehrlichkeiten nicht nur Juden, sondern »überhaupt die asozialen Elemente innerhalb des Reichsgebiets« umfassen.
[1]



In dieser Zwischenphase unternimmt Höppner einen ersten praktischen Versuch und lässt Ende September/Anfang Oktober in einem Waldstück bei Konin einige Tausend Juden ermorden, statt sie zusätzlich ins Ghetto Lodz hineinzupressen. Das hatten weder er noch Eichmann aus eigenem Ermessen beschließen können. Dazu bedurften sie einer höheren Genehmigung. Doch werden Höppner und Eichmann auf eine solche punktuelle Entscheidung gedrängt haben. Wie das geschah, ist unklar. Allerdings findet sich in einem zeitlich passenden Dokument ein Hinweis darauf, wie eine solche Genehmigung damals erwirkt wurde.

Am 2. Oktober 1941 erläuterte Wilhelm Koppe (1896–1975), in Personalunion Höherer SS
 - und Polizeiführer und Beauftragter des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums im Warthegau, den versammelten Männern des SS
 -Ansiedlungsstabs und den ebenfalls zur Sitzung eingeladenen, für die beschleunigte »Absiedlung« von Polen und Juden zuständigen Mitarbeitern Höppners, was sie zu tun hätten. Einleitend schildert er »das traurige Los der (volksdeutschen) Umsiedler in den Lagern, die, seelisch und körperlich zusammengebrochen, für eine Ansiedlung beinahe nicht mehr tauglich wären«. Dann gibt er den »bindenden Befehl« aus, die Ansiedlung der Bauern unter den Lagerinsassen bis zum 1. Dezember und die der Städter bis zum 31. Dezember 1941 durchzuziehen. Kritische Fragen, ob dies »noch zu verantworten« sei, wischt er beiseite. 
 Stattdessen erteilt er den Versammelten folgenden Rat: Die SS
 -Männer der Ansiedlungsstäbe müssten »wie der Hecht im Karpfenteich das ewig unruhige Element sein (…), alle Stellen, die mit der Ansiedlung zu tun haben, unter Druck halten« und »erfinderisch sein in Bezug auf die Mittel, welche eine Ansiedlung fördern können«.

Während Koppe darüber sprach, erledigte das ihm unterstehende Sonderkommando Lange, das schon bei der tödlichen Freimachung von Heil- und Pflegeanstalten aktiv gewesen war, die Ermordung von mehr als 3000 Juden des Kreises Konin. Wahrscheinlich setzten Langes Männer bei diesem ersten großen Massenmord an den Juden des Warthegaus einen Gaswagen ein, allerdings spricht einiges dafür, dass sie mit unterschiedlichen Tötungsmethoden experimentierten. Nach den Erkenntnissen des Historikers Isaiah Trunk (1905–1981) spielte sich Folgendes ab:


Damals wurde die gesamte jüdische Bevölkerung des Kreises Konin, etwa 3000 Menschen, in Sagurawe (Hinterbergen) konzentriert. Zuvor mussten alle Männer zwischen 14 und 60 und alle Frauen zwischen 14 und 50 Jahren eine medizinische Untersuchung durchmachen und dafür jeweils vier Reichsmark bezahlen. Dabei sollte, wie es hieß, die Arbeitsfähigkeit festgestellt werden. Anschließend begann die Aussiedlung, die, so sagte man, per LKW
 in die benachbarte Stadt Koil und von dort per Bahn nach Lodz führen sollte. Tatsächlich wurden jeweils 60 Leute in einem Lastwagen in die nahen Wälder von Kazimierz Biskupi gefahren, wo man sie umgebracht hat.



Der Massenmord an den Koniner Juden spielte sich in der Nähe des späteren Mordzentrums Kulmhof/Chełmno ab, und in den folgenden Tagen begann das Sonderkommando Lange damit, die dort vorhandenen Gebäude für den künftigen Zweck herzurichten. Um diese Zeit muss eine im Einzelnen unbekannte Entscheidung zugunsten des von Höppner Mitte Juli übermittelten Vorschlags getroffen worden sein, die zunächst als arbeitsunfähig eingestuften 100000 
 jüdischen Frauen, Kinder und auch ältere oder kranke Männer mit Hilfe von Motorgasen zu ermorden. Das heißt, die Anzahl derjenigen, die nun »völlig ausgemerzt werden sollten«, blieb für die ersten Wochen noch begrenzt. Der Historiker Léon Poliakov (1910–1997) sprach 1951 von einem »Versuchslabor für das Morden«. Am 8. Dezember 1941 wurde das von der Umwandererzentralstelle geforderte Mordzentrum in Betrieb genommen. Insgesamt wurden dort während der nächsten 16 Monate etwa 155000 jüdische Kinder, Frauen und Männer mit Hilfe von Motorabgasen erstickt, gleich zu Anfang und unabhängig vom Kriterium »arbeitsunfähig« auch alle 5000 Roma (»Zigeuner«), die aus dem österreichischen Burgenland ins Ghetto Lodz deportiert worden waren.
[2]



 

Am Beispiel Höppners lässt sich Raul Hilbergs These von der großen Handlungsfreiheit verifizieren, die Hitler Zehntausenden Vertrauten und Gefolgsleuten immer wieder eröffnete, ebenso Mitarbeitern im Staats- und Parteiapparat, in den Besatzungsverwaltungen und an den Universitäten. Er forderte sie ausdrücklich auf, Eigeninitiative zu entwickeln. Einen Befehl hatte der einunddreißigjährige Jurist Höppner nicht gefordert. Selbstbewusst hatte er Eichmann gebeten, seinen Vorschlag wohlwollend zu prüfen und ihm alsbald zu antworten: »Ich wäre Ihnen für eine Stellungnahme dazu dankbar.«

Höppner fand die von ihm auf der Grundlage vorangegangener Diskussionsrunden zusammengefassten Ideen kühn, »teilweise phantastisch«, aber »durchaus durchzuführen«. Ja, das Unmögliche denken, warum nicht? Neudeutsch: Think big! Boil the ocean! Ein Mann wie Höppner arbeitete selbständig, motiviert und proaktiv. Er verstand sich nicht als Rädchen in einer Maschinerie von Befehlsempfängern, sondern als ein wegen seiner innovativen Vorschläge geschätzter Kollege. Er arbeitete in einer flachhierarchisch organisierten Ideenschmiede, in der kooperativ und einander wertschätzend nach Lösungsansätzen gesucht wurde, um den Workflow in einer komplexen und unübersichtlichen Situation zu optimieren. 
 Kadavergehorsam und gläubiges Befolgen von Führerbefehlen lagen Höppner fern. Das erwartete auch niemand von ihm. Als Praktiker des Umsiedelns und Ghettoisierens wollte und sollte er die Probleme, die von Schreibtischplanern in Berlin und widerstreitenden Interessen verursacht worden waren, möglichst reibungsarm lösen und für die jeweiligen Herausforderungen gangbare Lösungen vorschlagen.

»Ich saß ja am Schreibtisch in Berlin«, so sagte Eichmann später in Jerusalem aus, und dort sei er einerseits mit der »grundsätzlichen Befehlsgebung Heydrich-Himmler« konfrontiert gewesen und andererseits mit der »Berichterstattung der Leute, die eben aus ihrer Praxis heraus nun die Vorschläge machen mussten, sodass dann höheren Orts andere Richtlinien erteilt wurden«. Schließlich sei »das Ganze (…) ja in ewiger Bewegung, in ewigem Fluktuieren gewesen«. Was Eichmann in exkulpatorischer Absicht vorbrachte, kennzeichnet das beachtliche Ausmaß seines Spielraums. Er saß an einer Schnittstelle zwischen oben und unten, zwischen zentralen Vorgaben und tatsächlichen Möglichkeiten. Es gehörte zu seinen und auch Höppners, Krumeys und Koppes Aufgaben, das »ewige Fluktuieren« in praktikabler Weise zu strukturieren.

Formal kann Höppners Arbeitsweise als Schulbeispiel für moderne Staats- und Unternehmensführung gelten, die sich den Prinzipien des agilen Managements verpflichtet weiß. Dazu gehören kontinuierliche Kursanpassungen (Change-Management) an eine sich ständig verändernde Gesamtlage. Einmal beschlossene Maßnahmen sind fortlaufend zu evaluieren. Daraus können sich veränderte Bewertungen ergeben, die zu einem Wandel der Zielsetzung führen und es unter Umständen zweckmäßig erscheinen lassen, den normativen Rahmen neu abzustecken. Innerhalb des veränderten Settings entsteht als Nächstes die Aufgabe, die zielführenden Prozesse laufend zu optimieren. Um neue Informationen und Ideen einzuspeisen, eignet sich die face-to-face-conversation am besten. Die Projekte sollen möglichst von rundum motivierten Individuen aufgesetzt werden. Man verschaffe ihnen den Support, den sie benötigen, und vertraue 
 darauf, dass sie ihre Aufgabe kreativ erledigen und alles im Blick haben: Volatility, Uncertainty, Complexity und Ambiguity. Die besten Teams arbeiten selbstorganisiert an problemadäquaten Lösungen, übernehmen Verantwortung und benötigen beides: gegenseitiges Vertrauen und Konfliktbereitschaft.

Für diese Prinzipien finden sich im NS
 -Staat zahllose Musterbeispiele. Mitdenken, Eigenverantwortung und erhebliche Entscheidungsfreiheiten wurden systematisch gefördert. Im Frühjahr 1937 lauteten die wahlweise zu bearbeitenden Themen der Abschlussklausur in der SS
 -Junkerschule Bad Tölz: »Welche Wege würden Sie einschlagen, um die jüdische Versippung einer Person zu überprüfen und unter Beweis zu stellen?«; »Stellen Sie einen Reichsbericht ›Juden im Viehhandel‹ zusammen und machen Sie eigene Vorschläge zur Änderung der beschriebenen Übel« oder »Wie stelle ich mir die Lösung der Judenfrage vor?«.

In den Richtlinien zur Judenfrage, die Heydrich am 21. September 1939 für den deutsch besetzten Teil Polens verschickte, schrieb er über die von ihm als wünschenswert erachtete Kultur der Zusammenarbeit: »Es ist selbstverständlich, dass die heranstehenden Aufgaben« von Berlin aus nicht »in allen Einzelheiten festgelegt werden können«, vielmehr dienten die Richtlinien auch »dem Zwecke, die Chefs der Einsatzgruppen zu praktischen Überlegungen anzuhalten«.

Jeder aktiv Beteiligte sollte und konnte seine konkreten Erfahrungen einbringen und so zur Effizienz einzelner Abläufe beitragen. Auch unterschied Heydrich stets zwischen mehreren Nahplänen zur Erreichung eines Fernplans – zwischen Vorausmaßnahmen und Endziel. Folglich agierten die Praktiker der Judenpolitik in der Gewissheit, ihre Improvisationen und Kompromisse seien vorläufiger Bestandteil einer zu erwartenden »Gesamtmaßnahme«, die in ihrer Vorläufigkeit alsbald in eine noch nicht genau bestimmte »endgültige Lösung« münden werde.
[3]









 4
 Der Weltkrieg ist da – »Finis Germaniae«



Seit dem Sommer 1941 bestimmten Bombardements der nordwestlichen Städte, die ständig steigende Anzahl eigener Gefallener, Vermisster, Schwerverwundeter und die immer prekärere Versorgungslage das Innenleben der Deutschen. Mit der ihm eigenen Klarheit beschrieb Hermann Stresau die gesellschaftlichen Folgen: Müdigkeit, Stumpfheit, Gereiztheit, Misstrauen. Mitte August 1941 sprach er vom »schwer definierbaren Eindruck einer Lethargie«.

Ende Oktober 1941 erkennt der sozialdemokratisch gesinnte Justizinspektor Friedrich Kellner (1885–1970) in Bielefeld, wie die Politik des Verbrechens die moralischen Abwehrkräfte im eigenen Volk schon zersetzt hat und weiter zersetzt. In seinem Tagebuch hält er fest, was ihm ein von der Ostfront zurückgekehrter Soldat erzählt: »Er hat gesehen, wie nackte
 Juden und Jüdinnen, die vor einem langen, tiefen Graben aufgestellt wurden, auf Befehl der SS
 von Ukrainern in den Hinterkopf geschossen wurden und in den Graben fielen.« Die Soldaten, die von solchen Schandtaten der »Nazi-Untermenschen« erfuhren, waren dem Bericht zufolge »einheitlich der Meinung, dass das deutsche Volk heute schon vor einer Vergeltung zittern kann«. Kellner malt sich aus, wie seine Zukunft aller Wahrscheinlichkeit nach aussehen werde: »Natürlich müssen bei der Vergeltung auch wieder Unschuldige mitleiden. 99 Prozent der deutschen Bevölkerung tragen mittelbar oder unmittelbar die Schuld an den heutigen Zuständen. Deshalb kann es nur heißen: ›Mitgegangen – mitgefangen.‹«

Ohne den ihm sicherlich bekannten Artikel Goebbels’ vom 16. November anzusprechen, schreibt Hellmuth James Graf von Moltke am folgenden Tag an Freya, seine Frau: Jeder Tag bringe »neue grauenhafte Einblicke in die Tiefen, zu denen Menschen sinken können«. Tags darauf berichtet er, wegen der Judenverfolgungen und des Kampfes gegen die Kirchen herrsche »rasende Unruhe«. Die Regierung könne keines ihrer Versprechen einlösen: Die immer wieder angekündigten 
 militärischen Erfolge blieben aus, ebenso die Rückkehr der Soldaten, selbst Beurlaubungen zu Weihnachten seien gestrichen, zudem fehle es den Soldaten in Russland an Unterkünften und Kleidung, und in der Heimat drohe der Hunger. Am Ende seines Briefes kolportiert er einen in Berlin gerade umlaufenden Witz: »Feldzug im Osten des großen Erfolges wegen um einen weiteren Monat verlängert!«

Am 15. November, also einen Tag vor dem Erscheinen von Goebbels’ Artikel »Die Juden sind schuld«, notiert Anna Haag: »Was tut man den Juden zurzeit wieder an! (…) Aus vielen Städten kommen sie direkt nach Polen.« Eine befreundete Lehrerin kommentiert: »Die verdienen es ja nicht anders! Was ich zum Krieg sage? Dass wir ihn unter allen Umständen gewinnen müssen.« Am 27. Dezember spricht Frau Haag mit einem Erbhofbauern, der daran denkt, in den zu germanisierenden Gebieten Polens oder Russlands zu siedeln, und von einem rentablen, mit Traktoren bestückten »stattlichen Hof« träumt. Der Mann weiß von Deportationen, Vertreibungen, Enteignungen und Verbrechen und meint in scheinbarer Gemütsruhe: »Wo man hobelt, fallen Späne.« Haag hält ihm entgegen: »Wie aber, wenn wir den Krieg verlieren?« Er: »Das ist es ja, wir müssen
 diesen Krieg gewinnen, sonst ---«. Nach einer gedankenschweren Pause ergänzt der im Übrigen »redliche und kluge« Schwabe: »Die Dinge sind schon viel zu weit gegangen. Wir müssen
 ihn gewinnen.«

Am selben Tag berichtet Anna Haag über eine Abendeinladung mit neun »Menschen gleichen Sinnes«. Freund L. nimmt an, Hitler wird bald auch von »uns, die hier um den Tisch sitzen«, den einen oder anderen »schlachten«. Aber auch ihm graut »vor der deutschen Niederlage«: »Wie, wenn durch englische Besatzungstruppen das Geiselwesen (Geiselerschießungen) eingeführt würde, so wie wir es in den besetzten Ländern gehandhabt haben? Wenn die Juden gerächt würden? Wenn die Polen auf Strafe bestünden? Wenn die Angehörigen der nach Tausenden zählenden verhungerten russischen Kriegsgefangenen Vergeltung verlangten?« Einige Wochen später besucht eine »sehr fromme Frau« die Eheleute Haag. »Unter Schaudern« erzählt 
 sie von den Mordtaten »gegen Juden, Polen und Russen«. Auch sie wünscht den deutschen Sieg. Als Grund nennt »sie die Furcht vor der Rache der Juden«.

Justizinspektor Kellner, Stresau, Graf von Moltke sowie Freunde und Freundinnen von Anna Haag bemerkten schon vor dem Erscheinen des Artikels »Die Juden sind schuld« die massiven, selbst unter NS
 -Gegnern weit verbreitete Furcht vor einer deutschen Niederlage. Daran knüpfte der Volksversteher Goebbels an. Sein Artikel vom 16. Dezember war in erster Linie darauf angelegt, die tagtäglich wachsende Angst in Energien des Durchhaltens und besinnungsloser Gefolgschaft umzuwandeln.

Wenn auch metaphorisch verbrämt, fasst Moltke am 17. Dezember den Kern der Goebbels’
 schen Hasstiraden zusammen: »Eines steht nun ganz fest: Die apokalyptischen Reiter sind Anfänger gegenüber dem, was uns bevorsteht: certus an, incertus quando (geschehen wird es mit Sicherheit, fragt sich nur wann).« Weniger verklausuliert – nicht in einem Brief, sondern im Tagebuch – beurteilt Stresau die Lage am folgenden Tag: »Was dem Krieg zur Zeit eine besondere Note gibt, sind die systematischen Judendeportationen mit dem ausgesprochenen Zweck der Vernichtung dieser Unglücklichen. Ein Artikel von Goebbels im Reich stellt dies klar. Ist das ein Zeichen, dass die politische Führung an innerer Sicherheit verloren hat?« Von nun an geht Stresau, der gerade an einer Ausgabe von Christian Grabbes Dramatischen Dichtungen arbeitet, davon aus, der Krieg werde so lange dauern, wie Hitler lebe. Denn der verhalte sich exakt so wie die Hauptfigur in Grabbes Theaterstück »Gothland«: »Am Ende steht das Nichts.« Der durch und durch bösartige, gewalttätige, hinterhältige und zutiefst verlogene Herzog Theodor von Gothland wird schließlich erstochen. Röchelnd stößt er seine letzten Worte hervor: »Auch an die Hölle kann man sich gewöhnen!«
[1]



Nach endlos langem Schweigen erklärt Hitler in seiner Reichstagsrede vom 11. Dezember 1941 endlich, wie viele Soldaten des Ostheeres mittlerweile gefallen sind – 162000 gibt er an. Beunruhigend genug. 
 Allerdings lügt der Oberste Kriegsherr auch in diesem Fall, wie fast immer, wenn er scheinbar genaue Zahlen präsentiert. In Wahrheit haben bis dahin etwas mehr als 300000 seiner Soldaten in der Sowjetunion ihr Leben gelassen – pro Monat 50000. In den folgenden dreieinhalb Monaten sterben in heftigen winterlichen Abwehrkämpfen an der Ostfront weitere 150000 Wehrmachtsoldaten. (Zum Vergleich: 1940 fanden im Krieg gegen die Niederlande, Belgien, Luxemburg und Frankreich 61000 deutsche Soldaten den Tod.)

Auf die geschönte Information lässt Hitler – als ein weiteres Zeichen der Schwäche – die Drohung an das eigene Volk folgen. Wer sich den vaterländischen Pflichten entziehe, dürfe nicht länger »als Volksgenosse bewertet werden«, verkündet er und präzisiert: »Ganz gleich unter welcher Tarnung« der Versuch unternommen werde, den Widerstandswillen im Inneren zu untergraben, die Autorität der Führung zu schwächen oder »die Leistungen der Heimat zu sabotieren« – »der Schuldige wird fallen!«, mitleidlos und hart. In diesen Dezembertagen schickt Hitler den bisherigen Oberbefehlshaber, General Walther von Brauchitsch (1881–1948), in den Ruhestand, übernimmt den militärischen Oberbefehl selbst und verordnet drakonische Härte in den besetzten Ländern Europas (»Todesstrafe grundsätzlich angebracht«). Seinen völlig ungenügend ausgestatteten, erschöpften und mit viel zu wenig Nachschub versorgten Soldaten hat er in einer pompösen Führerproklamation nicht mehr zu bieten als den Aufruf, »fanatisch und zäh« die Stellungen an der eisigen Ostfront zu halten.

Wie es dort zugeht, erlebt Kriegsverwaltungsrat Dr. Josef Löffelholz (1902–1999), der den Heiligen Abend 1941 im russischen Wjasma verbringt: »Die Räumung von Kalinin (Twer) kam sehr plötzlich«; »Alle aufgeregt wegen der Russen«; »Furchtbare Kälte«; »Viele Verwundete erfroren«:


Verwundete Soldaten der Front treffen ein. Ein geradezu furchtbarer Anblick. Total heruntergekommen äußerlich, geistig und psychisch. Viele Erfrierungen. Sie erzählen von ihren Kompanien, die noch eine 
 Stärke von zwölf, noch sieben oder noch drei Mann haben. (…) Im Lazarett von Wjasma erfrieren 23 Verwundete – ungenügend untergebracht. In den Zügen erfrieren die gehäuft liegenden, sehr schlecht gelagerten Verwundeten. In den meisten Wagen ist nicht einmal Stroh. Leichter Verwundete fahren bei minus 30 bis 40 Grad im offenen Wagen ohne genügende Bekleidung u. Decken. Zwei Wagen mit Verwundeten sind ausgebrannt.



Um dieselbe Zeit reist Hitlers gesundheitspolitischer Berater Karl Brandt im Auftrag seines Chefs an die Ostfront, um sich ein Bild von der medizinischen Versorgung verwundeter Soldaten zu verschaffen. An Goebbels berichtet er anschließend dasselbe wie Löffelholz, nämlich »schauderhafte Dinge«:


Die Transportmöglichkeiten (sind) denkbar ungenügend. Zum Teil müssen die Verwundeten in offenen Güterwagen transportiert werden, ohne Decken, ohne Stroh und einer barbarischen Kälte von 30 Grad ausgesetzt. (…) Was nutzt es alles, wenn wir von den Verwundeten als den Ehrenbürgern der Nation sprechen, und dies Wort auf die Verwundeten geradezu wie Hohn wirkt!
[2]





Am 11. Dezember 1941 erklärt Deutschland auch den USA
 den Krieg. Provoziert hat diesen Schritt das verbündete Japan am 7. Dezember mit seinem Angriff auf Pearl Harbor. Spätestens jetzt befallen Hermann Voss sehr ungemütliche Vorahnungen: »Nun ist der Weltkrieg da.« – »Wie soll das je enden?« Drei Wochen später, am 31. Dezember 1941, grübelt er im Jahresrückblick: »Vielleicht heißt es schon im nächsten Jahr: Finis Germaniae. Wir wollten aus Russland eine Kolonie machen, jetzt kommt es wahrscheinlich umgekehrt.« In seinem schweizerischen Rückzugsort zeigt sich der Rechtsberater, Diplomat und Liberaldemokrat Wilhelm Muehlon (1878–1944) am 8. Dezember zufrieden: »Der 826. Tag des Krieges wird denkwürdig sein als der erste des vollen Weltkrieges.« Von nun an werde »um Sieg oder 
 Untergang« gekämpft. Freudig verzeichnet Muehlon, der seine Karriere als Rüstungsmanager bei Krupp begonnen hatte, vier Tage später den Sieg der Russen in der Schlacht um Moskau und dann jede weitere vom Winter begünstigte und vom sowjetischen Widerstandswillen erzwungene Rückeroberung.

Auch Victor Klemperer urteilt pessimistisch über die Aussichten Hitlers und seiner Deutschen – aber noch pessimistischer über seine eigenen. »Er
 fällt«, schreibt er hoffnungsfroh, benennt jedoch zwei für ihn und alle Juden im deutschen Machtbereich überlebenswichtige Ungewissheiten: »1. Wann? 2. Vor uns?« In einer ernsten kleinen Silvesterrede in nachbarlich-jüdischem Kreis verbildlicht er Hitlerdeutschland als »Totengerippe, da die Leichenberge im Osten zum Himmel stinken«. Dann aber gibt er für das kommende Jahr das optimistische Motto aus: »Nase hoch!« und »Nil inultum remanebit«. Nichts wird ungerächt bleiben.

In seiner Neujahrsbotschaft 1942 ruft der Führer zum Kampf gegen die jüdisch-angelsächsische Finanzverschwörung auf, die aus »kapitalistischen Interessen« danach trachte, den »sozialen Fortschritt« Deutschlands im Namen ungehemmter Profitgier zu stoppen. In schier weinerlichem Ton mimt er – einer in Deutschland populären Tradition folgend – das Opfer und beklagt: »Es ist ein Jammer, nichts daran ändern zu können«, dass einem »wahre Stümper oder Faulpelze« wie Roosevelt und Churchill »die kostbare Zeit stehlen«, in der er sich voll und ganz »den kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben seines Volkes« habe widmen wollen. Hitler tut so, als denke er an nichts anderes als an die »Fülle beglückender Aufgaben«, die im Frieden auf ihn und sein Volk warten würden.

Vor den politisch, wirtschaftlich und kulturell »führenden Männern Hamburgs« spricht Goebbels in denselben Tagen klarer. Nachdem er sich zu Weihnachten mit der »zunehmenden Angst« wegen der Lage im Osten und in Nordafrika befasst hat, verbreitet er Siegeshoffnung, ergänzt jedoch drohend: Verliert Deutschland den Krieg, dann ist alles dahin – »unser nationales Leben überhaupt und 
 insgesamt«. Hermann Stresau findet letztere Aussage »im Wesentlichen« richtig. Allerdings hält er, der wie Hitler als Freiwilliger am Ersten Weltkrieg teilgenommen hat, es für ausgeschlossen, gegen Russland, England und die USA
 zu gewinnen.

In Stuttgart zitiert Anna Haag aus dem Leitartikel des Parteiblatts zum Jahreswechsel: »Es ist notwendig, die letzten Reste liberaler Fäulnis, wo sie noch vorhanden sein sollten, restlos auszubrennen.« Wider besseres Wissen produziert der Goebbels zuarbeitende journalistische Influencer Paulheinz Wantzen in Münster unentwegt zukunftsfrohe Durchhaltetexte, schreibt jedoch in seinem Tagebuch, der Aufruf des Führers zur Woll- und Pelzsammelaktion für die Soldaten an der Ostfront habe im Volk »Entsetzen ausgelöst«: »Man erklärt offen, es sei unerhört, dass man da nicht eher und besser vorgesorgt habe.« Die Leute sprechen von »schweren Rückschlägen«, die ihre Soldaten erlitten, sie wüssten von »vorzüglich ausgerüsteten« sowjetischen Truppen und machten sich »sehr trübe Gedanken«. Anders die fünfzehnjährige Wolfhilde von König in München. Sie hofft eisern auf den baldigen Endsieg. Allerdings singt sie im Bund Deutscher Mädel das nunmehr verstärkt eingesetzte, in der Zeit des Dreißigjährigen Krieges entstandene Volkslied »Wer jetzig Zeiten leben will«. Die Strophe geht so weiter: »Muss hab’n ein tapfer’s Herze. / Es sein der argen Feind so viel, / Bereiten ihm groß Schmerze.«

Am 21. März 1942 liest Professor Voss in der Zeitung Ostdeutscher Beobachter eine idyllisch-friedvolle Betrachtung zum kalendarischen Frühlingsanfang: »… und drüben in Nachbars Garten schießen die ersten Krokusse munter aus der Erde hervor.« Tatsächlich herrschen in Posen erhebliche Minusgrade. Nichts schießt aus der Erde, schon gar nicht munter. Derart verkitschte Ablenkungsprosa, wonach inzwischen alles »herrlich und wunderbar« sei, geht Voss ersichtlich auf die Nerven. Schließlich hat am Vortag in derselben Zeitung gestanden: »›Veränderte‹ Lebensmittelrationen statt ›gekürzte‹. Ja, es gibt also weniger zu essen. Bisher ist noch alles in diesem Krieg so gekommen, wie ich es vorausgesehen habe.« Wie so viele in der 
 deutschen Bevölkerung zweifeln auch Hitler und sein Führungskreis am Erfolg ihrer immer weiter ausgreifenden Aggressionskriege. Goebbels prognostiziert, das Jahr 1942 werde sich zu einem »Krisenjahr erster Ordnung« auswachsen. Die Wehrmacht meldet, die Soldaten an der Ostfront seien völlig erschöpft, und es mangele ihnen an allem.
[3]



In dieser – selbst herbeigeführten – rundum katastrophalen Situation entschloss sich die deutsche Führung, das seit dem 1. September 1939 praktizierte und seit Juli 1941 ungeheuerlich gesteigerte Massenmorden ein weiteres Mal auszuweiten – hin zum Projekt »Endlösung der europäischen Judenfrage«. Warum trafen Hitler und seine Berater ausgerechnet jetzt in dieser extrem schwierigen Lage eine solche Entscheidung? Welche Ziele verbanden sie damit? Die Dokumentenlage ist nicht einfach, doch erscheint es inzwischen möglich, ein plausibles Bild zu entwerfen.






5
 Lösung der Judenfrage »in letzter Konsequenz«



Über die Frage, wann und wo die Entscheidung zur »Endlösung der Judenfrage« getroffen wurde, herrschte lange Zeit Konfusion. Einige Historiker plädierten für den März 1941, weil damals die Planung des Krieges gegen die Sowjetunion konkrete Formen annahm; andere und zunehmend mehr votierten für den September/Oktober desselben Jahres. Die vorherrschende Meinung lautete in den 1990er Jahren jedoch, die Entscheidung (manche sprachen pompös von der »Entschlussbildung Hitlers«) sei »auf dem Höhepunkt der Siegeserwartung« im Ostkrieg in den Tagen vor dem 31. Juli 1941 gefallen, und danach sei »alles klar gewesen«.
[1]

 Diese Mutmaßung hat sich als falsch erwiesen. Im Übrigen war die Siegeserwartung Ende Juli bereits im Sinken begriffen.

Lange Zeit setzten viele Historiker voraus, die »Endlösung« habe sich allein aus Antisemitismus und Rassenhass entwickelt. Folglich 
 verabsolutierten sie das Ideologische und verzichteten darauf, die Rückwirkungen politischer, ökonomischer, ernährungswirtschaftlicher und militärischer Faktoren auf die Judenpolitik zu analysieren. Da sich das Projekt »Endlösung« zweifellos etappenweise entwickelte, wie unter anderem der seit langem bekannte Schriftverkehr zwischen Höppner und Eichmann zeigt, markieren alle verschiedentlich verabsolutierten Entscheidungszeitpunkte – März, Juli, September/Oktober – zweifellos wichtige Radikalisierungsstufen im Kontext der zunehmend mörderischen Politik.

Allerdings war damit die Frage einer abschließenden Entscheidung noch nicht beantwortet. Damit setzte sich der damals vierunddreißigjährige Historiker Christian Gerlach 1997 auseinander und begründete meines Erachtens einleuchtend, Adolf Hitler habe seine »Grundsatzentscheidung« am 12. Dezember 1941 im innersten Führungskreis der NSDAP
 bekanntgegeben. Gerlach veröffentlichte seine Arbeit nicht in einem führenden Fachblatt, sondern in der unorthodoxen Zeitschrift Werkstatt Geschichte. Mit großer Präzision geschrieben, umfasst sein Aufsatz 37 Seiten mit 223 Quellenverweisen und trägt den Titel: »Die Wannsee-Konferenz, das Schicksal der deutschen Juden und Hitlers politische Grundsatzentscheidung, alle Juden Europas zu ermorden«.

Neben einigen ergänzenden Dokumenten stütze ich mich auf die erweiterte Fassung dieses Aufsatzes, die Gerlach 1998 in seinem Buch »Krieg, Ernährung Völkermord. Forschungen zur deutschen Vernichtungspolitik im Zweiten Weltkrieg« veröffentlichte.
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Am 12. Dezember 1941 sprach Hitler in seinen Privaträumen der Reichskanzlei vor den etwa 50 Reichs- und Gauleitern, dem obersten Führungsgremium der NSDAP
 . Fast alle bekleideten in Personalunion hohe Staatsämter. Die Versammlung war am 9. Dezember per Fernschreiben für den 10. einberufen, am selben Tag auf den 11. Dezember und dann auf den folgenden Tag terminiert worden. Die Hektik rund um das äußerst kurzfristig anberaumte Treffen und die zweimalige Verschiebung um jeweils nur einen Tag sprechen für 
 erhebliche Verwirrung in der Staatsführung, für Eile, Unsicherheit und Entscheidungsdruck.

Seine Einladung zur Wannsee-Konferenz hatte Heydrich am 29. November verschickt und das Treffen für den 9. Dezember anberaumt. Am 8. Dezember ließ er den Termin telefonisch absagen, und zwar aufgrund »plötzlich bekanntgegebener Ereignisse«. Erst einen Monat später, am 8. Januar 1942, gingen die Einladungen für den 20. Januar heraus. Die Verschiebung erfolgte, das liegt nahe, aufgrund des politischen Durcheinanders, das der für die deutsche Führung unerwünschte japanische Angriff auf Pearl Harbor vom 7. Dezember ausgelöst hatte. Aber wie Gerlach nachweist, ging es eben nicht allein um eine Terminfrage. Denn die Tagesordnung der ursprünglich geplanten Konferenz beinhaltete ein wesentlich enger gefasstes Thema als dasjenige, das sechs Wochen später, am 20. Januar 1942, von Heydrich vorgestellt wurde.

Zunächst war vorgesehen, so Gerlach, jene Hemmnisse zu besprechen, die bei den Deportationen Tausender deutscher, österreichischer und tschechischer Juden entstanden waren, die am 15. Oktober auf Druck einzelner Oberbürgermeister, Gauleiter und Regierungspräsidenten begonnen hatten. Als Zielbahnhöfe waren Lodz, Riga, Minsk und Smolensk festgelegt worden. Das Vorhaben begann pünktlich, wurde jedoch bald von enormen praktischen Schwierigkeiten gehemmt. Das Ziel Smolensk lehnte die Wehrmacht ab. Zu erörtern waren die Fragen, was mit Halbjuden und sogenannten volljüdischen Partnern in sogenannten Mischehen zu geschehen habe; auch war ungeklärt, wie auf Einsprüche aus der Bevölkerung zu reagieren sei und ob Juden, die in der Industrie Zwangsarbeit leisteten, vorläufig von der Deportation ausgenommen werden sollten. Ebenso galt es, die mit der Deportation verbundenen Enteignungsfragen zu regeln sowie das Tempo, die Prioritäten und die Zielbahnhöfe des »Umsiedelns«, »Abschiebens« und »Evakuierens«.

Außerdem hatten Einheiten der SS
 in Riga und auf der Strecke dorthin, im litauischen Kaunas (Kowno), erste Massenerschießungen 
 deutscher Juden vollzogen, was sich schnell herumsprach. Eine solche Mordaktion betraf am 25. November 1941 zum Beispiel 999 jüdische Männer, Frauen und Kinder aus München, die angeblich ins Ghetto Riga gepfercht werden sollten, dann aber – aufgrund bislang unbekannter Entscheidungen – in Kaunas erschossen wurden. Insgesamt wurden dort zwischen dem 25. und 29. November 4934 Juden aus Deutschland und Österreich erschossen. Zu den Münchner Ermordeten zählte der seit 1933 zwangspensionierte Justizinspektor Dr. jur. Hans Steiner (*1887). Steiner hatte seinem Nachbarn Siegfried Lichtenstaedter in der Münchner »Judenwohnung« kurz vor seiner »Evakuierung« einige Kleidungs- und Wäschestücke übergeben, die dann von Staats wegen als Reichseigentum eingezogen wurden – zugunsten der oberbayerischen Volksgemeinschaft.

Am 17. November 1941 hatte Heydrich mit Goebbels »über seine Absichten bezüglich der Abschiebung der Juden aus dem Reichsgebiet« gesprochen und ihm mitgeteilt: »Die Frage lässt sich doch schwieriger an, als wir zuerst vermutet hatten.« Wegen kriegswichtiger Arbeiten müssten »15000 Juden sowieso in Berlin bleiben«. Auch sei es untunlich, alte Juden nach dem Osten zu deportieren, für sie solle ein »Judenghetto« in Böhmen eingerichtet werden (später als KZ
 Theresienstadt bekannt). Viele der noch verbliebenen deutschen Juden (»die dritte Rate«) sollten dann Anfang des kommenden Jahres in die besetzten Ostgebiete »evakuiert« werden. Wobei Goebbels, der immer die Volksstimmung im Auge hatte, von Heydrich die Zusage erhielt, »städteweise zu räumen«: »Sodass, wenn in einer Stadt die Evakuierung beginnt, sie auch möglichst bald beendet ist, und die dadurch hervorgerufene Belastung der öffentlichen Meinung sich nicht allzu lange und allzu schädlich auswirkt.« Auch Hitler wünschte am 21. November eine »energische Politik« gegen die Juden, aber keine, die »uns unnötige Schwierigkeiten verursacht«. Diese Vorsicht sollte auch hinsichtlich sogenannter Mischehen walten. Auch in diesen Fällen, »vor allem in Künstlerkreisen«, empfahl der Führer ein »etwas reserviertes Vorgehen«.


 Angesichts dieser Gemengelage diktierte Heydrich wenige Tage später die erste Einladung zur Wannsee-Konferenz. Aus den Äußerungen Goebbels’ und Hitlers geht hervor, dass sie sich nicht sicher waren, dass die deutsche Bevölkerung auf Protest gegen die Judendeportationen verzichten werde. Dafür spricht auch Heydrichs Hinweis auf das »Altersghetto« Theresienstadt. Parallel dazu verschickte die unter Zwang durch das Reichssicherheitshauptamt agierende Reichsvereinigung der Juden ein Formular mit den von jüdischen Männern zu beantwortenden Fragen: »Kriegsteilnehmer? Orden?«. Victor Klemperer erhielt die Anfrage »Wer hat Kriegsauszeichnung?« am 28. November und fragte sich, das Richtige halbwegs vermutend: »Soll das gegen Verschickung helfen?«

Wie für die über fünfundsechzigjährigen Juden sollte auch in diesen Fällen eine mildere Variante der Deportation gewählt werden, nämlich die nach Theresienstadt«. Solche (vorläufigen) Rücksichten bezeichnete Heydrich am 20. Januar 1942 als »zweckmäßige Lösung« – zweckmäßig und hilfreich deshalb, weil so »mit einem Schlag die vielen Interventionen« nichtjüdischer Deutscher »ausgeschaltet« würden. So steht es dann im Protokoll der Wannsee-Konferenz. All das deutet darauf hin, dass bei der abgesagten, auf den 9. November terminierten Konferenz ursprünglich hauptsächlich die Deportation der deutschen Juden besser koordiniert, flüssiger und weniger störungsanfällig gestaltet werden sollte.
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In diesen noch immer begrenzten Planungshorizont fällt die Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz. Sie erging am 25. November 1941 und regelte die endgültige Enteignung der deutschen Juden, sofern sie ins (deutsch besetzte) Ausland deportiert wurden. Dabei wurde das Ghetto in der annektierten Stadt Lodz (Litzmannstadt) ausdrücklich und nur für diesen Zweck zum »Ausland« erklärt. In der Sprache der ministeriellen Gesetzesschmiede klang das so: »Der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland ist dann gegeben, wenn sich ein Jude im Ausland unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er dort nicht nur vorübergehend verweilt.« Wie Klemperer mitteilt, 
 wurde die für den 27. November angesetzte erste Massendeportation von Dresdner Juden vom Reichssicherheitshauptamt kurzfristig abgeblasen und, »wie es hieß«, auf Januar verschoben. Sie erfolgte am 21. Januar 1942 mit dem Ziel Riga. Die für den 27. November angesetzte Deportation von 202 Juden aus Würzburg fand noch statt, zusammen mit Nürnberger Juden wurden sie am 29. November nach Riga deportiert. Am selben Tag verschickte Heydrich seine alsbald zurückgezogene Einladung zur »gemeinsamen Aussprache« über eine »Gesamtlösung der Judenfrage«. Erst nach Hitlers interner Rede vom 12. Dezember konnte Heydrich das Thema ausweiten und eine Konferenz zur »Endlösung der Judenfrage« einberufen, deren Gegenstand dann im Protokoll der Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942 als »Endlösung der europäischen Judenfrage« bezeichnet wurde.

Am 11. Dezember hatte der Führer und Reichskanzler im Reichstag eine Erklärung zum Krieg gegen die USA
 abgegeben. Auch bei dieser Gelegenheit zog er gegen US
 -Präsident Franklin D. Roosevelt (1882–1945) und »den Juden« vom Leder: »Es war der Jude in seiner ganzen satanischen Niedertracht, der sich um diesen Mann scharte, und nach dem dieser Mann aber auch griff.« Mit seiner »in aufgeregter Tonart« gehaltenen Rede erklärte Hitler den USA
 öffentlich den Krieg, ebenso dem »Ewigen Juden«, der danach strebe, »das auch an uns zu vollstrecken, was wir in Sowjet-Russland alle schaudernd sehen und erleben mussten«.

In diesen Tagen durchlebte Hitler die bis dahin ärgste Krise seiner Herrschaft. Aachen hatte am 8., Köln in der Nacht vom 11. auf den 12. Dezember schwere Bombenangriffe erlitten; die Luftwaffe hatte an der Ostfront seit dem 22. Juni 2093 Flugzeuge verloren, die Panzermotoren waren festgefressen, die Lokomotiven westeuropäischer Bauart auf den rasch umgenagelten sowjetischen Schienensträngen eingeeist. Nicht nur das: Zehntausende Soldaten erfroren in den Schützengräben und Lazaretten. Die Truppe sei am Ende, meldeten die Generäle. Die Gegenoffensive der Roten Armee hatte begonnen. 
 Landauf, landab verbreiteten sich in Windeseile Gerüchte über eine neuerliche Reduktion der Fleisch- und Fettrationen.

Um von alldem wenigstens etwas abzulenken, erschien Goebbels vor allem der neue, riesenhafte pazifische Kriegsschauplatz hilfreich: »Der Ausbruch des amerikanisch-japanischen Krieges«, kommentierte er, »ist uns auch psychologisch außerordentlich recht gekommen.« Von dort prasselten ununterbrochen Siegesmeldungen des Verbündeten Japan herein. Allerdings weigerte sich die japanische Regierung beharrlich, dem dringenden deutschen Wunsch Folge zu leisten, die Sowjetunion von Osten her anzugreifen und den für die US
 -amerikanischen Lieferungen von Kriegsgerät so wichtigen Hafen Wladiwostok zu erobern.
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Was Hitler am 12. Dezember 1941 vor den Reichs- und Gauleitern zur Judenfrage sagte, ist doppelt und in den Formulierungen ähnlich überliefert: im Goebbels-Tagebuch vom 13. Dezember und im Regierungstagebuch des deutschen Generalgouverneurs in Krakau, Hans Frank, vom 16. Dezember. Innerhalb der Partei fungierte Frank als Reichsrechtsführer und Reichsleiter des Rechtsamts der NSDAP
 . Daneben sind einige Dokumente von Interesse, die indirekt auf die Hitlerrede zur Endlösung der Judenfrage Bezug nehmen. Die Rede selbst fasste Goebbels so zusammen:


Bezüglich der Juden ist der Führer entschlossen, reinen Tisch zu machen. Der Weltkrieg ist da, die Vernichtung des Judentums muss die notwendige Folge sein. Diese Frage ist ohne jede Sentimentalität zu betrachten. Wir sind nicht dazu da, Mitleid mit den Juden, sondern nur Mitleid mit unserem deutschen Volk zu haben. Wenn das deutsche Volk jetzt wieder im Ostfeldzug an die 160000 Tote geopfert hat, so werden die Urheber dieses blutigen Konflikts dafür mit dem Leben bezahlen müssen.



Mit der Formulierung »der Weltkrieg ist da« verwies Hitler auf die Kriegserklärung Deutschlands an die USA
 . Und in diesem 
 Zusammenhang müsse nun »die Vernichtung des Judentums die notwendige Folge sein«. Damit zitierte er seine Rede vom 30. Januar 1939, in der er, der seit 1936 immer wieder einen möglichen Krieg provoziert hatte, »prophezeite«: Sollte es »dem internationalen Finanzjudentum« gelingen, »die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu stürzen«, dann werde das Ergebnis »nicht der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa«.

Generell fokussierte Hitler seine Rede auf die militärische Krise an der Ostfront: »Wir kämpfen um unser Leben«, und in einem solchen Kampf auf Leben und Tod seien »einem Volke alle Mittel recht«. Die mögliche Frage, wie der Krieg weitergehen solle und unter welchen Voraussetzungen er enden könne, ließ Hitler wie üblich auch gegenüber seinen Reichs- und Gauleitern unbeantwortet. Stattdessen präsentierte er wie so oft großartige Versprechen für die Zeit danach: ein »resolut« durchzuführendes »ganz großzügiges und erschöpfendes Sozialprogramm«, das insbesondere »den deutschen Arbeiter wie auch den deutschen Bauern umfasst«. Fünf Tage danach versicherte er seinem Propagandaminister, er nehme in der Judenfrage keine Rücksicht mehr auf »bürgerliche Sentimentalitäten«. Fest stand nun, alle Juden im deutschen Machtbereich »nach Osten« zu verschleppen. »Was dort aus ihnen wird«, umschrieb Goebbels das geplante Morden, »kann uns nicht sehr interessieren.«

Nach seiner Berlinreise hielt Frank in Krakau am 16. Dezember eine Regierungssitzung ab. Zu Beginn wies sein Staatssekretär Josef Bühler (1904–1948) auf die besondere Bedeutung des Treffens hin, die sich in der Teilnahme der Amtschefs der Distriktsgouverneure und der im Generalgouvernement zuständigen SS
 - und Polizeiführer ausdrücke. Nach einigen Routinepunkten informierte Frank seine engeren Mitarbeiter über die Ergebnisse seiner Berliner Gespräche zur Lösung der »Judenfrage« und über die Rede Hitlers:


Mit den Juden – das will ich Ihnen ganz offen sagen – muss so oder so Schluss gemacht werden. (…) Wenn die Judensippschaft den 
 Krieg überleben würde, wir aber unser bestes Blut für die Erhaltung Europas geopfert hätten, dann würde dieser Krieg doch nur einen Teilerfolg darstellen. Ich werde daher den Juden gegenüber grundsätzlich nur von der Erwartung ausgehen, dass sie verschwinden.



Kaum hatte Hans Frank seinen leitenden Herren die Ermordung aller Juden als bald beginnende »große jüdische Wanderung« nahegebracht, fragte er rhetorisch in die Runde: »Aber was soll mit den Juden geschehen? Glauben Sie, man wird sie im Ostland in Siedlungsdörfern unterbringen? Man hat uns in Berlin gesagt: Weshalb macht man diese Scherereien; wir können im Ostland oder im Reichskommissariat (Ukraine) auch nichts mit ihnen anfangen, liquidiert sie selber!« Offenbar reagierte Frank auf fragende Blicke, jedenfalls ergänzte er in weicheren Worten: »Man kann bisherige Anschauungen nicht auf solche gigantischen einmaligen Ereignisse übertragen. Jedenfalls müssen wir aber einen Weg finden, der zum Ziele führt. (…) Wo und wie das geschieht, ist eine Sache der Instanzen, die wir hier einsetzen und schaffen müssen und deren Wirksamkeit ich Ihnen rechtzeitig bekanntgeben werde.«

Im Anschluss nannte Frank Gründe, die aus seiner Sicht den Massenmord an den zwei Millionen jüdischen Kindern, Frauen und Männern seines Verantwortungsbereichs rechtfertigten. Zum einen gehe es darum, »das Gesamtgefüge des Reiches hier aufrechtzuerhalten«, zum anderen bezeichnete er die Juden als »für uns außergewöhnlich schädliche Fresser«. Schließlich stellte er einen dritten Aspekt heraus: den geplanten »Rückdeutschungsprozess«. Damit umschrieb er ganz im Sinne Himmlers die beschleunigte und gewaltsame Germanisierung großer Teile des besetzten Polen. Im Zuge dieses Prozesses sei dann »nicht mehr benötigtes Fremdvolkstum nach dem Osten abzugeben«. Das betraf einen erheblichen Teil der christlichen Polen, nicht die polnischen Juden, die Frank und Himmler im Planungshorizont »Germanisierung« als nicht mehr vorhanden betrachteten.


 Während Heydrich erst im Januar die Einladungen zur neu terminierten Wannsee-Konferenz verschickte, wusste Frank unmittelbar nach dem Berliner Treffen, diese »große Besprechung« werde im Januar in Berlin unter Heydrichs Leitung stattfinden. Das heißt, rund um die Reichs- und Gauleitertagung bei Hitler legten die Beteiligten auch fest, worüber auf der Wannsee-Konferenz vom 20. Januar zu verhandeln sei. Frank hatte sich vom 10. bis 13. Dezember in Berlin aufgehalten und dort gewiss an mehreren Besprechungen teilgenommen. Gut informiert, berichtete er von Instanzen, die für den »Vernichtungserfolg« erst noch geschaffen werden müssten. Seinen leitenden Mitarbeitern versicherte er, sie hätten damit zunächst nichts zu tun, weil es in diesem Fall um übergeordnete »große Maßnahmen« gehe, die »vom Reich her zu besprechen« seien. Mit den »Instanzen« umschrieb Frank das von Heydrich geführte Reichssicherheitshauptamt mit seinen Ämtern, Sonderkommandos, Einsatzgruppen und Ablegern in den besetzten Gebieten. Das deckt sich mit einem Hinweis von Otto Bräutigam (1895–1992), der damals die Abteilung Allgemeine Politik im Ministerium für die besetzten Ostgebiete leitete. Er schrieb am 18. Dezember 1941 an den Reichskommissar Ostland, Hinrich Lohse (1896–1964), er möge Probleme, die im Zusammenhang mit der Judenfrage auftreten können, von nun an »unmittelbar mit dem Höheren SS
 - und Polizeiführer regeln«.

Auch das unterscheidet sich wesentlich von der Formulierung, die in der ersten Einladung zur Wannsee-Konferenz steht. Dort bezog sich Heydrich zwar ebenfalls auf den schriftlich erteilten Auftrag Görings vom 31. Juli 1941, »eine Gesamtlösung der europäischen Judenfrage« vorzubereiten, betonte aber den Passus »unter Beteiligung der in Frage kommenden anderen Zentralinstanzen«. Im Protokoll der Wannsee-Konferenz heißt es dagegen gleich am Anfang und harsch formuliert: »Die Federführung bei der Bearbeitung der Endlösung der Judenfrage (liegt) ohne Rücksicht auf geographische Grenzen zentral beim Reichsführer-SS
 und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Sicherheitspolizei und des SD
 ).« Der Empfänger des einzigen 
 noch erhaltenen Exemplars des Protokolls, der Unterstaatssekretär im Auswärtigen Amt Martin Luther, unterstrich diese Passage mit Rotstift. Dem entspricht ein Brief »Betrifft: Endlösung der Judenfrage« an den Chef des SS
 -Personalamts, Walter Schmitt (1879–1945), vom 25. Januar 1942. Erst jetzt konnte Heydrich schreiben: »(Ich) bin beauftragt, alle für die Gesamtlösung der Judenfrage innerhalb des deutschen Einflussgebietes in Europa erforderlichen Vorbereitungen 
 in organisatorischer, sachlicher und materieller Hinsicht zu treffen. Die vorbereitenden Arbeiten sind eingeleitet.« Erst jetzt konnte er die »vorbereitenden Arbeiten« anordnen, das hieß: Mordzentren in großem Stil errichten lassen.
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[image: Ein Blatt mit einer Liste diverser europäischer Länder, in einer Spalte daneben die Zahl der dort lebenden Juden, unten ist als Gesamtzahl 11 Millionen genannt. Die Liste diente als Tischvorlage für die Wannsee-Konferenz am 20. Januar 1942.]


Statistische Tischvorlage 
[1]

 zum Thema »Endlösung der Judenfrage in Europa«, die den Teilnehmern der Wannsee-Konferenz am 20. Januar 1941 vorgelegt wurde. Vorbereitet hatte sie Adolf Eichmann.






Zwei Tage nach dem Treffen der Reichs- und Gauleiter sprach Alfred Rosenberg, neben seinem Parteiamt auch Minister für die besetzten Ostgebiete, bei Hitler vor, um mit ihm – »jetzt nach der Entscheidung« – eine Rede abzustimmen, in der es auch um die Judenfrage gehen sollte. Vier Tage später vermerkte sein Abteilungsleiter Bräutigam: »In der Judenfrage dürfte inzwischen durch mündliche Besprechung Klarheit geschaffen sein.« Ebenfalls zwei Tage nach dem 12. Dezember traf Heinrich Himmler gleich zwei Männer, die in Hitlers Parteikanzlei für die Morde an deutschen Geisteskranken und Behinderten mit Hilfe von Giftgas zuständig gewesen waren – Viktor Brack und Philipp Bouhler. Schon zuvor war die Vernichtung in Gaskammern als »Anwendung Brackscher Hilfsmittel« umschrieben worden. Himmler notierte sich die Besprechungspunkte »Kurs im Ostministerium, Euthanasie«. Im selben kurzen Zeitraum hatte Bracks Vorgesetzter Bouhler zwei Termine bei Hitler.

In all diesen Besprechungen ging es mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit um dasselbe Thema: um die Abordnung des »eingespielten Personals«, das schon die Gaskammern der Euthanasie betrieben hatte, in Vernichtungslager, die jetzt zur Ermordung aller Juden auf- und ausgebaut wurden. Bouhler formulierte es so: Die Abstellung seiner Leute »zu einer bis in die letzte Konsequenz gehenden Lösung der Judenfrage«. Eine ähnliche, offenbar gebräuchliche Formulierung fand Infanteriegeneral Dietrich von Choltitz (1894–1966), als er – ohne zu wissen, dass er abgehört wurde – in britischer Gefangenschaft mit Panzergeneral Wilhelm Ritter von Thoma (1891–1948) über den »schwersten Auftrag« sprach, den er je durchgeführt habe: »Die Liquidation der Juden« – »Ich habe diesen Auftrag allerdings auch bis zur letzten Konsequenz durchgeführt
 .« Choltitz war 1941/42 Regimentskommandeur auf der Krim.


 Tatsächlich wurden um die Jahreswende 1941/42 etwa hundert Mitarbeiter der Euthanasieaktion ins Generalgouvernement abgeordnet, um für die dortigen Gaskammerzentren Belzec und dann Sobibor erfahrenes Kernpersonal zu stellen. Als dann im Juli die Mordeinrichtung Treblinka mit zehn Gaskammern in Betrieb ging, waren dafür weitere einschlägig erfahrene Männer aus dem Kreis der Euthanasiemörder angefordert worden. Konkret meldete Viktor Brack am 23. Juni 1942 an Himmler: Aufgrund »einer erneuten Bitte« seines Vorgesetzten Bouhler habe er »nunmehr weiteres Personal« für die Sonderaufgabe abgestellt.

Seit Oktober 1941 wurde das Vernichtungslager Belzec geplant und gebaut. Zunächst reichte es zur Tötung von einigen hundert Menschen täglich aus. Die Konzeption dieser mit Motorgasen betriebenen Mordstätte beruhte anfangs noch auf der Selektion sogenannter Arbeitsunfähiger. Als die Anlage im März 1942 funktionsfähig war, wurde sie einige Wochen lang genutzt, dann geschlossen und bis Mitte Juli auf eine Tageskapazität zur Ermordung von 2000 Deportierten ausgebaut. Ersatzweise ging das im März begonnene und Anfang Mai fertiggestellte Vernichtungslager Sobibor in Betrieb, im Juli wurde dann die größte Mordanlage vollendet, nämlich Treblinka. Alle drei Mordzentren gehörten zu den »Instanzen«, die Frank im Anschluss an die Berliner Besprechungen seinen Mitarbeitern in Aussicht gestellt hatte: »Instanzen«, die den erwünschten »Vernichtungserfolg« vom »Reich her« in die Tat umsetzen würden.

Unabhängig von Hitlers Entscheidung hatten die Praktiker der deutschen Rassenpolitik die massenhafte Ermordung der Juden in den besetzten Ländern begonnen: im Distrikt Galizien des Generalgouvernements, in Serbien, im annektierten Warthegau und vor allem in besetzten Teilen der Sowjetunion. Aber über ein geschlossenes Konzept verfügten sie vor dem 12. Dezember 1941 nicht. Auch an diesem Tag erteilte Hitler keinen Befehl, vielmehr genehmigte er in aller Form, was zahlreiche Aktivisten des NS
 -Staats schon länger und immer drängender gefordert, vorangetrieben, begonnen und in kleinerem Maßstab 
 erprobt hatten. Im Protokoll der Wannsee-Konferenz steht ausdrücklich, die »Endlösung der Judenfrage« beginne nun »nach vorheriger Genehmigung durch den Führer«, von Befehl ist an keiner Stelle die Rede. Mit seiner Genehmigung verhalf Hitler den vielen aus unterschiedlichen Gründen an der physischen Endlösung der Judenfrage interessierten Akteuren zu dem, was man verwaltungstechnisch Planungssicherheit nennt: den Organisatoren der Massendeportationen, der Germanisierung, der Kriegsernährung, des Enteignens, der Wohnungs-, Hausrats- und Kleidungsbeschaffung im Bombenkrieg.

Die entscheidenden Beschlüsse waren am 12. Dezember 1941 in der Reichskanzlei gefasst und in den drei Tagen danach konkretisiert worden. Die Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942 diente der Koordination, dem Einbinden der beteiligten Ministerien; Heydrich bezeichnete die »Parallelisierung der Linienführung« als Ziel des Treffens. Seinen ebenfalls anwesenden, massenmorderfahrenen SS
 -Generälen und -Offizieren wollte er den Rücken stärken und deren bereits begonnene Praxis des Deportierens und Vernichtens in Gegenwart von Staatssekretären und Ministerialdirektoren zum gemeinsam anerkannten Staatsziel erheben. All das gelang am 20. Januar in der wunderschön gelegenen Villa Am Großen Wannsee Nr. 56–58 ohne Probleme. Die 15 versammelten Herren waren im Durchschnitt 41 Jahre alt, acht von ihnen trugen den Doktortitel. Adolf Eichmann hatte die nach Regionen und Staaten aufgegliederte statistische Tischvorlage erarbeitet, die elf Millionen in Europa lebende Juden in das Projekt »Endlösung« einschloss. Zusammen mit seiner Sekretärin, der Stenotypistin Ingeburg Werlemann (1919–2010), führte er das Protokoll.
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[image: Balkendiagramm, das die Zahl der im Rahmen der Aktion Reinhardt in den Monaten Juni 1942 bis September 1943 in Belzec, Sobibor und Treblinka ermordeten Juden zeigt. Es verdeutlicht, dass etwa zwischen August und Oktober 1942 die umfassendsten Mordaktionen stattfanden.]


Die Graphik 
[1]

 zeigt die monatliche Mordrate in den Vernichtungsstätten der Aktion Reinhardt: Belzec, Sobibor und Treblinka. Die statistischen Grundlagen für diese Graphik gewann Lewi Stone, Biomathematiker an der Universität Tel Aviv, aus der einschlägigen historischen Forschungsliteratur. Die Ergebnisse veröffentlichte er 2019 in dem Aufsatz »Quantifying the Holocaust: Hyperintense kill rates during the Nazi genocide« (January 2019: Science Advances 5(1)), online, mit Zahlenangaben für die einzelnen Monate.
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 Die Deutschen und der Judenmord




»Wir haben gemeinsame Sache gemacht«, sagt die Hitlerpropaganda. Wir – das sind die Massenmörder, zusammen mit dem deutschen Volk. Hitler ist es, der jeden einzelnen Deutschen in die Untaten der
 
SS

 verstricken will
 . Weil das deutsche Volk an dem versprochenen Endsieg zu zweifeln beginnt, soll es »einig« werden, einig in der Furcht vor den Folgen der fürchterlichsten Verbrechen.


Aus dem Flugblatt »Kraft durch Furcht«, das britische Flugzeuge im Januar 1943 in mehreren Millionen Exemplaren über deutschen Städten abwarfen.




Als sich Hitler und sein Ostminister Rosenberg am 14. Dezember 1941 über eine geplante, dann jedoch nicht gehaltene Rede Rosenbergs zur Judenfrage austauschten, einigten sie sich darauf, »jetzt nach der Entscheidung« öffentlich nicht länger »von der Ausrottung des Judentums« zu sprechen. Stattdessen empfahl Hitler die bekannte Umschreibung: Die Juden haben uns Krieg und Zerstörung aufgebürdet, deshalb sei es »kein Wunder, wenn die Folgen sie zuerst träfen«. In Wahrheit galt die Sprachregelung nur sehr eingeschränkt. Wie schon zuvor sollte das Volk jetzt erst recht in die von Staats wegen gewollten, immer größeren Verbrechen eingebunden bleiben. Das durfte nicht zu direkt und in allen Details geschehen, weil zu genaue, zu drastische Informationen die Gewissen der weit überwiegend christlich erzogenen Volksgenossen eventuell überfordert hätten.

Ratsam schien der deutschen Führung eine zunächst einschleichend verabreichte, langsam zu steigernde Dosis. Mit Hunderten Morden an Regimegegnern und Juden, mit den Morden an Tausenden wehrlosen 
 behinderten oder kranken Deutschen, den zehntausendfachen Morden in Polen und den hunderttausendfachen Morden im ersten Halbjahr des Krieges gegen die Sowjetunion waren die Grundlagen für die allgemeine Gewissensnarkose seit neun Jahren Stück für Stück gelegt worden.
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Grafik H. Aly, nach Lewi Stone aus dem Aufsatz »Quantifying the Holocaust: Hyperintense kill rates during the Nazi genocide« (January 2019: Science Advances 5(1))














1
 Ein Volk wird in die Mitwisserschaft gezogen



Zehn Tage nach der Wannsee-Konferenz eröffnete Hitler die mal dezent, mal akzentuiert geführte Kampagne, den nunmehr endgültig beschlossenen Genozid undeutlich-deutlich öffentlich mitzuteilen. Das geschah anlässlich des neunten Jahrestags seiner Ernennung zum Reichskanzler, dem 30. Januar 1942, im Berliner Sportpalast. Wie fast immer übertrug der Reichsrundfunk auch diese Rede bis in die entlegensten Winkel des Landes und an die Frontsoldaten. Der Führer sprach »hörbar nervös, stockte ab und zu«, dann wieder steigerte er »die Stimme bis zum Kreischen«, wie es Hermann Stresau empfand, und verkündete: Das Judentum werde nun derart zur Rechenschaft gezogen, dass es »wenigstens auf ein Jahrtausend seine Rolle ausgespielt haben wird«. Denn jetzt werde gegen die Juden »zum ersten Mal (…) das altjüdische Gesetz angewendet: ›Aug’, um Aug’, Zahn um Zahn!‹«.

In den gedruckten Fassungen der Rede wurde diese Passage besonders hervorgehoben, zum Beispiel in der Ostlandzeitung mit der Zwischenüberschrift »Dieser Krieg wird die Juden vernichten«. Alsbald rapportierte der Sicherheitsdienst: »Die Herausstellung des alttestamentarischen Satzes ›Auge um Auge und Zahn um Zahn‹« sei von der Bevölkerung so aufgefasst worden, »dass der Kampf des Führers gegen das Judentum mit unerbittlicher Konsequenz zu Ende geführt« werde. Wenig später, am 24. Februar, sprach Hitler der guten Tradition halber zum Gründungstag der NSDAP
 im Jahr 1920 und 
 verkündete – ebenfalls in öffentlicher und gedruckter Rede –, im weiteren Verlauf des Krieges werde »nicht die arische Menschheit vernichtet, sondern der Jude ausgerottet«.

Auch Goebbels nutzte das angeblich talmudische Rachegesetz für sein Propagandasetting. In dem Film »Jud Süß«, der im Herbst 1940 Premiere hatte und viele Millionen Zuschauer anlockte, entgegnet der als Vergewaltiger dargestellte Joseph Süß Oppenheimer seinem flehentlich bittenden und betenden (christlichen) Opfer Dorothea: »Wir Juden haben auch einen (Gott). Das ist der Gott der Rache. Auge um Auge, Zahn um Zahn.« In Goebbels’ Artikel »Die Juden sind schuld« vom 16. November 1941 (Kapitel X.2) heißt es an einer Stelle: Jetzt aber gehe das Judentum »nach seinem eigenen Gesetz ›Auge um Auge, Zahn um Zahn‹ zugrunde«. Diese Behauptung wurde hundertfach wiederholt und wurde in Deutschland zur populären Kennzeichnung der jüdischen Religion überhaupt, die nach meiner Erinnerung noch in den 1950er Jahren gang und gäbe war.

 

Um die Führerworte aufs Lokale herunterzubrechen, veröffentlichten zum Beispiel die Journalisten der Ostfriesischen Tageszeitung am 11. Februar 1942 den Artikel »Niemals kehren die Juden zurück!«. Die diensthabenden Redakteure illustrierten den Text mit dem Foto eines älteren, gelb besternten gebrechlichen Ehepaars, das gerade deportiert wird, und ließen sich diese Bildunterschrift einfallen: »Mit der Machtübernahme Adolf Hitlers zerbrach die jüdische Herrschaft in Deutschland, und so musste auch der Tag der Abreise der Hebräer kommen, von der es keine Heimkehr gibt.« Um das als Selbstverständlichkeit dargestellte Verbrechen nachhaltig in die Gewissen ihrer Leser einzumassieren, fügten die Blattmacher einen Satz an, der jeden Raum für Zweifel ausschloss: Nach dem Sieg Deutschlands »in diesem Kriege, den auch Alljuda heraufbeschworen hat«, werde »der Erdteil Europa endgültig von einer Plage befreit sein«.

Mit solchen Artikeln und Reden zielten die Regierenden und ihre zahllosen willigen Zuarbeiter und Helferinnen ohne Unterlass 
 darauf, das eigene Volk in eine leise nagende, dauerhafte Mitschuld zu verwickeln. Diesem Ziel entsprach die von Himmlers Polizeibehörden bevorzugte Praxis, die Deportationen der Juden möglichst häufig vor aller Augen stattfinden zu lassen. So belegte die Darmstädter Gestapo die Justus-Liebig-Oberrealschule als Sammellager für Juden aus der Stadt, aus den benachbarten Dörfern und Kleinstädten und aus Mainz. Von dort wurden von März 1942 bis Februar 1943 genau 3224 Juden sowie 48 Sinti und Roma nach einem mehrtägigen Aufenthalt schubweise in die Todeslager abtransportiert. Die Darmstädter konnten häufig sehen, wie die Gefangenen von der Schule zu dem etwa eineinhalb Kilometer entfernten Güterbahnhof durch dicht bewohnte Straßen geführt wurden. »Alles ging exakt vor sich, in Ruhe und Ordnung«, wie ein beteiligter Kriminalbeamter später bezeugte. Der vor aller Augen vollzogene Abtransport »nach Osten« war Tagesgespräch, selbst unter den Kindern, die während der wochenweisen Zwischennutzung ihrer Schule zu Hause bleiben durften. Fragten sie, was mit den Gefangenen geschehe, antworteten die Eltern in Darmstadt, »das sind Leute, die zum Arbeitseinsatz weggebracht werden«, und vermieden das Wort »Juden«. In ähnlicher Weise wurden die Deportationen in Freiburg im Breisgau, Bielefeld, Eisenach, Würzburg, Düsseldorf, Hamburg, Berlin, Königsberg und in vielen anderen Städten förmlich in Szene gesetzt.

Über die Effekte derartiger Praktiken berichtete der Sicherheitsdienst im März 1942 aus Bielefeld: Die Propaganda von der Kriegsschuld und den Racheplänen der Juden dringe zunehmend in »weite Bevölkerungskreise« ein, nicht zuletzt dank der Broschüre »Das Kriegsziel der Weltplutokratie« (Kapitel X.2). Deshalb wünschten jetzt auch diejenigen, »die dem Nationalsozialismus nicht unbedingt positiv gegenüberstehen, die siegreiche Beendigung des Krieges«. Und warum? – In diesen Kreisen sei »vor allen Dingen die Furcht vor Repressalien, insbesondere der Juden, Antriebsfeder des Siegeswillens«. Diese Furcht hatte nicht nur Leute erfasst, die dem Nationalsozialismus skeptisch oder ablehnend gegenüberstanden, sondern alle. Das 
 Führungspersonal hatte sich schon lange mit der Alternative »Sieg oder Galgen« abgefunden.
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Je mehr die Wehrmacht in die Defensive geriet, desto mehr häuften sich die öffentlichen Andeutungen zur Endlösung der Judenfrage. Hatten die Streitkräfte schon 1941 Hitlers Vorgabe vom 16. Juli verfehlt, »den riesenhaften Kuchen« Sowjetunion in einem schnellen Krieg zu erobern, sodann »handgerecht zu zerlegen, damit wir ihn erstens beherrschen, zweitens verwalten und drittens ausbeuten können«, verfehlte ihre Sommeroffensive 1942 ebenfalls ihr Ziel. Ausgehend von Charkow bezweckte sie, die Ölfelder von Grosny und Baku vor und hinter dem Kaukasus zu erobern – für die eigene Versorgung mit Erdöl, aber auch, um dem sowjetischen Kriegsgegner »das Öl abzuschneiden«, damit »er nicht mehr in der Lage ist, weiter zu existieren«. Keines dieser Ziele wurde erreicht, auch wenn die Reichskriegsflagge im August 1942 für ein paar Stunden auf dem höchsten Berg des Kaukasus, dem Elbrus, flatterte.

Wie Goebbels richtig erkannte, beflügelte der gewaltige Vorstoß in den Süden Russlands die Siegeszuversicht der meisten Deutschen nicht. Stattdessen sah er »die Angst vor kommenden Luftangriffen ständig im Wachsen begriffen«, daher müsse man propagandistisch »sehr vorsichtig operieren« und dürfe sich hinsichtlich des kriegerischen Erfolgs »nicht allzu sehr festlegen«. Wenig erfreut las er in einem Bericht des Sicherheitsdienstes im Juni 1942, die Stimmungslage sei »nicht besonders positiv«: »Die Kriegsbegeisterung« laufe in diesem Jahr »nicht so recht an«, und im Volk verbreite sich eine gewisse Interesselosigkeit gegenüber militärischen Meldungen.

Sowjetische Soldaten, die mittlerweile reichlich mit US
 -amerikanischem Kriegsgerät beliefert wurden, stoppten den deutschen Vormarsch. Dagegen fehlte es der Wehrmacht entlang der weit überdehnten Fronten am Nachschub des Allernötigsten. Statt rasch über die Wolga voranzustürmen, saß die 6. Armee in Stalingrad fest und kämpfte sich verzweifelt ihrer Vernichtung entgegen. Für den Stillstand der Offensive präsentierte Hitler in seiner Rede vom 
 30. September 1942 eine selbst für eingefleischte Rassisten bizarre Erklärung: »Der Russe ist eben eine Art Sumpfmensch. (…) Es ist für uns eben etwas schwieriger, in diesem Sumpf vorwärtszukommen, als für dieses im Morast geborene Volk.« Das hinderte ihn nicht an den unmittelbar folgenden illusionistischen Sätzen, »die Inbesitznahme von Stalingrad« stehe unmittelbar bevor, und »kein Mensch« werde uns »mehr von dieser Stelle wegbringen«.

Neben der auf Selbstbetrug angelegten Propaganda vom geschichtlich gewissermaßen notwendigen Sieg des Herrenmenschen über Sumpfmenschen blickte die deutsche Führung zunehmend beunruhigt auf die Bombardierung deutscher Städte, Bahnhöfe, Brücken, Staudämme und Industrieanlagen, ebenso auf die Tag für Tag in die Tausende gehende Anzahl verwundeter, vermisster, gefangener und gefallener Soldaten. Im November 1942 standen Rommels Truppen in Nordafrika vor der endgültigen Niederlage, parallel dazu landeten amerikanische und britische Truppen mit 55000 Mann in Marokko und Algerien. Zugleich wurde die Schlacht um Stalingrad zum Menetekel des Untergangs, und in Casablanca trafen sich Franklin D. Roosevelt und Winston Churchill, um über das weitere Vorgehen der Westalliierten zu beraten.

Seither grassierte in Deutschland das von Goebbels geteilte ungute Gefühl, Italien werde »früher oder später aus der kriegführenden Koalition herausspringen«. Im Januar 1943 stellte der Sicherheitsdienst fest, »dass die Angst um die weitere Entwicklung große Kreise erfasst hat«, insbesondere die »Sorge um die Ostfront«. Hitlers in Wahrheit abgrundtief pessimistische Beurteilung der Lage äußerte sich öffentlich darin, dass er und seine Mitführer es seit Ende September 1942 wieder für opportun hielten, die »Ausrottung der Juden« stärker ins allgemeine Bewusstsein einzubrennen.

Auch diesmal intoniert Hitler den Auftakt der Kampagne, und zwar am 30. September 1942, als er eine der üblichen Reden zur Eröffnung des Winterhilfswerks zu halten hat. An seine »deutschen Volksgenossen und -genossinnen« gewandt, kommt er im letzten Drittel 
 der Rede auf Zehntausende zivile Opfer zu sprechen, die infolge der immer stärkeren britisch-amerikanischen Bombenangriffe umgekommen sind. Neben den »beiden Generalverbrechern« Roosevelt und Churchill macht er »jüdische Hintermänner« verantwortlich. Er preist das angeblich weltweite Ansteigen »einer antisemitischen Welle«, um dann über den Rundfunk – und anderntags in den Zeitungen – fast allen erwachsenen Deutschen einzuhämmern: »Die Juden haben einst auch in Deutschland über meine Prophezeiungen gelacht. Ich weiß nicht, ob sie auch heute noch lachen oder ob ihnen das Lachen bereits vergangen ist. Ich kann aber auch jetzt nur versichern: Es wird ihnen das Lachen überall vergehen.«

Selbst Goebbels empfindet den wenig verklausulierten Hinweis auf die Massenmorde an jüdischen Kindern, Frauen und Männern als »außerordentlich scharf und aggressiv«. So wie er die Rede interpretiert, sprach Hitler öffentlich von der Vernichtung der Juden, »so weit sie in unseren Bereich hineingeraten«. Aus entgegengesetzter Perspektive bewertet Victor Klemperer die Sätze des »Wahnsinnigen« als Zwischenbericht zur Ausrottung der Juden. Tief verstört blickt er auf die für ihn geradezu grauenhafte Tatsache, wie Deutschland all das »hinnimmt, nun schon im zehnten Jahr und im vierten Jahr des Krieges«. Im Anschluss an seinen Auftritt im Sportpalast tagt Hitler am Nachmittag des 30. September und am 1. Oktober mit den Reichs- und Gauleitern. Da sich inzwischen selbst unter diesen bislang stets stabilen Stützen seiner Herrschaft Skepsis regt, erklärt er speziell den Wankelmütigen den Grund für sein radikales Reden: »Für mich und für uns gibt es nur totalen Sieg oder totale Vernichtung.«

Am 8. November, dem Vorabend des 19. Jahrestags seines gescheiterten Putschversuchs von 1923, tritt Hitler im Münchner Löwenbräukeller auf. Sein Hauptthema: die Schlacht um Stalingrad. Wider besseres Wissen kündigt er den baldigen Sieg an und spiegelt seinen Zuhörern einerseits vor, er sähe »gerade heute mit großer Zuversicht in die Zukunft«, andererseits teilt er ihnen in halbbeleidigtem Tonfall mit, er werde nunmehr für längere Zeit schweigen: »Was soll ich jetzt 
 viel reden? Heute redet letzten Endes die Front. Alles andere ist Wortgedresch.« Anschließend spitzt er jenen Satz zu, den er sechs Wochen zuvor seinem großdeutschen Publikum an den Volksempfängern nahegebracht hat: Von den Juden »lachen unzählige nicht mehr«, und diejenigen, »die jetzt noch lachen, werden in einiger Zeit vielleicht auch nicht mehr lachen«.

Auch solche Führerworte werden in allen wichtigen Zeitungen abgedruckt und mit der redaktionellen Anmerkung »(Beifall)« umkränzt. In der badischen NSDAP
 -Zeitung Der Führer lautete die Unterzeile der Überschrift: »Einer muss fallen – entweder wir oder sie! Wir werden nicht fallen – folglich fallen die anderen.« Hitler wusste, wovon er sprach, und die allermeisten seiner Zuhörer und Leser ahnten etwas davon: Zwischen Juni und Dezember 1942 wurden allein im Generalgouvernement 1,15 Millionen jüdisch-polnische Kinder, Frauen und Männer von Deutschen vergast oder erschossen – täglich etwa 5500 Morde, und das in einem sehr kleinen Gebiet des deutsch besetzten Europa und nur wenige Hundert Kilometer von Berlin entfernt. Zudem wurden im ehemaligen Ostpolen und in der Sowjetunion in derselben Zeit mehrere Hunderttausend Juden erschossen.
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Schon lange zuvor hatten sich Goebbels und Hitler darauf kapriziert, »den Juden« ihr angebliches Gelächter auszutreiben. Auch darin äußern sich die starken Minderwertigkeitsgefühle, die den deutschen Antisemitismus schon seit den ersten wichtigen Schritten zur Judenemanzipation im Jahr 1812 und in greller Weise sichtbar seit dem Berliner Antisemitismusstreit von 1879/80 befeuerten. Bereits in den Weimarer Jahren hatte sich Hitler immer wieder über die »hohnlachende Judenheit« ereifert. Im Wahlkampf 1932 erzählte er triumphierend, wie sehr er in der Frühzeit ihrer Bewegung »verspottet und verhöhnt« worden sei. Das habe sich grundlegend geändert: »Heute ist unseren Gegnern das Lachen vergangen!«

Als Hitler am 30. Januar 1939 für den Fall eines Weltkrieges »die Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa« im Reichstag 
 »prophezeite«, wiederholte er, vor 1933 hätten vor allem die Juden seine Vorhersage »mit Gelächter« quittiert, er werde einmal Reichskanzler und dann »neben vielen anderen (Problemen) auch das jüdische Problem zur Lösung bringen«. »Ich glaube«, fuhr Hitler fort, »dass dieses damalige schallende Gelächter dem Judentum in Deutschland unterdes wohl schon in der Kehle erstickt ist«. In seiner Rede zum 30. Januar 1941, gehalten im Berliner Sportpalast, kündigte er drohend an: »Sie mögen auch heute noch lachen …«, um dann zu konkretisieren, was die kommenden Monate und Jahre erweisen würden: »Das Judentum wird seine Rolle in Europa ausgespielt haben.«

Sieben Tage nach Hitlers Rede vom 8. November 1942 war Goebbels zur Stelle und erklärte in seinem Leitorgan Das Reich vom 15. November, was Hitlers Kombination von irrealer Siegessicherheit und realen Massenmorden für alle Deutschen bedeute: »Wir wissen jetzt alle, dass es um Sein oder Nichtsein geht. (…) Es gibt kein Zurück mehr. Die ganze Nation weiß, dass uns außerhalb des Sieges keine Lebensmöglichkeit bleibt.« Spätestens mit diesen beiden Sätzen war das mörderische und selbstmörderische Hasardspiel, das die politische Führung für sich schon seit 1936 zur Leitlinie erhoben hatte, zur allgemein bekannten Staatsräson geworden. In Goebbels’ Artikel »Der Krieg und die Juden« vom 9. Mai 1943 heißt es: »Auch in Deutschland haben die Juden gelacht, als wir zum ersten Mal gegen sie auftraten. Das Lachen ist ihnen unterdes gründlich vergangen.«

Drei Tage nach dieser Rede sprach Goebbels, recht launig gestimmt, in der schwer bombardierten Industriestadt Wuppertal. Dort waren zahllose Wohnungen zerstört, 4000 Menschen bei den Angriffen getötet worden. Ohne im katholisch-proletarischen Industrierevier das Wort Jude zu nennen, rief er am Ende seiner Rede zu »infernalischer Besessenheit im Kampf« auf, zu »infernalischem Hass« und »infernalischem Vernichtungswillen« gegen die inneren und äußeren Feinde Deutschlands. Seien diese vernichtet, könne man endlich dazu übergehen, »das große Sozialreich aufzubauen, wie wir es uns in unserem Programm, in unserem politischen Willen einmal vorgestellt hatten«.
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 Rund um den 8. Dezember 1942 erscheint in zahlreichen Zeitungen der einladend aufgemachte Artikel »Ukrainischer Bilderbogen – Eindrücke von einer Fahrt durch das Land zwischen Bug und Donez« auf den hinteren Seiten. Landschaftlich-feuilletonistisch eingestimmt, landen die Leser, vor allem auch die Leserinnen der Reportage bei der Zwischenüberschrift »Das Ghetto von Luck« (Luzk, Westukraine) und erfahren hier: »Auch Luck besaß, wie alle Städte des Ostens, einen hohen Prozentsatz jüdischer Bevölkerung. Man hatte sie zunächst in dem Viertel zusammengezogen, wo die Mehrzahl von ihnen saß. … Jetzt sind sie fort.« Die drei Auslassungspünktchen entsprechen dem Original.

Weiter heißt es in dem vordergründig als Reisereportage aufgemachten Text: »Geblieben aber ist noch das Ghetto, schweigend, verlassen, eine Stätte so unvorstellbar, dass keine Feder sie darzustellen vermag. Kein Hund, keine Katze, sonst so oft die letzten Zeugen des Lebens in verlassenen menschlichen Siedlungen, wagt sich herein.« Angeblich wollen nicht einmal streunende Hunde »letzte Zeugen« irgendwie weggemordeten menschlichen Lebens sein. Der Schlusssatz endet so: Man befinde sich in einer »Kloake des Untermenschentums, für die es auf dem ganzen Kontinent keinen Vergleich gibt«. Nur in ausgewählten Zeitungen erschien ein letzter Absatz:


Treppen und Türen verbogen und verfault, wo man auch hineinschaut, überall düster und dreckig, die Küchen, das Geschirr in einem Zustand, dass man sich mit Würgen im Hals abwendet. Das ist die Heimat des Ostjudentums, von dort ist das auserwählte Volk in immer neuen Wellen in den Kontinent eingedrungen. Den äußeren Schmutz hat es mit der Zeit abzustreifen verstanden, hier aber wird das wahre Bild jüdischer ›Kultur‹ schonungslos offenbar. Man müsste diese Bilder festhalten, um sie jedem vorzulegen, der noch an falscher Sentimentalität leidet. Sie würden den letzten kurieren …




 Als der Artikel erschien, waren nahezu alle der etwa 20000 jüdischen Frauen, Kinder und Männer von Luzk tot. Zwischen dem 20. und 23. August 1942 hatten SS
 -Männer und ukrainische Hilfspolizisten etwa 15000 Juden aus dem Ghetto zu vorbereiteten Gruben außerhalb der Stadt getrieben und sie dort erschossen. Die noch verbliebenen etwa 4000 Luzker Juden ermordeten sie in den folgenden Wochen. In Stuttgart las Anna Haag den Artikel über das »Verschwinden« der Luzker Juden. Davon motiviert, schrieb sie in ihrem Tagebuch auf, was einer ihrer Cousins, ein einfacher Soldat, aus Polen berichtet hatte: »Eines Tages seien die Juden außerhalb der Stadt zusammengetrieben und von der SS
 umstellt worden. Frauen, Kinder, Männer. Bei der geringsten Bewegung sei in die zusammengepferchte Menge hineingeschossen worden. Die Leichen hätten die Juden am Abend auf Karren in ihrem Zug stadtwärts mitnehmen müssen.« Am nächsten Morgen wurden sie per Eisenbahn in Viehwagen abtransportiert – zur »Kadaver-Verwertung«, wie einer der SS
 -Männer das Reiseziel bezeichnete. Anna Haag erinnerte der Bericht an die Tötungspraktiken in Schlachthöfen. Sie vermutete, »dass die armen Kreaturen alle zusammen elektrisch getötet wurden«.
[4]



Der frühere Direktor des Lyzeums im ostpreußischen Lötzen, Dr. Ernst Zellmer (1892–1971), bezeugte 1959 in einem Ermittlungsverfahren, wie er Details über die systematische Ermordung der Juden erfahren hatte. Wegen Mordverdachts ermittelte die Staatsanwaltschaft damals gegen den ehemaligen NSDAP
 -Kreisleiter und Oberbürgermeister von Angerburg, Kurt Knuth (1902–1977), der 1942 zusätzlich Landesdirektor im deutsch besetzten (heute ukrainischen) Bezirk Rowno (Riwne) geworden war. Knuths Töchter besuchten die von Zellmer geleitete Schule in Lötzen. So kam es, dass sich die beiden Herren gelegentlich unterhielten. Wie sich Zellmer erinnerte, erzählte ihm Knuth von seiner Tätigkeit in der Ukraine und erklärte »von sich aus«: »Die Judenfrage kann nur biologisch gelöst werden.« Weiter versicherte Zellmer bei seiner zeugenschaftlichen Vernehmung: »Ich weiß genau, dass er mir gegenüber die Zahl 27000 oder 28000 
 in Kiew vernichteter Juden genannt hat. Ich habe ihm darauf erwidert, ich wüsste davon, dass Juden beseitigt würden.«

Aber wie hatten Zellmer und dessen Frau von den Massenmorden erfahren? Das kurze Gespräch mit Knuth hatte sich zwanglos aus der gesellschaftlichen Stellung des Lyzeumsdirektors ergeben. Das der Schule benachbarte Diakonissenkrankenhaus Bethanien leitete seinerzeit Dr. Reinhard Lohe (1900–1989). Dieser war aus seiner Studien- und Assistenzarztzeit in München mit einem der obersten SS
 -Ärzte, Karl Gebhardt (*1897), befreundet, der damals in Lötzen die Folgen eines Unfalls auskurierte, mit Heinrich Himmler eine enge freundschaftliche Beziehung pflegte und 1948 wegen vielfach tödlicher Menschenversuche hingerichtet wurde.

»Da auch wir mit Dr. Lohe verkehrten«, gab Zellmer zu Protokoll, »wurden wir einmal eingeladen, uns einen Film anzusehen«, der im ersten Teil das Sanitätswesen der Waffen-SS
 zeigte, jedoch mit »etwas über die Juden« endete. »Ich erinnere mich noch an Bilder«, so Zellmer, »auf denen zu sehen war, wie Juden die Straßen reinigten und Aufräumungsarbeiten machten. Ganz am Schluss konnte man sehen, wie Menschen zusammengetrieben wurden und mit Maschinengewehren dazwischengeschossen wurde.« Zellmer hatte die Szene zunächst »gar nicht richtig erfasst«, weshalb er Professor Gebhardt fragte: »Sind denn die Juden erschossen worden?« Und die knappe Antwort erhielt: »Ja, das konnte man doch sehen.« Zellmer und seine Frau verließen die Vorführung »tief erschüttert« und wagten nicht, mit »irgendjemandem über diese Dinge zu reden«. Außer dem Ehepaar Zellmer nahm der Lötzener Kreisbauernführer Paul Jankowski (1887–1963) an dem Filmabend teil.

Jedes von Zellmer angegebene und überprüfbare Detail stimmt. Allerdings konnte er sich als Zeuge nicht mehr genau erinnern, ob er 1942 oder 1943 an der fraglichen Filmvorführung teilgenommen hatte. Anhand des Gebhardt’schen Unfalls lässt sich der Zeitpunkt jedoch mit einiger Sicherheit auf das Frühjahr 1943 datieren. Zudem findet sein Bericht eine etwas ferner liegende Stütze bei Goebbels, der solche 
 Filmaufnahmen angeregt und Ende April 1942 notiert hatte: »Himmler betreibt augenblicklich die große Umsiedlung der Juden aus deutschen Städten nach den östlichen Ghettos. Ich habe veranlasst, dass hier in großem Umfange Filmaufnahmen gemacht werden.« Denn später werde man das Material »dringend für die Erziehung unseres Volkes« brauchen.

Zu dem Filmabend sei eine kleine Spekulation erlaubt. Ich halte es für möglich, dass die Vorführung der mörderischen letzten Filmsequenz einem Wunsch folgte, den Himmler an seinen alten Duzfreund Gebhardt gerichtet hatte, um die Reaktionen eines ausgewählten, aber gemischten Kreises lokaler Honoratioren auf eine solche Art unverblümter Information über die Judenmorde zu testen. Wenn das so gewesen sein sollte, erbrachte der Versuch aufgrund des Verhaltens von Herrn und Frau Zellmer ein eindeutiges Ergebnis: Eine derart drastische, filmisch dokumentierte Unterrichtung meinungsbildender Eliten schien nicht ratsam. Folglich wurde das Morden weiterhin mit kriegsüblichen Wörtern wie Ausquartierung, Umsiedlung, Arbeitseinsatz oder Evakuierung hinter einem hell erleuchteten Paravent vollzogen und blieb so, wie in einem Schattenspiel, zwar nicht im Detail, aber in seinen wesentlichen Umrissen sichtbar. Auch so setzte sich in der deutschen Bevölkerung das allgemeine, durchaus bedrückende und deshalb zu verdrängende Gefühl durch, dass ein Verhandlungsfrieden längst unmöglich geworden war.
[5]








2
 Soldaten reden und schreiben über Verbrechen



Was es mit dem Kampf gegen die »jüdische Weltpest« auf sich hatte, wusste Sophie Scholl von ihrem Freund, dem Berufsoffizier Fritz Hartnagel. Dieser hatte seiner großen Liebe Sophie im Sommer 1942 von einem Kasinoabend im Donezbecken berichtet. Um schnell »in ›Stimmung‹ zu kommen«, hatten die meisten der beteiligten Offiziere 
 guten Wein »sinnlos und formlos hinuntergesoffen«. Wüste Zoten, Gelärme, zerbrochene Gläser bestimmten die Szenerie. Vom Alkohol gewiss gefördert – in vino veritas –, sprach Hartnagels militärischer Vorgesetzter auf dem Höhepunkt des Gelages laut und deutlich über die Ermordung der Juden:


Es ist erschreckend, mit welcher zynischen Kaltschnäuzigkeit mein Kommandeur von der Abschlachtung sämtlicher Juden des besetzten Russland erzählt hat und dabei von der Gerechtigkeit dieser Handlungsweise vollkommen überzeugt ist. Ich saß mit klopfendem Herzen dabei. Oh wie froh ich war, als ich wieder allein auf meinem Feldbett lag und zu Dir und meinem Gebet flüchten konnte.



Private Nachrichten über Judenmorde lassen sich leicht dokumentieren, selten findet sich jedoch der Abscheu, mit dem Oberleutnant Hartnagel per Feldpost davon erzählte. Anna Haag berichtete am 26. September 1942 von einer Zugfahrt, bei der sie neben zwei ihr unbekannten Fronturlaubern saß. Der eine war im Westen eingesetzt gewesen, der andere im Osten. Der aus dem Westen erzählte vom Hass der einheimischen Bevölkerung auf die Deutschen, der andere von den »Massenerschießungen der Juden«, daraus ergaben sich für beide Konsequenzen, die Anna Haag so zusammenfasste:


(Erstens) Sollte die englische Invasion gelingen und die Russen infolgedessen entlastet werden, so würde weder ein deutscher Soldat aus dem Osten noch einer aus dem Westen lebendig heimkommen! Und beide – so entsetzlich ihnen der Gedanke war – ließen durchblicken, dass man weder den Russen noch den Feinden im Westen einen Blutrausch würde verübeln können, nach allem, was wir dort getan haben.

(Zweitens) Beide waren sich darüber klar: Aus diesem Grunde – und nur aus diesem Grunde – müssen wir eben kämpfen bis zum Äußersten.




 Wie die Ohren- und Augenzeugen der Wehrmacht untereinander über die Massenmorde sprachen, haben die Historiker Rafael A. Zagovec, Sönke Neitzel, Harald Welzer und Felix Römer neben vielen anderen Aspekten des soldatischen Lebens und Verhaltens erkundet. Eine dafür wichtige dokumentarische Grundlage bilden Vernehmungen deutscher Kriegsgefangener und vor allem systematisch abgehörte, dann möglichst wörtlich protokollierte Gespräche deutscher Soldaten und Offiziere, die in Nordafrika oder später an den süd- und westeuropäischen Fronten in britische und amerikanische Kriegsgefangenschaft geraten waren. (Wie diese Protokolle zustande kamen, kann in Neitzels und Welzers Buch »Soldaten. Protokolle vom Kämpfen, Töten und Sterben«, S. 423–430, nachgelesen werden.)

Im Folgenden steht die Frage im Mittelpunkt, welchen Widerhall die von der NS
 -Führung benutzte massenpsychologische Strategie »Kraft durch Furcht« vor gnadenloser Rache infolge beispielloser deutscher Verbrechen fand. Wie reagierten die Soldaten darauf? Was schlossen diejenigen daraus, die in der Heimat von den deutschen Verbrechen erfuhren?

Im Frühjahr 1943 berichteten britische Offiziere über die Vernehmungen von deutschen Soldaten, die in Tunesien in Gefangenschaft geraten und zuvor in der Sowjetunion eingesetzt gewesen waren. Drei Marinesoldaten zeigten sich dabei »ehrlich schockiert über das großangelegte, kaltblütige Morden«, das sie an der Ostfront erlebt hatten, und leiteten daraus ihre »Hauptsorge« ab: »die Angst davor, dass Deutschland den Krieg verlieren könne und die Juden dann Deutschland für diese Massaker zahlen lassen würden«. Wie die vernehmenden Offiziere zusammenfassten, spiegelten die Befragungen das »weit verbreitete Gefühl der Schuld« und die allgemeine Befürchtung, dass »den von Deutschen begangenen Verbrechen« »eine unterschiedslose Rache an der gesamten Nation« folgen werde: »Viele Kriegsgefangene äußerten Angst vor den extrem harten Konditionen eines Friedensschlusses und auch vor der Rache der Juden und der Einwohner der besetzten Gebiete.« Zagovec schloss daraus, »der Kampf für den 
 Fortbestand Deutschlands« sei in den letzten Kriegsjahren »nicht mehr Ausdruck ›sittlich patriotischer Verantwortung‹, gar ›verantwortungsethischer‹ Motive« gewesen, sondern immer auch das Eingeständnis der Kenntnis des verbrecherischen Charakters dieses Krieges«.

Ende 1943 überschlug der schon vorgestellte, abgehörte Generalmajor Neuffer die Anzahl der bislang ermordeten Juden und gelangte zu einem realistischen Ergebnis: »Wir haben das vorgestern Abend mal zusammengestellt und haben geschätzt, dass nach den ganzen Meldungen bis jetzt fünf Millionen Juden erschossen sein müssen, von uns umgebracht worden sind.« Wie das konkret aussah und auf deutsche Soldaten wirkte, erzählte der neunundzwanzigjährige Infanterie-Hauptmann Siegfried Käss seinem Mitgefangenen Mewes am Beispiel Charkow. Demnach war dort ein Plakat angeschlagen worden, das die Umsiedlung der Juden ankündigte: »Dann sind sie an uns vorübergezogen, Hals über Kopf, es sind so etwa 40000 gewesen in Charkow.« Zur selben Zeit »haben unter Aufsicht von uns, von Leuten unseres Bataillons, Russen von Charkow riesige Löcher graben müssen«. Ob Käss selbst zu den »Leuten unseres Bataillons« gehört hat, muss offenbleiben. Er sagte es so: »Also, der Zusammenhang war klar. Mehr habe ich nicht erfahren, aber es war mir klar, wie die Sache verläuft dann. Und da hat es mir den ersten ganz schweren Schock gegeben. Das war 41.«

Käss sprach von 40000 ermordeten Juden in Charkow. In Wirklichkeit waren es etwa 20000 jüdische Männer, Frauen und Kinder, die dort im Dezember 1941 von Deutschen erschossen wurden. Das heißt, das Verbrechen vergrößerte sich in der Erinnerung dieses Soldaten wegen der schieren Masse der Morde – ein nicht ungewöhnlicher Effekt. Hauptmann Käss hob die Beteiligung seiner Einheit hervor und schob die Verantwortung nicht auf die Sonderkommandos des Sicherheitsdienstes ab. Den Befehl zur tödlichen »Aussiedlung der Juden« hatte Generalleutnant Alfred von Puttkamer (1882–1946) in seiner Eigenschaft als Stadtkommandant von Charkow am 14. Dezember 1941 erteilt. Bei der Erfassung der Juden konnte er sich auf die 
 kollaborierende Stadtverwaltung verlassen. Die meisten Charkower Juden wurden in der Schlucht von Drobyzkyj Jar erschossen, Frauen und Kinder zum Teil in Gaswagen mit den Auspuffgasen erstickt.

Der in Charkow stationierte Feldwebel Anton Böhrer (1915–1944) berichtete am 25. Dezember 1941 seiner Schwester Adolfine von »der schön gestalteten« Weihnachtsfeier mit »harmonisch ineinandergefügtem« Programm und nebenbei, wenn auch leicht verklausuliert, von der Ermordung der Juden: »Die Juden sind nun glücklich ausgewandert. Die ukrainische Bevölkerung hat sich sehr darüber gefreut. (…) Diesem Gesindel verdanken wir den ganzen Krieg, und es ist gut, dass sie nun zusammengesperrt werden und von sich selbst aus zugrunde gehen. Manche Kugel wird gespart und der Nachschub hat leichtere Arbeit. In diesem Sinne darf man nie Erbarmen haben.« Wachtmeister Böhrer schrieb diese Sätze im Dezember 1941. Noch wähnte er sich dem Sieg nah. Der Obergefreite Heinz Satorio (1914–1944) schrieb am 20. Mai 1942 von einem unbekannten Ort in Russland an seine Schwester Elly. Ihn plagte nach dem Winter eine gewisse, allerdings sofort verdrängte Skepsis:


Wir werden und müssen siegen, denn sonst würde es uns schlecht gehen. Das ausländische Judengesindel würde sich fürchterlich am Volk rächen, denn hier sind, um der Welt endlich Ruhe und Frieden zu bringen, Hunderttausende von Juden hingerichtet worden. Vor unserer Stadt sind auch zwei Massengräber. In einem liegen 20000 Juden und in dem anderen 40000 Russen. Zuerst ist man zwar davon erschüttert, aber wenn man an die große Idee denkt, dann muss man ja selbst sagen, dass es nötig war. Jedenfalls hat die SS
 ganze Arbeit geleistet und man hat ihr viel zu verdanken.



Allerdings zweifelte auch Satorio am bald zu erreichenden Endsieg. Das zeigt sein Brief vom 26. Mai 1942. Darin heißt es, er und alle Kameraden seiner Einheit seien der Meinung, »dass wir den Krieg gewinnen müssen«, weil anderenfalls »alle Deutschen totgeschlagen 
 werden, wenn wir den Krieg verlieren«. Wie bekannt, fotografierten viele Soldaten die barbarische Behandlung der Juden und der sowjetischen Kriegsgefangenen. So zum Beispiel der Obergefreite Kurt Miethke, geboren 1904 in Berlin. Allerdings hatte ihn, der im September 1944 in Rumänien umkam, die Siegeszuversicht verlassen. Vorsorglich schrieb er am 12. Juli 1944 seiner Frau, bestimmte Bilder aus seinem Fotoalbum zu vernichten, falls das wegen des feindlichen Vorrückens geboten sei: »Wenn es sich als nötig erweist, dann muss es eben sein, so schade es darum ist. Das sind die Bilder mit den Juden und Gefangenen.« Miethke war in der Ukraine und in Rumänien als Wachmann für Kriegsgefangene eingesetzt gewesen.

Je mehr deutsche Soldaten selbst zu Mördern wurden oder als Zeugen erlebten, wie vor ihren Augen spezielle Killerkommandos des Sicherheitsdienstes, der Sicherheits- und Ordnungspolizei, der Gestapo und der Waffen-SS
 Massenerschießungen vollzogen, desto häufiger tischten die NS
 -Führer ihre Lüge auf, die Kriegsgegner beabsichtigten, die Deutschen in ihrer Gesamtheit auszurotten. Zum Beispiel fand sich in den Zeitungen am 11. Dezember 1942, kurz vor der nicht mehr abzuwendenden Niederlage in Stalingrad, die Schlagzeile »Ein infernalischer Ausrottungsplan«. In der Meldung hieß es, »das internationale Judentum« habe in Gestalt eines Emigranten namens Haffner »die Tötung aller SS
 -Männer« verlangt, also »die Tötung von etwa 500000« jungen Deutschen. Die Straßburger Neuesten Nachrichten titelten in redaktionseigener Zuspitzung: »500000 junge deutsche Männer sollen füsiliert werden«.

Diese Propaganda verfing bei den Soldaten, weil sie einfach umdrehte, was sie ständig taten, begünstigten, miterlebten und wussten. In britischer Gefangenschaft äußerte ein Soldat namens Bach im Gespräch mit einem Kameraden im Sommer 1943: »Diesen Krieg zu gewinnen, das ist die letzte Chance für Deutschland. (…) Wenn die Alliierten ihre Pläne verwirklichen können, dann sind wir alle am Arsch. Was meinst du, wie die Juden dann triumphieren! Dann werden wir nicht einfach erschossen – auf ganz bestialische Art kommen 
 wir dann um.« Darüber, wie die Massenmorde auf die Deutschen zurückfallen könnten, unterhielten sich auch der fünfundvierzigjährige Stabsgefreite Erich Manger und der dreißigjährige Heeressoldat Erich Mehlis am 1. März 1945 in amerikanischer Gefangenschaft. Manger erzählte von einem Unteroffizier Hans Thoma(s), der bei einem Spähunternehmen – ohne jeden Grund – die unbewaffneten Eltern eines etwa achtjährigen Mädchens erschossen hatte. Er konnte nur knapp davon abgehalten werden, auch noch das Kind zu erschießen, und erwarb sich mit dieser Tat den Beinnamen »Russentöter«. Darauf entspann sich im Gefangenenzimmer folgender Dialog:



Mehlis:
 Davor habe ich Angst, wenn die Russen jetzt zu uns kommen und dasselbe machen. Man muss tatsächlich damit rechnen, denn wir haben es ihnen ja erst vorgemacht.


Manger:
 Ebenso diese Verschleppungen (von Zwangsarbeitern).


Mehlis:
 Davor habe ich auch Angst – Frauen und Kinder, was da geschieht, wenn die das Gleiche machen.


Manger:
 Ich kann ja mit ruhigem Gewissen sagen, ich hätte nie Frauen und Kinder erschießen können. Im Kampf steht Mann gegen Mann, aber wehrlose Frauen und Kinder. Ebenso dieses Erschießen von Juden, was von so vielen gemacht wird.



Im März 1944 schrieb der in Fürth ansässige Lebküchner und Freimaurer Daniel Lotter (1873–1953) für sich jene Ahnungen nieder, die seit zweieinhalb Jahren Stück für Stück in das Gedankenleben der Deutschen eingesickert waren und sich dort langsam, aber ungebremst ausbreiteten:


Und was haben wir sonst noch alles auf dem Gewissen! Wie wurde gelogen, verleumdet, gestohlen und gemordet. (… Daran,) wie wir die Juden behandelten, kann man nur mit Grausen und brennendem Schamgefühl zurückdenken. Unsere gehäufte Schuld schreit nach Sühne, und es scheint, als ob der Tag der Vergeltung nicht mehr fern 
 ist. Die von Hitler ausgegebenen Parolen, dass es keinen Kompromiss geben darf und nur die Wahl bleibt zwischen Sieg und völligem Untergang, scheint fürchterliche Wahrheit zu werden.
[1]





Hauptmann Hermann Kaiser (*1885) besuchte den mittlerweile über achtzigjährigen Berliner Historiker Friedrich Meinecke in regelmäßigen Abständen und vermerkte die Gesprächsverläufe in knapper Form. Am 16. Mai 1943 hielt er fest, was Meinecke als das einzig noch verbliebene Ziel der NS
 -Regenten ansah: »Sie möchten das deutsche Volk am liebsten in die Rolle der Nibelungen beim Endkampf treiben, Kampf bis zum Untergang in dem brennenden Palast.« Kaiser gehörte dem konservativen Widerstand an, wurde nach dem Attentat Stauffenbergs sofort verhaftet und am 23. Januar 1945 in Berlin-Plötzensee hingerichtet.

Meinecke wird sich auch auf die erste offizielle Rede zum Untergang der 6. Armee in Stalingrad vom 30. Januar bezogen haben. Gehalten hatte sie Hermann Göring, der die selbstverschuldete Katastrophe zum »größten Heroenkampf unserer Geschichte« stilisierte, vergleichbar nur mit dem Ende der Nibelungen: »Wir kennen ein gewaltiges Heldenlied von einem Kampf ohnegleichen, es heißt ›Der Kampf der Nibelungen‹. Auch sie standen in einer Halle voll Feuer und Brand, löschten den Durst mit dem eigenen Blut, aber sie kämpften bis zum Letzten.« Thomas Mann sprach im März 1945 von »gotischem Untergangspathos«, das seit dem Ende der Blitzkriege »für den verlorenen Siegesglauben« habe aufkommen müssen.

In seinen entschiedenen Vorbehalten gegen die Regierenden wusste sich Meinecke mit seinem Lieblingsschüler und Freund Siegfried A. Kaehler (1885–1963) einig. Ähnlich wie Goerdeler beurteilten beide die militärischen Aussichten – trotz zunächst glanzvoll erscheinender Siege – von Anfang an skeptisch. Das Wort Jude sucht man in ihrem recht offen geführten Briefwechsel vergeblich (beiden waren dezente Ressentiments gegen Juden nicht fremd). Die deutschen Massenverbrechen sparten sie in ihren Briefen lange Zeit aus. Das änderte 
 sich erst ein gutes Jahr vor Kriegsende: »Aus sehr guter
 Quelle hörte ich«, schrieb Kaehler, »dass in einer – zivilen – Spitzenversammlung die ›maßgebliche‹ Äußerung – im Januar – gefallen ist: ›Es gibt nur zwei Möglichkeiten – der Endsieg oder der ehrenvolle Untergang wie bei den Nibelungen
 .‹«

Die Begründung für das Entweder-oder ließ Kaehler erst Anfang März 1944 ins eigene Bewusstsein sickern, nachdem ihn General Friedrich Hoßbach (1894–1980) ziemlich unverblümt ins Bild gesetzt hatte: Die im Frühjahr 1943 entdeckten und von Deutschland propagandistisch (für innenpolitische Zwecke) genutzten Mordtaten bei dem Dorf Katyń, wo sowjetische Geheimdienstler 1940 etwa 4400 polnische Offiziere erschossen hatten, seien »eine sehr kleine Angelegenheit im Vergleich mit Vorgängen, welche zu Lasten unserer Verantwortung gehen«. Ähnliche Worte fand Generalmajor Neuffer in den abgehörten Gesprächen mit seinem gleichrangigen Mitgefangenen Gerhard Bassenge: Katyń sei »eine Kleinigkeit im Vergleich zu dem, was wir uns da geleistet haben«, und später: »Da ist Katyń ein Waisenknabe dagegen.«
[2]



Als deutsche Zeitungen im April 1943 »sich nicht genug tun konnten«, über die Massengräber von Katyń in aller Breite zu berichten, und bekannt wurde, dass Mitarbeiter der sowjetischen Geheimdienst- und Terrororganisation NKWD
 hier, und nicht nur hier, Tausende polnische Offiziere sowie Angehörige der geistigen und geistlichen Elite per Genickschuss ermordet hatten, schrieb Daniel Lotter:


Selbstverständlich schiebt man auch diese Untat den Juden als den angeblichen Henkersknechten in die Schuhe. Wahrscheinlich will man dadurch vergessen machen, dass die kulturell so hochstehenden Deutschen auch die Rolle von »Henkersknechten« spielten, als sie Hunderte Insassen von Heil- und Pflegeanstalten und Tausende von Juden – darunter auch Frauen und Kinder – ermordeten. Meine Feder sträubt sich ja, dies niederzuschreiben. Ich habe es aber so oft und von glaubwürdiger Seite versichert bekommen, dass ich leider 
 nicht mehr daran zweifeln kann. Zudem hat ja Hitler vor aller Welt erklärt, dass die Ausrottung der Juden in Europa das Ergebnis dieses Krieges sein wird.



Die Sprachregelung für die Stalin’schen Massenmorde an polnischen Offizieren lautete in der Tat »Auf Befehl Judas erschossen«. Die Berichte bezweckten im Wesentlichen nicht, die sowjetischen Massenmörder moralisch-anklagend bloßzustellen, vielmehr sollten sie möglichst allen Deutschen klarmachen, was ihnen bevorstehe, wenn sie in diesem Krieg eine Niederlage erleiden würden. Wie diese Propagandaaktion funktionierte, lässt sich in fast allen deutschen Zeitungen nachlesen, die während dieser Wochen das Thema Katyń aufgriffen. Hier nur wenige typische Beispiele:

Auf dem Bonner General-Anzeiger prangte am 15. April 1943 der Aufmacher »Juden befehligten die GPU
 -Erschießungstrupps«; »Der Massenmord von Katyn: Das Werk jüdischer Schlächter« titelte der Völkische Beobachter am selben Tag; das Wittener Tageblatt folgte am 17. April mit der Schlagzeile »Die Mordfratze des Weltjudentums«; der Bochumer Anzeiger machte mit der Schlagzeile auf: »So systematisch grausam mordet Juda«. Das Tageblatt für Falkenberg und Hainichen wählte am 5. Mai die Überschrift »Die Blutfratze des Sowjetjuden. ›Kämpft mit allen Waffen gegen den jüdischen Bolschewismus‹«, die Zwischenüberschrift lobte die »Pflichterfüllung bis zum Tode«, mit der sich Soldaten aller Waffengattungen und der Waffen-SS
 diesem tückischen Feind entgegenstellen würden. Der Neue Tag (Köln) alarmierte am selben Tag mit den Worten »Schicksal von Katyń würde jedes Volk treffen«.

Die Tendenz hatte Goebbels für die Wochenschau vorgegeben: Die Filmsequenzen von den Massengräbern in Katyń seien »wahrhaft schauerliche«, was gewiss stimmte. Man wage sich nicht vorzustellen, »was aus Deutschland und aus Europa würde, wenn diese asiatisch-jüdische Flut« über unser Land und unseren Erdteil hereinbräche. Daraus folgte für ihn: »Alle Kräfte müssen bis zum 
 letzten Atemzug eingesetzt werden, um dieses Unglück zu verhindern.« Mit Hitler wusste sich Goebbels darin einig, den Anlass Katyń sofort dafür zu nutzen, »das Judenproblem in die Debatte« zu werfen und »jüdische Bestialität« hervorzuheben. Der Journalist und Schriftsteller Franz Rose (1888–1971) schrieb dazu im November 1943 unter der Überschrift »Feindagitation« zu den Absichten der Alliierten, falls Churchill, Roosevelt, Ehrenburg, Weizmann und deren »Propagandatross« den Krieg gewinnen sollten: »Ihre ›Friedensziele‹ lauten: Vernichtung, Ausrottung, Kastrierung, Katynisierung, Versklavung, sibirische Zwangsarbeit, Aushungerung nach indischem Muster, Zerstörung der Arbeitsstätten und so fort!«
[3]

 Der Artikel stand im Kontext der Propagandakampagne »Ganz Europa ein Katyń«.






3
 Lebensmittel »für 1,2 Millionen Juden entfallen«



Vier Tage nachdem Hitler angekündigt hatte, Juden werde »das Lachen überall vergehen«, legte Hermann Göring nach. Als Anlass nutzte er seine Ansprache zum Erntedankfest am 4. Oktober 1942. Zunächst und hauptsächlich versprach er seinem Volk höhere Lebensmittelzuteilungen. Meine Eltern hörten die Rede während ihrer dreitägigen Hochzeitsreise im Radio. 60 Jahre später befragte ich meine Mutter nach dem Inhalt. »Ja«, antwortete sie, »ich erinnere mich genau. Er hatte so eine ruhige und beruhigende Stimme.« – »Was hat er denn gesagt?« – »Vor allem hat er gesagt, dass wir bald wieder mehr zu essen bekommen würden.« Diese Erinnerung entsprach exakt dem, was seinerzeit der Sicherheitsdienst der Berliner Führung zu der fraglichen Rede vermeldet hatte: »Einfache Volksgenossen gaben ihren Gesamteindruck mit den Worten wieder: ›Göring sprach zum Herzen und zum Magen.‹«

In der Tat verfügte dieser über eine selbst von Goebbels bewunderte wohltemperierte, kräftige und Sicherheit einflößende Stimme. 
 In seinem teils launisch-witzelnd vorgetragenen Wortschwall hob er mehrfach hervor, die Ernährung werde sich von nun an stetig verbessern. »Zuerst und vor allem in der Stillung des Hungers und der Ernährung kommt das deutsche Volk«, versprach er, »und wenn in Europa gehungert« werden müsse, dann »in Deutschland auf keinen Fall«. Erst in den für den erwünschten psychologischen Nachhall wichtigen Schlusssätzen kam Göring – scheinbar zusammenhanglos – auf die Juden zu sprechen: »Deutsches Volk, du musst wissen, wird der Krieg verloren, bist du vernichtet. Der Jude steht mit seinem unendlichen Hass hinter diesem Vernichtungsgedanken.«

Daran konnte sich meine Mutter überhaupt nicht erinnern, ebenso wenig an ähnliche Formulierungen in anderen Reden oder Zeitungsartikeln. Auch das entsprach Hitlers, Görings und Goebbels’ Absicht. Deren gehäufte Anspielungen auf die in jenen Wochen dem Höhepunkt zusteuernden Massenmorde an den europäischen Juden und die – unausgesprochen – daran gekoppelte angeblich unausweichliche Rache im Fall der Niederlage sollten ins Unterbewusstsein des Volkes dringen und nur eines bewirken: das rationale Denken trüben, es am besten außer Kraft setzen. So konnte die mafiose Gemeinschaft von Volk und Führung formiert werden – zusammengekittet mit Hilfe arbeitsteilig begangener und geduldeter Verbrechen, gemeinschaftlichen Profitierens und konkreter, zumindest aber ahnungsvoller Mitwisserschaft.

Anders als meine Mutter hatte Victor Klemperer den vom Wortgeklingel Görings übertönten Grundton schon zuvor herausgehört, nämlich am 15. September, als die Zeitungen »triumphierend« eine deutliche »Erhöhung der Brot- und Fleischration« versprochen hatten: »Ob das Bluff ist? Eine Desperadomaßnahme? Immerhin: Selbst in diesem Fall stopft es für eine Weile die Mäuler, der Krieg geht weiter, und die Zeit ist gewonnen, die zu unserer Ausrottung gebraucht wird.« Die von Klemperer genannte Meldung stand am 15. September zweispaltig auf der ersten Seite sämtlicher deutschen Tageszeitungen. Sie enthielt eine detaillierte Tabelle zu den ab 19. Oktober fälligen, 
 durchaus beachtlichen Zulagen an Lebensmitteln für jeden Einzelnen. Begründend stand in dem Artikel, die Möglichkeit zu verbesserten Rationen verdanke sich den »von der Wehrmacht eroberten fruchtbaren Ostgebieten«, der »Tatkraft« deutscher Landwirtschaftsführer (sprich: Ernteräuber) in den besetzten Ländern und der »erheblichen« Herabsetzung von Getreidelieferungen an andere Staaten.

Um die Gemüter und die wackelige Stimmung zusätzlich zu beruhigen, sollte ursprünglich am selben Tag eine »Sondermeldung über Stalingrad« erscheinen. Laut Anweisung der Reichspropagandaämter hatten die Zeitungen für diesen Tag »alles für das sofortige Herauswerfen von Extrablättern vorzubereiten«. Selbst »der dafür erforderliche Papierverbrauch« war schon genau geregelt, wie der Redakteur der Münsterschen Zeitung Wantzen in seinem Tagebuch festhielt. Erst wurde die Sondermeldung verschoben, dann in aller Stille aus dem propagandistischen Programm gestrichen, und Wantzen fragte sich spöttisch: »Ob heute noch eine Sondermeldung kommt?« Wie Goebbels in seinem Tagebuch behauptet, um von seinen eigenen Anweisungen an die Reichspropagandaämter abzulenken, hatte Hitler die Extrablatt-Idee selbst entwickelt und die Vorbereitungen veranlasst, während er, Goebbels, das Erscheinen einer solchen Sondermeldung in letzter Minute abgebogen und sich dem seiner Ansicht nach Wesentlichen zugewandt habe: »dem Ernährungsproblem« – der »Kernfrage unserer innenpolitischen Lage«.

Der Stimmungsbericht des Sicherheitsdienstes fasste die Effekte der Ankündigung erhöhter Lebensmittelrationen zwei Tage später, am 17. September, zusammen und pickte zum Beweis die folgenden, Volkes Mund abgelauschten Kommentare heraus: »Das ist wichtiger als zehn Sondermeldungen«, »endlich wieder mehr Brot«, »nun will ich auch wieder gern mehr Überstunden machen«. Negative Urteile wurden demnach nur vereinzelt festgestellt: Das Ganze sei eine »Masche«, sagten manche, »um das Volk zum ›Durchhalten‹ zu bewegen und bei guter Stimmung zu halten«, oder es sei doch leicht, »dem Volke etwas zu nehmen, um es ihm hinterher mit lautem Getöse wiederzugeben«.


 Vier Wochen später, am 14. Oktober, realisierte Victor Klemperer mit Entsetzen, was die allgemeine Erhöhung der Lebensmittel für ihn und seine jüdischen Leidensgenossen bedeutete: »Gestern kam das unglaubliche Gerücht, das sich heute bewahrheitete: den Juden werden alle Fleisch- und Weißbrotmarken entzogen. (…) Vor wenigen Tagen erklärte Göring: Das deutsche Volk werde nicht hungern, das Hungern überlasse er notfalls den besetzten Gebieten. Und nun also können die Juden wie die gefangenen Russen die Mülltonnen durchsuchen.« Tatsächlich hatte das Ernährungsministerium am 18. September 1942 festgelegt, Juden weder Fleisch noch Fleischwaren zukommen zu lassen, weder Eier und Weizenprodukte noch Frischmilch oder Zulagen für Kinder, Kranke, Schwangere und stillende Mütter. Desgleichen wurden Juden, die Zwangsarbeit leisten mussten, ausnahmslos von allen Sonderzuteilungen für Lang-, Nacht-, Schwer- und Schwerstarbeiter ausgeschlossen, ebenso vom Kauf nicht rationierter Lebensmittel.

Den entsprechenden Runderlass hatte das Ernährungsministerium am 18. September an die nachgeordneten Behörden verschickt, drei Tage nachdem die Erhöhung der Lebensmittelrationen für sogenannte Blutsdeutsche mit großem Trara verkündet worden war. Die einschneidenden Kürzungen für Juden und die Erhöhung der Brotration um 250 Gramm und der Fleischration um 50 Gramm wöchentlich für Arier traten am selben Tag, am 19. Oktober, in Kraft. Deutsch-arische Schwer-, Schwerst-, Lang- und Nachtarbeiter erhielten zu ihren ohnehin erheblich höheren Fleischrationen 100 Gramm mehr pro Woche. Ebenso stiegen die Rationen für Kinder und Jugendliche spürbar. Wer kein Fleisch wollte, erhielt im Austausch statt 50 Gramm Fleisch 250 Gramm Weizenmehl.
[1]



Im September 1939 hatten die Vorräte der Reichsgetreidereserve 5,5 Millionen Tonnen betragen, bis zum 30. Juni 1941 waren sie auf zwei Millionen Tonnen, bis zum 30. Juni 1942 auf 670000 Tonnen gesunken – auf den tiefsten Stand während des gesamten Krieges (Kapitel IV
 .4). Das konnte trotz der gewaltsamen Ausplünderung 
 Europas nicht mehr lange gutgehen. Zweifellos stützte sich Görings Versprechen, die deutsche Bevölkerung besser zu ernähren, auch auf den von ihm selbst vorangetriebenen Beschluss, die quantitativen und vor allem qualitativen Lebensmittelrationen für die noch in Deutschland verbliebenen Juden auf Hungerniveau herabzudrücken. Indes ahnte Victor Klemperer nicht, in welch ungeheuerlichem Ausmaß die Strategen der Kriegsernährung schon zuvor die Morde an den polnischen und westukrainischen Juden einkalkuliert hatten, um deutsche Frauen, Säuglinge, Kinder, Greise und Soldaten ausreichend zu versorgen.
[1]



Im besetzten Polen waren die Lebensmittelzuteilungen für Juden mit Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion drastisch reduziert und die Möglichkeiten des Schmuggelns für die zum allergrößten Teil Ghettoisierten mit drakonischen Maßnahmen minimiert worden. Wie sich das auswirkte, zeigt die Sterbestatistik für die zunächst 400000, dann bis zu 450000 Juden, die im Warschauer Ghetto auf engstem Raum eingeschlossen waren.

Obwohl das Ghetto nicht mehr als sonst von Epidemien heimgesucht wurde und im Sommer die Kälte als Todesursache ausschied, starben im Januar 1941: 898 Insassen, im Februar: 1023, im März: 1608, im April: 2061, im Mai: 3811, im Juni: 4290, im Juli: 5550, im August: 5560, im September: 4545. Der Historiker Czesław Pilichowski 
 (1914–1984) gab die Anzahl der in Warschau verstorbenen Juden für 1940 mit 8981 an, für 1941 mit 43239. Das heißt: Während der Monate Oktober, November, Dezember starben pro Monat durchschnittlich etwa 4000 Ghettoinsassen. In der ersten Jahreshälfte 1942, also bis zum Beginn der Massendeportationen in die Mordstätte Treblinka am 22. Juli, starben 39719 der im Ghetto Eingeschlossenen an Hunger, Kälte und Seuchen, etwa 6500 pro Monat. Dazu sei angemerkt: Die deutschen Machthaber hatten das Ghetto Warschau erst am 15. November 1940 vollständig abgeriegelt. Im Verlauf des Februar 1941 pferchten sie zusätzlich noch 62000 ihrer sämtlichen Habe beraubte Juden aus dem westlichen Teil des Distrikts Warschau in das Ghetto (Kapitel XIII
 .2).

Erwartungsgemäß versuchten die Verhungernden, die Ghettomauern zu überwinden und sich auf dem Schwarzmarkt Lebensmittel zu beschaffen. Um das zu verhindern, schlug der für Warschau zuständige Stadtarzt Wilhelm Hagen (1893–1982) vor, »vagabundierende Juden werden erschossen«. Er empfahl diese Maßnahme in seiner Denkschrift zur Seuchenfrage vom 7. Juli 1941, die er dem Gouverneur des Distrikts Warschau, Ludwig Fischer (1905–1947), übergab. Hagen untermauerte seinen Vorschlag mit der Behauptung, Juden würden die kriegsbedingt stark angestiegenen, oftmals tödlich verlaufenden Fleckfiebererkrankungen häufig übertragen und somit Deutsche und christliche Polen gefährden. (Hagen war bis 1933 Stadtmedizinalrat von Frankfurt am Main gewesen und als aktiver Sozialdemokrat sofort entlassen worden. Daraufhin betrieb er eine Privatpraxis, 1938 trat er der NSDAP
 bei und wurde 1940 für den öffentlichen Gesundheitsdienst im besetzten Polen reaktiviert.)

Im Herbst kam Dr. Jost Walbaum (1889–1969), ein zutiefst überzeugter NS
 -Gefolgsmann und Chef der Gesundheitsabteilung des Generalgouvernements, auf diesen Vorschlag zustimmend zurück. Anlässlich einer von ihm zum 13. Oktober einberufenen dreitägigen Konferenz mit seinen Amtsärzten und weiteren Interessierten führte er vor einem großen Zuhörerkreis aus:



 Natürlich wäre es das Beste und Einfachste, den Leuten (in den Ghettos) ausreichende Ernährungsmöglichkeiten zu geben. Das geht aber nicht. Das hängt eben mit der Ernährungs- und Kriegslage im Allgemeinen zusammen. (…) Man muss sich, ich kann es in diesem Kreise offen aussprechen, darüber klar sein, es gibt nur zwei Wege, wir verurteilen die Juden im Ghetto zum Hungertode oder wir erschießen sie. Wenn auch der Endeffekt derselbe ist, das andere wirkt abschreckender. Wir können aber nicht anders, wenn wir auch möchten; denn wir haben einzig und allein die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass das deutsche Volk von diesen Parasiten nicht infiziert und gefährdet wird, und dafür muss uns jedes Mittel recht sein.



Das Protokoll vermerkt an dieser Stelle »Beifall, Klatschen«. Anschließend hielt Hagen einen längeren Vortrag zur Seuchenlage. Walbaum wird seine Worte zuvor mit Generalgouverneur Frank besprochen haben, denn dieser erließ, pünktlich zur Ärztetagung, am 15. Oktober 1941 die Dritte Verordnung zur Aufenthaltsbeschränkung im Generalgouvernement. Darin heißt es: »Juden, die den ihnen zugewiesenen Wohnbezirk unbefugt verlassen, werden mit dem Tode bestraft.« In der Praxis bedeutete das: werden umstandslos erschossen. Der offizielle Schießbefehl gegen »umherwandernde Juden«, der »streng zu handhaben« sei, folgte am 21. November 1941.

Parallel zur Ärztetagung im südpolnischen Kurort Bad Krynica hielt Frank eine zweitägige Regierungssitzung in Warschau ab, bei der die Probleme des Ghettos auf der Agenda standen. Als unmittelbar zuständiger Gouverneur des Distrikts Warschau erklärte Fischer dazu: »Die Sterblichkeitszahlen werden zweifellos im Winter ansteigen. Aber schließlich handelt es sich bei diesem Krieg um eine Auseinandersetzung mit dem Judentum in seiner Gesamtheit.« Zusammenfassend trug er vor, eine solche Politik könne durchaus verantwortet werden, weil damit die Wiege »des Judentums, aus der sich das gesamte Weltjudentum stets von neuem ergänzt, von uns vernichtend getroffen« werde. Auf die vom Ernährungsminister des 
 Generalgouvernements (offiziell: Leiter der Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft) Karl Naumann (1905–1976) aufgeworfene Frage, ob sich das Ghetto nicht doch besser mit Nahrungsmitteln versorgen ließe, entgegnete Hans Frank, »dass für die jüdische Bevölkerung
 weitere Lebensmittel nicht zur Verfügung gestellt werden«.

»Der Massenmord an der jüdischen Bevölkerung mit den Methoden der Unterversorgung hatte«, fasst Gerlach zusammen, »schon zu diesem Zeitpunkt eingesetzt.« Wie dargestellt, hatte auch Eichmanns Beauftragter in Posen, Rolf Heinz Höppner, im Juni 1941 angesichts des kommenden Winters und mit ausdrücklichem Hinweis auf die allgemeine Lebensmittelknappheit ein »schnell wirkendes« Tötungsmittel ins Gespräch gebracht, um die »nicht arbeitseinsatzfähigen Juden« im Warthegau und insbesondere im Ghetto Lodz (Kapitel X.3) zu ermorden, anstatt sie verhungern zu lassen. Auch hier war der Zusammenhang zur Ernährungspolitik offensichtlich, zumal der zuständige Gauleiter Arthur Greiser (1897–1946) im Februar 1941 erklärt hatte: »Die Aufgabe« des fruchtbaren Getreideüberschussgebiets Warthegau bestehe nach den Vorgaben Hitlers und Görings darin, »die Produktion von Getreide, Getreide und nochmals Getreide« für Deutschland sicherzustellen.

Die seit dem Frühjahr 1941 exzessiv gesteigerte Hungerpolitik gegen zweieinhalb Millionen Juden im teils besetzten, teils annektierten Polen verlief zeitlich parallel zur Entwicklung der Hungerpläne für den bevorstehenden Krieg gegen die Sowjetunion und dann parallel zum Hungermord an Hunderttausenden sowjetischen Kriegsgefangenen. Als Hans Frank am 16. Dezember 1941 seinen engsten Mitarbeitern von der Berliner Entscheidung berichtete, die polnischen Juden möglichst bald zu »liquidieren«, bezeichnete er Juden seines Machtbereichs als »für uns außergewöhnlich schädliche Fresser«. Das heißt, er argumentierte im Kontext der »Endlösung der europäischen Judenfrage« nicht nur, aber auch mit den Problemen der sehr angespannten Versorgungslage. Zur selben Zeit war Frank dafür mitverantwortlich, dass von den in Lagern des Generalgouvernements untergebrachten 
 361000 sowjetischen Kriegsgefangenen bis April 1942 mehr als 85 Prozent infolge von Hunger und Kälte gestorben waren.
[2]



Das dicht bevölkerte, von seinen Kornkammern im ehemaligen Westen (Warthegau) und Osten (Podolien, Wolhynien) abgeschnittene sogenannte Rumpfpolen namens Generalgouvernement musste bis Mitte 1942 relativ wenige Lebensmittel an Deutschland abführen. Das änderte sich im Hinblick auf die Ernte des Jahres 1942 radikal. Die entsprechenden Entscheidungen waren im Mai getroffen worden. Unmittelbar nachdem Staatssekretär Herbert Backe Hitler erläutert hatte, wie dramatisch schlecht sich die Versorgungslage für die deutsche Zivilbevölkerung, die Soldaten, die Zwangsarbeiter und auch die Bevölkerungen in den kollaborierenden Staaten entwickle, beauftragte ihn Hitler am 23. Mai endgültig mit der Führung der Geschäfte des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft. Dessen schon seit 1936 Stück für Stück von Backe entmachteter Chef Walther Darré behielt seinen Ministertitel, mehr jedoch nicht.

Am selben Tag sprach Hitler mit Frank über das Thema »Ernteerfassung« im Generalgouvernement; Letzterer traf sich anschließend mit Goebbels, der über das Gespräch notierte, Franks Judenpolitik »ist auch nicht von Pappe«. Anschließend erklärte Backe Goebbels die Gründe für die prekäre, teils miserable Ernährungslage der deutschen städtischen Bevölkerung: Zwar könne man aus dem Norden des deutsch besetzten Teils der Sowjetunion wahrscheinlich noch einiges Getreide nach Deutschland liefern, weil dort die Aussaat nach dem Ende der Kampfhandlungen im Wesentlichen geglückt sei, nicht jedoch in der Ukraine, dem allerfruchtbarsten Gebiet. Hier hatten die immer noch nicht beendeten Kämpfe die landwirtschaftlichen Arbeiten großflächig zum Erliegen gebracht. Folglich müsse man »froh sein, wenn wir von den dortigen Erträgnissen unsere dortigen Truppenbestände und die Bevölkerung ernähren können«. Gemeint waren nur die Ukrainer, die als Zwangsarbeiter im besetzten Gebiet, als Hilfspolizisten (insgesamt 200000 junge Männer) oder als Landarbeiter auf den Getreidefeldern für deutsche Interessen eingesetzt waren.


 Mit anderen Worten: Für den Winter 1942/43 fiel die Ukraine als Getreidelieferant für die deutsche Bevölkerung weitgehend aus. Daraus schloss Goebbels nach all den Gesprächen mit Frank, Backe und auch Himmler und einer anschließenden Rede Hitlers vor den Reichs- und Gauleitern: »Je mehr Entlastung wir für die innere Ernährungslage bekommen, desto eher sind wir in der Lage, die Dinge im Reich selbst stabil zu halten.« Und: »Ehe wir verhungern, sind noch eine Reihe weiterer Völker dran, und zwar diejenigen, deren Regierungen uns in diesen Krieg hineingezwungen haben.« Das waren, wie Hitler und Goebbels immer wieder betonten, die Juden im deutsch besetzten Europa.

Vier Wochen später, am 22. Juni 1942, trafen sich Backe und Himmler. Am folgenden Tag sprach Backe mit den landwirtschaftlichen Sachbearbeitern der besetzten Gebiete und erklärte ihnen unumwunden, in ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen müsse bei der Ernteerfassung »rücksichtslos durchgegriffen werden; Sentimentalitäten sind heute unmöglich«. Bei dieser Gelegenheit verlangte er von dem im Generalgouvernement zuständigen Karl Naumann, ab sofort erhebliche Mengen Lebensmittel nach Deutschland zu liefern. Als dieser widersprach und auf den schon bestehenden Hunger der (christlichen) polnischen Bevölkerung verwies, entgegnete Backe kühl: »Im G.G. (Generalgouvernement) befinden sich noch 3,5 Millionen Juden. Polen soll noch in diesem Jahr saniert werden.«
[2]



Einen Monat später forderte Backe bei einer Besprechung mit Göring und Fritz Sauckel, dem Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, die Abgabemengen aus dem Generalgouvernement auf 500000 Tonnen Getreide und 250000 Tonnen Kartoffeln pro Jahr 
 zu vervielfachen. Nach einigem Hin und Her und einer Vorsprache Görings bei Hitler beschloss Göring, »dem Generalgouvernement die Gestellung von 600000 Tonnen Getreide, 150000 Tonnen Kartoffeln, 30000 Tonnen Fleisch, 5000 Tonnen Zucker zuzüglich des Bedarfs der Besatzungseinheiten« aus der laufenden Ernte aufzuerlegen. Das geschah am 6. August 1942 im Zuge einer großen Sitzung, zu der Göring die Reichskommissare und Militärbefehlshaber der besetzten Länder Europas und auch Generalgouverneur Hans Frank nach Berlin zitiert hatte, um den Beteiligten jeweils höhere Lieferkontingente abzuverlangen. Dabei argumentierte er offensichtlich mit »Entlastungen«, die infolge der beschleunigten Deportation der Juden nicht nur im Generalgouvernement entstehen würden. Denn gemäß einem nur teilweise erhaltenen stenographischen Protokoll erwiderte Reichskommissar Hinrich Lohse, verantwortlich für das Reichskommissariat Ostland, auf eine entsprechende, offenbar an die Versammelten gerichtete, jedoch nicht überlieferte Frage für seinen Herrschaftsbereich: »Darauf kann ich auch (!) antworten. Die Juden leben nur noch zum kleinen Teil; zigtausend sind weg.«

Nachdem Frank aus Berlin nach Krakau zurückgekehrt war, überredete oder zwang er Karl Naumann im Sinne Görings und Backes zum Einlenken. Als das Thema am 24. August auf der Regierungssitzung in Krakau erörtert wurde, sprach Naumann zunächst von der »hohen Belastung«, die infolge der massiven Getreideabtransporte nach Deutschland für die einheimische Bevölkerung entstehen werde. Daraus ergebe sich, fuhr er fort, die Notwendigkeit zu »außerordentlichen Einsparungen«. Wie das geschehen sollte, erklärte er sodann (jedenfalls laut Protokoll) ohne jeden überleitenden Satz: »Die Versorgung der bisher mit 1,5 Millionen Juden angenommenen Bevölkerungsmenge fällt weg, und zwar bis zu einer angenommenen Menge von 300000 Juden, die noch im deutschen Interesse als Handwerker oder sonst wie arbeiten. (…) Die anderen Juden, insgesamt 1,2 Millionen, werden nicht mehr mit Lebensmitteln versorgt.« Naumanns Vortrag einleitend hatte Frank erläutert:



 Der Schritt, den wir heute gemeinsam tun, ist insofern einer der entscheidendsten, weil er für die innere Ordnung dieses Landes ganz bestimmt im Januar und Februar nächsten Jahres gewisse Auswirkungen haben wird. Diese Auswirkungen müssen in Kauf genommen werden, denn bevor irgendwie das deutsche Volk verhungert, müssen selbstverständlich andere daran glauben.



Nachdem Naumann erklärt hatte, mit welchen Methoden im besetzten Polen Lebensmittel eingespart werden sollten, hob Frank den wesentlichen Punkt noch einmal hervor:


Dass wir 1,2 Millionen Juden zum Hungertod verurteilen, sei nur am Rande festgestellt. Es ist selbstverständlich, dass ein Nichtverhungern der Juden hoffentlich eine Beschleunigung der antijüdischen Maßnahmen zur Folge haben wird.



Frank verlangte, die Konsequenzen aus dieser Politik müssten »eiskalt und ohne Mitleid gezogen« und die Ermordung von 1,2 Millionen Juden beschleunigt werden. All das sei jetzt aus einem wichtigen Grund notwendig: »Bevor das deutsche Volk in eine Hungerkatastrophe kommt, sind die besetzten Gebiete und ihre Bevölkerung dem Hunger auszuliefern.« Bis zum Sommer 1943 ermordeten Deutsche mehr als eineinhalb Millionen polnische Juden in den Gaskammern von Belzec, Sobibor und Treblinka – oder erschossen sie, sofern Kapazitäten oder Transportmittel fehlten. Insgesamt waren es 12,5 Prozent der Gesamtbevölkerung des Generalgouvernements.
[3]



 

Die drastische Erhöhung des Abgabesolls aus dem Generalgouvernement erklärt sich nicht allein aus der im Sommer 1942 einkalkulierten Ermordung von 1,2 Millionen Juden: Hinzu kam die Verschleppung von mindestens 360000 christlich-polnischen Zwangsarbeitern und -arbeiterinnen im Jahr 1942 nach Deutschland. Sie entlasteten die Ernährungsbilanz im Generalgouvernement ebenfalls. Entsprechend 
 der Logik deutscher Lebensmittelpolitiker sollten diese Arbeitssklaven mit Getreide aus Polen ernährt werden.

Die Diskussionen um erhebliche Lebensmittelabgaben an die deutsche Zivilbevölkerung fielen mit den seit dem Sommer 1942 extrem beschleunigten Massenmorden an den Juden im besetzten Zentralpolen zusammen. Auch darüber sprach Generalgouverneur Hans Frank in der ihm eigenen Art. Vor Mitgliedern der NSDAP
 , seinen Kreis- und Stadthauptleuten und weiteren höheren Besatzungsfunktionären sagte er am 1. August 1942 im Opernhaus von Lemberg: »Ich spreche hier nicht von den Juden, die wir hier noch haben; mit diesen Juden werden wir auch fertig. Übrigens habe ich heute gar nichts mehr davon gesehen. Was ist denn das? Es soll doch in dieser Stadt einmal Tausende und Abertausende von diesen Plattfußindianern gegeben haben. Es war keiner mehr zu sehen. Ihr werdet doch am Ende mit denen nicht böse umgegangen sein?« Das Protokoll der Rede vermerkt an dieser Stelle »große Heiterkeit«, man darf sich hämisch-wissendes Gelächter vorstellen. In den Sommermonaten 1942 wurden mindestens 70000 Lemberger Juden ermordet. In derselben Rede prahlte Frank damit, das Generalgouvernement sei »finanziell und ernährungsmäßig unabhängig«. Beides stand in enger Beziehung zum Mord an den polnischen Juden.

Wenig später forcierten die Berliner Zentralen das Morden abermals. So ließ Göring den Rüstungsinspektionen im Generalgouvernement mitteilen, sie müssten davon abgehen, »dass der Jude unentbehrlich sei«. Ähnliche Forderungen richteten Hitler, Göring und Backe zur selben Zeit an die Zivilverwaltungen in den an das besetzte Polen anschließenden westukrainischen Gebieten Podolien und Wolhynien. Der Kommandeur des Rüstungskommandos im polnischen Radom, Oberstleutnant Süßmuth, sah darin einen möglichen Vorteil: »Wenn nämlich die legalen Lebensmittelzuweisungen für die Polen dem unumgänglichen Bedarf angepasst werden, wird die Nachfrage im Schwarzhandel so gering werden, da überdies der jüdische Konsument heute fast zur Gänze ausgesiedelt ist.«


 Wie die Abschlussbilanz ergab, lieferte das Generalgouvernement im Kriegsernährungsjahr 1942/43 504000 Tonnen Getreide, 237000 Tonnen Kartoffeln und 33000 Tonnen Fleisch nach Deutschland. Außerdem wurden 130000 Tonnen Getreide, 197000 Tonnen Kartoffeln und 23000 Tonnen Fleisch an die stationären und auf dem Durchmarsch befindlichen Einheiten der Wehrmacht sowie der SS
 - und Polizeitruppen abgegeben. Wie viele Menschen kann man mit dem von Herbert Backe und Göring durchgesetzten Kontingent von Getreide, Fleisch, Kartoffeln und Zucker ernähren? Um den energetischen Wert einzelner Lebensmittel zueinander ins Verhältnis zu setzen, benutzen Statistiker die Bezugsgröße Getreideeinheit (GE
 ): Der Wert 1 entspricht 100 Kilogramm (= eine Dezitonne) Gerste. Demnach entsprechen 100 Kilogramm Kartoffeln einem Energiewert von 0,22, für Raps beträgt der Faktor 2,46, für Weizen 1,04, für Zucker 0,8, für Rindfleisch 5,9, für Schweinefleisch 3,5 usw. Das Minimum, das ein erwachsener Mensch zum Überleben benötigt, wurde seinerzeit mit rund 2,5 Getreideeinheiten (~ 250 Kilogramm Weizen) pro Jahr angesetzt.

Das heißt, mit den geforderten und weitgehend erfüllten Lieferquoten von Getreide, Kartoffeln und Fleisch konnten drei Millionen Menschen an der Grenze zum Hunger oder rund zwei Millionen Menschen ausreichend ernährt werden. Alternativ dazu ließen sich mit den so eingesparten Lebensmitteln für 20 Millionen Deutsche die Lebensmittelrationen um zehn Prozentpunkte erhöhen. Da es in der Kriegsernährungspolitik stets um die städtische Bevölkerung geht und nicht um die Menschen, die sich auf dem Land weitgehend selbst versorgen können, erschien der NS
 -Führung ein solches Kalkül zielführend. Folglich bedankte sich Herbert Backe am 14. Dezember 1942 bei Heinrich Himmler für die »besondere und wirksame Hilfe« der SS
 und Polizei im Generalgouvernement, die es ermöglicht habe, »diesen (hohen) Stand der Ablieferungen zu erhalten«. Himmler übersandte diesen Dank dem dort für die Organisation der Massenmorde an Juden zuständigen Höheren SS
 - und Polizeiführer Friedrich-Wilhelm 
 Krüger (1894–1945) in Krakau. Wie Gerlach anmerkt, klassifizierte Himmler Backes Schreiben zuvor »als ›geheime Reichssache‹, was er wohl kaum getan hätte, wäre es nur um den Polizeischutz für die Erfassung landwirtschaftlicher Produkte gegangen«.

Der schon vorgestellte, dem Nationalsozialismus fernstehende, sehr christlich orientierte Soldat Heinz Meyer bestaunte 1942 besitzesfreudig die noch bewirtschafteten Getreideäcker in der Ukraine – für sich und für die Heimat: »Die riesigen Kornfelder hier werden alle unter deutscher Leitung abgeerntet, das gibt Brot.«
[4]








Fußnoten




	



[1]





Die Interdependenz zwischen dem Mangel an Lebensmitteln in Deutschland und dem gesteigerten Tempo der Massenmorde an den Juden in Polen und in der Westukraine hat Christian Gerlach in seiner Studie »Die Bedeutung der deutschen Ernährungspolitik für die Beschleunigung des Mordes an den Juden 1942« nachgewiesen und 1998 in seinem Buch »Krieg, Ernährung, Völkermord« veröffentlicht. Auf seine, von mir etwas ergänzten Ergebnisse stütze ich mich im Folgenden wesentlich. Sofern einzelne von Gerlach zitierte Dokumente mittlerweile in der 16 Bände umfassenden Quellenedition »Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland 1933–1945« (VEJ
 ) abgedruckt sind, zitiere ich nach diesem leicht zugänglichen Werk.







	



[2]





Die Zahlenangabe »3,5 Millionen Juden« entspricht der Anzahl der Juden, die in den Grenzen Polens vom 31. August 1939 lebten. Diese sollten jetzt insgesamt beschleunigt ermordet werden, im sogenannten Warthegau sowie in den ehemals ostpolnischen, im Hitler-Stalin-Pakt der Sowjetunion zugeschlagenen Gebieten. Im Generalgouvernement lebten im Juni 1941 noch rund 1,5 Millionen Juden.














4
 Die Deutschen »im dumpfen, blöden Schlaf«



Eine Woche nach der Vernichtung der 6. Armee in Stalingrad tagten die Reichs- und Gauleiter am 7. Februar 1943 mit ihrem Führer. Dieser erklärte ihnen in seinem ostpreußischen Waldversteck Wolfsschanze in knappen Worten, sie und das gesamte Volk stünden »vor der Alternative, entweder die Herren Europas zu werden oder eine gänzliche Liquidierung und Ausrottung zu erleben«. Würden die Deutschen in dieser Lage Schwäche zeigen, verdienten sie kein Mitleid, »sondern nichts anderes, als von einem stärkeren Volke ausgelöscht zu werden«. Komplementär dazu wies er eindringlich darauf hin, »dass wir das Judentum nicht nur aus dem Reichsgebiet, sondern aus ganz Europa eliminieren müssen«.

Für den 18. Februar 1943 vermerkt die geschichtliche Chronik zwei im Rückblick bedeutsame, einander antagonistisch ergänzende Ereignisse. Am Vormittag legten die Studenten Hans Scholl (1918–1943) und Sophie Scholl in der Münchner Ludwig-Maximilians-Universität (LMU
 ) regierungsfeindliche Flugblätter der Widerstandsgruppe Weiße Rose aus und wurden vom Hausmeister erwischt. Das geschah um 11.00 Uhr. Um 17.00 Uhr hielt Joseph Goebbels im Berliner Sportpalast, den er »mit richtigen alten Parteigenossen bestücken« 
 ließ, jene Rede, die in der Frage gipfelte »Wollt ihr den totalen Krieg?«. Goebbels reagierte auf Stalingrad und rief zum entschlossenen Kampf. Über den Reichsrundfunk erreichte die Rede viele Zehnmillionen Hörerinnen und Hörer, unter ihnen einige Millionen Soldaten.

Wie der Propagandaminister antworteten auch die zum gewaltlosen Aufbegehren entschlossenen jungen Leute der Weißen Rose auf Stalingrad. Sie verstanden die schwere Niederlage als Menetekel, das die Deutschen endlich dahin bringen müsse, die Herrschaft der Vernichtung und Selbstvernichtung abzuschütteln. »Die Toten von Stalingrad beschwören uns«, schrieben sie in ihr letztes noch vervielfältigtes Flugblatt. Goebbels hatte am 11. Februar feststellen müssen, wie sehr in Deutschland »die Kritik an den Vorgängen an der Ostfront von Tag zu Tag mehr zunimmt«. Am 18. Februar, dem Tag seiner Rede, notierte er nach der Lektüre der Stimmungsberichte, unter den Deutschen herrsche Angst in Anbetracht der militärischen Lage, regelrechte Verzweiflung und »richtige Bestürzung«.
[1]



Als erste Mitglieder der Weißen Rose wurden Sophie Scholl, Hans Scholl und Christoph Probst (1919–1943) am 18. und 20. Februar gefasst. Die per Nachtzug nach München gereisten Richter des Volksgerichtshofs verkündeten am folgenden Montag, dem 22. Februar, um 13.30 Uhr die Todesurteile im Schwurgerichtssaal des Münchner Justizpalasts. Schriftlich begründeten sie: In ihrem Aufruf »An alle Deutschen«, zu dem sich die Angeklagten klar bekannt hatten, prophezeiten diese »Deutschlands Niederlage im Krieg« und warben für den »Befreiungskrieg gegen das ›nationalsozialistische Untermenschentum‹«. Dem dreiundzwanzigjährigen Angeklagten Probst, verheiratet und Vater von drei kleinen Kindern, warf der Vorsitzende Richter Roland Freisler (1893–1945) vor, er habe »den Führer« in einem nicht mehr vervielfältigten Flugblatt als »militärischen Hochstapler beschimpft«, außerdem sei er »ein ›unpolitischer Mensch‹, also überhaupt kein Mann«. So steht es im Urteil.

Neben Stalingrad sticht eine zweite thematische Parallele zwischen Goebbels’ Rede und den Texten der Weißen Rose ins Auge. In deren 
 Flugblatt Nr. 2, verfasst im Sommer 1942, heißt es: »Nicht über die Judenfrage wollen wir in unserem Blatte sprechen, keine Verteidigungsrede verfassen – nein, nur als Beispiel wollen wir die Tatsache kurz anführen, die Tatsache, dass seit der Eroberung Polens dreihunderttausend
 Juden in diesem Land auf bestialischste Art ermordet worden sind. Hier sehen wir das fürchterlichste Verbrechen an der Würde des Menschen, ein Verbrechen, dem sich kein ähnliches in der ganzen Menschheitsgeschichte an die Seite stellen kann.«

Im selben Flugblatt fragten die Autoren verzweifelt: »Warum verhält sich das deutsche Volk angesichts all dieser scheußlichsten, menschenunwürdigsten Verbrechen so apathisch?« Es nehme die Tatsachen zwar zur Kenntnis, lege sie aber schnell »ad acta«, um »wieder in seinen stumpfen, blöden Schlaf« zu verfallen. Auf diese Weise verschaffe die überwältigende Mehrheit der Deutschen »diesen faschistischen Verbrechern Mut und Gelegenheit, weiter zu wüten – und diese tun es«. Schon damals stellten Sophie Scholl und ihre Mitstreiter die Frage aller Fragen: Warum verharrten die allermeisten Deutschen in ihrem stumpfen, blöden Schlaf des Nichtwissenwollens, des Ad-acta-Legens und Verdrängens?

Dieselbe von den bald Hingerichteten verzweifelt bekämpfte Apathie äußerte sich an jenem 18. Februar 1943 in der Münchner Universität ihnen gegenüber. Der Augenzeuge Helmut Goetz berichtete:


Um 12 Uhr konnte ich die Universität nicht mehr verlassen, da alle Ausgänge und Telefonkabinen zugesperrt waren. Man tuschelte untereinander, aber sonst geschah nichts, auch nicht, als ein junges Mädchen von zwei Gestapobeamten durch die Menge hindurch abgeführt wurde. Ich war zu feig’, auch nur den Mund aufzumachen. Ich war aber auch erschüttert über die trostlose Passivität der anwesenden Studenten, die die unbegreifliche Blödheit hatten, den kurz darauf erscheinenden Rektor zu betrampeln, der etwas von Hochverrätern usw. faselte.




 Die Sperre wurde nach einer guten Stunde aufgehoben. Vier Tage nach der Tat, am 22. Februar, ergingen die Todesurteile – nachmittags um 17.00 Uhr wurden Hans Scholl, Sophie Scholl und Christoph Probst im Zuchthaus München-Stadelheim mittels Guillotine hingerichtet. Und dann?! Eine Stunde später trafen sich wie von Zauberhand herbeigelenkt etwa 3000 Studentinnen und Studenten, das waren 75 Prozent aller an der Technischen Hochschule und der Universität Immatrikulierten, im Auditorium maximum der LMU
 zu einer Kundgebung, die wegen Platzmangels per Lautsprecher in den Lichthof übertragen wurde. Gaustudentenführer Dr. Julius Dörfler (1910–1995) forderte, derartige Hochverräter künftig an den nächsten Bäumen aufzuhängen, und erfreute sich nach fast jedem Satz »stürmischen Beifalls«. Die Versammelten bekundeten »ihre Verachtung der Machenschaften« ihrer soeben geköpften Kommilitonen und »ihren entschlossenen Kampf- und Siegeswillen, ihre unerschütterliche Treue und Hingabebereitschaft für Volk und Führer«. So weit der offizielle Bericht des Rektors.

Die damalige Studentin Li Magold bezeugte 1965: »Die Kundgebung im Auditorium maximum gehört zu den schauerlichsten Erinnerungen, die mir aus jenen Tagen geblieben sind. Hunderte von Studenten johlten und trampelten dem Denunzianten und Hausmeister der Universität Beifall, und dieser nahm ihn stehend mit ausgestrecktem Arm entgegen.« Der Hausmeister Jakob Schmid (1886–1964) hatte Hans und Sophie Scholl beim Auslegen der Flugblätter beobachtet, gestellt und vorläufig festgesetzt. Während die akademische Jugend der LMU
 Beifall klatschte, notierte Goebbels geschäftsmäßig: »In München sind einige Studenten als Staatsfeinde entlarvt und zum Tode verurteilt worden. Ich bin dafür, dass die Todesurteile vollstreckt werden.«
[2]



In der bürgerlichen Zeitung Münchner Neueste Nachrichten erschien am 23. Februar eine Kurzmeldung, in der die drei Hingerichteten knapp als »Hochverräter«, »verworfene Subjekte« und »charakteristische Einzelgänger« gebrandmarkt wurden. Einzelgänger blieben 
 sie in der Tat. Denn nach dem Zeugnis des damaligen Rektors der LMU
 , Professor Walther Wüst (1901–1993), und »aller beteiligten Stellen« hatten sich die eingeschlossenen Studenten während »der Durchführung der polizeilichen Aktion« tadellos verhalten.

Warum war die Mischung aus Akklamation und Wegducken entstanden? Eine wichtige Antwort auf diese Frage findet sich in der am selben Tag gehaltenen berühmten Rede »Wollt ihr den totalen Krieg?«. Wie schon zuvor, nun aber immer deutlicher, setzte Goebbels auf die Parole »Sieg oder Untergang« und begründete sie jetzt mit immer weniger verdeckten Andeutungen zum Judenmord: »Hinter den anstürmenden Sowjetdivisionen sehen wir schon die jüdischen Liquidierungskommandos«, so hob er an und streute ein: »Man wird, um das hier nur zu erwähnen, in diesem Zusammenhang auch unsere konsequente Judenpolitik verstehen können.« Damit ihn auch alle richtig verstanden, hämmerte der Redner seinen Zuhörern und Zuhörerinnen ein, Deutschland werde dem Judentum »mit drakonischsten und radikalsten Gegenmitteln« zu Leibe rücken, und setzte hinzu: Der »gigantische Kampf gegen diese Weltpest darf nur mit Sieg enden«, denn »jedermann weiß, dass dieser Krieg, wenn wir ihn verlören, uns alle vernichten würde«.

Die Rede Goebbels’ erschien wenig später unter dem Titel »Nun, Volk, steh auf und Sturm brich los!«, herausgegeben wurde sie von der Reichspropagandaleitung. Das kurze Vorwort mit der Überschrift »Das Volk hat entschieden« hatte der Kinder- und Drehbuchautor Hermann Fiddickow (*1909) verfasst und – wie in der NS
 -Propaganda des Verdrehens und Lügens längst üblich – behauptet, Goebbels’ Kundgebung im Sportpalast sei »ein echter Volksentscheid aller Deutschen gewesen«, den Kampf »mit allen Mitteln zum siegreichen Ende zu führen«. In der 32 Seiten starken Broschüre sind nur wenige Passagen fett und mit Randbalken hervorgehoben: Sie handeln von der »jüdischen Weltpest« und davon, wie wir Deutsche »uns aber dagegen zur Wehr setzen«, das sei »unsere eigene Sache, in die wir keinerlei Einsprüche dulden«.


 Nach der Krisentagung der Reichs- und Gauleiter vom 7. Februar 1943 charakterisierte Hitler seinen Frontmann Goebbels (gemäß dessen gewiss selbstgefälliger Aufzeichnung) als »idealistischen Fanatiker, der Schwierigkeiten überrennt und sich durch keine Hemmungen irgendwie beirren lässt«. Er lobte ihn als einen, der »die Schockwirkung von Stalingrad aufzufangen« wusste und sie psychologisch in einen »positiven Kraftzuwachs für das ganze deutsche Volk« umgedeutet habe. Zum Ergebnis der Tagung schrieb Goebbels, er sei »tief beglückt«. Seit eineinhalb Jahren habe er die »Radikalisierung und Totalisierung unserer Kriegsführung« vorangetrieben. Nun endlich werde sie »vom Volke getragen und vom Führer gebilligt«. »Was will ich nun noch mehr!«

Während die Weiße Rose ihre letzte Flugblattaktion wagte und Goebbels zum totalen Mordkrieg mobilisierte, fand in den ersten Monaten des Jahres 1943 die Festnahme von etwa 20000 jüdischen Zwangsarbeitern und Zwangsarbeiterinnen statt, die anschließend mitsamt ihren Familien per Bahn nach Auschwitz verschleppt wurden. So konnten Wohnungen vor allem in Berlin, aber auch in einigen anderen Großstädten freigemacht und die Arbeitsplätze der Deportierten mit jungen polnischen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern besetzt werden, die keine Familien hatten und in Baracken hausen mussten. Jenseits des ökonomischen und wohnungspolitischen Zwecks durchschaute Hans Schlange-Schöningen sofort die weitere, ebenso wichtige Absicht hinter diesen letzten großen und allgemein sichtbaren Deportationen aus Deutschland. Am 16. Februar 1943 notierte er: »Neue Judenvernichtungen setzen ein. (…) Gerade jetzt, wo der Wahnsinnige das Ende kommen sieht, wird das Entsetzen nach Möglichkeit gesteigert, um Deutschland so zu diffamieren, dass nach diesem Regime nur die Sintflut bleibt.«
[3]









 5
 Kraft durch Furcht wird Kraft durch Todesangst



Kurz nachdem Hannover, Lübeck und Rostock im Juni 1942 schwer bombardiert worden waren, schickte Goebbels Emissäre, die sich in den betroffenen Städten ein Bild von der Stimmung unter den Ausgebombten, Verletzten und Überlebenden machen sollten. In ihrer anschließenden Diskussionsrunde mit dem Minister gelangten die Herren zu dem Ergebnis, das Volk »ist bereit, mit uns durch dick und dünn zu gehen, wenn wir ihm sagen (…), welches Unglück uns droht, wenn wir verlieren«. Als der Sicherheitsdienst im September die wachsende Angst der Bevölkerung im Hinblick auf den kommenden Winter meldet, meint Goebbels lapidar: Wir müssen »all unsere materiellen und Seelenkräfte« bündeln. Kaum dass die Briten Ende November ein Programm zur umfassenden Bombardierung Deutschlands veröffentlicht hatten, kommentierte er: Die Engländer »verhärten damit nur den deutschen Widerstandswillen« – »wir können ihnen dafür nur dankbar sein«. Im November 1943 verbuchte er den ständig bedrohlicheren Bombenkrieg als Vorteil, weil sich das Volk »sozusagen mit einer Hornhaut versehen hat«, »in gewissem Umfange immun geworden« sei gegen die Unzuträglichkeiten dieses Sommers und Herbstes. Nach dem Eindruck Goebbels’ fanden sich die Massen »fast fatalistisch« mit der Lage ab.

Die Soldaten machten diesen Prozess noch viel schneller durch. Fritz Hartnagel, der im Dezember 1942 in der Nähe von Stalingrad eingesetzt war, schrieb an Sophie Scholl, die Gefahr des Krieges für das eigene Bewusstsein und Verhalten liege vor allem darin, »dumpf und gleichgültig zu werden«. Täglich sehe man so viel Elend und Leid, den »Tod drüben und hier«, wobei es die Aufgabe jedes Soldaten sei, »dies alles noch zu mehren«: »Hart werden nennt man dieses Gleichgültigwerden und hält es für eine hervorragende Tugend!«

Zu der infolge der Flächenbombardements gut gedeihenden inneren Hornhaut gesellte sich die zentimeterdicke moralische 
 Verhornung infolge des vagen oder ziemlich konkreten und von der Regierung immer wieder deutlich-undeutlich mitgeteilten Wissens von den deutschen Verbrechen. Im zweiten Halbjahr 1942 ermordeten Deutsche täglich etwa 5500 Juden in den Gaskammern Belzec, Sobibor und Treblinka im Generalgouvernement, zudem ermordeten sie Juden in der besetzten Sowjetunion und in Auschwitz oder erschossen sie auf jüdischen Friedhöfen, in nahen Waldstücken und Schluchten. Während dieser Zeit – im Zenit des Massenmordens – kam Göring am Ende seiner im vorangegangenen Kapitel vorgestellten, dort aber erst teilweise zitierten Erntedankrede vom 4. Oktober 1942 auf die angebliche »Rachsucht« und den angeblichen Willen »der Juden« zu sprechen, alles zu »vernichten, was deutsch ist«.


Und darin mag sich keiner täuschen und nachher ankommen und sagen: »Ich bin immer ein guter Demokrat gewesen, ich habe nur notdürftig unter diesen gemeinen Nazis …« (…) Ha, der Jude wird euch die richtige Antwort geben. Ganz egal, ob ihr ihm vorwinselt, ihr seid der größte Judenverehrer oder der größte Judenhasser, er wird den einen wie den anderen behandeln. Denn seine Rachsucht gilt dem deutschen Volke. Und da kann der eine erklären, er wäre Demokrat oder Plutokrat oder Sozialdemokrat oder Kommunist oder Nazi, das ist ganz wurscht. Der Jude sieht nur den Deutschen. Und darüber macht euch nur keine falschen Vorstellungen.



Am 30. Januar 1943 fiel der normalerweise gefeierte zehnte Jahrestag der nationalsozialistischen Machtergreifung exakt und symbolträchtig mit der Kapitulation der 6. Armee im Kessel von Stalingrad zusammen. »Welchen Lärm würde man geschlagen haben«, kommentiert Hans Schlange-Schöningen, »wenn die Situation nicht allzu sehr die hektischen Züge des galoppierenden Untergangs trüge!« Die Katastrophe an der Wolga und die nunmehr schier unabwendbare Niederlage ließen sich nicht länger verheimlichen. Eigentlich hätte Hitler an diesem Tag sprechen müssen. Der aber, angeblich »bei seinen 
 Soldaten weilend«, erwies sich als zu feige. Also sprang Goebbels in die Bresche und verlas im Berliner Sportpalast eine angeblich von Hitler verfasste Proklamation.

Als Hitlerdarsteller plädiert Goebbels für »siegen oder untergehen«, brandmarkt »die Juden« als jenes Volk, »das durch seinen Hass seit Jahrtausenden die Menschheit immer wieder aufs Neue zerfleischt, im Inneren zersetzt, wirtschaftlich ausplündert und politisch vernichtet«. Jetzt komme es darauf an, sich dieses »Krankheitserregers zu entledigen«. Folglich müsse »der gewaltigste Kampf aller Zeiten« nun bis zum Ende durchgefochten werden, um das Land für immer vor den »Barbarenhorden des Ostens« zu schützen. Aber wie? Darauf hatte Goebbels-Hitler eine probate Antwort: »Angesichts der Erkenntnis, dass es in diesem Krieg nicht Sieger und Besiegte, sondern nur Überlebende und Vernichtete geben kann«, werde der nationalsozialistische Staat den »wilden und fanatischen« Kampf ausrufen. Derartige Sätze rechtfertigten innenpolitisch den Tod von Millionen deutschen Soldaten und militärisch die von allen völkerrechtlichen Normen freie Wahl der Vernichtungsmittel.

Just in dieser Woche werfen britische Flugzeuge Millionen Flugblätter ab, die mit der fett und rot gedruckten Überschrift »Kraft durch Furcht« beginnen und die Frage stellen: »Warum will Adolf Hitler die Juden, nachdem er sie ausgeplündert und dezimiert hat, mit Hunger und Gas, Feuer und Schwert ausrotten?« Die Antwort der Verfasser des Flugblatts trifft den Kern: »Diese beispiellosen Massenmorde« sollen eine »ungeheuerliche Blutschuld« auf alle Deutschen laden und »den Hass der ganzen Welt absichtlich gegen das ganze deutsche Volk entzünden«. Damit will Hitler, schreiben die Verfasser, »jeden einzelnen Deutschen in die Untaten der SS
 verstricken«, um dann sagen zu können: »Die Welt wird euch Gleiches mit Gleichem vergelten. Wenn ihr nicht ausgerottet werden wollt, wie wir die anderen ausrotten, dann müsst ihr für Hitler kämpfen.«

Goebbels nimmt das Flugblatt sofort zur Kenntnis, zumal die britische Presse in Anspielung auf das längst eingestellte NS
 -Urlaubs- 
 und Freizeitprogramm »Kraft durch Freude« spottet, die deutsche Führung betreibe mittlerweile »Kraft-durch-Furcht-Propaganda«. Goebbels, der stets in seiner dreidimensionalen Funktion als oberster Volksverhetzer, Volksirreführer und Volksberuhiger denkt und handelt, dementiert das nicht.

Geradezu geschmeichelt schreibt er in seinem Tagebuch, ihm werde in London nachgesagt, »das deutsche Volk in Furcht zu versetzen, um damit neue Kraft hervorzubringen«, und bestätigt: »Was ja zweifellos auch in gewisser Hinsicht der Fall sein mag.« Er bezeichnet das als »härtere Berichterstattung« über den Krieg und die Gefahren einer Niederlage und will auf diese Weise verhindern, dass »das Volk wieder etwas in Lethargie zurücksinkt«. Die von Goebbels erwünschten Wirkungen dieser Propaganda schildert Helmuth James Graf von Moltke im März 1943 seinem britischen Freund Lionel Curtis (1872–1955) in einem auf komplizierten Wegen verschickten Brief: Nicht wenige Deutsche glaubten jetzt, »wenn wir diesen Krieg verlieren, werden wir von unseren Feinden lebendig aufgefressen«.

Parallel zur Vernichtung der 6. Armee und der täglichen Ermordung Tausender Juden mittels Autoabgasen und dem Gas Zyklon B wird verstärkend und von offizieller Seite noch ein als besonders bedrohlich empfundenes Gerücht verbreitet. Anna Haag berichtet davon am 31. Januar 1943: »Giftgas im Anzug! Alle Luftschutzstellen wurden von der wahrscheinlichen Anwendung in Kenntnis gesetzt. So wird also auch dieser Kelch nicht an uns vorübergehen.« Um ihre Lüge von dem gegen alle Deutschen gerichteten – jüdisch gesteuerten – Vernichtungswillen zu untermauern, träufeln die Luftschutzwarte und die Zeitungen der Bevölkerung ein, die im Bombenkrieg so spürbar überlegenen Briten und Amerikaner würden nun Giftgaskanister über deutschen Städten abwerfen. In den Zeitungen wird dazu aufgerufen, dass sich jeder Volksgenosse unbedingt mit einer Gasmaske versehen müsse. In denselben Tagen hört Paulheinz Wantzen, wie in Münster »eine starke Propaganda für Gasmasken gemacht« wird und »Kurse zur Herstellung gasdichter 
 Kleinkinderbetten« stattfinden. Auch so ließ sich von Stalingrad ablenken. Selbst die überaus kritische Beobachterin Anna Haag hält die aus Gründen der Angstmache erfundene Geschichte für glaubwürdig.

Für sich und seine Familie kalkuliert Goebbels längst mit der Alternative Sieg oder Tod. Nach einem Gespräch mit Göring vermerkt er Mitte Februar 1943, dieser sei »sich vollkommen im Klaren darüber, was uns allen drohen würde, wenn wir in diesem Kriege schwach würden«: »Vor allem in der Judenfrage sind wir ja so festgelegt, dass es für uns gar kein Entrinnen mehr gibt.« Daraus folgt für beide der von vielen ausländischen Beobachtern erkannte Ausweg, wenn ihnen schon selbst der Galgen drohe, dann auch das gesamte Volk mit in den Untergang zu reißen: »Und das ist auch gut so«, befindet Goebbels, »eine Bewegung und ein Volk, die die Brücken hinter sich abgebrochen haben, kämpfen erfahrungsgemäß viel vorbehaltloser als die, die noch eine Rückzugsmöglichkeit besitzen.«
[1]



Hitler argumentiert für sich und seine verbündeten Führer entsprechend. »Was viele Faschisten noch nicht eingesehen haben«, sagt er eine Woche vor der Niederlage von Stalingrad gesprächsweise, sei, »dass nämlich ein Verlust des Krieges (…) zur Liquidierung ihrer eigenen Person führen würde.« Davon habe er, so erzählt er Goebbels, gerade den Kollaborateur und französischen Ministerpräsidenten von deutschen Gnaden Pierre Laval (1883–1945) im persönlichen Gespräch überzeugt, dem dabei das Wichtigste klargeworden sei: Wenn Deutschland gewinne, werde sich »seine Politik als richtig herausstellen«; verliere Deutschland, werde »ihm der Hals durchgeschnitten«. Das ist für Hitler »eine gesunde Basis für Bundesgenossenschaft«. Er brauche dann keine Angst zu haben, dass Laval »mit seiner Regierung von uns abspringen wird«. Eindeutig arbeitete er daran, mit der im eigenen Volk erfolgreich angewandten Methode auch die Bündnistreue kollaborierender Partner und ganzer Völker mittels gemeinsam begangener Verbrechen zu sichern.

Zwei Tage nach diesem Gespräch mit Hitler legt Goebbels »die Schürung der Angst vor dem Bolschewismus« als zentrales Thema 
 der Propaganda fest. Gemeint ist der »jüdische Bolschewismus«, der schon lange mit »entscheidenden und radikalen Maßnahmen« bekämpft werde. Denn schon im März 1943 hatte Goebbels mit Recht befürchtet, die Europäer würden schon bald, so wörtlich, »die gemeinsame Solidarität« mit Deutschland vermissen lassen. Deshalb müsse er sie umso mehr »durch eine gemeinsame Furcht« zusammenschmieden, ihnen »Angst vor dem Bolschewismus« einjagen. Zu diesem Thema schickt ihm Hitler Ende April einen dringenden Kontaktwunsch, um mit ihm die künftige Propaganda zu besprechen – »insbesondere über die weitere Behandlung der Judenfrage, von der er sich außerordentlich viel verspricht«.

Goebbels schreitet umgehend zur Tat. Knapp zwei Wochen später, am 9. Mai 1943, erscheint sein Zeitungsartikel »Der Krieg und die Juden«. Er wird millionenfach gelesen und über den Rundfunk verbreitet. Im ersten Absatz malt der Minister abermals in drastischen Worten aus, was im Fall einer Niederlage den Deutschen insgesamt drohe, falls »wir in der Lösung der Judenfrage (…) die geringste Schwäche zeigen«. Denn hinter den Kriegsgegnern stünden die Juden »blutschäumend« als »Hetzer und Einpeitscher«. Von »alttestamentarischen Racheausbrüchen« getrieben, verfolgten sie »kein anderes Ziel als die Vernichtung und Ausrottung unseres Volkes«.

Die anschließenden Sätze entnimmt Goebbels einem viel benutzten Wortbaukasten der Lüge, setzt sie allerdings in sehr kompakter Form zusammen. Wie so oft verweist er auf »das prophetische Wort des Führers« über »die Auslöschung der jüdischen Rasse«, sofern diese einen »zweiten Weltkrieg provoziere«. Und genau deshalb vollziehe sich die Vernichtung der Juden gegenwärtig mit »unheimlicher Sicherheit und Zwangsläufigkeit«. Es folgt der mittlerweile standardisierte Hinweis, »sentimentale Erwägungen haben hier keinen Platz«: »Wir stehen im Judentum der Verkörperung des allgemeinen Werteverfalls gegenüber. Entweder brechen wir die Gefahr oder die Völker werden unter ihr zerbrechen.« Der Artikel endet mit Sätzen wie diesen: »Da kann es keine Gnade geben« und »Als sie gegen das deutsche 
 Volk den Plan zur Vernichtung fassten, unterschrieben sie damit ihr eigenes Todesurteil.« Ein Satz ist allerdings neu: Die Judenfrage sei »ein Weltproblem (…), das von der heutigen Generation gelöst werden kann und gelöst werden muss«. Kurz danach stellt Goebbels in seinem Tagebuch fest, wie schon nach Stalingrad müsse die antibolschewistische und »antijüdische Propaganda das Kernstück unserer ganzen Publizistik« werden: »Die Judenfrage muss stärker denn je behandelt werden.«

Mitte Mai 1943 registriert der mittlerweile in Göttingen als Fabrikarbeiter dienstverpflichtete Hermann Stresau »die neuerdings wieder aufgelegte Judenhetze« als propagandistische Wende. Schwere und schwerste Bombenangriffe werden nunmehr als Taten »jüdischer Verbrecher« bezeichnet – nicht nur in Göttingen, sondern zum Beispiel auch in der Westfälischen Tageszeitung vom 19. Mai. In einem darin abgedruckten Bericht über einen folgenschweren Bombenangriff findet sich der Schlusssatz: »Auch dieses neueste jüdische Verbrechen (wird) seine gerechte Sühne finden und auf seine Urheber zurückfallen.« Der Artikel bezieht sich auf die für mehrere Hundert Menschen tödliche Bombardierung der Möhne-Talsperre an der Ruhr. Rückblickend schrieb Stresau am 19. Mai auch über seine Eindrücke von der Radiorede, die Reichsleiter Dr. Robert Ley (1890–1945) am 3. Mai 1943 zum zehnjährigen Bestehen der pseudogewerkschaftlichen Deutschen Arbeitsfront gehalten hatte:


Vor einiger Zeit im Betrieb Gemeinschaftsempfang einer Rede von Ley: Sie erschien wie der Paroxysmus eines vor Angst irrsinnig gewordenen Mörders, der die Schuld auf andere zu schieben versucht. Der andere ist in diesem Fall der »Jude«. – Ley grölte dies Wort in ordinärster Wut heraus. Ich musste an eine in die Ecke getriebene, vor Todesangst zähnefletschende Ratte denken. Die Leute blieben völlig unerregt, hörten kaum zu, keiner sprach hinterher ein Wort darüber, so etwa wie man unter anständigen Leuten eine grobe Unflätigkeit taktvoll übergeht.


 Es ist vielen klar, dass die Partei um ihre Existenz kämpft. Goebbels hat recht, wenn er in (der Zeitung) Das Reich schreibt, wir können nicht mehr zurück. »Wir«, das heißt die Partei. Aber die Partei repräsentiert nicht das ganze Volk, bestenfalls 30 von hundert. Und am Ende des Jahres wird die Bilanz noch schlimmer ausfallen, wenn nicht ein Wunder ihnen zu Hilfe kommt. Aber diese Partei ist mit der Nation verkoppelt, sie besitzt eine außerordentliche Macht, die sie ständig noch ausbaut.



Ley folgte in seiner Rede der von Goebbels und Hitler den Gau- und Reichsleitern vorgegebenen Linie: »Hinter all den Söldnerheeren unserer Gegner steht als Antreiber Juda mit seinem infernalischen Hass gegen alles Deutsche (…). Es soll sich keiner einbilden, dass der Jude irgendeine Klasse, irgendeinen Stand oder eine Institution oder Einrichtung schonen würde. Deshalb gibt es in diesem Kampf für alle Deutschen nur eine Parole: siegen!« Jeder Kompromiss bedeute den eigenen Tod, herbeigeführt unter den »Quälereien des sadistischen Judentums«. Deshalb müssten »wir« jetzt »die Verpflichtung auf uns nehmen, nun endgültig mit dem jüdischen Pack und seiner Gemeinheit aufzuräumen und die Menschheit von Juda zu befreien«.

Unbeirrt konnten Hitler und Goebbels bis zum letzten Tag an ihrer Linie festhalten, den von Deutschland angezettelten Weltenbrand in einen »jüdischen Krieg« zu verdrehen. Stresau dokumentierte entsprechende Presseausschnitte in seinem Tagebuch. Und die Propaganda löste in sehr vielen deutschen Köpfen aus, was sie bezwecken sollte. Wie das funktionierte, erlebte Rudolf Schottlaender (1900–1989). Als Jude überstand der Philosoph und Altphilologe die Zeit in einer so bezeichneten privilegierten Mischehe – einer nicht von unmittelbarer Deportation bedrohten Ehe mit einer arischen Frau und gemeinsamen Kindern, sofern diese nichtjüdisch erzogen wurden. In der zweiten Kriegshälfte arbeitete Schottlaender – als einziger Jude der Belegschaft – zwangsweise bei der Pulverfirma Gebrüder Bock in Berlin-Buchholz. Die Arbeit war stumpfsinnig und nicht 
 besonders anstrengend. Allerdings durfte er, der so gerne sprach, mit fast niemandem reden, musste sein Brot von allen anderen getrennt essen. Aber einmal erschrak er:


Ein vorgesetzter Arbeiter, Typ des alten Gewerkschafters, immer sachlich, nie judenfeindlich, ging neben mir, während am Horizont die Flammen eines Bombenangriffs auf Berlin zu sehen waren. Da platzte es aus ihm heraus: »Das sind Ihre
 Freunde!« Ich sagte nur: »Ich habe sie nicht bestellt«, war aber tief betroffen, weil mir die Entfremdung von allen anderen, die mir ja täglich bewusst wurde, diesmal doch gar zu unerwartet und persönlich gezielt entgegenschlug.
[2]










6
 Mehr als 35000 Todesurteile gegen Deutsche



Nachdem Goebbels in seiner Rede am 18. Februar 1943 die Frage »Wollt ihr den totalen Krieg?« mit einem frenetischen »Ja« hatte beantworten lassen und im Sinne der Propaganda »Kraft durch Furcht« dem eigenen Volk mit »jüdischen Liquidierungskommandos« gedroht hatte, schleuderte er am Ende diesen letzten Fragesatz in den voll besetzten Sportpalast: »Seid ihr damit einverstanden, dass, wer sich am Kriege vergeht, den Kopf verliert?« – »Jaaa!!«, echote es dem Redner und dem Publikum an den Volksempfängern aus mehr als zehntausend Kehlen entgegen.

Zufällig oder nicht, es war derselbe Tag, an dem die drei Aktivisten der Weißen Rose gegen Mittag vom Volksgerichtshof abgeurteilt und am späten Nachmittag im Münchner Zuchthaus Stadelheim geköpft wurden. Die Angehörigen dieser und anderer Widerstandsgruppen waren längst nicht die einzigen Opfer des sich seit 1933 zunächst schleichend, dann schnell in eine vielgliedrige politische Mordgerätschaft verwandelnden Justizapparats. Insgesamt fällten die Strafgerichte in der NS
 -Zeit mindestens 35000 Todesurteile gegen 
 Reichsdeutsche aus politischen Gründen. Zunächst wurde die Strafgerichtsbarkeit um die 1933 geschaffenen Sondergerichte und den 1934 gebildeten Volksgerichtshof ergänzt. Zudem förderten verschärfte Gesetze, die Erfindung neuer Straftatbestände wie »Heimtücke gegen Staat und Partei« (Dezember 1934), die nach allen Seiten dehnbare Rechtsnorm »Gesundes Volksempfinden« und die Selbstinthronisation Hitlers zum »Obersten Gerichtsherrn des deutschen Volkes« (Juni 1934) den tödlichen Aktionismus der Judikative.

Im Krieg stützten die Militärgerichte der Wehrmacht mit rund 1500 Richtern die von Jahr zu Jahr gesteigerten Kriegs-, Raub- und Mordzüge Hitlerdeutschlands mit beachtlicher Energie: Der Gehorsam, das verblendete und blinde Mitmachen vieler Millionen Soldaten verdankte sich nicht überwiegend, aber eben auch den generalpräventiv gedachten und exekutierten Todesurteilen gegen etwa 25000 ihrer Kameraden. Die Schätzungen, wie viele deutsche Soldaten aufgrund von Urteilen der eigenen Militärgerichtsbarkeit im Zweiten Weltkrieg erschossen wurden, liegen zwischen 18000 und 35000.
[1]



Noch im Januar 1944 hatte Hitler die Militärjuristen mit Offiziersrängen für ihr mörderisches Treiben belohnt, und diese dankten es ihm. Sie brüsteten sich mit ihrem Eifer, betrachteten ihre Urteile als »Reinigungswerk«, das die Volksgemeinschaft von »minderwertigen Elementen« und »Schädlingen« befreie. Ganz ähnlich bezeichneten einzelne Richter des Volksgerichtshofs die von ihnen veranlassten Exekutionen als »Reinigungsmittel der Gemeinschaft« und rekurrierten begründend auf ein dem Volksgedanken innewohnendes »Sauberkeitsbedürfnis«.

In den letzten Monaten, Wochen und Tagen des Krieges operierten Hitlers Juristen mit Standgerichten, Sonderstandgerichten und 
 »Fliegenden Standgerichten des Führers«. In den zum allergrößten Teil nicht dokumentarisch belegbaren Schnellverfahren überantworteten sie Männer und auch Frauen aller Altersgruppen den Erschießungskommandos, ließen »Feiglinge« und »Volksverräter« zu Hunderten öffentlich aufhängen. So wurden kurz vor dem Ende des sogenannten Dritten Reichs noch mehrere Tausend Deutsche justiziell liquidiert – Menschen, die nur eines wollten: ein weiteres, spätestens jetzt so augenfällig sinnlos gewordenes Blutvergießen verhindern; die sich einfach weigerten, für nichts und wieder nichts noch die Waffe in die Hand zu nehmen; die vor den anrückenden, weit überlegenen alliierten Truppen die weiße Fahne hissten oder das Hissen der weißen Fahne für erwägenswert befanden, um die Leben von Zivilisten, ganze Städte und Dörfer zu retten. Eine genaue Zahl der aus solchen Gründen Ermordeten kann nicht mehr festgestellt werden.

Stellvertretend sei an drei Morde aus den allerletzten Tagen deutscher Selbstzerstörung erinnert. Im Mittelpunkt stand ein Pfarrer, und das war kein Zufall. Denn trotz aller Säkularisierung des Lebens kam (und kommt gelegentlich auch noch heute) Ortspfarrern, Dompröbsten, Bischöfen, Geistlichen jeder Glaubensrichtung im Fall wirklich existenzieller Notlagen eine vermittelnde, auf das Abwenden des Allerschlimmsten bedachte, helfende Rolle zu. So auch in Regensburg am Nachmittag des 23. April 1945. Damals versammelten sich mehrere Hundert Bürgerinnen und Bürger der Stadt, mehrheitlich Frauen und Kinder, auf dem Moltkeplatz (heute Dachauplatz). Sie forderten, ihre zur Festung erklärte mittelalterliche Stadt den anrückenden amerikanischen Truppen kampflos zu übergeben, und riefen im Sprechchor: »Gebt die Stadt frei!« und »Gott erhalte uns Regensburg!«. Nicht wenige schwenkten weiße Taschentücher.

Bewaffnete, stark angetrunkene Volkssturm-Männer aus dem weit entfernten Coburg versuchten einzuschreiten. Doch sie trafen auf Gegenwehr. Einer von ihnen verlor ein Auge. Ein anderer hatte plötzlich einen Messerstich im Hals. In dieser kritischen Lage ergriff Domprediger Dr. Johann Maier (*1906) das Wort. Er rief der gleichermaßen 
 ängstlichen und aufgebrachten Menge zu, die kampflose Übergabe nicht zu fordern, sondern den Kreisleiter der NSDAP
 darum zu bitten. Kreisleiter war der ehemalige Volksschullehrer Wolfgang Weigert (1893–1974).

Noch während sich Pater Maier redend bemühte, die Wogen zu glätten und den Satz »Was wir erbitten wollen, die kampflose Übergabe unserer Stadt mit ihren vielen Lazaretten ist ja gerechtfertigt …« begann, rissen ihn zwei in Zivil umherpatrouillierende Gestapobeamte jählings von seiner erhöhten Position. Sie schleppten ihn unter der Gegenwehr einiger Umstehender vor den Augen der empörten Menge unter lauten Pfui-Rufen zusammen mit einigen anderen im Gewühl festgenommenen Männern in ein Polizeiauto. Zu den besonders aktiven Gestapomännern gehörte Albert Jahreis (1898–1973). Der neu ernannte, sich besonders schneidig gebärdende Gauleiter Ludwig Ruckdeschel (1907–1986) verlangte telefonisch, die fünf verhafteten angeblichen »Rädelsführer« sofort öffentlich zu erhängen. Doch entschied man sich letztlich für ein standgerichtliches Verfahren unter dem Vorsitz des Landgerichtsdirektors Johann Schwarz (1894–1967); Staatsanwalt Alois Then (1902–1959) übernahm den Part des Anklägers. Als Beisitzer beteiligten sich der NSDAP
 -Funktionär Hans Gebert (1896–1948) und der Gendarmerie-Major Richard Pointner (1902–1981) an dem justiziell verbrämten Mord.

Am späten Abend verhängte das Standgericht die Todesstrafe gegen Priester Johann Maier und den zweiten in derselben Sache Angeklagten, den Lagerhausarbeiter Josef Zirkl (*1875), drei weitere Angeklagte sprachen die Blutrichter frei. Unter Ausschluss der Öffentlichkeit wurden Johann Maier und Josef Zirkl nachts um 3.25 Uhr auf dem Moltkeplatz erhängt, um den Hals trugen sie ein Pappschild mit der Aufschrift »Hier starb ein Saboteur«.

Zudem war der als Invalide aus dem Polizeidienst ausgeschiedene Michael Lottner (*1899) verhaftet worden, weil er in Maiers Nähe stand und sich für diesen eingesetzt hatte. Als im Polizeipräsidium einiges Durcheinander zwischen Polizisten und 
 Volkssturmmännern einerseits und nur kurzzeitig Verhafteten andererseits entstand, wurde Lottner kurzerhand erschossen. Die Mörder hießen Hans Hoffmann, Kreisamtsleiter der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, und Rupert Müller (*1891), Bannführer der Hitlerjugend.

Erst am Abend des 24. April beendeten die örtlichen Regensburger Machthaber das von zwei Schutzpolizisten bewachte Zurschaustellen der Ermordeten und gaben die Leichname von Johann Maier, Josef Zirkl und Michael Lottner zur Beerdigung frei. Am Morgen des 27. April 1945 organisierte der ranghöchste in Regensburg verbliebene Wehrmachtoffizier, Major Othmar Matzke (1914–1999), die kampflose Übergabe der Stadt an die amerikanischen Truppen.

Unrühmlich, feige und unbrüderlich verhielt sich der Regensburger Bischof Michael Buchberger. Er ließ seinen Domprediger und die angstvoll aufgebrachte Menge der Frauen, Kinder und Alten im Stich. Während Johann Maier anstatt des Bischofs versuchte, das Geschehen in ruhige Bahnen zu lenken, deshalb verhaftet, mehrere Stunden vor Gericht gestellt und dann zum Galgen geschleppt wurde, verkroch sich der wohlinformierte Bischof Buchberger, das geistliche Oberhaupt des Bistums Regensburg, zwölf volle Stunden lang tatenlos im Luftschutzkeller.

 

Die Grundlagen für das Wüten der Kriegsjustiz und zuletzt der hier beispielhaft geschilderten Regensburger Morde während der letzten Tage der NS
 -Herrschaft hatte die Regierung 1939 gelegt. Damals definierten Hitler aus innerer Überzeugung zuarbeitende Juristen Straftatbestände, auf die in nicht näher bezeichneten »schweren Fällen« die Todesstrafe oder eine KZ
 -Einweisung standen: »Volksschädigendes Verhalten«, »Zersetzung der Wehrkraft«, »kriegsschädliches Verhalten« (Schleichhandel, Schwarzschlachtungen, Unterschlagung usw.), »Rundfunkverbrechen« (Abhören ausländischer Sender), »wehrfeindliche Verbindungen« (mit ausländischen Gefangenen und Zwangsarbeitern) und selbstverständlich die ohnehin strafbare Fahnenflucht. Letzteres Delikt konnte sehr weit ausgelegt werden.


 So wies der Chefrichter des Heeres, Dr. Karl Sack (1896–1945), die ihm unterstellten Richter am 1. September 1943 darauf hin, dass ein Soldat, der an einer weniger gefährdeten Stelle Dienst tun wolle, »bei richtiger Würdigung der heutigen Kampfverhältnisse als Fahnenflüchtiger behandelt werden« müsse. Im selben von ihm versandten »Erfahrungsbericht« befand er: Weil militärische und politische Führung im NS
 -Staat »eine untrennbare Einheit« bildeten, könne »gehässige Kritik an der NSDAP
 , ihren führenden Persönlichkeiten und ihren Einrichtungen (…) grundsätzlich den Tatbestand der Wehrkraftzersetzung erfüllen«, also ebenfalls als todeswürdig eingestuft werden. Das beinhaltete sowohl lose Reden über Hitlers Kriegs- und Regierungskunst als auch ernsthaft geäußerte Zweifel an der Möglichkeit eines siegreichen Kriegsendes.

Karl Sack hatte bis 1932 der Nationalliberalen Partei von Gustav Stresemann (1878–1929) angehört. Seit 1934 arbeitete er in verschiedenen Positionen am Aufbau der neu geschaffenen Wehrgerichtsbarkeit und erlangte als hitlerkonformer Kriegsrichter höchste Positionen. Im Herbst 1944 geriet er wegen Kontakten zu den Verschwörern des 20. Juli in Haft. Nach einem kurzen standrechtlichen Verfahren wurde er am 8. April 1945 zum Tode verurteilt und am nächsten Tag gehenkt – und das ausgerechnet zusammen mit dem im selben Schnellverfahren abgeurteilten edelmütigen Dietrich Bonhoeffer (*1906).

In diesem Fall erscheint mir ein kurzer Blick auf die spätere gerichtliche Bewertung der Todesurteile gegen Sack, Bonhoeffer und andere geboten. Der verantwortliche SS
 -Richter Otto Thorbeck (1912–1976) wurde im Oktober 1955 vom Schwurgericht Augsburg wegen Beihilfe zum Mord zu milden vier Jahren Zuchthaus verurteilt. (Als Haupttäter galten in der damaligen Bundesrepublik stets Hitler und Himmler und andere mittlerweile zu Tode gekommene NS
 -Größen.) Doch im Juni 1956 sprach der Bundesgerichtshof Thorbeck im Revisionsverfahren mit der folgenden, hier von Hubert Seeliger zusammengefassten Begründung frei – einer Begründung, in der bis in den Wortgebrauch hinein die Denkweise von Goebbels und Hitler fortlebte:



 In einem Kampf um Sein oder Nichtsein seien bei allen Völkern von jeher strenge Gesetze zum Staatsschutze erlassen worden. Auch dem nationalsozialistischen Staat könne man nicht ohne weiteres das Recht absprechen, solche Gesetze zu erlassen. Deshalb könne man einem Richter, der damals solche Gesetze angewandt habe, »heute in strafrechtlicher Hinsicht keinen Vorwurf machen«.



Der am Wiener Kriegsgericht tätige Jurist und Kriegsrechtkommentator Dr. Erich Schwinge (1903–1994) verurteilte 1943 den siebzehnjährigen Grenadier Anton Reschny wegen einer Lappalie zum Tode. Der Historiker Manfred Messerschmidt (1929–2022), der damals selbst als blutjunger Soldat einrücken musste, bewertete das Urteil als glatte Rechtsbeugung. Ungeachtet dessen, war dem Juristen Schwinge eine glänzende Nachkriegskarriere vergönnt. 1954 wurde er Rektor der Universität Marburg und höchst agiler Selbstrechtfertiger ehemaliger Wehrmachtjuristen: 1977 gab er das in jeder Weise beschönigende Werk »Deutsche Militärjustiz in der Zeit des Nationalsozialismus« heraus. Das Buch verfasste Schwinge zusammen mit dem ehemaligen Luftwaffenrichter und späteren Oberstaatsanwalt bei der Bundesanwaltschaft Otto P. Schweling (1904–1975). Der von Schwinge zum Tode verurteilte Anton Reschny (1927–1997) überlebte, denn er wurde seiner Jugend wegen begnadigt, genauer gesagt wurden ihm, wie gesetzlich zwingend erforderlich, seine jugendliche Unreife und die Geringfügigkeit seines Gesetzesverstoßes zugutegehalten – von Heinrich Himmler.

Schwinges Kollege Dr. Werner Hülle (1903–1992) leitete die Gesetzgebungsabteilung im Oberkommando der Wehrmacht und brachte es dort zum Oberstrichter. Er war an der Formulierung des Kriegsgerichtsbarkeitserlasses vom 13. Mai 1941 beteiligt, der Verbrechen deutscher Soldaten an sowjetischen Zivilisten und Gefangenen straffrei stellte. 1943 widmete er sich der seriellen Hinrichtung von Niederländern, Norwegern, Belgiern und Franzosen, die des Widerstands verdächtig waren. Ende 1944/Anfang 1945 formulierte er federführend 
 die Normen für rigorose und massenhafte standrechtliche Erschießungen kriegsmüder Soldaten. 1950 wurde Hülle Richter am Bundesgerichtshof und 1955 Präsident des Oberlandesgerichts in Oldenburg. Dr. Otto Grünewald (1897–1980), einst Chef der Heeresfeldjustiz und seit 1944 Generalrichter, avancierte in der alten Bundesrepublik zum Ministerialdirigenten im Verteidigungsministerium und danach zum Senatspräsidenten am Bundesdisziplinarhof mit besonderer Zuständigkeit für Disziplinarvergehen in der Bundeswehr.

Niemand musste so handeln wie Schwinge, Hülle oder Grünewald. Auch dafür suchte und fand Messerschmidt Beispiele, allerdings sehr wenige. Im Sommer 1941 stand Oberst Karl Freiherr von Bothmer (1880–1947) als Feldkommandant und Gerichtsherr im jugoslawischen Niš vor der Frage, 300 Geiseln erschießen zu lassen. Damit sollte, wie damals im besetzten Serbien üblich, ein Sprengstoffattentat gesühnt werden, bei dem drei Soldaten getötet und mehrere verletzt worden waren. Bothmer teilte seinem Vorgesetzten unter Hinweis auf die Haager Landkriegsordnung schriftlich mit, er müsse einen solchen Vergeltungsakt »nach gewissenhafter Prüfung und aufgrund« seines »Rechtsgefühls ablehnen«. Daraufhin wurde er wegen »falscher Einstellung« getadelt, ein Jahr später »ohne Verwendung« nach Deutschland zurückgeschickt und in Ehren aus der Wehrmacht verabschiedet. Diese Massenerschießung fand nicht statt.

 

Die hohe Anzahl von Todesurteilen gegen Angehörige der eigenen Armee und, wie noch zu zeigen ist, des eigenen Volkes, legt einen Vergleich mit den seinerzeit in der westlichen Welt verbreiteten Praktiken nahe. Schließlich galt die Todesstrafe noch weithin als selbstverständlich. In Deutschland wurden zwischen 1907 und 1932, also binnen 25 Jahren, 1547 Angeklagte in normalen Strafverfahren zum Tode verurteilt und davon 393 tatsächlich hingerichtet – weit überwiegend Gewaltverbrecher und Mörder. Im Ersten Weltkrieg verhängte die deutsche Militärjustiz 150 Todesurteile, exekutiert wurden 48. Die Militärjustiz der USA
 verurteilte im Zweiten Weltkrieg 
 763 Angehörige der US
 -Armee zum Tode. Vollzogen wurden 146 Urteile (20 Prozent), davon 145 wegen Mordes und Vergewaltigung, eines wegen Desertion; alle anderen 215 Todesurteile wegen Desertion oder Feigheit vor dem Feind wurden auf dem Gnadenweg in minderschwere Strafen umgewandelt. Dagegen vollstreckte die Justiz der Wehrmacht 90 Prozent ihrer Todesurteile. In der britischen Armee wurden 40 zum Tode verurteilte Soldaten während des Zweiten Weltkriegs erschossen: 36 wegen Mordes, drei wegen Meuterei mit Waffengewalt, einer wegen Verrats. Im Unterschied dazu entfielen die deutschen Todesurteile nur in seltenen Fällen auf die Tatbestände Mord und Vergewaltigung, die allermeisten basierten auf den Delikten unerlaubtes Entfernen von der Truppe, Fahnenflucht, Selbstverstümmelung, um dem Horror des Krieges zu entrinnen, und auf sogenannter Zersetzung der Wehrkraft.
[1]



Wie Goebbels die von ihm so lautstark propagierte Kopf-ab-Politik für Abweichler in den eigenen Reihen angewendet wissen wollte, erläuterte er am 5. November 1943 in Kassel. Die einst wunderschöne Fachwerkstadt war kurz zuvor, am 22. Oktober, von britischen und amerikanischen Bombern in eine geradezu apokalyptische Trümmerwüste verwandelt worden. Der Angriff hatte etwa 10000 Menschen das Leben gekostet. Die Überlebenden standen unter Schock. In dieser Situation und zudem nach dem Seitenwechsel Italiens sprach Goebbels in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Interministeriellen Luftkriegsschäden-Ausschusses vor den lokalen Amtswaltern der NSDAP
 . Das heißt, er versuchte direktiv auf die Kassler Blockwarte einzuwirken, auf die hauptamtlichen Mitarbeiter der Deutschen Arbeitsfront, Zellen-, Ortsgruppen- und Kreisleiter, auf Funktionäre ganz verschiedener Art und Beamte der Stadtverwaltung. Vor diesem recht gemischten, gesellschaftlich gut vernetzten Publikum führte er aus:


Ein Mensch, der sich in (der heutigen) Situation die Parolen des Feindes zu eigen macht, (…) gehört nicht zu einer kämpfenden Gemeinschaft; und wer sich selbst nicht dazu rechnet, der wird dann 
 eben von uns aus der Kompanie ausgeschlossen, und wir hacken ihm den Kopf ab! (Beifall) Genau, wie das im Felde ist: Wenn einer sich nicht zur Kompanie rechnet, wenn er dauernd den Korpsgeist stört, wenn er seinen Kameraden die Essenswaren oder die Uniformstücke stiehlt und dauernd der Kompanie Unehre macht und sie vor den anderen (…) blamiert, da geht dann schließlich die Kompanie zum Kompaniechef und sagt: »Stell’ den an die Wand, der gehört nicht zu uns, wir wollen mit dem nichts mehr zu tun haben.« (…) Und so muss das auch in einem kämpfenden Volke sein! (Schwacher Beifall).



Goebbels war im offenen Wagen durch die ausgebrannten Ruinen gefahren, beklagte das »grausige Bild«, bildete sich ein, seine Rede habe »einen sehr tiefen« Eindruck hinterlassen, und schob die gesamte Schuld an den desaströsen Zuständen im kaum mehr vorhandenen Kassel dem gewiss überforderten Gauleiter Karl Weinrich (1887–1973) zu, den er wohl am liebsten als Ersten an die Wand gestellt hätte. Stattdessen ließ er Weinrich sofort beurlauben und bald darauf seines Amtes entheben.

 

Die Richter an Militärgerichten, am Volksgerichtshof, an den Sondergerichten und Oberlandesgerichten verurteilten nicht nur deutsche Staatsbürger zum Tode. Darüber hinaus verübten sie mindestens 20000 justiziell verbrämte Morde an Angeklagten, die keine deutschen Staatsbürger waren oder werden wollten: an Kriegsgefangenen, Zwangsarbeitern und Zivilisten in den unterworfenen Staaten, Teilgebieten und annektierten Regionen. Auch die Gerichte der Wehrmacht verurteilten viele Tausend Nichtdeutsche zum Tode. Deshalb ist es schwer, aus den Todesurteilen dieser Gerichte eine annähernd genaue Gesamtübersicht zu der Frage abzuleiten, die da lautet: Wie viel Terror hielt die nationalsozialistische Staatsgewalt in den verschiedenen Phasen ihrer Herrschaft gegen das eigene Volk für erforderlich, um Widerstand zu brechen beziehungsweise die bestehende Ordnung zu stabilisieren?


 Für die Militärgerichtsbarkeit ist das dank Messerschmidts gründlicher Studie annäherungsweise möglich. Für die Sondergerichte und Oberlandesgerichte muss man sich bislang mit Beispielen und groben Schätzungen begnügen – nicht jedoch für den Volksgerichtshof. Das ist Holger Schlüters Aufsatz »Terrorinstanz Volksgerichtshof« zu verdanken, insbesondere dem Abschnitt »Todesurteile gegen Deutsche« wegen politischer und defätistischer Betätigung.

Denn der Volksgerichtshof verurteilte in den offiziell oder de facto annektierten Gebieten viele alteingesessene Bürger, die sich weder mit der Fremdherrschaft abfinden noch deutsche Staatsbürger werden wollten, seien es Österreicher, Elsässer, Lothringer, Luxemburger, Belgier, Polen, Slowenen oder Tschechen. Letztere verurteilte der Volksgerichtshof besonders häufig zum Tode. Lediglich 38,5 Prozent der verhandelten Fälle betrafen deutsche Staatsbürger, die in den Grenzen von 1937 lebten (Altreichsdeutsche). Von den mehr als 15500 Angeklagten, die dieses Gericht insgesamt verurteilte oder – recht selten – freisprach, waren 5722 Altreichsdeutsche, 4708 angeklagte Tschechen, 2127 Volksdeutsche (Österreicher, Sudetendeutsche, Elsässer etc.), 969 Polen, der Rest entfiel auf Franzosen, Belgier, Niederländer und andere Nationalitäten.

Schlüter ermittelte in seiner grundlegenden Arbeit 4531 Urteile gegen Altreichsdeutsche wegen politisch-oppositioneller Tätigkeit, Wehrkraftzersetzung, Feindbegünstigung und ähnlich gefassten Delikten. Zusammenfassend bezeichnete er sie als Oppositions- und Heimatfrontverfahren. Eingeschränkt auf die so definierte Gruppe und auf der Zeitschiene von 1934 bis 1944 nach Quartalen aufgeschlüsselt, lässt sich am Beispiel des Volksgerichtshofs in verallgemeinerbarer Weise zeigen, wie viel Terror die NS
 -Machthaber gegen das eigene Volk in verschiedenen Phasen benötigten, um mögliche – aus Kriegsmüdigkeit und besserer Einsicht entstehende – Revolten zu unterdrücken. Das Ergebnis ist eindeutig: 95,1 Prozent seiner politisch motivierten Todesurteile gegen Altreichsdeutsche fällte der Volksgerichtshof zwischen dem 1. Januar 1942 und April 1945.


 Etwas anders, doch ebenfalls deutlich, fallen die Steigerungen der Wehrmachtjustiz nach den offiziellen Angaben des Oberkommandos der Wehrmacht aus: 559 Todesurteile (1940), 625 (1941), 2537 (1942), 4626 (1943). Diese Zahlen sind jedoch zu niedrig gegriffen, wie Messerschmidt schreibt, weil hier nur feldkriegsgerichtliche Urteile erfasst wurden, nicht jedoch die – ausdrücklich erlaubten – standgerichtlichen Erschießungen während der Kämpfe und in militärisch unübersichtlichen Lagen. Aufgrund der für 1943 vorliegenden Daten und der lückenhaften für 1944 hat Messerschmidt eine Hochrechnung für das Jahr 1944 vorgenommen, die zu einem hohen, jedoch nicht unwahrscheinlichen Ergebnis führt: Im Bereich der Wehrmacht wurden demnach mindestens 5000 Todesurteile gegen die eigenen Leute vollzogen, im Bereich der Waffen-SS
 und deren Hilfsverbände mindestens 2500.

Die militärgerichtliche Bilanz der Todesurteile, insbesondere aber die auf den Zeitraum seit 1934 und auf die gesamte deutsche Gesellschaft bezogene Statistik der Todesurteile des Volksgerichtshofs zeigen im Umkehrschluss: Bis in den Herbst 1941 hinein hatten es sich die Machthaber achteinhalb Jahre lang leisten können, ihre Todesjustiz gegen die eigene Bevölkerung nur gelegentlich fein dosiert und differenziert einzusetzen. Vom August 1934 bis August 1939 handelten knapp zwei Drittel der etwa 2400 Verfahren am Volksgerichtshof von Oppositionsdelikten, die fast immer mit einer Verurteilung endeten. Sie betrafen zu 69 Prozent Mitglieder der KPD
 und deren Nebenorganisationen, zu 13,5 Prozent Mitglieder der SPD
 und zu 5,5 Prozent Oppositionelle sonstiger linker Vereinigungen. Die restlichen 12 Prozent entfielen auf bürgerlich-liberale und bürgerlich-konservative oder anders motivierte Gegner der NS
 -Herrschaft.

In den ersten beiden Jahren des Krieges konnte der Volksgerichtshof die Anzahl seiner Prozesse gegen Altreichsdeutsche sogar deutlich vermindern. Das dürfte eine Folge des Hitler-Stalin-Pakts gewesen sein, der den kommunistischen Widerstand im Handumdrehen delegitimiert und gebrochen hatte. Bis in den Herbst 1941 hinein 
 verurteilten die Richter in den Strafverfahren gegen politische Oppositionelle allenfalls 2,5 Prozent der Angeklagten zum Tode. Zusammenfassend schreibt Schlüter:

»Die Todesstrafe als deutlichste Form justizieller Abschreckung hatte bis 1938, mit Ausnahme des Jahres 1937, nahezu keine, danach bis 1941 geringe quantitative Bedeutung. Doch von 1942 an wurde sie gegen nahezu jeden zweiten Abgeurteilten verhängt.« Zudem erhöhte sich die Anzahl der Prozesse drastisch. In den ersten acht Jahren seiner Existenz verhängte der Volksgerichtshof nach Schlüters Berechnungen nur 4,9 Prozent seiner insgesamt gefällten Todesurteile gegen Altreichsdeutsche (die anderen Todesurteile betrafen Tschechen, Österreicher u.a.). Daraus folgt: »Mehr war, mit diesem Indikator gemessen, nicht nötig, um die Loyalität oder wenigstens die politische Neutralität der deutschen Bevölkerung zu sichern.«

Beide Aspekte, das langsame Beginnen und der plötzliche exponentielle Anstieg zu einem Zeitpunkt, als der Sieg deutscher Truppen seit dem Spätsommer 1941 sehr ungewiss geworden war, sind für die Fragestellungen dieses Buchs bemerkenswert. Im Rückblick können die ersten neun Jahre zum einen als Zeit der behutsam gesteigerten Gewöhnung an Gewalt und Willkür verstanden werden, die zunächst hauptsächlich Juden, Nichtdeutsche und gesellschaftlich wenig akzeptierte Minderheiten traf (Sinti und Roma, Trinker, Geisteskranke, Homosexuelle, Verbrecher). In dieser Phase blieb die Staatsloyalität im Wesentlichen auf hohem Niveau konstant, wobei Staatsloyalität nicht mit einer vorbehaltlosen Zustimmung zu Hitler und seiner Partei zu verwechseln ist.

Bedenkt man die durchschnittlich mehrere Monate währende Verzögerung, mit der auch der Volksgerichtshof seine Urteile fällte (Schnellurteile bildeten die Ausnahme), passt die Steigerungsrate der Todesurteile ziemlich genau und komplementär zum steilen Abfall der Führer-Quote in den Todesanzeigen für die Gefallenen (Kapitel XII
 .1). Die Verfahren in den ersten beiden Quartalen 1942 waren überwiegend nach dem Beginn des Russlandkriegs eingeleitet 
 worden. So betrachtet, können die Todesurteile als negativer Indikator für das rapide sinkende Hitlervertrauen interpretiert werden.
[2]



[image: Diagramm: Die Todesurteile des Volksgerichtshofs in Verfahren, die sich gegen Reichsdeutsche wegen politischer oder defätistischer Betätigung richteten, vom 3. Quartal 1934 bis zum 4. Quartal 1944.]


Anteil und Anzahl der Todesurteile des Volksgerichtshofs in Verfahren, 
[2]

 die sich gegen Reichsdeutsche wegen politischer oder defätistischer Betätigung richteten, vom 3. Quartal 1934 bis zum 4. Quartal 1944. (Schlüter, Terrorinstanz, S. 88)






[image: Kurve, die zeigt, dass ab dem 1. Quartal 1940 und dem 2. Quartal 1944 in Todesanzeigen für gefallene deutsche Soldaten die Floskel "gefallen für Führer, Volk und Vaterland" immer selter verwendet wurde (in der NS-Zeitung Frankfurter Volksblatt und der bürgerlichen Frankfurter Zeitung).]


Das Absinken der Führer-Quote (»gefallen für Führer, Volk und Vaterland«) 
[3]

 in der NS
 -Zeitung Frankfurter Volksblatt und der bürgerlichen Frankfurter Zeitung zwischen dem 1. Quartal 1940 bzw. dem 3. Quartal 1941 und dem 2. Quartal 1944. Für die Frankfurter Zeitung ist die Anzahl der Todesanzeigen bis zum Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion zu gering, um daraus aussagefähige Ergebnisse abzuleiten. (Schmitt/Westenberger, Unterschied, S. 112)






In den letzten drei Jahren des Hitlerismus konnte der stille Konsens zwischen Volk und Führung nur noch mit exemplarischem Terror gegen die eigenen Leute aufrechterhalten werden. Von nun an wurden Regimegegner, Witzemacher, Meckerer und »Kritikaster« Monat für Monat zu Dutzenden zum Tode verurteilt und – öffentlich plakatiert und in Zeitungen per Kurzmeldung mitgeteilt – zur Guillotine oder zum Galgen geführt. Die Wehrmachtjustiz und die Gerichte der Waffen-SS
 verurteilten von 1942 bis in die letzten Kriegstage 1945 Tausende deutsche Soldaten, die am Krieg verzweifelten, zum Tod durch Erschießen. Nach dem missglückten Attentatsversuch vom 20. Juli 1944 ließ Heinrich Himmler in der »Aktion Gewitter« rund 5000 ehemalige Funktionsträger der SPD
 , der freien Gewerkschaften, der KPD
 und einige des Zentrums präventiv verhaften und in die nächstgelegenen Konzentrationslager überstellen. Helmuth James Graf von Moltke zählte im März 1943 »19 mit erheblicher Geschwindigkeit arbeitende Guillotinen«.

 

Parallel dazu blieben die weicheren Maßnahmen weiterhin in Gebrauch: gerechte Lebensmittelzuteilungen und gute Unterhaltung, wie etwa die Filmkomödie »Die Feuerzangenbowle« (Januar 1944), Zukunftsversprechen und aktuelles Partizipieren an den alltäglichen Raubzügen, das fast vollständige Informationsmonopol und der Herrenmenschendünkel, gepaart mit wachsender, von der staatlichen Propaganda geförderter Angst vor brutaler Rache der Kriegsgegner und der Juden. In den letzten drei Jahren seiner zwölfjährigen Existenz wandelte sich der nationalsozialistische Staat von der Zustimmungsdiktatur, die bis Mitte 1941 von einer seit 1939 langsam bröckelnden großen gesellschaftlichen Mehrheit getragen worden war, in eine Diktatur, die sich immer weniger auf die Begeisterung, auf das aktive oder wohlwollend abwartende Mitmachen der Bevölkerung stützen konnte. Stattdessen gewann ein von der Propaganda 
 verfestigtes Gefühl der Ausweglosigkeit, der Ohnmacht und der Angst vor einem Schrecken ohne Ende die Oberhand.

Die meisten Deutschen reduzierten seit der Winterkrise 1941/42 ihr Denken auf das unmittelbare Leben und Überleben. Ihre Familien- und Freundeskontakte verloren wegen der Kriegsumstände schnell an Intensität. Die Leute spürten, dass der Krieg sehr wohl verlorengehen könne, aber dennoch gehorchten sie, schossen, plünderten, strickten Socken für ihre Soldaten an der Ostfront und bildeten »tadellose Luftschutzgemeinschaften«. Die Leute wussten, wie sehr sie ihre Lage mitverschuldet hatten und dass sie nun auf einer schiefen, immer abschüssigeren Bahn ins Verderben rutschen konnten. Objektiv wurde das täglich wahrscheinlicher. Das aber zu verdrängen und einfach weiterzumachen, war die naheliegende, verhaltenspsychologisch erklärbare Reaktion von Menschen, die sich fast neun Jahre lang, sei es passiv oder freudig, auf eine ersichtlich verbrecherische Führung eingelassen und die kurzfristigen Vorteile, Glücksmomente und Überlegenheitsphantasien gerne genossen hatten.

Jenseits des äußerlichen Kollektivismus versuchten immer mehr Deutsche, »ihr kleines Leben« als Einzelne und Vereinzelte so zu leben, als bestünde zwischen diesem und dem großen Leben der Staatsmacht und des Krieges »ein Hohlraum, ein Niemandsland, über das kein Laut und kein Luftzug dringt«. So fasste Hermann Stresau seinen Eindruck von der inneren Lage im Mai 1942 zusammen. Wenn das Große dann doch »seinen Arm (aus)streckt und sozusagen persönlich wird«, dann ziehe man sich auf Pflichterfüllung, Ausreden und Unterwürfigkeit zurück. Die Regierung hatte es vermocht, die Angehörigen des eigenen Volkes in willensschwache, isolierte Werkzeuge zu verwandeln, die in ihrer übergroßen Mehrheit bis ins Frühjahr 1945 hinein parierten und funktionierten. Die Zustimmungsdiktatur der ersten neun Jahre ließ sich unter dem Außendruck eines immer härter geführten und existenzbedrohenden Krieges bruchlos in die Diktatur einer belagerten Festung der letzten drei Jahre überleiten. Am 19. Mai 1943 beobachtete Stresau:



 Die Bevölkerung wird sehr nachdenklich, sie sieht keinen Ausweg aus dem Ganzen. (…) Der Verlust von Stalingrad, die Kürzung der Fleischration (Göring im November [Oktober] 42: der Tiefpunkt sei überschritten, »es kann nur noch besser werden«), die furchtbaren Luftangriffe sind durch diese kindische Lügerei nicht wettzumachen. Jetzt beginnt der Krieg allen unheimlich zu werden.



Knapp zwei Jahre vor der bedingungslosen Kapitulation hielt es dieser kritische, aber mit der inneren Lage zwangsläufig verwobene Tagebuchschreiber für ausgeschlossen, »dass irgendjemand der Alliierten mit dieser
 Führung Frieden schließt«: »Bedenkt man diese Aussicht mit Nüchternheit, und etwas anderes gibt es nicht, so sieht man in eine beispiellose Situation hinein, die auch dem Kühlsten Grauen erregen muss.« Weil er aufgrund der deutschen Untaten Racheorgien der Sieger erwartete, hoffte selbst dieser so klar beobachtende und denkende Mann, dass »wir« den Krieg nicht verlieren: »Ich wünsche eher, dass wir ihn gewinnen, uns jedenfalls behaupten und uns unserer verrückt gewordenen Führerbande entledigen.« Ungläubig und vom gezielten Staatsterror gegen »Defätisten« eingeschüchtert, ließ er die Frage, wie man sich dieser Führerbande entledigen könne, im nächsten Satz zum fernen Hoffnungsschimmer verschwimmen: »Aber zu diesem sehr schwierigen und gefährlichen Unternehmen ist es noch zu früh.«
[3]








Fußnoten
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Die Zahlenangaben sind auch deshalb so grob, weil die 180000 Einzelakten der deutschen Feldkriegsgerichte (1939–1945), die im Bundesarchiv, Abt. Militärarchiv Freiburg i.Br., liegen und 926 laufende Meter umfassen, bis heute nicht ausgewertet wurden. Die Signatur lautet: RW
 55/RH
 69/RZ
 123.
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[image: Foto vom 7. Februar 1932, Hitler begrüßt seine Gauleiter. Diese stehe in einer Reihe vor ihm, die Hitler offenbar abschreitet - hier schüttelt er gerade Baldur von Schirach die Hand. Zu sehen sind unter anderem auch Heinrich Himmler und Alfred Rosenberg.]


Hitler begrüßt seine Reichs- und Gauleiter am 7. Februar 1943 in der Wolfsschanze. 
[1]

 Dort erklärt er ihnen: Sie und das gesamte Volk »stehen vor der Alternative, entweder die Herren Europas zu werden oder eine gänzliche Liquidierung und Ausrottung zu erleben«. V.l.n.r.: Rudolf Jordan, August Eigruber, August Hanke, Baldur von Schirach (gibt Hitler die Hand), Wilhelm Murr, (dahinter) Emil Stürtz, Jakob Sprenger, Karl Weinrich, Franz Schwede, Heinrich Himmler, Alfred Rosenberg, Franz von Epp, Wilhelm Frick, Franz Xaver Schwarz.














 XII

 Höllentempo, Terror, Tod und Teufel




Die Teilnahme an einem so ungeheuren Verbrechen wie der Ausrottung der Ostjuden machte die deutsche Wehrmacht, das deutsche Beamtentum und breite Massen zu Mittätern und Helfern des Verbrechens und machte es ihnen daher unmöglich, das Naziboot zu verlassen.


Franz Neumann im Jahr 1943




Wie kann man sich die Stimmungslage der deutschen Bevölkerung im Sommer 1943 vorstellen? Entgegen Görings Versprechen waren die Lebensmittelrationen abermals gekürzt worden, insbesondere die Fleischzuteilungen; die Anzahl der gefallenen, gefangenen, vermissten und schwerbeschädigten Soldaten stieg ins Astronomische; fast täglich verursachten britische und amerikanische Luftangriffe schwere und schwerste Schäden an der Infrastruktur und den Industrieanlagen, forderten Zehntausende Tote und Hunderttausende Verletzte. Außerdem verloren bald einige Millionen Menschen ihre Wohnungen mitsamt ihrem häuslichen Eigentum. Die Familien bangten um ihre Soldaten, die Städter standen nach Lebensmitteln und dringend benötigten Alltagsartikeln Schlange und verbrachten zahllose Nächte in Bunkern und Bombenkellern.

Im September 1943 wertete die Feldpostprüfstelle des Armeeoberkommandos 2 rund 75000 Briefe von der Ostfront aus, um den Seelenzustand jener Soldaten zu erforschen, die während und nach der Schlacht am Kursker Bogen (Unternehmen »Zitadelle«) noch Briefe verfassen konnten. Das Ergebnis war niederschmetternd. Zunehmend herrsche Disziplinlosigkeit, und immer wieder könne man 
 lesen »Wir sind russlandmüde«; »Wann kommen wir einmal aus diesem verfluchten Land raus?« Am 17. Juli 1944 schrieb der 1925 geborene Manfred Hahn wenige Tage vor seinem in der Nähe von Lemberg erlittenen Soldatentod:


Ob wir uns noch einmal wiedersehen? (…) Hier wehren sich ein paar Deutsche gegen die wie Ameisen anstürmenden bolschewistischen Horden ohne einen Panzer und ohne ein deutsches Flugzeug, nur mit einer Batterie Artillerie und einigen Granatwerfern, um nicht eingeschlossen zu werden. Wenn doch bloß der Krieg bald ein Ende nehmen würde, denn Russland, das ist das Grab von Deutschlands Jugend. Was hier kämpft, ist fast alles von jungen Jahrgängen. Meine Kompanie besteht fast nur aus dem Jahrgang 1926. Nun liebe Eltern wollen wir hoffen, dass mich der liebe Gott beschützt und mich wieder gesund zu Euch führt in die Heimat, in unser schönes Deutschland. Zweimal hätte es heute schon passieren können, denn einen Meter von mir schlugen Granaten ein. Mir flog aber nur der Dreck ins Gesicht. Es sollte eben nicht sein. Mit Schrecken habe ich den Osten gefürchtet und voller Sorgen und Angst kämpfe ich auch hier. Nicht vor dem Tod, nein, nur vor der Verwundung und Gefangenschaft fürchte ich mich. Denn wer verwundet ist, irrt bestimmt hilflos herum und wer in Gefangenschaft kommt, hungert, schuftet und wird gequält.








Fußnoten




	



[1]





© Heinrich Hoffmann/Bayerische Staatsbibliothek














1
 Ziellos kämpfend in den sicheren Untergang



Gemäß unserer bereits mehrfach zitierten rückwärtsgewandten Demoskopie hatte die Regierung längst die Unterstützung der gesellschaftlichen Mehrheit eingebüßt. In den Todesanzeigen für die Gefallenen stürzte die Führerquote (»gefallen für Führer, Volk und Vaterland«) in der NSDAP
 -Zeitung Frankfurter Volksblatt von 
 ursprünglich 90 auf 25 Prozent ab, in der bürgerlichen Frankfurter Zeitung von 60 auf 10 Prozent. Im August 1943, dem letzten Monat des Erscheinens der FZ
 , sank die Quote auf 6,6 Prozent. Zum 1. September 1943 wurde die Frankfurter Zeitung zwangsweise eingestellt. Im noch verbliebenen Frankfurter Volksblatt rutschte die Quote bis zum Sommer 1944 auf 15 Prozent. Danach erschienen nur noch Sammelanzeigen. In den Augen seiner Angehörigen starb nur noch knapp jeder sechste oder siebte Soldat für den Führer.

Der zweite Indikator bezieht sich auf das 1941 eingeführte Eiserne Sparen. Damit sollte der erhebliche und fortwährend steigende Kaufkraftüberhang eingefroren werden. Wegen des rationierten und mangelhaften Warenangebots und ständig ausgeweiteter Arbeitszeiten bezogen selbst Kleinverdiener weit mehr Geld, als sie ausgeben konnten. Der Staat lockte mit steuer- wie sozialabgabenfreien Beiträgen und hohen Zinsen zum Eisernen Sparen. Allerdings hatte die Sache einen beträchtlichen Haken: Nebst Zinsen sollte das Ersparte erst ein Jahr nach Kriegsende ausbezahlt werden. Trotz aggressiver Werbung und Gruppenzwangs in Betrieben und Behörden blieb das Echo sehr mäßig. Die Leute legten ihr überschüssiges Geld lieber unter die Matratze. 1943 brach ihre ohnehin minimale Bereitschaft zum staatlich gewollten Sparen um mehr als 90 Prozent ein.

Ein ähnliches Bild ergibt sich für die seit 1935 propagierten Kirchenaustritte: Hatten diese 1938 die für damalige Verhältnisse extrem hohe Marke von knapp 500000 pro Jahr erreicht, halbierten sich die Austritte, wie erwähnt, sofort nach Kriegsbeginn, obwohl den Soldaten der Austritt sehr leicht gemacht wurde – ein formloses Schreiben an den zuständigen Offizier genügte. 1943 traten 60000 Deutsche aus, 1944 noch 25000. Zweifellos hatte es in hitleraffinen Kreisen lange Zeit als schick gegolten, sich als »deutschgläubig« oder »gottgläubig« – gemeint war: gottlos – zu bezeichnen. Das macht die indikatorische Bedeutung der Kirchenaustritte besonders aussagekräftig. Denn daraus ergibt sich, dass selbst lange Zeit loyale Parteigänger der NSDAP
 den individuellen Kirchenaustritt – und damit den Bruch mit einer 
 gesellschaftlich noch weithin akzeptierten höheren Macht namens Gott – vom vermuteten Erfolg oder Misserfolg der deutschen Aggressionskriege abhängig machten.

Nicht anhand statistisch messbarer Indikatoren, sondern mit offenen Ohren erkundete Paulheinz Wantzen die Stimmung. Er gelangte zu durchweg negativen Ergebnissen, die er in seinem Tagebuch verewigte, obwohl er als Journalist ständig das Gegenteil beschwor:

Am 28. April 1943 steht im Tagebuch: »Kein Mensch wagt es heute mehr, sich die Frage vorzulegen, wann denn dieser Krieg wohl zu Ende gehen werde.« Man habe »in dieser Beziehung seine persönlichen Hoffnungen so ziemlich begraben«. Wenig später beobachtet er einen Fatalismus, »der alle mit noch langen Kriegsjahren rechnen lässt«. Allerdings habe jeder Hinweis auf ein mögliches Kriegsende noch in diesem Jahr »leuchtende Augen zur Folge, wohin man auch nur kommen mag«. Wantzen arbeitet mittlerweile für die Zeitung Luxemburger Wort und wohnt in Trier. Auch hier ist die Stimmung »auf den Gefrierpunkt gesunken«. Von Trier aus reist er hin und wieder nach Münster. Die Bahnfahrt führt durch Köln, Düsseldorf, Duisburg, Oberhausen, Essen-Altenessen und Hamm. Was er dort vom Zug aus sieht, kommt ihm so vor, als fahre er »durch ein Schlachtfeld, in dem monatelang der Krieg hin und her tobte« – »man sieht kaum ein heiles Haus, alles verwüstet, ausgebrannt und zerschlagen«.

Aber selbst der (privat) recht realitätsnah urteilende Wantzen meint – wohlgemerkt im Tagebuch –, genau zu wissen, wer hinter den schweren Luftangriffen steckt: »Man kann überhaupt feststellen, dass die Juden dieser Welt, an erster Stelle die aus Deutschland emigrierten, ganz besonders nach immer schwereren Bombardierungen schreien, um rachedurstig ihr Mütchen an der wehrlosen deutschen Zivilbevölkerung zu kühlen.« Der feste Glaube an solche Goebbels-Lügen hindert Wantzen nicht, die neuesten in Münster kursierenden Witze und Sarkasmen mit stillem Vergnügen für sein laufend nachjustiertes Stimmungsbarometer zu sammeln, obwohl ihm dabei nicht selten »einfach die Spucke wegbleibt«:



 1941 lagen wir vor Leningrad; 1942 lagen wir vor Stalingrad, 1943 liegen wir auf dem Rückgrat.

Wir brauchen wieder einen Herrscher von Gottesgnaden, aber keinen Mörder aus Berchtesgaden.

Die Koffer sind sämtlich beschlagnahmt. – So? Warum? – Die Partei packt ein.

Und was macht Joseph Goebbels, wenn der Krieg verloren ist und nach ihm gefahndet wird? Er geht zu seiner eigenen Frau, wo ihn ganz bestimmt keiner vermutet.

Die Engländer verwenden jetzt eine neue Minenbombe, deren Spreng- und Druckwirkung ist so stark, dass noch 24 Stunden später die Hitler-Bilder aus den Fenstern fliegen.

(In singendem Ton vorzutragen) Es geht alles vorüber, es geht alles vorbei, erst geht der Führer, dann folgt die Partei.

Hitler und ein katholischer Feldgeistlicher spazieren an einem Kruzifix vorbei. Der Priester grüßt den Gekreuzigten mit Heil Hitler. – Warum dieser Gruß, fragt der Führer kopfschüttelnd. – Weil ich ein Deutscher bin, erwidert der Priester. – Und was würden Sie sagen, wenn ich da hinge? – Gelobt sei Jesus Christus.
[1]





Im Herbst 1943 leitete mein Vater zwölf Wochen lang ein Wehrertüchtigungslager für sechzehn- und siebzehnjährige HJ
 -Jungen. Das Lager befand sich bei dem Dorf Dörrenbach, nahe Bad Bergzabern (Südpfalz). Das wusste ich. Aber ich wusste nicht alles.

Erst 2024 entdeckte ich bei der Durchsicht seiner von mir übernommenen Bücher zum Thema »Hitlerjugend/Kinderlandverschickung« einen schwergewichtigen Doppelband: Er handelt im ersten Teil von den Schlachten in der Normandie, an denen die 12. SS
 -Panzerdivision Hitlerjugend beteiligt war. Das Thema interessierte mich sofort, speziell die Kesselschlacht von Falaise, die zwischen dem 8. und 20. August 1944 tobte. Denn ich kenne das Kampfgebiet gut, ebenso das dazugehörende, in den 1960er Jahren geschaffene Museum, das heutigen Empfindlichkeiten nicht entfernt genügt: Dort 
 werden viele drastische Fotos, Nahaufnahmen und Filmsequenzen sehr junger deutscher Gefallener gezeigt, die heute einem sofortigen Triggeralarm zum Opfer fallen würden. Mit dem Sieg in dieser blutigen Schlacht gelang den amerikanischen, kanadischen, polnischen und britischen Befreiern Frankreichs der Durchbruch nach Paris, wo sie wenige Tage später, am 24./25. August, einmarschierten.

Über meine Orts- und Geschichtskenntnisse verfüge ich rein zufällig, weil die Familie eines meiner beiden Söhne am Rand des einstigen Schlachtfelds wohnt. Die Nachbarn reden noch heute von den Zerstörungen, den vielen Toten, den wenigen fliehenden, extrem jungen deutschen Soldaten – Geschichten, die sie von ihren Eltern und Verwandten seit ihrer Kindheit kennen. Und wenn ich dort meine Enkel per Auto von der Schule abhole, führt die Straße hin und zurück durch den als Sehenswürdigkeit beschilderten Couloir de la mort – den Korridor des Todes. Hier verloren im August 1944 weit mehr als tausend Kindersoldaten der 12. SS
 -Panzerdivision Hitlerjugend ihr Leben – die Alliierten bezeichneten sie als baby soldiers.

Zunächst wollte ich den reich bebilderten Doppelband einfach als heimatkundliches Material in die Normandie schicken, doch fragte ich mich plötzlich: Warum hatte mein Vater, der sich ansonsten nicht für derartige Kriegsliteratur interessierte, ausgerechnet diese beiden Bände gekauft und, das zeigen die Spuren, durchgearbeitet? Die Antwort war schnell gefunden. Das Wehrertüchtigungslager Dörrenbach gehörte zu den Lagern, die von der HJ
 gemeinsam mit der Waffen-SS
 betrieben wurden: Die Leitung lag in den Händen eines fronterfahrenen Wehrmachtoffiziers der HJ
 (für drei Monate mein Vater) und eines ebenso fronterfahrenen Offiziers der Waffen-SS
 . Die intensiven vormilitärischen Übungen dauerten sechs Wochen. Ein damals Siebzehnjähriger namens Erich berichtete 2008 im (Internet-) »Forum der Wehrmacht«: »Ich selbst war im Herbst 1942 im Wehrertüchtigungslager bei Dörrenbach in der Südpfalz. Die Ausbildung wurde von Angehörigen der Waffen-SS
 durchgeführt. Dort erfolgte auch meine Freiwilligenmeldung zur Waffen-SS
 .«


 Wie es dabei zugegangen sein mag, hat Günter Lucks (1928–2002, damals Bubi genannt) aus eigenem Erleben dargestellt. Seine Eltern »gehörten bis 1933 der kommunistischen Nomenklatura Hamburgs an«. Dem zum Trotz fand Sohn Günter, der mit proletarischen Kampfliedern aufgewachsen war, sein jugendliches Glück in der HJ
 und wollte »das Vaterland retten«. Kurz nachdem er sechzehn Jahre alt geworden war, meldete er sich gegen den Willen seiner Mutter zur Wehrmacht und landete dann im Dezember 1944 in dem – verglichen mit Dörrenbach – sehr viel größeren südmährischen Wehrertüchtigungslager Luhatschowitz (Luhačovice) der HJ
 . Auch dort leiteten kriegsversehrte HJ
 -Männer neben kriegserfahrenen Angehörigen der Waffen-SS
 die Ausbildung, einschließlich Scharfschießen.

Am Ende »erschien ein HJ
 -Bannführer und nahm die Meldung der ›erfolgreichen Lehrgangsteilnahme‹ entgegen« und erklärte den versammelten 1400 Jugendlichen des Lehrgangs in schwülstigen Worten: Sie alle seien »vom Führer zu den Waffen gerufen« worden und würden künftig der Waffen-SS
 angehören. Nur einer lehnte ab. Er wurde »als Feigling verlacht – und nach Hause geschickt«. Alle anderen gehörten von nun an zur »Auffüllreserve der 12. SS
 -Panzerdivision Hitlerjugend, deren Reihen stark dezimiert worden waren« – auf gut Deutsch: deren Baby-Soldaten mittlerweile zu Tausenden in der Normandie und – während Günter Lucks’ Ertüchtigungskurses – in den Ardennen gefallen waren.

In die Uniform der Waffen-SS
 gesteckt und mit seiner auf der Innenseite des linken Oberarms eintätowierten Blutgruppe wurde Günter noch in der Panzerschlacht am Plattensee eingesetzt. Dort erschoss er, was er nie verwunden habe, mindestens zwei Sowjetsoldaten. Auch diese letzte große Panzerschlacht Hitlerdeutschlands um die Erdölfelder in Westungarn ist in dem zweibändigen Werk über die 12. SS
 -Panzerdivision Hitlerjugend ausgiebig dokumentiert.

Ähnlich wie im Fall seiner Ohrenzeugenschaft während des Aufstands im Warschauer Ghetto bemerkte mein Vater erst kurz vor seinem Tod, so als wolle er noch etwas loswerden: »Während meiner 
 kurzen Zeit in Dörrenbach hat SS
 -General Stroop (1895–1952) dort eine anfeuernde Rede gehalten.« Mehr sagte er nicht, wusste aber, um wen es sich da handelte – um den obersten Liquidator des Warschauer Ghettos. Da Stroop erst im November 1943 als Höherer SS
 - und Polizeiführer Rhein-Westmark eingesetzt wurde, muss er die Rede im November oder Anfang Dezember vor den Jugendlichen gehalten haben. Diese wurden nach ihrer Wehrertüchtigung noch einer kurzen militärischen Grundausbildung unterzogen und dann der 12. SS
 -Panzerdivision Hitlerjugend zugewiesen. Mindestens jeder zweite von ihnen fand in den sinnlosen Kämpfen 1944/45 den Tod – vom relativ frühen Ertüchtigungslehrgang, den mein Vater mitgeleitet hatte, wahrscheinlich wesentlich mehr. Sie starben als Panzergrenadiere in der Normandie, in den Ardennen und am Plattensee.

Wie solche jugendlichen Soldaten ihre letzten Stunden erlebten, sofern sie schwerverwundet noch auf den Hauptverbandsplatz gebracht werden konnten, schilderte der 1940 mit Predigt- und öffentlichem Redeverbot belegte, zuletzt als Sanitätsunteroffizier eingesetzte Theologe Helmut Gollwitzer (1908–1993) seiner Verlobten Eva Bildt (1916–1945): Ihr schrieb er im Mai 1944 von der schon nach Rumänien zurückgedrängten Südostfront:


Freilich begann der Tag schon wieder mit dem Sterben des letzten der zirka zehn Bauchschüsse, die wir im Lauf unseres Hierseins schon hatten, und von denen also keiner durchgekommen ist. Es war ein neunzehnjähriger Junge, der mitten in der Agonie, als er noch einmal aufwachte, mich um eine Spritze bat. »Warum, hast du denn Schmerzen?« – »Nein, aber dass ich nicht sterben muss.« – Lieber Heinz, dagegen gibt es keine Spritze, das geht, wie Gott es will.« – »Ich will aber nicht sterben.« Dann sagte ich ihm einiges und sprach ihm schließlich vor: »Dein Wille geschehe! Herr Jesus Christus, erbarme dich meiner.« Das sprach er laut nach, und es waren seine letzten Worte. Morgen früh nach dem Gottesdienst werden wir ihn begraben.




 Meinen Vater muss das zumeist tödliche Schicksal der von ihm mitausgebildeten und motivierten Jugendlichen in seinem späteren Leben beschäftigt, vermutlich belastet haben. Gesprochen hat er darüber nie.
[2]








2
 Himmler bringt wankende Gauleiter auf Linie



Am 7. Mai 1943 trafen sich die Reichs- und Gauleiter der NSDAP
 in der zu Hitlers Privatwohnung umgestalteten Reichskanzlei Bismarcks. Die Truppen in Nordafrika standen kurz vor der Niederlage; in Rumänien, Bulgarien, Ungarn und Italien entwickelten sich starke Tendenzen, aus dem Bündnis mit Deutschland auszuscheren. Die Kollaborationsbereitschaft in Frankreich bröckelte rapide. Der spanische Diktator Franco und Papst Pius XII
 . riefen gemeinsam zum Waffenstillstand auf.

Von derartigen Flammenzeichen umzüngelt, richtet Hitler kaum verhohlene Drohungen an die bei ihm versammelten Reichs- und Gauleiter, an die eigene politische, militärische und wirtschaftliche Elite, die er in ein vermutlich unerwartetes Lob Josef Stalins verpackte – hier zitiert nach der Mitschrift von Gauleiter Eigruber:


(Stalin war klug), dass er alle einseitig geschulten Intellektuellen und Militärführer beseitigte. Er löste sich damit vom Ballast, welcher der totalen kommunistischen Weltanschauung entgegenstand. Die bekannten Prozesse in den vergangenen Jahren wurden von uns irrtümlich als Schwäche des Bolschewismus ausgelegt. Heute müssen wir erkennen, dass durch diese Methodik der Bolschewismus sich festigte und die bedingungslose Totalität dadurch erreichte.



Anschließend streift Hitler die Gefahren, die von bürgerlichen Besserwissern ausgehen würden; er fordert die Bereitschaft zu 
 revolutionärer Brutalität und den Kampf gegen reaktionäre, konservativ oder humanistisch motivierte Bedenkenträgerei. Aus der so angelegten Startposition kommt er auf die Judenfrage zu sprechen. Von der Rede existieren vier (mir bekannte) Berichte: von Goebbels, Herbert Backe, Alfred Rosenberg und von August Eigruber. Letzterer leitete den »Heimatgau des Führers«, genannt Oberdonau, mit der Hauptstadt Linz, beherrschte offenbar Stenographie und gehörte zu den wenigen, die Hitler duzten.

Wer die nachstehenden einander ergänzenden Berichte liest, gewinnt eine recht gute Vorstellung davon, wie Hitler damals im internen Kreis sprach: Der Krieg wird noch große Opfer von den Deutschen verlangen; es geht um Sieg oder Untergang; innere Widerstände oder gar Revolutionen müssen mit allen Mitteln niedergeschlagen und die Juden Europas vollständig ausgerottet werden. Zwei Wochen nach dem Treffen ordnet Himmler an, »dass bis spätestens
 30.6.1943 die Juden aus dem Reichsgebiet einschließlich Böhmen und Mähren nach Osten bzw. nach Theresienstadt abzubefördern sind«. Das Besondere an der Hitler-Rede waren die Adressaten: die Reichs- und Gauleiter. Ihnen musste Hitler mittlerweile klarmachen, dass es auch für sie nur »den Kampf auf Leben und Tod« gebe.

Vielleicht mit Rücksicht auf die gerade diensthabende Sekretärin diktierte Goebbels am nächsten Morgen seine stark abgeschwächte Zusammenfassung der streng vertraulichen Ansprache: »Dem Judentum gegenüber kann nicht von Humanität die Rede sein, das Judentum muss zu Boden geworfen werden.« Jemand wie der konservativ-reaktionäre ungarische Staatschef Horthy sträube sich nach wie vor, das Judenproblem »wirklich ernsthaft in Angriff zu nehmen«. Auch deshalb müsse das »Kleinstaatengerümpel« auf dem Balkan »so schnell wie möglich liquidiert werden«, um »ein einheitliches Europa zu schaffen«. So wie die Dinge lägen, könne »Europa eine klare Organisation nur durch die Deutschen erfahren«. Weil der Osten – seit Dschingis Khan – Europa »immer wieder als lockenden Edelstein vor Augen« habe und danach zu greifen trachte, sei das »Hinausschieben 
 unserer Grenzen« (weit nach Osten) zum Schutz des Reichsgebiets von existenzieller Bedeutung.

Im Nachlass von Herbert Backe hat sich eine gedruckte italienische Menükarte vom 5. Mai 1943 erhalten. Auf der Vorderseite liest man die Speisefolge des Soupers, das der italienische Agrarminister Carlo Pareschi (1898–1944) zum Abschluss von Backes Staatsbesuch in Rom gegeben hatte, auf der Rückseite stehen handschriftlich jene Punkte der zwei Tage später gehaltenen Geheimrede Hitlers, die der Ohrenzeuge Backe für bedeutsam hielt:


Organisation des Abendlandes unsere historische Aufgabe; primitive Völker als Glacis vor uns organisieren. Denn Europa lockt den Osten (an). Bekenntnis zu dieser Aufgabe. Judentum muss in Europa ausgerottet werden. (…) Der ganze Krieg ist ein antisemitischer Krieg. Staatengerümpel muss beseitigt werden. Einzige Hand, dies zu organisieren: Deutschland, Schwerthand. (…) Potenziale im Osten, Rohstoffe, Menschen. Wenn organisiert, – so enormes Potenzial. (…) Feindliche Welt muss zerstört werden. Unempfindlich gegen Gefühle für Juden. (…) Leben ist grausam. Wir sind nicht Erfinder, sondern Opfer dieser Welt. Gegner, der nicht beherrscht werden kann, muss vernichtet werden.
[1]





Gauleiter Eigruber erwähnt das zu liquidierende »Staatengerümpel« nur indirekt (»Sicher ist, dass auch einige europäische, mit uns verbündete Staaten verschwinden werden.«). Seinen Bericht diktiert er auf der Basis ausführlicher Notate in direkter Rede Hitlers:



 Der bisherige Verlauf des Krieges hat klar erwiesen, dass nur das Großdeutsche Reich im Stande ist, Europa vor der Invasion der Bolschewisten zu schützen. Wir müssen in diesem Kampf zu unserer alten politischen Parole zurückkehren, das ist die vollkommene Lösung der Judenfrage. (…) Die Juden herrschen in Amerika genauso wie in der Sowjetunion. Der Staat, der die Juden restlos beseitigt, ist gegen jede Revolution gefeit. In Deutschland gibt es keine Revolution mehr, weil wir mit den Juden restlos aufräumen, und in Zukunft kann das Abendland nur mehr von einem Staat geführt werden, und dazu ist Deutschland berufen. (…) Es ist daher meine Absicht, um für die Zukunft gefeit zu sein, eine Ostmark im Osten Europas als festen Wall zu errichten. So wie einmal die Ostmark an der Donau die Türken, Hunnen und Awaren abgehalten hat, in das Reich einzubrechen, so muss einmal die neue Ostmark im Osten ewige Wacht gegen Asien stehen. (…) Europa ist nun einmal das Abendland mit höchster Kultur und Zivilisation. Europa lockt den Osten immer wieder an. Würde der Osten Europa besitzen, er würde damit die Weltherrschaft antreten. Wir müssen daher alle vom Kampfeswillen erfüllt sein. Das Judentum Europas muss ausgerottet werden. Ist Europa judenfrei, wird es einer langen Friedensperiode entgegengehen. (…) Es hat auch schon vor uns Antisemiten gegeben, jedoch wollten sie die Judenfrage nur theoretisch lösen. Erforderlich ist, dass wir die Entschlossenheit zum Kampf auf Leben und Tod besitzen.



Die vierte Version der Geheimrede Hitlers stammt von Reichsleiter Rosenberg. Dieser spricht einen Tag nach dem Berliner Treffen in Trier auf einer Großkundgebung des NSDAP
 -Gaus Moselland, zu dem damals auch Luxemburg gehört. In der überfüllten Tonhalle und vor geladenen Parteimitgliedern komprimiert der Redner die tags zuvor gehörten Leitlinien Hitlers und schmückt sie in eigenen Worten aus. Der Journalist Paulheinz Wantzen berichtet für die Zeitung Luxemburger Wort nichtssagend über die parteiinterne Kundgebung – in seinem Tagebuch hält er die zentralen Sätze Rosenbergs fest:



 (Rosenbergs) Rede auf der Großkundgebung richtete sich – ganz im Sinne der augenblicklich anlaufenden Agitationswelle – hauptsächlich gegen Judentum und Juden. (…) Wenn (der Jude) versuche, die minderwertigsten Rassen in einen Blutrausch gegen die hochwertigsten zu schicken, dann sei es Zeit, dass der Jude bis auf den letzten Plattfuß in Europa nichts mehr zu suchen habe. Unsere Aufgabe sei es heute, Deutschland und Europa wieder sauber zu machen. Nach ihrer Parasitentätigkeit durch 2000 Jahre müsse Europa vom jüdischen Aussatz befreit werden. Das sei keine Brutalität, sondern eine saubere und biologische Humanität. Wo gehobelt werde, da fielen Späne, und es sei besser, es verschwänden acht Millionen Juden als 80 Millionen Deutsche. Die Brücken hinter uns seien abgebrochen und es gebe keinen Weg mehr zurück.



In dieser Tonlage übermittelte Rosenberg den moselländischen Parteimitgliedern die Worte Hitlers. In überregionalen Zeitungen vom 11. Mai erschien eine völlig inhaltsleere Nachricht zur Trierer Rede Rosenbergs.

 

Was sich schon länger andeutete, vollzog sich am 25. Juli wie erwartet: Mussolini verlor seine Ämter, und Italien verließ das Bündnis mit Deutschland. Der Übergang vollzog sich langsam, aber sicher bis zum offiziellen Seitenwechsel am 13. Oktober 1943. Wantzen reagierte entsetzt. Er bezeichnet den 25. Juli als einen »verdammt schwarzen Tag in unserer Geschichte dieses Krieges«. Wie konnte »ein Duce zurücktreten, Duce i.R. werden?« – das hätte sich unser Journalist nicht träumen lassen. Wie konnte es nur passieren, dass man den zum Faschistischen Großrat gehörenden Meuterer Dino Grandi (1895–1988) »nicht einfach niedergeknallt hat«? (Grandi zählte zu den Faschisten der ersten Stunde. Unter Mussolini hatte er als Außenminister und zuletzt als Justizminister gedient.)
[1]



Die nächste Reichs- und Gauleitersitzung fand am 7. Oktober 1943 in der Kommandozentrale Wolfsschanze statt. Hauptthema: die neue 
 Lage und wie weiter. Gemäß dem vom Deutschen Nachrichten-Büro verbreiteten Communiqué sagte Hitler seinen Männern das mittlerweile Übliche: »Das ganze deutsche Volk weiß, dass es um Sein oder Nichtsein geht.« Die Brücken seien hinter ihm abgebrochen. Ihm bleibe nur der Weg nach vorne. Gemäß der Mitschrift Eigrubers hatte er sich in seiner Geheimrede – auch mit Blick auf einzelne Gauleiter – wesentlich kantiger und imperativisch ausgedrückt: »Wer sich gegen das Reich und gegen den Schicksalskampf stellt, verliert den Kopf. Die Führung des Reiches muss alle Brücken nach rückwärts abbrechen. Es darf auch nicht den kleinsten Hilfssteg oder Ausweg nach rückwärts geben. Es muss ohne Rücksicht gekämpft werden.« Leeres Gerede war das nicht, denn just in diesen Tagen wurden Männer bis zum 60. Lebensjahr für den Militärdienst erfasst, wie der ehemalige Krupp-Manager Wilhelm Muehlon den Nachrichten entnahm und die baldige Niederlage seines Heimatlandes herbeisehnte.

Am Vortag des Besuchs in der Wolfsschanze hatte sich die Führungsspitze ohne Hitler in Posen getroffen. Neben den Reichs- und Gauleitern sind hohe Militärs, Minister Albert Speer und verschiedene seiner Abteilungsleiter im Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion eingeladen. Der für die Produktion von Panzern, Artilleriegeschützen, Flugabwehr- und Panzerabwehrkanonen zuständige Ingenieur Walter Rohland (1898–1981) zeichnet ein düsteres Bild: Die Förderung von Kohle »geht ununterbrochen zurück«, es mangele hinten und vorne an Arbeitern, die Pläne für die Fertigung von Panzern und Feldhaubitzen mussten radikal nach unten korrigiert werden, die feindlichen Luftangriffe »führen zur totalen und teilweisen Zerstörung« und zur Abwanderung der Menschen. Rohlands Kollege Willy Schlicker (1914–1980), der den Sektor Eisen und Stahl organisiert, berichtet Ähnliches. Der für den Flugzeugbau verantwortliche Ingenieur Karl Frydag (1893–1980) spricht von einer »sehr verschlechterten« Situation.

Für die Luftwaffe ergänzt Generalfeldmarschall Erhard Milch (1892–1972): Der Feind erzeuge jetzt 13100 Flugzeuge im Monat – 
 Deutschland 2400. Großadmiral Karl Dönitz (1891–1980) teilt mit, die Verluste von U-Booten seien dramatisch angestiegen, sodass er den U-Boot-Krieg Ende Juli vorläufig einstellen musste. In der Zusammenfassung Eigrubers heißt es dazu: »Tatsächlich gelang es den Engländern und Amerikanern«, Flugzeuge und Kriegsschiffe mit neuartigen Peilgeräten auszurüsten, »die die U-Boote finden können, ohne sie zu sehen« – »dagegen war nun das U-Boot völlig machtlos, da es selbst nicht wusste, ob es vom Feind gesucht oder gefunden wurde«. Ohne solche Informationen zu kennen, hatte der Zivilist Hans Schlange-Schöningen schon im Sommer die maritime Kriegslage durchschaut und am 1. Juni und 15. Juli 1943 notiert: »Offenbar haben die Engländer irgendein besonders wirksames Abwehrsystem erfunden. – Nie waren die Schiffsverluste der anderen so gering, die U-Boot-Verluste dagegen so hoch!«

Ein enger Mitarbeiter Speers, der Flugpionier Gerhard Sedlmayr (1891–1952), der lange in den USA
 gearbeitet hat und mit den dortigen Verhältnissen bestens vertraut ist, informiert die versammelten Politiker über den Stand der Rüstung in den USA
 : Seit 1941 wurden dort 51 Flugzeugfabriken neu errichtet, zudem 380 Zulieferfabriken; insgesamt arbeiten dort 16 Millionen Menschen in der Rüstungsindustrie; mit 80 Millionen Tonnen Stahl pro Jahr produzieren die USA
 mehr als die gesamte übrige Welt zusammen; während US
 -Werften 1939 lediglich 700000 Bruttoregistertonnen Schiffsraum pro Jahr fertigstellten, sind es derzeit neun Millionen Bruttoregistertonnen. Sedlmayrs Vortrag fällt derart »schmeichelhaft für die Amerikaner« aus, dass der Zuhörer Goebbels für einen Moment die weltanschauliche Contenance verliert. Man könnte sich, vertraut er seinem Tagebuch an, fast »wünschen, dass auch in Deutschland die jüdische Demokratie eingeführt würde«. Nach einer kurzen, kaum merklichen Schrecksekunde bequemt er sich wieder in die von ihm mitherbeigeführte, mittlerweile höchst ungemütliche Realität: »Wir sind im Luftkrieg eben unterlegen und müssen im Großen und Ganzen wenigstens vorläufig die Schläge der Engländer und Amerikaner hinnehmen.«
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 Die Atmosphäre ist gedrückt. Reichsleiter Robert Ley beobachtet »eine verschiedentlich direkt defätistische Stimmung unter den Gauleitern«. So erklärt ihm der badische Gauleiter Robert Wagner »ganz kaltblütig«, in seinem Gau glaubten »nur noch wenige an den Sieg«. Auch nach Goebbels’ Eindruck ist ein Teil des politischen Führerkorps »von solchen Überlegungen angekränkelt«. Die versammelten NS
 -Führer drohen in depressive Reglosigkeit zu verfallen. Amerikanische und britische Truppen sind drei Monate zuvor auf Sizilien gelandet. Als sie auf dem kalabrischen Festland Fuß fassen, kapituliert Italien am 8. September und erklärt am 13. Oktober 1943 Deutschland den Krieg.

Was tun? Mit ideologischer Ertüchtigung ist nichts mehr zu gewinnen. Wie der deutschen Gesellschaft insgesamt muss jetzt selbst den Gauleitern die Ausweglosigkeit ihrer Lage eingeimpft werden. Sieg oder Tod, einen dritten Weg gibt es nicht! Um das zu verdeutlichen, ergreift abends um sechs Uhr Heinrich Himmler als letzter Redner das Wort. Neben seinen anderen Ämtern hat ihn Hitler am 25. August in Reaktion auf den Sturz Mussolinis zum Reichsinnenminister ernannt. Daher spricht er einerseits als oberster Verantwortlicher für die Innere Sicherheit und andererseits als Reichsführer SS
 , der im gesamten deutschen Machtbereich für die Sicherheit, das heißt, für hochgradigen Terror und für die Ermordung der Juden, zuständig ist. Bis zu diesem Zeitpunkt sind mehr als fünf Millionen jüdische Kinder, Frauen und Männer mit Hilfe von Hunger und Kälte, Gaskammern und Erschießungskommandos »beseitigt« worden. Auch darüber spricht Himmler, und zwar »ganz offen«.

Zunächst handelt seine Rede von der Partisanenbekämpfung, dann vom Sturz Mussolinis und den Folgen für Deutschland. Die Gauleiter beschwichtigend, erklärt der neue Innenminister: »Seien Sie überzeugt davon, dass in Deutschland kein Aufstand, keine Schwierigkeit an irgendeiner Stelle entstehen kann.« Den Wankelmütigen unter den Gauleitern gibt er Halt und erklärt, er besitze genug Nervenstärke, »um auch schon das kleinste Feuerchen auszutreten und erst recht 
 jedes größere Feuer zu ersticken«. Kursorisch erwähnt er gewisse Leute, die sich einen Umsturz à la Italien wünschten und solche Redensarten führten wie »Ja, da könnte der Führer doch eigentlich auch abtreten«, oder »Können wir das bei uns nicht auch so machen«. Eine Reihe solcher Zersetzer – »ob Kellner, ob Regierungsrat, ob Fabrikbesitzer, ob Arbeiter, ob Ingenieur oder sonst etwas« – habe man »hübsch sauber« dingfest gemacht und dem Volksgerichtshof zugeführt.

Wie Hitler und Goebbels legt auch Himmler hinsichtlich der Exekutionen eigener Volksgenossen und Volksgenossinnen großen Wert auf klassenübergreifende verteilungsgerechte Quotierung der Hingerichteten. Als Goebbels Mitte Juni 1944 eine Statistik des Volksgerichtshofs über die bislang gefällten Todesurteile liest, nimmt er befriedigt zur Kenntnis, »ein hoher Prozentsatz« betreffe »Intellektuelle und sozial und gesellschaftlich hochgestellte Persönlichkeiten«. Wer von diesen Privilegierten »gegen den Führer oder gegen die deutsche Kriegsführung Opposition« mache, sei nicht zu bedauern, wenn »ihm der Kopf abgeschlagen wird«.

Himmler schließt das Thema Hinrichtung sogenannter Volksverräter mit dem Satz ab, aus erzieherischen Gründen würden in den Zeitungen immer wieder Kurzmeldungen erscheinen, »dass dieser oder jener Herr seinen Kopf verloren habe«, und das werde sich »noch eine Weile so fortsetzen«. Im Zeitungsbericht über die Posener Tagung steht, Reichsinnenminister Himmler habe über »Einzelerscheinungen« von Defätismus gesprochen, die »rücksichtslos ausgemerzt« würden. Für die Öffentlichkeit zurechtgemacht lautet der Tenor seiner Rede: »Wer die Geschäfte des Feindes besorge und durch Verbreitung von Defätismus (…) das Leben aller bedroht, müsse sterben als Sühne für seine Tat und als Warnung für andere.«

Der Pforzheimer Anzeiger berichtet am 9. Oktober sowohl über die hochpolitische Zusammenkunft in Posen als auch über das anschließende Treffen bei Hitler unter der Schlagzeile: »Die unerschütterliche Siegeszuversicht des Führers. Die Reichs- und Gauleiter weilten im Führerhauptquartier«. Dorthin waren sie am 6. Oktober erst 
 nach Himmlers Rede gereist. Kaum war der Gauleiter von Süd-Hannover-Braunschweig, Hartmann Lauterbacher (1909–1988), von der Tagung in seine zerbombte Gauhauptstadt zurückgekehrt, verkündete er, wie Hermann Stresau nach der Zeitungslektüre zusammenfasste: »Jeder muss jeden verhaften, der defätistische Reden führt. Wer dies unterlässt, macht sich mitschuldig. Im Amtsgericht zu Hannover ist ein Galgen aufgerichtet. Hinrichtungen wegen ›Zersetzung der Wehrkraft‹ sind häufig.«
[3]



Wie kritisch Himmler und Hitler die innere Lage tatsächlich beurteilten, zeigt die plötzliche Einberufung meines Mitte Februar 1943 schwerverwundeten Vaters. Nach mehr als fünf Monaten der Rekonvaleszenz war er nur noch bedingt kriegsverwendungsfähig. Zusammen mit vielen anderen halbwegs geheilten versehrten Offizieren wurde er Anfang August 1943 eingezogen, für viereinhalb Wochen in den Döberitzer Kasernen nahe Berlin stationiert und dann wieder aus der Wehrmacht entlassen. Mittlerweile zum Oberleutnant befördert und mit einer Nahkampfspange in Bronze ausgezeichnet, übte er dort »das Eingreifen, falls es in Berlin zu Arbeiterunruhen kommen sollte«. So hat er es mir erzählt. In seinem Wehrpass steht: »4.8.–4.9.43 Kompanie-Führer-Lehrgang der Schutz- und Genesenen Komp., Lehrstr. 4, Döberitz.« Nur zehn Tage nach dem Sturz Mussolinis hatte die deutsche Führung diese Präventivmaßnahme bereits realisiert. Vermutlich nicht nur für Berlin. Bekanntlich fanden die von Himmler und Hitler immer wieder befürchteten Arbeiterunruhen weder damals noch später statt.

In der Zeitungsnachricht über die Rede Himmlers in Posen fehlt jene zentrale Passage, die allein für die Reichs- und Gauleiter und die geladenen Gäste bestimmt war. Nicht als neuer Innenminister, sondern in seiner Eigenschaft als Reichsführer SS
 und Chef der deutschen Polizei setzt Himmler seine Kollegen, die versammelten Partei- und Staatsführer, am frühen Abend des 6. Oktober 1943 über die Ermordung aller Juden ungeschönt ins Bild. Er spricht vom »schweren Entschluss, dieses Volk von der Erde verschwinden zu lassen«, 
 und begründet auch ihnen den bis in die letzte Konsequenz vollzogenen Völkermord mit dem Hinweis auf mögliche spätere Rache:


Es trat an mich die Frage heran: Wie ist es mit den (jüdischen) Frauen und Kindern? – Ich habe mich entschlossen, auch hier eine ganz klare Lösung zu finden. Ich hielt mich nämlich nicht für berechtigt, die Männer auszurotten – sprich also, umzubringen oder umbringen zu lassen – und die Rächer in Gestalt der Kinder für unsere Söhne und Enkel groß werden zu lassen.



So genau wollten es selbst die meisten Reichs- oder Gauleiter nicht wissen. Deshalb umschmeichelte sie Himmler als oberste Würdenträger der Partei, denen gegenüber er sich »verpflichtet« fühle, »einmal ganz offen zu sprechen und zu sagen, wie es gewesen ist« – gewesen! –, um abschließend militärisch knapp festzustellen: »Die Judenfrage in den von uns besetzten Ländern wird bis Ende des Jahres erledigt sein. (…) Sie wissen nun Bescheid.«

Goebbels freute sich über das »ganz ungeschminkte und freimütige Bild«, das Himmler gegeben hatte, nämlich »das Judentum mit Kind und Kegel auszurotten«. Das entsprach seiner kommunikatorischen Leitlinie »Kraft durch Furcht«, also jedem Deutschen und nun auch seinen Gauleiterkollegen höllische Angst vor der Niederlage einzujagen. Dasselbe hatte auch Himmler bezweckt – allerdings mit einem wesentlichen Unterschied, denn er sprach vor den obersten Führern der NSDAP
 : Selbst ihnen, jedenfalls einem Teil von ihnen, musste zu diesem Zeitpunkt in aller Härte klargemacht werden, dass ein italienischer Ausweg infolge des deutschen Massenmordens längst verriegelt war. Damit die Informationen, die er gegeben hatte, auch im Inneren der Reichs- und Gauleiter in seinem Sinne weiternagten, ermahnte Himmler die Zuhörer zu Beginn seines Berichts, das Folgende »wirklich nur zu hören und nie darüber zu sprechen«.

Mit demselben Ziel und in ähnlichen Formulierungen wiederholte er seine Mitteilungen über das von ihm organisierte 
 Massenmorden vor SS
 -Fahnenjunkern in Bad Tölz, vor Beamten des Generalgouvernements, vor Befehlshabern der Kriegsmarine, mehrfach vor Generälen der kämpfenden Truppe, vor SS
 -Generälen und, so darf angenommen werden, noch an verschiedenen anderen Stellen – zum Beispiel vor den Leitern der Reichspropagandaämter, wie aus dem Goebbels-Tagebuch hervorgeht.

 

Mit dem kaum verhüllten Reden über das Morden hatte die Führung das eigene Volk in eine gleichgültige, auf das Schlimmste gefasste Reglosigkeit und in dumpfes Durchhalten hineinbugsiert. Die Flächenbombardements, die vielen Gefallenen, Vermissten, Schwerverwundeten und die entmutigenden Nachrichten von den Fronten wirkten in dieselbe Richtung. Sie machten die Menschen stumpf. In der zweiten Kriegshälfte speiste sich der im Rückblick so unverständlich erscheinende Durchhaltewille der deutschen Mehrheit nicht aus Führerglauben oder sogenannter Naziideologie. Ausschlaggebend war das weitverbreitete Gefühl, oft auch die Einsicht, dass alle Wege zur Umkehr seit 1939 infolge des von Deutschland entfesselten und zunehmend mörderisch geführten Krieges nach und nach von der eigenen Regierung und infolge des eigenen Verhaltens unwiderruflich verschlossen blieben.

Um die Gefolgstreue der eigenen Bevölkerung im totalen Krieg zu fördern, hatte Goebbels einen agitatorischen Dreischritt entwickelt, den er selbst immer wieder exemplarisch demonstrierte, intern anordnete und seinen Gauleiterkollegen empfahl. Als besonders lernbereit, von ihm als »geradezu vorbildlich« und rühmenswert gepriesen, erwies sich der hannoversche Gauleiter Lauterbacher. Die Durchhalterede, die dieser Ende März 1944 hielt, entsprach dem gewünschten Muster perfekt. Als Erstes würdigte Lauterbacher den (arischen) Deutschen als »Träger der Fahne des Edlen, Aufbauenden und Wahrhaftigen«; diese Lichtgestalt kontrastierte er mit dem inferioren Gegenstück »Jude«, der so lange bekämpft werden müsse, bis er »zumindest in unserem Erdteil vernichtet« sei und »wir ihn« womöglich »in 
 der Welt so tödlich treffen, dass er sein Haupt so bald nicht wieder erheben kann«. Kaum hatte der Gauleiter die Ermordung der Juden als Kampf »zwischen Gott und dem Satan« und als endzeitliches Ringen »auf Leben und Tod« mehr als nur angedeutet, rückte er mit dem eigentlichen Zweck seiner Wortkanonade heraus: »Ein Zurück gibt es für uns nicht mehr. Die Brücken sind hinter uns abgebrochen.« Es gibt kein Ausweichen mehr! Keiner kann aus dem immer schneller dahinrasenden Kriegs- und Untergangszug abspringen!
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Fußnoten
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In den ersten Ausgaben unseres Buchs »Vordenker der Vernichtung« (1991) hatten Susanne Heim und ich dieses Dokument als Notizen für eine von Backe selbst gehaltene Rede missdeutet. Nachdem uns Christian Gerlach auf den Fehler aufmerksam gemacht hatte, haben wir die fragliche Passage aus der aktuellen (deutschen) Taschenbuchausgabe gestrichen. Unsere Fehlinterpretation kursiert weiterhin im Internet, typischerweise ohne Quellenangabe.














3
 Massenmorde als Mittel zum politischen Zweck



Bleibt die Frage, ob Hitler und seine Mitführer ihre Politik des Raubens und Massenmordens absichtsvoll als soziales Integrationsmittel einsetzten. Offensichtlich nutzten sie den Rassismus als »revolutionäres Zersetzungsmittel«, wie es Thomas Mann Anfang 1939 ausdrückte, der präzisierend von einer »nihilistischen Schweinerei« sprach, die mit Rasse wenig zu tun habe (Kapitel V.5). Auch war den Anführern des durch und durch kriminellen Unternehmens Hitlerdeutschland klar, dass sie mit Hilfe ihrer dem Volk bekannten und halbbekannten Verbrechen eine verschworene Gemeinschaft des Schweigens bilden und festigen konnten. Damit erhöhten sie den diffus empfundenen Druck zum Mitmachen, minderten die Möglichkeiten des Verweigerns, der Kurskorrektur, der Umkehr und des Widerstands.

Allgemein wurde die Herrschaftsmethode, eine größere Gruppe von Menschen – hier ein ganzes Volk – in die Mitverantwortung an großen Verbrechen hineinzuziehen, um sie gefügig zu machen, im Abschnitt »Goebbels erfindet die deutsche Kollektivschuld« für die Jahre 1938 bis 1941 bereits dargestellt (Kapitel X.1). Hier geht es um das Problem, inwieweit die deutsche Führung die von ihr seit dem Sommer 1941 initiierten Großverbrechen absichtsvoll zur Disziplinierung des eigenen Volks einsetzte. Darüber hinaus versuchte sie, in den 
 unterworfenen und verbündeten Ländern große Gruppen der jeweiligen nationalen Bevölkerungen und der kollaborationsbereiten Eliten in die Politik des Verbrechens hineinzuziehen und sie an den Früchten des Raubens teilhaben zu lassen – sei es in Frankreich oder Griechenland, in der Slowakei, ja selbst in Polen, in den besetzten Gebieten der Sowjetunion und zuletzt in Ungarn.

Nicht allein die Ermordung der Juden, auch die Euthanasiemorde, die millionenfachen Verbrechen an sowjetischen und polnischen Zivilisten und Kriegsgefangenen erzeugten die Gemeinschaft des Schweigens, den mafiosen Zusammenhalt des Mitgegangen-Mitgefangen-Mitgehangen. Die damit verbundenen unterschwelligen Ängste vor blutigen Racheaktionen im Fall einer Niederlage verstärkte die gelenkte Informationspolitik mit allen damals verfügbaren Mitteln. Auch das gelang mit durchschlagendem Erfolg. Angst macht gefügig. Im Januar 1945 sagte der junge, in Gefangenschaft geratene Luftwaffensoldat Horst Krapoth im Gespräch mit drei mitgefangenen Kameraden im US
 -amerikanischen Abhörzentrum Fort Hunt: Natürlich sei die Judenverfolgung von vielen in seiner Heimatstadt Düsseldorf abgelehnt worden, »das ist doch klar«; dann aber sei das Geschehen, das einen unangenehm berührt, umgehend verdrängt, innerlich beiseitegeschoben worden – »man nimmt es zur Kenntnis und sieht darüber weg; man hat Schweigen gelernt in Deutschland«.

Die ständige Propaganda, die verständliche Unlust, es genauer wissen zu wollen, und die kaum zu bewältigenden existenziellen Ungewissheiten, die sich aus dem immer blutigeren Kriegsverlauf ergaben, begünstigten die Abstumpfung und das Wegsehen. Wie aber dachten die Machthaber des NS
 -Staats selbst darüber? Folgten sie ihren dunklen Instinkten oder entschieden sie sich bewusst für diesen Weg, auch um möglichen Widerstand im eigenen Volk und in den verbündeten wie auch den besetzten Ländern zu minimieren? Diese Frage kann dokumentarisch nicht exakt beantwortet werden, doch spricht bei genauer Betrachtung der überlieferten Indizien viel für durchaus bewusstes, absichtsvolles Handeln.


 Franz Neumann, der von seinem Washingtoner Exil aus Deutschland im Auftrag des militärischen Nachrichtendiensts der USA
 (Office of Strategic Services) beobachtete, gelangte 1942 zu der Erkenntnis, »dass die deutsche Führung in der heutigen deutschen Gesellschaft die einzige Gruppe ist, die ihre ideologischen Verlautbarungen nicht ernst nimmt, und sich ihres rein propagandistischen Charakters sehr wohl bewusst ist«. Die Richtigkeit dieser These bestätigt sich auch in Goebbels’ Tagebuch immer wieder. Dazu einige Beispiele:

Am 22. Dezember 1940 hatte er ein erstes vom bulgarischen Parlament angenommenes Judengesetz erfreut zur Kenntnis genommen. Zwar sei es »nicht radikal, aber doch etwas«. Schon das empfand der Minister wie in den Fällen Ungarn und Italien als außerordentlich hilfreich: »Unsere Ideen marschieren, auch ohne Kommando, durch ganz Europa.« Nachdem Goebbels am 18. August 1941 sich von Hitler die Genehmigung zur Kennzeichnung der deutschen Juden mit dem gelben Stern geholt hatte, veröffentlichte er die Begründung für die kommende aber noch nicht veröffentlichte Maßnahme in seiner Hauszeitung Das Reich. Bald würden, so prognostizierte er, auch die anderen Völker den verzweifelten Ruf »durch die Welt gellen« lassen: »Die Juden sind schuld! Die Juden sind schuld!« Das Strafgericht, das dann hereinbreche, werde furchtbar sein: »Wir brauchen gar nichts zu tun, es kommt von selbst, weil es kommen muss. Wie die Faust des erwachenden Deutschland einmal auf diesen Rassenunrat niedergesaust ist, so wird auch einmal die Faust des erwachenden Europa auf ihn niedersausen. (…) Es wird der Tag des Gerichts der Völker über ihre Verderber sein.«

Hitler und er betrachteten die Enteignung, Deportation und Ermordung der Juden als völkerverbindenden Exportartikel, als ein für alle Beteiligten vorteilhaftes politisch-ökonomisches Joint Venture mit den unterworfenen und abhängigen Staaten Europas. Zu diesem Zweck versuchten sie mit erheblichem Erfolg, die vielfach vorhandenen gegen Juden gerichteten Ressentiments zu befeuern. Das gelang umso besser, sofern das mit Hilfe von Neid, Missgunst und 
 Verschwörungsmythen zum Hass gesteigerte Vorurteil mit der weitverbreiteten – in der sozialistischen Variante überall vorgebahnten – Lust am Enteignen verbunden wurde: vom Antisemitismus hin zu einer Praxis des Deportierens nach Nirgendwo. Goebbels formulierte sein politisches Kalkül glasklar: »Die antisemitischen Bazillen sind natürlich in der ganzen europäischen Öffentlichkeit vorhanden; wir müssen sie nur virulent machen.« Die slowakische Regierung folgte dem Konzept Goebbels’ in einer ihn befriedigenden Weise, zumal die dort Anfang September 1941 verabschiedeten Judengesetze teils über »die bei uns geltenden« hinausgehen würden.

Fünf Tage nach der folgenschweren Reichs- und Gauleitersitzung vom 12. Dezember 1941 konferierte Goebbels mit Hitler. Dabei besprachen sie im Wesentlichen die beschleunigte Deportation der verbliebenen Berliner Juden. Die besondere Eilbedürftigkeit begründete Goebbels nicht mit Judenhass, sondern mit den aus seiner Sicht positiven Wirkungen auf das politische Verhalten der gesamten Berliner Einwohnerschaft: »Berlin kann so lange nicht als absolut konsolidiert gelten, solange noch Juden in der Reichshauptstadt leben und wohnen.« Das bedeutet: Erst nach der Deportation und Ermordung aller Juden seien die Berliner ausreichend fest in das System des Verbrechens integriert, sodass sie im Sinne der Regierung als konsolidiert (= gefestigt) angesehen werden konnten. Um sein Argument zu unterstreichen, klagte Goebbels, er müsse die Deportation gegen erhebliche Widerstände aus dem Bürgertum und aus dem Wirtschaftsministerium durchfechten. Aus seiner Sicht kam es darauf an, die Zweifler, die Zögerlichen und Halbherzigen mit den Mitteln des Verbrechens zu »konsolidieren«, zu fesseln. So wurden die Deutschen, willentlich oder nicht, zu aktiv und passiv Mitwirkenden an einem ungeheuerlichen Massenmordkomplott.

Hitler argumentierte ähnlich, als er beim Abendessen am 24. Juli 1942 »diesen zweiten Weltkrieg« dramatisierend »als ein Ringen auf Leben und Tod« beschrieb und fortfuhr, momentan gehe es »am dringlichsten« um »die Beseitigung der Juden aus Wien«. Warum 
 sollte ausgerechnet das am dringlichsten sein, während die Wehrmacht in riesige verlustreiche Schlachten in der Sowjetunion verwickelt war? Weil, so begründete der Führer, von den (christlichen) Wienern »am leichtesten gemeckert werde«. Sie, die Wiener Arier und Arierinnen, sollten also wie in Berlin mit Hilfe der Judendeportation »konsolidiert«, ihnen das Gemeckere abgewöhnt und herrschaftsfunktionales Verhalten in der seit 1939 Zug um Zug konstituierten Verbrechensgemeinschaft angewöhnt werden.

In Gauleiter Eigrubers Zusammenfassung jener Geheimrede, die Himmler am 6. Oktober 1943 vor den Reichs- und Gauleitern gehalten hatte, klingt derselbe Grundgedanke an. Auch aus diesem Dokument, in das anschließende Gespräche der Zuhörer eingeflossen sein mögen, geht hervor, wie sehr die »klare Lösung« der Judenfrage die Widerstandskraft der Deutschen erhöht habe:


Es war nicht immer leicht, die Liquidierung der Juden durchzustehen, da es bis in die höchsten Stellen der Partei, des Staates und der Wehrmacht Menschen gab, die für Juden intervenierten. Doch wenn wir im Inneren des Reiches Ruhe haben wollen und ebenso in den besetzten Gebieten, so musste die Judenfrage einer klaren Lösung zugeführt werden. Es ist heute als sicher anzunehmen, dass diese klare Lösung mit dazu beiträgt, die Widerstandskraft des deutschen Volkes zu stärken.



Werde die Judenfrage erst einmal öffentlich diskutiert, dann sei das laut Goebbels »meistens der Anfang vom Ende der Judenherrschaft«. Er und die anderen Führer der NSDAP
 setzten alles daran, die Mehrheitsgesellschaft mit Hilfe des Antisemitismus zu mobilisieren, den vielen Aufstiegsorientierten neue Chancen zu eröffnen und alle zusammen in den Strudel des Bösen zu ziehen.
[1]



Ebenso verfuhr Hitler, als er im April 1943 den ungarischen Staatschef Miklós Horthy zum »schärferen Kampf gegen die Juden« drängte. Der Mitschrift eines Vertreters des Auswärtigen Amts zufolge 
 argumentierte der deutsche Kanzler: »Ungarn könne genauso wie die Slowakei die Juden in Konzentrationslagern unterbringen. Es würde damit seinen eigenen Landeskindern viele Möglichkeiten durch Freimachung der von den Juden gehaltenen Positionen eröffnen und den talentvollen Kindern des Volkes Laufbahnen verschaffen, die ihnen bisher von Juden verschlossen worden seien.« (Zu diesem Zeitpunkt waren von den hunderttausend slowakischen Juden 58000 in die KZ
 s Majdanek und Auschwitz verbracht und dort fast alle ermordet worden.)

Mit seinem Angebot beabsichtigte Hitler, den nicht ganz zuverlässigen Bündnispartner Horthy und damit auch die christliche ungarische Bevölkerung an der Ermordung der europäischen Juden zu beteiligen, mit Sicherheit auch deshalb, um dem Land die Möglichkeit eines Ausscherens aus dem Bündnis mit Deutschland zu versperren. Noch blieb Horthy standhaft und entgegnete dem »Herrn Reichskanzler«: »Er habe alles getan, was man anständigerweise gegen die Juden unternehmen könne, aber ermorden oder sonst wie umbringen könne man sie ja wohl nicht.« Hitler entgegnete: »Wenn von Ermordung der Juden gesprochen würde, so müsse er feststellen, dass nur einer
 morde, nämlich der Jude, der den Krieg anzettele und ihm durch seinen Einfluss den jetzigen gegen Zivilisten, Frauen und Kinder gerichteten Charakter gegeben habe.«
[2]



Mehr als zwei Jahre zuvor, im Januar 1941, hatte der Chef der Sicherheitspolizei und des SD
 in Paris, Helmut Knochen (1910–2003), sich dafür ausgesprochen, »die Züchtung der Judengegnerschaft« mit materiellen Mitteln zu betreiben: Würden die Arbeitsplätze der 100000 ausländischen Pariser Juden im Wege der Deportation freigemacht, böten sich für viele Franzosen berufliche Aufstiegsmöglichkeiten. Da die meisten Franzosen nicht zu einem »ideellen« Antisemitismus neigten, verspreche der materielle Ansatz »wegen des Sichbietens wirtschaftlicher Vorteile« sehr viel eher »eine Billigung des antijüdischen Kampfes«. Im Juli 1941 notierte Goebbels, »die Behandlung der Judenfrage« dürfe in den riesigen besetzten Gebieten »nicht losgetrennt von der politischen Situation vor sich gehen«. Demnach 
 sollten die lokalen deutschen Machthaber die jeweils sinnvolle politische Konstellation nutzen und den richtigen Moment abpassen, um die sogenannte Lösung der Judenfrage politisch effektvoll und so sozialintegrativ wie nur möglich zu implementieren.

Wie gelehrig deutsche Besatzungsfunktionäre dabei vorgingen, zeigt das Beispiel Frankreich ebenfalls. Im Oktober 1940 berichtete Dr. Elmar Michel, mittlerweile Chef der Wirtschaftsabteilung des deutschen Militärbefehlshabers in Frankreich: »Die Ausschaltung der Juden aus der französischen Wirtschaft ist im besetzten Gebiet in Angriff genommen worden.« Man lege die Maßnahmen so an, dass »die Franzosen daran selbst in erster Linie interessiert werden«, und rechne damit, dass die französische Regierung auch im unbesetzten Gebiet Frankreichs bald entsprechende Maßnahmen treffe. Göring hatte angeordnet, »die wirtschaftliche Beteiligung französischer Erwerber in den Vordergrund zu stellen«. Nach den Worten des deutschen Botschafters in Paris, Otto Abetz (1903–1958), sollte damit erreicht werden, »Frankreich von der jüdischen Welt zu trennen«; gemeint waren die Bindungen an die liberalen westlichen Demokratien. Darüber hinaus sahen die deutschen Eroberer von Anfang an vor, die Erlöse aus der Arisierung jüdischer Betriebe »dem französischen Fiskus zufließen« zu lassen, um damit einen Teil der Besatzungskontributionen an Deutschland zu begleichen.
[3]



Es ging eindeutig darum, Teile der französischen Gesellschaft an die Besatzungsmacht zu binden. Franzosen, die sich an solchen Käufen beteiligten – es waren nicht wenige –, wussten und sollten wissen, dass sie auch dann, wenn sie für das Raubgut aus jüdischem Besitz einen (günstigen) Preis zugunsten der Staatskasse entrichteten, zu Profiteuren eines Verbrechens wurden. Verwerfliche Eigentumsübertragung produziert ein schlechtes Gewissen und damit automatisch den Wunsch, dem früheren und rechtmäßigen Eigentümer niemals begegnen zu müssen. Auch damit wurde in Deutschland und vielerorts in Europa die Basis für die nächsten Schritte hin zum Massenmord gelegt.


 Als das Reichssicherheitshauptamt die Deportation der französischen Juden in die Vernichtungslager intern ankündigte, berichtete Botschafter Abetz am 2. Juli 1942 an seine Berliner Vorgesetzten: Seines Erachtens gebe es keine grundsätzlichen Bedenken, die »gegen die Abtransportierung von 40000 Juden aus Frankreich zum Arbeitseinsatz in dem Lager Auschwitz« sprächen. Proaktiv mitdenkend, empfahl er zum taktischen Vorgehen, die Massenverhaftung so zu gestalten, dass sie »das in der letzten Zeit gewachsene antisemitische Gefühl ständig weiter erhöht«. Wie in Deutschland sei auch in Frankreich »das Ansteigen des Antisemitismus in starkem Maße auf die Zuwanderung von Juden fremder Staatsangehörigkeit in den letzten Jahren zurückzuführen«. Deshalb werde es »psychologisch in den breiten Massen des französischen Volkes wirksam sein, wenn die Evakuierungsmaßnahmen zunächst einmal derartige fremdländische Juden erfassen« – zunächst. So geschah es, und man beschloss gemeinsam mit der französischen Kollaborationsregierung, »Juden ausländischer Staatsangehörigkeit« in der von Deutschland »gewünschten Höhe« festzunehmen.

Zur Ehre sehr vieler Franzosen sei gesagt, dass diese Strategie in ihrem Land nur bedingt aufging. Trotz der bis Ende 1942 geschmeidig kollaborierenden Vichy-Regierung und der bei den Verhaftungen engagiert und in eigener Regie tätigen französischen Gendarmerie sowie der von Frankreich seit der militärischen Niederlage im Sommer 1940 fortwährend erlassenen Sondergesetze gegen Juden konnten die deutschen Verfolger nur jeden Vierten der etwa 320000 französischen Juden abtransportieren – weit überwiegend aber solche, die im Ausland geboren waren. Die große Mehrheit der französischen Juden konnte sich dank der Hilfe und der mangelnden Bereitschaft zur Denunziation seitens nichtjüdischer Franzosen retten.

Kaum war Jugoslawien von der Wehrmacht zerschlagen worden, bildeten kroatische Faschisten den von ihnen so bezeichneten Unabhängigen Staat Kroatien. Damit sie es mit der Unabhängigkeit nicht zu weit trieben, setzte Hitler Edmund Glaise-Horstenau 
 (1882–1946) als Deutschen Bevollmächtigten General in Zagreb ein, der ihm am 14. April 1941 über die Probleme des neuen Staatsgebildes berichtete. »Natürlich« brauche die neue Regierung in Kroatien dringend Geld und wolle deshalb »möglichst rasch an eine Lösung der Judenfrage gehen«. – »Na, da können wir ihnen erfahrene Experten geben«, warf Hitler ein. Allerdings lehnte er den von der kroatischen Seite erwogenen Gedanken ab, zunächst nur jene Juden zu deportieren, die nach 1914 eingewandert waren, und begründete seine Empfehlung, auch die alteingesessenen Juden sofort zu deportieren, mit dem rein materiell unterlegten Hinweis, gerade bei denen sei »das meiste Geld« zu holen.

Zur selben Zeit setzten die Deutschen in Serbien eine Kollaborationsregierung unter General Milan Nedić (1878–1946) ein und ermordeten die serbischen Juden im Eiltempo. Zwar versuchten verschiedene deutsche Interessengruppen, sich des Vermögens der Juden zu bemächtigen, doch das verhinderte zunächst der Vertreter des Reichsfinanzministeriums, Christian Breyhan (1903–1977). Im Sommer 1942 schloss sich Göring dessen Auffassung an und verfügte: Hinfort sei »das jüdische Vermögen in Serbien (…) zugunsten Serbiens einzuziehen«, um damit, so begründete er, »eine finanzielle Hilfe für den durch die Last der Besatzungskosten ohnehin stark beanspruchten serbischen Staatshaushalt zu ermöglichen«. Im Übrigen wurde festgelegt, die serbische Regierung müsse gesetzlich anordnen, dass das Vermögen derjenigen Juden, »die am 15.4.1941 jugoslawische Staatsbürger waren, zugunsten des serbischen Staates« eingezogen werde. Der kollaborierende Belgrader Ministerrat erließ diese Verordnung am 26. August 1942. Neben dem Hauptmotiv, den Dinar zu stärken, lag der Besatzungsmacht daran, »das Ansehen der serbischen Regierung Nedić (…) durch die Freigabe des Judenvermögens zugunsten Serbiens zu stabilisieren«. Wie in anderen besetzten Ländern sollten diejenigen Serben, die nun zu sehr günstigen Preisen Hausrat, Möbel, Betriebs- und Geschäftsinventare, Unternehmen, Grundstücke und Häuser aus dem ehemaligen Besitz der Juden vom 
 Staat erwarben, in die Raubgemeinschaft eingegliedert und in eine kriminell basierte Loyalität gegenüber den deutschen Herren gelockt werden.
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Im Juni 1941 rückten zwölf rumänische Divisionen gemeinsam mit der deutschen Wehrmacht in der Sowjetunion ein. Nach wenigen Wochen ging dem Bukarester Finanzminister das Geld aus. Deshalb forderte Staatschef Ion Antonescu (1882–1946) die zahlreichen, immer wieder gesellschaftlich und gesetzlich schwer diskriminierten Juden des Landes auf, Kriegsanleihen zu zeichnen. Im Gegenzug versprach er ihnen die Rücknahme einiger sie besonders bedrückender Gesetze. Das empörte Goebbels. Stattdessen riet er: »(Antonescu) könnte den Juden ja einfach das Geld abnehmen und es für die Kriegsführung verwenden.« Rumänische Truppen und Polizeieinheiten ermordeten in den von ihnen eroberten Gebieten Moldawien, Transnistrien und in der Region Odessa zwischen 150000 und 180000 jüdische Kinder, Frauen und Männer, während es in den altrumänischen Gebieten nur ausnahmsweise zu tödlichen Aktionen gegen die jüdische Minderheit kam. Hier blieb die Regierung bis zur Aufkündigung des Bündnisses mit Deutschland und dem damit verbundenen Seitenwechsel im August 1944 vorsichtig.

Als sich Bulgarien zierte, die Judenfrage in dem von Berlin vorexerzierten Sinn anzugehen, analysierte Goebbels: Zwar hätten die Juden »einen großen Teil des nationalen Vermögens« Bulgariens »schon in ihre Hand gespielt«, würden sich aber »sehr zurückhaltend benehmen«. Deshalb bestünden dort statt eines entwickelten Antisemitismus erhebliche »innere Widerstände« gegen dezidiert antijüdische Maßnahmen. Das müsse die Regierung und eben auch der König berücksichtigen. Im Klartext: Neid, Habgier und nationalistischer Hochmut waren nach Goebbels’ Eindruck noch zu wenig entwickelt, um die bulgarische Bevölkerung zu einer nach Berliner Maßstäben »konsequenten« Judenpolitik zu verleiten. Allerdings wusste man in Berlin nur zu gut, wie sich das Projekt Judenhass doch noch ins Werk setzen lassen könnte. Nachdem Jugoslawien und Griechenland 
 im April 1941 besiegt worden waren, hatte der Bündnispartner Bulgarien nämlich die von Berlin versprochenen territorialen Geschenke erhalten: das damals jugoslawische Mazedonien (Vardar-Mazedonien), den jugoslawischen Bezirk rund um die Stadt Pirot, das griechische Westthrazien und Teile des griechischen Ostmazedonien. Am 21. April 1941 rückten dort bulgarische Truppen ein. Telegraphisch versicherte Ministerpräsident Bogdan Filow (1883–1945), ein an der Universität Freiburg ausgebildeter klassischer Philologe und Archäologe, Hitler seine »tiefste Dankbarkeit«.

Die Regierung in Sofia wollte die »wiedergewonnenen Gebiete« möglichst schnell bulgarisieren. Schon während des Einmarschs erklärte sie es zur »Hauptaufgabe«, die annektierten Regionen »von der fremden Bevölkerung zu säubern, sowohl von griechischen und serbischen Kolonisten als auch von Juden, Türken, Zigeunern und Armeniern«. Auch Montenegriner und Dalmatier waren von diesen Plänen betroffen. Schnell wurden die Juden und auch andere Minderheiten zugunsten bulgarischer Neusiedler enteignet. Serben, Griechen, Albaner ließen sich in die Nachbarstaaten vertreiben. Aber wohin mit den Juden? An dieser Stelle hakte die deutsche Regierung ein. Am 22. Februar 1943 trafen der bulgarische Judenkommissar Aleksandar Belev (1900–1944) und Eichmanns Beauftragter Theodor Dannecker (1913–1945) die abschließende, bereits von der bulgarischen Regierung bestätigte Vereinbarung, die Juden »aus den neuen Provinzen Thrazien und Mazedonien in die ostdeutschen Gebiete« zu transportieren – mehr als 11000 Menschen. Tatsächlich wurden sie einen Monat später nach Treblinka deportiert und dort ermordet. Trotz beständigen deutschen Drängens weigerte sich die Regierung in Sofia 1943 nach einigen Protesten und Diskussionen innerhalb der weltlichen wie der geistlichen Eliten des Landes, die vor allem in der Hauptstadt wohnenden Juden gleichfalls auszuliefern. Das verdankte sich einer gewissen bulgarischen Widerständigkeit, vor allem aber den schweren Niederlagen der deutschen Wehrmacht in der Sowjetunion und in Nordafrika.
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 Kaum war Goebbels’ schon erwähnter Text »Der Krieg und die Juden« (Kapitel XI
 /5) Anfang Mai 1943 gedruckt, hundertfach nachgedruckt, gesendet und in vielen Sprachen propagiert worden, freute er sich über das tatsächliche oder nur eingebildete Echo. »Mein Artikel gegen die Juden (…) wird allüberall, selbst in London, zitiert. Die Judenfrage ist meiner Ansicht nach – nach der Frage des Bolschewismus – unser bestes Propagandapferd im Stall.« Zudem ließ sich aus beiden Pferden ein noch viel stärkeres Propagandagespann zusammenstellen – der »jüdische Bolschewismus«. Wer die eigene Tätigkeit so distanziert analysiert, der wird nicht von blindem Hass gesteuert, sondern von funktionalem Kalkül, der wettet auf bestimmte Pferde, von denen er annimmt, sie würden das ihnen zugedachte Ziel am schnellsten erreichen. Umgekehrt reagierte Goebbels ungewöhnlich gereizt, wenn ihm das Propagandapferd Antisemitismus urplötzlich ausgespannt wurde. So geschah es in Italien, als er, kurz nachdem Mussolini am 25. Juli 1943 gestürzt worden war, erkennen musste, wie eine bislang stramm faschistische Zeitung auf die veränderte politische Situation reagierte: »Die Gazzetta del Popolo«, fauchte er am Morgen des 13. August, »macht als erstes norditalienisches Blatt einen Rückzieher in der Judenfrage. Der fällt so gemein und charakterlos aus, dass man vor Ekel nur davor ausspucken kann.«

Normalerweise ließ Goebbels Kritik an seiner Person und Politik mit Zynismus, Spott und übler Nachrede abperlen. Was hatte ihn in diesem Fall derart in Rage gebracht? Die zu diesem Zeitpunkt noch für ganz Italien verantwortliche Übergangsregierung des Generals Pietro Badoglio (1871–1956) hatte am ersten Tag der Machtübernahme die Chefredaktionen der großen Zeitungen des Landes neu besetzt. Bis die Deutschen Mittel- und Norditalien im September offiziell ihrer Herrschaft unterwarfen, leitete der Schriftsteller und Journalist Tullio Giordana (1877–1950) für einige Wochen die einflussreiche Turiner Gazzetta. Als neu ernannter Chefredakteur veröffentlichte er, der über gute Beziehungen zu Badoglio verfügte, am 12. August jenen Artikel, der Goebbels am nächsten Morgen in Wut versetzte. 
 Namentlich gezeichnet stand der Text als Editorial oben links auf der ersten Seite der Morgenausgabe und trug die verrätselte Überschrift »La testa della statua« – Der Kopf der Statue. So umschrieb der Autor das imaginierte Haupt einer unvergängliche Schönheit ausstrahlenden klassischen Statue, die allegorisch für die Freiheit des Gewissens, des Glaubens, der Gedanken und des öffentlichen Gesprächs steht.

Einleitend wähnt Giordana alle diese Werte unter den Trümmern des Faschismus und des Krieges begraben. Aber zur »unbeschreiblichen Freude«, ja zum großen Glück der Überlebenden gelingt es, den Kopf – »das glaubensstarke und wunderschöne Antlitz« – der zerbombten, »für immer verloren geglaubten« Freiheitsstatue aus den Ruinen der antiliberalen Gewaltherrschaft zu bergen. So entsteht die Chance zum Neubeginn, zu dem zwingend die Freiheit aller Bürger gehöre, ihre Religion auszuüben oder areligiös zu leben. Der Staat habe insoweit neutral zu bleiben, jedoch die verschiedenen religiösen Gebräuche und das Recht zu garantieren, den eigenen Glauben mit einem auch nach außen sichtbaren Stolz zu leben. Derart eingestimmt thematisiert Giordana die in Italien 1938 eingeführten gesetzlichen Diskriminierungen der Juden, die Goebbels so sehr erfreut hatten (Kapitel V.5):


Mit den sogenannten Rassengesetzen hat die faschistische Regierung die Juden gegenüber anderen Bürgern erheblich diskriminiert und damit ein grundlegendes Prinzip der Freiheit und der Menschenrechte verletzt: die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz. Aber nicht nur das. Zudem brach die faschistische Regierung – trotz der Proteste des Papsts – ein internationales Abkommen, nämlich das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und Italien.



Nach dem Konkordat und den dazugehörigen Verträgen von 1929 musste jede kirchenrechtlich geschlossene Ehe nachträglich auch zivilrechtlich anerkannt werden. Das galt auch für ungetaufte Juden, die einen katholischen Partner heirateten und gegenüber dem Priester 
 versichert hatten, sie würden ihre noch ungeborenen Kinder taufen lassen. Diese nach kanonischem Recht gegebene Möglichkeit hatte das staatliche Verbot von Eheschließungen zwischen (arischen) Italienern und »Nichtariern« vertragswidrig negiert und auch auf solche Juden angewandt, die zum katholischen Glauben übergetreten waren und keinen christlichen Partner mehr heiraten durften. Das entsprechende Gesetz zum »Schutz der italienischen Rasse« (Provvedimenti per la razza italiana) war am 17. November 1938 ergangen. Begleitend war im August desselben Jahres die stramm antisemitische Zeitschrift La Difesa della razza. Scienza, Documentazione, Polemica gegründet worden. Die letzte Nummer erschien am 20. Juni 1943.

Aber was fand Goebbels daran so »gemein und charakterlos«? – Die Freiheit und Gleichheit aller Menschen! Denn Giordana forderte in seiner Quintessenz mit aller Entschiedenheit, jetzt endlich mit dem zu brechen, was Hitlers Propagandaminister täglich und mit Lust praktizierte: dem Anspruch der Staatsmacht, »das Denken zu kontrollieren, es hermetisch im Gehirn zu verschließen«, das »Monopol zu behaupten, allein über Gut und Böse zu richten«, und das Recht zu usurpieren, ausschließlich »die Wahrheit zu kennen und zu verbreiten«. Stattdessen rief der neu eingesetzte Chefredakteur Giordana dazu auf, die Presse den Herren der Propaganda zu entwinden, sie als Mittel »der Kritik, der Kontrolle und der Denkanstöße« zu begreifen, auf Verleumdungen und Hetze zu verzichten und die Freude an den wiedergewonnenen Freiheiten zu nutzen.

Am 31. August hatte sich Goebbels immer noch nicht beruhigt und wütete, in Italien hätten »die alten antifaschistischen Journalisten wieder die Redaktionsstuben besetzt«: »Der Kurs der italienischen Presse ist liberal, die ältesten Faktoten der demokratischen Weltanschauung führen wieder das große Wort.« Ein halbes Jahr vorher hatte der Vorsitzende des Volksgerichtshofs, Roland Freisler, die Delinquenten Christoph Propst, Hans und Sophie Scholl unter anderem deshalb zur sofortigen Hinrichtung per Fallbeil verurteilt, weil sie in ihren Flugblättern, so steht es im Urteil, »Forderungen im Sinne liberaler 
 Formaldemokratie« gutgeheißen und verbreitet hatten. Das liberale Denken, die Allgemeinen Menschenrechte, die Freiheit jedes Einzelnen und die Gleichheit aller vor dem Gesetz betrachteten Goebbels und Freisler, Hitler, Heydrich, Göring und Millionen NSDAP
 -Anhänger als die Hauptfeinde ihrer Herrschaft – nicht den leninistischen »demokratischen Zentralismus« oder die milderen Spielarten des sozialistisch geprägten Kollektivismus.

 

Am 19. März 1944 besetzten deutsche Truppen ohne einen einzigen Schuss Ungarn, um das Land – anders als Italien – am Ausscheiden aus dem Bündnis mit Deutschland zu hindern. Daneben nannte Hitler gemäß den Notaten Goebbels’ weitere Ziele: Er erwarte von Ungarn »insbesondere Zuschüsse für unsere Ernährung, Zuschüsse für unser Öl, Mangan und Menschen«, darüber hinaus wolle er »die 700000 Juden in Ungarn einer für unsere Kriegszwecke nutzbringenden Tätigkeit zuführen«. Schon nach ein paar Wochen hatte die nur teilweise veränderte, kollaborationswillige ungarische Regierung mit Hilfe ihrer Gendarmerie 300000 Juden ghettoisiert und die Modalitäten zur völligen Entrechtung und Enteignung der Juden zugunsten des ungarischen Staats beschlossen. Im April befand Goebbels, die Juden hätten nun auch in Budapest »nichts zu lachen«, allerdings müsse »noch sehr viel getan werden, bis der Stand der Judenfrage in Ungarn dem im Deutschen Reich angepasst ist«. Auch so kann man Gaskammern umschreiben.

Fünf Tage später fasste er ein Gespräch mit Hitler über die politischen Verhältnisse in Budapest zusammen: »Jedenfalls werden die Ungarn aus dem Rhythmus der Judenfrage nicht mehr herauskommen. Wer A sagt, muss B sagen, und die Ungarn haben einmal angefangen mit der Judenpolitik, sie können sie deshalb nicht mehr abbremsen. Die Judenpolitik treibt sich von einem gewissen Zeitpunkt ab selbst. Das ist jetzt bei den Ungarn der Fall.« Hitler ergänzte, dass »die Vorteile des Antisemitismus«, wie das ungarische Beispiel wieder beweise, »doch von nicht zu unterschätzender Bedeutung« seien. 
 Wenig später drang Goebbels darauf, dass die Maßnahmen gegen die ungarischen Juden in der Presse des Landes »auch eine sachliche Begründung erfahren«. Mit anderen Worten: Die für die magyarisch-christliche Mehrheit daraus folgenden Vorteile sollten öffentlich erläutert und propagiert werden.

Auch in diesem Gespräch zwischen Goebbels und Hitler zeigt sich, wie sehr beide den Programmpunkt Antisemitismus mit verschiedenen Nützlichkeitserwägungen verbanden. Als sich Goebbels 1924 mit großen Schritten der nationalsozialistischen Bewegung angenähert hatte, las er »immer mehr über die Judenfrage«. Allerdings langweilten ihn, der über eine glänzende Auffassungsgabe verfügte, die sich endlos wiederholenden antisemitischen Tiraden und Argumentationsfiguren schon nach wenigen Wochen. Er brach die Lektüre ab. Denn er hatte schnell begriffen, wie gut sich der Antisemitismus als Mittel zum Zweck einsetzen lasse, und beschloss, »das Erkannte zur fruchtbringenden Macht zu gestalten«.

 

Ohne die Kenntnis einzelner Dokumente war der 1933 ins Exil getriebene Thomas Mann von der mörderischen Zweckhaftigkeit der nationalsozialistischen Judenpolitik längst überzeugt. Mehrfach versuchte er, seine ihm weithin entfremdeten ehemaligen Landsleute – er war 1936 ausgebürgert worden – im deutschsprachigen Programm der BBC
 zu warnen. In der Radiorede, die er im Januar 1942 hielt, übersetzte er das von ihm durchschaute politische Konzept Hitlers und seiner Mitregenten ins Unmissverständliche. Vergebens erklärte er den Deutschen, warum sie glaubten, der »Revolution des Bestialismus« weiterhin treu bleiben zu müssen: »Weil ihr fühlt, es sei zu viel geschehen, als dass ihr noch zurückkönntet; weil euch Entsetzen erfasst bei dem Gedanken der Liquidation, der Abrechnung, der Sühne.«

Weniger dramatisch hatte er die von ihm früh erkannte Selbstfesselung eines ganzen Volkes im September 1941 dargelegt und mit einem Zitat aus Schillers »wundervoller ›Geschichte des Dreißigjährigen Krieges‹« begonnen: »Man fürchtete, von einem andern zu leiden, 
 was man in ähnlichem Fall selbst auszuüben sich bewusst war.« Seine Aussage derart untermauernd fuhr er fort, das deutsche Volk befürchte mehrheitlich, falls es sich von seinen Führern abwende, »das
 zu erleiden, wovon es weiß, dass die Nazis es im Fall ihres Sieges den anderen
 zufügen würden: die Vernichtung
 «. Genau deshalb laufe die Propaganda auf die Parole hinaus, »ihr müsst siegen oder ihr werdet vernichtet«.

Thomas Mann sagte im September 1941 voraus, was die NS
 -Regierung ihrem Volk immer intensiver eintrichterte. In dem Artikel »Die Juden sind schuld« formulierte Goebbels nur zwei Monate später, am 16. November, sinngemäß genau das: Wir alle, das gesamte deutsche Volk, haben so viele Verbrechen auf uns geladen, dass wir die Niederlage mehr fürchten müssen als den Tod. Wer es immer noch nicht begreifen wollte, dem flüsterte er im nächsten Satz in die Gewissen, warum die Lage ganz und gar alternativlos sei: »Wir können in unserem Kampf gegen das Judentum nicht mehr zurück – ganz abgesehen davon, dass wir es auch gar nicht wollen.«

Fünf Tage später kam er in seinem Tagebuch auf die Angst der Deutschen vor den nächsten Wintermonaten »bezüglich unserer Soldaten im Osten« zu sprechen und meinte lapidar: »Diese Sorge des Volkes können wir im Augenblick wegen des noch sehr hapernden Nachschubs nicht beseitigen«; im Übrigen habe sich das Volk »allmählich mit einer längeren Kriegsdauer abgefunden«. Und das sei für ihn der »hauptsächliche Zweck« seiner »letzten Artikel und Verlautbarungen« gewesen – »ein Zweck, der somit als vollkommen erfüllt angesehen werden kann«. Damit meinte er zweifellos auch seinen Artikel vom 16. Dezember und seine Ankündigung der »Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa«.

Zwei Wochen zuvor, am 1. November, hatte Thomas Mann seinen ehemaligen Landsleuten im deutschsprachigen Kanal der BBC
 am deutlichsten vorgehalten, wie und aus welchen Gründen sie jetzt fast ungebremst dem zerstörerischen und am Ende selbstzerstörerischen Höhe- und Schlusspunkt des Krieges zusteuerten:



 Das Unaussprechliche, das in Russland, das mit den Polen und Juden geschehen ist und geschieht, wisst ihr, wollt es aber lieber nicht wissen aus berechtigtem Grauen vor dem ebenfalls unaussprechlichen, dem ins Riesenhafte gewachsenen Hass, der eines Tages, wenn eure Volks- und Maschinenkraft erlahmt, über euren Köpfen zusammenschlagen muss. (…) Eure Führer, die euch zu all diesen Schandtaten verführt haben, sagen euch: Nun habt ihr sie begangen, nun seid ihr unauflöslich an uns gekettet, nun müsst ihr durchhalten bis aufs Letzte, sonst kommt die Hölle über euch.
[6]





Neben Thomas Mann (1941) und etwas später Franz Neumann (1942) hatte der französische Historiker Léon Poliakov (1910–1997) 1951 ebenfalls die These erwogen, mit den seit dem Sommer 1941 ständig gesteigerten Mordtaten sei von Hitler zumindest auch beabsichtigt worden, die deutsche Bevölkerung zu disziplinieren, ihr mögliche Auswege aus dem Krieg zu versperren. Wahrscheinlich kannte Poliakov die Texte von Mann und Neumann nicht. Als Mitglied der französischen Résistance hatte er seit 1943 an der Gründung des Centre de documentation juive contemporaine mitgewirkt, zunächst in Grenoble, später in Paris. In seinem 1951 erschienenen Grundlagenwerk »Bréviere de la haine, Le III
 e
 Reich et les Juifs« kam er zu dem Schluss, dass Formeln wie »Hass auf die Juden« oder »Hitlers Wahnsinn« zu allgemein seien, einfach nichts erklären würden.

Weil er damals nur zwei Dokumente anführen konnte, sprach Poliakov fragend von einem »leicht spekulativen« Gedanken, den er seinen Lesern nicht vorenthalten wolle: War es, um das Volk für einen extrem risikoreichen Krieg gegen Russland zu konditionieren, »nicht am besten, die deutsche Bevölkerung in ein Unternehmen zu verstricken, bei dem es keine Wahl mehr gab und aus dem man sich nicht mehr zurückziehen konnte?« Als ausdrücklich psychologisch begründete Überlegung führte er an: Hitler habe infolge seines militärischen Vabanquespiels den Weg des massenmörderischen Vorgehens gewählt, um »die Deutschen noch stärker an sich zu binden und sie 
 zu Komplizen eines kollektiven und unerhörten Verbrechens zu machen«. Inzwischen können für die Überlegung Poliakovs Dokumente in ausreichender Zahl angeführt werden, weit mehr als auf den vorstehenden Seiten von mir zitiert, und es kann mit großer Wahrscheinlichkeit festgehalten werden: Zu den Motiven, die zum Holocaust führten, gehörte auch die von Poliakov nur vermutete Überlegung der deutschen Führung, dem eigenen Volk »jeden Rückweg unmöglich oder höchst schwierig zu machen«.

Die Einwände, die der Historiker Konrad Kwiet (*1941) 1987 gegen die von ihm so bezeichnete Poliakov’sche »Brücken-Verbrennungs-Theorie« erhoben hat, sind mittlerweile vielfach widerlegt. Da Kwiet seine Anmerkungen zu Poliakov als »beispielhaft« verstand und sie darüber hinaus auf sämtliche Versuche bezog, die Ermordung der Juden »aus dem instrumentellen Charakter des Antisemitismus abzuleiten«, sei noch einmal gesagt: Es geht nicht um Ableitung im mathematischen Sinn, sondern darum, die komplexen Motive, die zum Holocaust führten, anhand der Quellen zu beschreiben. Wie man einzelne Motive gewichtet, ist selbstverständlich der Diskussion zugänglich. Falsch bleibt es jedoch, wie Poliakov, Hilberg und andere früh erkannten, den Mord an den europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland ausschließlich auf antisemitischen Hass, Irrationalismus, Wahn etc. zurückzuführen.

Insgesamt kann das Regierungssystem Hitlers ohne Schwierigkeiten als irrational bezeichnet werden, zumal im Rückblick. Das schließt jedoch nicht aus, wie zahllose Beispiele belegen, dass einzelne Entscheidungen eines solchen Regimes sehr wohl zweckrationalen Erwägungen folgen. Unter dem für die NS
 -Regierung zentralen Gesichtspunkt, die eigene Herrschaft immer wieder neu zu stabilisieren, kann die Funktionalität einzelner Maßnahmen nicht bestritten werden: ob es sich um die raubmörderisch organisierte Beschaffung von Lebensmitteln für die eigene Bevölkerung handelte oder um die für die psychiatrischen Patienten tödliche Umwidmung ihrer Heil- und Pflegeanstalten zu Reservekrankenhäusern für körperlich versehrte Opfer des Bombenkriegs. Das 
 waren, politisch betrachtet, zweifellos zielführende Maßnahmen. Das gilt ebenso für Enteignungen, für Berufsverbote und für die sehr bewusst und wirkungsvoll eingesetzten Propagandaslogans »Die Brücken zur Umkehr sind abgebrochen«, »Sieg oder Vernichtung«.

Aus der Sicht vieler zeitgenössischer Beobachter setzte die Führung Hitlerdeutschlands vorsätzlich auf die gemeinschafts- und loyalitätsstiftende Wirkung der Politik des Verbrechens. Ähnlich wie der zu Anfang des Kapitels zitierte Franz Neumann schrieb Hans Schlange-Schöningen am 1. Januar 1944: »Nach typischer Gangsterart« steigere Hitler mit Absicht den Weltenhass auf Deutschland, um »das Volk so viel wie möglich durch Mitschuld« an sich zu binden.
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4
 Das erzwungene Ende großdeutscher Raserei



Das Prinzip Tempo-und-bloß-keine-Atempause, mit dem sich die nationalsozialistische Herrschaft immer wieder vor dem Absturz rettete, bewährte sich zuerst im rasanten Aufschwung, dann im militärischen Blitzvormarsch und schließlich in dem – dank der immer stärkeren Kräfte der Anti-Hitler-Koalition – ständig beschleunigten, blutig vernichtenden, schließlich selbstzerstörerischen Rückzugs- und Endkampf.

Der unausweichlich gewordenen Niederlage zum Trotz flankierte in den letzten zwei Jahren großdeutscher Raserei das allgegenwärtige Propagandagespinst »Wunderwaffen« die Volks-, Führungs- und Kampfmoral. So der volkstümliche Ausdruck für die neuartigen Raketen V1 und V2: Vergeltungswaffe 1 und Vergeltungswaffe 2. Man fragt sich: Vergeltung, wofür? Welche Gründe sollten die Deutschen für Vergeltung haben? Von dieser damals nur selten gestellten Frage abgesehen, trugen die Wunderraketen und die weltweit ersten seriell gefertigten Düsenjäger der Firma Messerschmitt (Me 262, Sommer 1942) dazu bei, die Illusion wachzuhalten, das militärische Tempo 
 könne dank deutscher Ingenieurskunst und mörderischen Einsatzes von Sklavenarbeitern noch einmal in die Gegenrichtung gedreht werden. Goebbels schwärmte 1944 vom »Zeitalter der Motoren, der Panzer und der mit 600 oder 700 km/h rasenden Jagdflugzeuge«. So gepolt, konnten sich die Anführer des von ihnen einst imaginierten Tausendjährigen Reichs ihr Ende nur als gewaltigen Crash vorstellen, als finalen Höllensturz. Mit den in den vorangegangenen Kapiteln vielfach beschriebenen Techniken gelang es ihnen, das eigene Volk fast bis zum letzten Tag mitzureißen, sei es in gläubigem oder staatsloyalem, verbissenem oder dumpf-fatalistischem, verzweifeltem oder endzeitlich-ausweglosem Geisteszustand.

Am 3. Oktober 1943 hatte der Propagandaminister den unmittelbar bevorstehenden, von General Badoglio organisierten Seitenwechsel Italiens als scheußlichen Verrat angeprangert. In Wahrheit zielte die wilde Schmähung nicht auf den einstigen Bündnispartner, sondern allein auf die eigene Bevölkerung. Ihr bläut Goebbels auf sämtlichen medialen Kanälen ein, was sie von den Italienern unterscheide: die Unmöglichkeit zum Innehalten, zur Umkehr, zum Waffenstillstand und zum Frieden.

Der Krieg gleicht »einem in rasender Fahrt befindlichen D-Zug«, so beginnt er, »und wer unterwegs aussteigt, wird sich das Genick brechen«. Deshalb ist es »unter allen Umständen« für jedermann ratsam, »die Waffen in der Hand zu behalten und sein Leben mit allen Mitteln zu verteidigen«: »Wer die Waffen niederlegt, hat verloren und wird mitleidlos ausgeschieden. (…) Das mag sich jeder gesagt sein lassen.« Um noch deutlicher zu werden, greift der Minister auf eine seiner längst schon popularisierten Metaphern vom Überlebenskampf zurück: »Die Zeit ist so hart und schwer geworden, dass wir als Volk die Brücken hinter uns abgebrochen haben. Ein Zurück gibt es nicht mehr, nur noch ein Vorwärts.« Von einem irgendwie gearteten konkreten Kriegsziel ist schon lange nicht mehr die Rede.

Am 5. November 1943 spricht Goebbels im Lichthof des Neuen Rathauses von Hannover, einer weithin zerstörten Stadt. Wieder bemüht 
 er seine D-Zug-Metapher – frei vorgetragen in lockerer, fast heiterer, witzelnder Form:


Die Italiener haben versucht, sich aus diesem Krieg herauszumogeln. Das geht nicht. Wer versucht, aus dem rasenden D-Zug dieses Krieges vorzeitig auszusteigen, der wird sich den Hals brechen! Man kann nur aussteigen, wenn man an der Endstation angekommen ist (Heiterkeit). Man konnte wohl vorher überlegen, ob man einsteigen will. Wann man einsteigen will, darüber hat jeder selbst zu entscheiden. Wann man aussteigt, darüber entscheidet die Geschwindigkeit des Zuges. Es ist also nicht zweckmäßig, den Versuch zu machen, sich auf französisch zu empfehlen (Heiterkeit), denn erstens lassen wir uns das nicht gefallen, und zweitens riskiert man dabei auch den Verlust eines Gegenstandes, den ein Volk niemals verlieren darf, nämlich: den Verlust der nationalen Ehre.



Zwischen den Zeilen steht hinreichend deutlich: Wer die »nationale Ehre« schädigt, riskiert und verliert den Kopf. Wirkungslos blieb Goebbels’ D-Zug-Erzählung nicht. Sie fand Eingang in die Literatur und selbst in die Köpfe führender SS
 -Männer. Als der Chef des SS
 -Hauptamts Volksdeutsche Mittelstelle, SS
 -General Werner Lorenz (1891–1974), 1948 in Nürnberg vor Gericht steht, entspinnt sich zwischen dem US
 -amerikanischen Ankläger Daniel J. Shiller und ihm folgender Dialog: »Sie hielten Himmler also nicht für einen Träumer, sondern für einen aktiven Menschen«, insistiert Shiller. – »Sicher«, erwidert Lorenz, »und zwar für einen Mann sehr gefährlicher Aktivität.« – Shiller bohrt weiter und fragt, warum er, der Angeklagte, nichts gegen die »gefährlichen Pläne« unternommen habe, die er »ausführen sollte« (und ausgeführt hatte). – »Vor dem Krieg hätte man abspringen können«, antwortet Lorenz, »nachher nicht mehr. (Himmler) hatte uns alte Führer alle an der Strippe. Er wusste, dass wir nichts unternehmen konnten. Wir fühlten uns alle wie in einem Schnellzug, aus dem man nicht abspringen kann.« Lorenz versuchte, 
 sich mit dem D-Zug-Argument aus der eigenen erheblichen Verantwortung zu stehlen, seinen Kopf erfolgreich aus der ihm drohenden Schlinge zu ziehen. Aber das Gefühl der Ausweglosigkeit, das auch vor den Führungsetagen der SS
 nicht haltgemacht hatte, wird er richtig beschrieben haben.

Als Goebbels’ Propaganda-D-Zug am 4. Juni 1944 kurz in Nürnberg stoppt, zelebriert der Minister auf dem Adolf-Hitler-Platz – vorher und nachher der Hauptmarkt – »eine Großkundgebung anlässlich des Kreistages des Kreises Nürnberg-Stadt der NSDAP
 «. So nichtswürdig der Anlass ist, so wichtig erscheint es Goebbels, den Leuten klarzumachen, dass sie weiterkämpfen, weitere Bombardements und täglich Tausende eigene Kriegstote hinnehmen müssten, um schließlich doch noch zu siegen. Seine etwa 60000 bis 70000 Zuhörer spricht er als »Männer und Frauen und Jugend dieser schönen Stadt!« an und erklärt ihnen: »Wenn wir nun in diesem Kriege uns in einem rasenden Tempo dem Höhepunkt der Entscheidungen und damit der Krise nähern, so glaube ich, dass das deutsche Volk die innere Standhaftigkeit besitzt, um die Krise selbst durchzustehen. Denn die Krise ist das Entscheidende! (…) In der Krise muss der Organismus zeigen, ob er noch so viel Lebenskraft besitzt, um die Krise zu überwinden; hat
 er sie überwunden, dann ist er über den Berg!« In der folgenden Nacht reist Goebbels nach Berchtesgaden-Obersalzberg weiter. Dort spaziert er anderntags mit seinem Führer zum Teehaus und hört sich dessen »für die nähere und weitere Zukunft des Krieges« entwickelten Absichten an, darunter den Plan, »England den Todesstoß zu versetzen«, sobald er, Hitler, »auch nur die geringste Gelegenheit dazu bekommt«. Nicht ohne Sarkasmus referiert Goebbels im Tagebuch diese »groß gefassten« Vorhaben, die »von einer außerordentlich tiefgründigen Phantasie« des Führers zeugten.
[1]



Wie es im Inneren des rasenden D-Zugs zugeht, karikiert der schon vorgestellte, nunmehr einunddreißigjährige Historiker Felix Hartlaub. Er arbeitet seit Mai 1942 in dem zuletzt von Percy Ernst Schramm (1894–1970), einem angesehenen Mediävisten, geleiteten Arbeitsstab, 
 der das Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht führt. Die damit befasste Arbeitsgruppe gehört zu Hitlers Tross; ihre Büros liegen im Sperrkreis II
 des Führerhauptquartiers Wolfsschanze. Gelegentlich pendelt die Gruppe mit dem Sonderzug »Atlas« des Wehrmachtsführungsstabs nach Berchtesgaden, sofern Hitler von seinem Berghof aus regiert, oder zum Führerhauptquartier Werwolf in der Nähe der ukrainischen Stadt Winniza (Winnyzja). Indirekt kann Hartlaub die Zustände im Zentrum der Macht täglich wahrnehmen. Er macht sich Gedanken und Notizen, beginnt Kurzgeschichten über die jungen, körperbetont gekleideten Stabshelferinnen zu schreiben und hinterlässt literarische Fragmente.

In den letzten Kriegstagen kam der klar denkende, mit vorzüglicher Beobachtungsgabe gesegnete Autor an einem unbekannten Ort in Berlin ums Leben. Eine seiner nachgelassenen Erzählungen nimmt Goebbels’ D-Zug-Beschwörungen auf. Hartlaub schrieb die Geschichte im Herbst 1944. Spätere Herausgeber betitelten sie »Der Zug in den Abgrund«. Hier ein Ausschnitt:


Da heißt es, den richtigen Moment abpassen und raus aus dem fahrenden Zug. (…) Dass das sehr gefährlich ist, hat Reichsminister Goebbels damals beim Badoglio-Verrat sehr schön gesagt. Aber der, welcher rausspringt, hat immer noch mehr Chancen für sich, 20 bis 30 Prozent – vielleicht fällt er in einen Heuhaufen, in eine Hecke –, als der, der drin sitzen bleibt und mit dem ganzen Zug in den Abgrund saust, mit blauem Samt und alledem. (…)

Der Zug verdrängt die Luft wie vor einem Jahr, der Flakwagen hat jetzt sogar Stromlinienform, aber in Wirklichkeit sind seine Flanken eingefallen, der Bug eingedrückt. Vor den Gesichtern auf den Bahnsteigen möchte man am liebsten immer gleich das Rollo herunterlassen; zum Glück wissen die allermeisten ja nicht, was das für ein Zug ist. (…) Die auf dem Bahnsteig wissen womöglich schon mehr über die Lage, über die letzten Luftangriffe und wie weit der Russe noch von der Reichsgrenze weg ist, jedenfalls von uns hier können sie 
 nicht mehr viel erfahren. (…) Und dann weiter, immer schneller, der Kühlwagen fällt aus, der Nachrichtenwagen, wir arbeiten nur noch mit dem Tornisterfunkgerät, wachsende Friktion in der Befehlsübermittlung, Bulli (Kellner) hat Atemnot, Putzis Knochen ist weg, der Oberst arbeitet mit einer Sauerstoffmaske und Mimis Schürze zerreißt im Fahrtwind, die (Stabshelferin) Wampke hat eine Vortragsnotiz auf den Fahrplan getippt, der Reichsbahnrat weiß auch nicht mehr, wo wir sind. Was ist das denn für ein endloser Tunnel, und was schwingen sie grüne Lampen, wie viele Loks haben wir denn eigentlich davor, eine würde bestimmt genügt haben? Und eine komische Akustik hat dieser Tunnel, da spielt doch einer das Deutschlandlied auf einer Wurlitzerorgel, wenigstens so ähnlich.



Hartlaub entfaltet in seiner Geschichte den richtungslosen Zwang zur Beschleunigung, das völlige Verschwinden jeder Selbstwahrnehmung in der deutschen Machtzentrale. Die zum endgültigen Aus-der-Kurve-Fliegen gesteigerte Hochgeschwindigkeit kontrastiert mit dem besoffen-geilen Leerlauf der männlichen und weiblichen Entourage in den schwach beleuchteten Abteilen im Sonderzug des Führers: Der eine hat die andere »schon schön eng um die Taille gehabt, gestern Abend; die anderen Stabshelferinnen hatten sich alle schon rübergeschlängelt in den Offiziers-Speisewagen … Die Blitzkriegsstrategie, auf den eigentlichen Kriegsschauplätzen heuer nicht mehr so gefragt, feiert hier ihre letzten Triumphe.«

Der reale Sonderzug Hitlers war vorn und hinten mit einem stromlinienförmig verkleideten Flakwagen (je zwei Flugabwehrkanonen) bestückt. Normalerweise zogen ihn zwei Schnellzugdampflokomotiven. Bei Hartlaub gewinnt man den Eindruck, es seien mindestens drei. Bei ihm hockt Hitler als Reichsbahnrat im Fahrtwind und weiß schon lange nicht mehr, wohin der endlose Tunnel führt, führen könnte. Dennoch scheint für ihn alles in bester Ordnung: Die Signale bleiben unverrückbar auf Grün gestellt, die Geschwindigkeit kann gehalten, sogar erhöht werden, im Tunnel entsteht im Inneren des 
 Zuges Unterdruck, der beim Oberst (offenbar Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel) Ohrensausen und Atemnot erzeugt, sprich: Sauerstoffmangel im Gehirn. Mimi, im wahren Leben (noch) Fräulein Eva Braun, der Reichsbahnrat wird sie erst am 29. April 1945 heiraten, fliegt die Schürze ihres so gern getragenen Dirndls weg. Hund Putzi alias Blondi, Hitlers geliebte Schäferhündin, hat keinen Knochen mehr; Blondis mitreisendem Stamm- und Rassehalter, dem Rüden namens Wolf, wird es nicht besser gehen.

Zu alldem spielt einer, der es nicht richtig kann, in schrägem Ton die Nationalhymne »Deutschland, Deutschland über alles, über alles in der Welt« auf einer Wurlitzerorgel, ein schon veraltetes, fast automatisch funktionierendes elektro-pneumatisch betriebenes Instrument aus den Zeiten des Stummfilms – ja, des Stummfilms. Mit ihr ließen sich alle möglichen Töne erzeugen, ein gesamtes Orchester imitieren und die Szenerie sprachloser, nur spielerisch handelnder Akteure wuchtig lautstark und dramatisch oder einfühlsam zart untermalen – im Kino eben, im fiktionalen Raum.

Wie schon erzählt, waren solche Assoziationen nicht erst Hartlaub, sondern schon 1938 Victor Klemperers Gemüsehändler Vogel durch den Kopf geschossen, als er unter dem Eindruck des schnell getakteten politischen Aktionismus seit dem Anschluss Österreichs meinte, »alles kommt mir vor wie Kino«. Kino – nicht zufällig entwickelte sich die Filmindustrie unter Goebbels’ umsichtig lenkender Hand zum einzigen kulturellen Sektor, in dem der Nationalsozialismus beachtliche, wennzwar vollständig vergiftete künstlerische Leistungen hervorbrachte. Schauspielerinnen, Schauspieler und Regisseure, Kameraleute, Drehbuchautoren und Bühnenbildner, die zum großen Teil in der Weimarer Republik erste große Erfolge erzielt hatten, wirkten daran enthusiastisch mit. Egal, ob sie homosexuell oder im Grunde ihres Herzens links oder freigeistig waren – sie wurden gefördert, privilegiert, mit Ehrungen überhäuft. Gemeinsam lockten sie die Deutschen in die illusionistischen Innenräume der Volksbelustigung, der Volksbetäubung, der glamourös verpackten Volksbeeinflussung und 
 Gewissenslähmung. An der Art und Weise, wie die Wochenschauen für die Kinos – damals die visuellen Hauptnachrichten für alle – wöchentlich geschnitten und aufgemacht wurden, beteiligte sich Goebbels gerne persönlich. Die Ergebnisse erfreuten ihn erst dann, wenn er wie am 10. Juni 1936 sagen konnte: »Und wie immer: herrliche Wochenschauen. Da ist Tempo, Schmiss, Zeitgeist.«

Nimmt man das von ihm popularisierte Bild der immer schnelleren, zunehmend unkontrollierten Zugfahrt wörtlich, dann ergibt sich für die 144 nationalsozialistisch geführten Monate zwischen 1933 und 1945 der folgende Fahrplan: Anfangs transportiert der Zug in schon straffem Tempo einige Millionen junge Leute, die ihren Reichsarbeitsdienst abzuleisten hatten, zu den Baustellen der Reichsautobahn, zum Deichbau und Trockenlegen von Sümpfen, zum Ernteeinsatz und später zur Umsiedlerbetreuung; dann besteigen Millionen Rekruten denselben Zug zum bald zweijährigen Wehrdienst; zwischendrin bringt er mehrere Millionen frohsinnige proletarische Urlauber an die Ostsee, ins Fichtelgebirge, gelegentlich auch nach Florenz; schon bald befördert der Zug Millionen Soldaten an die Fronten, Hunderttausende volksdeutsche Umsiedler »heim ins Reich«, viele Millionen Tonnen Raubgut aus ganz Europa und fast zehn Millionen Zwangsarbeiter nach Deutschland, parallel dazu – die Fahrpläne sind eng miteinander verknüpft – Millionen Juden in die Zentren des Massenmords, Zehntausende Schulklassen in die Lager der Kinderlandverschickung, Millionen Verwundete zurück in die Heimat, Ausgebombte in bombensichere Gebiete und schließlich, 1944/45, Hunderttausende Deutsche, die auf der Flucht vor der Roten Armee das seltene Glück haben, statt zum Fußmarsch gezwungen zu sein, noch einen der hoffnungslos überfüllten Züge zu erwischen.

Die Fahrtrichtung wurde immer unklarer. Stets aber blieben die Signale auf Grün. Gefälle und Geschwindigkeit nahmen ständig zu. Von Anfang an traten Probleme auf. Jedoch erhöhten die Lokführer bei jedem Ruckeln, jedem qualmenden Radlager sofort das Tempo. Augen zu und durch! Wer unterwegs aussteigt, wird sich das Genick brechen!


 Bis zum Schluss redete der Führer, und auch das vollständig irreal, von der Eisenbahn. Folgt man den Protokollfragmenten seiner militärischen Konferenzen, dann tönte er am 9. Januar 1945 im Brustton der Überzeugung und Besserwisserei: »Auf die Dauer kann man ohne Eisenbahn keine Armee versorgen (…). Unsere Schwäche in Nordafrika war das Fehlen eines Eisenbahnnetzes. Das ist ganz einfach. Aber das hätte uns auch nichts genützt, weil wir keine Luftherrschaft hatten. Eisenbahn plus Luftherrschaft war nötig. Eisenbahn allein nützt nichts.« Deshalb die Flugabwehrgeschütze an beiden Enden seines Sonderzuges. Hitler wusste längst nicht mehr, wo oben und unten, vorn und hinten war. Er hatte vergessen, wollte vergessen machen, wer im Februar 1941 das Unternehmen »Sonnenblume«, das Codewort für die Entsendung deutscher Panzertruppen nach Nordafrika, befohlen hatte – ganz ohne Eisenbahnnetz und Luftabwehr. Hartlaubs literarische Karikatur blieb weit hinter dem haltlosen Herumstrampeln seines obersten Feldherrn zurück.

Im September 1944 hatte Goebbels zusammen mit seinen intellektuellen und wohlbestallten Medienlakaien nur noch eines gegen die »Feinde Deutschlands« aufzubieten: »Die härteren Nerven, den größeren Glauben, die festere Standhaftigkeit.« Aber wozu das? Wozu im Herbst 1944, als die unabwendbare Niederlage stündlich näher rückte? Immer aus demselben Grund: Weil die Alliierten angeblich beschlossen hätten, »Deutschland muss zum Tode verurteilt werden«. Verfangen konnten diese Lügen nur, weil Deutsche längst schon Juden, Polen, sowjetische Gefangene und Zivilisten zu Millionen ermordet hatten, Roma und Sinti, Kranke und Arbeitsunfähige, störende oder verdächtige Zivilisten, Frauen und Kinder in den Tod »evakuiert«, »verlegt« oder »ausgesiedelt« hatten. Angesichts dieser von Deutschen selbst geschaffenen Tatsachen konnte die seit Ende 1941 propagierte Parole »Kraft durch Furcht« noch ein letztes Mal gesteigert und als »Kraft durch Todesangst« unter die Leute gebracht werden.

Wie der Durchhaltemix immer wieder neu gebraut wurde, lässt sich in der 45 Seiten starken, in hoher Auflage produzierten 
 Broschüre »Niemals!« nachlesen. Verfasst hatte sie Ende 1944 Goebbels’ vertrauter Mitarbeiter Heinrich Goitsch (1905–1946) speziell für Frontsoldaten. Sie erschien im November 1944 und wurde vom Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel sofort freudig beworben: »Heinrich Goitsch: Niemals! Wahrhaftig – es hat sich gelohnt, einmal all diese teuflischen Vernichtungspläne zur Ausrottung Deutschlands in einer Streitschrift zusammenzutragen, um zu erkennen, wie sehr unsere jüdischen Gegner den Deutschen Sozialismus hassen. (…) Niemals, niemals darf das sein!«

Laut Goitsch würde einer Besetzung Deutschlands die Zerstückelung, die vollständige Entwaffnung und »wirtschaftliche Entmannung« folgen. »Als letztes Ziel« sei »die biologische Vernichtung des gesamten deutschen Volkes geplant, also die buchstäbliche Ausrottung einer Hundertmillionen-Nation.« Von den eigenen, den deutschen Menschheitsverbrechen inspiriert, malte Goitsch aus, wie gefangene deutsche Soldaten »Kolonne um Kolonne in Baracken und Zelte hingeführt«, dort von jüdischen Ärzten »höhnisch und nachlässig« sterilisiert und dann – »unter bolschewistischer und jüdischer Bewachung« – zur Zwangsarbeit Richtung Sibirien und Eismeer abgeführt werden, um dort so lange »als Sklaven des Weltjudentums« gequält zu werden, »bis sie der Hungertod von diesem Dasein erlöst«. Zwischenzeitlich würden sich jüdische Ärzte lüstern-mörderisch über »wehrlose deutsche Frauen und Kinder« hermachen.

All das folgte angeblich einem von »der Hochkirche des internationalen Judentums und dem bolschewistischen Regime« ausgeheckten, von »tierischer Vernichtungswut« getriebenen Ausrottungsbeschluss, der im Fall der Realisierung »die Grausamkeit eines Nebukadnezars übertreffen« werde. Deshalb habe jeder deutsche Soldat nur das eine im Auge zu behalten: »Wehe dem Volk, das da nicht bereit ist, das Äußerste einzusetzen, um sein Leben zu erhalten und zu sichern. Es ist unrettbar verloren und wird ausgelöscht.« Um das zu unterstreichen, bekräftigte Goitsch im Auftrag Goebbels’, was die politische Führung seit 1942 immer wieder herausgestellt hatte: die Entschlossenheit des 
 Feindes, »keinen Unterschied
 zwischen der deutschen Regierung und dem deutschen Volke zu machen«. Denn in den Augen der Alliierten sind »nicht die deutschen Führer für die Politik verantwortlich, sondern das deutsche Volk selbst
 «.
[2]



Derart konditioniert und von der Mitwisserschaft, dem Mitprofitieren, der Mitschuld oder direkter Mittäterschaft an den deutschen Verbrechen geplagt und getrieben, kämpften Millionen deutsche Soldaten blindlings bis zum Ende. Die Ardennenoffensive dauerte von Mitte Dezember 1944 bis Mitte Januar 1945 und kostete 80000 deutsche und westalliierte Soldaten das Leben. Die Panzerschlacht am Plattensee währte vom 6. bis 16. März 1945; dabei starben 50000 Soldaten der Wehrmacht und der Roten Armee. Die Schlacht um die Seelower Höhen auf der Westseite der Oder tobte Mitte April 1945 nur knapp vier Tage lang. Am Ende lagen 45000 Soldaten tot auf dem Schlachtfeld. Die Kesselschlacht im Unteren Spreewald, 60 Kilometer südlich von Berlin nahe dem Dorf Halbe, wurde vom 24. bis zum 28. April 1945 ausgefochten, dabei fielen 30000 deutsche und 20000 sowjetische Soldaten; zwischen den Fronten wurden etwa 10000 Zivilisten tödlich getroffen. Der Endkampf um Berlin, genauer: in den Straßen der deutschen Hauptstadt, begann am 16. April in den östlichen Außenbezirken und endete am 2. Mai 1945: Bei den Gefechten von Haus zu Haus, von Straße zu Straße starben 92000 deutsche und 81000 sowjetische Soldaten, zudem mehrere Zehntausend Zivilisten – Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen, Flüchtlinge, Deserteure, schon befreite KZ
 -Insassen, Greise, Frauen und Kinder.

Dem entspricht das größere Bild. Allein in den vier Kriegsmonaten des Jahres 1945 fanden 30 Prozent der deutschen Soldaten im Zweiten Weltkrieg den Tod – insgesamt 1,5 Millionen Männer. Im Jahr 1944 waren 1,8 Millionen Soldaten der Wehrmacht gefallen – 34 Prozent der insgesamt 5,3 Millionen im Zweiten Weltkrieg umgekommenen deutschen Soldaten. Das heißt: Zwei Drittel aller gefallenen Wehrmachtsoldaten kamen in den letzten 16 Kriegsmonaten und in aussichtsloser Lage ums Leben. Im Hinblick auf den gescheiterten 
 Umsturzversuch am 20. Juli 1944 gewinnt die deutsche Todesstatistik noch schärfere Konturen: In den dann noch folgenden 260 Kriegstagen fielen 2340000 deutsche Soldaten an den immer kürzer werdenden Fronten – täglich 9300.

Wären die Verschwörer des 20. Juli erfolgreich gewesen, hätten nicht nur die meisten dieser 2,3 Millionen Männer überlebt, sondern Deutschland wären sage und schreibe 72 Prozent aller Bomben, die im Krieg über Deutschland abgeworfen wurden, erspart geblieben. Erst in dieser Phase wurden die Städte Magdeburg, Dresden, Nürnberg, Chemnitz und Würzburg zerstört, ebenso Pforzheim, Hildesheim, Nordhausen, Plauen, Stettin und Prenzlau, Bruchsal und Potsdam. In dieser Rechnung sind die massiven Schäden, die während der Kämpfe um sogenannte Reichsfestungen wie Breslau, Wesel, Xanten und Kolberg nicht enthalten. Die schweren Zerstörungen von Städten und Dörfern entlang der Verteidigungslinien an Rhein und Oder wurden im Wesentlichen durch Artilleriebeschuss verursacht.

Felix Hartlaub konnte seine Geschichte nicht mehr zu Ende schreiben. In der Wirklichkeit endete die von ihm begonnene, nicht mehr abgeschlossene D-Zug-Geschichte mit der letzten persönlich unterzeichneten Gesetzestat des Reichsbahnrats, alias Adolf Hitler, Reichskanzler, Oberbefehlshaber und Führer des deutschen Volkes. Sie prangt auf der ersten Seite des Reichsgesetzblatts von 1945, erschienen am 22. Januar 1945:


Als höchste Tapferkeitsauszeichnung stifte ich das Ritterkreuz des Eisernen Kreuzes mit dem Goldenen Eichenlaub mit Schwertern und Brillanten
 . Diese Auszeichnung wird nur zwölfmal verliehen, um höchstbewährte Einzelkämpfer, die mit allen Stufen des Ritterkreuzes des Eisernen Kreuzes ausgezeichnet sind, vor dem Deutschen Volke besonders zu ehren. Meine Verordnung vom 1. September 1939 über die Erneuerung des Eisernen Kreuzes ist entsprechend zu ergänzen.

Führer-Hauptquartier, den 29. Dezember 1944+TABRE
 + Der Führer Adolf Hitler




 Die folgenden Verordnungen über die Errichtung von Standgerichten aller Art ließ dieser Führer von anderen unterschreiben. Am 29. März 1945 erschien der endgültige Abgesang auf der allerletzten jemals gedruckten Seite des Reichsgesetzblatts, der Seite 40: die Anordnung zum bevorstehenden 20. April, dem 56. Geburtstag eines mittlerweile Ungenannten. Unterzeichnet hatte sie Wilhelm Stuckart (1902–1953), der Rassenpolitiker, Staatssekretär im Reichsinnenministerium und Teilnehmer an der Wannsee-Konferenz, der seinen behinderten Sohn Gunther den Euthanasie-Ärzten ausgeliefert hatte. Ohne die Wörter Hitler, Führer oder gar Geburtstag auch nur zu erwähnen, verkündete Dr. Stuckart mit einer banalen Anordnung das Ende des großmächtigen Tausendjährigen Reiches: »(Ich) bestimme, dass mit Rücksicht auf die Kriegsnotwendigkeiten (…) am 20. April 1945 wie an anderen Werktagen Dienst zu leisten ist.«
[3]








5
 Besinnungslos, doch von sich selbst befreit



Als die deutschen Armeen im April 1945 endlich die Waffen strecken mussten, bewirkte der Zusammenbruch einen jähen Energieabriss. Die Alliierten rechneten mit Guerillaaktionen, Sabotage, Heckenschützen und Widerstand. Fast nichts davon geschah. Noch im Oktober 1944 hatte Goebbels verkündet: »Jedes Haus eine Festung!« In der SS
 -Zeitung Das Schwarze Korps war Anfang 1945 zum Partisanenkrieg aufgerufen worden. Goebbels redete sich ein, die Engländer hätten davor riesige Angst. Noch im März versuchte er, Jugendliche und junge Männer für die Organisation Werwolf zu gewinnen. Vergeblich. Es fehlte am »richtigen Druck dahinter«; statt »systematischer Tätigkeit« konnte Goebbels nur »geringe Aktivität« erkennen. Er fand niemanden mehr, der die »Werwolf-Arbeit« »außerordentlich radikalisiert« vorantreiben wollte. Das motivierte ihn, am 28. Februar 1945 seinen eigenen Selbstmord per Reichsrundfunk anzukündigen. 
 Er, der längst die Giftkapseln für sich, seine Frau und die sechs gemeinsamen Kinder bestellt hatte, behauptete einerseits, »wir« würden trotz allem siegen, und schränkte andererseits ein: Falls jedoch die Feinde siegen sollten, »dann würde das daraus für unser Volk für alle Zukunft entspringende Leid und Unglück so groß sein, dass es für seine Führung in diesem Kampfe nur eine Selbstverständlichkeit sein würde, ihm voranzugehen im ehrenvollen Sterben«.
[1]



 

Am 11. April rücken britische und amerikanische Soldaten in Langenhagen bei Hannover ein. Damit »begann unser großes Unglück«, wie es Hans Rüters Vater Otto (1875–1969) in seinen Erinnerungen wortreich ausführte. Die Briten nehmen dessen Villa für ihre Offiziere und Ärzte in Beschlag, ebenso Rüters’ Stahlbaufirma, und das bis 1954. Auf dem Hof des Unternehmens stehen zum Zeitpunkt des Einmarsches 300 deutsche Kampfpanzer der Klasse VI
 »Tiger«, die überwiegend von Zwangsarbeitern für den Endkampf fit gemacht werden sollen. Vier Erwachsene und drei Kinder der Familie Rüter müssen in Langenhagen aus der Villa in den vierten Stock eines Etagenhauses ziehen – »diese Unterkunft war furchtbar und unmöglich«.

Nicht nur das: »Wegen der schweren Bombenangriffe« hat Hans Rüter Stuttgart verlassen müssen. Aber bald kehren alle vereint zurück und eröffnen »wieder ihr Werk – eine kleine Fabrik für Damenjacken«. Auch der hundertfünfzigprozentige Nationalsozialist der Familie, der Goebbels-Journalist und wüste Propagandist des Antisemitismus Dr. Kurt Ihlefeld (1902–1977), kommt bald wohlbehalten in Hannover an: Er ist in den bayerischen Alpen gefangen genommen worden »und musste« ein paar Wochen lang »eine furchtbare Zeit durchmachen« – ein typischer Schreibtischtäter, der das Judentum 1938 als »Aasgeier der deutschen Niederlage« im Ersten Weltkrieg bezeichnet und Anfang 1941 an der deutschen Botschaft in Paris Vorschläge ausgearbeitet hatte, wer in Frankreich Judenkommissar werden sollte. Wobei sich einer seiner Vorschläge durchsetzte.


 Nicht nur in dieser Familie kannte das Selbstmitleid keine Grenzen. Die Verwirklichung eines »Plans zur Ausrottung des deutschen Volkes« hätte anders ausgesehen.

 

Seitdem das wenig bombardierte Göttingen am 12. April 1945 von US
 -amerikanischen Truppen kampflos besetzt worden ist, blicken die Einwohner »ruhig und resigniert, teils pessimistisch, teils hoffnungsvoller«. Wie Hermann Stresau beobachtet, ist Hitler schon nach wenigen Tagen und noch vor der offiziellen Kapitulation so gut wie vergessen. Es fehlt der Propagandaapparat, der »die nötige Gemütsbewegung« erzeugt hat. »Stumpf« beschäftigten sich die Leute »mit ihren täglichen Sorgen«.

 

Am 20. April gewinnen US
 -Soldaten im schwer zerstörten Stuttgart endgültig die Oberhand. Sie stoßen auf schwache Gegenwehr. Der Unterstand, in den auch Anna Haag geflüchtet war, trägt seit 10 Uhr morgens die Aufschrift »Shelter for civil population«. In der Nacht hört sie Artilleriebeschuss und Maschinengewehrfeuer in der Nähe. Deshalb eilt sie am Vormittag zu ihrem Haus, um nach dem Rechten zu sehen. Da ruft ihr ein junges Mädchen hinterher: »Hören Sie! So hören Sie doch!« Die Angesprochene dreht sich um, und plötzlich verwandelt sich das eben noch von fürchterlicher Angst verzerrte Gesicht des Mädchens in verklärtes Jauchzen: »Das sind Panzer! Feindliche Panzer! Sie rollen drüben auf der Straße stadtwärts. Alle Qual hat ein Ende!«

 

Nach abenteuerlicher Flucht aus dem zerstörten Dresden erreichen Eva und Victor Klemperer Mitte April 1945 das Dorf Unterbernbach, das zwischen Augsburg und Ingolstadt liegt. Die ersten beiden Nächte verbringen sie beim Ortsbauernführer Jakob Flamensbeck (*1890), er kann »sich an Hilfsbereitschaft bei gutmütiger Würde nicht genug tun«. An der Wand hängt das Bild eines in Russland vermissten Sohnes. Der Mann seiner älteren Tochter und 
 Vater seines achtjährigen Enkels ist gefallen. Seine politische Haltung schildert er Victor und Eva Klemperer mit Sätzen wie diesen: »Er sei Nationalsozialist, aber so
 gehe es nicht mehr, man müsse Frieden schließen, es werde umsonst weiteres Blut geopfert. Vor den Feinden fürchte er sich nicht, obwohl
 er Nazi sei, denn er habe niemanden bedrückt.« Die örtliche Volksschullehrerin, Fräulein Ria Haberl, erzählt Victor Klemperer, der Ortsbauernführer sei »der erste und leidenschaftlichste Nationalsozialist« im Dorf gewesen.

Am 28. April, dem Tag, an dem amerikanische Verbände das nahe Augsburg besetzen, wird in Unterbernbach das Hakenkreuz vom Giebel des Amtshauses entfernt. Schnell verbreitet sich »allgemeine Te-deum-laudamus-Stimmung«, und der Bürgermeister Paul Munz (1891–1955) sorgt sich jetzt höchstpersönlich um den »Herrn Professor Klemperer«, von dem man längst ahnt, was er für einer sei, und versichert ihm: »Sie werden bevorzugt
 behandelt!« Am 15. Mai beendet der Bevorzugte sein Versteckspiel und präsentiert seinen »Judenpass«. Jede Überraschung bleibt aus. »Wir haben schon Ähnliches vermutet.« So spricht man in Unterbernbach und ergänzt – ein neues Einvernehmen signalisierend: »Wir nehmen auch von Ihnen an, dass Sie einigermaßen im Bilde sein dürften.«

 

Nachdem am 30. April um drei Uhr nachmittags die weiße Fahne am Liebfrauendom gehisst worden ist, marschieren US
 -Truppen in München ein. Wolfhilde von König ist mittlerweile 20 Jahre alt und im Schwabinger Krankenhaus als Hilfskrankenschwester angestellt. Sie schreibt: »Dieser Einzug in die Stadt ist das Eigenartigste, was ich bis jetzt erlebte. ›Ein Kriegspielen‹ vor den Augen der Einwohnerschaft. Kaum zeigten sich die ersten Amerikaner in unserer Straße, da wurden von einzelnen Wohnungen die weißen Fahnen gehisst. Manche Leute winkten mit den Tüchern. Etwas mehr Ehre hätte ich den Münchnern schon zugetraut. (…) ›Nun sind sie da‹, ›nun ist es aus‹. Diese Worte konnte man immer wieder hören.« Wolfhilde findet die Amerikaner mürrisch und unangenehm, fürchtet jedoch im selben 
 Moment, sie könnten bald abziehen – »wird nun der Russe folgen? Dann gnade uns Gott«.

In welchem Ausmaß der Nationalsozialismus die Herzensbildung dieser jungen Frau verwüstet hat, dokumentiert sie selbst, als sie am 5. Juni 1945 unvermittelt den Dienst als Krankenschwester quittiert. Das bald zum Medizinstudium zugelassene Fräulein von König begründet diesen Schritt ehrlich und klar: »Nun ist Schwabing Ausländerkrankenhaus geworden, und ich gehe nicht mehr hin. Jüdinnen und Ukrainerinnen zu pflegen, habe ich wirklich keine Lust.«

 

Johanna Ruf (1929–2023) ist bei Kriegsende fünfzehn Jahre alt. Zusammen mit einer Gruppe von 30 BDM
 -Mädchen flieht sie am 27. April 1945 im Granathagel der sowjetischen Artillerie vom Anhalter Bahnhof zum bizarrsten Ort, den Berlin in diesen Tagen zu bieten hat: in die Bunkeranlagen unter Hitlers Reichskanzlei. Dort geraten die Mädchen ins Lazarett, in dem Verwundete und Sterbende liegen, Männer und Jugendliche, die ihren Führer im Bereich »Zitadelle« noch fast bis zum letzten Moment verteidigen wollten oder mussten. Die BDM
 -Mädchen bekommen eine Armbinde des Deutschen Roten Kreuzes verpasst und werden umgehend als Helferinnen eingesetzt. Johanna notiert in ihrem Heft: »Gegen 23 Uhr sind wir endlich fertig, hundemüde und doch glücklich. Denn nun sind wir im Einsatz: 250 Verwundete, Hauptverbandsplatz, Reichskanzlei.« Die Mädchen erfahren, dass sich die Eltern Goebbels selbst und auch ihre Kinder getötet haben. Sie stellen fest: »Dr. Goebbels« hat »sich der Verantwortung entzogen«, und fragen sofort und voller Empathie: »Was ist mit dem Führer?« Johanna Ruf stockt der Bleistift: »Die Reichskanzlei ist umschlossen. Er wäre nicht mehr nach draußen gekommen. Sie sollen ihn hier nicht lebend finden. Unser Führer. Was uns alle in dieser Stunde bewegt, da wir noch einmal vom Führer sprechen, man kann es nicht aufschreiben.«

Am 2. Mai gegen 11.30 Uhr steigt der erste Sowjetsoldat in den Bunker, guckt in die Räume und geht wieder hinaus. Wenig später 
 folgen »russische Posten, Besatzungstruppen, Offiziere«. Johanna findet: »Die Russen benehmen sich wirklich anständig.« Der Kommandeur fragt: »Wo ist der Schlafraum der deutschen Schwestern?« Die Frage erschreckt die Mädchen. Vergewaltigungen? Sie weisen auf den Raum Nr. 91 im Bunker. »Kann man hier abschließen«, fragt der Sowjetoffizier. – »Wir schütteln den Kopf. Und der Kommandant lässt sofort ein Schloss anbringen und eine russische Wache vor unsere Tür stellen. Wenn das nichts ist.«

 

Am 18. Mai 1945 empfindet der so lange hitlerkonforme Journalist Paulheinz Wantzen im schwer kriegszerstörten Münster die Lage als »ganz merkwürdig«, weil der Krieg »sozusagen schon vergessen ist«. »Niemand mag mehr daran zurückdenken, und das Vergessen geht erstaunlich gut und schnell!«

 

Thomas Mann erlebt die bedingungslose Kapitulation Deutschlands im kalifornischen Pacific Palisades als Radiohörer. Am 5. Mai sinniert er, man werde vermutlich viel zu glimpflich mit den nach Hunderttausenden zählenden Zuarbeitern des Hitlerstaats verfahren. Vor seinem geistigen Auge spielt er mit Robespierre’schen Methoden der Abrechnung, zügelt sich jedoch und schränkt ein: »Andererseits ist es nicht möglich, eine Million Menschen hinzurichten, ohne die Methoden der Nazis nachzuahmen. Es sind aber rund eine Million, die ausgemerzt werden müssten.« Nach Manns Meinung »gehörten Menschen wie Haushofer, Johst, Vesper dazu«: der von Hitler verehrte (Lebens-)Raumtheoretiker Karl Haushofer (1869–1946), der Schriftsteller Hanns Johst (1890–1978), der ein besonders inniges Verhältnis zu Heinrich Himmler gepflegt hatte, und der seinem Führer mit Geist und Tinte treu ergebene Dichter Will Vesper (1882–1962). Thomas Mann nannte diese drei als Beispiele für Zehntausende deutsche Intellektuelle, Professoren, akademisch gebildete Praktiker, Journalisten, Juristen, Architekten, Stadtplaner, Historiker und Künstler, die sich seit 1933 der herrschenden Macht an den Hals geworfen hatten.


 Für den 8. Mai trägt Thomas Mann in sein Tagebuch ein: »abends franz. Champagner zur Feier des VE
 -day« (Victory in Europe day); für den 9. Mai: »unbeschreiblicher Sieges- und Friedensjubel in Moskau«, für den 10. Mai: »Gefangennahme immer weiterer Nazi-Scheusale«. Am 13. Mai fragt er sich zusammen mit anderen, wie die nähere Zukunft seines ihm fremd gewordenen Heimatlandes wohl aussehen werde, und notiert einige Stichwörter: »Über Deutschland, dessen Leben in den nächsten Jahrzehnten kaum vorzustellen. Vorläufig werden sie keine Schulen, kein Theater, kein Radio, keine Zeitungen haben. Auseinanderfall, Hunger, Krankheiten, Reduzierung der Bevölkerungsziffer auf vielleicht 45–50 Millionen.« Am 15. Mai ätzt er: »(Gerhart) Hauptmann, in der Deutschen Allgemeinen Zeitung, vergoss Tränen (›Ich weine‹) über Dresden. Über sonst nichts.« Allerdings teilt Golo Mann (1909–1994) die Trauer Hauptmanns, wie der Vater Thomas zwei Tage später bemerkt: »Brief von Golo, trauernd über die deutschen Städte, das Maß der Zerstörung überhaupt, von dem man sich keine Vorstellung mache.«
[2]



 

Mein Vater hatte 1945 großes Glück. Angesichts der vorrückenden Roten Armee bewerkstelligte er den Transport von 15000 Kindern und Jugendlichen bis zum Verteilerbahnhof Eger (Cheb) an der böhmisch-bayerischen Grenze erfolgreich. Danach sollte er Ende März noch einmal als Offizier an der Ostfront im Riesengebirge eingesetzt werden. Auf dem Weg dorthin schloss er sich jedoch einer Einheit an, die vor der Sowjetarmee floh, quer durch das Böhmische Becken jagte, um statt in russische in amerikanische Gefangenschaft zu geraten. Zufällig hatte er sich in eine Spezialtruppe der militärischen Abwehr, genannt »die Brandenburger«, eingereiht. In der Gegend zwischen Pilsen und Bayerischem Wald ließ sich die soldatische Fluchtgemeinschaft gerne »von den Amis« gefangen nehmen. Da mein Vater offensichtlich nicht zu den geheimdienstlich interessanten Brandenburgern gehörte, wurde er nach drei Wochen in aller Form entlassen und klingelte wenige Tage später bei meiner Mutter.


 Von ihm habe ich eine aus heutiger Sicht ziemlich merkwürdige, ebendeshalb bemerkenswerte Sammlung von Zeitungsausschnitten geerbt, die nicht allein seinen damaligen Geisteszustand dokumentiert. Angelegt hatte er sie in den Jahren 1945 bis 1947. Dabei sticht das Mittel des Verrechnens deutscher Untaten mit solchen der vormaligen Kriegsgegner einschließlich der Juden hervor. Aus den Artikeln und Meldungen stellte mein Vater thematisch gegliederte Gruppen mit selbstverfassten Überschriften zusammen – zum Beispiel: »Kriegsverbrecher richten sich selbst« (Robert Ley, Herbert Backe, Wilhelm Murr, Leonardo Conti etc.). Ohne dass ihn das vor dem 8. Mai 1945 besonders interessiert hätte, bildete er jetzt umstandslos die Rubriken »Pressefreiheit« und »Redefreiheit«: »Süddeutsche Zeitung gemaßregelt«, »Die Militärregierung verbietet …«, »Zensur in der britischen Zone«, »SPD
 -Zeitung verboten«, »Redeverbot« für den SPD
 -Vorsitzenden Dr. Kurt Schumacher in der Französischen Zone usw. Die Sektionen »Verurteilung von Kriegsverbrechern« und »Einheit des Reiches« gerieten umfangreich.

Im Abschnitt »Vergehen gegen die Menschlichkeit« finden sich ausschließlich Artikel über Deutsche, denen es in der unmittelbaren Nachkriegszeit schlecht erging. Einer handelt von Heimatvertriebenen (»Deportierten«), die mitten im Winter »in ungeheizten Viehwagen« Richtung Westen verfrachtet wurden, 65 von 1543 Deportierten starben während des Transports oder kurz nach der Ankunft. Andere Zeitungsausschnitte dieses Abschnitts thematisieren die Schicksale von »Frauen in russischer Gefangenschaft« oder zitieren den Berliner SPD
 -Vorsitzenden Franz Neumann (1904–1974), der 1947 erklärte, »in der sowjetischen Zone (bestehen) mehr Konzentrationslager als in den Jahren 1933 bis 1945 in Deutschland« (RNZ
 , 19.6.).

Unter der Überschrift »Wie sollen die Sühneleistungen für diesen Krieg aussehen« erfährt man einiges »über die harschen Holz- und Lebensmittelforderungen« der französischen Besatzungsmacht und die damit verbundenen Gefahren für den deutschen Wald und das deutsche Volk. Den in anklagendem Ton gehaltenen Text hatte 
 »unsere in die französische Zone entsandte Sonderkorrespondentin Dr. Hildegard Brücher« (später Hamm-Brücher, 1921–2016) verfasst. Einem Aufruf der örtlichen Gewerkschaft folgend, demonstrierten im Mai 1947 in Remscheid 26000 Menschen gegen den Hunger. In der Göttinger Universitäts-Zeitung (Nr. 15, 4.7.1947) behauptete der Physiologe Jürgen Aschoff (1913–1998): »In den Konzentrationslagern waren die Zuteilungen höher als gegenwärtig in der britischen Zone (von der französischen ganz zu schweigen).« Im Übrigen berechnete der in den NS
 -Jahren aufstrebende, in der Bundesrepublik berühmte Physiologe, der deutsche Normalverbraucher bekomme nur die Menge an Kalorien zugeteilt, die ein schlafender Hund von 20 Kilogramm Körpergewicht zum Überleben brauche. Aschoff kannte meinen Vater aus Freiburger Pfadfindertagen bestens.

Nur in wenigen Fällen nahm Ernst Aly in diesen etwa 500 Zeitungsausschnitten Unterstreichungen vor, eine davon sehr deutlich. Damit hob er den folgenden Satz aus der Erklärung hervor, die US
 -Präsident Harry S. Truman (1884–1972) am 20. Dezember 1945 abgegeben hatte, als er den United Nations Participation Act unterschrieb:


Ob wir es wollen oder nicht, müssen wir alle anerkennen, dass unser Sieg das amerikanische Volk mit der dauernden Verantwortung für die Führung der Welt belastet hat. Die Zukunft des Weltfriedens hängt zum größten Teil davon ab, dass die Vereinigten Staaten entschlossen und dauernd ihre Rolle als Führer im Kreise der Völker ausüben. (RNZ
 , 21.12.1945)



Ob der Zeitungsausschnittsammler mit diesen Zeilen Friedenshoffnungen verband oder eher eine US
 -amerikanische, hitlerähnliche Lüsternheit nach Weltherrschaft dokumentieren wollte, kann ich nicht beantworten. Ich fand die Sammlung erst nach seinem Tod.

Die allermeisten Artikel und Meldungen stammen aus der Rhein-Neckar-Zeitung und der Neuen Zeitung, die beide in der amerikanischen Besatzungszone erschienen und unter milder Aufsicht von 
 Deutschen gemacht wurden. Die im Herbst 1945 gegründete Rhein-Neckar-Zeitung leiteten anfangs drei Männer, die drei Parteien angehörten, die von den US
 -Behörden für »Demokratische Umerziehung der Deutschen« als geeignet angesehen wurden, wobei die CDU
 noch nicht gegründet worden war, also nicht beteiligt werden konnte. Es handelte sich um den Liberalen Dr. Theodor Heuss, der wegen anderer Ämter nur kurzzeitig mitarbeitete, um den Kommunisten Dr. Rudolf Agricola (1900–1985), der 1948 nach Ostberlin übersiedelte, und um den Sozialdemokraten Dr. Hermann Knorr (1879–1976). Letzterer wurde 1948 alleiniger Eigentümer und agierte viele Jahre als Verlagsleiter, Herausgeber und Chefredakteur. Insofern spiegeln die hier zitierten Zeitungsartikel den demokratisch schon vorgefilterten Geist der Zeit.

Ganz am Ende der von meinem Vater gegliederten Sammlung findet sich der sehr kurze Abschnitt »Behandlung der Juden«, gefolgt von dem dreimal so langen Abschnitt »Jüdischer Terror«. Der erstgenannte Abschnitt enthält eine von der Rhein-Neckar-Zeitung veröffentlichte Statistik, aus der man ersehen könne, so der Wortlaut, »dass die jüdische Bevölkerung Europas unter deutscher Herrschaft von fast zehn Millionen im Jahre 1939 auf kaum über vier Millionen im Jahre 1946 reduziert wurde« (4.5.1946). Die Redakteure der Zeitschrift Die Gegenwart verständigten sich auf die Formulierung, die Angaben über die »Zahlen der durch Hitler umgebrachten Juden schwanken« (24.8.1946). Die Neue Zeitung sprach am 8. August 1947 von 5860000 getöteten Juden. Und wer oder was hatte sie getötet? Sie wurden »durch den Nationalsozialismus getötet«. Zwischen diese Meldungen klebte mein Vater eine Kurznachricht zu dem von christlichen Polen im Juli 1946 begangenen Pogrom in Kielce, mit nach damaliger Nachrichtenlage 27 Toten (RNZ
 , 9.8.1946), und die Meldung »Erhöhte Rationen für Juden« zu den jüdischen Feiertagen in süddeutschen DP
 -Lagern: Neben 16,5 Tonnen koscheren Fleisches erhielten sie »sechs Tonnen Butter und zwei Tonnen Honig aus deutschen Beständen« (RNZ
 , 28.9.1946).


 Im Abschnitt »Jüdischer Terror« liest man vom »Mord an einem Palästina-Deutschen« – begangen »von jüdischen Terroristen« (RNZ
 , 10.5.1947). Andere, ebenfalls »jüdische Terroristen« entführten einen britischen Major und zwei britische Sergeanten, die dann »von Juden ausgepeitscht« wurden, und zwar in einem öffentlichen Park vor etwa 50 Zuschauern (RNZ
 , 1.1.1947). Weil sich in Jerusalem »ein Raubmord jüdischer Terroristen« ereignet hatte, erforderte das britische Gegenaktionen, »in deren Verlauf fünf Juden getötet wurden«, was dann wiederum – so sind Kriege nun mal – zu »jüdischen Repressalien« führte, aber solchen, »die aus dem Hinterhalt« begangen und bei denen vier britische Polizisten und fünf Zivilisten von »jüdischen Terroristen« erschossen werden (RNZ
 , 15.11.1947). Juden mordeten ununterbrochen und verübten ständig »Terrorakte«, während »durch den Nationalsozialismus« viele Millionen von ihnen »reduziert«, allenfalls »getötet« worden waren.

Solche Meldungen und viele mehr standen so 1946/47 in der Rhein-Neckar-Zeitung. Selbst in dieser linksliberal geleiteten Zeitung blieben die Redakteure noch lange Zeit von den Nachwirkungen Goebbels’
 scher Gehirnwäsche und »Seelenknetung« (Wilhelm Röpke) durchdrungen, ebenso die meisten ihrer Leser – darunter Ernst Aly, der am Ende seiner Sammlung einen schwäbischen Mundartdichter zu Wort kommen ließ: Josef Eberle (1901–1986). Dieser war mit der Rexinger Jüdin Else, geborene Lemberger (1905–1989), verheiratet. 1933 wurde er kurzzeitig verhaftet und mit einem faktischen Berufsverbot belegt, doch überstanden er, seine Frau und auch die engere Familie die Hitlerjahre. Im Herbst 1945 erhielt er von der amerikanischen Militärregierung die Lizenz, die Stuttgarter Zeitung als einer von zwei Herausgebern zu gründen, ein Amt, das er mit großem Engagement und in führender Stellung bis 1971 versah. Dieser feinsinnige Schwabe hatte ein ziemlich genaues Sensorium für seine nazifizierten Zeit- und Generationsgenossen entwickelt. Das bezeugt das Gedicht »Mal herhören, Herr Leutnant«, das Eberle am 15. Dezember 1945 veröffentlichte und dem mein Vater in seiner Sammlung 
 einen Ehrenplatz einräumte. Wahrscheinlich fühlte er sich davon berührt, getroffen oder einfach angesprochen, zumal ihn das Gedicht auch an die von ihm wehrertüchtigten, zumeist toten oder invaliden Hitlerjungen erinnert haben muss:


Mit Achtzehn Leutnant, mit Zwanzig Major / E.K. und Nahkampfspange … / Du kamst dir wie der Herrgott vor, – / und warst’s auch – viel zu lange. / Du hattest Moneten, du hattest Schnaps / und Macht über bärtige Männer. / Das steigt zu Kopf, man kriegt einen Klaps, / Megalomanie nennt’s der Kenner.

Sie hatten dich von der Schulbank geholt / und dir vom Front-Erlebnis was vorgekohlt / – jetzt weißt du als ganzes Ergebnis: / Dass Tod und Vernichtung die Hauptwörter sind, / und zerstören, töten und sterben / – ein seltsames Pensum für ein Kind! – / die regelmäßigsten Verben.

Das ist zu viel und zu wenig, mein Sohn, / mit dem ist kein Staat zu machen. / Und Katzenjammer, das weißt du ja schon, / ist immer ein übles Erwachen. / Du fühlst dich enttäuscht, du fühlst dich entkernt? / Warum am Vergangenen kleben? / Du hast für Hitler sterben gelernt, / nun lerne für Deutschland zu leben!



Als mein Vater bei der Bundestagswahl 1957 zur Stimmabgabe schritt, nahm er mich mit. Auf dem Hinweg zum Wahllokal in einer der vielen treudeutschen, aus Backsteinziegeln errichteten Friedrich-Ludwig-Jahn-Turnhallen erklärte er mir, dem Zehnjährigen, das Parteiensystem: Nach der Wahl werde die Regierung von der Mehrheit gestellt – die Minderheit bilde die Opposition, allerdings fände er es besser, wenn »alle zusammen regieren würden«. Damals wählte er FDP
 , und man hielt die evangelisch-(reaktionär)-konservative Wochenzeitung Christ und Welt. Spätestens bei der Bundestagswahl 1965 begeisterte sich Ernst Aly für Willy Brandt und kreuzte hinfort vorzugsweise die SPD
 an. Nunmehr abonnierten meine Eltern das vergleichsweise liberale Wochenblatt Die Zeit. An einer Meinung hielt 
 mein Vater allerdings bis ans Lebensende mit unerschütterlicher Selbstverständlichkeit fest – sobald er auf seinen gefallenen Schwager Ernst Ebding (1908–1944) zu sprechen kam, pflegte er zu sagen: »Er wurde von italienischen Partisanen erschossen – völkerrechtswidrig!« (Als ich diese Art geschichtlich-völkerrechtlicher Einordnung des europäischen Widerstands gegen die Aggressoren der Wehrmacht bei einem Vortrag in Israel erzählte, um die geistige Verfasstheit der Nachkriegsdeutschen zu illustrieren, reagierte mein Publikum mit schallendem Gelächter.)

Nachdem im Jahr 1966 die Große Koalition aus CDU
 /CSU
 und SPD
 mit dem Stellvertretenden Bundeskanzler und Außenminister Willy Brandt gebildet worden war, fühlten sich auch die Ehemaligen in dieser zweifellos mit einem Politikwechsel verbundenen Parteienkombination gut aufgehoben. Dem Kabinett von Kurt Georg Kiesinger (1904–1988) gehörten sieben einstige NSDAP
 -Mitglieder an – drei von der SPD
 , drei von der CDU
 , eines von der CSU
 : Kanzler Kiesinger (CDU
 ): NSDAP
 seit 1933; Wirtschaftsminister (SPD
 ) Dr. Karl Schiller (1911–1994): SA
 seit 1933, NSDAP
 seit 1937; Justizminister (SPD
 ) Horst Ehmke (1927–2017): NSDAP
 seit 1944; Innenminister (CSU
 ) Hermann Höcherl (1912–1989): NSDAP
 1931/32 u. 1935–1945; Verteidigungsminister (CDU
 ) Gerhard Schröder (1910–1989): NSDAP
 1933–1941; Schatzminister (CDU
 ) Kurt Schmücker (1919–1996): NSDAP
 seit 1937; Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit (SPD
 ) Erhard Eppler (1926–2019): NSDAP
 seit 1944.

Die Mischung kann als repräsentativ gelten, auch hinsichtlich der in aller Regel freiwilligen, aber nachsichtig zu bewertenden späten Eintritte von zwei Achtzehnjährigen. Betrachtet man die Minister derselben Bundesregierung, die sich dezidiert vom Nationalsozialismus und auch von dessen Nebenorganisationen ferngehalten hatten, sticht die familiäre katholische Bindung als ausschlaggebendes Merkmal hervor: Bauminister (CDU
 ) Paul Lücke (1914–1976); Arbeitsminister (CDU
 ) Hans Katzer (1919–1996); Verkehrsminister (SPD
 ) Georg Leber (1920–2012); Familienminister (CDU
 ) Bruno Heck (1917–1989) 
 und dessen 1968 ernannte Nachfolgerin (CDU
 ) Aenne Brauksiepe (1912–1997).

Alles in allem hatten sich in den ersten 20 Nachkriegsjahren die mehr oder weniger aktiven Anhänger des Nationalsozialismus und die nicht parteigebundenen, jedoch von ihrem militärischen Auftrag überzeugten ehemaligen Wehrmachtsoldaten sowie die begeisterten HJ
 -Jungen und BDM
 -Mädels Stück für Stück zu Stützen der parlamentarisch verfassten alten Bundesrepublik gewandelt. Der aus dem Exil zurückgekehrte, in jungen Jahren linksradikale Sozialdemokrat Richard Löwenthal (1908–1991) bezeichnete sie in Zeiten der 68er-Revolte mit nachsichtiger Milde als Neodemokraten.

Auch Kinder und Jugendliche mussten einen gewissen, freilich weniger schwierigen Prozess der Selbstläuterung durchlaufen. Mein Doktorvater Wolf-Dieter Narr (1937–2019) verabschiedete sich als Achtjähriger nur zögernd von seinen kindlichen Wunschbildern. In einem seiner letzten Texte beschrieb er unter der Zwischenüberschrift »Ich Nazijunge«, wie er als Sieben- und Achtjähriger dachte und hoffte: »Die NAPOLA
 , eine nationalsozialistische Trimm-Anstalt für Jungen, in der angeblich Sport und Intelligenz zählten, zog meine Hoffnung auf sich. ›Wehrbauer im Schwarzerdegebiet‹ war mein Berufswunsch. So deutschexpansiv, vorweg eingenommen, nannte man seinerzeit die Ukraine.« (NAPOLA
 hießen die als Internate geführten nationalpolitischen Lehranstalten, in denen die künftige Führungselite herangezüchtet werden sollte.)

Mein Freund Klaus Dörner (1933–2023), im Berufsleben engagierter Reformer des deutschen Psychiatriebetriebs, Demokrat und im Nebenamt Historiker, hat mir einmal erzählt, wie er 1946 das Ende des Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozesses als knapp Dreizehnjähriger erlebt hatte: »Als die Nazigrößen dann zum Galgen geführt wurden, habe ich geweint. Ja, das war so, ich kann es nicht anders sagen – da starben die Helden meiner Kindheit.«
[3]







[image: Das Foto zeigt einen amerikanischen GI und eine junge Deutsche in Nahaufnahme auf einem sich drehenden Kettenkarussel, beide lächeln in die Kamera.]


Ein amerikanischer GI
 und eine junge Deutsche, bis vor kurzem noch Volksgenossin, genießen 1946 das Leben und die Freiheit in der »Stunde null«.
[1]
















 Was
 geschah, kann wieder geschehen




Fair is foul, and foul is fair:

Hover through the fog and filthy air.


Die drei Hexen, Shakespeare, Macbeth




»Schön ist wüst, und wüst ist schön: / Wirbelt durch Nebel und Wolkenhöhn!« So übertrug Dorothea Tieck (1799–1841) die vorstehenden Verse ins Deutsche. Etwas variiert, bietet sich die Übersetzung an: »Gut ist böse, und böse ist gut: / Wirbelt durch Schwaden schmutziger Himmelsflut!« So oder so beenden die beiden Zeilen den richtunggebenden Auftritt der »weird sisters«, der Unheilsschwestern, zu Beginn des Dramas »Macbeth«. Der von Lady Macbeth angestiftete, aufgeblasene, brutale, blutrünstige und zugleich lächerliche Usurpator des schottischen Königsthrons geht, von Machtgier getrieben, über Leichen – über immer mehr Leichen.

Seelisch verwüstet und gewissenlos treiben ihn Bedenkenlosigkeit, Selbst- und Ruhmessucht, Mordlust und Vernichtungswut zu Orgien des Bösen – und zuletzt in den eigenen Untergang. Den vollzieht der aufrechte schottische Adelige Macduff in einem ehrenvollen Akt des inneren Widerstands. Das unterscheidet diese Geschichte fundamental von Hitlerdeutschland – von dessen Volk, Eliten und Führern. Sie mussten von außen mit Millionen Soldaten, unter unsäglichen Opfern von Material und Menschen von einer militärischen Großkoalition niedergerungen werden – angeführt von Winston Churchill, Josef Stalin und Franklin D. Roosevelt.

Bei allen Unterschieden stellte sich für Hitler wie für Macbeth dieselbe Frage: Wie lassen sich die überlieferten moralischen und 
 rechtlichen Normen im Sinne der eigenen Macht möglichst schnell um 180 Grad drehen? Hitler verbrämte das zehntausendfache Hinmorden psychisch kranker und behinderter Deutscher als deren Erlösung, versprach der großen Mehrheit seiner Volksgenossen die Reduktion überbordender Pflegekosten und das Verschwinden von Menschen mit allerlei Unzulänglichkeiten, die den Alltag urgesunder Leistungsträger belasteten. Die Umsiedlung im Ausland lebender deutschsprachiger Minderheiten ergab sich für ihn infolge seiner kriegerisch motivierten Pakte mit Mussolini und Stalin völlig unvorbereitet. Die von ihm erzwungene Entwurzelung Hunderttausender beschönigte er als »Rückkehr in die alte Heimat«. Faktisch benutzte er die angeblichen Heimkehrer zur »Ansetzung« im eroberten Polen, im Elsass und in Luxemburg als Germanisierungsmaterial. Dort und nicht in irgendeiner alten Heimat ließ er sie in den Häusern Stunden zuvor »evakuierter« Vorbesitzer ansiedeln.






Fußnoten
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1
 Hitler nutzte weit verbreitete Mittel der Macht



Die Enteignung der Juden verkaufte Hitler als schützende Tat, um von sogenannten Blutsdeutschen angeblich hart erarbeitetes Volksvermögen vor der behaupteten Raffgier einer »fremden Rasse« zu retten, während niemand schamloser raffte als die nationalsozialistisch geführten Deutschen. Immer wieder beschwor Hitler die ewigen Werte und Werke, die bahnbrechenden Taten und Bauten Deutschlands, die tiefen kulturellen Wurzeln in einer mehr als tausendjährigen großen Vergangenheit – doch zertrümmerte er das, was es davon gegeben haben mochte, so gründlich wie niemand vor ihm. Mörderische Aggressionskriege verkaufte er als Gewinnung von Lebensraum, Reichtum sowie künftigen Aufstiegs- und Wohlstandsfreuden. Seinen dem Volk vorgegaukelten Plänen zufolge sollte die Halbinsel Krim zum Ferienparadies Deutschlands werden, wo umgesiedelte Südtiroler Wein und 
 Südfrüchte anbauen und sich um das Wohlbefinden braun gebrannter Kraft-durch-Freude-Touristen kümmern würden. Seine Landsleute, die sich als ewig Zukurzgekommene, Gedemütigte und Underdogs empfanden, und die vielen unter ihnen, die aus eigenem Versagen ins Hintertreffen geraten waren, erhöhte er zu edelrassigen Exemplaren eines von der Vorsehung auserwählten und zur Herrschaft bestimmten Ariervolkes.

In seinem niemals abreißenden Lügenschwall propagierte Hitler die Ermordung der Juden zuerst als nationalen und seit 1942 auch als europäischen Befreiungsakt. Zur Praxis der »Endlösung« empfahlen Goebbels und er den Exekutoren des Verhaftens, Deportierens und Mordens sowie der zuschauenden Mehrheitsbevölkerung, von jeder »Humanitätsduselei« abzusehen. Das Verschleppen der Enteigneten sollte als »Angelegenheit der Zweckmäßigkeit« angesehen, die Vernichtung angeblicher Untermenschen »eiskalt und ohne Mitleid« als rein sachliche Tätigkeit vollzogen werden.

Bei William Shakespeare deklamiert die Antreiberin der Bluttaten, Lady Macbeth, deren Rolle gut zu dem stets vorantreibenden, im Hintergrund anschiebenden, Widerstände brechenden Spin-Doctor Joseph Goebbels passt: »Sperrt jeden Weg und Eingang dem Erbarmen / Dass kein anklopfend Mahnen der Natur / Den grimmen Vorsatz lähmt.« All das werde, wie Lady Macbeth ihrem Gatten erklären muss, dessen »unumschränkte Macht und Herrschaft« (seine »solely sovereign sway and masterdom«) für alle Zukunft sichern. In den Tagen bevor Hitler den Zweiten Weltkrieg vom Zaun brach und mit Stukas, Panzern und Kanonen über Polen herfiel, hoffte er sehr, dass nicht irgendein »blöder Gefühlsakrobat« in letzter Minute noch Vermittlungsversuche unternehmen würde. Im November 1941 trieb Goebbels seinen Führer mit diesem Argument zu mörderischer Eile: Berlin könne erst dann als »konsolidiert«, als unumkehrbar Hitlers Macht unterworfen gelten, wenn keine Juden mehr »in der Reichshauptstadt leben und wohnen« würden. Damit niemand – auch der Himmel nicht – gegen das todeswütige Treiben intervenieren könne, 
 bedurften die Macbeth’schen Schreckenstaten »der schwarzen Nacht«, umwölkt »vom dicksten Dampf der Hölle«. Hitlers Praxis präzedenzloser Massenverbrechen bedurfte des Feuers und Qualms, des Kanonendonners und des ubiquitären Leichengeruchs eines totalen Krieges. Erst im schwindel- und angsterregenden Sog eines extrem bedrohlichen Gesamtgeschehens ließen sich die tradierten moralischen Prinzipien wirksam canceln. Der Holocaust basierte auf dem deutschen und auch auf dem europäischen Antisemitismus, hätte jedoch ohne einen insgesamt mörderisch geführten, allein von Deutschland zu verantwortenden Großkrieg nicht ins Werk gesetzt werden können.

Zunächst ersticht Macbeth eigenhändig den legitimen, beliebten und auf Ausgleich bedachten König Duncan I. sowie dessen Begleiter. Lügnerisch schiebt er das Verbrechen auf andere und fasst schon die nächste Mordtat ins Auge. Nach Shakespeare gehorcht sie der Logik, »was bös’ begann, / zieht sich allein durch Böses Kräfte an«, anders gesagt: Das einmal begonnene Böse zeugt sich selbst fort. Diesmal sollen der Heerführer Banquo und dessen Sohn liquidiert werden, weil Macbeth in ihnen eine bedrohliche, von den Unheilsschwestern prophezeite Konkurrenz wittert. Aus taktischen Gründen überträgt er diese Aufgabe gedungenen Mördern, denen er erklärt: »Ihr beseitigt einen Feind / Der euch nach eurem Leben trachtet. / So lang’ er lebt, ist euer Glück bedroht, / Ist er tot, / Seid ihr frei von aller Not.« Bald schon führt das einmal begonnene Morden Macbeth zu der Einsicht, er müsse weitermachen, durchhalten auf Leben und Tod, weil er schon zu tief im Blut gewatet und der Weg zur Umkehr versperrt sei: »Zu meinem Vorteil muss sich alles fügen; / Ich bin einmal so tief in Blut gestiegen, / Dass, wollt’ ich nun im Waten stillestehn, / Rückkehr so schwierig wär’ als durchzugehn.«

Im Goebbels-Tagebuch heißt es in den Tagen vor dem Einmarsch in die Sowjetunion in schlichteren Worten: »Wir haben ohnehin schon zu viel auf dem Kerbholz«, deshalb müssten »wir« nun, »ob recht oder unrecht«, siegen und alles auf die eine Karte setzen – auf den nächsten, auf den allerblutigsten Krieg. Von nun an war die 
 deutsche Führung entschlossen, die Alternative »Sieg oder Untergang« auch dem eigenen Volk einzuhämmern. Mit Hilfe der Angst vor einem großen Unglück lassen sich Menschen prinzipiell leichter steuern und kontrollieren. Aus ihrer Sicht zweckrational handelnd, prophezeiten die deutschen Anführer von nun an ihrem Volk grässliche Konsequenzen einer Niederlage, die nur im rücksichtslosen Kampf auf Leben und Tod abgewendet werden könne. Gelänge das nicht, drohten Kastration der Männer, Massenvergewaltigungen der Frauen, Versklavung in Sibirien, Hunger, serielle Erschießungen und letztlich die Auslöschung des gesamten Volkes. Diese Propaganda wirkte nur deshalb so gut, weil die meisten Deutschen spürten und spüren sollten, dass extrem harte Racheaktionen der eventuell siegreichen Gegner angesichts der eigenen Schreckenstaten zu erwarten, ja sogar verständlich seien. Erich Kästner kommentierte am 18. Februar 1943, dem Tag der Goebbels-Rede vom totalen Krieg, in seinem Tagebuch: »Die Stimmung in der Bevölkerung ist sehr ernst geworden. Das Ausschlaggebende ist die Furcht vor einer russischen ›Invasion‹. Mit diesem Mittel, das ›Kraft durch Furcht‹ genannt worden ist, kann man noch allerlei erreichen.«

Im Unterschied zu Macbeth, der im engen Kreis einer mittelalterlichen Adelswelt mordete, mussten die Machthaber Hitlerdeutschlands das Volk motivieren und in ihr mörderisches Handeln einbeziehen. Das gelang ihnen mit Worten, Filmen und Theaterstücken, mit Strafandrohungen, anfangs relativ seltenen KZ
 -Einweisungen und seltenen, generalpräventiv verstandenen Hinrichtungen. Seit dem Überfall auf die Sowjetunion und der dort von Anfang an betriebenen Politik hemmungsloser Massenmorde erhielten immer mehr Deutsche zunächst private und punktuelle, bald schon staatlicherseits gestreute Hinweise auf die nur dürftig abgeschirmte Sonderwelt der Genickschüsse, der oberflächlich abgedeckten Massengräber und der verräterisch riechenden Großkrematorien. So gelang es, Hunderttausende deutsche Männer und Frauen im Blut mitwaten zu lassen und vielen Zehnmillionen das nagende Gefühl der Mitwisserschaft und 
 Mitschuld einzupflanzen – die Volksgemeinschaft in eine Gemeinschaft des Verbrechens umzuwandeln. Schon im September 1941 hatte Thomas Mann dazu alles Nötige öffentlich erklärt (Kapitel XII
 .3). Als deutsche Soldaten bei Kriegsende massenhaft in Gefangenschaft gerieten, gingen sie nicht selten davon aus, sie würden jetzt vergast werden, wenn ihre Aufseher sie wegen des Befalls mit Läusen in Dusch- und Desinfektionsräume kommandierten.

Ohne die Interdependenzen zwischen Volk und Führung zu beachten, können moderne, medial gesteuerte, kollektivistisch organisierte und mit punktueller (bei Bedarf extremer) Gewalt gestützte Herrschaftssysteme weder analysiert noch verstanden werden. Hitler und seine von Goebbels gesteuerten Kommunikatoren beherrschten das Hexeneinmaleins »Fair is foul, and foul is fair« mit traumwandlerischer Sicherheit.

 

Für die angemessene politikgeschichtliche Einordnung des hybriden Gesellschafts- und Staatsgebildes Hitlerdeutschland ist die traditionelle Sammelbezeichnung Faschismus untauglich. Historisch wird sie auf Italien, Spanien, Portugal, Deutschland und für die Jahre 1934 bis 1938 auf Österreich (»Austrofaschismus«) angewandt, auf Staaten also, die in der fraglichen Epoche in jeweils sehr verschiedener Weise regiert wurden, deren sozioökonomische Verfasstheiten und Interessenlagen enorm differierten, ebenso die kriminelle und kriegerische Intensität der jeweiligen Führung. Es ist absurd, Salazars Portugal mit Hitlers Deutschland begrifflich unter dasselbe Dach zu stecken. Der spanische Caudillo Franco kniete abends auf einem mit purpurrotem Samt bezogenen Schemel, um zu Gott zu beten. Davon war Hitler sehr weit entfernt und, so betrachtet, wesentlich näher bei Stalin. Während Franco vielfach Juden schützte und sich »faschistische« italienische Beamte, Offiziere und Militärbefehlshaber weigerten, Juden aus dem eigenen Land und den italienisch besetzten Teilen des Balkans an Deutschland auszuliefern, betätigten sich Hitlers Diplomaten, Militärs und Spitzenbeamte in ihrer überwältigenden Mehrheit 
 als willige Vollstrecker – selbst dann, wenn sie der NSDAP
 innerlich fernstanden.

Jenseits tiefgreifender realer Differenzen werden die Wörter Faschist / Faschismus / faschistisch seit langem dazu gebraucht, um alle möglichen politischen Verhältnisse, Organisationen und Personen zu diskreditieren. Auch deshalb haben sie jeden erklärenden Wert eingebüßt. Die Überwölbung kommunistischer Regime, des Nationalsozialismus sowie des italienischen und iberischen Faschismus mit Hilfe des Wortes Totalitarismus lässt die zwölf hitlerdeutschen Jahre im Nebel sogenannter diktatorialer Systeme entschwinden.

Solange kein besserer Begriff gefunden wird, schlage ich vor, einfach von Hitlerdeutschland zu sprechen – von einem speziellen, auf das aktive oder passive Mittun der Volksmassen gestützten Schurkenstaat. Die programmatischen Selbstbezeichnungen »völkisch« oder »nationalsozialistisch« bleiben auch dann analytisch hohl, wenn sie mit den Vokabeln Ideologie, Rassenideologie oder Weltanschauung kombiniert werden. Der Begriff Ideologie ist ebenfalls zum inhaltlich entleerten Schimpfwort herabgesunken; das ursprünglich unschuldige Wort Weltanschauung, verstanden als möglichst komplexe Weltbetrachtung, hat Hitler zu einem Agitpropbegriff verhunzt, mit dem nichts mehr anzufangen ist.

Die im Vorangegangenen vielfach und zustimmend zitierten Zeitgenossen Friedrich Meinecke, Wilhelm Röpke, Victor Klemperer, Hans Schlange-Schöningen, Franz Neumann, Carl Friedrich Goerdeler, Thomas Mann, Hermann Stresau, Wilhelm Hennis, Wilhelm Muehlon und andere analysierten die nationalsozialistische Herrschaftspraxis von konservativen, ordoliberalen, bürgerlich-demokratischen, linksliberalen und gemäßigt linken Positionen aus. Ihre oft tagesaktuell formulierten Diagnosen und daraus abgeleiteten Prognosen erwiesen sich als stichhaltig.

Das trifft auch auf die im Verborgenen arbeitenden Vertrauensleute zu, die für die »Sozialdemokratischen Deutschland-Berichte« (Sopade) als Beobachter und Sammler von Informationen unterwegs 
 waren und deren Erkenntnisse im ersten Teil dieses Buches als aussagekräftige Quelle zitiert werden. Wegen des seit Kriegsbeginn erhöhten Verfolgungsdrucks konnten sie ihre faktenreichen Berichte nur bis zum Frühjahr 1940 zusammenstellen. Doch sei zur Ehre der sozialdemokratischen Analysten noch einmal aus ihrem letzten Bericht vom 7. April 1940 zitiert: Selbst im »antihitlerischen Bekanntenkreis« machten sich »nur wenige Gedanken darüber, welche Opfer der Krieg noch fordern« werde, dennoch habe die Bevölkerung sofort die »Flucht in Sachwerte« angetreten und das »Nachlassen der landwirtschaftlichen Leistung« aus Mangel an Arbeitskräften, Maschinen, Treibstoff und Stickstoff-Dünger bemerkt. Den Bericht über das deutsche Vorgehen im besiegten Polen stellten die sozialdemokratischen Beobachter Anfang April 1940 unter die Überschrift »Vernichtung des Judentums in Polen«.

Im Unterschied zu den Genannten verbauten und verbauen sich Faschismustheoretiker marxistischer Prägung jedes Verständnis für die politische Dynamik im damaligen Deutschland. Ihr Unvermögen beruht auf dem Irrglauben, die inneren Abläufe des NS
 -Staats ließen sich anhand kapitalismuskritischer Kategorien oder sogenannter ökonomischer Gesetzmäßigkeiten hinreichend verstehen: Großbourgeoisie – Bourgeoisie – Kleinbürgertum – Proletariat, Hauptwiderspruch – Nebenwiderspruch, Verwertungsinteressen des Kapitals, Finanzkapital usw. Schon deshalb bleiben solche Theoretiker unfähig, den in Hitlerdeutschland bestehenden Primat der Politik über die Ökonomie in ihre Studien einzubeziehen. Nicht nur das: Diese Faschismustheoretiker folgen zudem gerne der Grundannahme, das einfache Volk sei im Prinzip gut, werde allenfalls verführt oder mit blanker Gewalt in den Gehorsam gezwungen.

Derart wirklichkeitsfremde Setzungen hatten sich schon 1931/32 als verhängnisvoller Unsinn entpuppt. Des ungeachtet befand Wilhelm Pieck (1876–1960), damals Mitglied im Präsidium des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale, noch 1934, »faschistische Diktatur« in Deutschland sei infolge »der 
 Arbeitsgemeinschaftspolitik der Sozialdemokratie«, der »bürgerlichen Demokratie« und der – von Pieck in Anführungszeichen gesetzten – »Weimarer Republik« möglich geworden.

Eineinhalb Jahre später verkündete der Generalsekretär der Kommunistischen Internationale, Georgi Dimitroff (1882–1949), auf dem VII
 . Weltkongress der Komintern absurde Merksätze wie diese: »Der Faschismus ist die Macht des Finanzkapitals selbst. Das ist die organisierte Abrechnung mit der Arbeiterklasse und dem revolutionären Teil der Bauernschaft und der Intelligenz.«

Kein Wort dazu, wie sehr auch die Kommunistische Partei und deren Führer die Zerstörung der ersten deutschen Republik gemeinsam mit der NSDAP
 betrieben und eine regelrechte Bürgerkriegssituation mitherbeigeführt hatten! Als Clara Zetkin (1857–1933) am 30. August 1932 als Alterspräsidentin den neu gewählten Reichstag mit einer langen – allein von der kommunistischen Fraktion beklatschten – Rede eröffnete, rief sie am Ende aus: »Ich eröffne den Reichstag in Erfüllung meiner Pflicht als Alterspräsidentin und in der Hoffnung, trotz meiner jetzigen Invalidität das Glück zu erleben, als Alterspräsidentin den ersten Rätekongress Sowjetdeutschlands zu eröffnen.«

Auch Exilanten, die ihr Denken nicht der stalinistischen Doktrin unterworfen hatten, jedoch den Marx’schen Grundideen verbunden blieben, verstellten sich mit ihren etwas anspruchsvoller formulierten Theoriegebäuden den Blick auf die Wirklichkeit. Zu ihnen zählte zum Beispiel Theodor W. Adorno (1903–1969), der im US
 -amerikanischen Exil über ähnlich gute Informationsquellen wie Thomas Mann verfügte. Von der Realität der deutschen Kriegs- und Vernichtungsmaschinerie und der kapitalistischen Wirtschaftsverfassung der USA
 – einem Schwergewicht in der Anti-Hitlerkoalition – völlig unbeeindruckt, behauptete er 1942 allen Ernstes: »Die jüngste Phase der Klassengesellschaft wird von den Monopolen beherrscht; sie drängt zum Faschismus, der ihrer würdigen Form politischer Organisation.« Auf dem Höhepunkt des Zweiten Weltkriegs versuchte er mit Begrifflichkeiten wie »big business« einem unverständlichen Hinweis auf das 
 »Charisma des Führers« und der Behauptung von der »gesellschaftlichen Ohnmacht des Proletariats« dem Wüten der Wehrmacht und der sozial gut durchmischten Massenmordkommandos erklärend beizukommen. Wer die gesellschaftlichen Grundlagen und Dynamiken des Nationalsozialismus verstehen und daraus lernen möchte, sollte auf solche – mal platt, mal sprachlich verfeinert vorgetragenen – interpretatorischen Angebote verzichten.
[1]



Hitlers Staat lässt sich weder als Einpersonenherrschaft oder Diktatur einer kleinen Machtclique noch als hauptsächlich terrorgestützter, auf reiner Willkür beruhender Autoritarismus oder als Ochlokratie (Herrschaft des Pöbels) zureichend beschreiben. Denn zweifellos bedurften die nationalsozialistischen Politiker und ihre Politik des beständigen Zuspruchs der Volksmassen, zumindest der Bereitschaft zum partiellen Mitmachen. Sozial-, Arbeits-, Gesundheits- und Ernährungspolitik, kurz: das Volkswohl, hielten die damals führenden deutschen Politiker für ebenso wichtig wie den fortgesetzten Ausbau von Polizei-, Überwachungs- und Militärapparaten.

Eine illiberal und plebiszitär organisierte Herrschaft beschränkt die Rechte von Minderheiten und generell individuelle Freiheitsrechte im Namen eines akklamatorisch ermittelten Volkswillens – einer »Freiheit« des sogenannten Volksganzen. Auch Wahlen, bevorzugt Abstimmungen, bei denen nur Ja oder Nein angekreuzt werden kann, zählen zum Repertoire der Machtausübung, um die Einheit von Volk und Führung immer wieder in undifferenzierter, fast gespenstischer Form zu beglaubigen. Sehr viel mehr als ein Monarch, eine Militärjunta oder ein Diktator achten die Spitzenpolitiker illiberaler Bewegungsparteien auf kleine Stimmungsschwankungen ihrer Gefolgschaft und des Volkes insgesamt. Sie bedürfen zwingend der Kontrolle über die Volkslaune, über die öffentliche und mithin die veröffentlichte Meinung. Eine solche Herrschaftsform entwickelt ihre bedrohlichen Kräfte, indem sie die Grenzen zwischen Staat und Gesellschaft porös werden lässt und den so entstehenden massengestützten Volksstaat mit den Mitteln kollektivistischer Politik stabilisiert. Hitler 
 bezeichnete die von ihm geschaffene Staatsform einmal als »eine von starker Autorität geführte Republik«.

Das Verschmelzen von Staat und Gesellschaft zu einem gleichgeschalteten, im Idealfall widerspruchsfrei gedachten Einheitsgebilde hat Jewgeni Samjatin (1884–1937) in seinem 1920 in Moskau verfassten dystopischen Roman »Wir« in klassischer Weise beschrieben. Das Werk erschien 1924/25 in England und Frankreich, erst 1988 in der Sowjetunion. Der Autor schildert darin den terroristischen Siegeszug des Egalitarismus und der Homogenität, der darin endet, dass alle Ungleichen im Namen von Gleichheit und Gerechtigkeit ausgesondert werden. In schrillen Farben entwirft Samjatin, von Beruf Ingenieur, das Bild einer sozialtechnisch vollkommen durchorganisierten Gesellschaft, die individuelle Freiheit verteufelt und das Gemeinschaftliche, das »Wir«, unter Führung eines »Wohltäters« vergottet:


Es heißt, unsere Vorfahren hatten ihre »Wahlen« »geheim« durchgeführt, sich also wie Diebe versteckt. (…) Wir aber haben nichts zu verbergen und brauchen uns für nichts zu schämen: Wir halten unsere Wahlen in aller Öffentlichkeit am hellen Tag ab. Ich sehe, wie alle für den Wohltäter stimmen, alle anderen sehen, wie ich dem Wohltäter meine Stimme gebe. Das kann auch gar nicht anders sein, denn alle und ich – das ist das große Wir.



Das von Samjatin geschilderte Wir-System funktioniert im Wesentlichen zuverlässig. Allerdings bleibt Wachsamkeit gegenüber jenen Schwächlingen geboten, die einer uralten Anfechtung, dem Wunsch nach individueller Freiheit, erliegen und damit die Glückseligkeit der Gleichen gefährden. Die Abweichler des Wir-Volkes, die einem längst überwunden geglaubten individualistischen Wahn verfallen, verlieren automatisch das Recht, »Bausteine des Einzigen Staates« zu bleiben, und fallen dem Verschwinden anheim. Sie enden »in der Maschine des Wohltäters«, die vollständig automatisiert arbeitet und keinerlei Bedienungspersonal benötigt. Sie steht auf dem zentralen Platz, 
 erzeugt mit hunderttausend Volt hochkonzentrierte Strahlen und saugt alle Ungleichen ein. Am Ende der eliminatorischen Prozedur bleibt von den Unpersonen, denen es nicht möglich war, sich auf die Höhe des Wir-Geistes zu schwingen, »eine kleine Pfütze chemisch reinen Wassers« übrig – »nichts weiter als die Dissoziation der Materie, die Spaltung der Atome des menschlichen Körpers«.
[2]



Nicht nur im Roman beruht eine solche Herrschaft auf der Produktion von Abweichlern und Feinden. Generell beziehen sich Feindbilder auf Menschengruppen, die ein als insgesamt einigermaßen homogen definiertes Gemeinwesen angeblich oder auch tatsächlich stören. Weil es in dieser politischen Gedankenwelt immer ums Ganze geht, muss auch der imaginierte Feind entindividualisiert und als ein der eigenen Lebens- und Staatsform fremdes Kollektiv gebrandmarkt und als Gruppe bekämpft werden, gegebenenfalls präventiv. Dafür eignen sich angeblich oder tatsächlich international vernetzte Menschengemeinschaften besonders. Ihnen kann eine doppelte Gefährlichkeit nachgesagt werden. Der eine Teil des so konstruierten Feindes stiftet Unfrieden und wühlt mit hybriden Methoden im Inneren. Hand in Hand mit diesem Zersetzer organisiert der andere Teil planmäßig wohlstandsschädigende, terroristische oder militärische Angriffe von außen – nicht auf die Herrschaftsstrukturen als solche, sondern auf das gesamte Volk und dessen als höchst arteigen verherrlichte Kultur, Sitten und Gebräuche.

So gezeichnete Feinde können wechseln, ebenso die ihnen zugeschriebenen Hinterhältigkeiten: Mal sind es heimat- und kulturlose Mondialisten, anderswo plutokratische, bolschewistische oder imperialistische Juden, internationalistisch verschworene Freimaurer, Börsenspekulanten, Ungläubige, Marionetten des Kapitals, Ultramontane, vaterlandslos wühlende Kommunisten oder neoliberale, gleichermaßen vaterlandslose Globalisten. Derart konstruierte Kollektivfeinde werden stets mit dem bestimmten Artikel versehen: die Juden, der Zionismus, der systemische Rivale, der heterosexuelle alte weiße Mann, die Migranten, der kollektive Westen usw. Die Liste lässt sich leicht 
 verlängern, und gewiss werden in Zukunft noch viele Definitionen für entpersönlichte Großfeinde erfunden werden, die ein angeblich gutes, im Wesentlichen homogenes Großkollektiv empfindlich stören, zersetzen und bedrohen würden. Der Antisemitismus ist nur eine Form des Großgruppenhasses.

Die NSDAP
 nutzte die Fiktion vom besonders gefährlichen »plutokratisch-bolschewistischen Weltjudentum« von Anfang an. Die Sprecher und Funktionäre dieser Volkseinheits- und späteren Staatspartei verhießen den gesellschaftlichen Aufstieg, das Wohlergehen und möglichst viele Vorteile für die eigene Großgruppe leistungsfähiger, einerseits als nicht erbkrank und andererseits als genetisch und kulturell akzeptabel definierter Deutscher. Angeblich fremde Konkurrenten, dauerhaft Kranke, Außenseiter, Störenfriede, unbelehrbare Dissidenten und Kriminelle sollten ins Abseits gedrängt oder gleich eliminiert werden.

Bei aller gelegentlichen Skepsis glaubten die Deutschen während der ersten sieben Hitlerjahre mehrheitlich an insgesamt gute Aussichten auf ein besseres Leben. In den Jahren 1936/37 hielten die meisten von ihnen das vielfältig beworbene Ziel eines in sich harmonischen, glücklichen, wehrhaften und dauerhaft gesicherten Großdeutschlands für eine in der eigenen Lebenszeit erreichbare konkrete Utopie. Dafür waren schnell verfügbare materielle Mittel unerlässlich. Diese beschafften sich die staatlichen Wohltäter vom ersten Tag an mit den Mitteln des Raubes, später mit Hilfe von Raubkriegen und Massenmord. Seit 1938 rückte die Selbsterhaltung des Regimes und seiner Anführer als handlungsleitendes Motiv in den Vordergrund. Seit Ende 1940 wurde daraus ein alle politischen und militärischen Entscheidungen bestimmender Selbstzweck, der im Winter 1941/42 in die Parole »Sieg oder Untergang« mündete.

Im engeren Kreis deutete Hitler oft die Möglichkeit seines baldigen Todes an, um damit das für die politische Balance erforderliche überdrehte Tempo seines Regierens zu wahren. Er bewegte sich ähnlich einem dilettierenden Seiltänzer, der sein Gleichgewicht nur mit 
 Hilfe immer weiterer, immer schnellerer, schließlich hastig-zielloser Ausgleichsbewegungen halten kann – und zuletzt notwendigerweise stürzt. Daher lassen sich die Entscheidungen Hitlers am ehesten dann zutreffend analysieren, wenn sie zunächst – aller dröhnenden Zukunftspropaganda zum Trotz – auf ihre kurzfristig entstandenen Motive und auf die für die nahe Zukunft beabsichtigten Effekte hin untersucht und eingeordnet werden. Das einzige Ziel, das seit 1935 wirklich feststand, war das Führen eines großen Raubkrieges, sobald die Wehrmacht hinreichend aufgerüstet wäre.

Für die Regenten Hitlerdeutschlands kam es stets auch darauf an, die Staatsloyalität der überwiegenden Mehrheit der Deutschen zu wahren. Dazu nutzten sie situativ wechselnde Mittel, weiche und harte, die sie in immer wieder neuer Zusammensetzung anwendeten. In seiner Konstruktion blieb dieser Staat von Anfang an labil. Gemessen am propagandistisch behaupteten Ziel einer dauerhaft glücklichen deutschen Volksgemeinschaft war er unzweckmäßig organisiert. Das gilt jedoch nicht für die durchaus zweckrational eingesetzten menschen- und ressourcenverschlingenden Mittel, mit denen das System Hitler sich immer wieder kurzfristig stabilisieren konnte.

 

Soweit ich sehe, gelang es dem Ökonomen und Staatswissenschaftler Wilhelm Röpke im Juni 1939 überzeugend, zentrale Elemente der nationalsozialistischen Herrschaft präzise zusammenzufassen. Der Text erschien in der in Zürich herausgegebenen Zeitschrift Die Friedens-Warte. Da es dem Autor als Emigrant von den schweizerischen Behörden strikt untersagt war, öffentlich Kritik an der deutschen Regierung zu üben, tarnte er seine Analyse als Rezension des postum erschienenen Buchs von Élie Halévy (1870–1937) »L’ère des tyrannies. Etudes sur le socialisme et la guerre« (1938). (Der mit seinem Pseudo- Rezensenten geistesverwandte Halévy hatte zu den liberal-republikanischen Kritikern der seit den 1920er Jahren auch in Frankreich erstarkenden Bewegungen gehört, die sich zum rechten und linken antirepublikanischen Autoritarismus hinwendeten.)


 In seiner Analyse definiert Röpke den von ihm auf moderne Verhältnisse angewandten Begriff Tyrannis als kollektivistisch organisierte Herrschaftsform. An der Spitze stehen Politiker, die von der Massengunst emporgetragen werden und sich den Zuspruch ebendieser Massen »immer wieder aufs Neue sichern« müssen. Daher rühren ihre »nervöse Gefallsucht und die Jagd nach immer neuen und sichtbaren Augenblickserfolgen, das ängstliche Schielen nach dem Beifall der Masse, das Fehlen jeder Gelassenheit, die eine legitime Regierung kennzeichnet«. Charakteristisch sind die »ungeheure Empfindlichkeit für Beifall oder Tadel« der Volksführer und deren »Minderwertigkeitskomplex, der sich hinter der Lautheit des Gebarens nur allzu verräterisch verbirgt«. Allgemein verweist Röpke auf das für diese Art der Machtausübung typische Auf und Ab der gesellschaftlichen Stimmungslagen und auf die Praxis der Machthaber, diejenigen, die Opfer ihrer willkürlichen Entscheidungen werden, »in den Augen der Bevölkerung herabzusetzen«. »Zur äußeren Zusammenschweißung des Volkes« greifen die Führer solcher Staaten »auf das bewährte Integrationsmittel des Nationalhasses und des Krieges zurück«. Sie betreiben »die Auflösung aller Werte und Normen«, verkünden »die zynische Freiheit in der Wahl der Mittel, die in Ermangelung wirklich fester Ziele selbst zum Endzweck« werden.

Hitler nutzte die kriegerische Mobilisierung des eigenen Volkes absichtsvoll als ein innenpolitisches Herrschaftsmittel – eine Regierungsmethode, die in der Vergangenheit schon viele Anhänger gefunden hat, in der Gegenwart findet und in der Zukunft finden wird. Damit lässt sich die Macht eines politischen Führungszirkels erhalten und von dessen nicht eingelösten Versprechen ablenken. Ein als angeblicher Verteidigungskrieg propagierter Überfall auf friedliche Nachbarn erlaubt es, im Inneren Gesetze und Verfassungsartikel auszuhebeln oder zu verschärfen, zahllose Maßnahmen, auch solche, die tief in das zivile Leben eingreifen, zu Staatsgeheimnissen zu erklären und die Propaganda gegen die Angegriffenen ins Ordinäre, völlig Verlogene und schließlich ins Mörderische zu steigern.


 Um eine solche Regierungspraxis bildlich zu fassen, wird nicht selten auf die Logik der schiefen Ebene verwiesen – auf die automatische Beschleunigung, die kumulative Radikalisierung einer negativen Entwicklung. Die klare Tendenz des Hitlerstaats, die vor der Öffentlichkeit verheimlichten Staatsschulden exponentiell ansteigen zu lassen, führt zum Bild des betrügerischen Schneeballsystems. Bei dieser finanzschwindlerischen Betrugsmasche müssen die jeweils versprochenen und anfangs auch ausgeschütteten Gewinne letztlich diejenigen bezahlen, die erst noch angeworben werden müssen. Sobald sich niemand mehr anwerben oder zwangsweise ausbeuten lässt, muss ein solches wirtschaftliches oder politisches System zusammenbrechen. Auch das ist richtig. Parallel zum entsprechenden Tatbestand im Wirtschaftsstrafrecht kann die Regierungspolitik Hitlerdeutschlands als hochkriminell durchorganisierte, blutigste Konkursverschleppung der Weltgeschichte gekennzeichnet werden. Hitler sprach im Mai 1939 dezidiert vom nunmehr notwendigen »Rückgriff auf fremdes Eigentum«, ohne den kein Fortschritt mehr zu erzielen sei. Er meinte das Eigentum außerhalb der großdeutschen Grenzen, nachdem er die inneren Quellen des Raubens weitgehend ausgeschöpft hatte. Solange alles gutzugehen schien, interessierte sich die große Mehrheit der Bevölkerung nicht für die Herkunft des Geldes.

Im Inneren hatte die NS
 -Regierung gleich zu Anfang große Summen aus den beträchtlichen Vermögen der Gewerkschaften, zahlloser verbotener Vereine, Gesellschaften sowie politischer Parteien und Organisationen, aber auch einen Teil der Dividenden großer Kapitalgesellschaften (Kapitel IV
 /Anfang) für ihre Zwecke mobilisiert. Anschließend folgte der Zugriff auf die Vermögen von Juden. Perspektivisch beabsichtigte Hitler die Vergesellschaftung der in Deutschland noch umfangreichen Besitzungen der katholischen Kirche und des Adels: Im Januar 1941 meinte er im Gespräch mit Gauleiter August Eigruber, er werde die Adeligen »in absehbarer Zeit enteignen«.

Wilhelm Röpke hatte sofort nach dem Beginn der abermals gesteigerten Aufrüstung im Mai 1938 in der niederländischen Zeitschrift 
 De Economist davor gewarnt, welche Folgen die rüstungswirtschaftlichen und fiskalischen Entscheidungen der deutschen Führung schon in naher Zukunft zeitigen würden. Eine solche staatlich gesteuerte Ökonomie und Rüstungswirtschaft führe zu »keinem friedlichen Ruhezustand«, vielmehr entwickle sie »ihre eigene und zu besorgten Prognosen einladende Dynamik«. Spätestens seit 1935/36 zählte der künftige Krieg zu den – man muss es so sagen – notwendigen Produktionsfaktoren der unter dem Primat der Politik stehenden Ökonomie des NS
 -Staats. »Die Kanonen donnern, um ihre Rentabilität zu erweisen«, »Offensive um jeden Preis oder wirtschaftliche Kapitulation«, so kommentierte der ostelbische Junker Hans Schlange-Schöningen den Krieg und insbesondere den Angriff auf die Sowjetunion. Rückblickend fasste er bei dieser Gelegenheit die Finanzlage des deutschen Staats zusammen:


Niemand kennt mehr den Reichshaushalt. (…) Sind es heute 50, 70 oder 100 (Milliarden), ohne die Kriegsausgaben? Kein Mensch weiß es, wahrscheinlich auch der Finanzminister (Schwerin) von Krosigk nicht. (…) Selbst die brutalsten Plünderungen können das Loch nicht mehr stopfen, weil es bald nichts mehr zu plündern gibt. Mit gestohlenen Arbeitergroschen des Gewerkschaftsvermögens (…) fing der »Aufbau« an, mit dem Aktiendiebstahl wurde er fortgesetzt, (… gefolgt von) der Judenplünderung und Menschenvernichtung.



Parallel dazu und zusammen mit ihrem Führer arbeiteten die Spitzen von Partei und Staat, von Massenorganisationen, Propagandaämtern, Zeitungs-, Rundfunk- und Wochenschauredaktionen kongenial an der »Seelenknetung« und »Seelenversklavung« des eigenen Volkes, wie Röpke deren Tätigkeit begrifflich fasste. Das permanente Zersetzen tradierter gesellschaftlicher Bindungen und Normen erleichterte die Verfügbarkeit von Menschen, die dann wieder neu in Massenorganisationen zusammengefasst, zusammengeschmiedet und geistig getrimmt wurden. Neben Hitlerjugend, Reichsarbeitsdienst und 
 Reichsfrauenschaft, SA
 , SS
 , NS
 -Volkswohlfahrt und NS
 -Kraftfahrerkorps wurde die Wehrmacht schließlich zur mit Abstand größten Massenorganisation.

Gemäß dieser von Röpke 1957 veröffentlichten Analyse formen Machthaber wie Hitler ihr Massenfundament aus vielen Millionen »im modernen Sinne entwurzelten Menschen«, berauben sie »ihrer wirtschaftlichen, sozialen und geistigen Eigenständigkeit« und verwandeln sie in einen strukturlosen »Sandhaufen« von Massenindividuen – machen sie letztlich zu Einzelwesen, die sich dann zu unterschiedlichen Zwecken neu ausrichten lassen.
[1]

 Der aus den Zentralen der Macht befeuerte »Dynamismus und Futurismus« erhöht ihre Verfügbarkeit. Die Massenführer forcieren die von ihnen gewollten destruktiven Prozesse mit ihrem »nervösen Bestreben, fortgesetzt Neues zu bieten, fortgesetzt die Aufmerksamkeit auf die Zukunft zu lenken, fortgesetzt Wechsel auszustellen, die dann prolongiert (…) oder durch andere Wechsel ersetzt werden« müssen. Am Ende stehen, wie Röpke 1943 schrieb, Eroberungs- und Beutefeldzüge, weil der auf extremer Überschuldung beruhende, kollektivistisch organisierte Staat nur noch mit Hilfe »der fieberhaften Überintegration des Krieges« weiter bestehen kann.
[3]



Um das zu erreichen, zerstörten die dank ihrer Wählerinnen und Wähler in die Regierungspositionen gespülten Machthaber von 1933 den Staat im Sinne eines politischen Gebäudes, in dem die Beziehungen zwischen den einzelnen Bürgern, verschiedenen Körperschaften und dem Staatsganzen geordnet sind – nicht unbedingt demokratisch, aber regelhaft, mithin berechenbar. Das bedeutete in der Praxis die 
 schnell voranschreitende Zerstörung der Gewaltenteilung, das Ende der unabhängigen Justiz und der freien Presse. Wobei wichtige Elemente hergebrachter Normen – etwa im Zivilrecht – für die Mehrheit der Bevölkerung in beruhigender und ruhigstellender Weise weiterhin intakt blieben.

Früh beginnend, im Krieg jedoch exponentiell gesteigert, folgte der Übergang hin zu einer Herrschaft, die sich auf Dutzende Sonderbeauftragte, Sonderbevollmächtigte, auf immer wieder neu ernannte Reichskommissare stützte, auf Führererlasse und Gesetze, die zumeist sehr kurz als generelle Ermächtigungen formuliert wurden: Das Nähere bestimmten die Akteure des Vierjahresplans oder der Kriegsgerichtsbarkeit. Desgleichen genossen Euthanasiebeauftragte, Reichsverteidigungskommissare, Beauftragte zur Endlösung der Judenfrage oder ein Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz die Freiheit, ihre Aufgaben selbständig, möglichst reibungslos und effizient zu lösen, passende Praktiken zu erproben und zur Anwendung in größerem Maßstab vorzuschlagen.

Die Wünsche und Vorschläge, die an Hitler aus seinen halb staatlichen, halb parteigebundenen Exekutivapparaten herangetragen wurden, bejahte oder verwarf er, ignorierte, bremste oder radikalisierte sie. Je nachdem. Hinsichtlich der sozial weitverzweigten, aus den verschiedensten Milieus der deutschen Gesellschaft, also klassenübergreifend, zusammengesetzten Führungsschicht hatte die in »Mein Kampf« entwickelte politische Theorie vom schlechtesten und besten Menschentum einiges für sich. Vom Kopf auf die Füße gestellt, besagt sie über Hitler, seine Reichs-, Gau- und Kreisleiter, die DAF
 -Amtswalter und Blockwarte, die SS
 -Führer, Minister und Staatssekretäre, die Intellektuellen und Künstler, Generäle und leitenden Ministerialbeamten genau das: »Im Fall des Emporkommens der Schlechtesten« wird die Masse der Mitte diesen »keinen Widerstand entgegensetzen«. So geschah es 1933 tatsächlich und endete erst im Mai 1945 – mit der unter extrem großen Opfern der Anti-Hitler-Koalition errungenen militärischen Zwangsbefreiung der Deutschen von sich selbst.


 Die simplen politischen Techniken, die Hitler und seine Mitführer anwandten, um ihre Herrschaft zu sichern und zu erhalten, verkündeten sie Tag für Tag in ihren Hasskampagnen gegen »die Juden«. Immer wieder stellt man mit Erstaunen fest, wie sie den zu angeblichen Weltfeinden fratzenhaft stilisierten Juden genau jene Verhaltensweisen zusprachen, die sie selbst während ihrer Herrschaft ohne Unterlass nutzten: Verlogenheit und Raffgier, Korruption und Niedertracht, Beherrschung der Presse, der Theater und Börsen, Volksbetrug, Kriegstreiberei, Streben nach Weltherrschaft und die Absicht, alle zu vernichten, die sich ihnen entgegenstellten oder ihnen nicht passten. In ihren Reden und Artikeln gegen »die Juden« lieferten Goebbels, Göring und Hitler wie ihre zahllosen gut gebildeten, hündisch ergebenen, beamteten, intellektuellen, künstlerischen und volkstümlich-kreativen Helfer und Helferinnen ein ums andere Mal gelungene Selbstcharakteristiken.

Das Besondere am Hitlerismus bestand im exekutiven Tempo, in der Radikalität, der Wucht und Gleichzeitigkeit, mit der die verschiedenen Mittel der Massenbeeinflussung und -steuerung, der Inklusion und Exklusion, der Menschenvernichtung und Volksfürsorge eingesetzt wurden. Das in den vorangegangenen Kapiteln immer wieder hervorgehobene Herrschaftsmittel Tempo/Beschleunigung/Hochspannung veranschaulichte Wilhelm Röpke 1939 in dem präzisen Bild eines Kreisels, der mit einer Peitschenschnur oder per Hand von außen angetrieben werden muss, damit er sich stabil dreht. Hört die Energiezufuhr langsam auf, gewinnt die Schwerkraft gegen die Fliehkraft, der Kreisel wird instabil, wackelt und fällt um. Demnach stabilisierte die deutsche Führung ihre Macht mit der »Erfindung immer neuer Anlässe«, um »die von Erregung gepeitschte Bevölkerung nicht zur Ruhe und zur klaren Besinnung kommen (zu) lassen« – »gleich einem Kreisel, der nur durch schnelle Umdrehung im Gleichgewicht erhalten werden kann«.

Wer im dauerhaft schleudernden, zunehmend auch gefährlich wackelnden Kreisel hockt, wird von den Zentrifugalkräften gegen die 
 Wände gepresst, muss sich ständig festhalten, auf sich selbst konzentriert gegen Schwindelgefühle und Übelkeit ankämpfen – erleidet, wie es im Deutschen so passend heißt, einen Drehwurm. Nach schon beachtlichen Beschleunigungsübungen hatte das Kreiseln so richtig 1938 mit dem Anschluss Österreichs, der Sudetenkrise und dem Judenpogrom begonnen. Die pure Geschwindigkeit setzte jeden Einzelnen bis Kriegsbeginn unter ständig gesteigerten Stress.

Dem Blitzbündnis mit der Sowjetunion folgte der Blitzkrieg gegen Polen, bald erweitert um die schnellen Siege über Norwegen und Westeuropa. Generell mobilisiert nichts besser als ein kurzer siegreicher Angriffskrieg: allgemeines Vorwärtsstürmen, das Risiko als heißer Kick, ein kurzes Zittern – dann der Sieg, die Führung entschlossen, hochtourig schleudernd, scharf abbremsend, Adrenalinstöße, Geschwindigkeitsrausch, bei Bedarf für die Führung verstärkt mit der auch an die Soldaten massenhaft ausgegebenen Droge Pervitin (heute als Crystal Meth bekannt) – ein Volk im dröhnend pfeifenden Sturzkampfbomber. Gegen Ende folgten 1943 die deutschen Erfindungen des Düsenjägers und der Raketen V1 und V2, also der Vergeltungswaffen 1 und 2. Ihre militärischen Effekte blieben marginal. Ihren wichtigsten Zweck erfüllten die sogenannten Wunderwaffen als letzten, das eigene Volk zusammenzwingenden Push.

Die stets labile NS
 -Herrschaft überdeckte ihre vielen Schwächen mit fast pausenlos gesteigertem Aktionismus. Mit den Mitteln des unaufhörlichen Anfeuerns und Beschleunigens hielt sie den größten Teil der eigenen Bevölkerung in Schwung, buchstäblich am Kreiseln. Wie in dem Abschnitt »Hitler weiß nicht, wie es weitergehen soll« zitiert (Kapitel VIII
 .3), schrieb Goebbels vier Wochen nach der Kapitulation Frankreichs: »Abends Wochenschau. Sehr gute Aufnahmen. Aber es fehlt der Krieg für die Darstellung des Krieges. Diese Zwischenzeiten sind für uns immer am schwersten«. Zwei Tage später: »Der Krieg gegen England wird wie eine Erlösung wirken.« Diese »Erlösung« sollte dann im siegreich vernichtenden Vorwärtsstürmen Richtung Eismeer und Moskau, Kaukasus und Ägypten stattfinden.


 Hitlers politisches System konnte nur mit immer neuen Aktionen, am sichersten in einem immer weiter ausgreifenden Bewegungskrieg funktionsfähig bleiben. Denn hätte die Drehzahl für etwas längere Zeit nachgelassen, wäre das wild kreiselnde Hitlerdeutschland ziemlich unelegant zu Boden gerumpelt und reglos liegen geblieben. Daraus ergibt sich im Rückblick und für die Gegenwart, dass ähnlich agierende, auf ständigen Aktionismus und Daueraggression setzende politische Regime frühzeitig in ihren Bewegungsmöglichkeiten gestoppt, zumindest deutlich abgebremst werden müssen.

Für Historiker verbieten sich kontrafaktische Überlegungen, ich weiß. Dennoch: Vermutlich wäre der beste Anlass für eine rechtzeitige, begrenzte, aber harte militärische Intervention Frankreichs gegen die vertragswidrige Remilitarisierung des Rheinlands im März 1936 gewesen, verbunden mit der Absage der Olympischen Sommerspiele und kompromisslosen Wirtschaftssanktionen gegen Deutschland. Auch von innen her wären Interventionen möglich gewesen. Man stelle sich nur vor, Clemens August Graf von Galen wäre in der für Hitlers Herrschaft extrem schwierigen Lage im Sommer 1941 mit seinem öffentlichen Protest gegen die Euthanasiemorde nicht allein geblieben. Was wäre geschehen, wenn ihm einige Hundert öffentlich bekannte Männer und Frauen beigesprungen wären? Was wäre geschehen, wenn Graf von Galen seine Predigten nicht erst im Sommer 1941, sondern schon im November 1940 gehalten hätte, als sich Hitler in einer schweren Entscheidungskrise befand? Beantworten lassen sich solche Gedankenspiele nicht. Aber im Hinblick auf die Frage »Was lässt sich aus dieser Geschichte lernen?« sollten die jeweiligen Handlungsalternativen auch nachträglich durchdacht werden.

Röpkes Metapher vom Kreisel verweist darauf, wie wackelig, wie gefährdet das nur äußerlich fest erscheinende Machtgefüge Hitlerdeutschlands in Wahrheit war. Zudem liefert das Bild vom Kreisel eine plausible Erklärung, warum sich nach dem von den alliierten Streitkräften erzwungenen, jähen Energieabriss im April/Mai 1945 praktisch kein Widerstand mehr regte. Dazu passend bezeichneten 
 die zeitgenössischen Deutschen das Ende ihres selbststabilisierenden kriegerischen Kreiselns nicht etwa als Niederlage, sondern als Zusammenbruch. Ohne ständigen Antrieb torkelten oder eierten die fast bis zum Schluss hochaktiven, im Sinne ihrer Regierung fungiblen Hitlerdeutschen in ihre Ecken und blieben liegen – schwindelig, rammdösig, schlapp, angefüllt mit verdrehten Erinnerungen und Gedanken. Als sie sich nach einiger Zeit wieder aufrappelten und sich im geistigen Kokon gesamtdeutscher Amnesie wieder besser fühlten, erfanden sie für das Jahr 1945 das von jeder Vorgeschichte, Mitschuld und Mitverantwortung reingewaschene Unschuldswort »Stunde null«.

Betrachtet man die NS
 -Zeit vom Ende her, fällt zweierlei auf: Die Deutschen verübten 1945 so gut wie keine Racheakte gegen die politischen Exponenten Hitlerdeutschlands; genauso wenig folgten sie den Aufrufen zum Guerillakrieg im Zeichen des Werwolfs. In ihrer übergroßen Mehrheit sahen sie die NS
 -Potentaten weder als Tyrannen, die an die nächste Straßenlaterne gehörten, noch als Märtyrer der nationalen Sache, denen sie weiterhin Gefolgschaft schuldeten. Anders als nach dem Ersten Weltkrieg fügte sich die Nation erschöpft in die Niederlage. Zuletzt waren die ungeheuerlichen Schrecken des Krieges mit aller Wucht auf das Land zurückgefallen, von dem dieser größte Krieg aller bisherigen Zeiten ausgegangen war, auf das Volk, das ihn ermöglicht und bis zum Ende mitgetragen hatte.

Während ihrer ersten Reise durch Nachkriegsdeutschland entdeckte Hannah Arendt 1949 »erstaunlich wenig Anzeichen für das Fortbestehen irgendwelcher Nazipropaganda und gleichzeitig ein erstaunliches Desinteresse an der Zurückweisung von irgendwelchen Nazidoktrinen«. Die Ursache dafür vermutete sie in der faktenfernen und totalen Propaganda. Diese habe das Volk darauf getrimmt, »die Realität nicht mehr als Gesamtsumme harter, unausweichlicher Fakten wahrzunehmen, sondern als Konglomerat ständig wechselnder Ereignisse und Parolen, wobei heute wahr sein kann, was morgen schon falsch ist«.


 Was Arendt ins Allgemeine hob, erlebte der amerikanische Vernehmungsoffizier Saul Padover (1905–1981) im Winter 1944/45 hautnah, zum Beispiel im Gespräch mit Steueroberinspektor Leo Klaff (*1888), einer der vielen, die um ihrer Karriere willen 1933 in Aachen der Partei Hitlers beigetreten waren. Kaum hatten US
 -Truppen die Stadt Ende Oktober 1944 erobert, verurteilte Klaff den Nationalsozialismus und bot der Besatzungsmacht seine Dienste an. Padover kommentierte: Erst stand er zu Hitler, »treu und unbeirrt«, »trotz aller Verbrechen«; »dann scheitert Hitler und Klaff ruft: ›Tut mir leid, ich habe mich geirrt.‹« Kurz danach vernahm er den höchsten in Aachen verbliebenen Beamten, Oberschulrat Josef Burens (1875–1958), in freundlichem, jedoch sehr bestimmtem Ton. Auch Burens war der NSDAP
 1933 beigetreten. Auf die Frage, ob ihm deutsche Gräueltaten an Juden, Polen und Russen bekannt geworden seien, erwiderte er murmelnd: »Mir sind Gerüchte zu Ohren gekommen, (…) und ich vermute, es stimmt. Ich bedaure das.« – »Sie haben also«, insistierte Padover, »Verbrechen gegen die Menschlichkeit stillschweigend hingenommen und damit eingewilligt?« Derart konfrontiert, entgegnete Burens halb beleidigt, halb aggressiv: »Ich wiederhole: Mit diesen Dingen hatte ich nichts zu tun. Ich war nicht zuständig.«

Solche, einander frappierend ähnliche Antworten protokollierte Saul Padover damals dutzendfach. Am 9. Mai 1945 stoppte er mit seiner Einheit in Mainz und notierte: »Überall sahen wir trübsinnige, schweigsame Deutsche, die mit keiner Geste zu erkennen gaben«, dass sie wussten, wie befreit, jubelnd und glücklich »die ganze Welt ihre Niederlage feierte«.
[4]
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Vor Röpkes Bild vom Sandhaufen hatte Friedrich Meinecke 1945/46 in seiner Analyse »Die Deutsche Katastrophe« (S. 397f.) zu einer ähnlichen Metapher gefunden: »Technisch und rational war alles gegeneinander berechnet und abgemessen zu dem Zwecke, alle in den Dienst des neuen Staates zu zwingen (…). Der Mensch wurde als durchaus dafür formbarer Stoff behandelt, wie die Steinchen und Körnchen, die man zum Mauern bildenden Beton zusammenpresst.«
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 Aus einer Menschheitskatastrophe lernen



Es gibt keinen Grund, den Aufstieg und die Machtübernahme der NSDAP
 allein einem rechten Lager zur Last zu legen. Auch scheiterte die Weimarer Republik nicht nur am verlorenen Krieg, am Versailler Friedensdiktat, an Wirtschaftskrisen, einem konservativen Beamtenapparat, rechtslastigen Richtern und Militärs. Sie scheiterte zudem an Kommunisten, die auf anderen Wegen als die Nationalsozialisten der Republik ebenfalls den Garaus machen wollten. Nicht zuletzt scheiterte die Republik an ihrem Souverän, den 40 Millionen deutschen Wahlberechtigten – insbesondere an den vielen jungen und an den vielen protestantischen Wählern und Wählerinnen, die es für richtig hielten, die NSDAP
 bei den dicht aufeinander folgenden Reichstagswahlen im Juli und im November 1932 zur mit Abstand stärksten Fraktion zu machen. Insgesamt hatten im Juli 58,9 und im November 56,3 Prozent der Wählerinnen und Wähler für Parteien gestimmt, die dafür warben, die Republik abzuschaffen – für die NSDAP
 , die KPD
 und für die mit Hitler zur Koalition bereite DNVP
 (Deutschnationale Volkspartei). Die Wahlbeteiligung lag im Juli wie im November bei 84,1 Prozent.

Ein weiterer für die Gegenwart bedenkenswerter Umstand des Scheiterns sei hervorgehoben: Die Weimarer Republik zerbrach auch an dem seit Anfang 1930 offensichtlichen Unvermögen der demokratischen Mitte, die gewiss schwierigen, aber drängenden politischen Probleme in verständlichen Worten zu erklären und verständig miteinander abwägend gangbare Auswege zu bahnen. Hans Mommsen formulierte diese dauerhaft wichtige Einsicht 1989 schon im Titel seines Großwerkes »Die verspielte Freiheit. Der Weg der Republik von Weimar in den Untergang 1918 bis 1933«. Auch die Politiker und Parlamentarier der Mitte – der SPD
 , der Zentrumspartei, der Bayerischen Volkspartei und der beiden liberalen Parteien – haben den so folgenschweren Untergang der ersten deutschen Demokratie 
 mitzuverantworten. Alle fünf konnten sich in den letzten drei Jahren der Republik nicht mehr zu praktikablen, die Lage beruhigenden, gemeinsam getroffenen politischen Entscheidungen durchringen.

Ehrenhaft und mutig verhielt sich am Ende allein die SPD
 ! Die anderen vier Parteien der Mitte stimmten am 24. März 1933 dem Ermächtigungsgesetz zu. Damit legten sie die gesetzgebende Gewalt wissentlich in die Hände von Adolf Hitler. Da dieses Notstandsgesetz mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Abgeordneten verabschiedet werden musste, konnte das nur mit Hilfe der katholischen Zentrumspartei im Verbund mit ihrem süddeutschen Sonderableger, der Bayerischen Volkspartei, gelingen. Beide Parteien trifft eine zusätzliche Mitschuld an der dann schnell etablierten Alleinherrschaft der NSDAP
 .

Bis zu diesem Zeitpunkt im Frühjahr 1933 hatten sich die Parteien der Mitte drei Jahre lang in Rechthabereien um den richtigen Kurs verloren und das Schiff namens Weimarer Republik schon »im Sommer 1930 auf den Strand« laufen lassen – untereinander zerstritten auf »Rettung oder Untergang« wartend, wie es in dem 1931 im S. Fischer Verlag erschienenen Buch »Der Weg des Unheils« heißt. Verfasst hatte es der gerade 32 Jahre alt gewordene Ordinarius für politische Ökonomie an der Philipps-Universität Marburg Wilhelm Röpke. Angesichts drohender Gefahren forderte er geradezu flehentlich, die Welt möge sich auf ihre solidarischen Interessen besinnen. Schließlich gehe es nicht länger um einzelne Länder, nicht um Schuldfragen, nicht um die Vergangenheit, sondern um die Zukunft. Voraussetzung dafür sei eine verantwortungsvolle und weitblickende Staatskunst, die Europa »endlich den wirtschaftlichen und politischen Frieden schenkt«. 26 Monate vor Hitlers Machtübernahme schloss Röpke seine tagesaktuell verfasste, argumentativ wuchtig und allgemeinverständlich unterlegte Brandrede mit den Worten:


Täuschen wir uns nicht darüber: Unser Wirtschaftssystem läuft nur noch mit letzter Kraft und mit ihm unsere ganze abendländische 
 Zivilisation. Und drüben stehen bereits die Barbaren, die unser Erbe frohlockend antreten werden, wenn wir jetzt am Scheideweg den falschen Weg einschlagen.



Obwohl sich der Konjunkturtheoretiker Röpke, wie er betonte, prinzipiell »in der Verurteilung des Inflationismus und des Interventionismus von niemandem übertreffen« lasse, lehnte er die Spar- und Deflationspolitik des 1930 bis 1932 regierenden Reichskanzlers Heinrich Brüning (1885–1970, Zentrumspartei) entschieden ab. Er sah darin einen »Prozess sinnloser und mörderischer Selbstzerstörung«, weil die Krise nach der ersten reinigenden Phase 1929/30 aufgrund besonders ungünstiger Umstände in die zweite Phase, nämlich in »einen Prozess kumulativen Niedergangs« geglitten sei. Diesen gelte es aus zwei Gründen zu unterbrechen: erstens, um unnötige Kapitalvernichtung zu vermeiden, zweitens, um – angesichts erstarkter radikaler Parteien – die grassierende politische Massenhysterie zu stoppen. Deshalb empfahl er 1931 mit allem Nachdruck, das deutsche Budgetdefizit ausnahmsweise mittels Kreditaufnahme, sprich Staatsverschuldung, zu bekämpfen. Er verstand das als »dringendes Erfordernis der Geldpolitik«, und zwar aus einem einzigen, von ihm als zwingend angesehenen Grund: um »das politische und soziale Gehäuse« der Republik zu retten, um zu verhindern, »dass einige Tausend mehr zum Gasschlauch greifen, einige Tausend mehr in politischen Straßenkämpfen ihr Leben verlieren und die allgemeine Verarmung und die Hoffnungslosigkeit der Arbeitslosen im Verein mit der allgemeinen Hysterie der Massen die Fundamente des Staates und der Gesellschaft erschüttern«. So viel zu einigen Möglichkeiten, aus der Vorgeschichte von Hitlers Machtübernahme zu lernen.
[1]



 

Nicht wenige Gedenkstättenmitarbeiter und Autoren einschlägiger Ausstellungen, Schulbücher und Filme schreiben die Mord- und Schreckenstaten umstandslos einer abstrakten Großperson zu, die sie meistens als »die Nationalsozialisten« bezeichnen, manchmal auch 
 als »die Rassenantisemiten«, »die Nazi-Ideologen«, »SS
 -Schergen« oder einfach »die Täter«. Nicht immer, aber häufig werden die schweren Verbrechen als Taten dieser so gekennzeichneten Personenakkumulationen sehr abstoßend dargestellt – ausgestattet mit Uniformen, Schaftstiefeln, SS
 -mäßigen Schirmmützen und unsympathischen, kalten Gesichtern. Mit solchen Formen vermeintlicher Aufklärung ist wenig zu bewirken. Denn wir haben es mit einer verbrecherischen Regierung zu tun, die ihre Basis in der Mitte der Gesellschaft gefunden hatte. Sie baute auf Millionen von passiven und aktiven Unterstützern, von Gleichgültigen, fungiblen Mitläufern und mehreren Hunderttausend an den Schreibtischen, in der Logistik und Verwaltung sowie in den Stätten zur Menschenvernichtung tätigen Exekutoren.

Parallel zur wirklichkeitsfernen Kollektivperson »Die Nationalsozialisten« legen viele Akteure des Gedenkbetriebs die schnelle Identifikation mit den Opfern der NS
 -Gewaltherrschaft nahe (inzwischen bevorzugt mit einzelnen Opfergruppen). Beide Verfahren verhelfen den Adressaten nicht zu geschichtlich basierter Erkenntnis, wohl aber zur Distanzierung von »den Nationalsozialisten« und zu dem trügerischen Gefühl, sie selbst stünden gewiss auf der besseren Seite. Der noch so anschaulich dokumentierte Satz, dass man weder in Gaskammern noch mit anderen Mitteln Millionen von Menschen einschließlich der Frauen, Kinder und Säuglinge ermorden soll, führt für sich genommen zu keinem überzeugenden Lernziel.

Selbstverständlich müssen die Menschheitsverbrechen, die von Deutschen organisiert und begangen wurden, bei allen weiterführenden Überlegungen – so wie in diesem Buch – immer wieder und ohne Beschönigung in Erinnerung gerufen werden. Wer jedoch aus den deutschen Verbrechen der Jahre 1933 bis 1945 lernen möchte, und das wollen viele, sollte sich in erster Linie den Vorfragen zuwenden: Wie konnten sich die Ende 1932 noch ziemlich festen moralischen Normen der allermeisten Deutschen derart schnell verflüssigen? Wie konnten sie unter den Bedingungen des Kriegs förmlich verdampfen, sodass ein ganzes Volk binnen weniger Jahre auf den kurzen, 
 immer abschüssigeren Weg zur national-sozialen Volksgemeinschaft und von dort zur Verbrechensgemeinschaft einschwenkte? Wie kam es dazu, dass diese Deutschen schließlich bis zur Selbstzerstörung wild entschlossen weiterkämpften, weitermordeten – im einmal antrainierten Takt einfach weitermachten? All das ohne Rücksicht auf Verluste, auch auf eigene Verluste? Denn obwohl die Deutschen gemessen an anderen Völkern weder vor 1933 noch nach 1945 zu überdurchschnittlich kriminellem Verhalten neigten, hatten Männer und Frauen aus allen Schichten der Bevölkerung zu Hunderttausenden an Schreckenstaten apokalyptischen Ausmaßes mitgewirkt, diese zu Millionen oft beifällig begleitet, mehrheitlich schulterzuckend hingenommen oder geduldet. Wie konnte das geschehen?

Wie ist das anscheinend Unerklärliche zu erklären? Nach allem, was im Vorangegangenen dargelegt wurde, ist es sinnvoll, zunächst die gewöhnlichen, häufig in milderen Erscheinungsformen auch heute noch angewandten und mit Sicherheit weiterhin gebräuchlichen Herrschaftspraktiken zu betrachten – Praktiken, die in radikaler Form und in monströsen Kombinationen auch in Hitlerdeutschland genutzt wurden. Nicht umsonst habe ich in der Einleitung auf die Sieben Todsünden hingewiesen: opportunistische Trägheit und Anpassungsbereitschaft, der nagende Neid auf die Erfolge anderer, aggressive Unduldsamkeit gegen irgendwas und irgendwen, Habsucht, Gier nach dem kleinen Vorteil, die hochmütige und selbstgerechte Einbildung, einer überlegenen Wertegemeinschaft anzugehören, die Freude am kurzen Spaß, an der schnellen Triebabfuhr.

Wie in der Chemie können im politischen Leben für sich genommen harmlose Ingredienzien in einer bestimmten Mischung toxische oder hochexplosive Verbindungen hervorbringen. Diese Gefahr lässt sich im Fall mancher Gemische von außen erhöhen, sofern zusätzlich hoher Druck, Hitze oder zentrifugale Kräfte einwirken und zudem katalysatorische Mittel eingesetzt werden.

Wie immer in der Geschichte spielten dabei auch das mehr oder weniger zufällige Zusammentreffen verschiedener Umstände eine 
 Rolle – einer Vielzahl klar zu benennender Faktoren, fluider Stimmungslagen sowie personeller und programmatischer Angebote, die von einer Mehrheit und einem beachtlichen Teil der Eliten als Alternative verstanden werden. Die Möglichkeit zu derart gefährlichen Fusionen und daraus folgenden Reaktionen besteht unabhängig von der Kennzeichnung politischer Systeme als faschistisch, autokratisch, demokratisch, monarchisch, populistisch oder diktatorisch. Auch die Suche nach Generalschuldigen, die Benachteiligung oder Aussonderung von Menschengruppen, die als störend erachtet werden, genießt systemübergreifende Popularität, ebenso das Interesse daran, den eigenen Wohlstand auf Kosten anderer zu mehren. Die Kombination aus verbesserten Sozialleistungen, sozialer Mobilisierung, kollektiver Selbsterhöhung und Selbstermächtigung, begleitet von nach innen und mehr noch nach außen gerichteter Aggression, wird es immer und unter vielerlei politischen Vorzeichen geben.

Für sich genommen sind die einzelnen politischen Elemente, die 1933 zur Regierungsübernahme Hitlers und seiner Partei führten und dann für zwölf lange Jahre die Ausübung von Macht ermöglichten, normalerweise beherrschbar. Erst die Koinzidenz, das Zusammentreffen von negativen (Krisen) und positiven (allgemeines soziales Aufwärtsstreben) Faktoren kann sie gefährlich, ja explosiv werden lassen. Der Soziologe M. Rainer Lepsius beendete seinen 1966 veröffentlichten Essay über die »Strukturbedingungen vor der nationalsozialistischen Machtergreifung« mit diesen Einsichten, die über den extremen Nationalismus hinaus auch für den Extremismus identitärer Gruppen aller Schattierungen gelten. Auch der Nationalsozialismus war im Kern eine identitäre Bewegung:


Das Fehlen großer nationalistischer (identitärer, GA
 ) Strömungen, Parteien und Verbände garantiert noch keine Sicherheit vor extremem Nationalismus (vor extremen Großgruppen, GA
 ). Nur die beständige Beobachtung und Kontrolle der vielen latenten zum Nationalismus (Großgruppenextremismus, GA
 ) führenden 
 Struktureffekte, die in jeder Gesellschaft bestehen, schützt vor ihrer plötzlichen Koinzidenz.



In den ersten Monaten nach der Regierungsübernahme der NSDAP
 stabilisierte die neue Regierung ihre Macht mit Hilfe exemplarischer Verhaftungen. Die Haft dauerte oft nur wenige Wochen, doch war sie für Zehntausende mit den Erfahrungen von absoluter Willkür, Erniedrigung, Todesdrohung verbunden – in einigen Hundert Fällen mit tödlicher Gewalt. Das wirkte generalpräventiv. Seit 1934 richtete sich die sukzessiv gesteigerte Gewalt im Wesentlichen gegen Inländer, die von der gesellschaftlichen Mehrheit als unliebsame, das kerndeutsche Miteinander beeinträchtigende Randgruppen angesehen wurden. Vorneweg zählten dazu die Juden, die knapp ein Prozent der Bevölkerung ausmachten, es folgten Menschen, die »zigeunerisch« umherzogen, Kleinkriminelle, Arbeitsscheue, Obdachlose, Landstreicher, Behinderte, psychisch Auffällige. Am Ende erfanden Wissenschaftler den Sammelbegriff »Gemeinschaftsfremde«. Erst in der zweiten Kriegshälfte griff das Regime zur Selbsterhaltung auf harte Strafen gegen als arisch eingestufte Normaldeutsche zurück. Ein wichtiges Mittel dazu waren die in dieser Phase gegen eigene Bürger verhängten mindestens 35000 Todesurteile, die der politischen Disziplinierung aller dienten.

Doch verließ sich Hitler gegenüber der großen Mehrheit hauptsächlich auf weiche Techniken der Machtausübung. Dazu zählte die schnell errungene Kontrolle über die Medien. Joseph Goebbels, der im Ministerialrang tätige, höchst agile Chef der staatlichen und parteigebundenen Informationszentralen, drängte zusammen mit Tausenden willigen, gut dotierten Mitarbeitern fast alle unabhängigen Nachrichtenquellen binnen weniger Monate zurück. Neben dem Fluss lokaler, inländischer und ausländischer Neuigkeiten dominierte er schon bald die Film-, Theater-, Musik- und Literaturproduktion. Nicht ohne Witz und Vielfalt produzierten Redakteure, Musiker, Intendanten, Drehbuchschreiber, Regisseure und Kameraleute eigene 
 Geschichten, Kolportagen, alternative Fakten, Verschwörungsgespinste und Lügen. Wobei sich zwischen den Zeilen oder direkt eingestreut immer wieder auch speziell kontextualisierte Wahrheiten finden.

Die Informationsregulatoren nutzten die damals modernsten Mittel: den Reichsrundfunk, eine Vielzahl von Zeitungen, Fachzeitschriften, Illustrierten und die hervorragende, weitgehend auf gute Unterhaltung ausgerichtete Filmindustrie. Sie produzierte auch Propaganda, selten platt, überwiegend subtil und oft einfallsreich verpackt. Seit 1935 arbeiteten deutsche Ingenieure führend an den Anfängen des Fernsehens; 1941 hatte Konrad Zuse (1910–1995) den ersten funktionsfähigen Computer der Welt entwickelt. Hitler konnte sich solcher Fortschritte nicht mehr bedienen. Gemessen an seinen Möglichkeiten zur Kanalisierung der öffentlichen Meinung haben sich die Mittel und Methoden mittlerweile exponentiell verbessert.

Weitgestreut verteilten die NS
 -Regenten seit dem Februar 1933 kleine und auch größere Wohltaten an die von Hitler so bezeichnete Masse der Mitte. Heute spricht man eher von der hart arbeitenden Mitte der Gesellschaft. Ihr verhalf die Staatspartei im Verbund mit den für Arbeits-, Sozial- und Finanzpolitik verantwortlichen Ministern zu dem Gefühl, die Regierung achte gewissenhaft auf ausgleichende Gerechtigkeit zwischen Arm und Reich.

Letztlich, vom Ende her betrachtet, erwies sich dieses Gefühl als trügerisch, nicht jedoch im zeitlichen Ablauf. Denn immer wieder beglaubigten neue Gesetze und Verordnungen den staatlichen Willen, die gesellschaftlichen Gegensätze zwischen Oben und Unten zu verringern, den Klassendünkel mit den Mitteln eines pragmatisch angelegten Deutschen Sozialismus schrittweise zurückzudrängen. Die insoweit ergriffenen Maßnahmen beschränkten sich nicht auf symbolische Politik, vielmehr betrafen sie den Mieter-, Kündigungs- und Pfändungsschutz, die Absenkung der Lohn- und Einkommensteuer für die damalige Normalfamilie mit zwei und mehr Kindern, den Urlaubsanspruch und Familienlastenausgleich (Kindergeld), im 
 Krieg die üppigen Unterhaltsleistungen für Frauen und Kinder und die sorgfältig und zugunsten körperlich arbeitender Menschen, Kranker, stillender Mütter austarierten Lebensmittelzuteilungen sowie einige nachhaltige Verbesserungen der Sozialversicherungen. Wer so wie Hitler immer einmal wieder die Unternehmenssteuern öffentlichkeitswirksam anhebt, so wie im Oktober 1940 die Zuschläge für Überstunden, Sonn- und Feiertagsarbeit von der Steuer- und Sozialabgabenpflicht befreit und, wie im Herbst 1941 geschehen, die Renten um 15 und mehr Prozent erhöht, ohne die Beitragszahler des eigenen Volks zu belasten, kann auf solchen Wegen auch in ganz anders verfassten Staaten erhebliche politische Zustimmung, zumindest Stillhalten und damit politische Handlungsfreiheit generieren.
[2]



Jenseits dessen verwöhnten die NS
 -Führer sich selbst, ihre engere Gefolgschaft und die bis zum kleinsten Funktionär der Deutschen Arbeitsfront reichenden Stützen ihrer Macht mit ansehnlichen, fetten und sehr fetten Brocken. Doch von Anfang an stützten sie ihre Herrschaft nicht allein auf soziales Appeasement zugunsten einer angeblich echtdeutschen Masse der Mitte, sondern zugleich auf die korrumpierende Privilegierung einer weitverzweigten, sozial gut durchmischten Funktionärskaste, auf Medienleute, Künstler und Künstlerinnen, Wissenschaftler, Bürokraten und Militärs. Auch die vielen Formen staatlich dirigierter Korruption und der damit verbundene Hang zum Opportunismus sind nicht genuin nationalsozialistisch.

Im Fall der Judenpolitik muss, wie Raul Hilberg früh erkannt hat, zu allererst die Lust an der Enteignung als Einstieg in die Diskriminierung, Verfolgung und spätere Ermordung genannt werden. Im Krieg wurden alle besetzten Staaten und Regionen Europas und die dort lebenden und wirtschaftenden Menschen zu Opfern der großdeutschen Raubmaschinerie, die zum Nutzen der Kriegskasse und des zivilen Lebens in Deutschland mit großer Perfektion arbeitete. Doch vollzogen die Deutschen die Enteignung der Juden mit unvergleichlicher Radikalität. Sie nahmen ihnen alles: die Einweckgläser im Keller, das letzte Hemd und schließlich die Goldplomben aus den Zähnen.


 Im Programm der NSDAP
 standen die Juden auf der untersten Stufe einer nach Wertigkeit eingeteilten Skala von mehr oder weniger akzeptierten Menschengruppen. Dieser Logik folgend, wälzte die deutsche Regierung selbstverursachte Probleme nach Möglichkeit auf alle Juden ab, derer sie in ihrem Machtbereich habhaft werden konnte. So ließen sich finanzielle Engpässe kurzfristig umgehen, die eminenten Schwierigkeiten, die sich aus den ethnokratischen Umsiedlungen ergaben, verringern und dem kriegsbedingten Mangel an Nahrungsmitteln, Konsumgütern, Kleidung, Möbeln und Wohnungen die Spitze nehmen. Wer nicht bereit ist, den Holocaust auch als Massenraubmord zu verstehen, verkennt eine wichtige, über Hitlerdeutschland hinausweisende Triebkraft dieses Menschheitsverbrechens.

Die materiell basierten Faktoren schufen die Möglichkeit, viele Millionen Menschen zuerst in Deutschland, dann im besetzten Europa zu kleinen und großen Mitprofiteuren des Verbrechens zu machen. Seit 1933, verstärkt seit 1938 und erst recht seit 1940 achtete die deutsche Führung bewusst darauf, die am Rauben Beteiligten zu korrumpieren, sie auf der Grundlage gemeinsam begangenen Unrechts an sich zu binden. Als die zuständigen Beamten die Verfolgten später in den Tod deportierten, legten die Organisatoren Wert darauf, dass möglichst viele Nichtbetroffene das brutale Geschehen partiell miterlebten, sei es als Passanten auf der Straße, als Nachbarn, als Kollegen in der Fabrik. Egal ob als Zuschauer oder eilig Vorübergehende, sollten möglichst viele die Gewaltmaßnahme verschämt, äußerlich gleichgültig oder bejahend zur Kenntnis nehmen. So oder so ließen sich die Gewissen und Herzen derer verschließen, die all das direkt miterlebten, aus unmittelbaren Erzählungen oder vom Hörensagen schnell davon erfuhren.

Nachdem die Juden vor aller Augen deportiert worden waren, folgten ein paar Wochen später die in den Zeitungen angekündigten Versteigerungen ihres ausdrücklich als »nichtarisch« deklarierten Besitzes, einschließlich ihrer letzten Habseligkeiten. Wie es dabei zuging, hat Victor Klemperer eindrucksvoll geschildert. »Die Auktion« des 
 noch vorhandenen mobilen Eigentums der drei Monate zuvor nach Theresienstadt deportierten Witwe Jacoby »tobte« am 7. und 9. Dezember 1942 durch das von Victor und Eva Klemperer zwangsweise mitbewohnte Dresdner »Judenhaus«. Sie fand also in der Gegenwart (noch) nicht deportierter Juden statt. Auch das sahen und wussten die auf einen kleinen oder größeren Vorteil bedachten erwerbslustigen Dresdner Bieter:


Man muss die Zimmer verschlossen halten, denn überall wimmelt es von besichtigenden Leuten. Am ersten Tag wurde in der Halle versteigert – ich sah das (von der Galerie aus) zum ersten Mal mit an. Es ging um kleinen Hausrat und die Bietenden waren menu peuple. Danach teurere Gegenstände und etwas besseres Publikum.



Jenny Jacoby, die rechtmäßige Eigentümerin der versteigerten Hinterlassenschaften, war 1856 in Berlin als Jenny Löwald geboren worden. Am 6. September 1942, einem Sonntagmittag, hatte die Dresdner Polizei die altersschwache Frau abgeführt und zwei Tage später nach Theresienstadt deportiert, wo sie, noch vor der Auktion, am 27. September 1942 starb. Bis dahin hatte sie, zunächst noch mit ihren beiden Söhnen Johann (1879–1942) und Alexander (1889–1942), in einigen Räumen des Hauses gewohnt, das ihr einmal gehört hatte: der Villa ihres verstorbenen Ehemanns, des Hofjuweliers Julius Jacoby (1845–1925) in Dresden-Blasewitz, Lothringer Weg 2. Das großzügige Anwesen war 1940 enteignet und in eines der Dresdner Judenhäuser, in ein Kleinghetto, umgewandelt worden, in das vorübergehend auch Eva und Victor Klemperer eingewiesen wurden.

Ende 1944 mussten die letzten noch verbliebenen, in sogenannter Mischehe lebenden Juden die Villa Jacoby räumen, weil dort eine von der SS
 betreute Mullah-Schule residieren sollte. Eine Mullah-Schule! Gedacht war an eine Ausbildungsstätte für islamische, SS
 -affine Militärgeistliche. Als geistliche, antisemitische und antisowjetische Vorbeter sollten sie muslimische SS
 -Einheiten, die aus einigen Tausend 
 kriegsgefangenen Krimtataren und kaukasischen Muslimen erst noch gebildet werden sollten, zum Heiligen Krieg an der Seite Hitlerdeutschlands aufstacheln. Offiziell eröffnet wurde die Mullah-Schule am 26. November im Beisein des Großmuftis von Jerusalem, Muhammad Amin al-Husaini (1896–1974), der seit 1941 als gern gesehener Exilant in Deutschland lebte, sich aktiv am Kampf gegen den Zionismus beteiligte und die Massenmorde an Juden erfreut zur Kenntnis nahm. Am 27. November 1944 sandte al-Husaini ein Fernschreiben an Himmler, um sich »anlässlich der Eröffnung des Imam-Institutes der Osttürken in Dresden« für des SS
 -Reichsführers »großes Interesse an der islamisch-deutschen Zusammenarbeit« zu bedanken. Außerdem hoffte der Großmufti, dass »die Zusammenarbeit in dem gemeinsamen Kampf immer enger, größer werden und bis zum Endsieg andauern« werde. Das Projekt Mullah-Schule scheiterte bald dank der alliierten Soldaten und noch mehr dank der alliierten Bomberpiloten: Bei den Großangriffen auf Dresden am 13./14., und 14./15. Februar 1945 versank auch die Villa Jacoby in Schutt und Asche – Abgründe deutscher Geschichte, die sich am Beispiel eines einzigen Hauses, einer einzigen Tagebuchnotiz auftun.

Die vielen Millionen Erwerber, die bei den Judenauktionen meist gut gelaunt mitmachten, trieb nicht Hass in die Versteigerungslokale. Normalerweise folgten sie einfach dem Impuls, den sehr fühlbaren kriegsbedingten Mangel an wichtigen Konsumgütern zu lindern. Doch glitten die Ersteigerer – hauptsächlich Ersteigerinnen, denn die Männer waren im Krieg – bei den weitverbreiteten staatlich arrangierten Schnäppchenjagden nach den guten, im Krieg selten gewordenen Dingen der Deportierten automatisch in den Status der Mitmacherinnen. Auch das förderte den Zwang zum Durchhalten. Wer will schon später einmal danach gefragt werden, wie er sich was, wann und von wem unter den Nagel gerissen habe. Das wollen die allermeisten deutschen und österreichischen Familien bis heute nicht wissen, aber auch sehr viele französische, polnische, ungarische, griechische, tschechische oder serbische.


 Rein praktisch konnte mit den Judenauktionen der im Krieg bedrückend gewordene Mangel an lebenswichtigen Konsumgütern gemäßigt und der damit verbundene Kaufkraftüberhang vermindert werden. Wobei die staatlichen Organe auch bei diesen Gelegenheiten besonders Bedürftige im Sinne unbürokratischer Soforthilfe bevorzugten. Am 4. November 1941 regelte der Reichsfinanzminister per Geheimerlass, wie mit den Wohnungen und dem immobilen Eigentum der noch zu deportierenden Juden zu verfahren sei. Ausdrücklich wies er seine für die einzelnen Versteigerungen zuständigen Beamten im Hinblick auf »die beginnende Abschiebung der Juden« an, sie sollten darauf achten, »dass die Sachen, insbesondere Textilien und Wohnungseinrichtungen in die richtigen Hände kommen«, nämlich in die »der Bombengeschädigten, der jung Verheirateten, der Kriegshinterbliebenen usw.«. Die Wohnungen selbst sollten »möglichst bald« jenen Volksgenossen zur Verfügung gestellt werden, die infolge des Bombenkriegs obdachlos geworden waren.
[3]



Zum Profit aus dem Mord an den europäischen Juden gehörte in Deutschland seit 1933 das für viele so verlockende Angebot, deren wirtschaftliche und soziale Positionen zu übernehmen. Das geschah auf leise, oft auf sehr indirekte Weise, weil bessere Konkurrenten plötzlich verschwunden waren. Die Folgen wirken bis in die Gegenwart nach und führen zu einer sehr ungern gestellten Frage: Wer hätte heute in Deutschland und in vielen anderen europäischen Staaten eine gehobene Position im Kultur-, Wirtschafts-, Wissenschafts- und Politikbetrieb inne, in der Medizin und der Juristerei, wenn es den Holocaust nicht gegeben hätte? – Und wer nicht?

Die beruflichen Aufsteiger, die Oberfinanzpräsidenten, jeder einzelne Amtmann, der die genannten Versteigerungen organisierte, die Inspektorin, die anschließend die Einnahmen prüfte, und die freudigen Ersteigerinnen gehören objektiv zu den Akteuren, Profiteuren, Hehlern und Nutznießern des Mordes an sechs Millionen Juden. Sie alle wurden bei einer solchen Versteigerung oder zuvor schon beim Hineinrutschen in eine attraktive höhere Stellung fast automatisch zu 
 Mitwirkenden einer von vielen Menschen betriebenen, gefütterten und genutzten Enteignungs- und Mordmaschinerie, die auf moderne Weise ziemlich geräuscharm und arbeitsteilig funktionierte. Das erleichterte vielen exekutiv und nutznießerisch Beteiligten das Wegsehen. Das hochgradig arbeitsteilige Verfahren verdünnte die individuelle Verantwortlichkeit, ließ die Gewissen taub werden. Das galt selbst für die Sekretärinnen in Eichmanns Deportationsamt. Sie schritten häufig ins nächstgelegene Reisebüro, bestellten dort höflich »einen Sammelfahrschein 3. Klasse für tausend Personen Berlin-Auschwitz, einfach«. Ihre Kolleginnen im KZ
 Auschwitz-Birkenau orderten das normalerweise als Schädlingsbekämpfungsmittel eingesetzte Gift Zyklon B für die Gaskammern per Postkarte.






3
 Der Schoß bleibt ewig fruchtbar doch, aus dem das kroch – nicht nur in Deutschland



Geschichte bietet keine Rezepte im Sinne von »Lasse dieses, vermeide jenes!«. Auch wiederholt sie sich nicht eins zu eins. Schon deshalb, weil die Überlebenden daraus wichtige und richtige Schlüsse gezogen haben, wird sich auch der Holocaust kein zweites Mal ereignen, jedenfalls nicht in der Form, die Überlebende, Ermittlungsbeamte und Historiker so genau wie menschenmöglich dokumentiert haben. Jedoch belegen die vorangegangenen zwölf Kapitel, wie sich – unabhängig von Zeit und Ort – bestimmte menschliche Gemengelagen zusammenbrauen können, die den ungeheuerlichen deutschen Gewaltausbruch der Jahre 1933 bis 1945 begünstigten, mitverursachten und in einer bis dahin schwer vorstellbaren Weise radikalisierten.

Die Motive, eine bestimmte, auf ihre Art besondere Minderheit zum Vorteil einer Mehrheit zu diskriminieren und zu entrechten, waren weder geschichtlich neu, noch werden sie heute und in Zukunft verschwinden. Nicht wenige Regierungen ganz unterschiedlich 
 verfasster – auch demokratischer – Staaten neigen dazu, sich mit sanften, fordernden, hinterlistigen, erpresserischen oder kriegerischen Methoden fremder Ressourcen zu bemächtigen, um das Lebensglück der eigenen Bevölkerung zu fördern. Die Durchsetzung von Interessen, die dem eigenen Vorteil dienen, lässt sich mit allen möglichen Argumenten begründen. Die mittlerweile diskreditierten Vokabeln Herrenmensch, Rasse, Volksgemeinschaft, Erbfeind oder Lebensraum braucht dazu niemand. Das Wort Systemkonkurrent kann Ähnliches bedeuten.

Ein wortmächtiger und gewitzter Volkstribun, der die Ängste und frustrierten Hoffnungen einer Bevölkerungsmehrheit nutzt und wunderbare, mit etwas Härte erreichbare Zukunftsaussichten verspricht, wird auch künftig seine Ideen durchsetzen können. Besonders leicht wird ihm das in akuten oder nur herbeigeredeten Bedrohungslagen gelingen. Das von Bertolt Brecht (1898–1956) im Jahr 1941 verfasste Hitler-Lehrstück »Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui« endet mit dem berühmten Dictum »Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch.« Der Satz sollte noch pessimistischer und damit vielleicht hilfreicher gefasst werden: Der Schoß bleibt ewig fruchtbar doch
 , aus dem all das von 1933 bis 1945 in Deutschland kroch – nicht nur in Deutschland, sondern überall. Die Formen, Methoden, Ziele und Begründungen werden wechseln – das Problem von Gewaltausbrüchen, die sich auf vergleichbare soziale, politische und wirtschaftliche Voraussetzungen zurückführen lassen, bleibt bestehen.

Abstrahiert man von den Verbrechen Hitlerdeutschlands, bieten sich allgemeinere Begriffe an wie Großgruppendiskriminierung, Großgruppenfeindschaft, Großgruppenhass, Großgruppenverfolgung und Großgruppenmord. Solche Termini schließen den völkermörderisch angelegten Raub- und Vernichtungskrieg ein, den die deutsche Regierung 1939 bis 1941 in Polen begann und von 1941 bis 1944 auf die Sowjetunion ausdehnte. Sie umfassen den Völkermord an den Armeniern (1915/16), die häufigen Gewaltausbrüche gegen Kopten in Ägypten, gegen Chinesen in Indonesien oder auf den 
 Philippinen, gegen die Tutsi-Bevölkerung in Ruanda, aber auch die sich verstärkenden antisemitischen Grundströmungen der nationaldemokratischen Bewegungen in Ungarn, Tschechien, Polen, Lettland, Litauen oder Griechenland während der Zwischenkriegszeit.

Vor der Arisierung in Deutschland hatte die Hellenisierung des Eigentums von Türken, Serben, Mazedoniern, Bulgaren und Juden im 1912 eroberten (»befreiten«) Norden Griechenlands stattgefunden, die Romanisierung in Rumänien, die Magyarisierung in Ungarn, die Tschechisierung in der Tschechoslowakei und die Polonisierung in Polen. Solche Maßnahmen zielten und zielen auf die Benachteiligung ethnischer Minderheiten zugunsten eines politisch besonders achtsam umworbenen sogenannten Staatsvolks. Nicht weit davon entfernt, reihen sich Programme zur Nationalisierung und Sozialisierung in die Geschichte der vergangenen 150 Jahre ein. Dabei wurden nicht nur in Deutschland nationalistisch und sozialistisch motivierte Enteignungs- und Vertreibungsakte miteinander verknüpft. Allgemein klingende Schlachtrufe wie »La France aux Français!« oder »Polska dla Polaków!« richteten sich in erster Linie gegen Juden, mit einigem Abstand auch gegen andere Minderheiten, die wirtschaftlich schneller aufstiegen als die im wörtlichen Sinn sesshafte und zu Beginn des 20. Jahrhunderts weit weniger mobile Mehrheit. Dieser Mehrheit sollte nach dem Willen ihrer durchaus populären nationaldemokratischen und sozialistischen Vordenker zum beschleunigten Aufstieg verholfen werden.

Als die transnationalen Großmonarchien zwischen St. Petersburg und Wien, Berlin und Konstantinopel im Ersten Weltkrieg zusammensanken, veröffentlichte der Münchner Staatswissenschaftler Arthur Cohen (1864–1940) Ende 1918 den Aufsatz »Die Judenfrage, ein soziologisches Problem«. Seine durchaus empirisch gestützte These lautete: Die wirtschaftliche Überlegenheit einer minoritären Gruppe währt prinzipiell nur so lange, bis sich die Mehrheit »aus ihrer Abhängigkeit von der Minorität (…) befreit« und »auf ihre nunmehrige Stärke besinnt«. Folglich könne der im Kern ökonomische 
 Prozess »mit einem Erstarken der demokratischen Strömungen Hand in Hand gehen«. Auf den deutschen Fall angewandt, erkläre das die »auffallende Erscheinung«, dass »sich der Antisemitismus oft erst dann so recht bemerkbar macht, freilich in seinem dünnsten, aber auch expansivsten Aggregatzustand, wenn die Demokratie erstarkt und allen aristokratischen – auch pluto- und geistesaristokratischen – Hemmungen entwachsen ist«.

Arthur Cohen und Siegfried Lichtenstaedter kannten einander gut. Beide wurden im Juni 1939 zwangsweise in eine der Münchner Sammelwohnungen für Juden eingewiesen. Cohen starb zwei Jahre später wohl eines natürlichen Todes, Lichtenstaedter wurde in das KZ
 Theresienstadt verschleppt, wo er im Dezember 1942 ermordet wurde. Noch vor der Entstehung der Zweiten Polnischen Republik im November 1918 hatte Lichtenstaedter 1915 die höchst kritische Schrift »Das Kriegsziel« zur Entstehung neuer Nationalstaaten im Zuge einer Nachkriegsordnung verfasst. Der Autor bezeichnete das von ihm sehr geschätzte prognostische Genre als Zukunftsgeschichtsschreibung. Im Fall des künftigen Nationalstaats Polen lautete Lichtenstaedters Geschichtsvorhersage: Während die Juden im russisch beherrschten Polen »bei all ihren Leiden und Bedrängnissen« noch eine gewisse Zwischenstellung als »Zünglein an der Waage« genössen, werde dies »in einem ›befreiten‹ Polen anders werden«. Hier würden sie »fast schutzlos sich der ungeheuren Überzahl der Polen preisgegeben sehen«. Dabei brauche man nicht sofort »an Metzeleien, Pogrom und dergleichen zu denken – auch auf friedlichem, ›gesetzmäßigem‹ Wege kann den Juden der Aufenthalt unmöglich gemacht werden«. Als Beispiel führte er »das Mittel des Boykotts« an, das schon unter russischer Herrschaft »im weiten Umfange von den Polen angewendet wurde«. Genau das geschah beginnend in den 1920er Jahren und verstärkt in den 1930er Jahren in Polen, wie Andreas Kossert am Beispiel des Mitbegründers der Nationaldemokratischen Partei Polens, Roman Dmowski (1868–1939), dargelegt hat. Dmowski hatte 1911 den Judenboykott in Russisch-Polen als nationaldemokratische Großtat 
 propagiert. Schon 1903 hatte seine Partei, die Narodowa Demokracja, in ihrem Programm dazu aufgerufen, »die Vorherrschaft der Juden in weiten Teilen des wirtschaftlichen Lebens« zu brechen.

Cohen zufolge etablierte sich 1918 in den nationalistisch schon vorgeprägten, nach Demokratie und Partizipation strebenden Teilen der Welt die »Herrschaft der Masse, das heißt, der größeren Masse«. Ebendiese Masse werfe sich mit Vorliebe »auf die Minorität«, weil ein solcher Kampf mit »relativer Leichtigkeit und Sicherheit« zu gewinnen sei und die Konkurrenz ausschalte. Auf einer solchen demokratietheoretischen Grundlage fußend, nennt er die Waffen, die – häufig miteinander kombiniert – im Kampf des sogenannten Staatsvolks zu Lasten einer im Durchschnitt materiell besser gestellten Minderheit angewendet werden: »Bald ist es rohe Gewalt, bald sind es Ausnahmegesetze, bald die tückische Waffe des gesellschaftlichen und geschäftlichen Boykotts«, verbunden mit »administrativer Selbstherrlichkeit« und dem »so oft von der Presse gebrauchten Gift des Totschweigens berechtigter Beschwerden«. (Kapitel I.2/3)
[1]



Bereits vor dem Epochenbruch der Jahre 1914 bis 1920 hatten Wahlrechtsänderungen zugunsten des freien und gleichen Wahlrechts die Erfolge antisemitisch orientierter Parteien sichtlich gefördert. Als Beispiel sei die auf Demokratisierung und Partizipation bedachte Wahlrechtsreform in den österreichischen Kronländern Böhmen und Mähren angeführt. Sie trat 1896 in Kraft und verhalf fast allen Männern zum aktiven Wahlrecht. Damit beschleunigte die Reform »die Ausdifferenzierung der tschechischen Politik und trug dazu bei, den Antisemitismus zu einem ihrer wichtigsten Themen zu machen«, wie der Historiker Michal Frankl herausgearbeitet hat. Er bezeichnet das Allgemeine Wahlrecht »als Katalysator für den Antisemitismus«. Vergleichbares lässt sich für die seit 1871 auf dem Prinzip »One man, one vote« beruhenden Reichstagswahlen im Deutschen Kaiserreich sagen. Dank des strikten Mehrheitswahlrechts war es für antisemitische Gruppierungen fast unmöglich, sich durchzusetzen. Dennoch eroberten Kandidaten dezidiert antisemitischer Organisationen bei 
 den Reichstagswahlen von 1893 immerhin 16 von 397 Wahlkreisen (bei den Nachwahlen im Kreis Waldeck kam ein 17. antisemitischer Abgeordneter hinzu).

Aus einem sehr zwiespältigen Grund hielten diese Erfolge nicht lange an. Dazu schreibt der Historiker und Politikwissenschaftler Peter G.J. Pulzer (1929–2023): Nach 1900 verloren antisemitische Parteien schnell an Bedeutung, »while the number of parties and movements which adopted anti-Semitism as part of their general outlook increased«. Der besonders radikale Antisemitismus entwickelte sich nicht allein in reaktionären Alldeutschen oder panslawistischen Verbänden, sondern auch aus der Mitte (national-)demokratischer Bewegungen.
[2]



Nur noch selten speisten sich die modernen Ressentiments gegen Juden aus religiösen Motiven, selbst im katholischen Polen verwiesen die Geistlichen in ihren Zeitungen fast ausschließlich auf soziale und wirtschaftliche Argumente. Das steckt auch im Begriff Antisemitismus, den der Deutsche Wilhelm Marr (1819–1904) im Jahr 1879 ins Weltvokabular einführte, als er – 1848/49 ein führender nationaldemokratischer Revolutionär – in Hamburg die Antisemiten-Liga gründete. Mit seiner Wortschöpfung definierte er alle Juden als vorderasiatische Semiten, die dem Germanentum wesensfremd seien und im Übrigen für die Macht des Geldes stünden. Bei Marr klang das dann so: »Wir sind diesem fremden Volksstamme nicht mehr gewachsen«; »das flinke, kluge Israel«, das mit seinen »Talenten wuchert«, stehe gegen den »sittlichen Ernst« und »die bärenhäutige germanische Indolenz« der christlichen Deutschen.

Infolge der entschlossenen Bildungsreformen des späten Kaiserreichs und insbesondere der Weimarer Jahre trat ein Moment hinzu, das – so schmerzhaft es ist – nicht übersehen werden sollte: Der von Lichtenstaedter und anderen Zeitgenossen früh erkannte Neid auf den sozialen Vorsprung der Juden wuchs in dem Maße, wie ebendieser Vorsprung schrumpfte. Stammten um 1900 zehn Prozent der Studierenden aus jüdischen Elternhäusern, waren es um 1930 nur noch 
 vier Prozent. Auch war der durchschnittliche Einkommensvorsprung der deutschen Juden deutlich gesunken, betrug aber gemessen an der Gesamtbevölkerung noch das 3,2-Fache. Ebendeshalb – wegen des geringer werdenden Abstands – stieg die offene und mehr noch die schamhaft verborgene Scheelsucht an. Wie die allgemeine Lebenserfahrung lehrt, wuchert Neid besonders giftig in der sozialen Nähe. Dahinter steckt eine simple, durchaus plausible Logik: Je mehr sich die Verhältnisse in modernen menschlichen Großgruppen einander angleichen, desto mehr fällt selbst die minimale Besserstellung einer kleinen Gruppe oder einzelner Personen auf.
[3]



Der nachholende Aufstiegswille der im Vergleich zu ihren Eltern gut ausgebildeten und aufwärtsstrebenden Babyboomer aus den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg förderte in den späten 1920er Jahren – freilich indirekt – den Zulauf zu Hitlers Partei, stabilisierte deren Funktionärsstruktur und ermöglichte ab 1933 den schnellen Elitenwechsel im Staatsapparat. Arthur Cohen und dessen Zeitgenossen Siegfried Lichtenstaedter, Albert Einstein und Arthur Ruppin hatten den Zusammenhang von sozialem Aufstiegswillen, zunehmender Demokratisierung und anschwellendem Antisemitismus früh erkannt – ebenso Adolf Hitler, der aus den Wechselwirkungen zwischen Demokratisierung, sozialer Mobilisierung und Antisemitismus politisches Kapital zu schlagen wusste.

Aus den Beobachtungen und Überlegungen Cohens folgt: Die NSDAP
 war ein Produkt demokratischer Verhältnisse, entstehen konnte sie erst nach der Novemberrevolution von 1918. Schon wegen seiner sozialen Herkunft hätte ein Mann wie Hitler in der Monarchie keine Chance zum Aufstieg in politisch verantwortungsvolle Positionen gehabt. Auch konnte der Antisemitismus in den vorrepublikanischen Verhältnissen per Polizei oder Wahlrecht unterdrückt, zumindest in Grenzen gehalten werden. In der Weimarer Republik gedieh er besser als im wilhelminischen Deutschland, und das dank der neuen politischen Freiheiten und der demokratisierten Chancen des sozialen Aufstiegs. Wennzwar unter sehr ungünstigen äußeren 
 Umständen ebneten auch diese durch und durch positiv erscheinenden Entwicklungen den Weg in die Jahre der deutschen Gewalt- und Schreckensherrschaft in Europa.

Das prinzipiell Gute kann in bestimmten Konstellationen Böses und selbst abgrundtief Böses ermöglichen. Gutes lässt sich, gerät es unter bestimmten Umständen in die entsprechenden Hände, zum Bösen wenden. Diese Einsicht ist schwer zu vermitteln, wird gerne übersehen oder brüsk abgelehnt. Jedoch geht es auch und gerade an diesem Punkt nicht um Anklage, sondern darum, ein zentrales Problem der Moderne zu skizzieren.

Das Vertrackte besteht darin, dass Aggressionen, auch solche, die zu Mord und Totschlag führen, gegen voranstürmende Minderheiten oder auch benachbarte Völker ursächlich mit realen Fortschritten verbunden sein können: mit besserer Bildung für alle, mit massenhafter Lust am wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg, mit der schnellen Verringerung der Kindersterblichkeit und erhöhter Lebenserwartung. All das führt – in der Gegenwart und mit hoher Wahrscheinlichkeit auch in der Zukunft – zu dem sehr verständlichen Wunsch, in der eigenen Lebenszeit soziale und materielle Positionen zu erklimmen, die für die Generationen der jeweiligen Eltern und Großeltern noch in unerreichbarer Ferne lagen.

Es bleibt eine offene Frage, wie solchen Aggressionen und sogar Mordlust auslösenden Begleiterscheinungen vielfältiger bildungspolitischer, wohlstands- und gesundheitsfördernder Fortschritte begegnet werden kann. Jedenfalls verlangen solche unter bestimmten Umständen gefährlichen Begleiterscheinungen weltweit sich fortsetzender Modernisierung verstärkte Aufmerksamkeit. Die US
 -amerikanische Rechtswissenschaftlerin Amy Chua, die aus einer auf den Philippinen ansässigen chinesischen Familie stammt, hat zu dieser Frage 2003 ein insgesamt bedenkenswertes Buch veröffentlicht. Darin schreibt sie über die schweren und auch blutigen Konflikte, die der blinde, im Fall des Iraks und mancher anderen Staaten sogar kriegerische Export mehrheitsdemokratischer und marktwirtschaftlicher 
 Verfassungen auslösen kann. Es trägt den durchaus provokativ gemeinten Titel »World on Fire. How Exporting Free Market Democracy Breeds Ethnic Hatred and Global Instability«.

Es ist falsch, die Suche nach den Ursachen des Nationalsozialismus auf die negativen, die schon lange übelriechenden Ecken der deutschen Geschichte zu beschränken. In Goethes »Faust« präsentiert sich Mephisto gleich zu Anfang als Teil von jener Kraft, »die stets das Böse will und stets das Gute schafft«. Im Umkehrschluss muss es dann auch jene Kraft geben, die stets das Gute will (oder wenigstens verspricht) und stets das Böse schafft. Diese zerstörerische Kraft wird der Menschheit erhalten bleiben. Um diese Gefahr zu bannen, muss sie zunächst erkannt werden. Das wird so lange nicht gelingen, wie sich die Analyse historischer Großverbrechen und Völkermorde auf das offenkundig Böse beschränkt.

Der 1926 in Prag geborene Martin Bauer, der mit seinen Eltern nach Palästina fliehen konnte, nahm dort als Soldat an den Kämpfen rund um die Staatsgründung Israels teil. Später wurde er Historiker und starb 2024 als Yehuda Bauer in Jerusalem, mit dem Namen, den ihm 1939 sein Gymnasiallehrer in Tel Aviv erteilt hatte: »Martin? – Nein, du heißt ab heute Yehuda!« Das ist der Name des vierten der zwölf Söhne Jakobs. Als Yehuda Bauer am 27. Januar 1998 die Rede zum Holocaustgedenken im Deutschen Bundestag hielt, legte er – seinen politischen und geschichtswissenschaftlichen Überzeugungen entsprechend – großen Wert darauf, die Geschichte der Shoah universalistisch zu verallgemeinern:


Wie soll man das mit dem Schicksal eines Juden oder eines russischen Bauern oder eines Tutsis oder eines Kambodiers vergleichen können? Man kann doch nicht sagen, dass ein Massenmord besser oder schlimmer als der andere ist, ein Mensch mehr gelitten hat als ein anderer. Ein solches Urteil wäre widerlich. Sind die Brutalität, der Sadismus dann das Besondere am Holocaust? Ja, das nationalsozialistische Deutschland hat so einiges diesem traurigen Repertoire 
 hinzugefügt, aber die Brutalität ist kaum ein Novum in der Geschichte gewesen. Ist etwa die Tatsache eines von Staats wegen mit moderner Technologie und bürokratischer Gründlichkeit durchgeführten Massenmordes das Besondere? Ich glaube nicht. Der Genozid an den Armeniern wurde mit den damals verfügbaren technologischen und bürokratischen Mitteln vollzogen. Und die Nazis selbst haben das, was sie an den Polen und den Roma verbrochen haben, mit denselben Mitteln getan, die sie auch gegen die Juden anwendeten.



Yehuda Bauer hatte mir 1986 geschrieben und mich dann in Berlin besucht, weil er mit mir unbedingt über die Euthanasiemorde sprechen wollte. Er fand nämlich, auch dieses von Deutschen an Deutschen begangene Verbrechen müsse unbedingt als Vorstufe in die Geschichte der Shoah einbezogen werden. Zeitlebens suchte Yehuda Bauer nach den Gründen und geschichtlichen Bedingungen, die zu den schrecklichsten Massenverbrechen führen können. Auch deshalb gründete er 1986 entgegen der israelischen Staatsraison jener Jahre die Holocaust and Genocide Studies, eine Zeitschrift, die bis heute erscheint, mit der er versuchte, die möglichen Lehren aus dem Holocaust zu verallgemeinern. Vor dem Deutschen Bundestag rückte Yehuda Bauer 1998 diese Einsicht in den Mittelpunkt seiner Rede: »Das Fürchterliche an der Shoa ist eben nicht, dass die Nazis unmenschlich waren; das Fürchterliche ist, dass sie menschlich waren – wie Sie und ich. Wenn wir sagen, dass sie anders waren als wir und dass wir in Ruhe schlafen können, denn die Nazis waren Teufel, und wir sind eben keine Teufel, weil wir keine Nazis sind, so ist das eine billige Ausflucht.«
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 l. 1934/1, 30.1., S. 75; Frick zn. Kölnische Ztg., 1.2.1934; Deutsche Schulerziehung (1941/42), S. 197f., 257; Eilers, Schulpolitik, S. 85–92.







	



[7]





Harling zn. Kraus, Evangelische Kirche, S. 259; zu den Kaufhäusern Wiener, Parteien, S. 321; Buchberger, Gibt es noch, S. 30, 37–42, 93–99; Proklamation des ZK
 der KPD
 , 24.8.1930, u. Deklaration des ZK
 der KPD
 gegen die Tributsklaverei des deutschen Volkes, Februar 1932, zn. Berthold, Programm, S. 229–238, 254–264; Kommunismus und Judenfrage (1932), S. 283; zu Mielke Aly, Jahrhundertprozess, S. 560; Böhm u. Arendt zn. Jochmann, Gesellschaftskrise, S. 193f.; Solmssen an Urbig, 9.4.1933, zn. James/Müller (Hg.), Georg Solmssen, S. 336–338; zur Rolle Urbigs bei der Entjudung der Deutschen Bank dessen ausführlicher Vermerk von Ende Juni 1933 VEJ
 1/66, S. 214–223; Goerdeler, Schriften, S. 1185 (Sept. 1944).











2 Motive: »Warum ich Nationalsozialist wurde«




	



[1]





Die Biographien zn. Giebel (Hg.), Warum, S. 7, 205–207 (Führbach), 481–493 (Eiden), 529–536 (Müller), 537–546 (Reschke), 565–569 (Schaumburg-Lippe), 751–763 (Eggert), 343–373 (Heinsch); Abel, Why Hitler (Ausg. 1966), S. 4–9; Lepsius, Nationalismus, S. 11; Merkl, Quantitative Analyse, S. 82; Ders., Political Violence, S. 668–670.











3 Die Revolte der Jungen gegen die Republik




	



[1]





Ammerlahn auf einer Schülerkundgebung in den Berliner Hohenzollern-Festsälen zn. Oehme/Caro, Kommt, S. 29f.; Goebbels auf einer Führertagung des NSDS
 tB, BA
 rch NS
 38/II
 /21, Bl. 224–226; Goebbels, Wege ins Dritte Reich, (Manuskripte, o.D., ca. 1930), ebd., Bl. 18–24.







	



[2]





Heuss, Aufzeichnungen, S. 67; Hitler, Reden, 3.8.1930/Dok. 80; Döring, Parlamentarischer Arm, S. 407, 416; ähnlich für den Preußischen Landtag Möller, Parlamentarismus, S. 298–305; Falter, Hitlers Wähler, S. 146; Partei-Statistik der NSDAP
 (1.1.1935), S. 200, 204.







	



[3]





Neumann, Parteien, S. 28–41; Unruh, National-Sozialismus, S. 43; H. Mann, Verteidigung, S. 35f., 45.











4 Akademisch befeuerte Vernichtungswünsche




	



[1]





Wassermann, Lebensdienst, S. 155–159; Baur/Fischer/Lenz, Erblichkeitslehre, Bd. 1 (1927), S. 138, 162f., 215, 290, 537–539, 547, 556–559; Dies., Bd. 1 (1936), S. 148f.; Hertz, Rasse und Kultur, S. 229.







	



[2]





Lenz, Rasse (1933), Vorwort, S. 9; Hitler, Kampf, S. 467; Baur, Bedeutung, S. 7f., 10f.; Lenz, Rasse (1917), S. 31, 39; Fischer, Erbe, S. 150.











5 Der protestantische Tanz um das Braune Kalb




	



[1]





Cohen, Judenfrage, S. 561–568; Fikenscher, Riederau, S. 175–177; Althaus 1933 zn. Ericksen, Theologen, S. 122. Die bis in die Gegenwart gängigen Relativierungen der Althaus’
 schen Weggenossenschaft mit dem Nationalsozialismus können aus heutiger Sicht übergangen werden, zum Beispiel Smid, Protestantismus 1930–1933, S. 52, 69, Fn. 36.







	



[2]





Arndt, Sonntagsblätter, passim, insbesondere S. 146–155, 179–183, 190–195; 221f.; Berliner Evangelisches Sonntagsblatt 55(1933), 12.2, 5.3., 2.4., 9.4., 16.4., 23.4., 14.5., 4.6.1933; Goebbels-Tgb., 21.3.1933; zu Wahl und Althaus auch Bredendiek, Kirchengeschichte, S. 92, 119–124, 161–665; Falter, Hitlers Wähler, S. 169–186; das Stuttgarter Schuldbekenntnis, 19.10.1945, (online), für die Umwandlung der Erklärung in ein »Schuld- und Reuebekenntnis für die Sünden des Naziregimes« siehe z.B. RNZ
 , 20.2.1946; Promotionsakte Ingrid Nora (Ino) Arndt, Gutachten Eschenburgs, 9.3.1960, handschriftliche Zustimmung Rothfels’, 10.3.1960, UAT
 131/2319. Mit ihrer insgesamt günstigen Gesamtbewertung Arndts konnte sich die Nebenfachprüferin, die Anglistin Hildegard Gauger (1890–1975), nicht durchsetzen.











III Hitler festigt seine soziale Basis




	



[1]





Lemke, Nazifizierung, S. 20, 35–42; »Hitler verzichtet auf sein Gehalt«, FZ
 , 5.2.1933 (Abendausg.); Goebbels, Kaiserhof, S. 287.











1 Mieten-, Kündigungs- und Pfändungsbremse




	



[1]





Goebbels-Tgb., 20.4., 21.4., 17.5.1929; Stelbrink, Kreisleiter, S. 33.







	



[2]






RGB
 l. 1933/1, S. 64–66; 3. AVO
 , ebd., S. 231f. (27.4.); Binnenschifffahrt: ebd., 24.5., S. 289–292; Grundstücke: ebd., 26.5., 25.10., 27.12., S. 298–302, 779, 1119f.; Gesetz zur Sicherung der Getreidepreise und VO
 , RGB
 l. 1933/1, 26.9., 29.9., S. 667f., 701–703; einschlägige Texte in der Dt. Gerichtsvollzieher-Ztg., Jg. 1934: Gedanken zur Neugestaltung, S. 147–153, Hitler und Göring zn. Ranetsberger, Gerichtsvollzieher, S. 115–117, Fall Köppen, S. 341–343; Clausen, Deutsches Vollstreckungswesen, S. 360–362; Backe, Bauerntum und Vierjahresplan, S. 81.







	



[3]





Ruge, Windland, S. 86f., 89, 108f., 125, 132, 222f.; Reichserbhofgesetz, RGB
 l. 1933/1, 29.9., S. 685–692; DF
 , 17.2.1933; Badischer Beobachter (Hauptorgan der bad. Zentrumspartei), 22.3.1933.







	



[4]





Novelle zum Kriegsopfergesetz, RGB
 l. 1934/1, 3.7., S. 541–544; Mai, Geislingen, S. 22f.; Spruchkammerverfahren gegen Wilhelm Wurster, Lebenslauf, März 1947, StAL
 El 902/8, Bü. 18510; Gesetze zum Mieter- und Kündigungsschutz, RGB
 l. 1933/1, 12.5., 25.10., S. 262–264, S. 779; ebd., 1934/1, 20.1., 30.11., S. 45–56, S. 1193.







	



[5]





Michel u.a., Rabattgesetz, Ausg. 1934 u. 1957; RWM
 (Michel) an die Ober- und Regierungspräsidenten, 7.12.1938, NIO
 -12513 (NA
 Rg 238/case XI
 /F.32).







	



[6]






RGB
 l. 1934/1, 23.3., S. 214–222; Seldte, Sozialpolitik, S. 38–44; DVO
 s, 23.3.1934, 20.2.1935, 18.12.1935; Kalckbrenner, Gesetz über die Heimarbeit, S. 7–19; Mansfeld u. Großaufträge zn. Lindenberg, Heimarbeit, S. 10, 45–49; vgl. auch Der Heimarbeitsbezirk Sonneberg (Schriftenreihe: Studentische Landschaftsarbeit), Weimar 1936 u. Ernst Fähndrich (1908–1945), Entgeltschutz in der dt. Heimarbeit, Jena 1935.







	



[7]





Geschichte der Gesetzlichen Rentenversicherung, Homepage des Bundesarbeitsministeriums (12.12.2022).














2 Der Deutsche Sozialismus, eine Alternative




	



[1]





Hansen, Nationalsozialistische Rechtsgestaltung; Gesetz über die missbräuchliche Ausnutzung von Vollstreckungstiteln, RGB
 l. 1934/1, 13.12., S. 1234; Willems, Welcher Schuldner ist »schutzunwürdig«.







	



[2]





Die Details des Anpassungsprozesses von W. Mommsen habe ich 2013 auf Wunsch von dessen Sohn Hans im Universitätsarchiv Marburg recherchiert. Zur Promotion Müllers StAM
 -UAM
 305a/1704, 307d/1020; zu den Schwierigkeiten Mommsens in den Jahren 1933–1937 ebd. 310/6342 und nach 1945 ebd. 307d/2473/2937, 310/6342, 305a/2199; zu Müller(-Asmus) u. dessen Nachkriegstätigkeit als Lehrer Staadt, Ostintegration und Westintegration, passim.







	



[3]





Mai, Geislingen, S. 58; Mai, Nationalsoz. Betriebszellenorg., S. 598, 611f.; Spruchkammerverfahren gegen K. Drexler, Lebenslauf, 25.1.1946, u. Rede am 1. Mai 1933, StAL
 El 902/8, Bü 2671, Bl. 13, 17; vollst. Abdruck der Rede, Geislinger Ztg., 3.5.1933.







	



[4]





Mai, Nationalsoz. Betriebszellenorg., S. 597f., 612; Plato, Nicht nur negative Erinnerungen, S. 41; Partei-Statistik der NSDAP
 (1.1.1935), 58, 72f., 84, 150.







	



[5]





Göring zn. Wochenblatt für Zschopau, 10.4.1933; Gesetze zum 1. Mai, RGB
 l. 1933/1, 10.4., S. 191, 1934/1, 26.4., S. 337; Goebbels-Tgb., 8.4.1933; VO
 des RAM
 , RGB
 l. 1933/1, 8.4., S. 193.







	



[6]





Bagnato zn. Mai, Geislingen, S. 167–170; zu Keil und Ulrich, Wiedergutmachungsakten, StAL EL
 350 I, 8909, 9046; Sopade, 3(1936), S. 149; zur Schwäche der ADGB
 -Führung auch Ulrich, Hitler, Bd. 1, S. 493–495.











3 Die Einzelgewerkschaften elegant eingegliedert




	



[1]





Aufruf des ADGB
 zum 1. Mai 1933 zn. Gewerkschafts-Ztg. Organ des ADGB
 49(1933), Nr. 16, 22.4., S. 241; Goebbels-Tgb., 3.5.1933; Gewerkschaften, Quellen, Bd. 4, Dok. 206, S. 898–901.







	



[2]





Mai, Geislingen, S. 79f., S. 148–150, 162. Die Empfehlung, zunächst in der früheren Arbeitnehmerorganisation zu bleiben, galt auch für den Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verband (DHV
 ), Prinz, Neuer Mittelstand, S. 117; zum Fall Wurster, Renz/Knodel, Beleidigungsverfahren gegen Wurster und Renz beim Landgericht Ulm, Urteil, 2.5.1934, StAL
 E350a, 6891.







	



[3]






DAF
 -Kreiswaltung Göppingen, StAL PL
 5515/13, 56, 80; Eidesstattliche Versicherung von E. Reichle, 24.4.1948, StAL
 El 902/8, 12802 (Spruchkammerverfahren R. Renz); Auskunft über K. Drexler v.Betriebsrat der WMF
 , privat verfasste Bescheinigung des Betriebsratsvorsitzenden der WMF
 , M. Schneider, 24.2., 3.3., 23.6.1947, Bestätigung v.sieben WMF
 -Kollegen für K. Drexler, Bestätigung des Arbeiters H. Reichart (WMF
 ), 20.6., 22.6.1947, ebd., 2671, Bl. 15f., 26, 28; Spruchkammerverfahren W. Wurster, passim, ebd., 18510; Mansfeld/Pohl, Ordnung, S. 4.











4 Stilles Mitmachen wird 1945 zu Widerstand




	



[1]





Guillebaud, Social Policy, S. 36; Mai, Warum, S. 234; Brandt zn. Schöllgen, Brandt, S. 54; Proklamation Hitlers, Nürnberger Parteitag 1935, VB
 , 12.9.1935; Du Bois, Along, S. 96f.; Sopade, 4(1937), S. 1238f., 1274.







	



[2]





Th.-Mann-Tgb., 1938, S. 253 (10.7.); Hitler-Witz erzählt nach Stresau, Nazis, S. 321; KdF-Statistik: Sopade, 5(1938), S. 151; Ulbricht, Erinnerung, S. 257f.







	



[3]





Wiedergutmachungsakte Hans Brümmer, StAL EL
 350I, 7407.







	



[4]





Protokoll Gründungskongress, S. 293; Bayerischer Gewerkschaftskongress 1946 zn. Gerstenberg, Trümmer, S. 36–41. Die offiziell als »Bayerisches Staatsministerium für Sonderaufgaben« bezeichnete Leitstelle zur »politischen Säuberung« war im Sommer 1945 gegründet worden und wurde Anfang 1950 aufgelöst.







	



[5]





Zweite VO
 zur Durchführung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit, RGB
 l. 1934/1, 10.3., S. 187–191; Leitsätze über die Zusammenlegung bzw. Neuordnung der bisherigen ADGB
 -Verbände zn. Riesaer Tageblatt, 10.6.1933; zur Neugründung der Gewerkschaften nach 1945 in Bayern Gerstenberg, Trümmer, S. 16–22.







	



[6]





Mai, Nationalsozial. Betriebszellen, S. 613; Plato, Ich bin mit allen gut ausgekommen, S. 49, 65.







	



[7]





Mielke/Heinz, Brümmer, S. 185f.; Mai an G. Aly, 20.12.2022; Kocken an Aly, 21.8.2024.











5 Die Wahlerfolge der NSDAP 1933 und 1935




	



[1]





Reichardt zn. Niemöller, Ev. Kirche, S. 86; Goebbels-Tgb., 13.11.1933.







	



[2]





Die Wahlergebnisse sind online veröffentlicht, zu den Details: Frisch, Saar, S. 120–136; Retzlaw, Spartakus, S. 366–391; Sabrow, Honecker, S. 189–224; Müller (Hg.), Katholische Kirche, S. 312–316.







	



[3]





Goebbels-Tgb., 16.1.1935; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 177; Hitler zn. Riesaer Tageblatt, 17.1.1934.







	



[4]





Goebbels-Tgb., 25.7.1933; Grundmann, Das religiöse Gesicht, S. 161; Treueverpflichtung in Stuttgart zn. Simeoni, Höllenjahre, S. 239; Th.-Mann-Tgb., 20.7.1934, vgl. auch 30.6.1933, 20.10.1937; zur Anzahl v.KZ
 -Häftlingen Tuchel, Planung, S. 45.











IV Im Friedensglück dem Krieg entgegen




	



[1]





Hennis, Die Deutsche Unruhe, Vortrag im Deutschlandfunk, 19.9.1968, Manuskript, BA
 rch B 136/13316; überarbeitet in Hennis, Unruhe, S. 116–136.







	



[2]





Guillebaud, Social Policy, S. 28f., 38f.; Moffat-Tgb., 19.5.1938, vol. 40 (Der US
 -amerikanische Diplomat J.P. Moffat (1896–1943) leitete damals die Europa-Abt. des State Departement.); Treue, Vierjahresplan, S. 190.







	



[3]






RGB
 l. 1934/1, 4.12., S. 1222f.; Gesetz über Zinzermäßigungen bei öffentlichen Anleihen, RGB
 l. 1935/1, 27.2., S. 286–288; zum Primat der Politik über die Ökonomie Stucken, Dt. Geld- und Kreditpolitik, S. 135; Bähr, Unternehmens- und Kapitalmarktrecht, S. 56–66.











1 Tempo: Die tödliche Logik politischer Raserei




	



[1]





Kraft des Motors, S. 11–23; Goebbels-Tgb., 21.2.1937; Neurath, Modern Man, S. 50; Erkelenz, Amerika, S. 28–34; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 310f.; Scholl/Hartnagel, Damit wir, 7.5.1941, S. 300f.







	



[2]





Göring zn. VB
 , 11.9.1939; Kaufmann zn. Klemperer, LTI
 , S. 165; Meinecke an Kaehler, 4.7.1940, Meinecke, Werke, Bd. 6, S. 363f.; zu den entsprechenden Stellen bei Fontane Loster-Schneider, Erzähler, S. 147f.







	



[3]





Goebbels-Tgb., 13.6.1940, 5.3., 6.4., 14.4., 18.6., 30.6.1941.







	



[4]





Lied der Panzersoldaten zn. Schöne, Erinnerungen, S. 89; Goebbels-Tgb., 27.12.1941, 12.5., 30.10., 19.11., 26.11.1943, 25.5.1944; Statistisches Handbuch, S. 289; zu Paulsen Herbert, Die guten, S. 76f.; Hennis, wie Anm. 1; Stresau, Nazis, S. 349; Smith, Feind, S. 81; Scholl/Hartnagel, Damit wir, S. 187 (24.6.1940); Stresau, Als lebe man, S. 70 (26.9.1940); Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 548 (30.8.1940).







	



[5]





Rede Hitlers vor den Oberbefehlshabern des Heeres, der Kriegsmarine und der Luftwaffe sowie vor dem Reichsaußenminister und dem Reichskriegsminister, 5.11.1937, protokolliert von Oberst Hoßbach zn. https://www.ns-archiv.de/krieg/1937/hossbach/;
 Kershaw, Hitler 1936–1945, S. 64, 87f.











2 Die »Partei der Jugend« führt ihr »junges Volk«




	



[1]





Goebbels-Tgb., 21.5., 16.5., 10.6., 30.6.1924, 18.1.1932, 9.7.1940, 19.4.1943; Broszat, Soziale Motivation, S. 397; Richhardt, Auswahl, S. 75; Eigruber, Hitlerprotokolle, S. 14–17; Hitler-Rede, 30.9.1942, zn. Domarus (Hg.), S. 1922f.; Hensel, Weg und Ziel, S. 12f.; Erlass Hitlers zur Ernennung Sauckels zum GBV
 für den Arbeitseinsatz, RGB
 l. 1942/1, 21.3., S. 179.







	



[2]





Hachmeister, Schleyer, S. 86; Morsch (Hg.), Konzentrationslager-SS
 , S. 199–295; Musial, Dt. Zivilverwaltung, S. 379–400; Goebbels-Tgb., 30.8.1938; Wiechert, Totenwald, S. 73, 80f.; https://schwarzaufweiss.buchenwald.de/Die-SS.html#SS-Maenner-unter-sich
 (27.3.2023).







	



[3]





Zu Gater Aly/Heim, Vordenker, S. 35f., 312–330; das vollständige Gutachten, eingeleitet von Tatiana Brustin-Berenstein (1908–1997) in Heim/Aly (Hg.), Bevölkerungsstruktur. S. 74–138.







	



[4]





Zu Kahlich und Fliethmann: Aly/Heim, Vordenker, S. 201f.; Berner, Letzte Bilder, passim; Aly, Unser Nationalsozialismus, S. 232–256.







	



[5]





Schuster, Judenfrage (1938), S. III
 –VIII
 , 233–236. Die Promotionsakte ist verloren, doch hat sich die Note im Promotionsbuch erhalten, UAL
 , JurFak 01.02, Bd. 4, 10.4.1939; Conze, Wirkungen, S. 28; die vorgenannten Conze-Zitate nachgewiesen bei Aly, Schieder-Conze, S. 172–174, 181; PA
 Conze, UAP
 , RUP
 78/328.







	



[6]





Seeger, Fritz Ertl, S. 81–105; Kneidinger, Uns hat man, S. 29–39; Fischer/Oswalt, Bauhäusler, S. 82–85; Röpke, Vortrag »Epochenwende«, 8.2.1933, zn. Ders., Wirrnis, S. 105–124, hier S. 122; Jüdische Allgemeine, 23.7.2012.











3 Kleriker zermürben, katholische Milieus zerstören




	



[1]





Hitler zur Zentrumspartei Koeppen-Berichte, 19.9.1941, S. 25; Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (1971), S. 73, 142; Ders., Sittlichkeitsprozesse (2022), S. 177; Hannoverscher Anzeiger, 29.4.1937; Urteilsstatistik des Reichskirchenministers zn. Adolph, Geheime Aufzeichnungen, Dok. 106a, S. 212; v.diesen statistischen Angaben etwas abweichend die Angaben v.Bischof Konrad Graf v.Preysing (1880–1950) in seinem Schreiben an Reichsjustizminister Franz Gürtner (1881–1941), 7.8.1937, EAM KFA
 /8218.







	



[2]





Goebbels-Tgb., 27.3., 6.4., 14.4, 1.5.1937 (Goebbels schrieb stets Coblenz und Cöln); Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (1971), S. 34–39; Reichskirchenminister an Erzbischof Bertram, 1.6.1937, zn. ADB IV
 /379; zu den zahlreichen Verfälschungen in der öffentlichen Darstellung: Erzbischöfliches Ordinariat Freiburg i.Br. an Goebbels, 21.6.1937; Preysing an Goebbels, 27.5.1937; Auseinandersetzung des Generalvikars der Erzdiözese München und Freising mit der Landesstelle München-Oberbayern des Propagandaministeriums, 3.1.1937; Abschriften, AEM
 Nl Thalhammer/2080.







	



[3]





Goebbels-Rede zn. DF
 , 29.5.1937; Goebbels-Tgb., 29.5.1937; Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (1971), S. 113–117; Ulrich, Hitler, Bd. 1, S. 720–722.







	



[4]





Zur Enzyklika Wolf, Pius XI
 . u. die »Zeitirrtümer«, S. 31–43; Volltext der Enzyklika im Internet; Pacelli an Bertram, 26.7.1937, zn. ADB
  IV
 /390; Kundgebung der bayerischen Bischöfe, 9.5.1937, AEM
 B001/1, R3951; Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (1971), S. 144.







	



[5]





Alle genannten Zeitungsartikel finden sich im Nachlass des Münchner Domvikars Josef Thalhammer (1900–1973), AEM
 Nl Thalhammer/2080.







	



[6]





Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (1971), S. 186; Ders., Sittlichkeitsprozesse (2022), S. 174; zu Galen folge ich Hockerts, Sittlichkeitsprozesse (2022), S. 183 (Galens Denkschrift, 31.7.1937, Galen, Akten, Bd. 1, Dok. 225, S. 553, u. Bischofs Sebastians, Mitschrift, ADB IV
 , S. 331); zum Führergeläut Faulhaber an Bertram, 24.3.1939; Münchener kath. Kirchenztg., 16.4.1939, EAM KFA
 /7261; Buchwieser an die Dekane, 5.7.1937, AEM CB
 119/222.







	



[7]





Die Verhandlung gegen Pater Mayer vor dem Münchner Sondergericht ist in einer 60 Seiten umfassenden Mitschrift komplett dokumentiert. Sie beinhaltet den Wortlaut der Anklage, die Einlassungen des Angeklagten und der Zeugen, die Plädoyers und das Urteil (EAM
 Nl Faulhaber/10182). Heydrich an Lammers, 5.10.1938, zn. ADB
 5/22, S. 800–802.











4 Hitler und Göring reden 1936 offen vom Krieg




	



[1]





Goebbels-Tgb., 4.5., 9.5., 9.6., 12.6.1937.







	



[2]





Hess-, Hitler-, Goebbels- und Rosenbergreden zn. Jeversches Wochenblatt, 10.9.1936. Was den Inhalt von Hitlers Memorandum angeht, stütze ich mich, soweit nicht anders angegeben, auf die von Wilhelm Treue 1955 veröffentlichte und kommentierte Dokumentation »Vierjahresplan« (S. 184–210). Dort finden sich die Angaben zu den Quellen.







	



[3]





Zum Ausbauplan der Wehrmacht Geyer, Rüstungsbeschleunigung, S. 131; zur Rücksichtnahme auf sozial Schwächere Backe, Bauerntum und Vierjahresplan, S. 95.







	



[4]





Details zur Reichsgetreidereserve und zum Hunger im Ersten Weltkrieg zn. Veichtlbauer, Natur, S. 54, 58–60; RMEL
 (Alfons Moritz [*1887]), Getreidelager, 28.10.1938, BA
 rch R2/18157; Göring an Backe, 29.10.1938, Nbg.-Dok. NG
 -235; Backe, Bauerntum und Vierjahresplan, passim; zur Getreideeinfuhr Dt. Wirtschaftszahlen, S. 9; zu den Füllständen der Getreidespeicher Kurt Kozuszek (1878–1953) von der Reichsstelle für Getreide, Futtermittel und sonstige landwirtschaftliche Erzeugnisse, Eidesstattliche Erklärung, 25.2.1947, NA
 Rg 238/case XI
 /F34, Aufn. 211–214 (NID
 14478).







	



[5]





Goebbels-Tgb., 9.5., 19.9., 19.10.1935, 29.2., 4.3., 8.3., 30.4., 30.11., 29.12.1936, 16.2.1937; Gesetz für den Aufbau der Wehrmacht, RGB
 l. 1935/1, 24.3., S. 141; Anleihen 1935, Stucken, Dt. Geldpolitik, S. 143; Wehrgesetz, RGB
 l. 1935/1, 21.5., S. 609–614; Hitler zum Beginn der »kolossalen Rüstung« Koeppen-Berichte, 25.10.1941, S. 105f.







	



[6]





Die vorstehende Passage folgt Aly/Heim, Vordenker, S. 43–45. Donner, Kriegswirtschaft, S. 402f.; E. Neumann, Vortrag in der Verwaltungsakademie Berlin, 29.4.1941, zn. Eichholtz, Kriegswirtschaft, Bd. 1, S. 37; Otto Donner (1902–1981), Der Vierjahresplan. Vortrag, Verwaltungsakademie Berlin, 29.4.1941, GS
 tA, Rep. 90 M/36, Bl. 29, 34; Göring-Rede zn. Bergedorfer Ztg., 29.10.1936.







	



[7]





Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 408–413, 23.5., 25.5., 16.6., 29.6., 30.6.1938; Granzow, 700 Jahre Berlin; Entrümpelung: Sopade, 4(1937), S. 1365–1376; Hitler-Rede zn. DF
 , 31.1.1940.











5 Totalitärer Sozialkapitalismus – ein Albtraum




	



[1]





Röpke, Zeitalter, S. 132; Ders., Wirtschaftssystem, S. 9f.; Ders., Deutschland: Massengrab falscher Voraussagen, FAZ
 , 15.8.1953; Ders., Abkehr, nicht Fortsetzung, Rheinischer Merkur, 13.12.1947; Hitler, Monologe, 17.10., 12.11.1941, S. 88, 138; Gesetz gegen Wirtschaftssabotage RGB
 l. 1936/1, 1.12., S. 999; Beispiel für einen »üblen Kriegsschieber«, der »zur Strecke gebracht« und hingerichtet wurde (»Das Urteil ist bereits vollstreckt«), 5.12.1942, Zeitungsausschnitt bei Wantzen, Leben, S. 1036; Teuerungsrate 1933–1944, Index der Lebenshaltungskosten 1913–1948, Marchivum (Mannheim), Nl Hans Brümmer, Zug. 61/1970, 1; Lemke, Nazifizierung, S. 77, (zum Wirken einzelner NS
 -Organisationen in Vacha), S. 77–210.







	



[2]





Telegramm des preußischen Kultusministeriums, gez. (Johann Daniel) Achelis (1898–1963), an den Rektor der Universität Marburg (Walter Merk, 1883–1937) Röpke und Jacobsohn betreffend; Berichte über Jacobsohns Tod, StA-UAM PA
 Röpke; Röpke, Kulturideal (1947), S. 517; zur Biographie und Publizistik Röpkes während der NS
 -Zeit Aly, Wilhelm Röpke gegen Führer und Volk. Liberale Kritik am nationalen Sozialismus, in: Ders., Volk ohne Mitte, S. 109–137.














5 Totalitärer Sozialkapitalismus – ein Albtraum




	



[3]





Steueranpassungsgesetz, RGB
 l. 1934/1, 16.10., S. 925–941; zu den großzügig erhöhten Grundfreibeträgen für Familien mit zwei und mehr Kindern Sopade, 3(1936), S. 936f.; RGB
 l. 1935/1, VO
 , 15.9., S. 1160; RGB
 l. 1936/1, VO
 , 24.3., S. 252; RGB
 l. 1936/1, 5. DB
 , 20.8., S. 649; RGB
 l. 1938/1, 7. DB
 , 13.3., S. 241–243; 8. DB
 , 1.6., S. 616; Sopade, 5(1938), S. 646–648; zur Steigerung der Kinderbeihilfen Sachße/Tennstedt, Wohlfahrtsstaat, S. 179f.







	



[4]





Der mögliche Erfolg einer Ablösung der Industrieumlage, in: BW
 , 1943, S. 38f.; das Ergebnis der Hauszinssteuerablösung, in: B-A, 1943, 32f.; RFM
 , Beseitigung der Hauszinssteuer, 28.11.1941, BA
 rch R 2/57964, Bl. 5–8, Entwurf zu einer entsprechenden VO
 , Bl. 90f.; VO
 zur Aufhebung der Gebäudeentschuldungssteuer RGB
 l. 1942/1, 31.7., nebst DVO
 , S. 501–506; Göring im Reichsverteidigungsrat, 18.11.1938, Aufzeichnung (Ernst) Woermann (1888–1979), IMG
 , Bd. 32, S. 411–415 (PS
 –3575); Aly, Volksstaat, S. 79–81.







	



[5]





Boberach (Hg.), Meldungen, Bd. 2, S. 193; Sopade, 4(1937), S. 1713; Tarifordnung für die in Wohnhäusern der Stadtgemeinde Berlin beschäftigten Hauswarte, 10.10.1937, Berlin 1937.







	



[6]





Stucken, Dt. Geldwirtschaft, S. 153, RKG
 , Vowi. Abt., Die dt. Wirtschaft im ersten Quartal 1937 (MS
 ), BA
 rch R8136/3802, Bl. 15; Benning (RKG
 ), Die öffentliche Finanzlage, S. 16f. (MS
 , 2.4.1936), ebd., 3804; RKG
 , Deutschlands wirtschaftliche Lage (MS
 , Juli 1939), S. 23, ebd.; Einkommensentwicklung 1927–1938 zn. Auskunft des Instituts für Konjunkturforschung Berlin für Joh. (Hans) Brümmer, 20.5.1937, Marchivum (Mannheim), Nl Hans Brümmer, Zug. 61/1970, 1; DAF
 /AWI
 , Die lohnpolitische Lage (Okt. 1939) zn. Mason (Hg.), Arbeiterklasse, S. 1266, 1249–1284; Finanz- und wirtschaftsstatistische Zahlen, 31.5.1944, BA
 rch R2/24250, S. 23; Statistik zum Stunden- und Wochenverdienst 1933 bis Ende 1937 zn. Geyer, Rüstungsbeschleunigung, S. 167; Lohnsummen in der Industrie u. Geburtenrate zn. Dt. Wirtschaftszahlen 1938, S. 3, 11.







	



[7]





Hoffmann u.a., Wachstum, S. 172–174, 827f.; Neurath, Modern Mann, S. 74; Voss-Tgb., S. 24f.; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 340, 379.











V 1938: Zwischen Angst und Hoffnung




	



[1]





Goerdeler, Schriften, S. 676; Bracher, Zeit, S. 180f.; Ders., Tradition u. Revolution im Nationalsozialismus zn. FAZ
 , 31.1.1976 (Tiefdruckbeilage), vollständig in: Ders., Zeitgeschichtliche Kontroversen, S. 62–78, hier S. 74; Meinecke, Dt. Katastrophe, S. 397.











1 Volksnah, autoritär und illiberal demokratisch




	



[1]





Gesundes Volksempfinden: Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, § 2, RGB
 l. 1935/1, 28.6., S. 839; Welzer, Die Deutschen, S. 66f.; Hitler zum Herrenstandpunkt, 19.9.1941, Koeppen-Berichte, S. 25; Th.-Mann-Tgb., S. 351; zu Hoffmann Müller, Wandel, S. 133.











2 Aktion, Aktion, Aktion: Leben wie im Kino




	



[1]





Stresau, Nazis, S. 315–317 (13.3., 15.3., 16.3.1938); Renner zn. Botz, Nationalsozialismus (2008), S. 184f.; Hitler auf dem Heldenplatz, Hamann, Hitlers Wien, S. 160–168; Zitelmann, Hitler, S. 80; Goebbels-Tgb., 17.3.1938; Schulheft von Hans Krochmalnik im Privatbesitz seiner Kinder Geoffrey Kronik u. Theresa Kronik-Wrobel; VO
 über die Einführung der Reichsmarkwährung im Lande Österreich, RGB
 l. 1938/1, 17.3., S. 253.







	



[2]





Hitler an Mussolini, 11.3.1938, zn. Dolomiten, 14.3.1938; Hitler, Kampf, S. 520f., 707–711; Ders., Zweites Buch, S. 189–215; Stresau, Nazis, S. 317; Goebbels-Tgb., 20.3.1938.











3 Goebbels: Die Stimmung zur Siedehitze steigern




	



[1]





Stresau, Nazis, S. 325f. (16.9.1938); Voss-Tgb., 1.10.1938; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 425f., 430; Th.-Mann-Tgb., 16., 18., 23., 9.1938, S. 285, 288; Goebbels-Tgb., 31.8., 1.9., 18.9., 22.9., 25.9., 2.10.1938; Stresau, Nazis, S. 327 (24.9.1938); Tausk, Breslauer Tgb., S. 140.







	



[2]





Wagenfeld an Paulus, 29.9., 30.9.1938, zn. Hornuff, Kompromisse, S. 129–131; Th.-Mann-Tgb., 24., 30.9.1938, S. 295, 301; Goerdeler, Schriften, S. 712; Voss-Tgb., S. 132; Gestapa (Heinrich Müller [1900–1945]), 9.11.1938, VEJ
 2/125.











4 Enteignung der Juden für die Kriegskasse




	



[1]





Trittel, Hans Schlange-Schöningen; Schlange-Schöningen, Am Tage danach, S. 96f.







	



[2]





Zu den Befürchtungen, am nächsten Tag die Rechnungen nicht mehr bezahlen zu können, z.B. Hitler, Tischgespräche, S. 145; Goebbels-Tgb., 20.3, 18.8., 11.9., 19.12.1937, 14.1., 27.3., 5.4.1938, 2.3.1939, 9.10.1931; Stucken, Dt. Geldpolitik, S. 143, 154f., 139.







	



[3]





Volkmann, NS
 -Wirtschaft, S. 324f.; Abelshauser, Kriegswirtschaft, S. 516–518; RFM
 , Schwerin v.Krosigk, Richtlinien für die künftige Rüstungsfinanzierung, 10.3.1938, Nbg.-Dok. NG
 -5553; Banken, Edelmetallmangel, S. 241, 251, 254; Stucken, Dt. Geldpolitik, S. 147–152, 174.







	



[4]






VO
 und Anordnung zur Vermögensanmeldung, RGB
 l. 1938/1, 26.4., S. 414–416; Goebbels-Tgb., 11.4., 23.4.1938; Th. Mann Tgb., 1.5.1938, S. 217; Krüger, Lösung, S. 70, 211; Erlass des RWM
 , 14.5.1938, zn. Leeuw, Griff, S. 216; RWM
 , vertrauliches RS
 , zur Anmeldung des Vermögens von Juden, 21.11.1938, zn. VEJ
 2/167; Th.-Mann-Tgb., 28.4., 11.6.1938, S. 215, 236f.







	



[5]





Elfte VO
 zum Reichsbürgergesetz, RGB
 l. 1941/1, 25.11., S. 722–724 (VEJ
 , 6/43); Preußische Staatsbank an RFM
 (Radebach), 24.9.1942, BA
 rch R2/3180; RFM
 , Aufzeichnung, Amtsrat Friedrich Parpatt (1881–1960) Nbg.-Dok. NG
 -5294, 4625, zn. Adler, Der verwaltete Mensch, S. 621.







	



[6]





Geyer, Rüstungsbeschleunigung, S. 123, 131, 133f. 136, 178; Tausk, Breslauer Tgb., S. 204f. (30.3.1939); Rede Görings zn. Mason, Arbeiterklasse, (stenograph. Protokoll) S. 908–933, hier: 926; AA
 (Woermann), 18.11.1938, über die Rede Görings, IMG
 , Bd. 32, S. 411–415; zur Zwangsabgabe von Gold etc. RWM
 (III
 Jd. 29/38), 25.7.1938, PA AA
 Inland II
 A/B 26; Göring-Rede, 12.11.1938, zn. VEJ
 2/146; PA
 Buzzi, BA
 rch ZE
 6175.







	



[7]






RM
 dI (Frick), 14.6.1938, Nbg.-Dok. NG
 -3937; RWM
 (Brinkmann), 27.12.1938, BA
 rch R2/3847, Bl. 188; Goebbels-Tgb., 25.5.1938.







	



[8]





Schwerin v.Krosigk, 5.7., 1.9., 8.12.1938, BA
 rch R2/3847; Sauer, Hitlers Kriegsideen, S. 758; Görings Besprechung über die Judenfrage, 12.11.1938, zn. VEJ
 2/146.







	



[9]






AA
 (Schumburg), 25.1.1939, zn. VEJ
 2/244; RKG
 , Sitzung im RWM
 , 23.11.1938, BA
 rch R8136/3692; RGB
 l. 1938/1, 12.11., S. 1579; Th.-Mann-Tgb., 12.11.1938, S. 319.







	



[10]






RFM
 , (Schwerin v.Krosigk.), 5.7., 1.9., 8.12.1938, BA
 rch R2/3847; RBD
 irektorium, 29.12.1938, an RFM
 (Bayrhoffer), ebd., Bl. 139ff., 180f., 190ff.; RWM
 , Statistik und Begleitbericht (Ende 1938), BA
 rch R7/4740, Bl. 36ff.; AA
 (Woermann), 18.11.1938, über die Rede Görings, IMG
 , Bd. 32, S. 411–415.







	



[11]






DVO
 zur VO
 über die Sühneleistung, RGB
 l. 1938/1, 12.11., S. 1638–1640; zur Reichsfluchtsteuer Friedenberger u.a. (Hg.), Reichsfinanzverwaltung, S. 30 u. Statistisches Handbuch, S. 556, Tab. 19; BIZ
 , 10. Jahresbericht, Basel, 27. Mai 1940, S. 123f.; Goerdeler, Schriften, S. 764; Lagebericht der Abteilung II
 112 des SD
 für 1938 zn. Wildt (Hg.), Judenpolitik, S. 200; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 398; Göring, 6.12.1938, zn. Heim/Aly (Hg.), Staatliche Ordnung, S. 385.









5 Die nihilistische Schweinerei namens Rasse




	



[1]





Wehler, Engstirniger Materialismus, Spiegel, 14/2004 (Rezension des Buches »Hitlers Volksstaat«); Ulrich Herbert, Arbeit und Vernichtung. Ökonomisches Interesse und Primat der »Weltanschauung« im Nationalsozialismus, in: Diner (Hg.), Ist Nationalsozialismus Geschichte (Frankfurt a.M. 1987), S. 189–236, hier in der überlangen Fußnote 45 (S. 209), S. 288f.; Ulrich Herbert, Rassismus und rationales Kalkül, S. 26. Der Aufsatz erschien in: Schneider (Hg.) »Vernichtungspolitik«, dort finden sich weitere ähnliche Kritiken.







	



[2]





Goebbels-Tgb., 1.8., 7.8., 14.8., 18.8., 19.8., 12.11.1938; zu den ungarischen Gesetzen Gerlach/Aly, Kapitel, S. 38–45; zum Numerus clausus in Russland, Rumänien und Polen Aly, Europa, S. 94f., 235–238, 254–258; Mann an Alfred Neumann (1895–1952), 18.1.1939, Mann, Briefe, Bd. 2, S. 77; Th.-Mann-Tgb., 27.8.1938, S. 276; Meinecke, Dt. Katastrophe, S. 400.







	



[3]





Zu Ramin Prieberg, Musik, S. 346, 364; zu Herrmann u. Knudsen Aly, Unser Nationalsozialismus, S. 65–80.











VI 1939: Raubkrieg statt Staatsbankrott




	



[1]





Schlange-Schöningen, Am Tage danach, S. 107; Hitler, Kampf, S. 280, 372, 463, 479, 663; Kotze (Hg.), Engel, S. 70 (10.12.1939).











1 Das Volk an schwerste Belastungen gewöhnen




	



[1]





Müller, Wandel, S. 161–163, vgl. die Aufzeichnungen Müllers v.Nov. 1923, BayHS
 tA, Nl. Müller 20; Goebbels-Tgb., 20.9.1938; Hitler, 19.9., 8.11.1939, 4.9.1940, zn. VB
 .







	



[2]





Hitlers Rede vor den Spitzen der Wehrmacht, 22.8.1939, zn. ADAP
 , Serie D, Bd. 7, S. 171f.; Stresau, Als lebe man, S. 493; KTB
 . WwiStb., 4.12., 6.12.1939, BA
 rch RW
 19/164; Hitler, Kampf, S. 112, 463; Goebbels-Tgb., 16.1.1940; Sopade, 7(1940), S. 221–223; zur Politik des Alles-oder-Nichts Sauer, Hitler Kriegsideen, S. 755f.











2 Beginn einer mörderischen Konkursverschleppung




	



[1]





Aufzeichnung v.Admiral Wilhelm Canaris (1887–1945), 22.8.1939, IMG
 , Bd. 26, S. 338–334, 523f. (Nbg.-Dok. 798-PS
 , 1014-PS
 ); Aufzeichnung v.Generaladmiral Hermann Boehm (1884–1972), 22.8.1939, Bd. 41, S. 16–25 (Nbg.-Dok. Raeder-27); ähnlich Aufz. o.U., 22.8.1939, ADAP
 , Serie D, Bd. 7, S. 171f.; Röpke, Totalitarian »Prosperity«, S. 166–170; Ders., Civitas, S. 366.







	



[2]





Hitler, 23.5.1939, IMG
 , Bd. 37, S. 548 (Nbg.-Dok. 079-L); Sauer, Hitlers Kriegsideen, S. 763f.; Hillgruber, Quellen, S. 388; RFM
 , 7.7.1939, Nbg.-Dok. NG
 -4062.







	



[3]





Gestützt auf Sauer, Hitler Kriegsideen, S. 753–755, vgl. Hitlers Tischgespräche (Ausg. 1951), 25.3.1942, S. 136; Hitlers Tischgespräche (Ausg. 1963), 12.4., 4.5.1942, S. 272f., 311f.







	



[4]





Denkschrift Goerdelers, 1.7.1940, Goerdeler Schriften, S. 755, 773, 784f., 789, 791; Goerdeler an Günther v.Kluge (1882–1944), 25.7.1943, ebd., S. 858; Goerdeler, Entwurf einer Rundfunkrede für den Zeitpunkt des geglückten Umsturzes, Sommer 1944, ebd., S. 1044; Goerdeler, Politisches Testament, ebd., S. 1250f.; Schlange-Schöningen, Am Tage danach, S. 99f., 107; zur Vernichtung der Reichsbankakten Aly, Volksstaat, S. 45f.











3 Die meisten Deutschen fürchten den Krieg




	



[1]





Sauer, Hitlers Kriegsideen, S. 761f.; IMG
 , Bd. 41, S. 17; Nbg.-Dok. PS
 -789; Hitler, 24.2.1940, zn. VB
 , 26.2.1940.







	



[2]





König, Kriegstagebuch, S. 30f. (24., 26., 28., 30.8.1939); Nolte, Messerscharf, S. 90f.; Shirer, Berliner Tgb., S. 191; Moltke, Briefe, S. 63f.; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 479, 482; Hitler, 1.9.1939, zn. VB
 , 2.9.1939.







	



[3]





Presseanweisung Goebbels’, 1.9.1919, zn. Sänger, Politik, S. 392; Anordnung, 30.8.1939, zn. Steinert, Hitlers Krieg, S. 95; Shirer, Berliner Tgb., S. 189; Klemperer, LTI
 , S. 188; Tausk, Breslauer Tgb., S. 215f.; Boberach (Hg.), Meldungen, Bd. 2, S. 347.







	



[4]





Granzow u.a., Gottvertrauen und Führerglauben, S. 45f.; Kratz, Sparen, S. 70–72; Goebbels-Tgb., 22.2., 23.9.1942.











4 Hitler verheimlicht dem Volk riesige Schulden




	



[1]





Federau, Zweiter Weltkrieg, S. 16; Erhard, Kriegsfinanzierung, S. 13, 212; Stucken, Dt. Geldpolitik, S. 178–180, 184f.; Goebbels-Tgb., 28.9.1941; Kursstopp und Dividendenzuwachs, in: BW
 (1943), S. 85; RB
 , Verwaltungsbericht für 1941 (Berlin 1942), S. 7f.; Reichsbankausweis, 31.5.1944, BA
 rch R2/13480, Bl. 204; Funk, Wirtschaftspolitik der stabilen Währung, Berliner Börsen Ztg., 13.2.1943.







	



[2]





Boberach (Hg.), Meldungen, S. 4556 (7.12.1942); Friedenberger u.a. (Hg.), Reichsfinanzverwaltung, S. 88f.; verschärfter Erlass, 16.2.1943, BA
 rch R1501/1838, Bl. 21.







	



[3]





Benning, Expansion und Kontraktion der Geldmenge, 25.3.1943, BA
 rch R8136/3810, S. 18.











5 Kriegsangst und Kampfeswillen, ein Paradox




	



[1]





Voss-Tgb., S. 146f.; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 479, 48; Shirer, Berliner Tgb., S. 138f.; zum geplanten Propagandamarsch am 27.3.1938 Engel-Tgb., S. 39f.; Smith, Feind, S. 80.







	



[2]





Presseanweisungen zn. Boelcke (Hg.), Wollt Ihr, S. 22, 27; Ders., (Hg.), Kriegspropaganda, S. 221, 255, 300; Frei, 1945 und wir, S. 116f.; RGB
 l. 1938/1, 14.4., S. 764.











1 Die Herrschaft über die »Masse der Mitte«




	



[1]





Rossbach, Massenseele, S. 3, 7f., 11f., 15f., 31; Hitler, Kampf, S. 580f., 585, 589f., 596; Goebbels-Tgb., 1.10.1941, 23.5.1942; Goebbels-Rede, 18.7.1932, zn. Heiber (Hg.), Goebbels-Reden, Bd. 1, S. 52; Hitler-Rede, 10.12.1940, zn. FZ
 , 12.12.1940; Haag, Denken, S. 22.







	



[2]





Ruf, Backpfeife, S. 44f.; »Die letzte Zeugin aus dem Führerbunker«, Gespräch mit Johanna Ruf, geführt von Maritta Tkalec, Berliner Ztg., 8.5.2023; Sopade, 5(1938), S. 1249f.; Plato, Nicht nur, S. 44–46.







	



[3]





Meldebogen 1 (1943) zn. Aly, Sauberer und schmutziger Fortschritt, S. 27; zu Rummelsburg: Ders., Medizin gegen Unbrauchbare, S. 45–49; Ders., Die Belasteten, S. 220–224; Karteikarte zu Wolfgang Knorr, SHS
 tA, Dt. Hygienemuseum, Nr. 028/13686.







	



[4]





Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesundheit, RMB
 liV. 5(1940), Sp. 1519–1524; Aly, Bevölkerungspolitische Selektion, S. 140–145; Kranz/Koller, Gemeinschaftsfremde, Teil 2, S. 10, 17, 113, 133; Aly/Roth, Restlose Erfassung, S. 105–109; Erlass des RM
 dI, 23.3.1938, zur Anlage von Sippenakten zn. Sammlung dt. Gesundheitsgesetze, Bd. 1, IA
 , S. 7; Goebbels-Tgb., 10.8.1943.











2 Das kann doch einen Landser nicht erschüttern




	



[1]





Tucholsky, Gesamtausgabe, Bd. 8, S. 275, Bd. 11, S. 329; Goebbels, Parteigenossen! Volksgenossen! 21.10.1932, 2.11.1932; Goebbels zu den Intendanten, 25.4.1933, zn. Heiber (Hg.), Goebbels-Reden, Bd. 1, S. 94; Stresau, Nazis, S. 149–151; Smith, Feind, S. 91.







	



[2]





Goebbels-Tgb., 11.4.1934, 29.7., 25.12.1937, 21.1., 13.6., 14.6.1938, 19.8.1941, 26.2., 27.2.1942.







	



[3]





Goebbels-Tgb., 7.11., 8.11.1941, 27.9.1942, 9.2., 5.3., 8.3.1943.







	



[4]





Leiser, Deutschland, S. 80; Krauß als Shylock zn. Drewniak, Theater, S. 251; Wulf, Kultur: Theater und Film, S. 6f., 441f.











3 Genießen und profitieren im Paradies der Räuber




	



[1]





Böll, Briefe, S. 264, 372, 526, 619, 694, 738, 765, 798, 833; Ders., Brief, S. 24–30; Scholl/Hartnagel, Damit wir, S. 194f., 206, 221f., 231, 242, 299, 319f.; MSPT
 -Konv., Martin Meier; Werner, Galeere, S. 214; Seydelmann, Balance, S. 105, 130, 182; Smith, Feind, S. 102; RFM
 an OFP
 Würzburg, 12.6.1940, BA
 rch R 2/56059, Bl. 33.
















3 Genießen und profitieren im Paradies der Räuber




	



[2]





Gericke, Feldpost, S. 61f.; Besprechung unter Vorsitz Görings zur wirtschaftlichen Ausnutzung der besetzten Gebiete, 7.10.1940, LAB
 A Rep. 92/105, Bl. 106–108 (verschämt angedeutet bei Umbreit, Kontinentalherrschaft, S. 236).







	



[3]





Hitler, Monologe, S. 346 (16.8.1942), 364f. (25.8.1942); Hitlers Tischgespräche (1951), S. 182 (17.7.1942); Keitel, 16.8.1942, LAB
 A Rep. 92/105, Bl. 116 (am 17.9.1942 verfügte das RFM
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 ); Gestapo Bielefeld zn. Herbert, Geschichte, S. 382: zur Kollektivschuldthese der Nachkriegszeit Frei, Von dt. Erfindungskraft, S. 154 (zn. Ders., 1945 und wir).
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Wantzen, Leben, S. 551f.; Stresau, Als lebe man, S. 189 (19.10.1941); Smith, Feind, S. 169; Klemperer, LTI
 , S. 180.











2 Schuldumkehr: »Alljudas Vernichtungspläne«
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Diewerge, Kriegsziel (Zu den Lügen in dieser Broschüre steht alles Notwendige bei Benz, Judenvernichtung aus Notwehr.); VB
 zn. Smith, Feind, S. 159; die Angst im Herzen ebd., S. 144f., 157f.
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Hitlers Proklamation, 3.10.1941, zn. Hitler, Großdeutscher Freiheitskampf, Bd. 3, S. 68; Smith, Feind, S. 163; Hitlers Münchner Rede zn. Badische Presse, 10.11.1941; Seibert zn. Smith, Feind, S. 171f.







	



[3]





Goebbels-Tgb., 7.9., 27.10., 28.10., 4.11., 21.11.1941; Wagenfeld an Paulus, 24.11.1941, zn. Hornuff, Kompromisse, S. 136.
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Das Reich, 16.11.1941, zn. VEJ
 8/37; ähnlich Goebbels’ Rede in der Dt. Akademie (München), 1.12.1941, Göttinger Tageblatt, 2.12.1941, zn. Stresau, Als lebe man, S. 203; Goebbels-Tgb., 17.11.1941.











3 Judenmorde: »phantastisch, aber durchzuführen«
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Höppner an Eichmann, 16.7.1941; Frank-Tgb., 22.7.1941, zn. VEJ
 4/314 u. 4/316; Memorandum Höppners, 2.9.1941, an Eichmann und Hans Ehlich (1901–1991), nebst Anschreiben, 3.9.1941, BA
 rch ZR
 890 A 2, Bl. 222–238. In den Akten der UWZ
 -Lodz (AGK UWZ
 /L/3, Bl. 1) findet sich eine leicht abweichende Gliederung zum Thema des Memorandums ohne Datum und Unterschrift; Alberti, Verfolgung und Vernichtung, S. 400–404; Himmler, Dienstkalender, S. 205f.; Goebbels-Tgb., 24.9.1941; Gespräch Franks mit Rosenberg, 13.10.1941, Frank-Tgb., S. 413.
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Zu Konin u. zur Errichtung des Massenmordzentrums Kulmhof/Chełmno Alberti, Verfolgung und Vernichtung, S. 412–415; Bericht Krumeys, 7.10.1941, über die Arbeitstagung des SS
 -Ansiedlungsstabs Posen und Litzmannstadt am 2.10.1941, StAP
 , UWZ
 /P/2, Bl. 169ff.; Trunk, Lodzher geto, S. 252f.; Golczewski, Polen, S. 447; Poliakov, Hass, S. 189.
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Aussage Eichmanns in Jerusalem, 25.7.1960 (Tape 37), Trial, S. 906f.; Prüfungsaufgaben für SS
 -Junker, 20.2.1937, zn. Heim, Deutschland, S. 51, 53f., 74f./Fn. 5; Schnellbrief Heydrichs, 21.9.1939, zn. VEJ
 4/12; Errichtung des Ghettos Lodz, Aly, Endlösung, S. 90–92.











4 Der Weltkrieg ist da – »Finis Germaniae«
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Stresau, Als lebe man, S. 164 (11.8.1941), S. 200–202 (18.11.1941); Kellner zn. VEJ
 6/23; Moltke, Briefe, S. 324–326; Haag-Tgb., S. 133–135, 151–153, 164f.
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Overmans, Dt. Verluste, S. 264–277; Hitlerrede, 11.12.1941: https://archive.org/details/wb4 l7gsas7qk;
 zu Hitlers Drohung Smith, Feind, S. 71; Hitlers Aufruf an das Heer, 22.12.1941; kommentierend Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 699f.; Löffelholz-Tgb., S. 17f.; Goebbels-Tgb., 20.1.1942.
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Voss-Tgb., S. 209–211; Muehlon-Tgb., S. 648, 654–671; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 698, 703f.; Hitlers Neujahrsaufruf zn. DF
 , 2.1.1942; Stresau, Als lebe man, S. 213f. (11.1.1942); Zeitungsbericht zur Goebbels-Rede ebd. faksimiliert; Haag, Denken, S. 153; Wantzen, Leben, 27.12.1941, S. 657–666; König, Kriegstagebuch, S. 101 (31.12.1941); Voss-Tgb., S. 209–212; Goebbels-Tgb., 27.11., 30.11.1941.











5 Lösung der Judenfrage »in letzter Konsequenz«
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So zum Beispiel Wolfgang Scheffler (1929–2008) immer wieder in seinem auch von mir besuchten Colloquium; zusammenfassend der Konferenzband Rohwer/Jäckel (Hg.), Der Mord an den Juden.
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Mommsen, Der Nationalsozialismus. Kumulative Radikalisierung (1976); Gerlach, Wannsee-Konferenz (erw. Fassung), S. 85–166.
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Zum Münchner Transport Aly (Hg.), Lichtenstaedter, S. 216–219; Goebbels über Gespräche mit Heydrich (17.11.1941) und Hitler (21.11.1941), Goebbels-Tgb., 18.11., 22.11.1941. Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 688–690, Bd. 2, S. 12–14; zu Würzburg VEJ
 6/44. Die verschiedenen Schriftstücke zur Wannsee-Konferenz finden sich im Faksimile und in zahlreiche Sprachen übersetzt einschließlich des Protokolls unter https://www.ghwk.de/de/konferenz/protokoll-und-dokumente
 .
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Elfte VO
 zum Reichsbürgergesetz, RGB
 l. 1941/1, 25.11., S. 722–724; Klemperer, Zeugnis, Bd. 1, S. 688–690, Bd. 2, S. 12–14; Hitlerrede, 11.12.1941, zn. Domarus (Hg.), Hitler, S. 1807; zum »aufgeregten Ton« Stresau, Als lebe man, S. 207; zum Bombenkrieg und Verhalten Japans Goebbels-Tgb., 17.11., 10.12.1941.







	



[5]





Hitlers Rede vor den Reichs- u. Gauleitern, 12.12.1941, Goebbels-Tgb., 13.12.1941 u. Frank-Tgb., S. 452, 457–459; Goebbels Gespräch mit Hitler, Goebbels-Tgb., 17. u. 18.12.1941; Bräutigam zn. Gerlach, Wannsee-Konferenz, S. 130; Heydrich an Schmitt, 25.1.1942, DÖW
 E 20952, Bl. 149.
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Besprechungen zn. Gerlach, Wannsee-Konferenz, S. 117–123; Choltitz, 29.8.1944, zn. Neitzel, Abgehört, S. 258; Brack an Himmler, 23.6.1942, zn. FMG
 , S. 295f.; zu Werlemann Gryglewski, Bedeutung, passim.











XI Die Deutschen und der Judenmord
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Aufzeichnung Rosenbergs, 14.12.1941, IMG
 , Bd. 27, S. 270–273, Nbg.-Dok. 1517-PS
 .











1 Ein Volk wird in die Mitwisserschaft gezogen
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Stresau, Als lebe man, S. 220 (2.2.1942); Hitlerrede, 30.1.1942, zn. VB
 , 1.2.1942; Boberach (Hg.), Meldungen, S. 3235; Ostfriesische Tagesztg., 11.2.1942, zn. VEJ
 6/76; Hitlerrede, 24.2.1942, zn. VB
 , 25.2.1942; SD
 -Hauptstelle Bielefeld, 14.3.1942, zn. Dörner, Die Deutschen, S. 315f.
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Hitlers (geheime) Rede in der Zusammenfassung Bormanns, 16.7.1941, IMG
 , Bd. 38, Nbg.-Dok. L-221; Hitler vor den Reichs- und Gauleitern, 23.5.1942, zn. Goebbels-Tgb., 24.5.1942; Goebbels-Tgb., 9.6., 14.6., 4.8., 13., 23., 27.9., 23.11.1942, 20.1.1943; Hitlerrede, 30.9.1942, zn. VEJ
 12/93; Hitlerrede, 8.11.1942, zn. Freiburger Ztg., 9.11.1942; Hitler zu den Reichs- und Gauleitern zn. Goebbels-Tgb., 1. u. 2.10.1942 (aus der indirekten in direkte Rede transponiert); Klemperer, Zeugnis, Bd. 2, S. 251; zu den Massenmorden an Juden im Generalgouvernement Gerlach, Krieg, S. 231f.
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Hitler, 8.11.1942, zn. DF
 , 10.11.1942; Hitler, Appell an die Nation (laut VB
 die »erste Adolf-Hitler-Schallplatte«), Juli 1932, zn. Domarus (Hg.), S. 117; Hitler, Rede, 30.1.1939, zn. FZ
 , 1.2.1941; Goebbels, Das Reich, 9.5.1943, 15.11.1942; Goebbels, Rede (Wuppertal), 11.11.1942, zn. Heiber (Hg.), Goebbels-Reden, Bd. 2, S. 154f.
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Marburger Ztg. (Marburg a.d. Drau = Maribor), 8.12.1942, der Verfasser ist mit Dr. Friedrich Schultz angegeben. Der Artikel erschien z.B. auch in Stuttgart (Haag, Denken, S. 241f., 238), im Ulmer Tageblatt und in DF
 , 8.12.1942, dort in der längeren Form, und in weiteren Zeitungen.
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Zellmer, Aussage im Vorermittlungsverfahren gegen Kurt Knuth, 27.4.1959, BA
 rch B 162/2877; Goebbels-Tgb., 27.4.1942. Am 28.5.1943 berichtete Gebhardt von einem Narbeneinriss, am 30.6.1943 von einer Verletzung, mit der er noch zu tun habe und derzeit humple. Für die Auskunft danke ich Judith Hahn, Verfasserin des Buchs »Grawitz, Genzken, Gebhardt. Drei Karrieren im Sanitätsdienst der SS
 «. Der mit Gebhardt befreundete Arzt Lohe hatte sich in seiner Münchner Assistentenzeit an der Orthopädischen Klinik mit der Therapie von Knieverletzungen befasst.











2 Soldaten reden und schreiben über Verbrechen
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Scholl/Hartnagel, Damit wir, S. 368; Haag, Denken, S. 220; Zagovec, Gespräche, S. 329f., 381; Neuffer zn. Neitzel, Dt. Generäle, S. 244; zur ukrainischen Stadtverwaltung von Charkow Friedrich, Kollaboration, S. 161–167; Böhrer zn. VEJ
 7/133; Bach zn. Neitzel/Welzer, Soldaten, S. 279; Satorio, Miethke zn. MSPT
 -Konv.; Thoma(s), Käss, Mehlis-Manger zn. Römer, Kameraden, S. 447f., 455–457f.; Lotter, 29.3.1944, zn. VEJ
 11/124.
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Kaiser (Hg.), Mut, S. 533f.; Rede Görings zum 10. Jahrestag der Machtergreifung zn. Straßburger Neueste Nachrichten, 2.2.1943, S. 3f. (nicht S. 1) (Die Nibelungen-Passage trägt die Zwischenüberschrift »Der Heldenkampf von Stalingrad verbürgt den Sieg«.); Th.Mann, Das Ende, S. 155f.; Meinecke, Briefwechsel, S. 443f. (1.3.1944) (zu den Vorbehalten Meineckes und Kaehlers gegen Juden Meinecke, Bd. 8, S. 339, 356, u. Kaehler an Meinecke, 14.5.1949, Meinecke, Briefwechsel, S. 539); Neuffer zn. Neitzel, Dt. Generäle, S. 342, 346 (Neuffer und Bassenge waren am 9.5.1943 in Tunesien in Gefangenschaft geraten.).
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Lotter, Tagebuch, 15.4.1943, zn. VEJ
 11/7; Klemperer, Zeugnis, Bd. 2, S. 371 (5. u. 6.5.1943); Goebbels-Tgb., 18.4.1943; generell Fox, Katyn und die Propaganda des NS
 -Regimes; Rose zn. Das Tageblatt f. Frankenberg und Hainichen, 6.11.1943; »Ganz Europa ein Katyn« zn. Tremonia (Arnsberg), 4.11.1943.











3 Lebensmittel »für 1,2 Millionen Juden entfallen«




	



[1]





Boberach (Hg.), Meldungen, S. 4291; Klemperer, Zeugnis, Bd. 2, S. 245, 256; Dresdner Nachrichten, 15.9.1942; zu Stalingrad Wantzen, Leben, 16.9.1942, S. 952 u. Goebbels-Tgb., 15. u. 16.9.1942; Boberach (Hg.), Meldungen, S. 4208; Bestimmungen des Ernährungsministeriums für Lebensmittel- und Tabakzuteilungen an Juden, 18.9.1942 (wirksam ab 19.10.1942), zn. VEJ
 6/168; Erlass des Reichsernährungsministeriums für die 42. Zuteilungsperiode (wirksam ab 19.10.1942), gez. (Hans-Joachim) Riecke (1899–1986), 7.9.1942, Dt. Reichsanzeiger, Nr. 225, 25.9.1942 (abends), S. 1f.
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Zur Sterblichkeit und Bevölkerungsentwicklung im Ghetto: StAW
 , Der Kommissar für den j.W./1, Bl. 7, zn. Aly/Heim, Vordenker, S. 330; Pilichowski, Verbrauch, S. 205–208, zn. Gerlach, Krieg, S. 174; JHIW ARG
 I/572, Bl. 6, 9 (https://www.herder-institut.de//digitale-angebote/dokumente-und-materialien/themenmodule/quelle/1644/details.html
 ); Hagen über »vagabundierende Juden«, 7.7.1941, zn. Kempter, Joseph Wulf, S. 252f.; Walbaum, Ärztetagung; Dritte VO
 zur Aufenthaltsbeschränkung, 15.10.1941; Schießbefehl des Befehlshabers der Sipo im G.G., 16.11.1941; Fischer u. Frank, 15./16.10.1941, zn. VEJ
 9/14, 12, 15, 17; zu Greiser Vermerk des RKF
 -Funktionärs Alexander Dolezalek (1914–1999), 12.2.1941, BA
 rch R49/Anh. I/34, Bl. 43–47, zn. Aly, Endlösung, S. 231; zum Sterben der sowj. Kriegsgefangenen im G.G. Streit, Keine Kameraden, S. 134.
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Backes Ernennung, Backes und Franks Treffen mit Goebbels, Himmler u. Hitler, Hitlers Rede vor den Reichs- u. Gauleitern, 23.5.1942, Goebbels-Tgb., 24.5.1942, Gerlach, Krieg, S. 190f.; Besprechung (Backe), 23.6.1942, Besprechung Göring, Backe u. Sauckel, 28.7.1942, Besprechung Görings mit den Reichskommissaren und Militärbefehlshabern der besetzten Gebiete und mit Generalgouverneur Frank, 6.8.1942, zn. Gerlach, S. 191f., 215–217; Regierungssitzung im G.G., 24.8.1942, zn. VEJ
 9/123, Frank, Diensttagebuch S. 542–551.
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Zur Rekrutierung polnischer Zwangsarbeiter 1942 Herbert, Fremdarbeiter, S. 87; Frank in Lemberg, 1.8.1942, zn. VEJ
 9/109; Teil-Nl Zinser, Slg. Aly (gedruckte Einladung zum Treffen im Lemberger Opernhaus); Lebensmittelabgaben aus dem G.G. im Erntejahr 1942/43, Gerlach, Krieg, S. 222f., 245, 227 (Rüstungsinspektionen im G.G., 15.8.1942; Backe an Himmler, 14.12.1942; Oberstlt. Süßmuth, Okt. 1942), Heinz Meyer, Simeoni, Höllenjahre, S. 189f.











4 Die Deutschen »im dumpfen, blöden Schlaf«
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Goebbels-Tgb., 23.1., 25.1., 28.1., 8.2., 13.2., 18.2. 1943; Goebbels’ Rede sowie die Flugblätter und Dokumente der Weißen Rose stehen im Internet.
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Helmut Goetz zn. Kempowski, Echolot, Bd. 4, S. 123; Wüst an MinDir (Rudolf) Menzel (1900–1987), Reichserziehungsministerium, 23.2.1943, BA
 rch R 4901/13964, Bl. 125; Zankel, Flugblätter, S. 462; Li Magold zn. Petry, Studenten, S. 120–122, 220f.; Goebbels-Tgb., 25.2.1943.
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Münchner Neueste Nachrichten zn. Kurt Huber, S. 69; Wüst an MinDir. Menzel, Reichserziehungsministerium, 19.2.1943, BA
 rch R 4901/13964, Bl. 125; Fiddickow in der Broschüre »Wollt ihr den totalen Krieg«; Goebbels-Tgb., 8.2.1943; Schlange-Schöningen, Am Tage danach, S. 170.











5 Kraft durch Furcht wird Kraft durch Todesangst
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Scholl/Hartnagel, Damit wir, S. 437; Göring-Rede, 4.10.1942, zn. Aly (Hg.), Volkes Stimme, S. 149–194, hier S. 192; Goebbels-Tgb., 27.12.1941, 29.5., 23.9., 27.11.1942, 29.1., 7.2., 2.3.1943, 25.5.1944; Flugblatt »Kraft durch Furcht« faksimiliert in Wantzen, Leben, S. 1046; Moltke an Curtis, 25.3.1943, zn. Ders., Bericht, S. 24; Schlange-Schöningen, Am Tage, S. 168f.; Führer-Proklamation, 30.1.1943, Hakenkreuzbanner, 31.1.1943; Haag, Denken, S. 260; Wantzen, Leben, S. 1052 (26.2.1943); zum Thema »Gasmaske« Stuttgarter Neues Tageblatt, 12.1.1943, Die Glocke, 28.1.1943, Solinger Tageblatt, 24.1.1943, Offenburger Tageblatt, 25.1.1943; vgl. zum Thema »Kraft durch Furcht«: Kästner, Das Blaue Buch, S. 99 (18.2.1943); Heiber (kommentierend), Goebbels-Reden (1971), Bd. 2, S. 328; Schumann, Grundlegender Umschwung (1982), S. 194; Herbert, Fremdarbeiter (1985), S. 238–241; Kundrus, Volksgemeinschaft, S. 132; u.v.m.
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Goebbels-Tgb., 23.1., 25.1., 28.1., 3.3., 25.4., 14.5.1943; Stresau, Als lebe man, S. 336f. (19.5.1943); Westfälische Tagesztg., 19.5.1943, zn. VEJ
 11/26; Ley-Rede zn. VEJ
 11/17; Schottlaender, Trotz allem, S. 48f.











6 Mehr als 35000 Todesurteile gegen Deutsche
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Zur Militärgerichtsbarkeit grundlegend Messerschmidt, Wehrmachtjustiz: zu Tatbeständen S. 70–76, zu K. Sack S. 88f., 197f., zur Statistik S. 165–173, zu Standgerichten u. Endphasenverbrechen (Schwinge, Schweling, Hülle, Grünewald) S. 411–420, 444–446, zu v.Bothmer, S. 262f.; Schlüter, Urteilspraxis, S. 100; zu Johann Maier Feldmann, Domprediger, S. 44–60, 166–185; Seeliger, Prozess, in: Groenewold u.a. (Hg.), Lexikon (siehe Literaturverzeichnis).
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Goebbels-Rede in Kassel, 5.11.1943, zn. Heiber (Hg.), Goebbels-Reden, Bd. 2, S. 282f.; zu den nicht reichsdeutschen Angeklagten Marxen, Volksgerichtshof, S. 31–33; Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, Todesurteile gegen Wehrmachtangehörige, S. 162, 168f., Todesurteile gegen Gefangene und ausländische Zivilisten, S. 233f.; Schlüter, Terrorinstanz, S. 94f.
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Moltke an Curtis, 25.3.1943, zn. Moltke, Bericht, S. 33; Stresau, Als lebe man, S. 255 (31.5.1942), 336f. (19.5.1943), S. 339 (29.5.1943).











1 Ziellos kämpfend in den sicheren Untergang
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Neumann, Behemoth, S. 583; Feldpostbrief v.Manfred Hahn, 16.7.1944, zn. MSPT
 -Konv.; Messerschmidt, Wehrmachtjustiz, S. 401; Schmitt/Westenberger, Der feine Unterschied, S. 109–113, 204f.; zum Eisernen Sparen auch Hoffmann, Stadtsparkasse, S. 510f.; Kratz, Sparen, S. 73–77; Müller, Gesamtstatistik, S. 128; Granzow u.a., Gottvertrauen, S. 46, 56–58; Wantzen, Leben, S. 1052, 1086, 1099f., 1105, 1107, 1125, 1141.
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Zu Dörrenbach Bissoir, Kriegstagebuch, S. 7; Meyer, 12. SS
 -Panzerdivision, Bd. 1, S. 11–16; die Mitteilung Erichs, 14.6.2008, http://www.forum-der-wehrmacht.de/index.php?thread/6857-reichsausbildungslager-greibensee-frage/
 (12.8.2024); Lucks, Kainsmal, S. 168–180; Gollwitzer/Bildt, Briefe, S. 237f. (13.5.1944).











2 Himmler bringt wankende Gauleiter auf Linie
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Backes Menükarte, BA
 rch Nl 1075; Goebbels-Tgb., 8.5.1943; Eigruber, Hitlerprotokolle (auch zu Hitlers Bemerkung über Stalin), S. 25–28; Deportationsanordnung Himmlers, 21.5.1943, zn. VEJ
 11/29; Wantzen, Leben, S. 1092f., 1150, 1156.
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Communiqué zn. Straßburger Neueste Nachrichten, 9.10.1943; Eigruber, Hitlerprotokolle, S. 35–47; zur erweiterten Musterung Muehlon-Tgb., S. 1121 (8.10.1943); Goebbels-Tgb., 7.10.1943; Schlange-Schöningen, Am Tage, S. 174–179.
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Himmler, Geheimreden, S. 169, 171; Goebbels-Tgb., 15.6.1944; Stresau, Als lebe man, S. 367 (17.10.1943).














2 Himmler bringt wankende Gauleiter auf Linie
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Himmler, Rede, 6.10.1943, zn. Ders. Geheimreden, S. 162–183; ebd. Redeauszüge zur »Judenausrottung«, S. 200–205; Goebbels-Tgb., 7.10. (Himmler-Rede), 6.11.1943 (Lauterbacher), 29.2.1944 (Himmler vor den Leitern der Reichspropagandaämter); Lauterbacher, Südhannoversche Ztg., 28.3.1944, zn. Stresau, Als lebe man, S. 415f.











3 Massenmorde als Mittel zum politischen Zweck
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Krapoth zn. Römer, Soldaten, S. 94, 448; Goebbels-Tgb., 22.12.1940, 12.9., 18.12.1941, 12.9.1942, 10.5.1943, 4.3.1944; Goebbels’ Artikel »Mimikry«, Das Reich, 20.8.1941, zn. VEJ
 6/193; zu den teils verständnisvollen polnischen Reaktionen auf den Novemberpogrom von 1938 in Polen Aly, Europa, S. 258–263; Hitler zu Wien Tischgespräche (1951), S. 118f.; Eigruber, Hitlerprotokolle, S. 47.
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Aufzeichnung über die Unterredung Hitlers mit Horthy, 18.4.1943, zn. Hillgruber (Hg.), Staatsmänner, Bd. 2, S. 245f. Horthys Argumentation folgte der Vorlage des Diplomaten Andor Szentmiklóssy (1893–1945), Szinai/Szücs (Hg.), Confidential Papers, S. 371, 373; Gerlach/Aly, Letztes Kapitel, S. 85.
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Knochen zn. Klarsfeld, Vichy, S. 361; Herbert, Best, S. 306; Goebbels-Tgb., 11.7.1941; Michel (MB
 iF), Wirtschafsbericht, Okt. 1940, BA
 rch R 2/265, Bl. 73f.; Michel an RWM
 , 22.9.1941, SAEF
 57046; ähnlich für Nov. 1940, BA
 rch R 2/14566, Bl. 270ff.; Michel an RWM
 (Fritz Klesper [*1900], Joerges), 22.9.1941, AN AJ
 40/615; Abetz zu Gelich (ital. WaKo), 3./4.7.1942, zn. Carpi, Between, S. 220; Ferdinand Niedermeyer (*1874) an Drueke (beide MB
 iF), 4.7.1942, BA
 rch RW
 35, 1188; Niedermeyer, Bericht Nr. 1, 20.11.1944, BA
 rch RW
 35, 1191, Bl. 14; vgl. Aly, Hitlers Volksstaat, S. 243f.
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Abetz zn. Klarsfeld, Vichy-Auschwitz, S. 392; Besprechung der dt.u. französischen Polizeichefs über die Massenfestnahme von Juden im Großraum Paris, 2.7.1942, VEJ
 12/239; Hitler zu Kroatien Broucek (Hg.), General, S. 90; Treuhandverwaltung und Judenvermögen, 23.3.1945, BA
 rch F 627 P; VJP
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